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Vorwort des Herausgebers 
. 


m 31. März 1901 feierte Fürſt Chlodwig zu Hohenlohe⸗Schillings⸗ 

fürſt, der im Herbſt vorher das Amt des Reichskanzlers nieder⸗ 
gelegt hatte, zu Colmar im Hauſe ſeines Sohnes ſeinen Geburtstag. Nach 
dem feſtlichen Mahle nahm er den Unterzeichneten beiſeite und überraſchte 
ihn durch die Frage: „Wollen Sie mir helfen, meine Memoiren zu 
ſchreiben?“ An dieſe Frage knüpfte ſich eine Unterredung, in welcher der 
Fürſt mir ausſprach, daß es ſein Wunſch ſei, den Reſt ſeines Lebens 
dafür zu verwenden, ſeine ſchriftlichen Aufzeichnungen zu ordnen und deren 
Veröffentlichung vorzubereiten. Er wollte alle ſeine Papiere und Akten 
nach Schillingsfürſt ſchaffen und lud mich ein, ihn im Laufe des Sommers 
auf einige Wochen dort zu beſuchen. Da ſollte das Material der Arbeit 
geſichtet und deren Plan feſtgeſtellt werden. Für den Fall ſeines Todes, 
ſagte mir der Fürſt, werde ſein Sohn, Prinz Alexander, die Verfügung 
über ſeinen ſchriftlichen Nachlaß haben und in die Beziehungen zu mir, 
mit denen er einverſtanden ſei, eintreten. Die Entſcheidung über Einzel⸗ 
heiten wurde auf weitere Beſprechungen verſchoben, die im Laufe des 
Sommers ſtattfinden ſollten und die nicht mehr ſtattgefunden haben. Anfang 
Juli 1901 berührte der Fürſt Colmar noch einmal, als ein Sterbender. 
Wenige Tage darauf endete ſein Leben in Ragaz. So war es ihm nicht 
vergönnt, die letzte Arbeit, mit der er ſein langes und arbeitsreiches Leben 
abſchließen wollte, ſelbſt anzugreifen. Für den Prinzen Alexander und 
für den Unterzeichneten ergab ſich hieraus die Verpflichtung, den letzten 
Willen des Fürſten, ſoweit möglich, auszuführen. Freilich konnte nach 
dem Scheiden des Fürſten ſeine Abſicht nur in unvollkommener Weiſe 
erfüllt werden. Er hatte gehofft, bei Durchſicht ſeiner Aufzeichnungen 
und Akten ſeine Erinnerungen zu beleben und ſo ſein eigner Biograph 
zu werden. Nach ſeinem Scheiden kann es ſich nur darum handeln, 
die hinterlaſſenen Aufzeichnungen, ſoweit ſie zur Veröffentlichung geeignet 
ſind, gemäß dem Willen des Entſchlafenen weiteren Kreiſen bekannt⸗ 
zumachen. 

Seit dem Jahre 1866 hat der Fürſt ſeine Erlebniſſe und Eindrücke 
in fortlaufenden Aufzeichnungen, die er als ſein „Journal“ bezeichnete, 
niedergelegt. Die Mitteilungen dieſes „Journals“ werden ergänzt durch 
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Konzepte und Abſchriften von Berichten und Briefen, die der Fürſt ihres 
autobiographiſchen Wertes wegen für dieſen Zweck zurückgelegt hatte. 
Wäre es dem Fürſten vergönnt geweſen, die Redaktion ſeiner Denk⸗ 
würdigkeiten ſelbſt zu leiten, ſo würde er vermutlich das Journal und 
dieſe Aktenſtücke zu einer einheitlichen Darſtellung verſchmolzen haben. Da 
dies nicht geſchehen iſt, mußte der Herausgeber auf eine einheitliche 
Geſtaltung verzichten. Denn es konnte ihm nicht in den Sinn kommen, 
den ſchriftlichen Nachlaß des Fürſten nur als Material für eine 
Biographie zu verwerten. Eine Biographie gibt immer das Bild einer 
Perſönlichkeit, welches die Betrachtung ihres Wirkens in dem Geiſte 
des Verfaſſers geſtaltet hat. Selbſt wenn ich mir daher die Fähigkeit 
zutraute, eine Biographie des Fürſten zu ſchreiben, ſo würde mich der 
von dieſem empfangene Auftrag daran hindern. Denn dieſer ging 
dahin, daß ich ihm helfen ſollte, ſeine Memoiren zu ſchreiben. Die 
größte Zurückhaltung des Herausgebers war die Bedingung für die Er⸗ 
füllung dieſer Aufgabe. Hieraus erklärt ſich die Form des vorliegenden 
Werks, welche dem, was der Fürſt wünſchte, ſo nahe kommt, als dies 
nach ſeinem Tode zu erreichen war. Der Leſer ſteht nur dem Fürſten 
ſelbſt gegenüber, er hört ihn reden oder betrachtet die urkundlichen Belege 
ſeines Wirkens. Nur was von tatſächlichen Notizen für das Verſtändnis 
des Gebotenen unentbehrlich ſchien, iſt hinzugefügt worden. 

Für die Zeit vor dem Beginn des Journals hat der Fürſt nur 
Einzelaufzeichnungen über Reiſen, politiſche Reflexionen und Beobachtungen 
hinterlaſſen. Ein in Koblenz im Jahre 1842 begonnenes Tagebuch gibt 
für die Vergangenheit nur einige Notizen, die zur Unterſtützung des 
eignen Gedächtniſſes beſtimmt waren, und iſt auch für die Folgezeit un⸗ 
vollſtändig. Zur Ergänzung konnten Briefe an die Mutter und an die 
Schweſter, Prinzeſſin Amalie, benutzt werden. So iſt es gelungen, auch 
für die Jugend des Fürſten eine Selbſtdarſtellung ſeiner Entwicklung zu 
gewinnen, für deren fragmentariſchen Charakter die Authentizität des Ge⸗ 
botenen entſchädigt. 

Wertvolle Ergänzungen der eignen Aufzeichnungen des Fürſten boten 
dem Herausgeber Mitteilungen der verwitweten Prinzeſſin Konſtantin zu 
Hohenlohe, geb. Prinzeſſin zu Sayn⸗Wittgenſtein⸗Berleburg, und der über⸗ 
lebenden Schweſter des Fürſten, Prinzeſſin Eliſe zu Salm⸗Horſtmar. Dem 
gütigen Intereſſe beider hohen Frauen iſt es zu danken, daß auch in den 
ſpäteren Zeiten, in denen die eignen Aufzeichnungen des Fürſten ſich 
weſentlich auf Politik beſchränken, das perſönliche Leben und allgemeinere 
Intereſſen nicht unberückſichtigt bleiben. Dies gilt beſonders von den Mit⸗ 
teilungen der Frau Prinzeſſin zu Salm⸗Horſtmar über die letzten Monate 
des Lebens. 
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Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzog von Baden ſei an dieſer 
Stelle der Dank ausgeſprochen für die gnädige Erlaubnis zum Ab- 
druck einiger an den Fürſten gerichteter Briefe, welche insbeſondere die 
Kämpfe und Schwierigkeiten der Uebergangszeit von 1866 bis 1870 in 
lehrreichſter Weiſe beleuchten und zugleich ein ſchönes Denkmal des rück— 
haltloſen Vertrauens ſind, welches den Großherzog mit dem bayriſchen 
Staatsmanne verband. 

Für mannigfache Förderung der Arbeit durch Auskunft über bayriſche 
Verhältniſſe iſt der Herausgeber feinem Freunde Freiherrn Julius von Frey: 
berg in München zu warmem Danke verpflichtet. Ebenſo Herrn Profeſſor 
Friedrich in München, welcher die Redaktion der auf das Vatikaniſche 
Konzil bezüglichen Teile des Werks durch freundliche Mitteilungen und 
literariſche Hinweiſe gefördert hat. 


Straßburg, im Juli 1906. 


Friedrich Curtius. 
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1819 zu Rotenburg an der Fulda geboren. 

Sein Vater, Franz Joſeph, war am 26. November 1787 in 
Kupferzell geboren. Mit ſieben Jahren wurde er mit ſeinem Bruder Albert 
einem Inſtitut der Franziskaner in Parma zur Erziehung übergeben, von 
dem er keine freundlichen Erinnerungen mitnahm. Nach Vollendung ſeiner 
Erziehung in dem Thereſianum zu Wien trat er in ein ungariſches Huſaren⸗ 
regiment ein. 1804 vertauſchte er den öſterreichiſchen Dienſt mit dem 
preußiſchen und ſtand ein Jahr lang in einem Huſarenregiment zu Ansbach, 
welches Prinz Solms, der Gemahl der Schweſter der Königin Luiſe, 
ſpäteren Königin Friederike von Hannover, kommandierte. Nach der 
Mediatiſierung des Hohenloheſchen Landes verließ er den Militärdienit. 
Sein älterer Bruder Karl, der Stifter der Linie Hohenlohe⸗Waldenburg, 
trat ihm im Jahre 1807 mit Zuſtimmung der Agnaten die Herrſchaft 
Schillingsfürſt ab. Er wurde erblicher Reichsrat und bayriſcher Major. 
Sehr gegen ſeine Neigung und nur aus Liebe zu ſeiner Mutter hatte er 
der militäriſchen Tätigkeit entſagt. Die Verwaltung der wenig einträg⸗ 
lichen und mit einer ſchweren Schuldenlaſt behafteten Herrſchaft Schillings⸗ 
fürſt war eine undankbare Lebensaufgabe. Seit dem frühen Jünglings⸗ 
alter liebte er die Prinzeſſin Konſtanze zu Hohenlohe⸗Langenburg. Sieben 
Jahre lang hinderten die äußeren Verhältniſſe die erſehnte Verbindung, 
bis die beiden Schwäger, der Landgraf Viktor Amadeus von Heſſen⸗ 
Rotenburg, welcher in zweiter Ehe mit der Prinzeſſin Eliſe von Hohen⸗ 
lohe⸗Langenburg, der Schweſter der Prinzeſſin Konſtanze, vermählt war, 
und Graf Moriz Fries, der Gemahl der Schweſter des Fürſten, Prinzeſſin 
Thereſe, durch die Ausſetzung eines Jahresgehalts die pekuniären Schwierig⸗ 
keiten beſeitigten. Am 30. März 1815 wurde die Ehe geſchloſſen, welche 
den Fürſten durch ein reiches Familienglück für den Verzicht auf militäriſche 
Erfolge entſchädigen ſollte. Das junge Paar lebte zuerſt auf dem Gute 
des Grafen Fries in Vöslau bei Wien, dann abwechſelnd in Schillings⸗ 
fürſt und Rotenburg. Der Landgraf nämlich, welcher kinderlos war, 
hatte die Söhne ſeines Schwagers zu Erben ſeines Allodialbeſitzes aus⸗ 
erſehen und wünſchte an deren Erziehung teilzunehmen und ſich ihrer 
hoffnungsvollen Entwicklung zu erfreuen. Die Hin⸗ und Herreiſen zwiſchen 
Fürſt Hohenlohe, Denkwürdigkeiten. I 1 


Sz Chlodwig zu Hohenlohe⸗Schillingsfürſt wurde am 31. März 
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Schillingsfürſt und Rotenburg nahmen in den Jugenderinnerungen des 
Fürſten Chlodwig die erſte Stelle ein. 

Ueber den Charakter des Fürſten Franz ſchreibt ſeine älteſte Tochter, 
die verewigte Fürſtin Thereſe von Hohenlohe-Waldenburg: „Das Verlaſſen 
der militäriſchen Karriere trübte ſein ganzes Leben. Er hatte überhaupt 
einen melancholiſchen Zug, dabei war er aber ſehr witzig und konnte ſehr 
heiter ſein. Er war unendlich gütig, leutſelig und liebenswürdig, und 
jedermann hatte ihn gern. Für Geſchichte und Politik intereſſierte er ſich 
lebhaft und ſagte ſtets, er habe einen prophetiſchen Geiſt: es iſt wahr, 
er hat manches vorausgeſehen. Nur ungern entſchloß er ſich, ſein ihm 
liebes, ſtilles Daheim in Schillingsfürſt zu verlaſſen und faſt alljährlich 
mit der großen Familie nach Heſſen zu ziehen, aber er brachte, den Brüdern 
zuliebe, dem guten Onkel Viktor dieſes Opfer. Auch den Aufenthalt in 
Corvey!) liebte er nicht ſehr und ſehnte ſich ſtets nach Süddeutſchland 
zurück.“ Zur Ergänzung dieſer Charakteriſtik ſeien noch die Worte einer 
langjährigen Hausgenoſſin, der Erzieherin der Fürſtin Thereſe, Frau 
Schneemann geb. Freiin von Etzdorff, angeführt. „Der Stern und die Leuchte 
ſeines Lebens,“ ſchreibt ſie über den Fürſten Franz, „war die Liebe zu 
ſeiner Gattin. Deren hoher Geiſt, ihre Charakterſtärke und ihre treue Liebe 
haben das höchſte Verdienſt. ‚Meine Frau trägt ihren Namen (Konſtanze) 
mit Recht, ſagte er einſt, da er ihre liebevolle und geduldige Pflege in 
einer längeren Krankheit lobte. Er hatte nicht viel ſtudiert, aber inſtinktiv 
hatte er über viele Dinge ein beſſeres Urteil als mancher Gelehrte. Geſchichte 
war ihm ein liebes Studium und erhielt ſein Urteil klar und unparteiiſch. 
Er hatte keine Standesvorurteile, ehrte die Arbeit und die braven, recht⸗ 
ſchaffenen Menſchen in jedem Lebensverhältnis. Die Joſephiniſche Luft, 
welche damals die höheren Schichten, auch in Oeſterreich, für eine Zeit 
wenigſtens gereinigt hatte, hatte wohltätig auf ihn gewirkt. In guten 
Stunden war ſein geiſtreicher Witz entzückend. Und nun ſein Leben in 
der Familie! Dem Vaterlande konnte er in jener Zeit nichts fein, jo ließ. 
er im Hauche ſeiner Vaterliebe ſeine Kinder um ſich herum erblühen. 
Viele Abende verlebte er in ihrem Kreiſe, und alle umfaßten ihn mit dem 
gleichen ſchrankenloſen Vertrauen. Die Fürſtin war Ariſtokratin, aber ihr 
unerbittlicher Verſtand erſparte ihr die Verirrungen, die andre ſich zu⸗ 
ſchulden kommen laſſen. Dazu kam die ſchöne Humanität und beider ſo 
aufgeklärte religiöſe Anſichten, die allen ihren Handlungen den Stempel 
aufdrückten. Im wahren Sinne des Wortes waren beide edle Fürſten 
und waren es, weil ſie edle Menſchen waren.“ 

Während die Söhne katholiſch erzogen wurden, folgten die Töchter 


) Siehe Seite 4. 


| 


Aus der Jugend (1819 bis 1847) 5 


der Konfeſſion der proteſtantiſchen Mutter. Religiöſe Duldung war alfo 
die Grundlage und die Vorausſetzung eines glücklichen Familienlebens, und 
die Tendenz, welche das politiſche Wirken des Fürſten Chlodwig beherrſcht 
hat, war ein natürliches Ergebnis ſeiner Kindesliebe und ſeines innigen 
Verhältniſſes zu den proteſtantiſchen Schweſtern. 

Den erſten Unterricht empfing der Knabe zuſammen mit ſeinem am 
10. Februar 1818 geborenen Bruder Viktor, dem ſpäteren Herzog von 
Ratibor. Den erſten Bericht über das Leben und Lernen der Kinder gibt 
der folgende Brief der Mutter an eine Freundin: 


Rotenburg, 13. Februar 1826. 

Chlodwig iſt ſehr witzig in feinen Lehrſtunden und macht 
tauſend Poſſen, die den Hofmeiſter ins Lachen bringen. Beide Buben 
lernen jetzt auch Klavier. Pater Ildephons gibt ihnen die Religionsſtunden 
ſo außerordentlich gut und fängt es ſo gemütlich an, daß ich mich nicht 
genug darüber freuen kann . . . Nachmittags war große Kindergeſellſchaft, 
wo denn eifrig Sprichwörter geſpielt wurden, was überhaupt alle Sonntage 
geſchieht. Unter anderm führten ſie neulich auf ‚die Wurſt nach der Speck⸗ 
ſeite werfen‘, da war Chlodwig die Speckſeite und Philipp Ernft ') die 
Wurſt, welche durch Otto Queſſel mit ſolcher Gewalt gegen den Chlodwig 
geworfen wurde, daß die unglückliche Wurſt auf dem Boden liegend in 
ein gräßliches Geſchrei ausbrach. Chlodwig ſollte neulich in der Geographie 
ſagen, wie man diejenigen Perſonen nenne, welche die Aufſicht hätten, 
daß die Untertanen ihre Geſetze hielten. Da ſagte er: ‚die Obertanen.“ 
Geſtern war hier Theater, nämlich eine Art Panorama, wo die Schlacht 
bei Leipzig vorgeſtellt wurde. Da deutete der Mann auf Figuren, welche 
die alliierten Mächte vorſtellten, worauf Chlodwig ſagte: ‚ich ſehe ja keine 
Mägde. Neulich ſollte er jagen, wie viel die Hälfte von 10 ſei, da ſagte 
er 0, weil man einen Strich durch die 1/0 machen könne. 

Von dem Winteraufenthalt in Rotenburg 1830 bis 1831 berichtet 
das Koblenzer Tagebuch:) „zerrüttete Geſundheit des Körpers und Geiſtes. 
Schreckbilder.“ 

Von 1832 bis 1833 beſuchten die drei Prinzen Viktor, Chlodwig und 
Philipp Ernſt das Gymnaſium zu Ansbach. Im Sommer 1833 machte 
Chlodwig das Scharlachfieber durch, und auch für den Herbſt 1833 iſt in 
dem Tagebuch wieder „Krankheit“ notiert. 

Im Oktober 1833 wurden Viktor und Chlodwig in die Tertia des 
Gymnaſiums zu Erfurt aufgenommen. „Freudloſes und freundloſes Leben,“ 


) Der dritte der Brüder, geboren am 24. Mai 1820. 
) Siehe die Vorrede. 
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ſo charakteriſiert das Tagebuch die Erfurter Anfänge. 1834 rückte der 
Prinz nach Sekunda auf. Im Herbſt dieſes Jahres heißt es: „Ankunft 
der ganzen Familie auf dem Neuerbe. Allgemeine Krankheit.“ Am 12. No⸗ 
vember 1834 war nämlich der Landgraf Viktor Amadeus geſtorben und 
hatte ſeinen Allodialbeſitz, das Herzogtum Ratibor in Schleſien, das Fürſten⸗ 
tum Corvey in Weſtfalen und die Herrſchaft Treffurt im Regierungsbezirk 
Erfurt ſeinen Neffen, den Prinzen Viktor und Chlodwig, hinterlaſſen. 
Corvey wurde ſeit dieſer Zeit der regelmäßige Aufenthalt der Familie. 

Aus dem Sommer 1835 ſtammt der erſte uns erhaltene Brief des 
Prinzen. Er iſt auf einer Fußreiſe durch den Harz geſchrieben und vom 
Brockenhaus, 12. Juni 1835, datiert. Der Brief ſchildert den Weg durch 
das „romantiſch fürchterlich ſchöne Bodetal“ und berichtet mit Genug⸗ 
tuung von den Ergebniſſen botaniſcher Bemühungen. Auf dem Brocken 
hat er „Trientalis Europaea“ und „Brockenmyrthe“ gefunden. 

Die Sommerferien verlebte die Familie wieder in Corvey, von wo 
mit dem Bückeburger Hofe Verkehr gepflegt wurde. Ueber das geſellige 
Leben während der Schulzeit berichtet der folgende Brief an die Schweſter 
Amalie, !) die, anderthalb Jahre jünger als der Prinz, als dieſer zum 
Jünglinge heranreifte, immer mehr ſeine vertraute Freundin wurde. 


Erfurt, 3. März 1836. 

. .. Geſtern Abend waren wir beim Kreisphyſiko, wo wir uns ſehr 
gut unterhalten haben, obgleich die Geſellſchaft nicht ſehr zahlreich war. 
Zuerſt wurden Charaden aufgeführt und dann nach dem Klavier getanzt, 
das Herr Golde ſpielte. Heute abend werden wir auf einige Stunden 
auf den Kaſinoball gehen, da wir hin müſſen, weil es ſchon der zweite 
iſt, zu dem wir geladen find und wir den erſten nicht beſuchten ... 

Ketſchau hat uns geſtern ein ſehr ſchönes, ſelbſtkomponiertes Lied 
für Baßſtimme mitgebracht, wir ſtudieren es jetzt ein, und es wird Euch 
gewiß ſehr gefallen. Guſtels ?) neues Klavier iſt vortrefflich und hat, wie 
Ketſchau jagt, einen beſſeren Ton als das in Corvey; Guſtel ſpielt auch 
ſehr eifrig darauf. 

Noch vergaß ich Dir zu ſchreiben, daß wir neulich in Weimar uns 
ſehr gut unterhalten haben. Es wurde eine neue Oper von Auber ge⸗ 
geben, ‚Die Ballnacht“, mit ungeheuerm Pomp. Von der Muſik weiß ich 
nichts mehr, denn der Großherzog, 3) neben dem ich ſaß, ſprach faſt immer 
mit mir. Die Herrſchaften in Weimar ſind doch unmäßig artig. Auf 


) Geboren am 31. Auguſt 1821. 

) Der ſpätere Kardinal, geboren am 26. Februar 1823, welcher wie Prinz 
Philipp Ernſt ebenfalls das Gymnaſium zu Erfurt beſuchte. 

3) Karl Friedrich (1828 bis 1853). 
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nächſten Sonntag haben fie uns zum Konzert eingeladen, natürlich gehen 
wir nicht hin. Auch von einem Hofball ſprach der Großherzog. 

Mündlich haben wir uns viel zu erzählen, und ich ſehe auch mit Freuden 
den Oſterferien entgegen. Indem ich alles grüßen, küſſen und empfehlen 
laſſe, bin ich Dein Dich herzlich liebender und ſich freuender Chlodwig. 

Im Herbſt 1836 notiert das Tagebuch: „Schrecken vor dem Abi⸗ 
turienteneramen. Einſame Spazierritte.“ 

Auf das Geſuch des Fürſten Franz Joſeph genehmigte der Miniſter 
Altenſtein durch Erlaß vom 28. April 1837, daß die Prinzen Viktor und 
Chlodwig ausnahmsweiſe ſchon nach einem Beſuch der Prima von etwas 
mehr als einem Jahre zur Abiturientenprüfung zugelaſſen wurden. Ueber 
den glücklichen Ausgang der Prüfung berichtet der folgende Brief an die 


Schweſter: 
Erfurt, 1. Juni 1837. 

Heute der letzte Brief aus Erfurt, vielleicht ſind wir früher da als 
er. Heute Morgen iſt nämlich das Examen abgemacht worden. Denke 
dir, von 8 bis 1 Uhr mußten wir herhalten, um auf den Zahn gefühlt 
zu werden. Wir ſind, wie natürlich, nicht unzufrieden mit der Beendigung 
dieſer Geſchichte, teils weil gewiß jeder gern ein Examen im Rücken hat, 
teils weil die Abreiſe uns mit Freude erfüllt. Wir haben das Zeugnis 
noch nicht. Der Landrat Türk (Prüfungskommiſſar) erklärte uns aber am 
Schluſſe dieſes Aktes für vollkommen reif. Frei ſind wir jetzt auch von 
Sorgen, daher auch mehr in Corvey bei Euch als hier. Es wird ſehr 
fleißig eingepackt und, wie man zu jagen pflegt, ‚rumort‘. Viſiten werden 
wir morgen machen, ein Schock ungefähr. Es hat doch immer etwas 
Wehmütiges, von Menſchen ſich zu trennen, mit welchen man drei Jahre 
zuſammen gelebt hat. Doch die Hoffnung beſiegt das Unangenehme der 
Gegenwart, die Hoffnung des Wiederſehens alles... 

Am 3. Juni fand die feierliche Entlaſſung der Prinzen ſtatt. In 
ſeiner Abſchiedsrede ſagte der Direktor Straß: „Es iſt der Triumph des 
Jahrhunderts und der Wiſſenſchaften, daß deutſche Fürſtenſöhne, weit 
entfernt, nur die Verdienſte großer Ahnen ſtatt eignen Werts für ſich 
geltend machen zu wollen, durch raſtloſes Streben nach eignem wahren 
Wert ſich ihrer Ahnen würdig zeigen und dem Neid und der Scheelſucht 
jeden Vorwand rauben, ihnen die Anerkennung zu verſagen, die ſie mit 
verſtärktem Rechte fordern können. Indem ſie mit jedem in die Schranken 
treten, der nur durch ſich ſelbſt, durch das, was er ſelbſt iſt, Beachtung 
gewinnen kann, beſchämen ſie nicht nur die geldſtolze Trägheit, die vor⸗ 
nehm ſich ſpreizende Leerheit, die anmaßende Unwiſſenheit, die ſich vor⸗ 
drängende Roheit, die ränkevolle, ſchleichende Heuchelei, ſondern erwerben 
ſelbſt einen höheren Rang unter den ihnen Ebenbürtigen.“ 
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Das Zeugnis der Reife des Prinzen Chlodwig rühmt ſein ſittliches 
Verhalten, ſeine Anlagen und ſeinen Fleiß: „Stets durch ſittlichen Ernſt 
und Anſtand ausgezeichnet und mit echtem Ehrgefühl bemüht, in jeder 
Beziehung tadelfrei zu ſein und durch inneren Wert zu gelten, behauptete 
ſich derſelbe unausgeſetzt in der aufrichtigen Achtung ſeiner bisherigen 
Kommilitonen und in der herzlichen Zuneigung ſämtlicher Lehrer. Die 
guten Anlagen des Prinzen, früh geweckt und entwickelt, fanden in den 
Wiſſenſchaften eine anziehende Beſchäftigung. Aufmerkſamkeit und rege 
Teilnahme an allen Gegenſtänden des Unterrichts war ſtets ſichtbar und 
wurde durch anhaltenden Fleiß in den Aufgaben und durch vielfache Privat⸗ 
arbeiten bewieſen.“ Bei Beurteilung der Leiſtungen des Prinzen in den 
einzelnen Fächern wird beſonders im Deutſchen ſeine „Gewandtheit, die 
Aufgaben zu durchdringen und logiſch zu ordnen“, gerühmt. „Er ſchreibt,“ 
heißt es weiter, „korrekt und fließend und entwickelt in poetiſchen Verſuchen 
viel Lebhaftigkeit und Phantaſie.“ 

Am 23. Juni wurde der Prinz in Göttingen immatrikuliert und hörte 
noch in dieſem Sommer Inſtitutionen bei Mühlenbruch. Im September 
wurde von Corvey aus eine Reiſe über Driburg nach Paderborn, Iſer⸗ 
lohn, Barmen und Elberfeld, Köln, Bonn und Neuwied ausgeführt. Das 
noch vorhandene Tagebuch dieſer Reiſe enthält heitere und lebendige 
Schilderungen und zeugt von der regen Wißbegierde des jungen Reiſenden. 
Im Winter 1837/38 hörte der Prinz Pandekten bei Mühlenbruch „ohne 
Verſtand“, wie das Tagebuch berichtet, außerdem Logik und Einleitung 
in die Philoſophie bei Herbart. 

Von den Oſterferien in Corvey meldet das Tagebuch nur: „Senti⸗ 
mental. Schöner April. Lektüre des Werther.“ 

Das Sommerſemeſter 1838 ſtudierte der Prinz in Bonn. Das Tage⸗ 
buch nennt die Standesgenoſſen unter den Kommilitonen: den Erbgroß— 
herzog von Mecklenburg⸗Strelitz, die Prinzen von Schaumburg-Lippe, von 
Löwenſtein, den ſpäteren Herzog Ernſt II. von Sachſen und deſſen Bruder, 
den Prinzen Albert, ſpäteren Gemahl der Königin Viktoria. 

Ueber das geſellige Leben in Bonn berichtet ein Brief an die Prinzeſſin 
Amalie: 

Bonn, 20. Juli 1838. 

. . . Unſre hieſige Lebensweiſe iſt in Studien und Vergnügungen 
genau geteilt. Einen Brief hatte ich an dich zu ſchreiben begonnen, deſſen 
Ende der bückeburgiſche Beſuch verhinderte. Wir wurden nach Godesberg 
eingeladen, wo unſer ein ſplendides Diner harrte. Der Fürſt war ſehr 
freundlich, die Fürſtin auch, jedoch ſchien ſie mir noch mehr zu ſpähen 
denn ehemals; ſei dies nun, weil ſie uns nicht recht traute, oder um zu 
unterſuchen, welche von den acht Prinzen gute Ehemänner für ihre Töchter 
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ſein könnten. Ich konnte nicht das Glück haben, lange mit ihr zu ſprechen, 
da ich nicht oft neben ſie zu ſitzen kam. Den Abend ward auf die Ruine 
Godesberg geſtiegen, wo ein alter Graf Beuſt den Grafen Erbach zur 
allgemeinen Beluſtigung eine Weinbergsmauer hinunterredete. Beide waren 
nämlich ſo tief im Geſpräch verſunken, daß ſie nicht merkten, wie ſie ſich 
dem Abgrund näherten, bis Erbach unten lag, natürlich ohne ſich zu 
beſchädigen. Den folgenden Tag war ein Diner von Profeſſoren bei dem 
Fürſten, dem wir nicht beiwohnten. Nachmittags machten wir mit der 
fürſtlichen Familie eine Partie auf die Roſenburg, den Kreuzberg und 
tranken in Godesberg Tee. Wo man ſich denn allerſeits empfahl. Die 
Prinzeſſin Mathilde!) ſieht ſehr wohl aus. 

Am Montag kommt der Herzog von Koburg, )) von England zurück⸗ 
kehrend, hierher . .. Du ſiehſt, es geht hier ziemlich bunt zu. Wir ſammeln 
für die Zukunft Samen, der nützliche Früchte bringen wird. 

Unſre Schwimmübungen von 1 bis 3 Uhr jeden Tag ſind höchſt 
angenehm. Die Geſellſchaft — der Erbprinz, der Prinz von Koburg, 
Prinz von Löwenſtein, Erbach und wir — iſt immer ſehr vergnügt und 
laut. Einen Kahn haben wir uns zurechtmachen laſſen, auf dem ſämtliche 
Fahnen wehen, in welchem wir uns ſelbſt rudern. 


Mit Beginn der Ferien 1838 trat der Prinz mit ſeinen Brüdern 
Viktor und Philipp Ernſt eine Schweizer Reiſe an. Die Reiſenden fuhren 
den Rhein hinauf nach Mannheim und Leopoldshafen. Dort wurde das 
Dampfſchiff verlaſſen. Die Reiſe ging nun über Karlsruhe, Baden, Frei⸗ 
burg, durch das Höllental nach Schaffhauſen, Zürich, Zug, über den Rigi 
nach Luzern, Langnau, Bern, ſchließlich über Lauſanne nach Genf, wo im 
Hotel des Bergues abgeſtiegen wurde. Nach einem Ausfluge nach Chamonix 
ließ man ſich zum Zwecke franzöſiſcher Studien in Plongeon bei Genf 
nieder. Der Aufenthalt ſcheint nicht ausſchließlich für Bildungszwecke 
benutzt worden zu ſein, denn das Tagebuch meldet: „Torheiten, ſchöne 
Abende, Erinnerungen! Philipp Ernſt und ich im Kaſtanienſchatten ſorgen⸗ 
voll. Miß Jones.“ 

Im November verlegten die Prinzen ihren Aufenthalt nach Lauſanne, 
wo zuerſt, vermutlich mit Bezug auf die anmutigen Erlebniſſe in Plongeon, 
„traurige Tage“ notiert werden. Ein Brief an die Schweſter vom 
18. Dezember iſt in franzöſiſcher Sprache geſchrieben und bekundet den 
Fleiß und das eifrige Bildungsſtreben des Prinzen. Von der waadt⸗ 
ländiſchen Ariſtokratie, welche die deutſchen Prinzen mit Zuvorkommenheit 
aufnahm, werden M. de Blonay, Mesdemoiſelles de Seigneur und Madame 


) Spätere Herzogin von Württemberg (1818 bis 1891). 
2) Ernſt I. (1784 bis 1844). 
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de Gingins genannt, ferner der Baron de Chavette, deſſen Gattin eine 
Tochter des Due de Berry war. Vorleſungen in der Akademie werden 
gehört und die Sitzungen der waadtländiſchen Volksvertretung fleißig 
beſucht. Um 12 Uhr pflegt der Prinz „allein ſpazieren zu gehen und 
ſeinen Gedanken Audienz zu geben, die teils in Erinnerungen, teils in 
Plänen, teils auch in soi-disant philoſophiſchen, wenn nicht miſanthropiſchen 
oder philanthropiſchen Reflexionen beſtehen“. Sieben junge Leute in der 
Penſion, außer den drei Prinzen zwei Kantakuzenes, ein Holländer und 
ein Schweizer, vereinigen ſich zu einer Geſellſchaft, die einen Präſidenten, 
einen Vizepräſidenten und einen Sekretär hat und in franzöſiſcher Sprache 
über politiſche Gegenſtände disputiert. „Wir ſtreiten gewöhnlich,“ heißt 
es in einem Briefe an die Prinzeſſin Amalie vom 15. Januar 1839, „über 
Politik. Da wird denn der Streit zuweilen ſo ſtark, daß alle blaß, grün 
und rot werden. Wir verteidigen unſre Sache, ſie als Liberale die ihrige. 
Nachher iſt aber alles beim alten. Jeder bleibt bei ſeiner Meinung. Wir 
ſind jetzt ſehr oft im Grand Conſeil du Canton de Vaud geweſen, der 
legislativen Verſammlung. Da kommt oft grauenhaftes Zeug zutage, 
ſowohl in politiſcher als in logiſcher Hinſicht. Denn das hieſige Bauern⸗ 
volk hat einen gewiſſen gebildeten Anſtrich, der aber ſchlimmer iſt als 
keine Bildung. Ihre Kultur iſt nur Farbe. Dann brüſten ſich aber dieſe 
Kerle mit ihrer Weisheit, rühmen ihre ſchöne Republik u. ſ. w. Ich bin 
nie mehr Monarchiſt und Ariſtokrat geweſen als hier in dieſer Republik. 
Ich haſſe jetzt mehr als jemals die Radikalen, da ich mehr als je hinter 
die Kuliſſen geſehen und ihre eigentlichen egoiſtiſchen Pläne erkannt habe. 
Uebrigens muß man auch vielen von den Leuten Gerechtigkeit widerfahren 
laſſen, wie z. B. dem Profeſſor Monnard, deſſen Namen Du vielleicht in 
der Zeitung geleſen haſt. Er iſt zwar als Radikaler verſchrien, aber nur 
ein ganz einfacher Republikaner, und das muß er auch in einer Republik 
ſein. Er iſt ein ſehr edler, mutiger Mann und der beſte Redner im Grand 
Conſeil. Es iſt ſehr intereſſant für uns, dieſe für uns neue Verfaſſung 
genau kennen zu lernen. 

Du kannſt Dir nicht denken, wie angenehm es iſt, in der Geſellſchaft 
Franzöſiſch zu ſprechen. Jetzt, da ich etwas Geläufigkeit habe, finde ich 
immer mehr, daß die franzöſiſche Sprache dazu geſchaffen iſt. Man kann 
den ganzen Abend ſprechen und hat dann doch nichts geſagt. Mehrere 
Franzoſen ſind indeſſen hier, von denen man bisweilen intereſſante Dinge 
erzählen hört, wie z. B. der bekannte Karliſt Chavette, ein höchſt liebens⸗ 
würdiger Mann.“ 

Vom 5. März bis 29. April machten die Prinzen eine Reiſe nach 
Italien, die ſie bis Neapel führte. In Rom trafen ſie mit dem Prinzen 
Albert von Koburg zuſammen. 


( 
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Im Mai 1839 wurde die Univerſität Heidelberg bezogen. Unter den 
Kommilitonen nennt das Tagebuch den Fürſten Karl Egon von Fürſten⸗ 
berg (geboren 4. März 1820), den Grafen Erbach⸗Erbach (geboren 27. No⸗ 
vember 1818), ferner die Badenſer Marſchall, Duſch und Sternberg. Die 
Briefe an die Schweſter bezeugen den großen Fleiß des Prinzen. Jeden 
Morgen von 5 bis 10 Uhr wird gearbeitet, dann beginnen die Vor⸗ 
leſungen, ) und erſt die Abendſtunden find der Erholung gewidmet. 


Heidelberg, 30. Juni 1839. 

. . . Die Auditorien boten bei der Hitze ein herrliches Schauſpiel dar, 
alle Studenten zogen ihre Röcke aus, was hier Mode iſt. Mir war das 
ſehr fatal, da alle dieſe ſonſt weiß geweſenen Hemdärmel die frühere 
Weißheit nur erraten ließen, auch übrige Folgen daraus ſich einſtellten. 

Jetzt wird hier tüchtig ſtudiert, Partien werden wenig gemacht, mit 
Ausnahme einiger abendlicher Spazierritte mit Fürſtenberg und Erbach, 
oder einiger Spaziergänge, die ich mit Sternberg und einem Herrn Uhde 
aus Dresden mache. Dieſer letztere, ein Freund von Sternberg, iſt ſehr 
geſcheit und angenehm. Dieſe Spaziergänge ziehe ich allen Partien vor. 
Beſonders großen, zahlreichen Spazierritten, für welche Erbach eine große 
Rage hat, wobei er dann gewöhnlich zu fünfen in einer Reihe durch die 
Straße reiten will. 


An die Mutter. 
Heidelberg, 5. Auguſt 1839. 

. . . Prinz Wilhelm von Preußen (Sohn Seiner Majeſtät), welcher 
den Nachmittag in Heidelberg erwartet wurde, kam erſt um 11 Uhr des 
Abends. Wir konnten alſo nicht daran denken, ihm dann noch Viſite zu 
machen. Heut erfuhren wir, daß er noch bis ½12 Uhr bliebe. Wir 
machten alſo (Viktor und ich) unſre Viſite heute ab. Wir wurden ſehr 
freundlich empfangen. Er erkundigte ſich, wie lange unſre Studien noch 
dauern würden ꝛc. . .. Es freute ihn wahrſcheinlich auch, daß wir uns 
nach ſeinem Befinden erkundigten, welches wirklich ſehr ſchlecht geweſen 
ſein ſoll. Zum Abſchied wünſchte er uns, indem er uns die Hand drückte, 
wir möchten noch recht gut ſtudieren, damit wir deſto beſſer praktiſch 
wirken könnten. Ein Wunſch, welcher mich perſönlich ſehr raſſüriert über 


) Der Prinz hörte im Sommer 1839 Lehnrecht, allgemeines europäiſches 
Völkerrecht und allgemeines und deutſches Staatsrecht bei Zachariä, Kriminalrecht 
bei Zöpfl, Pſychologie und Goethes Fauſt bei Reichlin⸗Meldegg, im Winter 1839 bis 
1840 deutſches Staatsrecht bei Morſtadt, katholiſches und proteſtantiſches Kirchen⸗ 
recht bei Zachariä, deutſche Staats⸗ und Rechtsgeſchichte bei Zöpfl und bei Reichlin⸗ 
Meldegg über die philoſophiſchen Syſteme Kants, Fichtes, Schellings und Hegels. 


10 Aus der Jugend (1819 bis 1847) 


meine künftigen Zivilpläne, da er doch vorausſetzen muß, man tritt in 
den Zivildienſt, wenn er einen guten Fortgang der juriſtiſchen Studien 
(dieſe hatte ich vorher angeführt) wünſcht. Auch ſcheint es folglich gar 
nicht aufzufallen, daß wir ſo lange nicht in Berlin geweſen ſind. Man 
ſetzt voraus, daß wir erſt etwas lernen, ehe wir uns präſentieren. Freilich 
ſind das alles Fiktionen, aber es läßt ſich doch ſo manches aus der Art 
und Weiſe der Unterhaltung ſchließen. 

Nachdem die Ferien in Corvey im Familienkreiſe fröhlich verlebt 
waren,) wurden die Studien in Heidelberg wieder aufgenommen und auch 
in der Weihnachtszeit nicht unterbrochen. „Stille Weihnachten“ meldet 
das Tagebuch. Am erſten Weihnachtstage ſchreibt der Prinz ſeiner Schweſter: 

„Ich leſe jetzt Müllers Briefe an Bonſtetten. Es iſt nichts, was 
einen gewöhnlichen Menſchen ſo erhebt, als zu ſehen, wie große Männer, 
leuchtende Phänomene der Geiſterwelt, durch ihre eignen Anſtrengungen, 
freilich begünſtigt durch Genie, zu einer Höhe gelangt ſind, an der wir 
andern armen Erdenbürger hinaufſchauen. Ich habe den Thomas a Kempis 
lateiniſch bekommen. Eine ganz andre Sache. Herrliche Kraftſprache, die 
im Deutſchen überſetzt immer etwas undeutſch wird. Auch kann man den 
Sinn nur da recht erfaſſen.“ 


Heidelberg, 25. Januar 1840. 

Unſer Leben iſt von mancherlei Kurzweil verſchiedener Abend- 
beluſtigungen durchflochten, die weniges zum Studium der ernſten Rechts⸗ 
wiſſenſchaft, weniges zum Studium der Menſchen, deren Studium umſonſt 
iſt, gar nichts zum Vergnügen beitragen. Doch darf ich nicht ungerecht 
ſein. Vor einigen Tagen habe ich mich mit Philipp Ernſt ſehr gut unter⸗ 
halten bei Graf Rantzau, der einen niedlichen Leſezirkel hat, wo Rollen 
verteilt ſind und danach Trauerſpiele geleſen werden. Den Abend wurde 
der Kaufmann von Venedig“ geleſen. Wir beide hatten auch Rollen. 
Man unterhielt ſich allgemein ſehr gut. 

Wir ſind in einem Entzücken über den freundlichen Brief, den uns 
Prinz Albert auf die ihm geſchriebenen Glückwünſche?) hat zukommen 


1) „Wie ſchön war es,“ ſchreibt die überlebende Schweſter des Fürſten, Prin⸗ 
zeſſin zu Salm⸗Horſtmar, „wenn die Brüder in den Ferien von der Univerſität 
nach Hauſe kamen und in das große Schloß in Corvey Leben brachten. In dem 
herrlich großen Zimmer ſaß meine Schweſter Amalie am Klavier und begleitete 
meinen Bruder Chlodwig, der einen ſchönen Bariton hatte, oder ſie ſangen auch 
Duette. Als kleines Kind ſah ich bewundernd zu den Geſchwiſtern auf. Oder 
meine Schweſter ſpielte auf der Harfe und ſang dazu. Die andern Brüder zeichneten 
viel, beſonders Philipp Ernſt, dem ein ſo kurzes Leben beſchieden war.“ 

) Zu feiner Verlobung mit der Königin Viktoria. 
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laſſen. Ein wahrhaft herzlicher, freundſchaftlicher Brief. Auf einen Ball, 
der nächſtens bei dem Großherzoge!) ſein wird in Mannheim, freue ich 
mich. Ich habe nun einmal die Manie, großſtädtiſches Weſen dem klein⸗ 
ſtädtiſchen vorzuziehen, wenn auch beides auf dieſelben Reſultate hinaus⸗ 
läuft. Die Soireen, die der Graf Rantzau bisweilen veranſtaltet, haben 
außer dem, daß man ſich daſelbſt amüſiert, noch den Vorteil, daß ſie an 
die Stelle des ekelhaften Teeſchlappertons und der médisances männlicher 
und weiblicher Kaffeeſchweſtern eine vernünftige Konverſation ſetzen und 
ſo vor dem horreur aller horreurs, den Abgeſchmacktheiten einer Tee⸗ 
geſellſchaft, wahren. Freilich il faut savoir s’ennuyer avec gräce! bien! 
mais je n’ai pas le temps de m’ennuyer. Auf der andern Seite muß 
ich freilich zugeſtehen, daß man ſich nicht jo unbedingt über langweilige 
Geſellſchaft erheben ſoll. Großenteils ſind wir ſelbſt ſchuld, wenn wir 
uns langweilen. Es gibt in jeder Geſellſchaft ein intereſſantes Element, 
welches nur aufgefunden und zutage gefördert werden muß. Wer ſich 
langweilt, meſſe die Schuld ſich ſelbſt zu und packe die Sache ſo an, daß 
ſie ihn nicht langweile. So ſaß ich neulich bei einem Souper neben einer 
jungen polniſchen Gräfin. Sie gilt für ſehr einſilbig und iſt es auch 
gewöhnlich. Mein guter Genius indeſſen führte mich auf einen Kon⸗ 
verſationsbeginn, der das angenehme Reſultat hatte, den wahrhaft 
lebendigen Geiſt und das elegante Franzöſiſch meiner ſonſt ſo einſilbigen 
Dame bewundern zu können. So iſt jeder ſelbſt ſchuld, wenn er ſich 
langweilt. Bei Leuten freilich, die keinen tiefen Geiſt und keine elegante 
Sprache aufzuweiſen haben, muß man ſich begnügen, deren Charakter zu 
ſondieren, deren Dummheit zu vergleichen mit der unſrigen, was mich oft 
zu angenehmen, oft zu traurigen Reſultaten führt, man muß ſich begnügen, 
Pſycholog zu fein, d. h. Geiſteskräfte⸗Erforſcher. Denn nur bei dieſem 
Prinzip kann man verſichert ſein, ſeinen eignen Charakter bei Hallunken, 
ſein bißchen Verſtand bei Schafen und ſeinen fröhlichen Sinn bei Toten⸗ 
gräbern zu bewahren. 


In einem Briefe vom 13. Februar 1840 erzählt der Prinz von 
muſikaliſchen Genüſſen und ſchließt mit dem Satze: „Ohne Muſik iſt der 
Menſch nur ein Halbmenſch.“ 

In einem Berichte über unintereſſante und leere Geſellſchaften heißt 
es: „So iſt es mir ſchon vorgekommen, daß ich ſo gleichgültig neben einer 
Dame ſtand, daß ich mich im ſtillen für das Repetitorium des nächſten 
Tags überhörte.“ Verletzend iſt dem Prinzen die Feindſeligkeit der in 
Heidelberg einheimiſchen Aufklärung gegen die „Pietiſten“. „Die größten 
Philoſophen,“ ſchreibt er, „ſind in ihren Forſchungen auf die Grund⸗ 


) Großherzog Leopold von Baden. 


| 
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wahrheiten des Chriſtentums zurückgekommen, haben die Größe von deſſen 
Wahrheit angeſtaunt — und unbedeutende Kreaturen, die noch nicht über 
ihre Stiefeln philoſophiert haben, wollen ſich losſagen vom Glauben, von 
wahrer Frömmigkeit.“ 

Anfangs März 1840 verlebte der Prinz den Karneval in Mannheim. 
Von da ſchreibt er am 2. März: „Geſtern war hier ein wahrhaft pracht⸗ 
voller Maskenzug: ein Jagdzug von den früheſten Zeiten deutſcher Ge⸗ 
ſchichte an bis auf die neueſte Zeit. Prächtige Kleidung, ſchöne Pferde, 
hundert Hauptperſonen und viel Train. Es waren die hieſigen Herren, 
Offiziere und andre, die das mit großer hiſtoriſcher Treue und vielem 
Aufwand aufführten.“ 

Nachdem die Oſterferien in Corvey verlebt waren, wurden die Studien 
im Frühling 1840 wieder aufgenommen.!) Die Briefe an die Schweſter 
rühmen die Lage der neuen Wohnung am Neckar. 

„Die Kollegien ſind noch nicht alle angegangen,“ ſchreibt der Prinz 
am 9. Mai 1840, „Mittermaier und Rau, zwei unſrer beſten Profeſſoren, 
ſind noch auf dem von mir ſchon ſo oft und auf jede Weiſe verdammten 
Landtage. Ich muß mich zuſammennehmen, Dir nicht noch ſtärkere Aus⸗ 
drücke für dieſe Lumpenverſammlung zu ſchreiben. Nie haben mich dieſe 
dummen Schwätzeranſtalten mehr geärgert als jetzt, wo wir ſelbſt darunter 
leiden. Wenn ich künftig irgend einmal kann, ſo ſoll dieſer Aerger ſich 
noch an dergleichen Inſtituten Luft machen.“ 

Im September desſelben Jahres folgte der Prinz einer Einladung 
des Prinzen Albert, der am 10. Februar der Gemahl der Königin Viktoria 
geworden war, nach Windſor. Leider find von dieſem engliſchen Auf- 
enthalte, der vom 20. bis 24. September dauerte, nur die Namen von 
Perſonen und Sehenswürdigkeiten notiert. Den Reſt der Herbſtferien 
verlebte der Prinz in Corvey. Unterbrochen wurde dieſer Aufenthalt durch 
eine Reiſe zu der Huldigung in Berlin am 15. Oktober und in Schleſien. 
Darauf folgten „fröhliche Hochzeitstage“ bei der Vermählung der älteſten, 
am 19. April 1816 geborenen Schweſter Thereſe mit dem Fürſten Friedrich 
Karl zu Hohenlohe-Waldenburg, welche am 26. November 1840 zu Langen⸗ 
burg gefeiert wurde. Bald darauf trat die ſchwere Erkrankung des Fürſten 
Franz Joſeph ein, welche indeſſen den Prinzen nicht hinderte, den Abſchluß 
ſeiner Studien zu betreiben. Zur Vorbereitung auf das Examen wurde Bonn 
gewählt. „Hier die Wintermonate ſtill und traurig,“ ſagt das Tagebuch. 


) Der Prinz hörte im Sommerſemeſter 1840 Geſchichte des römiſchen Privat⸗ 
rechts und Prozeſſes und römiſches Erbrecht bei Deurer, Zivilprozeß bei Mitter⸗ 
maier, Naturrecht bei Röder, Nationalökonomie bei Rau, endlich bei Zöpfl ein 
Privatiſſimum über deutſches Staatsrecht und ein Zivilprozeßpraktikum und Re⸗ 
latorium, ebenfalls privatiſſime. 


— — ͥ — 
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Am 14. Januar 1841 ſtarb der Fürſt Franz Joſeph. „Traurige 
Reiſe nach Corvey. Rückkehr nach Bonn,“ heißt es in dem Tagebuch. 
Zunächſt wurde nun die Vorbereitung auf das Auskultatorexamen beendigt. 
Am 3. April beſtand der Prinz die Prüfung in Koblenz. Nach dem 
Zeugniſſe vom 10. April hatte er „vorzüglich gute Kenntniſſe und Fähig⸗ 
keiten“ bewieſen. Die Muße nach dem beſtandenen Examen verwendete 
der Prinz für Beſuche bei Verwandten. Das Tagebuch notiert: „Fröhliche 
Reiſe nach Caſtell über Meiningen, Langenburg, Kupferzell, Wickersheim. 
Wundervolle Maitage. Schöne Erinnerungen einer fröhlichen Vereinigung.“ 
Ueber die innere Entwicklung gibt ein Tagebuchblatt Auskunft. 


Kupferzell, 6. Mai 1841. 

Warum ſollte man nicht unter den vielen fühlenden Herzen eines 
finden, das uns verſteht, weil es uns innig liebt? Wahr iſt's, die Menſchen 
ſind ſo verſchieden gerade in dem eigentlich durchaus Individuellen, dem 
Gefühl. Erziehung, Schickſal, Verſchiedenheit der Geiſtesrichtung und 
Anlage geſtatten nicht, daß das Auffaſſen der äußeren Welt bei zwei 
Seelen dasſelbe ſei. Allein ſollte darin das allein beſtehen, was wir 
„Verſtehen“ in ſeinem tröſtlichen Sinne nennen? Sollte nicht vielmehr das 
Erkennen des fremden Gedankens, der uns neuen Auffaſſungsweiſe, das 
Inunsübergehen des fremden Schmerzes, ſollten nicht alle dieſe möglichen 
Berührungen, dieſes immer neue Ineinanderleben zweier befreundeter 
Seelen das wahre Verſtehen im tröſtlichen Sinne ſein? Iſt ein andres 
wünſchenswert und möglich? Iſt aber dieſes unmöglich? Darum laſſe 
ich die Hoffnung nicht ſinken! 

Nach dem Tode des Vaters waren die Brüder übereingekommen, daß 
der dritte von ihnen Fürſt in Schillingsfürſt werden ſollte, da die beiden 
älteren, Viktor in Ratibor und Chlodwig in Corvey, durch die Roten⸗ 
burger Erbſchaft gebunden waren. Im Juni 1841 reiſte der Prinz nach 
Schleſien zum Beſuche des älteren Bruders, welcher am 3. November 1840 
ſeinen Einzug im Schloſſe Rauden bei Ratibor gehalten hatte. Der 
Nebenzweck dieſer Reiſe war die Anknüpfung von Verbindungen mit den 
leitenden Perſönlichkeiten des preußiſchen Miniſteriums zur Vorbereitung 
des Eintritts in den preußiſchen diplomatiſchen Dienſt. Der Prinz beſchloß, 
ein Geſuch an den König zu richten, um von dem vorgeſchriebenen Vor⸗ 
bereitungsdienſte bei der Juſtiz und den Verwaltungsbehörden, welcher 
nach den Anſchauungen des hohen Adels nicht ſtandesgemäß war, dispen⸗ 
ſiert zu werden. Am 21. September 1841 ſchrieb er der Mutter aus 
Rauden: 

„ . .. Unſre Reife nach Breslau iſt ſehr gut abgelaufen. Ich habe 
mit Graf Stolberg Konferenz gehalten, er war ſehr freundlich und gut. 
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Ueberhaupt ſind wir in Breslau von den höchſten Herrſchaften, insbeſondere 
vom Prinzen von Preußen, auf das freundlichſte empfangen worden, ſo 
daß Graf Styrum ſagte: „On voit que le roi vous veut du bien. A votre 
place j'en profiterais.‘ Und indem er ſich zu Viktor wendete, ſagte er: 
„II n'y a pas d’autre moyen d'en profiter, Monseigneur, que d’entrer 
au service militaire.“ Was freilich Viktor nicht tun kann ...“ 

Zur Förderung ſeiner Pläne hielt ſich Prinz Chlodwig im Herbſt in 
Berlin auf. „Schöne Verſprechungen,“ notiert das Tagebuch. Um die 
Entſcheidung abzuwarten, begab er ſich im Spätherbſt nach Corvey. Die 
Entſcheidung blieb lange aus. Ungeduldig darüber erwog er auch die 
Möglichkeit, auf den Staatsdienſt ganz zu verzichten und in Corvey als 
freier Edelmann nach eignem Geſchmack zu leben. Aber die innere Nötigung 
zu politiſchem Wirken war doch zu ſtark, um einen ſolchen Verzicht auf 
die Dauer annehmbar erſcheinen zu laſſen. So ſchreibt er der Mutter 
von Corvey am 23. November 1841: „Mein bisheriger Aufenthalt in 
Corvey hat mir die Unmöglichkeit mehr und mehr dargetan, mich je hier 
zu etablieren. Das hat ſein Gutes. Ich ſteuere nun heimatlos in die 
Welt und muß mit Eifer einen Berufszweck verfolgen, bei dem eine ſolche 
Heimatloſigkeit das Allerbeſte iſt ... Wenn ich nur endlich Gewißheit 
hätte und meinen Winteraufenthalt beginnen könnte! Wenn ich keine 
Aufnahme in die Diplomatie finde, ſo werde ich ſuchen, in England in 
das Militär zu treten, um dann die chineſiſche Expedition mitzumachen. 
Der Plan iſt aber noch ſehr unreif.“ 


Corvey, 19. Dezember 1841. 


. . . Eben erhalte ich einen Brief von Löwenſtein, der mich beſtimmt, 
ſogleich nach Berlin zu gehen. Mir ſcheint, als ob Stolberg den Brief 
an den König nicht abgegeben habe. Indeſſen ſchadet es nichts, ich bleibe 
nun den Winter in Berlin und richte mich da ein. Bekomme ich eine 
abſchlägige Antwort, ſo bleibe ich doch bis zum Frühjahr da und ſehe, 
was andres zu machen iſt. 

Aus Berlin ſchrieb er der Mutter am 3. Januar 1842: „Deinen 
lieben Brief vom 21. habe ich erhalten und ſage Dir meinen herzlichen 
Dank für die Wünſche und Hoffnungen. Ich will wenigſtens meine Kräfte 
zuſammennehmen und auf das Ziel losgehen, das ich mir geſetzt habe. 
Es kann dem einzelnen Menſchen niemand raten in bezug auf den Lebens⸗ 
plan, mir iſt bis jetzt nur zu viel geraten worden über das Ziel und über 
die Mittel. Dadurch habe ich mich oft irre machen laſſen, indeſſen hoffe 
ich jetzt ſo ziemlich im klaren zu ſein. Hier fange ich nun an zu arbeiten, 
vieles zu ſehen und zu hören, habe ſehr vergnüglichen Umgang mit den 
Fürſtenbergs und Löwenſtein und andern ſehr netten Leuten.“ 
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17. Januar 1842. 

Leider kann ich Dir heute keine ſehr gute Nachricht mitteilen. Ich 
habe vom König Antwort erhalten, und zwar abſchlägige. Sie lautet 
wie folgt: 

Hochgeborner Fürſt! Ich habe über den Mir von Euer Liebden 
unter dem 19. Oktober v. J. zu erkennen gegebenen Wunſch, Ihre Zu⸗ 
laſſung zur diplomatiſchen Prüfung ohne die vorherige reglementariſche 
Beſchäftigung bei den Gerichten und der Verwaltung betreffend, den Bericht 
des Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten erfordert. Wenn Ich 
in Verfolg deſſen Anſtand nehme, auf jenen Wunſch einzugehen, jo be- 
ſtimmen Mich nicht bloß die Aufſchlüſſe, welche Mir bei dieſer Gelegenheit 
über den augenblicklichen Stand der Prüfungsverhältniſſe im Miniſterium 
im allgemeinen zuteil geworden ſind, ſondern weſentlich auch die Rück⸗ 
ſichten auf das eigene perſönliche Intereſſe Euer Liebden, da Sie ſich 
gewiß mit Mir ſelbſt nicht verhehlen wollen, daß eine Bevorzugung, wie 
Euer Liebden ſolche in Antrag bringen, Sie künftig denen gegenüber in 
eine mindeſtens beengte Stellung bringen dürfte, mit denen Sie berufen 
werden, dem diplomatiſchen Dienſt obzuliegen. Es wird mir daher an— 
genehm ſein, wenn Euer Liebden Ihren Entſchluß, ſich der diplomatiſchen 
Laufbahn in Meinen Dienſten zu widmen, unter Erfüllung der dieſerhalb 
beſtehenden allgemeinen reglementariſchen Vorſchriften zur Ausführung 
bringen. 

Berlin, 14. Januar 1842. 

Euer Liebden freundwilliger Friedrich Wilhelm. 


So ſtehen nun die Sachen. Du kannſt Dir denken, daß ich mich 
keineswegs in erfreulichem Gemütszuſtande befinde. 


Der Prinz überwand indeſſen die Vorurteile der „Mediatiſierten“ 
gegen eine regelrechte Beſchäftigung im preußiſchen Staatsdienſte und ver⸗ 
ſtand ſich dazu, den ihm durch den König gewieſenen Weg einzuſchlagen. 
Am 6. April 1842 traf er in Koblenz ein, um als Auskultator bei den 
Gerichten zu arbeiten. 

Das Tagebuch klagt über die „Langeweile der erſten Tage“, berichtet 
die Namen der Tiſchgeſellſchaft, die aus Offizieren und Beamten beſtand, 
und die Beſuche, die gemacht wurden. Unter den letzteren wird der Ober⸗ 
präſident von Bodelſchwingh hervorgehoben, „ein liebenswürdiger Mann, 
einer, dem man die Rechtlichkeit des Charakters und den edeln Sinn ſowie 
den Verſtand auf der Stirn geſchrieben ſieht“. 

Die ernſte juriſtiſche Tätigkeit gewährte dem Prinzen bald volle Be- | 
friedigung, und die Muße wurde zu eifrigem Studium benutzt. „Was 
es heißt, gründlich zu arbeiten und die Wonne davon zu empfinden,“ ſagt 


un mon 
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das Tagebuch, „habe ich heute und geſtern recht empfunden, als ich mit 
der Feder in der Hand das Bülow⸗Cummerowſche Werk!) gründlich 
ſtudiert habe. Durch das Wiederaufleben des inneren geiſtigen Lebens 
ſchwinden alle die kleinlichen äußeren Sorgen, das Leben verliert ſeine 
Eintönigkeit, und ich lebe wieder ganz eigentlich. Es iſt ein glücklicher 
Zufall, der Wille des Königs, daß ich zu dieſem wirklichen Leben zurück⸗ 
gekommen bin. Wenn auch die Form des hieſigen gerichtlichen Verfahrens 
eben keine Bekanntſchaſt mit den preußiſchen Verhältniſſen verſchafft, ſo 
iſt doch die Bildung, welche ich dadurch erlange, das kräftige, klare juriſtiſche 
Denken mehr wert. Die Verhältniſſe haben mir den hieſigen Aufenthalt 
als notwendig, als einzig möglich dargeſtellt. Ein Schelm macht's beſſer, 
als er kann. 

Eines Vorteils muß ich entbehren und bin deſſen doch ſo bedürftig. 
Einen Freund, irgendeine Seele, der ich trauen könnte, ſo ganz bis ins 
Innerſte, dem ich Leiden und Freuden mitteilen könnte! Außer Philipp 
Ernſt und Viktor habe ich nie dergleichen beſeſſen. Nur Sternberg, ?) 
der edle, gemütvolle, wahre Menſch voll Geiſt und Streben nach Höherem, 
iſt der einzige außer jenen beiden (neben Mama und Amalie). Ach, 
warum iſt der Menſch dem armen Mitmenſchen ſo fremd! Warum quält 
ſich der unglückliche in dem lumpigen, kurzen Menſchenleben? Und wofür? 
Um dann zu ſterben. Und dazu gehen ſie alle kalt umeinander herum, 
nehmen Rückſichten, quälen und betrügen ſich.“ 


11. April 1842. 
Das hausbackene Weſen der Koblenzer Hautevolee will mir noch 
nicht recht gefallen. Es fehlt jener Aplomb, jenes Sichgehenlaſſen der 
großen Welt. Denn das Außerordentliche einer Soiree in einer kleinen 
Stadt bringt es mit ſich, daß jeder einzelne ſich in einem ſozuſagen 
überreizten Zuſtand befindet, der insbeſondere, wenn die Liebenswürdig⸗ 
keit des Charakters nicht das Gleichgewicht hält, zu ſehr ins Gemeine ſpielt. 


Am 12. April klagt das Tagebuch über „geiſtige Trägheit, Folge des 
Berliner Nichtstuns“. „Was für ein ganz andrer Menſch wäre ich vielleicht 
geworden, wäre ich ohne ſtrenge hofmeiſterliche Leitung vielleicht von meinem 
ſechzehnten Jahre ab geblieben. Manche Torheit hätte ich begangen, vielleicht 


1) v. Bülow⸗Cummerow: Preußen, ſeine Verfaſſung und Verwaltung, fein 
Verhältnis zu Deutſchland. Berlin 1842. Vergl. Treitſchke, Deutſche Geſchichte, 
Bd. 5, S. 198. 

2) Freiherr Auguſt v. Ungern-Sternberg, mit dem der Prinz in Bonn und 
Heidelberg ſtudiert hatte, geboren zu Mannheim 16. Auguſt 1817, ſtarb als Großh. 
badiſcher Geheimer Rat und Vorſtand des Geheimen Kabinetts in Karlsruhe, 
20. März 1895. 
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wäre ich untergegangen. Allein mir ſcheint, ohne daß ich den Verhält⸗ 
niſſen zürnen will, daß ich beſſer geworden wäre. Einer von Natur 
ruhigen, träumeriſchen, tatſchwachen Seele iſt die Aufregung des Selbſt⸗ 
handelns, des nicht bloßen Geſchehenlaſſens durchaus notwendig, wenn ſie 
wirklich zu etwas gelangen will. Ich bin von Natur paſſiv, durch dieſe 
ewige Bevormundung zu einer großen Ausbildung innerer Beſchaulichkeit, 
die ich nicht einmal Philoſophie nennen kann, gelangt, ohne daß mein 
Charakter die geringſte Feſtigkeit erlangt hätte. Dieſen zu erhärten muß 
jetzt mein Streben ſein.“ 


An die Prinzeſſin Amalie. 
Koblenz, 3. Mai 1842. 

. . . Du haſt recht, wenn Du glaubſt, daß ich nie unglücklich fein 
werde, was man ſo eigentlich unglücklich ſein nennt. Denn es wird immer 
das Begreifen des Unglücks und die Fähigkeit, darüber nachzudenken, mich 
ſchützen, daß es mich nicht ganz erdrücke. „Nur der Menſch iſt wirklich 
unglücklich, der nicht die Fähigkeit beſitzt, darüber zu weinen,“ werde ich 
einmal in einem Roman ſagen. Dabei fällt mir ein Gedicht ein, das 
ich neulich gemacht habe und welches hierher paßt. Es ſind ſogenannte 
Gaſelen: 

Wolken auf am Himmel ſteigen, 
Blüten welken an den Zweigen, 

Und die Wellen fließen langſam, 

Und es ſenkt ſich banges Schweigen 
Auf die dürſtenden Gefilde. 

Ach, wie die Gewitterzeichen 

In den ſchwülen Sommertagen 

Jenen Lebensſtunden gleichen, 

Da das Herz, alt und verhärtet, 
Tränen wünſcht, um zu erweichen! 


Du haſt recht, wenn Du mich um den ſchönen Aufenthalt beneideſt. 
Seit faſt drei Wochen haben wir hier ſo warmes Wetter, daß alles nach Regen 
ſeufzt. Die Blüten ſind bald vorüber, und die Wälder fangen nun an zu 
grünen. Ach, es iſt doch eine ſchöne Sache um den ſilbernen Mondſchein, 
der ſich im Rhein ſpiegelt, und die dunkeln Berge und den ehrwürdigen 
Ehrenbreitſtein mir gegenüber. Hätte ich dieſe ſchöne Natur nicht, ſo 
wäre ich bei all meiner Philoſophie doch unglücklich. Denn die Menſchen 
ſind hier keine Oreaden und Hamadryaden. Ich habe recht liebe, gute 
Leute kennen gelernt und mag manche recht gern leiden. Aber es fehlt 
ihnen jener feine Ton der Vornehmheit, das Sich-von-ſelbſt⸗verſtehen 
vieler Dinge, Du wirſt es fühlen, was ich damit ſagen will. Man kann 

Fürſt Hohenlohe, Denkwürdigkeiten. I 2 
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das nur bei wohlgezogenen Leuten oder in der großen Welt finden. Mein 
Umgang beſchränkt ſich mehr oder weniger auf ſogenannte fell mich ghor⸗ 
ſamſcht', zu denen ſogar die höchſten Damen, Exzellenzen u. ſ. w. gehören 
(mit rühmlichen Ausnahmen). Eine ſchöne Witwe .. „ 21 Jahre alt, die 
eine recht ſchöne Altſtimme hat, gefällt im erſten Augenblick. Aber wie 
ſich bei aufmerkſamem Zuhören in ihrem Geſange der Mangel an guter 
Schule entdeckt, ſo fand ich bald in ihrem Weſen eine gewiſſe pachters⸗ 
töchterliche (verzeih dieſen Ausdruck) Gewöhnlichkeit, untermiſcht mit ſenti⸗ 
mentaler Beleſenheit und engliſcher Sprachkenntnis, die mir als ſolche 
Mixtur noch unangenehmer iſt als die gewöhnliche Natur der Landkonfekte, 
die nichts andres ſein können und wollen. Die alten Damen ſind nun 
gar langweilig, und ich vermiſſe die Konverſation mit meinen Berliner 
Freundinnen, wie Frau von Luck u. a. Unter den Herren und überhaupt 
in der ganzen Geſellſchaft herrſcht bei allen Vorzügen rheiniſcher Gut⸗ 
mütigkeit ein gewiſſer Wirtshauston, der mir zuwider iſt. Das einzige, 
was mich tröſtet, iſt die Muſik. Die wird viel getrieben, und die vergnüg⸗ 
liche Frau . .. und ihre Schweſter ... fingen und ſpielen in jeder Geſell⸗ 
ſchaft von Anfang bis zu Ende, dann wird einmal ein Chor oder Trio 
oder Quartett oder ſonſt etwas geſungen und Maitrank getrunken, ſo 
geht's hier zu, und man kann ganz vergnügt ſein. Mein Geſangstalent 
iſt noch nicht entdeckt. Ich nehme jetzt fleißig Singſtunden und werde 
dann nach einiger Uebung plötzlich als der einzig vernünftige Bariton hier 
auftreten und alles bezaubern. Mein Lehrer iſt nicht ſo übel, er läßt mich 
Solfeggien von Cherubini ſingen, bläut mir die Noten ein und gibt ſich 
manche Mühe, ſo daß ich in zwei Monaten vom Blatt ſingen werde. 
Denke dir, welche Luft! Auch lerne ich die Tonarten begreifen, B-dur, 
C-dur und die Molltöne, halbe und ganze Vorzeichen u. ſ. w. So daß 
ich bald ſo weit ſein werde, Lieder zu komponieren, die Begleitung muß 
mir dann mein Lehrer machen. 

Ich bin geſtern in Neuwied geweſen und kann nicht genug die guten 
Leute dort rühmen. Statt daß ich, wie ich gefürchtet hatte, wegen meines 
Auskultators ſchief angeſehen worden wäre, ſehen mich die Leute im Gegen⸗ 
teil mit einer Art von Staunen als ein beſonders merkwürdiges Subjekt 
an. Dies hat mich nun noch mehr beruhigt. So iſt der Menſch. Er 
will immer ein wenig von außen beruhigt ſein und ſollte doch zufrieden 
fein, wenn er ſich ſeines guten Willens bewußt iſt. Der Fürſt !) hat etwas 
ſehr Intereſſantes in ſeinem leidenden Geſicht. Von der blaſſen Toten⸗ 
farbe ſtechen die ſchönen Augen ganz merkwürdig ab; er ſoll ſehr talent⸗ 
voll ſein, ſchön zeichnen u. ſ. w. Ich habe ihn nur vom Sehen lieb⸗ 


1) Fürſt Hermann zu Wied (1814 bis 1864). 
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gewonnen und bedauere feine zerrüttete Geſundheit. Schönlein, ) der vor 
kurzem hier war, hat ihm große Hoffnung gemacht, auch geht es wirklich 
beſſer. Der Prinz Max iſt ein geſcheiter, geſprächiger Mann. Prinz 
Karl hat den Papa und die Mama in Wien viel geſehen und erinnerte 
ſich mit großem Vergnügen an jene Zeit. Während der Tafel kam Prinz 
Philipp Löwenſtein, jeune homme fort élégant, wie immer, womöglich 
rajeuni. Er konnte mir nicht oft genug ſagen: „Aber du ſiehſt ſehr 
gut aus!“ 

Wenn Du vorigen Sommer in Kiefernluft die Bemerkung machteſt, 
daß ſie den Menſchen ſchlechter mache, ſo iſt hier gewiß die Bemerkung 
angebracht, daß die Frühlingsluft am Rhein den Menſchen verbeſſert. 
Wenn ich mitunter am Abend auf der beliebteſten Promenade am Rhein 
ſpaziere, ſo finde ich, daß die proſaiſchſten Philiſter eine Art poetiſcher 
Verklärung haben, die etwas Rührendes hat. Es iſt aber auch gar nicht 
anders möglich, denn wenn einem vom Rhein her eine kühle Blütenluft 
anweht, dann mag der trübſte Gedanke mich niederdrücken, gleich bin ich 
bis ins Innerſte aufgefriſcht und ſehe mit noch größerem Genuß in die 
vergoldeten Berge und nach den friedlichen Kirchtürmen der gegenüber⸗ 


liegenden Dörfer. Dann fängt auch die Abendglocke zu läuten an, ſo daß 1 
nichts mehr fehlt, um die Seele in jene himmliſche Stimmung zu verſetzen, . 
die jeden irdiſchen Gedanken ausſchließt, nur nicht den, Euch alle zu mir 8 


her zu wünſchen. 

Seit mehreren Tagen iſt dieſer Brief liegen geblieben, da mich eine 
Tour nach Frankfurt und die auf ſolche Dampfſchiffreiſe folgende Oede 
vom Schreiben abhielt. In Frankfurt ſaß ich mittags dem Herzog Paul 
von Württemberg gegenüber. Sein Geſpräch war unaufhörlich, beſonders 
da er in ſeinem Nachbarn Rüppell, einem der berühmteſten Reiſenden 
unſrer Zeit,) eine ſehr gute Dachrinne für das Regenwaſſer feiner ! 
Erzählungen hatte. Ich mußte mir alle Mühe geben, nicht zu lachen 
über dieſen netten Kerl. A 

Das Dampfſchiff war höchſt langweilig wie immer. Dazu war ich 3 
mit einem jungen ſächſiſchen Offizier bekannt geworden, der ſich ganz nach N 
den Regeln der Komplimentierbücher „vollendeter Geſellſchafter“ und wie 
ſie heißen, benahm und dadurch höchſt langweilig wurde. Nun ſitze ich 
hier wieder an meinem Schreibtiſch, ſtudiere meine Akten und freue mich 
meines Daſeins bei einer Havannazigarre (das Tauſend zu 50 Talern, dies 
für Viktor zur Nachricht) und einer Taſſe Kaffee. 


are 


) Der berühmte Berliner Pathologe. 


2) Eduard Rüppell (1794 bis 1884), Naturforſcher und Reiſender in Aegypten, 
Nubien und Arabien. 
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Ich rate Dir, meine Briefe aufzuheben, wie ich es mit den Deinen 
tue, wie überhaupt mit allen. Wenn wir auch keine Bettinaſchen Briefe 
herausgeben wollen, jo würde es doch intereſſant fein, dieſelben ſpäter 
wieder zu leſen. Sind wir dann ſpäter zu beſſeren Reſultaten mit uns 
ſelbſt gelangt, dann iſt es erfreulich, den Weg, den man zurückgelegt hat, 
zu überſehen. 

Sage Viktor, ich ginge dieſen Sommer, wenn die Arnims !) nach 
Winkel am Rhein kommen, dorthin, wo ich vergnügliche Stunden zu ver⸗ 
leben hoffte (bei der Bettina). 


Aus dem Tagebuch. 
3. Juni 1842. 

Vom 3. Mai bis zum 3. Juni tritt eine Pauſe ein durch die da- 
zwiſchen liegenden Maſern. So unangenehm eine ſolche Krankheit iſt, ſo 
hat ſie doch auch ihr Gutes gehabt, denn ſie hat das Uebermaß von Kraft 
des Körpers abſorbiert, und ich kann nicht anders ſagen, als daß eben 
dadurch und durch die einſamen Studien und Betrachtungen gar manches 
im Geiſt mir klarer geworden iſt. Ich habe ſogar dieſe Einſamkeit lieb⸗ 
gewonnen; das Einförmige eines Krankenbetts hat, wenn nicht beſondere 
Schmerzen vorhanden ſind, für den Denkfähigen gar manche angenehme 
Stunde, wenngleich auch viele trübe, denn „es kehrt an das, was Kranke 
quält, ſich ewig der Geſunde nichts“. Scheußlich war das Kindergeſchrei, 
und hätte ich Heiratspläne, ſie würden durch dieſes Plärren meiner Haus⸗ 
genoſſen um zehn Jahre verſchoben ſein. Es gibt in der Welt wenig Un⸗ 
angenehmeres als Kindergeſchrei. 

Sowie ich wieder tüchtig arbeiten kann, muß ich mich an eine gründ- 
liche Bearbeitung des Staatsrechts begeben. Nichts iſt gefährlicher als 
die Paſſivität in Betrachtung der ſtaatswiſſenſchaftlichen Gegenſtände. 
Ohne Gründlichkeit werden wir insbeſondere im Staatsdienſt entweder 
blinde Werkzeuge oder gar Leute, die die Fahne nach dem Winde hängen, 
oder wir werden einſeitig und dadurch der Raub einer Partei. Nur 
Gründlichkeit iſt das Mittel, durch welches die Integrität des Charakters 
erhalten werden kann. 

16. Auguſt 1842. 

. . . Es iſt doch etwas Trauriges um das Junggeſellenleben. Die 
„Freiheit“ wird immer gerühmt. Ja, wer in Liederlichkeit Befriedigung 
findet, dem iſt freilich eine ſolche Freiheit zu gönnen. Aber in dieſer Frei⸗ 
heit des alten Hageſtolzen liegt ein furchtbarer Keim zu Egoiſterei und 
Herzloſigkeit. 


1) Die Bekanntſchaft der Bettina von Arnim hatte der Prinz im Winter 1841/42 
in Berlin gemacht. 
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11. September 1842. 

Studium der Marheinekenſchen Schrift über die Bruno Bauerſche 
Angelegenheit,) in der er, wie die Deutſchen Jahrbücher nachweiſen, nicht 
ganz konſequent geblieben iſt. Indeſſen kann man, wenn man, wie die 
Jahrbücher tun, verſchiedene auseinandergeriſſene Stellen zuſammenpaßt, 
recht leicht Inkonſequenzen nachweiſen. 

Im Laufe des Sommers wurde der Prinz zu einer Soiree nach 
Schloß Brühl eingeladen und von dem König und der Königin ſehr 
freundlich empfangen. Unter den Gäſten erwähnt das Tagebuch den 
Prinzen von Cambridge, den Prinzen von Oranien, Erzherzog Johann 
von Oeſterreich, den Großherzog von Mecklenburg und den Erbprinzen 
von Baden, „letzterer höchſt liebenswürdig“. Bei dem Konzert ſpielten 
die Schweſtern Milanollo. 

Im September machte der Prinz mit feinem Bruder Guſtav eine 
Reiſe über Straßburg, Baſel, Solothurn, Bern nach Lauſanne. Von da 
berichtet das Tagebuch am 27. September: 

Bei all dieſen Freuden kann ich doch nicht ſagen, daß ich noch ſo 
wie früher von all dieſem hingeriſſen würde, daß ich alles aufgeben könnte, 
um ganz für alle Zukunft hier zu bleiben. Vielleicht bin ich jetzt zu ſehr 
durch und durch deutſch. Vielleicht iſt jene innere Unruhe und der noch 
wachſende Ehrgeiz auch an dieſer Veränderung ſchuld. Der Menſch muß 
in der Jugend das Leben verſuchen, ſehen, was es ihm bringe und was 
er ſich und andern geiſtig nützen könne. Jenes ſentimentale Anſchauen 
der Natur ſchwächt den Geiſt, der immer mehr zu Klarheit und Beſtimmtheit 
heranwachſen ſoll. Das kann er nur durch außerordentliche Tätigkeit und 
beſtimmten Lebenszweck. Darum vorwärts! 


Nach der Rückkehr aus der Schweiz verlebte der Prinz die Herbſt⸗ 
tage im Kreiſe der Verwandten in Kupferzell. Von dort aus beſuchte er 
Bettina von Arnim in Frankfurt. Ueber einen Abend bei ihr berichtet 
das Tagebuch: „Die Töchter der Bettina liebenswürdig und geiſtreich wie 
immer. Wenn ſie nur nicht paradox ſein wollten! Das iſt ganz unnötig. 
Sie ſind ſo liebenswürdig und ſo gebildet und vernünftig, daß ſie die 
Unvernunft des Paradoren recht gut entbehren könnten. Manche tadelnde 
Mitteilung über die Zuſtände in Berlin wurde mir gemacht. So zum 
Beiſpiel das unnatürliche Zuſammenrufen der Dichter u. ſ. w. in Berlin. 
Nach einer nicht eben günſtigen Beurteilung des Tieckſchen Charakters ging 
ſie zu Rückert über und tadelte an ihm insbeſondere, daß er ein Menſch 


) Der Miniſter Eichhorn hatte die theologiſchen Fakultäten zu einem Gut⸗ 
achten darüber aufgefordert, ob Bruno Bauer nach feinen radikalen Schriften noch 
für fähig und würdig zu halten ſei, Theologie zu lehren. 
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ſei, mit dem der König nichts anfangen könne, ein ungehobelter ſonder⸗ 
barer Kauz, der ſtets einen Ueberrock angehabt habe und nun glaube, auch 
im Frack gehen zu müſſen, was ihm ſehr ſchlecht ſtehe. Sie machte einen 
eigentümlichen Vergleich zwiſchen Rückerts Geſicht und, wenn ich nicht irre, 
einem ſchlapp getretenen Pantoffel. Das mitunter etwas harte Urteil über 
den König entſpringt aus einer großen Liebe zu ihm und dem Wunſche, 
ihn als einen unſterblichen König zu ſehen, was er ihrer Anſicht nach 
nicht anders werden kann als dadurch, daß er auf dem einmal betretenen 
Wege des Fortſchritts rüſtig fortſchreitet und ſich durch die Hemmungen 
der Miniſter, die ſich zu viel Gewalt aneignen wollen, nicht abhalten läßt. 
Das Eigentümliche und Angenehme bei der Bettina iſt, daß ſie nicht eine 
gelehrte, verbildete, hochtrabende Dame, ſondern trotz allem Intereſſe an 
gelehrten Gegenſtänden doch ein Naturkind iſt. In ihrem Kreiſe iſt alles 
ungezwungen, jeder tut, was er will, ſie läßt alle Perſönlichkeiten gelten 
und ſchließt ſich an die an, die ihr gerade für den Augenblick neu und 
angenehm ſind.“ 

Im Jahre 1843 beſchäftigte den Prinzen die Vorbereitung auf das 
zweite Examen und die Ueberlegung, was dann zu tun ſei. Er entſchloß 
ſich, nach dem zweiten Examen aus dem Juſtizdienſte auszuſcheiden und 
ſich für die Verwaltung und die Diplomatie vorzubereiten: „Alſo Landrat 
oder Diplomat oder beides!“ heißt es im Tagebuch. Am 18. Februar 
1843 ſchrieb er an die Mutter: 

. . . Uebrigens gewinne ich meine juriſtiſche Beſchäftigung immer 
lieber, einmal, weil ich ſehe, daß ich darin vorwärts komme, und dann, 
weil der Nutzen, der für die Regulierung unſteter Gedanken daraus ent⸗ 
ſpringt, ſehr groß iſt. Hätte ich früher die Ueberzeugung gehabt, wie ich 
ſie jetzt habe, daß man durch die Zivilkarriere ſeinem Standpunkt nicht 
ſchadet, ſondern nützt, indem man durch das Ungewohnte ſich Anſehen 
verſchafft und der Adel nur durch geiſtige oder moraliſche Vorzüge oder 
wenigſtens Anſtrengungen die Stellung behaupten kann, die ihm überall 
ſtreitig gemacht wird, ſo hätte ich manches Jahr meines Lebens gewonnen, 
das mit bloßer Deliberation zugebracht iſt. Jetzt, wo ich mich in der 
Karriere befinde, ſchweigen alle Stimmen, die früher dagegen waren, und 
mir iſt bis jetzt noch keine Zurückſetzung zuteil geworden, wenn ich ſie 
mir nicht durch Zerſtreutheit und Unachtſamkeit ſelbſt zugezogen habe. 
Selbſt in neuerer Zeit habe ich wieder vollkommene Billigung meiner 
Berufswahl erfahren durch den Herzog von Naſſau und den hieſigen 
kommandierenden General, die beide mit mir über die Troſtloſigkeit des 
preußiſchen Militärlebens einverſtanden waren. Uebrigens kümmere ich 
mich um das Urteil andrer Menſchen jetzt nicht mehr und freue mich 
meiner Selbſtändigkeit, nachdem ich die Nachwehen der hofmeiſterlichen 


JJ ee ee er ⁰ er 


Aus der Jugend (1819 bis 1847) 23 


Bevormundung ganz abgeſchüttelt habe. Ob ich in dieſer Karriere bleibe 
in der Zeit, wenn die Bildung vorüber iſt und das Arbeiten des Berufs 
angeht, weiß ich nicht. Mehr Nutzen würde es für mich gewähren, wenn 
ich dann in friedlicher Zurückgezogenheit, womöglich mit Dir zuſammen, 
irgendwo leben könnte und meine Studien fortſetzen. Denn ich bin der 
Anſicht Wilhelm von Humboldts, daß das hauptſächlichſte Streben des 
Menſchen dahin gehen muß, ſich als Individuum auszubilden und nach 
Vollkommenheit zu ringen, um durch das, was wir geworden ſind, auf 
andre zu wirken und ſo Nutzen zu ſtiften. Das kann man aber beſſer 
allein und im ſtillen als in einem großſtädtiſchen Kollegium. 


Die folgende Betrachtung des Tagebuchs iſt wohl der Niederſchlag 
unbequemer Erfahrungen in der Koblenzer Geſellſchaft. 


30. Juli 1843. 

. . . Für mich iſt es gut, ja notwendig, überall Mißtrauen zu haben. 
Was gehen mich dieſe zufällig in mancher Beziehung mit mir harmonierenden 
Charaktere an! Ich muß vorſichtig ſein, ſonſt gehe ich in Hingebung 
unter. Ueberall berechnen und beobachten mit dem äußern Schein der 
größten Gemütlichkeit und Freundſchaft iſt ein Ziel, das ſich jeder Prinz 
ſetzen muß, wenn er nicht zu Torheiten geführt werden will, vor denen jeden 
andern jugendlichen Charakter die inferiore Stellung ſchützt. Alſo Vorſicht! 

O Unnatur der jetzigen Zeit, Verderbtheit unſers jetzigen Menſchen⸗ 
geſchlechts, glänzendes Elend unfrer geſellſchaftlichen Zuſtände, daß ein 
kräftiger Mann nur dadurch zum Ziele gelangen kann, daß er ſeine Kraft 
vergeudet, ſeine Sinne abſtumpft, um auf dieſe Weiſe ſich auf das Niveau 
ſeiner Umgebung ſtellen zu können, daß er ſchlecht wird, um den Schlechten 
nicht unbehaglich zu werden! 


Nachdem der Prinz am 17. Auguſt das Examen beſtanden hatte, 
wurde er am 9. September 1843 zum Referendarius ernannt. In dieſem 
Monate machte er eine längere Reiſe durch die Schweiz nach Südfrankreich 
und Oberitalien, von Lauſanne ab mit dem Bruder Guſtav, der dort 
franzöſiſche Studien getrieben hatte. In Lyon erlebten die Brüder die 
Ankunft des Duc de Nemours zu einer Truppenrevue. Er kam zu Dampf⸗ 
ſchiff. „Unter den 100 000 Zuſchauern,“ jagt das Tagebuch, „erſchallte 
auch nicht eine Stimme.“ Vom 10. bis 25. Oktober reiſte der Prinz 
allein nach Sardinien und kehrte dann von Genua aus über den Splügen 
zurück. Den November verlebte er in Kupferzell und ging dann über 
Corvey und Berlin nach Rauden, wo er bis zum Jahresſchluß verweilte. 
Hier blieb der Prinz auch die erſten Wochen des Jahres 1844 und kehrte 
nach einem Aufenthalt in Berlin vom 8. Februar bis 25. März dorthin 
zurück. Der April wurde zu einer Reiſe nach Wien verwendet. 
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Inzwiſchen war er am 4. April der Regierung in Potsdam zur Be⸗ 
ſchäftigung überwieſen und durch Verfügung des Juſtizminiſters vom 
17. April „behufs Eintritts in die Adminiſtration“ mit dem Zeugnis 
„guter Qualifikation und rühmlichen Verhaltens“ aus dem Juſtizdienſt 
entlaſſen worden. Am 13. Mai langte der Prinz in Berlin an, um die 
Tätigkeit bei der Potsdamer Regierung zu beginnen. 


Tagebuch. 
19. April 1844. 

Wochen und Monate hat dies Buch geruht. Unterdeſſen hat ſich um 
mich her manches verändert, auch in mir. Jedoch bin ich in allem dieſem 
bewegten Leben doch nur in meinem alten Satze beſtätigt worden, daß 
geiſtige Tätigkeit allein den Menſchen glücklich machen kann. Alles übrige 
iſt als Nebenſache, als Nebenvergnügen gar wohltuend. Wird aber die 
Erholung zum Zweck, ſo wird ſie mühſam, und dann gibt es für uns 
natürlich keine Erholung mehr. 


An die Mutter. 
Berlin, 16. Mai 1844. 

Ich werde morgen bei der Regierung in Potsdam eingeführt. Gegen 
Potsdam und ſeine Bewohner habe ich eine unbegrenzte Abneigung, die 
ich auch nicht zu verlieren hoffe, da ich jede freie Stunde zu einer Exkurſion 
nach Berlin benutzen werde. Meine Viſiten ſind abgemacht. Die Prinzen 
habe ich auf der Eiſenbahn getroffen, wo ich mit dem gewohnten Humor 
empfangen wurde, der noch dadurch geſteigert wurde, daß ich meinen Plan 
mitteilte, was den Prinzen Friedrich zu der Aeußerung veranlaßte, ich 
wolle wahrſcheinlich Landrat werden, ohne daß er wußte, wie nahe er im 
Scherz an der Wahrheit war. Uebrigens billigte der Prinz von Preußen 
mein Vorhaben, bei der Regierung zu arbeiten, und ſagte, er freue ſich 
beſonders, „da man Sie mitunter zu einem Löffel Suppe bitten kann“. 


Tagebuch. 
29. Mai 1844. 

In der letzten Zeit war mein Geiſt zur Wiedergabe des Empfundenen 
wenig geeignet. Erſt die friedliche Erregung des Aktenlebens erweckt 
wieder die Fähigkeit, das Gedachte wiederzugeben, ja es wird ein Bedürfnis, 
das aufzuſchreiben und vor ſich zu ſehen, was ſich nicht ausſprechen läßt. 
Das war ja auch mein Zweck beim Wiederaufnehmen der Karriere, daß 
ich meiner ſelbſt wieder recht bewußt würde. Und daß dieſe Fähigkeit 
nicht untergegangen iſt, nur geruht hat, dieſe Ueberzeugung erfreut mich 
und macht mir meinen Beruf, der im übrigen nicht beneidenswert iſt, zu 
einem angenehmen. 
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25. Juni 1844. 

Durch die Geſetze der Jahre 1807 bis 1811 wurde in Preußen ein 
gewiſſer liberaler Geiſt geweckt, der in den Jahren 1813 und 1814 das 
ganze Volk zu einem merkwürdigen Nationalenthuſiasmus bringen konnte. 
Nach dem Wiener Kongreß fanden die Regierungen in dieſem durch ganz 
Deutſchland verbreiteten Geiſte etwas Gefährliches, und wenn auch die 
Geſetze von 1820 und 1821 in Preußen auf eine baldige Einrichtung einer 
ſtändiſchen Verfaſſung hindeuteten, ſo wurde dieſe Anſicht dem Volke doch 
bald durch die Einrichtung einer provinzialſtändiſchen Verfaſſung genommen. 
Indeſſen beruhigte man ſich bei einer regelmäßigen Verwaltung, bei dem 
gerechten Sinne des Königs, der mit ſeinem Volke als Vater mit ſeinen 
Kindern manches Trübe und Fröhliche erlebt hatte und deſſen Geſinnung 
die Garantie für das Beſtehen des Guten und für Nichteinführung von 
Schlechtem ſo gut darbot wie jede konſtitutionelle monarchiſche Verfaſſung. 
So trat der Tod König Friedrich Wilhelms III. ein. 

Durch die Huldigungsreden wurden alle jene Hoffnungen auf eine 
freie Verfaſſung erweckt, wenngleich das Publikum in der Wahl der 
Miniſter Eichhorn, Stolberg, Thiele und andrer Staatsbeamten eine 
Neigung des Königs zu einer mehr kirchlichen Richtung erkennen wollte. 
Dieſe trat auch bald deutlicher hervor. Zugleich zeigte ſich aber auch, 
daß jene Reden keine reichsſtändiſche Verfaſſung verheißen wollten, ſondern 
das Gegenteil. Dies erregte überall Unzufriedenheit, und ſchon anfangs 
1842 trat Mißſtimmung ein. Mehr noch, als trotz der Zenſurgeſetze, die 
eine freiere Beſprechungserlaubnis zu verheißen ſchienen, von ſeiten des 
Arnimſchen Miniſteriums immer mehr auf Reſtriktion hingearbeitet wurde, 
während das Oberzenſurgericht nach freieren Grundſätzen viele Artikel 
freigab. Dazu kamen und kommen jetzt manche materielle Not- und Uebel⸗ 
ſtände, Arbeitsnot in Schleſien, in neueſter Zeit das ſonſt ſo notwendige 
Eiſenbahnaktiengeſetz u. ſ. w. Endlich im allgemeinen eine gewiſſe Schwankung 
und Prinziploſigkeit oder, beſſer geſagt, Syſtemloſigkeit in den höchſten 
Staatsbehörden, Verzögerung der Geſchäfte, Geldnot und verwirrte 
Finanzen, ſo daß jetzt die Stimmung, je nach den Provinzen, ſchlechter 
wird. Nun ſchickt man in der neueſten Zeit einen frommen Mann in 
die Rheinprovinz, um die Stimmung zu unterſuchen. Als wenn dies die 
Behörden nicht beſſer wüßten! Dies wird am Rhein beſprochen und 
kritiſiert. Der Adel macht ſich durch Gemeinheiten einzelner verächtlich. 
Und was ſonſt noch alles vorgebracht werden mag, das Eheſcheidungs⸗ 
geſetz und das Strafgeſetz gar nicht zu erwähnen. Nehmen wir nun dieſe 
Stimmung mit den Perſönlichkeiten des jetzigen Miniſteriums zuſammen, 
ſo findet ſich von ſelbſt, daß dem Uebel nicht abgeholfen werden kann, 
wenn nicht von oben her eine Veränderung der Perſonalien geſchieht. 
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Man darf es ſich nicht verhehlen: eine kleine Veranlaſſung, und wir haben 
Aufſtand. Einer reißt den andern fort. Das Militär iſt unzuverläſſig. 
Wer ſoll den Strom aufhalten, wenn er den Damm durchbricht und 
brauſend über Wieſe und Feld dahinſtrömt! Wer jetzt nicht ſeinen Kopf 
oben hält, wer nicht mit Macht daran arbeitet, ſich eine tüchtige Bildung 
zu verſchaffen, iſt verloren. Denn es wird eine Zeit kommen, wo auf 
den Stand nicht mehr geſehen wird, wo ſich Hohe und Niedere im freien 
Wort gegenſeitig bekämpfen müſſen. Die Pflicht der Ariſtokratie iſt, ſich 
zu waffnen, nicht mit Schild und Speer, ſondern mit dem Wort voll 
Kraft, das ſie aus der Wiſſenſchaft ſchöpfe, damit ſie eine feſte, wahre 
und undurchdringliche Stütze für den Thron und für ſich ſelbſt ſein könne. 
Wir ſind die Bäume, auf die die Untergehenden ſich bei der Waſſerflut 
retten können. Sehen wir zu, daß unſere Wurzeln nicht morſch werden, 
ſondern auf feſtem Grund und Boden ſtehen! 


An die Mutter. 
Berlin, 15. Juli 1844. 


Bei Hofe bin ich faſt alle Sonntage zum Diner und habe mir zu 
meinem Erſtaunen die Gunſt der hohen Herrſchaften erworben. Der König 
offerierte mir geſtern ſogar ſeine Doſe, aus der ich mit Begeiſterung eine 
Priſe nahm. 


„Mitte Juli,“ ſchreibt das Tagebuch, „reiſte ich nach Corvey und 
empfand dort recht wieder den Unterſchied der Luft. Hier Geiſt und 
Körper niederdrückend, dort erhebend. Dazu kam die freundliche Ver⸗ 
einigung mit Viktor, Guſtav und Konſtantin.!) Dann bis zum Oktober 
ruhiges und ungeſtörtes Leben in Potsdam. Parforcejagden, Ende mit 
Schrecken. Im Dezember nach Rauden. Frohes, inniges und unvergeßliches 
Zuſammenleben mit Mama, Philipp Ernſt, Konſtantin und Guſtav. Am 
8. Januar 1845 nach Berlin. Intereſſanter Karneval, Krollſche Romantik, 
Eisbahn, Hoffeſte. Viktors Ankunft. Freude über ſein Glück.“ 2) 


An die Mutter. 
Berlin, 17. Januar 1845. 
Geſtern erhielt ich einen Brief von Viktor mit der Nachricht, daß er 
erſt am 20. hierherkommen wird. Zugleich beſtätigte er meine Landtags⸗ 
vertretung.) Ich gehe dann mit Viktor zuſammen nach Breslau. Wie 


1) Der jüngſte der Brüder, geboren 8. September 1828. 
) Infolge der Verlobung mit der Prinzeſſin Amalie von Fürſtenberg. 
) Im ſchleſiſchen Provinziallandtag. 


ki 
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viel Nutzen dieſe Landtagsvertretung auch für mich hat — ich habe ſchon 
die intereſſanteſten Geſpräche mit Miniſtern und andern, auch mit dem 
Prinzen von Preußen darüber gehabt —, ſo iſt mir doch unangenehm 
dabei zumute. Ich habe aus den wenigen Konverſationen die Verwirrung 
und Unklarheit der Begriffe in den höchſten Regionen erkannt und geſehen, 
wie man jeden Wunſch des Volks, der mit den Abſichten der Regierung 
nicht übereinſtimmt, für ein Staatsverbrechen anſieht. Der Landtag würde 
für mich ein Wendepunkt ſein, wenn ich nicht als Anfänger das Recht hätte, 
wenig zu ſprechen und meine Prinzipien möglichſt noch im Dunkeln zu halten. 


Der Aufenthalt des Prinzen in Breslau dauerte von Anfang Februar 
bis zum 10. April. Am 19. April fand die Vermählung des Herzogs von 
Ratibor mit der Prinzeſſin Amalie von Fürſtenberg in Donaueſchingen 
ſtatt. Schon vorher war die ernſte Erkrankung des Fürſten Philipp Ernſt 
eingetreten. „Frohe und doch ſchon getrübte Hochzeitstage,“ ſagt das 
Tagebuch. Bald nach der Hochzeitsfeier in Donaueſchingen verſchlimmerte 
ſich der Zuſtand, und am 3. Mai 1845 trat der Tod ein. „Mit dieſem 
Ereignis,“ ſchreibt das Tagebuch am 14. Mai, „fängt ein neues Leben 
für mich an. Dieſer Todesfall, der mir den genommen hat, der meinem 
Herzen am nächſten war, mit dem ich ſo unendlich viel Uebereinſtimmendes 
in der Art zu denken und zu fühlen hatte, der mir den vergangenen 
Winter wieder ſo ganz nahe getreten war, zerſtört mir meine innere Heiter⸗ 
keit, den eigentlichen weltlichen Frohſinn auf immer. Was ich niemand 
vertraute, habe ich ihm geſagt, weil er alles verſtand, überall die Per⸗ 
ſönlichkeit nachſichtig berückſichtigte, mild und liebenswürdig ...“ 

Die äußere Folge dieſes Verluſtes war die Entſcheidung in dem Leben 
des Prinzen, die ihn zum regierenden Fürſten von Schillingsfürſt machte. 
Im Laufe des Sommers fanden die Verhandlungen ſtatt, die zu einem 
Vertrage mit dem Herzog von Ratibor führten. Durch dieſen Vertrag 
verzichtete Prinz Chlodwig auf Corvey, während der Herzog von Ratibor 

ihm die Erbfolge in Schillingsfürſt abtrat. Die Herrſchaft Treffurt blieb 
dem Fürſten Chlodwig, ſpäter hat er dieſe Beſitzung verkauft und dafür 
größeren Grundbeſitz in der Provinz Poſen erworben. Das Aufgeben 
des preußiſchen Staatsdienſtes war die weitere Folge. „Am 11. Juni,“ 
ſchreibt das Tagebuch, „war ich bei Arnim. Der Empfang war ſehr 
förmlich und kälter als ſonſt. Auf mein Expoſé erwiderte er bloß, ob 
ich nun noch weiter in Potsdam arbeiten wolle. Da ich ihm hierauf ſagte, 
daß dies vielleicht der Fall, aber ohne Ziel ſei, gab er ſeine Beiſtimmung, 
mithin zu erkennen, daß es ihm vollſtändig einerlei ſei oder vielmehr 
erwünſcht, wenn ich meine Karriere aufgebe. Wo ich nicht das geringſte 
Encouragement finde, tue ich beſſer, abzugehen. Vorerſt werde ich meine 
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Rückkunft nach Potsdam dahingeſtellt ſein laſſen, auf unbeſtimmte Zeit 
Urlaub nehmen und dann ſehen, was in Schillingsfürſt zu machen iſt.“ 

Den ganzen Winter 1845 bis 1846 brachte der Fürſt in Schillingsfürſt 
zu. „Schrecklicher Winter,“ heißt es in dem Tagebuch, „der doch auch 
ſein Gutes gehabt hat. Der Menſch kann alles ertragen, wenn er nur 
will. Voluntas est potestas.“ Aus dem einſamen Winter auf Schillings⸗ 
fürſt ſtammt das folgende Gedicht: 


Vom Schloſſe ſchau' ich einſam Sie haben viel tauſend Tränen 
Ins ſtille Tal hinab. Ins Grab dir nachgeſandt; 
Da ſeh' ich im Mondſchein blinken Sie haben ſich wieder getröſtet, 
Die Kirche und das Grab. Sie haben dich nicht gekannt. 
Da haben ſie dich begraben, Doch meine Tränen fließen 
Den ich ſo heiß geliebt, Noch wie an jenem Tag, 

Den Freund, den tapfern, treuen, Da man dich hinuntergetragen 
Den — ach, wie's keinen gibt! Und mir das Herz zerbrach. 


Aus Briefen an die Prinzeſſin Amalie. 
Schillingsfürſt, 4. März 1846. 


In die Ferne möcht' ich ziehen, Mit des Südens Kindern möcht' ich 
Durch die Täler, über die Höhen, Palmenwälder kühn durchſtreifen 

Ob auch grauſe Winterſtürme Und auf mut'gem Roß Arabiens 

Um des Schloſſes Zinnen wehen. Durch die glühende Wüſte ſchweifen. 
Durch die Meere ſollt' mein Schifflein Mit dem Schwert, dem freiheitsſtarken, 
Einen kühnen Seemann tragen, Möcht' ich in die Feinde hauen 

Ob auch Well' auf Welle drohet Und die ſiegende Einheit Deutſchlands 
Und die Schiffer bang verzagen. Noch mit brechendem Auge ſchauen. 


Alles möcht' ich, nur nicht einſam 
Hinter ſtaub'gen Akten ſitzen 

Und in Schlafrock und Pantoffeln 
Gähnend mir die Feder ſpitzen. 


Eben habe ich meinen unruhigen, nervöſen Brief etwas unterbrochen 
und zum Fenſter hinausgeſchaut. Ach, was das beruhigt! Dieſe wunder⸗ 
bar ſchöne Mondnacht, die ſich über die weiten Täler und die Berge herab⸗ 
geſenkt hat. Es iſt alles ſo ſtill und friedlich und warm, und Frühlings⸗ 
lüfte wehen hier oben auf dem Berg. Da zieht denn die Erinnerung an 
vergangene Zeiten mit ſtiller Wehmut in das Herz, und was wir Gutes 
im Leben einmal gedacht und getan, ſteigt wieder aus der Vergangenheit 
empor und mit dieſem die Erinnerung an die Abgeſchiedenen, ja ſie ſelbſt. 
Ach, es iſt doch ein Troſt, daß dies alte heimliche Neſt nicht verwaiſt 
und tot in die ſchöne Nacht hinausſieht, ſondern ſo einem verdorbenen 
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Poeten gehört, der dann und wann ſelbſt in eine ſchöne Mondnacht 
hinaus ſieht. Es iſt mir dann, als freute ſich der alte Steinkaſten 
ſelbſt darüber. 


14. März 1846. 


. . . Ich bekomme jetzt einen ſehr guten Pfarrer nach Frankenheim, 
einen ernſten, tüchtigen Mann namens Biſchof, der neulich hier war. Er 
iſt von allen Bewerbern der fähigſte ſeinen Zeugniſſen nach, und ſeine 
Unterhaltung war mir eine Freude in meiner Einſamkeit. Ich war gleich 
mit ihm ganz zu Hauſe in einem philoſophiſchen Geſpräch, was immer ein 
Beweis für ihn iſt. Dabei iſt er kein Rationaliſt, ſondern ein ordentlicher 
Chriſt, aber auch kein Mucker, und, wenn meine Menſchenkenntnis mich 
auch oft täuſcht, ſo habe ich doch für Pfarrer, Gouvernanten und Hof⸗ 
meiſter einen richtigen Blick. 

Ich richte den Garten jetzt etwas her, mache Anſchläge und Pläne 
für Einrichtung eines Gartenhauſes. Anlagen zu machen und zu bauen, 
wird mich übrigens nie ſehr beſchäftigen. Ich langweile mich horrend 
dabei, beſonders beim Bauen. 


7. April 1846. 


Das Gervinusſche Bucht) habe ich geleſen. Vieles iſt mir aus der 
Seele geſchrieben, beſonders der Ekel vor allem Dogmatiſchen, der mir 
durch Traktätchen von Guſtel bis zum höchſten Grade geſteigert worden 
iſt. Sehr richtig iſt auch, was er über Schleiermacher ſagt. Allein in 
ſeine ſanguiniſchen Hoffnungen kann ich nicht einſtimmen, insbeſondere 
darin nicht, daß er ſeine Hoffnungen auf ſolche Waſſerſchädel wie Ronge 
und Czersky verſchwendet. Zwar würde ich mich auch über eine große, 
allgemeine chriſtliche Kirche freuen, die das Chriſtentum rein und erhaben 
erfaßte, ich glaube auch, daß ſo etwas möglich iſt, ich bin aber darin 
entgegengeſetzer Anſicht, daß dieſe kirchliche oder religiöſe Einigung vor 
der politiſchen möglich ſei. Letzteres glaube und hoffe ich nicht. Der 
religiöſen Einheit muß die politiſche vorangehen, wenn nicht eben durch 
das Streben nach religiöſer Einheit ein Zuſtand herbeigeführt werden ſoll, 
der zum Gegenteil führt. Dieſer unklare Satz ſollte freilich noch weiter 
ausgeführt werden, doch hoffe ich, Du verſtehſt ihn ſchon. 

Ich kann mich übrigens, ſoviel ich mir in letzter Zeit habe vorlügen 
wollen, in alle Dogmen nicht mehr hineinarbeiten, und deshalb eben habe 
ich einige Stellen in dem Gervinusſchen Buche als meine innerſten Gedanken 
erkannt. Ich bin überhaupt in der Einſamkeit dieſes Winters unendlich 


1) „Die Miſſion der Deutſchkatholiken.“ 1846. 
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aufrichtig gegen mich ſelbſt geworden und ſtrebe nun, auch gegen andre 
ebenſo aufrichtig zu ſein. Die Lüge hat nie in meiner Natur gelegen, und 
alles, was davon in mich gekommen iſt, verdanke ich Herrn Boltes !) in 
ihrer Art vortrefflichen Erziehung. „Bleibe dir ſelbſt getreu“ iſt ein Satz, 
den man ſich mit goldenen Buchſtaben überall hinſchreiben ſollte .. Und 
darum muß ich denn ſagen, daß ich durchaus noch nicht ans Heiraten denke. 
Ich komme mehr und mehr zu der Ueberzeugung, daß das Heiraten für einen 
Mann nicht Zweck, ſondern Mittel ſein ſoll, Mittel zur Veredelung ſeiner 
Natur. Die Frau ſoll „der ſchattige Fußpfad neben der Heerſtraße des 
Lebens“ ſein. Allein um ſolchen Glückes teilhaftig zu werden, dazu gehört, 
daß man rüſtig auf der Heerſtraße des Lebens einherwandeln könne, daß 
man ein Ziel erreicht, ein weiteres vor ſich habe. In unſerm Stande wird 
das Heiraten zu leicht zum Zweck des Lebens. Da ſetzt ſich ſo ein Reichs⸗ 
fürſt in ſein Schloß, verheiratet ſich, geht auf die Jagd, unterſchreibt 
Dekrete und denkt wunder, was er für ein Held ſei, und dabei fühlt er, 
wenn er noch ſo glücklich in ſeiner Ehe iſt, eine gewiſſe innere Unzufrieden⸗ 
heit, die er ſich nicht erklären kann und die ihm ſeine Tage verbittert, und 
das iſt der Mangel eines beſtimmten Ziels, der Mangel an tätiger Teil⸗ 
nahme an den höheren Intereſſen der Menſchheit, kurz, die Stimme des 
Gewiſſens, die er nicht verſteht, nicht verſtehen kann oder will. Ein Grund⸗ 
beſitz wie in Schleſien, das regere Leben der Norddeutſchen und Preußen 
gewährt für ſolche Exiſtenzen ſchon ganz andre Erſatz⸗ und Anregungs⸗ 
mittel, Süddeutſchland nicht. Und die Glücklichen ſind in dieſem Lande 
und in unſerm Stande nicht die Männer, ſondern die Frauen, wenn ſie 
einigermaßen ihre Stellung verſtehen. Nichts aber läßt einen geſcheiten, 
denkenden Menſchen leichter in Melancholie verfallen als das Bewußtſein, 
nichts mehr erſtreben, wirken und ſchaffen zu können. Sage mir nicht, 
daß mein hieſiger Wirkungskreis mir genügen müſſe. Der gibt viel zu 
wenig zu tun, und alles, was er zu tun gibt, iſt nicht geeignet, die Seele 
zu erheben. Das iſt gut für die reiferen Jahre, nicht aber als Schule 
fürs Leben, und ich will und muß noch in die Schule gehen, ich will und 
muß noch die Wahrheit der Worte Chamiſſos anerkennen: „Laß uns 
arbeiten und ſchaffen in unſrer Wiſſenſchaft, damit wir nicht auf den 
Gedanken geraten, uns eine Kugel durch den Kopf zu jagen.“ 


Am 18. April 1846 war der Fürſt in die bayriſche Kammer der 
Reichsräte eingetreten und hatte ſich an deren Arbeiten in München be⸗ 
teiligt. Den Niederſchlag ſeiner erſten Erlebniſſe auf dem Gebiete der 
bayriſchen Politik gibt die folgende Aufzeichnung des Tagebuchs: 


1) Langjähriger Hofmeiſter der Prinzen. 
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München, 9. Mai 1846. 

Nichts iſt im politiſchen Leben ſchlimmer und beſſer als jene Ueber⸗ 
gänge vom Zweifel zum feſten Bewußtſein. Schlimm, weil ſie am innerſten 
Leben zehren, gut, weil ſie dem Zuſtande des Zweifels ein Ende machen. 
Ich bin jetzt ſo weit gekommen. Wenn ich bisher noch von der ſogenannten 
ultramontanen Partei gut dachte, wenn ich ſie für ungefährlich hielt, ſo 
iſt dieſer Gedanke, der mich bisher immer im Zweifel hielt, was ich zu 
tun habe, gewichen. Seit meinem Geſpräche mit H. J. hat ſich meine 
Anſicht befeſtigt. Ich ſehe nun plötzlich den Abgrund, in den ich durch 
die Politik der Jeſuiten zu ſtürzen Gefahr lief. Die Unduldſamkeit, der 
Haß gegen den Proteſtantismus, der ſich bei ihm ganz klar darſtellte, die 
Idee, daß die Reformation mit allen ihren Folgen nur eine Verirrung 
geweſen, daß unſre philoſophiſchen, literariſchen und andern Glanz⸗ oder 
Größenpunkte nur Verirrungen des menſchlichen Geiſtes ſeien, iſt eine zu 
abſurde, meinem innerſten Weſen zu diametral entgegengeſetzte Perfidität 
und auf eine innere Verworfenheit zeigende Korruption, als daß ich mich 
je entſchließen dürfte und könnte, ohne mein ganzes vergangenes inneres 
Leben, alle meine teuerſten Ueberzeugungen zu verleugnen, dieſer Partei 
auch nur die geringſte Hilfe zu leiſten. Ich bitte Gott um Kraft, daß er 
die Verſuchung dieſer Teufelsgeſellſchaft, die nur auf Unterjochung der 
menſchlichen Freiheit, und zwar der geiſtigen, hinarbeitet, von mir fern⸗ 
halten möge, damit ich weder durch Verſprechungen noch durch Drohungen 
irre gemacht werde, vom rechten Pfade der Wahrheit abzugehen. Dazu 
bedarf es eines offenen Bruchs mit der ganzen Clique, den ich ſo bald 
wie nur immer möglich herbeiführen werde. 


An die Prinzeſſin Amalie. 
München, 2. Juni 1846. 

Ich akklimatiſiere mich, wie Herr Bolte ſagt, mehr und mehr in 
München. Schon iſt es mir möglich, mit dem Volke in einem aus 
Hohenlohiſch und Altbayriſch zuſammengeſetzten Dialekt zu ſprechen und 
in der Geſellſchaft franzöſiſche Phraſen mit deutſchen elegant zu verſchmelzen. 
Sonſt lebe ich, da die große Welt ſich zerſtreut hat, ſtill für meine Pläne 
und für die Kunſt und bedauere, daß ich dich nicht in all dem Schönen 
herumführen kann. 


An die Mutter. 
Schillingsfürſt, 20. Juni 1846. 
Meine Pläne ſind noch unbeſtimmt, da ich noch abwarte, ob der 
König mich zum Vorſtande des Landwirtſchaftlichen Zentralvereins ernennt, 
und dann nach München gehe, um mich zu orientieren. Hier beſchäftige 
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ich mich neben meinen Geſchäften mit Leſung landwirtſchaftlicher Bücher, 
um dann recht ſalbungsvoll über Verbeſſerung der Bodenkultur reden zu 
können. Das Amt läßt nun freilich eine Fortſetzung der preußiſchen 
Karriere nicht zu, allein es bringt mich in ſo genaue Verbindung mit dem 
Kronprinzen und macht mich zu einer Art Vermittler zwiſchen dem Kron⸗ 
prinzen und dem König, daß ich zwar in eine ſehr ſchwierige, aber ebenſo 
lehrreiche als vielleicht für ſpätere hohe Staatsdienſtpläne fruchtbringende 
Stellung geſetzt werde. Da man mir dieſe Stelle, ohne daß ich etwas 
verlangte, angeboten hat, der ich erſt ſeit Wochen in München bekannt 
bin, ſo war es zu ehrenvoll, als daß ich ausſchlagen konnte. 


Am 26. Juni 1846 erfolgte die Entlaſſung aus dem preußiſchen 
Staatsdienſte durch die Regierung zu Potsdam mit dem Wunſche, „daß 
der Rückblick auf die Zeit Ihres hieſigen Referendariats, während welcher 
Sie ſich mit lebendiger Teilnahme dem Geſchäftsleben widmeten, für Eure 
Durchlaucht nur angenehme Erinnerungen mit ſich führen möge“. 


An die Prinzeſſin Amalie. 
Schillingsfürſt, 1. Juli 1846. 

Wenn man in einem einſamen Schloſſe, um das die Winde heulen, 
ohne menſchliche Geſellſchaft, nur mit Büchern und Jagd beſchäftigt, ſeinen 
Lebensmut erhält, ſo muß wohl die Luft daran ſchuld ſein. Und dieſe 
Luft iſt es auch, die mich an der neuen Tätigkeit, die mir bevorſteht, 
Vergnügen finden läßt. Allerdings iſt dieſe Landwirtſchaft wirklich pure 
Mißwirtſchaft, und darum ſtudiere ich auch mit Eifer darauf bezügliche 
Bücher. Da tut ſich mir denn ein neues Feld des Wiſſens auf, eine 
neue Welt der Erkenntnis, ich ſehe die Menſchen und das Vieh mit andern 
Augen an, erhalte Achtung vor Perſonen und Beſtrebungen, die ich früher 
verachtete, und finde mehr und mehr den alten Satz beſtätigt, daß alle 
Philoſophie, alle Abſtraktion nur dann einen Wert hat, wenn ſie auf die 
konkrete Baſis einer möglichſt großen und weiten poſitiven Kenntnis ge⸗ 
gründet iſt. Aus dieſem Geſichtspunkt betrachtet und aus der Rückſicht, 
daß der Menſch, der von Natur faul iſt, einen äußeren Antrieb zur Be⸗ 
ſchäftigung haben muß, wenn er nicht untergehen will, und daß der 
Mann nur ein ganzer Mann iſt, der etwas Tüchtiges tut (im Gegenſatz 
zur Frau, die etwas ſein muß), aus dieſer Rückſicht und vielen andern 
iſt mir die in Ausſicht geſtellte Tätigkeit ſehr erwünſcht und erfreulich. 
Sollte, was noch immer nicht beſtimmt iſt, die Sache für mich günſtig 
ausgehen, jo ſehe ich darin einen glücklichen Wink des Schickſals.!) Wie 
gern ſäße ich jetzt einen Abend bei Euch in Mamas Zimmer! Ihr würdet 


1) Der Fürſt erhielt das in Ausſicht geſtellte Amt nicht. 
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Eure Freude haben an dem friſchen, fröhlichen Mut, mit dem ich mir 
mein Leben zimmern will. Dann wollte ich auch der lieben Mama ihre 
Sorgen möglichſt verſcheuchen und ihr jagen, daß Guſtavs Plan, den 
Winter nach Italien zu gehen, gar nicht gefährlich iſt, daß es zweierlei 
Menſchen gibt und geben muß: die, welche ſich und der Welt durch den 
freien Gedanken in der Wiſſenſchaft und im Staat nützen, und andre, die, 
an das Gegebene ſich haltend, für den poſitiven Glauben arbeiten, deſſen 
Kulminationspunkt die katholiſche Kirche iſt. Daß man aber eines oder 
das andre ergreifen könne, wenn man es aber ergriffen hat, auch ganz 
durchführen müſſe, daß deshalb auch der Aufenthalt in Rom Guſtav nicht 
zu einem Jeſuiten, ſondern zum klaren und feſten katholiſchen Geiſtlichen 
machen werde, wie es Diepenbrock und Schwarzenberg, welche auch in 
Rom waren, geworden ſind. Alles, was man tut, muß man ganz tun; 
unſre Zeit der Widerſprüche und des Kampfes verlangt, daß jeder ſeine 
Ueberzeugung ausſpreche, daß er Partei nehme. Denn nicht jeder iſt 
berufen, zu vermitteln, ſondern in einer Partei mitzubauen, damit alles 
vorbereitet werde, wenn Gott die Stunde der Ausgleichung oder der 
Vereinigung ſchlagen läßt. 


Mit dem Gefühle innerer Klarheit und männlicher Entſchloſſenheit, 
das die letzten Briefe erfüllt, war in dem Fürſten die Ueberzeugung ent⸗ 
ſtanden, daß nunmehr auch der Zeitpunkt gekommen ſei, der ihm am 
7. April noch fern ſchien, der Zeitpunkt für die Vollendung ſeiner Exiſtenz 
durch die Ehe. Wir ſehen aus den folgenden Briefen, daß er freundlichen 
Gedanken befreundeter Perſonen, die ihm zu dieſem Glück zu helfen wünſchten, 
nicht mehr ablehnend begegnete. 


An die Prinzeſſin Amalie. 
Frankfurt, 8. Auguſt 1846. 

. . . In Köln ſagte mir Herr v. Verno, daß die Wittgenſteins nach 
Schwalbach kämen. Onkel Konſtantins Freund, Herr Mülhens in Frank⸗ 
furt, iſt mit der Familie ſehr bekannt. Nach ſeiner Ausſage ſoll dieſe 
Familie ganz ausgezeichnet ſein, und Herr Mülhens iſt der ehrenhafteſte, 
gemütlichſte und eleganteſte Menſch von der Welt. La personne principale 
ſoll ein Wunder von Liebenswürdigkeit und Natürlichkeit ſein, fromm, gut 
u. ſ. w. Wäre ich nun nicht ein Vieh, wenn ich dieſe Gelegenheit, ſie zu 
ſehen, vorübergehen ließe? Die Dame ſoll trotz ihrer 17 Jahre ſelb⸗ 
ſtändig ſein und nicht leicht zu gewinnen. Der Eintritt in die Familie iſt 
ſo leicht wie möglich. In Oſtende fand ich Frau v. Lazareff und Prinzeß 
Fanny Biron, die mit Wittgenſteins ſehr genau befreundet iſt. Beider 
Herzen habe ich mir durch ungemeine Liebenswürdigkeit, Mondſchein⸗ 


promenaden, Seefahrten und Geſang erworben, ſo daß ſie mich dringend 
Fürſt Hohenlohe, Denkwürdigkeiten. I 3 
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einluden, ſie in Schwalbach zu beſuchen, wo ſie bei Wittgenſteins acht 
Tage bleiben wollen. Ohne je über den Plan zu ſprechen, der mich bewegte, 
merkte ich, daß ſie denſelben Wunſch hegen, und da ſie ungemein zart und 
taktvoll, dabei doch ein wenig intrigant ſind, ſo gehe ich mit großer 
Seelenruhe in dieſe Falle, die ich mir von andern habe bauen laſſen. Das 
Gewebe von Intrigen, welches ich zu dem einen Zwecke angeſponnen habe, 
die Perſonen, die, ohne es zu wiſſen, dabei tätig waren, iſt wahrhaft 
jeſuitiſch, und ich tue mir viel darauf zugute. In der Hauptſache aber 
könnt Ihr wohl überzeugt ſein, daß ich nur ehrenhaft handeln und Gelzers 
zehnte Rede!) nicht vergeſſen werde. Ich bin von dem Ernſt des Schritts, 
der ſich an dieſe Reiſe knüpfen kann, wohl überzeugt, werde mich durch 
keine äußeren Verhältniſſe beſtimmen laſſen, eine Lüge zum Begleiter 
meines Lebens zu machen. Ich habe Mut genug und Ruhe und Selbſt⸗ 
bewußtſein, um die Sache vorſichtig zu betreiben. 


Bingen, 5. Oktober 1846. 

. . Mit jedem Tage fühle ich mehr und mehr, welches unbeſchreib⸗ 
liche Glück mir unverdienterweiſe zugefallen iſt. Jeder Tag bringt neue 
Annäherung, und zwar nicht gewöhnlicher Art, ſondern eine jener innigen, 
verſtandenen Konverſationen, bei denen die Augen ſich gegenſeitig in Freude 
anleuchten, daß man auch hier, auch in dieſem Punkte ſo von Grund der 
Seele übereinſtimmt. Um ſo anerkennenswerter iſt dies, als ich, wie Du 
weißt, nicht gern ernſte Konverſationen franzöſiſch führe, um fo bewunderungs⸗ 
werter, als fie erſt 17½ Jahre alt iſt. Daß mir in ſolchem Beiſammenſein 
die Zeit wie im Paradies hingeht, kannſt Du denken. Daß noch keine 
Erklärung erfolgt iſt, gibt der ganzen Sache noch einen eigentümlichen Reiz. 


Bingen, 30. Oktober 1846. 

Nachdem die äußeren Rückſichten beſeitigt, traten mir nun auf der 
Reiſe die inneren Beziehungen und Rückſichten recht klar und deutlich vor 
die Seele. Die Heiligkeit der Ehe ward mir klarer, die Notwendigkeit 
gegenſeitiger unbegrenzter Liebe und unbedingten Vertrauens und alle 
ähnlichen Betrachtungen kamen mir vor die Augen und peinigten mich 
gewaltig. Denn ich mußte zwei Dinge anerkennen. Einmal, daß ich ſelbſt 
mit meiner Zuneigung über ihre Gefühle nicht im klaren ſei, ferner aber, 
daß eine Reiſe nach Bingen einer Deklaration ſehr nahe kam und der 
Rücktritt dann ſehr ſchwer werde. Dieſe Betrachtungen und Skrupel 
waren es denn auch, die mein Blut zum Herzen trieben und mir jene 


) Gelzer, Die Religion im Leben. Reden an Gebildete. Zehnte Rede: Die 
ſittlich⸗religiöſe Ehe. 
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unbehagliche Empfindung gaben, die den leichtſinnigſten und entſchloſſenſten 
Menſchen ergreift, wenn er im Begriffe iſt, einen für das ganze Leben 
entſcheidenden Schritt zu tun. So ſtieg ich denn a rather pale looking 
young man ans Ufer und bewegte mich nach dem Hotel Viktoria. Nie⸗ 
mand war zu Hauſe bis ½5 Uhr. Ich hatte alſo Zeit zur Ruhe. Zur 
beſtimmten Stunde kam ich in den Salon. Die Fürſtin kam zuerſt, hinter 
ihr eine andre ſchöne große Dame. Alles, was mir mißfallen hatte, ſah 
ich nicht mehr, was ich aber ſah, war ein freundlicher, verſtändnisinniger 
Blick, der mir wie ein milder Sonnenſtrahl ins Herz fiel und vor dem 
alle Zweifel und Skrupel wie Eis zerſchmolzen. Von dieſem Augenblick 
an war aller embarras weg. Wir unterhielten uns bei Tiſch mit jener 
exkluſiven, alles vergeſſenden Geſprächigkeit, die aus dem frohen Behagen 
entſpringt, ſich nun nach langer und nicht zu langer Zeit wiederzuſehen, 
jenem Behagen, jener Freude, die ſo viel Hoffnung, ſo viel Glück in ſich trägt. 


München, 16. November 1846, 

. . . Ich bleibe nun noch einige Zeit hier, ungefähr bis zum 3. Dezember, 
dann kehre ich nach Schillingsfürſt zurück. Ich habe wieder recht ſchöne, 
liebe Briefe bekommen und ſehe mehr und mehr, wie ſich da eine ganze 
Welt des Vertrauens und der Sicherheit für mich eröffnet, die mir in 
allen Schwierigkeiten und Fatalitäten des Lebens gleichſam wie ein ſicherer 
Hafen eine Zuflucht gibt... 

München, 21. November 1846. 

. . . Wenn ich erſt verheiratet bin, dann werde ich mit neuer Kraft 
und Tätigkeit an mein Tagewerk gehen, gefährlich vielleicht, ehrenvoll 
immer. Es iſt eine ſchöne Sache um eine großartige Tätigkeit für ein 
ganzes Land. Und in allen Arbeiten an eine gute, freundliche Frau zu 
denken, das iſt ein großer Troſt und eine Stärkung ... Ich kann Gott 
nicht dankbar genug dafür ſein. Ich habe ein ſolches Vertrauen in dieſen 
Charakter, wie ich noch ſelten auf ein menſchliches Weſen vertraut habe. 
Es iſt in Beziehung auf Marie eine Stetigkeit und Unveränderlichkeit des 
Gefühls und der Gedanken über mich gekommen, von der ich früher keinen 
Begriff hatte. 

Königs waren ſehr gnädig gegen mich. Ich habe auch die Bekannt⸗ 
ſchaft des Herzogs von Leuchtenberg und des Kronprinzen von Schweden 
gemacht. Deux jeunes gens fort aimables. 


Frankfurt, 30. Dezember 1846. 
Seit drei Tagen bin ich hier, und wenn ich Dir alles ſagen wollte 
und könnte, was mich jetzt bewegt, ſo müßte ich Zeit, Ruhe und immenſes 
Talent haben. Von dem Augenblick an, als ich abends im Salon, am 
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Kamin wartend, Marie freundlich und ſeelenvergnügt mir entgegenſpringen 
ſah und wir, glücklicherweiſe allein, beide vor Freude kein Wort ſprechen 
konnten, ſeitdem ich fie nun jeden Tag ſehe, ſpreche und unſre Konverſation 
nie ausgeht, ſeit ich ſie wiedergeſehen habe ſo ſchön, aufrichtig, edel und 
alles, was man ſonſt ſein kann, liebe ich ſie nicht mehr mit der ruhigen 
Ueberzeugung ihrer guten Eigenſchaften, nicht mehr ſo, ich möchte ſagen, 
bräutigammäßig, ſondern ich bin — c'est une expression un peu 
triviale — verliebt, unruhig, fieberhaft ... Und dabei müſſen wir 
noch etwas Komödie ſpielen, da die Deklaration erſt in einigen Tagen 
ſtattfinden kann. 


Am 16. Februar 1847 vermählte ſich der Fürſt zu Frankfurt a. M. 
mit der Prinzeſſin Marie zu Sayn⸗Wittgenſtein⸗Berleburg. Das junge 
Paar begab ſich zunächſt nach Corvey, von wo der Fürſt am 5. März an 
die Prinzeſſin Amalie ſchrieb: 

Ich habe kein andres Gefühl als das einer fröhlichen Frühjahrs⸗ 
ſtimmung, wenn man unter einem ſchattigen Baum auf einem nicht zu 
hohen Berg liegt und die Wolken über ſich am blauen Himmel ziehen 
ſieht. Denn mag draußen über dem Ziegenberg eine graue Schneewolke 
nach der andern herüberziehen, mich kümmert das wenig, denn ich bin 
glücklich und innerlich zufrieden, und ein ſeltſames Gefühl der Dankbarkeit 
erfüllt mein Herz gegen Gott, der die Schritte der Menſchen ſo freundlich 
leitet zum Segen und zur Freude. 

Wir haben hier das vernünftigſte, klarſte, ſchönſte Leben, das einem 
Sterblichen zuteil werden kann. Wenn ich morgens zwiſchen 8 und 9 Uhr 
aufſtehe, mache ich gewöhnlich einen Spazierritt, dann komme ich gerade 
zurück, wenn Marie fertig iſt. Dann frühſtücken wir zuſammen im gelben 
Zimmer, freuen uns jeden Tag über den guten Kaffee oder eine neue Sorte 
Kuchen, mit der uns der Koch überraſcht, und unterhalten uns bis gegen 
11 Uhr, wo ich in mein Zimmer gehe, um meine Geſchäfte zu beſorgen, 
während Marie lieſt, Klavier ſpielt oder ſich ſonſt beſchäftigt. Gegen 
2 Uhr bin ich fertig, dann gehen wir ein wenig in die Allee, wenn das 
Wetter ſchön iſt, um dem Poſtboten zu begegnen, wo wir dann auf der 
Straße die Briefe leſen. Nach 2 Uhr eſſen wir, ebenfalls im gelben 
Zimmer, und fahren dann im kleinen Wagen gegen Godelheim, Brenk— 
hauſen oder nach dem Chauſſeehaus über die Weſer, mitunter reiten wir 
beide, Marie in einem ſchönen braunen Kleid und ſchwarzem Hut auf 
dem Fuchs, der ſo ruhig geht wie ein Badeeſel. Zurückgekehrt finde ich 
gewöhnlich Dedis !) in meinem Zimmer, der mir feine Angelegenheiten und 
ſonſtigen Neuigkeiten mitteilt. Abends leſen wir bis zum Tee alle mög⸗ 


) Kammerrat Dedis, fürſtlicher Beamter in Corvey. 
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lichen Bücher oder machen Muſik . .. Ein ſolches Glück wird aber beſonders 
dadurch gehoben, daß man weiß, daß man nun doch nicht allein auf das 
idylliſche Leben angewieſen iſt, ſondern nach wie vor am großen Rade 
der Zeit mitdrehen kann und beſſer als vorher und nicht eine Laſt von 
Sorgen uns in den Schmutz einer mediatiſierten Langweile herunterzieht ... 


Der Aufenthalt in Corvey wurde bis zum 29. April ausgedehnt. 
Dann reiſte das fürſtliche Paar über Berlin nach Schleſien. Am 29. Juni 
1847 fand der Einzug in Schillingsfürſt ſtatt. 


Zweites Buch 
Die Revolution und die Reichsgeſandtſchaft 


1848 bis 1850 


Sr November und Dezember 1847 war der Fürſt mit einem Aufſatze 
„über den politiſchen Zuſtand Deutſchlands, feine Gefahren und die 
Mittel zur Abwehr“ beſchäftigt, von dem der Entwurf und einzelne Aus⸗ 
führungen vorliegen. Die durch alle Kreiſe Deutſchlands verbreitete Un⸗ 
zufriedenheit ſollte durch eine Betrachtung der Zuſtände in Oeſterreich, 
Preußen und den kleineren Staaten erklärt werden. Ausgeführt iſt die 
folgende Betrachtung über Preußen: 

Die Geſchichte ſeit dem Emporkommen des Hauſes Hohenzollern als 
Kurfürſten und Könige hat dieſem Hauſe ſtets die Stellung angewieſen, 
den Proteſtantismus in Deutſchland zu vertreten. Wenn und ſolange 
Preußen den Proteſtantismus in der weiteſten Bedeutung, nämlich die 
freie Entwicklung des menſchlichen Geiſtes innerhalb der geſetzlichen Sphäre 
beſchützte und als das Motto ſeiner Handlungen die Wahrheit feſthielt, 
daß eine Regierung dem Geiſt der Zeit voranſchreiten und zuvorkommen 
müſſe, ſo lange war Preußen an der Spitze des deutſchen Volks, geachtet 
und gefürchtet von ſeinen Feinden. Wenn und ſobald aber die preußiſche 
Regierung ihre Stellung verkannte, ſo verſank ſie in das Labyrinth der 
Inkonſequenz, die jeden Staat an den Rand des Verderbens bringt. In 
einem ſolchen Abgrund lag Preußen 1806. Da vermochte es nur das 
wahrhaft ſtaatsmänniſche Talent eines Stein und ſeiner gleichgeſinnten, 
begeiſterten Freunde, den Staat aus dem Schmutze einer Miſerabilität 
ohnegleichen zu retten. Die Geſetze, die damals gegeben wurden, haben 
dem Volke die Freude am Vaterlande und dadurch die Liebe zu dieſem 
wiedergegeben und mit dieſer Vaterlandsliebe die Kraft, ſich von der 
Fremdherrſchaft zu befreien. Allein dieſer Erfolg war nur der Anfang 
zu weiterer Entwicklung des Volks. Die reaktionären Beſtrebungen der 
Regierung von 1817 bis 1840 konnten es nicht verhindern, daß jene 
Geſetzgebung ihre ſegensreichen Früchte trug. Die Städteordnung von 
1808, die agrariſchen Geſetze, das ganze trotz aller Unterdrückung des 
ſtändiſchen Lebens fortdauernde mehr demokratiſche Syſtem der Regierung, 
die Freiheit der Religionsübung, die unter dem philoſophiſchen Miniſterium 
Altenſtein geförderte freie geiſtige Entwicklung, endlich aber jener unver⸗ 
löſchliche Eindruck, den eine Zeit der Begeiſterung ohnegleichen fort und 
fort auf die alte und auch auf die neu heranwachſende Generation aus⸗ 
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übte, hatten zur Folge, daß ſich ein wenn auch nicht frei redendes, doch 
frei denkendes Volk gebildet hatte, ein Volk, das ſyſtematiſch einer Teil⸗ 
nahme am Staat entgegengebildet worden war. Dieſes Volk glaubte ſich 
zu Anfang der Regierung Friedrich Wilhelms IV. aus deſſen Worten zu 
einer Hoffnung auf Erfüllung ſeiner Wünſche, die ſeit dem Jahre 1817 
geſchwiegen, aber nicht geſchlafen hatten, berechtigt. Allein die Regierung 
ſchlug einen andern Weg ein als den, den das Volk erwartete. 
Bekannt iſt das kirchliche Syſtem der Regierung Friedrich Wilhelms III. 
Es war nicht auf unbeſchränkte kirchliche und religiöſe Freiheit gegründet, 
was insbeſondere ſeine Maßregeln gegen die katholiſche Kirche und die 
teilweiſe gezwungene Einführung der Union, die Unterdrückung und Ver⸗ 
folgung der ſogenannten Altlutheraner zeigte. Allein, wenn wir fragen, 
warum dieſe Maßregeln eine mehr partielle als allgemeine Aufregung 
hervorgerufen haben, warum dieſe Ereigniſſe ohne weitere Folgen vorüber⸗ 
gingen, ſo können wir dieſe Erſcheinung nur daraus erklären, daß trotz 
} aller Eigenmacht, trotz aller Uebergriffe das Regierungsſyſtem Friedrich 
| Wilhelms III. ein proteſtantiſches war, daß dieſe Uebergriffe und Miß⸗ 
ö griffe eben aus der Freiſinnigkeit der Regierung hervorgingen und deshalb 
die Gewiſſen nicht beunruhigten. Ja, es zeigten dieſe Handlungen die alten 
Symptome des Preußentums, die Aufklärung mit dem Stocke zu verkündigen, 
zu ſehr an der Stirn, ſie waren deshalb, mehr als man es glaubt, zu ſehr 
in Uebereinſtimmung mit dem Geiſte der Nation, als daß mehr denn eine 
bloß momentane Unzufriedenheit daraus entſtehen konnte. Die freie Forſchung, 
die dem Preußen angeborene räſonierende Philoſophie, blieb unangetaſtet. 
A Das Miniſterium Eichhorn — wer will es leugnen? — ſteht auf 
0 einem antipreußiſchen Grund und Boden. Bekannt und nicht zu beweiſen 
iſt ſein Syſtem des orthodoxen Proteſtantismus. 


1 Ueber die Gefahr der allgemeinen Unzufriedenheit ſchreibt der Fürſt: 
Die eigentliche Gefahr ſind nicht die Parteien der Kommuniſten, 

Sozialiſten und Radikalen, deren es in jedem Staat und zu allen Zeiten 

gegeben hat, die eigentliche Gefahr ſind nicht die im ſtillen wirkenden 

Väter der Geſellſchaft Jeſu und ihrer Freunde, die die Verdumpfung des 

Volks als das einzige Heil, den einzigen Rettungsanker darſtellen, die 

eigentliche Gefahr iſt die, daß die Unzufriedenheit, von der jene Parteien 

ſo geſchickt Gebrauch zu machen wiſſen, ſo allgemein verbreitet, ſo wohl 

begründet iſt. Wie der Menſch, wenn er zum Bewußtſein ſeiner ſelbſt, 

wenn er nach ſorgfältiger Erziehung und jugendlicher Erfahrung auf den 
Höhenpunkt der freien Selbſtbeſtimmung und tatkräftigen Handelns gelangt 

iſt, nun in eine Zeit tritt, in der er jede Hand zurückweiſt, die ihn weiter⸗ 

7 führen will, um allein den Weg zu betreten, den er für den guten hält, 


40 Die Revolution und die Reichsgeſandtſchaft (1848 bis 1850) 


fo hat auch die Geſchichte aller Völker eine Epoche, wo fie zum Selbſt⸗ 
bewußtſein und zum Wunſche der freien Selbſtbeſtimmung gelangen. In 
einer ſolchen Zeit werden die wohlgemeinteſten Handlungen der beſten 
Regierungen verkannt, die eifrigſte Pflichterfüllung einer bevormundenden 
Beamtenwelt als ungenügend angeſehen, wenn dieſe Regierungen, dieſe 
Beamten die Mündigkeit des Volks nicht anerkennen und aus Gewohnheit 
oder falſch verſtandenem Intereſſe auf der alten Bahn fortſchreiten. 

Wir ſind in Deutſchland auf einem ſolchen Punkte angelangt. Wohin 
wir ſehen, regt ſich eine Teilnahme des Volks an den öffentlichen An⸗ 
gelegenheiten, wie noch zu keiner Zeit. Aber die Regierungen verkennen 
dieſe Bewegung. Sie ſehen oder wollen in dieſer Bewegung nur das 
Treiben einer propagandiſtiſchen radikalen Clique finden und erfüllen ſich 
mit Mißtrauen. Ein Grund der Unzufriedenheit iſt in Deutſchland all⸗ 
gemein verbreitet, jeder denkende deutſche Mann empfindet ihn tief und 
ſchmerzlich. Es iſt die Nullität Deutſchlands gegenüber den andern Staaten. 
Man ſage uns nicht, daß Oeſterreich und Preußen als Großmächte die 
Macht Deutſchlands nach außen vertreten. Einesteils vertritt Oeſterreich 
nach außen gar wenig, weil ihm die innere Kraft fehlt, andernteils hat 
Preußen, wenn man recht offen ſein will, doch nur eine geduldete Stellung 
unter den Großmächten und wird auch dieſe Stellung, wenn die politiſche 
Bewegung im Innern ſo fortgeht, wie ſie begonnen hat, nicht lange mehr 
halten. Endlich aber ſind das doch nur Preußen und Oeſterreich, und 
der übrige Teil von Deutſchland ſpielt immer die Nebenrolle und den 
kannegießernden Zuſchauer. Niemand wird leugnen, daß es für einen 
denkenden, tatkräftigen Mann ein trauriges Los iſt, in der Fremde nicht 
ſagen zu können: ich bin ein Deutſcher, nicht mit Stolz die deutſche Flagge 
auf ſeinem Schiffe zu ſehen, in Bedrängniſſen keinen deutſchen Konſul zu 
finden, ſondern ſich ſagen zu müſſen: ich bin ein Kurheſſe, ein Darmſtädter, 
ein Bückeburger, mein Vaterland war einmal ein großes, mächtiges Land, 
jetzt iſt es zerſplittert in achtunddreißig Lappen. Und wenn wir die Karte 
betrachten und ſehen, wie Oſtſee, Nordſee und Mittelmeer an unſre Küſten 
ſchlagen und kein deutſches Schiff, keine deutſche Flagge auf der See den 
ſtolzen Engländern und Franzoſen den üblichen Gruß abzwingt, muß uns 
da nicht die Farbe der Scham von dem ſchwarzrotgoldenen Bande allein 
übrigbleiben und in die Wange ſteigen? Und muß das elende Gerede 
über Einheit Deutſchlands und deutſche Nation nicht ſo lange lächerlich 
und betrübt bleiben, bis das Wort kein leerer Schall, keine Phantasmagorie 
unſers gutmütigen Optimismus mehr iſt, ſondern wir wirklich ein großes, 
einiges Deutſchland haben? Der durch den Zollverein mächtig heran⸗ 
wachſenden Induſtrie genügt der Handel in ſeiner beſtehenden Ausdehnung 
nicht mehr, der reiche Handelsſtand ſucht auswärtige Märkte und über⸗ 
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ſeeiſche Verbindungen. Nun werden ſich die Klagen über die mangelnde 
deutſche Flotte mehren und die Frage der Einheit Deutſchlands, der wirklich 
politiſch vertretbaren Einheit, wird mit erneuerter Kraft in der nun freien 
Preſſe behandelt werden. 

Es iſt ein Irrtum, die Revolution durch liberale Reformen in den 
Einzelſtaaten ohne Reform der Geſamtverfaſſung Deutſchlands verhindern 
zu wollen. Die freie Preſſe iſt eine Notwendigkeit, der Fortſchritt iſt eine 
Bedingung der Exiſtenz der Staaten. Aber wenn wir die Preſſe freigeben 
wollen, müſſen wir wiſſen und uns klarmachen, was von ihr geſagt und 
wiedergeſagt in das Gemüt der Staatsbürger dringt und Früchte trägt. 
Wir müſſen uns fragen: wollen wir dieſe Früchte? Wenn wir fort⸗ 
ſchreiten, müſſen wir mit offenen Augen fortſchreiten und die Augen recht 
aufmachen. Ehe wir ein ganzes Land auf einen Weg gehen laſſen, müſſen 
wir wiſſen, wohin dieſer Weg führt. Es iſt eine beklagenswerte Täuſchung 
vieler wohlmeinender Staatsmänner, wenn ſie in Deutſchlands jetzigem 
Zuſtande den Fortſchritt für etwas Unſchädliches halten. Der Fortſchritt 
führt zur Revolution. Ein hartes Wort, aber gewiß ein wahres! 


Ueber die Abſicht des ganzen Aufſatzes äußert ſich die folgende Be⸗ 
merkung: „Aus dem fraglichen Aufſatze iſt eine Darſtellung zu machen, 
in der gezeigt wird, daß der ganze jetzige Fortſchrittslärm zur Revolution 
führt, wenn man die Sache nicht am rechten Punkte anfaßt. Solange 
dies, eine Umgeſtaltung der deutſchen Bundesverhältniſſe, nicht von den 
Regierungen mit Ernſt und Aufopferung angegriffen wird, ſolange führt 
das ganze Fortſchritts⸗ und Konzeſſionsweſen zur Revolution. Solange 
ich alſo eine ſolche Stimmung nicht ſehe, bin ich ultrakonſervativ, weil 
ich darin mehr Garantie für die Ruhe des Vaterlandes finde. Ich will 
nicht Mitarbeiter an einer Revolution ſein, und wenn über Deutſchland 
die Revolution nach dem Vorbilde von 1789 einbricht und man den Adel 
vernichtet, ſo will ich wenigſtens nicht ſagen, daß ich mich durch eignen 
Unverſtand dahin gebracht habe.“ 

Am 3. März 1848 ſchrieb der Fürſt an die Prinzeſſin Amalie von 
Schillingsfürſt: „Alſo wir ſtehen jetzt nicht mehr am Vorabende großer 
Ereigniſſe, ſondern mitten darinnen. Wir müſſen jetzt auf alles gefaßt 
ſein.) Nachdem der erſte Augenblick der Aufregung vorüber iſt, ſehe 
ich mit Ruhe dem entgegen, was kommen wird, und werde nicht untätig 
bleiben.“ 

Am 31. März heißt es in einem Briefe aus München: „Wenn ich 
Dir bisher nicht geſchrieben habe, ſo war es nicht Mangel an Schreibluſt, 


) Nach den revolutionären Volksverſammlungen, die in verſchiedenen Städten 
Süddeutſchlands ſtattfanden und von den Regierungen geduldet wurden. 
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ſondern vollkommene Unmöglichkeit. Ich bin jo mit allen Segeln im 
Meer der politiſchen Tätigkeit eingefahren, daß ich meine Zeit nur zwiſchen 
Konferenzen und Schreiben geteilt habe. Ich beſchäftige mich jetzt mit 
der Vorbereitung auf unſre Sitzungen, die acht Tage ausgeſetzt ſind. Daß 
ich Mitglied von drei Kommiſſionen auf einmal geworden bin, zeugt von 
der Abſicht meiner Kollegen, mich vorzuſchieben.“ 

Am 3. April: „Finſter ſieht es allerdings aus in der Welt bis in 
die nächſte Nähe, aber keineswegs in meinem Innern. Wenn man erſt 
den einen unangenehmen Moment des Aufwachens aus dem Ziviliſations⸗ 
ſchlaf überſtanden und ſich die Augen ausgerieben hat und um ſich ſieht, 
daß das, was wir von Mord, Totſchlag, Peſt und Hunger, Verarmung 
und dergleichen geleſen haben, nun auch uns einmal recht nahe kommen 
könne, wenn man dieſen erſten Schrecken überſtanden hat, ohne wie der 
gute Großherzog von Weimar in Ohnmacht zu fallen — das Weitere 
erträgt ſich leicht. Denn das innere Licht des Geiſtes brennt noch recht 
hell und freundlich, und das kann uns doch niemand auslöſchen. Auf 
alle Aeußerlichkeiten des Lebens bin ich ſo erſt in den letzten Jahren mehr 
aufmerkſam geworden und werde ſie leicht wieder entbehren. Denn das 
werden wir vor allem verlieren, den Nimbus unſrer fürſtlichen Stellung, 
auch für die Pairswürde habe ich keine großen Hoffnungen. Ob alles 
ſonſt ruhig abgeht, ob wir zu dem Ziele einer politiſchen Einigung 
Deutſchlands ohne den Zwiſchenraum einer Anarchie und gräßlichen Blut⸗ 
vergießens gelangen werden, ſcheint mir zweifelhaft.“ 

Die Befürchtung gewaltſamer Ereigniſſe, die ſich in dieſen Worten 
ausſpricht, findet ſich auch in der nachfolgenden Aufzeichnung vom 7. April 
über die Ergebniſſe des Frankfurter Vorparlaments: 

Die Verſammlung in Frankfurt hat einen Beſchluß gefaßt, nach dem 
binnen vier Wochen eine konſtituierende Nationalverſammlung in Frankfurt 
zuſammentreten muß. 

Indem die deutſchen Regierungen hierzu die Hand bieten, ſind ſie 
verloren. Die konſtituierende Nationalverſammlung wird über die Re⸗ 
organiſation Deutſchlands beraten. Sie wird entſcheiden, ob Deutſchland 
Republik oder konſtitutionelle Monarchie werden ſoll, ob die einzelnen 
Regierungen fortbeſtehen ſollen oder nicht. 

Im günſtigſten Falle werden alſo die Monarchen aus den Händen 
des Volks ihre Krone, ihr Mandat zum Weiterregieren mit höflichem 
Dank empfangen. In einem weniger günſtigen Falle werden ſie von dem 
konſtituierenden Parlament gebeten werden, den Agenten der proviſoriſchen 
Regierung Platz zu machen. Bis zum 1. Mai iſt alſo die Exiſtenz der 
deutſchen Regierungen eine gefriſtete. Denn wer bürgt für den Ausfall 
der Wahlen? Wer kann dieſe Wahlen ſo leiten, daß ſie konſervativ aus⸗ 
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fallen? Und wenn ſie konſervativ ausfallen, wenn dann die deutſchen 
Regierungen die Erlaubnis erhalten, fortzubeſtehen, wird eine ſolche Exiſtenz 
nicht ein bloßes Vegetieren ſein, ein weitergefriſtetes Daſein bis zu dem 
Zeitpunkte, wo es einer andern Verſammlung nötig ſcheinen wird, ihnen 
dieſes Daſein zu rauben? 

Soweit iſt es alſo gekommen durch die Weisheit unſrer Regenten! 
Soweit iſt es gekommen, daß jedes Recht in Zweifel geſtellt wird, das 
ſeit Jahrtauſenden beſtanden hat. Das wenige, was ſich die deutſchen 
Regierungen bis heute an Kraft und Anſehen erhalten haben, es wird im 
günſtigſten Falle am 1. Mai eine Lächerlichkeit ſein. Mit der Kraft und 
dem Anſehen der Regierungen, mit einem auf geſetzlichem Boden ge⸗ 
gründeten Rechtszuſtand der Staaten ſtürzen aber auch die Rechte der ein⸗ 
zelnen, die perſönliche Freiheit und das Eigentum unwiderruflich zuſammen! 

Iſt aber dieſer Zuſtand der Auflöſung, den wir als unvermeidlich 
vorausſehen, ein aus dem Willen des deutſchen Volks hervorgehender, iſt 
es nicht vielmehr die revolutionäre Minderheit, die uns in einen ſolchen 
Abgrund wiſſentlich und unwiſſentlich ſtürzen will? Wahrlich, ich ſage 
es mit Schaudern, der Schlaf, in den das deutſche Volk von ſeinen 
Regierungen ſeit dreißig Jahren eingewiegt worden iſt, er iſt noch nicht 
vollſtändig aus den Augen gerieben. Das deutſche Volk wird aber die 
Augen aufmachen, wenn die verderbenbringende Woge der Anarchie über 
ſeinem Haupte zuſammenſchlägt. Dann wird es ſtaunen, daß es einem 
kleinen, aber tätigen Häuflein von Republikanern und Kommuniſten gelungen 
iſt, Deutſchland zugrunde zu richten. Dann wird es ſich ſelbſt das fürchter⸗ 
liche Wort zurufen: Zu ſpät! 

Iſt es aber jetzt zu ſpät? Der deutſche Mann, der noch an die 
Tatkraft und den guten Willen der Regierungen glaubt, muß nein ſagen. 

Noch haben die Regierungen Zeit, nicht eine konſtituierende Ver⸗ 
ſammlung, ſondern ein Parlament zu berufen. Noch haben ſie Zeit, eine 
Fürſtenkammer zu bilden, ein Bundeshaupt zu ernennen. Die frei- 
gewählten Volksvertreter werden neben dem Hauſe der Fürſten ein auf 
breiteſter Baſis gegründetes Volksparlament bilden. So geſtaltet, wird 
die Verſammlung nicht das Geſetz umſtürzen, ſondern begründen. Nur 
ſo und auf dieſe Art, nicht aber, wenn die Regierungen ängſtlich ſchweigend 
zuſehen, werden ſie ſich erhalten, wird Deutſchland ein einiges freies, wird 
die Anarchie abgewendet werden. 


Am 12. April 1848 ſchreibt der Fürſt ſeiner Schweſter: „Man gibt 
mir fürchterlich zu tun. Heute abend um 6 Uhr habe ich ein Referat 
über einen Gegenſtand vorzutragen, den ich eben, das heißt um 5 Uhr, 
erhalten habe: das Wahlgeſetz zur Verſammlung in Frankfurt.“ 


— 
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Am 13. April fand die Plenarſitzung der Kammer der Reichsräte 
ſtatt. Im Beginne ſeines Vortrags ſagte der Fürſt: „In bezug auf das 
Geſetz im allgemeinen darf ich wohl jagen, daß wir es mit Freude be- 
grüßen. Es iſt der erſte bedeutende, ich möchte ſagen, fühlbare Schritt, 
der das deutſche Volk der Erreichung ſeines ſehnlichſten Wunſches ent⸗ 
gegenführt. Tief im Herzen aller Deutſchen lebt der begeiſternde Glaube 
an ein einiges, freies, kräftiges deutſches Vaterland. Dieſer Glaube iſt 
zur Tat, der Wunſch des Volks iſt zum dringenden Verlangen geworden. 
Es wird ihm ein geſetzmäßiger Weg durch dieſen Geſetzentwurf vorbereitet, 
geebnet. Die Verſammlung der Volksvertreter wird uns von der Anarchie 
retten, die noch immer drohend über dem Vaterlande ſchwebt. Die Volks⸗ 
vertretung am Bunde wird das Bett fein, in dem die Wogen der allge 
meinen politiſchen Erregung als Strom dahinfließen werden. Sie wird 
es ſein im Gegenſatze zu jenem alten Bundestage, der allerdings auch ein 
Bett war, in dem aber das deutſche Volk dreißig Jahre geſchlafen hat — 
einen Schlaf, aus dem nur der Sturm der neuen Zeit mit Gewalt uns 
erwecken konnte.“ 


An die Prinzeſſin Amalie. 
München, 24. Mai 1848. 

Ich habe Dir am 3. Mai geſchrieben, aber nur angefangen, heute 
will ich es von neuem tun, weil mir immer beide Tage beſonders weh⸗ 
mütig ums Herz iſt und Du vor allen mit mir übereinſtimmſt.!) Es iſt 
gar wohltuend, in dem wüſten Treiben der politiſchen Exiſtenz ſich von 
Zeit zu Zeit zurückzutauchen in eine beſſere Zeit und in ihren Schmerz. 
Gerade ſo iſt es, wenn man von Zeit zu Zeit in eine Kirche geht, was 
ich beſonders gern jetzt tue, wo die wunderſchönen Maiandachten in der 
Dämmerung gehalten werden. Denn in der politiſchen Beſchäftigung, die 
recht nützlich und mir recht angenehm iſt, zehrt ſich das Gemüt ganz auf, 
und der Menſch wird zum berechnenden egoiſtiſchen Weſen. Ich habe den 
heutigen Tag mit einem oratoriſchen Triumph gefeiert, auf den ich ſehr 
ſtolz bin und von dem ich Dir mündlich mehr erzählen werde. Unſer 
Landtag zieht ſich von einem Tage zum andern hin, zum Teil deshalb, 
weil der Hof Zeit gewinnen will und zu reagieren oder zu reaktionieren 
anfängt. Ein ſolcher reaktionärer Verſuch der Hofpartei hat mir heute 
Morgen Gelegenheit gegeben, dieſe Partei niederzudonnern, wodurch nebenbei 

nun unſre Geſchäfte beſchleunigt werden.“) 


) Der 24. Mai war der Geburtstag, der 3. Mai der Todestag des Fürſten 
Philipp Ernſt. 

) Die Rede des Fürſten bezog ſich auf das Geſetz über die Miniſterverant⸗ 
wortlichkeit. Die Augsburger Allgemeine Zeitung berichtet: „Die Fürſten Waller⸗ 
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Nachdem der Landtag am 5. Juni geſchloſſen war, hatte die praktiſche 
politiſche Tätigkeit des Fürſten zunächſt ihr Ende erreicht, und er war 
während des Sommers auf die Rolle des Zuſchauers beſchränkt. Ueber 
die Tätigkeit des Frankfurter Parlaments ſchrieb er aus Frankfurt am 
31. Auguſt: „Von politiſchen Verhältniſſen kann ich Dir nur ſo viel ſagen, 
daß es mit der deutſchen Einheit ziemlich ſchief zu gehen ſcheint. Man 
hat hier die Zeit, wo das Eiſen warm war und wo man die Einheit 
hätte ſchmieden können, mit dummen, einfältigen Schwätzereien verbracht, 
und jetzt ſind die einzelnen Nationalitäten ſo erſtarkt, insbeſondere Preußen, 
daß wir weiter von der Einheit find als je. Die ganze Nationalverſamm⸗ 
lung iſt jetzt lächerlich. O Deutſchland!“ 


Wiesbaden, 23. September 1848. 

Wie ſchnell die politiſchen Verhältniſſe ſich ändern können, zeigt die 
Frankfurter Revolte, wo nicht viel gefehlt hätte, daß man die rote Republik 
ausrief. Unſre ganzen ſozialen und politiſchen Verhältniſſe ſind furchtbar 
zerrüttet, insbeſondere im Südweſten von Deutſchland und überall da, wo 
das Chriſtentum ſeit Jahren ausgerottet iſt. Dieſe Verworfenheit zeigt 
die Ermordung Lichnowskys und Auerswalds, über die ich nicht imſtande 
bin mehr zu ſchreiben. Es iſt die grauſenhafteſte Tat, die je die Welt- 
geſchichte geſehen hat. So groß iſt aber die Verblendung unter den 
Deutſchen, daß ſelbſt die ſcheußlichſten Verbrechen ohne Eindruck vorüber⸗ 
gehen und das ganze Volk dennoch aus bloßer purer Dummheit der 
Barbarei und dem Untergang der Ziviliſation jeden Tag mehr und mehr 
in die Arme rennt. Es legt ſich mehr und mehr eine Hoffnungsloſigkeit 
ohnegleichen über mein politiſches Bewußtſein. Zu dem Aufblühen eines 
großen freien Deutſchlands, an das ich noch vor zwei Monaten geglaubt, 
gehört ein geſundes, kräftiges und frommes Volk. Mit Skeptikern und 
da, wo der Zweifel in die unterſten Schichten der Geſellſchaft eingedrungen 
iſt, kann man kein ſtaatliches Leben mehr hervorrufen. Da geht die ſoziale 
und ſtaatliche Ordnung zugrunde. Keine Zeit hat in dieſer Beziehung 
mehr Aehnlichkeit mit der unſern als die des Untergangs des römiſchen 
Reichs. Chriſtentum und Ziviliſation werden ſich ein andres, geſunderes 
Volk ausſuchen als das europäiſche. Es iſt, als wollte Gott die Zivili⸗ 
ſation nie bis zu ihrem Kulminationspunkt kommen laſſen, damit der arme 
Erdenwurm nicht gar zu übermütig werde. 


ſtein, Leiningen und Hohenlohe begrüßten das Geſetz als einen erfreulichen Fort: 
ſchritt, ſahen aber in demſelben doch nur einen Uebergang zur Verwirklichung des 
wahren konſtitutionellen Prinzips.“ Seit dem 19. April waren die Sitzungen der 
Kammer der Reichsräte öffentlich. 
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Trotz dieſer peſſimiſtiſchen Beurteilung der Entwicklung entzog ſich 
der Fürſt der an ihn ergehenden Aufforderung zu politiſcher Tätigkeit 
nicht. Durch das Geſetz vom 28. Juni 1848 war „bis zur definitiven 
Begründung einer Regierungsgewalt für Deutſchland“ eine „proviſoriſche 
Zentralgewalt für alle gemeinſamen Angelegenheiten der deutſchen Nation“ 
eingeſetzt worden. Dieſe hatte unter anderm „die völkerrechtliche und 
handelspolitiſche Vertretung Deutſchlands auszuüben und zu dieſem Ende 
Geſandte und Konſuln zu ernennen“. 

Durch Rundſchreiben der proviſoriſchen Zentralgewalt vom 20. Sep⸗ 
tember wurden die Einzelſtaaten aufgefordert, ihre Vertretungen im Aus⸗ 
lande zurückzuziehen oder durch dieſe wenigſtens erklären zu laſſen, daß 
die politiſche Vertretung Deutſchlands in den Geſamtangelegenheiten der 
Nation ausſchließlich in den Händen der Reichsgeſandten liege. „Eines 
Tages,“ ſo meldet eine mit Bleiſtift geſchriebene, nicht datierte Aufzeichnung 
des Fürſten,!) „kam ein Univerſitätsfreund der Heidelberger Zeit zu mir 
und teilte mir mit, das Reichsminiſterium beabſichtige, mir eine Miſſion 
anzuvertrauen. Bayriſche Abgeordnete zum Reichstage hatten meine Tätig⸗ 
keit im bayriſchen Reichsrate erzählt und meine rege Anteilnahme an der 
Politik jener Tage gerühmt. Allerdings warnten mich erfahrene alte 
Diplomaten, ſetzten mir auseinander, daß das neue Reich keine Dauer 
verſpreche und rieten mir, mich nicht auf ein wankendes Schiff zu begeben. 
Ich glaubte ihnen nicht. Ich hoffte auf den Sieg der preußiſch⸗deutſchen 
Idee. Dazu kam, daß die Geſandten, die das Reich bis dahin ausgeſchickt 
hatte, eine ziemlich triſte Rolle geſpielt hatten, und ich meinte in jugend⸗ 
lichem Selbſtbewußtſein, daß ich das beſſer machen und das Reich mit 
mehr Nachdruck werde vertreten und zur Geltung bringen können. Ich 
war jung und hatte eine mutige, reiſeluſtige Frau.“ Durch ein Schreiben 
des Miniſters v. Schmerling vom 1. November 1848 erhielt der Fürſt die 
amtliche Mitteilung, daß der Reichsverweſer ihn erwählt habe, „um ſeinen 
Antritt als Reichsverweſer an den Höfen zu Athen, Rom und Florenz zu 
notifizieren“. Ein Schreiben des Miniſters v. Schmerling vom 13. No⸗ 
vember übermittelt dem Fürſten die Notifikationsſchreiben für den Papſt, 
den König von Griechenland und den Großherzog von Toskana. Für die 
Inſtruktion des Fürſten wird Bezug genommen auf die ihm überſandten 
Abſchriften von Inſtruktionen?) und auf mündliche Mitteilungen des Unter⸗ 


1) Dieſe Aufzeichnung ſtammt offenbar aus den letzten Monaten des Fürſten 
und iſt anſcheinend die einzige Spur des Beginns der Arbeit, die er noch aus⸗ 
führen wollte. 

2) Es waren dies die Inſtruktionen für den Reichsgeſandten v. Raumer in 
Paris, den Geſandten Dr. Heckſcher bei der ſardiniſchen und ſizilianiſchen Regierung 
und die Reichskommiſſare Welcker und Oberſt Mosle in Wien und Olmütz — 
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ſtaatsſekretärs v. Biegeleben. Unter den Inſtruktionen befindet ſich auch ein 
Rundſchreiben der Zentralgewalt vom 14. November, das die vorläufige 
Stellung und Geſchäftsführung der Reichsgeſandtſchaften regelt, ſolange 
die Einzelſtaaten noch Geſandte beglaubigt haben. 

Der Fürſt verließ in Begleitung ſeiner Gemahlin Schillingsfürſt im 
November 1848 und begab ſich über Belfort, Lyon, Avignon nach Marſeille 
mit der Abſicht, ſich dort nach Civitavecchia einzuſchiffen, um ſeinen Auf⸗ 
trag zunächſt bei dem Papſte auszuführen. Als Sekretär war ihm Herr 
v. Schack zugeſellt worden. Die Nachricht von dem Ausbruche der 
Revolution in Rom und der Flucht des Papſtes, die der Fürſt in Marſeille 
durch römiſche Prälaten erhielt, veranlaßte ihn, ſich zunächſt nach Athen 
zu begeben. Hierüber berichtet er dem Reichsminiſter der Auswärtigen 
Angelegenheiten am 29. November 1848: 

Da Sie bereits durch die Zeitungen von den Ereigniſſen in Rom 
Kenntnis erhalten haben werden, ſo unterlaſſe ich es, die mir von Augen⸗ 
zeugen mitgeteilten Einzelheiten zu berichten, ſehe mich aber durch die 
neueſte wichtige Nachricht zu einem kurzen Berichte veranlaßt. 

Die durch die hieſigen Blätter verkündigte Nachricht von der Flucht 
des Papſtes aus Rom unterliegt keinem Zweifel, ſie iſt mir durch die 
mündlichen Erzählungen zweier geflüchteter Prälaten aus der Umgebung 
Seiner Heiligkeit betätigt worden. Der Papſt hat ſich danach unter den 
Schutz des franzöſiſchen Geſandten an Bord des „Ténare“ begeben und 
aus Italien entfernt. Welche Richtung das Schiff eingeſchlagen hat, iſt 
bis jetzt nicht zu erfahren. An die Rückkehr des Papſtes nach Rom iſt 
in den nächſten Wochen nicht zu denken. Auf dieſe Art iſt nun für den 
Augenblick meine Sendung nach Rom unmöglich gemacht, und ich bin 
entſchloſſen, am 1. Dezember mit dem Dampfſchiffe direkt nach Athen ab⸗ 
zureiſen, um in der Zwiſchenzeit wenigſtens dieſen Teil meines Auftrags 
zu erledigen. Möglicherweiſe kann während dieſer Zeit ein Umſchwung 
der Dinge zum Beſſeren erfolgen und der Papſt durch die Wünſche der 
Beſſergeſinnten zurückgerufen oder durch die morgen von hier abgehenden 
franzöſiſchen Truppen die Ordnung wiederhergeſtellt werden. Möglicher⸗ 
weiſe kann aber auch die Proklamierung der Republik das Reſultat dieſer 
Umwälzung ſein. Mit einem ſolchen Ereigniſſe würde aber ſelbſtredend 
die Politik in der italieniſchen Kriegsfrage eine weſentliche Aenderung 
erleiden, und es möchten dann von der neuen republikaniſchen Regierung 
Anſichten manifeſtiert werden, die mit den Grundſätzen der Zentralgewalt 
in Widerſpruch ſtehen. Denn wenn auch die Zentralgewalt von Deutſch⸗ 


betreffend die Stellung der Zentralgewalt zu den Friedensverhandlungen zwiſchen 
Oeſterreich und Sardinien und den italieniſchen Angelegenheiten. 
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land die Selbſtändigkeit und nationale Kräftigung von Italien wünſchen 
muß und ſich in die inneren Angelegenheiten der italieniſchen Staaten nicht 
einzumiſchen gedenkt, ſo ſind doch mit der Bildung der neuen radikalen 
Regierungen in Italien Grundſätze in die italieniſche Politik gekommen, 
die eine friedliche Löſung der oberitalieniſchen Frage auf der von Deutſch⸗ 
land bisher feſtgehaltenen Grundlage nicht erwarten laſſen. 

Es iſt mir daher zu wiſſen nötig, ob meine Miſſion nach Rom im 
Falle der Proklamierung der Republik als beendigt anzuſehen, ob ich noch 
einer ſpeziellen Sendung an den Heiligen Vater, im Falle ſeiner gänzlichen 
Entfernung auf lange Zeit von Rom und dem Kirchenſtaat, entgegen⸗ 
zuſehen habe und endlich welche weiteren Inſtruktionen über mein Ver⸗ 
halten gegenüber den radikalen Regierungen Italiens mir von dem Reichs⸗ 
miniſterium gegeben werden wollen. 

Ich erſuche Sie daher, Herr Reichsminiſter, mir gütigſt die nötigen 
Weiſungen nach Athen unter der Adreſſe der preußiſchen Geſandtſchaft 
zukommen laſſen zu wollen. 


Am 1. Dezember ſchifften ſich die Reiſenden auf dem „Télémaque“ 
nach Neapel ein, lagen einen Tag vor der Stadt und fuhren dann auf 
dem „Scamandre“ weiter durch die Meerenge von Meſſina nach Malta, 
wo ſie einen Tag verweilten. Es folgte dann eine ſtürmiſche Fahrt um 
das Kap Matapan. Erſt am 11. Dezember kamen die Reiſenden im Piräus 
an und nahmen in Athen im Hotel d' Angleterre Quartier. 


An den Reichsminiſter der Auswärtigen Angelegenheiten. 
Athen, 17. Dezember 1848. 
Unerwartete Hinderniſſe verzögerten die Seereiſe von Marſeille nach 
dem Piräus, ſo daß ich erſt am 11. abends hier eintraf. Ich überſandte 
am folgenden Morgen die Schreiben in der vorgeſchriebenen Form an den 
Miniſter Kolokotroni, ward von ihm zu einer Beſprechung eingeladen und 
erhielt nach gegebenen Erläuterungen das Verſprechen möglichſter Be⸗ 
förderung meiner Angelegenheit. 
Die feierliche Audienz fand auch gleich am darauffolgenden Tage, dem 
13. dieſes Monats, ſtatt. Seine Majeſtät der König empfing mich im 
Thronſaal nicht weit vom Throne ſtehend in Gegenwart des Miniſters 
Kolokotroni, des Hofmarſchalls und zweier Adjutanten. Meine dem Inhalte 
des zu übergebenden Schreibens entſprechende Anrede hörte der König mit 
Aufmerkſamkeit an und beantwortete ſie durch eine Gegenrede, in welcher 
er ſeine Teilnahme an der Bildung der Zentralgewalt ausſprach, die 
völkerrechtlichen Beziehungen Griechenlands zu Deutſchland berührte und 
ſeine freundſchaftlichen Gefühle für Seine Kaiſerliche Hoheit den Erzherzog 
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Reichsverweſer zu erkennen gab. Hierauf wurde die Unterhaltung in un⸗ 
gezwungener Weiſe fortgeſetzt, und teilnehmende Fragen des Königs über 
die deutſchen Angelegenheiten gaben Veranlaſſung zu ziemlich umfaſſenden 
Mitteilungen. 

Schon am folgenden Tage wurde ich zur Tafel geladen, eine nach der 
hier beſtehenden Etikette ganz beſondere Bevorzugung, bei welcher Gelegen⸗ 
heit der König, der mich mit ungewöhnlicher Auszeichnung behandelte, 
mehrfach ſein reges Intereſſe an der neuen Geſtaltung Deutſchlands be⸗ 
kundete. 

Die Audienz bei Seiner Majeſtät ſoll nach dem Verſprechen des 
Miniſters in der für offizielle Mitteilungen beſtimmten Zeitung erſcheinen. 
Ich erwarte nun hier die Nachrichten über die Rückkehr des Papſtes nach 
Rom und die mir in meinem erſten Berichte vom 29. November erbetenen 
Befehle des Reichsminiſteriums, um mich dann nach Italien einzuſchiffen. 

Die hier lebenden Deutſchen haben ſich mir in corpore vorgeſtellt 
und ihre Freude ſowohl über die einheitlichen Beſtrebungen in Deutſchland 
als auch über die Ankunft eines Reichsgeſandten ausgeſprochen, was ich 
mit anerkennenden und aufmunternden Worten erwiderte. 


Der hier erwähnte Empfang der Deutſchen von Athen hatte am 
14. Dezember ſtattgefunden. In ſeiner Antwort auf ihre Begrüßung ſagte 
der Fürſt: „Sie haben recht, ſich über die neue Geſtaltung Deutſchlands 
zu freuen. Denn das iſt ja das Große und Herrliche der erſtrebten Ein⸗ 
heit Deutſchlands, daß wir nun nicht mehr ein vergeſſenes Volk, ein 
geographiſcher Name ſind, ſondern daß ſie es wiſſen, die Amerikaner 
und Ruſſen, die Türken und Griechen, daß ſie es wiſſen, daß es ein 
mächtiges deutſches Volk gibt, das einen Willen hat und ihn geltend zu 
machen weiß. Ich aber, meine Herren, kann Ihnen Kunde geben von 
der deutſchen Einheit, daß ſie wohl noch Feinde hat, die ſie uns mißgönnen, 
daß ſie aber ſo feſt in der Bruſt jedes Ehrenmannes gewachſen iſt, daß 
kein Menſch der Erde ſie uns entreißen ſoll. Mir iſt es in dieſem Augen⸗ 
blick das erhebendſte Gefühl, meinen deutſchen Landsleuten zum erſtenmal 
als Vertreter der deutſchen Nation gegenüberzuſtehen. Ich verdanke dies 
Gefühl Ihrem freundlichen Beſuche, darum nochmals meinen herzlichen 
Dank.“ . 


Am 17. Dezember war abends Diner bei Hofe, am 18. machten der 
Fürſt und die Fürſtin eine Promenade zu Pferde mit dem Könige und 
der Königin. Am 19. nahmen beide an einem diplomatiſchen Diner bei 
dem öſterreichiſchen Geſandten v. Prokeſch teil. Am 20. Dezember gaben 
die Deutſchen ihnen zu Ehren ein Feſt. Die Fürſtin ſchreibt darüber in 
ihrem Reiſetagebuche: „A 8½ heures une deputation vint nous chercher 

Fürſt Hohenlohe, Denkwürdigkeiten. I 4 
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avec une voiture. La salle était döcoree de drapeaux allemands. II 
y eut un concert à la fin de la premiere partie duquel on nous pré— 
senta du vin du Rhin et on fit un discours & Chlodwig auquel il 
répondit. Un maitre de musique me prösenta une polka dediee par 
lui à moi. A 10½ heures nous &tions de retour.“ Die Rede des 
Fürſten galt dem deutſchen Volke. „Dem deutſchen Volke,“ ſagte er, „dies 
Glas deutſchen Weins! Dem deutſchen Volke mit ſeinen jugendlichen 
Träumen und ſeinen männlichen Taten! Mit ſeiner warmen Begeiſterung 
und ſeinen tiefen Gedanken! Dem deutſchen Volke in allen Teilen der 
Welt! Und Ihnen vor allem, den Deutſchen in Athen! Mögen Sie von 
Tag zu Tag ſtolzer werden, Deutſch zu reden und Deutſche zu ſein! Das 
deutſche Volk hoch!“ 


An den Reichsminiſter der Auswärtigen Angelegenheiten.!) 
Athen, 23. Dezember 1848. 

Die große Zuvorkommenheit, mit welcher mich der König aufgenommen 
hat, gab mir in der letzten Woche noch verſchiedentlich Gelegenheit, mich 
mit Seiner Majeſtät über politiſche Dinge zu unterreden. Die deutſchen 
Verhältniſſe und deren Neugeſtaltung durch die Zentralgewalt bildeten 
natürlich das Hauptthema. Ich fand Seine Majeſtät von aufrichtiger 
Teilnahme für die ſich bildende Einheit Deutſchlands erfüllt, und wenn 
0 ſich über dieſen und jenen einzelnen Punkt noch ein Vorurteil im par⸗ 
tikulariſtiſchen Sinne bemerklich machte, ſo verſäumte ich nicht, dasſelbe 
durch Darlegung der wahren Abſichten der Zentralgewalt zu bekämpfen. 
| Die entgegenkommende Weiſe, mit welcher der König meinen derartigen 
0 Erläuterungen Gehör ſchenkte, die vielfachen, von lebhaftem Intereſſe für 
die Zentralgewalt zeugenden Aeußerungen aus ſeinem Munde ſowohl als 
aus dem des Miniſters der Auswärtigen Angelegenheiten, dies alles läßt 
mich nicht mehr daran zweifeln, daß der Zweck meiner Sendung erfüllt 
und die Anbahnung des völkerrechtlichen Verkehrs zwiſchen der Zentral⸗ 

gewalt und Griechenland gelungen iſt. 

Ich würde nun nach Erfüllung meiner hieſigen Miſſion mich ſofort 
nach Rom begeben, um mich meiner Aufträge an den Papſt zu entledigen, 
wenn nicht nach den neueſten Nachrichten der letztere ſich noch als Flücht⸗ 
ling in Gaöta befände. Da jedoch unter dieſen Umſtänden das Oberhaupt 
der Kirche und die weltliche Regierung des Kirchenſtaats als zwei getrennte 
Potenzen daſtehen und ich mich weder mit einer bloß perſönlichen Sendung 
an den Papſt noch mit irgendeiner Miſſion an ein von letzterem geſondertes 


1) Am 17. Dezember hatte Schmerling fein Amt niedergelegt. Sein Nachfolger 
| war Heinrich v. Gagern. 
| 
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Gouvernement beauftragt glaube, ſo iſt offenbar in dieſem Augenblick noch 
kein Terrain für ein Auftreten in Rom vorhanden. Ich glaube daher den 
nicht mehr fernen Moment, daß dieſe Differenz ausgeglichen und der Papſt 
zurückgekehrt iſt, abwarten zu müſſen. Mein erſter Entſchluß war, während 
dieſes Zeitraums hier in Athen zu verweilen. Da ich indeſſen nach dem 
überaus glänzenden Empfange fürchten mußte, dem königlich griechiſchen 
Hofe durch zu lange Anweſenheit läſtig zu werden, jo habe ich das freund- 
liche Anerbieten des königlich großbritanniſchen Geſandten Sir Edward 
Lyons, welcher mir ein engliſches Regierungsdampfſchiff zur Dispoſition 
geſtellt hat, angenommen, um eine Exkurſion nach verſchiedenen griechiſchen 
Inſeln und benachbarten Küſten des Mittelländiſchen Meeres zu machen. 
Dieſe Fahrt werde ich am 25. antreten. Etwaige Schreiben des Reichs⸗ 
miniſteriums erbitte ich nach wie vor unter der Adreſſe der preußiſchen 
Geſandtſchaft in Athen, durch welche dieſelben nach meinen Anordnungen 
jedenfalls ſofort in meine Hände kommen. 


Am 24. Dezember verlebte das fürſtliche Paar den Weihnachtsabend 

im Hauſe des preußiſchen Geſandten Werther. Am 25. hatte die Fürſtin 
ihre Abſchiedsaudienz bei der Königin. Der Abend wurde bei Prokeſch 
zugebracht, und am 26. abends fand die Abreiſe von Athen ſtatt. Das 
Wetter war ſchlecht. Wegen des Sturmes mußte das Schiff in den Hafen 
von Milo einlaufen. Vom 28. meldet das Reiſetagebuch des Fürſten: 
Noch immer in der Bucht von Milo. Der Regen und Sturm dauert 
fort. In unſerm Salon brennt ein freundliches Kaminfeuer, Bücher haben 
wir genug. Der Sturm heult wie zu Hauſe und erweckt in mir angenehme 
Erinnerungen einer vergangenen Zeit und die Sehnſucht nach der Heimat. 
Es iſt doch etwas Schönes und Freundliches um das deutſche Vaterland 
trotz Schnee und Sturm und trotz der politiſchen Wirren. Letztere können 
einem freilich die Heimat verleiden. 

Mein Herz, bewegt von innerlichem Streite, 

Erfuhr ſo bald in dieſem kurzen Leben, 

Wie leicht es iſt, die Heimat aufzugeben, 

Und doch wie ſchwer, zu finden eine zweite. 


29. Dezember. 

Der Wind wird etwas weniger ſtark. Doch iſt das Wetter immer 
noch zu ſchlecht zum Ausfahren. Die Bucht, in der wir liegen, mag im 
Sommer recht ſchön ſein. Vor uns liegt ein verfallenes Dorf an einem 
Hügel, der ſich rechts und links ausdehnt. Hinter uns ſind ziemlich hohe 
Berge, die den Meerbuſen wie einen See umſchließen. Das Meer iſt 
trotzdem bewegt. Möven fliegen mit melancholiſchem Geſchrei um das 
Schiff herum. Das Ganze erinnert mehr an Achenbachs Seelandſchaften 
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von Norwegen als an die Inſeln des Archipelagus. Mit Leſen, Schreiben 
und Whiſtſpielen geht die Zeit recht angenehm vorüber. 


Am 30. Dezember wurde bei ſehr bewegter See die Fahrt fortgeſetzt. 
Gegen Morgen des 31. lag man im Angeſicht von Rhodos: „Leider halten 
wir nicht an, ſondern fahren zwiſchen Rhodos und Skarpanto durch, die 
See iſt nicht unangenehm.“ Den Ort, wo der Fürſt das neue Jahr 
begann, bezeichnet eine noch erhaltene Meldung des Kapitäns: „The 
position of Her Majesty's Steam Vessel Volcano at the commencement 
of the year 1849: Latitude 35“ 4 North, Longitude 29“ 21 East of 
Greenwich, distant 324 miles from Jaffa.“ Am 2. Januar 1849 lag 
der ſchneebedeckte Libanon vor den Reiſenden, gerade ihnen gegenüber der 
Berg Karmel. Wegen hoher See war die Landung in Jaffa unmöglich, 
das Schiff mußte deshalb bei Haifa in der Bucht von St. Jean d' Acre 
einlaufen. Von hier aus machte das fürſtliche Paar einen Ausflug zu 
Pferde in das Heilige Land. Am 3. wurde der Karmel beſtiegen, am 4. war 
man abends in Nazareth, am 8. in Jeruſalem, am 9. in Bethlehem, am 
12. in Ramle, am 13. in Jaffa, am 15. wieder auf dem Karmel, da ein 
Sturm die Abreiſe verzögerte. 


Ta gebuch. 
Berg Karmel, 16. Januar 1849. 
N Ich überzeuge mich mehr und mehr von der Notwendigkeit baldiger 
Zentralorganiſation Deutſchlands. England und Rußland machen ſich hier 
h nach Möglichkeit breit. Der Orient weiß von Deutſchland nichts. Es 


muß ein deutſcher katholiſcher Konſul nach Jeruſalem. Der Einfluß 
Deutſchlands im Orient gibt 

1. Deutſchland überhaupt mehr Macht, 

2. befördert den deutſchen Handel und etwaige Koloniſation. 

Um dieſen Einfluß zu begründen, iſt das religiöſe Element des 
katholiſchen Klerus zu benutzen. Daher muß dieſem Gegenſtand mehr Auf- 
merkſamkeit geſchenkt werden. 

18. Januar. 

Die Angelegenheit der Koloniſation deutſcher Auswanderer wird in 
neuerer Zeit mehrfach mit größerem Eifer betrieben. Projekte aller Art 
| tauchen auf und gehen wieder zugrunde. Keines wird aber zu irgendeinem 
| gedeihlichen Reſultat führen, wenn nicht die Zentralregierung ſelbſt und 
eine unter dem Miniſterium des Aeußern ſtehende ſtändige Kommiſſion 
ſich damit abgibt. Aber vor allem iſt die deutſche Diplomatie damit zu 
beſchäftigen. Alles Auswandern, alles Koloniſieren, alles Wegſchicken von 
Menſchen ſelbſt mit reicher Unterſtützung in fremde Länder iſt am Ende 
nichts andres als eine anſtändige Art Seelenverkäuferei, wenn nicht 
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umfaſſende völkerrechtliche Verträge zwiſchen den betreffenden Regierungen 
abgeſchloſſen werden. Tut man dies aber, tritt die Zentralregierung mit 
auswärtigen Regierungen in diplomatiſche Verhandlungen, ſo iſt kein 
Grund vorhanden, ſich nicht von dem fernen, ſchon ziemlich bevölkerten 
und nicht überaus fruchtbaren Nordamerika abzuwenden und zum Orient 
zurückzukommen. Es ſind drei Inſeln im Mittelländiſchen Meere, die 
ſchon europäiſchen Staaten gehört haben und die zur Zeit der Macht des 
osmaniſchen Reiches von dieſem gewonnen wurden. Ich rede von Rhodus, 
Cypern und Kandia. Warum ſollte man nicht jetzt bei der grenzenloſen 
Schwäche der türkiſchen Regierung trachten, dieſe Inſeln wiederzugewinnen 
und deutſche Anſiedler darauf unterzubringen. Vor allem geeignet ſcheint 
mir Cypern. Die bodenlos ſchlechte türkiſche Verwaltung entvölkert dieſe 
Inſel von Jahr zu Jahr mehr. Einwohner würden alſo die Einwanderer 
wenige vorfinden. Die Inſel iſt eine der fruchtbarſten des Mittelländiſchen 
Meeres, alle Früchte gedeihen daſelbſt. Die Mineralgruben, Kupfer und 
andres, würden reiche Ausbeute geben. Es gäbe keine vorteilhaftere Er⸗ 
oberung als dieſe Inſel für Deutſchland. Und deshalb müßte vor allem 
dahin getrachtet werden, dieſe auf friedliche Weiſe, etwa durch Kauf von 
der türkiſchen Regierung zu erlangen. Vor allem müßte ſogleich ein ge⸗ 
heimer Agent, der die Inſel in geologiſcher, topographiſcher und jeder 
andern Hinſicht unterſuchte, abgeſendet werden. Würden dieſe Unter⸗ 
ſuchungen ſich als genügend ausweiſen und zeigen, daß es ſich der Mühe 
lohnte, die Inſel zu erwerben, ſo müßte mit allem Eifer und Klugheit in 
Konſtantinopel darauf hingewirkt werden. Die Aufgabe der deutſchen 
Zentralgewalt in bezug auf die orientaliſche Frage ſcheint mir nicht die 
zu ſein, de se joindre aux intrigues absurdes dont s'amusent les diplo- 
mates à Constantinople, ſondern die orientaliſche Frage zu irgendeiner 
Entſcheidung zu bringen. Bei dem jetzigen Zuſtand der Frage gewinnt 
Deutſchland nichts, verliert aber Zeit. Kommt aber die ganze Geſchichte 
zum Zuſammenbrechen, und iſt Deutſchland einig, ſtark, gerüſtet, dann 
kann es Cypern und mehr noch bei der allgemeinen Teilung fiſchen. Vor 
allem aber möge Gott Einheitsſinn und Verſtand in die Herzen der 
patriotiſchen Schwätzer und der Regierungen Deutſchlands ſenden, vor 
allem müſſen wir über die kleinlichen Eiferſüchteleien des parlamentariſchen 
Lebens hinaus ſein, wenn wir mit der alten deutſchen Derbheit und Kraft 
gegen außen auftreten wollen. Aber wann wird's ſein? Wenn wir aber 
auf friedlichem Wege des Vertrags mit der türkiſchen Regierung oder bei 
einer Erſchütterung der orientaliſchen Frage Cypern und Rhodus oder 
ſonſt was erwerben, ſo gewinnen wir dadurch ein vortreffliches Aſyl für 
Tauſende von Proletariern, wir gewinnen Seehäfen und Handelsſchiffe, 
Marine und Seeleute. Ebenſo iſt Syrien und Kleinaſien nicht außer 
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Augen zu laſſen und möglichſt dahin zu trachten, die Ruſſen und Eng⸗ 
länder dort zu beſchränken, und dazu iſt vor allem nötig, keine prote⸗ 
ſtantiſchen Biſchöfe und Miſſionare dorthin zu ſchicken, ſondern ſich einen 
Halt an der katholiſchen Welt des Orients zu verſchaffen. Deutſche 
Konſulate, mit tüchtigen Männern beſetzt, ſind eine der dringendſten Auf⸗ 
gaben des Reichsminiſteriums. Eher aber keine Konſuln als ſchlechte! 
Ein Konſul im Orient muß katholiſch ſein, der orientaliſchen Sprachen 
mächtig, gewandt und im Handelsfach erfahren, dabei muß der General⸗ 
konſul in jeder Hinſicht ein guter Diplomat ſein. Bis jetzt weiß man im 
Orient von Oeſterreich nicht viel Gutes, von Preußen, daß es den prote⸗ 
ſtantiſchen Biſchof und Judenbekehrungen in Jeruſalem befördert, von 
Deutſchland gar nichts. Es iſt eine der niederſchlagendſten Empfindungen, 
als Deutſcher im Orient zu reiſen. Mehr als je beklage ich die Erbärm⸗ 
lichkeit, mit der man die erſte Zeit der Revolution hat verſtreichen laſſen, 
ohne etwas Tüchtiges und Ganzes zu ſchaffen, damals, wo noch alle ein⸗ 
zelnen Regierungen ohne Kraft waren. Doch wozu klagen! Suchen wir 
zu retten, was noch zu retten iſt! 


Am 19. konnte das Schiff Haifa verlaſſen und langte am 21. Januar 
1849 vor Alexandria an. Bis zum 29. dauerte die Quarantäne. Am 
30. konnten der Fürſt und die Fürſtin landen und trafen am 31. in Kairo 


N ein, von wo in der Zeit bis zum 15. Februar eine Reife nach Oberägypten 
gemacht wurde. Vom 16. bis 19. verweilten die Reiſenden wieder in 
i Kairo, reiten am 20. Februar nach Alexandrien und vom 21. bis 25. nach 


Malta. Nach mehrtägiger Quarantäne landete das fürſtliche Paar am 
1 6. März in Neapel und traf am 9. in Molo di Gasta ein. In Neapel 
hatte der Fürſt die folgenden Briefe des Reichsminiſters Heinrich von 
Gagern gefunden: 
Frankfurt, 6. Januar 1849. 
Ihren gefälligen Bericht vom 17. v. M. habe ich richtig erhalten, und 
mit wahrer Teilnahme und Befriedigung hat der Reichsverweſer durch 
mich die Benachrichtigung von dem ſo ſehr entſprechenden Empfange er⸗ 
halten, welchen E. D. in Athen getroffen haben... Da für den Augen⸗ 
blick dem Reichsminiſterium keinerlei Veranlaſſung zur Verlängerung Ihres 
Aufenthalts in Athen bekannt iſt, ſo ſoll ich Sie erſuchen, ſich, ſobald es 
geſchehen kann, zu Seiner Heiligkeit dem Papſte, ſei es in Gaöta oder 
wo er ſonſt zu treffen ſein wird, zu verfügen und die Uebergabe der 
Notifikation des Reichsverweſers zu bewirken. Die unbeſtimmbare, vielleicht 
nur noch kurze Dauer des Proviſoriums liegt dieſem Wunſche des Mini⸗ 
ſteriums zugrunde, und der Art nach zu urteilen, wie der Aufenthalt r 
Seiner Heiligkeit in Gaöta eingerichtet zu fein ſcheint, zweifle ich keines⸗ 
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wegs daran, daß der Papſt dort Geſandte empfangen werde. Vom Hof⸗ 
lager des Papſtes würde E. D. dann nach Florenz reiſen. Ihrem Berichte 
ſehe ich mit vielem Intereſſe entgegen. 
23. Januar 1849. 

E. D. wird der Erlaß vom 6. Januar, durch welchen ich Sie erſuchte, 
Seiner Heiligkeit dem Papſte an dem Orte ſeines jetzigen Aufenthalts das 
Notifikationsſchreiben vom 12. November v. J. zu übergeben, richtig zuge⸗ 
kommen ſein. Ich erhielt inzwiſchen auch Ihren gefälligen Bericht aus 
Athen vom 23. Dezember v. J. und bin mit der Ihrer Reiſe gegebenen 
Einrichtung einverſtanden. Da die Zeit, welche Sie für Ihre Abweſenheit 
von Athen beſtimmten, unterdeſſen abgelaufen iſt und ich zweifle, ob Sie 
gegenwärtiger Erlaß noch daſelbſt getroffen haben würde, ſo erhalten Sie 
denſelben in Gaöta durch Vermittlung der Kgl. preußiſchen Geſandtſchaft 
in Neapel, an welche er heute abgeht. Als Anlagen folgen bei: 

1. Abſchrift eines Schreibens, welches der Heilige Vater d. d. Gasta 
4. v. M. u. J. an den Reichsverweſer gerichtet hat, 

2. das Antwortſchreiben des Reichsverweſers nebſt 

3. offener Abſchrift und 

4. Ueberſetzung desſelben, 
die beiden letzteren zur vorläufigen Mitteilung an die auswärtige Kanzlei 
des Papſtes. Das Antwortſchreiben des Reichsverweſers erſuche ich Sie 
Seiner Heiligkeit zu überreichen, was gleich nach erfolgter Uebergabe des 
erwähnten Notifikationsſchreibens wird geſchehen können. 


Auf dieſe Erlaſſe berichtet der Fürſt am 10. März 1849: 

.. . Geſtern traf ich hier ein und begab mich heute morgen zu 
Kardinal Antonelli, der als Prosegretario di Stato die Geſchäfte eines 
Miniſters der Auswärtigen Angelegenheiten verſieht, überreichte demſelben 
das an den Kardinalſtaatsſekretär gerichtete Schreiben des Miniſteriums 
ſowie Abſchrift und Ueberſetzung des Notifikationsſchreibens vom 12. November 
v. J. und der Antwort Sr. K. H. des Reichsverweſers auf das Schreiben 
des Heiligen Vaters vom 4. Dezember, und bat den Kardinal, bei Seiner 
Heiligkeit um eine Audienz für mich nachzuſuchen. Kardinal Antonelli 
erklärte ſich ſogleich bereit, mich vorzuſtellen, und führte mich nach vor⸗ 
gängiger Meldung zum Heiligen Vater, der in demſelben Hauſe wohnt. 
Die Etikette und das Zeremoniell find in Gaöta durch die Umſtände ſehr 
vereinfacht, ſo daß dieſe Audienz als eine vollkommen entſprechende gelten 
kann, um ſo mehr, als auch die übrigen neu beglaubigten Geſandten und 
ſogar der belgiſche Botſchafter in gleicher Weiſe bei dem Heiligen Vater 

r eingeführt worden find. 
Ich wurde gleich beim Eintreten vom Heiligen Vater mit herzlichem 
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Zuruf begrüßt, ſetzte mich nach dem üblichen Zeremoniell dem Heiligen 
Vater gegenüber und erwähnte nun des Zwecks der Sendung, überreichte 
das Notifikationsſchreiben und ſodann das Schreiben des Reichsverweſers 
vom 23. Januar, welches letztere ich noch mit der Verſicherung der tiefen 
Betrübnis Sr. K. H. über die Ereigniſſe in Rom begleitete, Gefühle, 
die ich auch im Namen von ganz Deutſchland ausſprach. Dieſe Worte 
nahm der Heilige Vater ſehr freundlich auf und knüpfte hieran die Be⸗ 
merkung, wie das feſte Zuſammenhalten der Regierungen Europas um ſo 
notwendiger ſei, als es ſich um einen Kampf der Barbarei gegen Religion 
und geſellſchaftliche Ordnung handle. Ich erwähnte nun der einheitlichen 
Beſtrebungen in Deutſchland und ihres gleichen Zwecks der Befeſtigung 
ſtaatlicher und ſittlicher Ordnung, worauf dann der Heilige Vater mit 
Wärme ſeine rege Teilnahme an der Einheit Deutſchlands zu erkennen 
gab, das Verhältnis zwiſchen Oeſterreich und Preußen als den „nodo 
gordiano che vuol essere sciolto“ bezeichnete und hinzufügte, er bete für 
die glückliche Beendigung der deutſchen Angelegenheiten. Hierauf ſprach 
der Heilige Vater noch mit der ihm eignen Liebenswürdigkeit von einigen 
mich perſönlich betreffenden Angelegenheiten, worauf die Audienz beendigt 
war. Dieſelbe wird, wie dies im Hoflager des Papſtes nun gebräuchlich 
iſt, in Ermanglung eines eignen Organs im neapolitaniſchen Staats⸗ 
anzeiger veröffentlicht werden. 

Wie dem Reichsminiſterium bereits bekannt ſein dürfte, iſt auch der 
Großherzog von Toskana hier anweſend, empfängt aber bis jetzt keine 
Geſandte. Für den Fall jedoch, daß, wie das Gerücht geht, ein franzö⸗ 
ſiſcher Geſandter an den Großherzog hier ankommt, würde ich dies als 
ein Präzedenz betrachten und auch meinerſeits mein Schreiben abgeben. 
Ueber die politiſchen Verhältniſſe behalte ich mir vor in meinem nächſten 
Berichte Vortrag zu erſtatten, bemerke nur unterdeſſen, daß ich mich den 
Beſtrebungen der hieſigen Diplomatie, den Papſt auf geeignetem Wege 
in ſeine unabhängige Stellung in ſeinen Staaten zurückzuführen, an⸗ 
ſchließen werde. 


Bericht vom 24. März 1849. 


Der Prosegretario di Stato Seiner Heiligkeit des Papſtes hat mir 
auf mein Erſuchen die Dokumente mitgeteilt, welche einerſeits auf die 
Stellung des Heiligen Vaters zu der in Rom herrſchenden uſurpatoriſchen 
Regierung, anderſeits auf die Verhältniſſe Seiner Heiligkeit zu den euro- 
päiſchen Regierungen und die von denſelben begehrte Intervention Bezug 
haben. 

Der Stand der Interventionsfrage iſt heute folgender: 

Auf die Bitte des Papſtes um Intervention haben ſich die vier an⸗ 


Die Revolution und die Reichsgeſandtſchaft (1848 bis 1850) 57 


gerufenen Mächte!) zur Intervention bereit erklärt, die Regierungen von 
Neapel und Spanien hatten dies bereits früher getan, die Antworten der 
franzöſiſchen und der öſterreichiſchen Regierung ſind vor wenigen Tagen 
eingetroffen. Auch hält, wie mir Kardinal Antonelli heute mitteilte, 
Frankreich ſeine Truppen zur Einſchiffung an die italieniſche Küſte bereit. 
Um über die Art der Intervention und deren Zeitpunkt zu beraten, ſoll 
in dieſen Tagen eine Konferenz der Bevollmächtigten von Frankreich, 
Oeſterreich, Neapel und Spanien in Gaöta ſtattfinden. Wenn nun gleich 
die Entſcheidung nahe bevorſteht, ſo kann man ſich doch nicht verhehlen, 
daß die eigentümliche Lage der franzöſiſchen Regierung gegenüber der 
Nationalverſammlung und ihr Verhältnis zu Oeſterreich im Schoße der 
Konferenz Schwierigkeiten aller Art hervorrufen können. Dies verhehlt 
ſich auch der Kardinal⸗Staatsſekretär nicht, glaubt aber doch vermittelnd 
eingreifen zu können und vertraut hauptſächlich darauf, daß er die ganze 
Frage möglichſt vom religiöſen Standpunkte aus behandelt habe, die 
politiſchen Folgen bis nach beendigter Intervention vorbehaltend. 

An das übrige diplomatiſche Korps ſowie an mich ſind keine Mit⸗ 
teilungen ergangen. Ich werde alſo nur dem Gang der Verhandlungen 
zu folgen ſuchen und ſeinerzeit weiter zu berichten die Ehre haben. 


Bericht aus Neapel 11. April 1849. 


Da eine Veranlaſſung zur Verlängerung meines Aufenthalts in Gasta 
nicht gegeben war, ſo verabſchiedete ich mich vorgeſtern bei dem Heiligen 
Vater und wurde auf die freundlichſte Weiſe entlaſſen. Dem Großherzog 
von Toskana konnte ich das Schreiben des Reichsverweſers nicht übergeben. 
Denn wenn auch der Großherzog wahrſcheinlich in nächſter Zeit einen 
auswärtigen Miniſter in ſeine Nähe berufen und Geſandte empfangen 
wird, ſo konnte ich dieſen Zeitpunkt bei der vorausſichtlich nur noch kurzen 
Dauer des Proviſoriums in Deutſchland nicht abwarten. Ich habe dies 
dem Großherzog mitgeteilt und mich privatim bei ihm empfohlen. Da ich 
mit einem der nächſten Dampfſchiffe nach Deutſchland abreiſe, ſo werde 
ich demnächſt die Ehre haben, meine Berichte mündlich zu ergänzen. 


In einem Briefe aus Neapel vom 11. April 1849 ſchreibt der 


Fürſt der Prinzeſſin Amalie: „Mein Aufenthalt in Gasta in der Umgebung 


des vortrefflichen und edeln Papſtes war ſehr ſchön, und ich rechne ihn 
zu den erhebendſten Tagen meines Lebens.“ 

Noch in Gaöta hatte der Fürſt die Nachricht erhalten, daß König 
Friedrich Wilhelm IV. die Kaiſerkrone abgelehnt hatte. „Damit war,“ 


I) Oeſterreich, Frankreich, Spanien und Neapel. 
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heißt es in der obenerwähnten Notiz, „das Schickſal des Frankfurter 
Reichs beſiegelt. Ich verabſchiedete mich bei dem Papſt und dem Groß⸗ 
herzog von Toskana, an den ich mein Schreiben nicht abgeben konnte, da 
er keinen Miniſter des Aeußern hatte. Er ſagte: Grüßen Sie meinen 
Vetter in Frankfurt!! Wir gingen nach Neapel, blieben da den Monat 
Mai und kehrten über Paris nach Frankfurt zurück.“ 

Als ſich der Fürſt bei dem Erzherzog Reichsverweſer zur Audienz 
gemeldet und eine Stunde erhalten hatte, wurde ihm eine Stelle in dem 
Miniſterium Grävell, das am 17. Mai der Nationalverſammlung vor⸗ 
geſtellt war, angeboten. Er lehnte ab, „da er keine Luſt hatte, einem 
Miniſterium anzugehören, das nur dazu berufen war, das Reich zu 
Grabe zu tragen“. Als der Fürſt den Erzherzog ſah, ſprach dieſer nicht 
mehr davon. 

Mit dem Ende der Reichsgeſandtſchaft war die aktive Beteiligung 
des Fürſten an der Politik vorläufig abgeſchloſſen. Er war wieder im 
weſentlichen auf die Rolle des Beobachters beſchränkt. Die Eindrücke, die 
der allmähliche Niedergang der nationalen Hoffnungen und der beſchämende 
Abſchluß der Bewegung in ihm erregte, ſind aus den Briefen an die 
Schweſter und aus den Reden in der Kammer der Reichsräte zu erkennen. 


An die Prinzeſſin Amalie. 

München, 18. November 1849. 

. . . Es iſt ein eigentümliches Band geiſtiger Verwandtſchaft, das 
uns Geſchwiſter alle feſt zuſammenhält und von dem andre Menſchen 
ſelten einen Begriff haben. Ich habe es in wenigen Familien gefunden. 
In der Geſellſchaft der großen Welt findet man ſolchen Geiſt ſelten. Im 
allgemeinen und insbeſondere hier iſt die große Welt im innerſten Herzen 
ſehr gemein. Gut, wenn Du willſt, freundlich, weniger ſchlecht, als ſie 
von Landpaſtoren gewöhnlich geſchildert wird. Aber es iſt gar wenig 
dahinter. Mit den edeln Menſchen, die dieſe Stadt birgt wie jede andre, 
kommt man ſchwer zuſammen. Ich werde in ſolcher Umgebung, ohne es 
zu wollen, Demokrat; gerade, wie es mir in der Kammer geht, wo ich 
durch die Partei eingeſäumter Ariſtokraten, die es ſind ohne innere Be⸗ 
rechtigung, auf die linke Seite getrieben und zum Beiſpiel bei der letzten 
Sitzung veranlaßt wurde, die deutſche Nationalverſammlung gegen ſtupide 
Angriffe eines alten Herrn in Schutz zu nehmen. Wir haben eine intereſſante 
Sitzung über die deutſche Frage gehabt, und ich habe vor einer gedrängt 
gefüllten Galerie ziemlich gut geſprochen. Ich freute mich bei dieſer 
Gelegenheit meiner Ruhe und Unbefangenheit. Es iſt ein Glück in unſrer 
Zeit, wenn man dazu gelangt iſt, ohne Verlegenheit klar vor vielen 
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Menſchen zu reden. Meine ſehr zahme Rede iſt aber doch zu anti⸗ 
miniſteriell gefunden worden, und ich werde dadurch bei Hofe in Verruf 
kommen. „Kein Vernünftiger kann zergliedern, was den Menſchen wohl⸗ 
gefällt.“ 


Die Sitzung, die dieſer Brief erwähnt, fand am 12. November ſtatt 
und betraf die Haltung der bayriſchen Regierung in der deutſchen Frage, 
für welche die Kammer dem Miniſterium ihre „dankbare Anerkennung“ 
ausſprach. Dieſe „dankbare Anerkennung“ bezog ſich, wie die Verhand⸗ 
lungen ergeben, auf die Ablehnung ſowohl der Frankfurter Verfaſſung 
wie des Dreikönigsbündniſſes. Fürſt Hohenlohe ſchloß ſich von dieſem 
Votum nicht aus, erklärte aber bezüglich des Beitritts zum Dreikönigs⸗ 
bündnis folgendes: „Wäre die Frage der hohen Kammer vorgelegt worden, 
als ſie noch eine offene war, wäre die hohe Kammer aufgefordert worden, 
ſich zu erklären, ob ſie ihre Zuſtimmung zu dieſem Bündniſſe gebe, ſo 
geſtehe ich, daß ich geraten haben würde, dieſe Zuſtimmung zu erteilen. 
Ich gehe von dem Grundſatze aus, daß eine ſtarke Zentralgewalt nottut, 
und von dieſem Standpunkte aus würde ich mir die Frage erlaubt haben, 
ob denn auf einem andern Wege dem Drange nach nationaler Einigung 
entſprochen werden könne als auf dem, der in großen Grundzügen in 
dem Dreikönigsbündnis enthalten iſt. 

Sämtliche deutſchen Staaten ſind konſtitutionell monarchiſch; es kann 
alſo eine autokratiſche Form der Zentralgewalt nicht wohl gedacht werden. 
Ein Parlament an der Seite dieſer Zentralgewalt iſt eine allgemein an⸗ 
erkannte Notwendigkeit. Nun iſt aber meiner Anſicht nach eine kollegiale 
Führung der Exekutive gegenüber einem Parlament eine ſehr gefährliche 
Sache. Ein Direktorium von Bevollmächtigten — denn Direktoren müſſen 
immer bevollmächtigt ſein —, ein Geſamtkollegium, überhaupt jede von 
dieſen vielköpfigen Geſtaltungen der Zentralgewalt wird immer nach 
Inſtruktionen handeln. Nun iſt aber einem Parlament gegenüber durch⸗ 
aus notwendig, raſch, entſchieden und kraftvoll zu handeln. Mir ſcheint, 
daß eine ſolche Kraftentwicklung, ſolche Raſchheit, ſolche Entſchiedenheit in 
der Ausführung nicht wohl mit dem Handeln nach Inſtruktionen vereinbar 
wäre; wir haben dies damals erfahren, als der Bund in ſeiner früheren 
Form noch exiſtierte, und ich glaube, daß bis jetzt wenigſtens das Rätſel 
noch nicht gelöſt iſt. Doch ich ſchweige heute von alledem. Die Frage 
über den Dreikönigsbund iſt in dieſem Augenblicke eine geſchloſſene. Sie 
iſt wenigſtens jetzt in ein Stadium getreten, in welchem eine weitere Ver⸗ 
teidigung desſelben zwecklos iſt. Das bayriſche Volk hat ſich in ſeiner 
Vertretung gegen den Dreikönigsbund ausgeſprochen. Die königliche 
Regierung hat den Dreikönigsbund zurückgewieſen, geſtützt auf die Mehr⸗ 
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zahl des bayriſchen Volks. Meine entgegenſtehenden perſönlichen Anſichten, 
die ich jedoch in wenigen Worten vortragen zu müſſen glaubte, müſſen 
deshalb zurücktreten, ſie berechtigen mich nicht, der Regierung deshalb zu 
zürnen, weil ſie das getan hat, was die Mehrzahl des Volks will. In 
einer Frage, wo es ſich um die Rechte eines ganzen Volks, um die Selb⸗ 
ſtändigkeit eines Staates handelt, muß die perſönliche ſubjektive Ueber⸗ 
zeugung des einzelnen zurücktreten. Ich weiß auch gar keinen andern 
Weg anzugeben, welchen die Regierung hätte einſchlagen ſollen, um die 
Wünſche des Volks mit dem Prinzip der Einigung des ganzen Deutſch⸗ 
lands in Einklang zu bringen. Es iſt ſchwer, ja faſt unmöglich, den 
Wunſch nach nationaler Einigung zu erfüllen und zu der gleichen Zeit 
die ganze Selbſtändigkeit eines einzelnen Staates aufrechtzuerhalten. Wenn 
die Einheit im Jahre 1848 zugrunde gegangen iſt, ſo iſt es nicht ſowohl 
durch die Sonderintereſſen der Dynaſtien als durch die Feindſeligkeiten der 
einzelnen deutſchen Stämme geſchehen. Das iſt eine traurige Wahrheit; 
es iſt aber notwendig, daß man ſich die Wahrheit ſo oft als möglich 
geſtehe. Unter ſolchen Verhältniſſen, muß ich bekennen, konnte die Staats⸗ 
regierung nicht anders handeln, als ſie gehandelt hat.“ 


An die Prinzeſſin Amalie. 
München, 22. Dezember 1849. 

. . . Gegenwärtig leſen wir immer von Zeit zu Zeit in Humboldts 
Briefen an eine Freundin. Darin finde ich meine eignen Gedanken auf 
jeder Seite. Doch kam ich in der letzten Zeit ſehr wenig zum Vorleſen. 
Meine Tage waren vollkommen abſorbiert durch die reichsrätliche Tätigkeit. 
Ich habe mir vor einigen Tagen durch eine recht gute improviſierte Rede 
einen großen Ruf erworben. Dieſes Evéenement war an jenem Tage der 
Gegenſtand aller Geſpräche. Da der Gegenſtand nicht allgemeine Be⸗ 
deutung hatte, ſo wirſt Du die Sache nicht in der „Augsburger Zeitung“ 
finden. Ich ſelbſt bin gegen dieſe Erfolge gleichgültig. Ich freue mich, 
daß ich ſo etwas zuſtande bringe, weil es ſehr unangenehm iſt, wenn in 
ernſten Zeiten die Form uns am Handeln hindert. Doch macht mir der⸗ 
gleichen keine Freude. 


Die Verhandlungen der Kammer, auf die ſich dieſe Mitteilungen be⸗ 
ziehen, betrafen die ſtrafrechtliche Verfolgung der Pfälzer Revolutionäre. 
In der Sitzung vom 18. Dezember hatte Graf Arco⸗Valley im Gegenſatz 
gegen die „jungen Reichsräte“ ſich ſelbſt als einen „Hemmſchuh auf dem 
Wege zur Republik“ bezeichnet. Die Erwiderung auf dieſen Angriff war 
wohl die „improviſierte Rede“, von der der Fürſt berichtet. Ueber die 
Frage der Amneſtie ſagt der Fürſt in einer Aufzeichnung aus dieſen Tagen: 
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Ich glaube, es dürften alle, die an den verbrecheriſchen Beſtrebungen des 
letzten Frühjahrs teilgenommen haben, in zwei Hauptabteilungen zerfallen: 
1. die eigentlichen Demagogen oder Radikalen von Profeſſion, 

2. Revolutionäre aus vorübergehenden Motiven. 

Es iſt bekannt, daß eine Partei, eine weitverbreitete Sekte beſteht, 
die, mit der gegenwärtigen ſittlichen und ſtaatlichen Ordnung der Dinge 
zerfallen, eine neue erſtrebt. Durch das Studium der Philoſophie, ins⸗ 
beſondere der Hegelſchen, ſind die Führer dieſer Partei zu der Ueberzeugung 
gelangt, daß das Chriſtentum eine Lüge, der chriſtliche Staat alſo auf 
Irrtum gegründet ſei. Sie wollen alſo die von ihnen erkannte Wahrheit 
in Religion und Staat zur Geltung bringen. Was ſie uns Poſitives 
bringen wollen, habe ich bei den eifrigſten Forſchungen nie recht erfahren 
können. Wo ſie zum praktiſchen Handeln gezwungen werden, iſt das 
Geltendmachen der Theorie, die ihnen vorſchwebte, an dem bloß negieren⸗ 
den Charakter eben dieſer Theorie zugrunde gegangen. Mazzini in Italien, 
Pierre Leroux in Frankreich, Karl Vogt — ich nenne nur beſonders 
hervorragende Perſönlichkeiten der Partei —, alle haben ſich bisher nur 
im Verneinen bedeutend gezeigt. Wäre aber auch dieſe Partei imſtande, 
ein neues religiöſes und ſoziales Gebäude aufzuführen, ſo könnte ſie es 
nur, nachdem ſie das beſtehende vollſtändig zerſtört hätte. Hier begegnet 
ſie nun dem Widerſtande der vernünftigen Männer. Es iſt klar, daß 
aus einer Zerſtörung der gegenwärtigen Ziviliſation nur Barbarei ent⸗ 
ſtehen kann. Es iſt alſo Pflicht, den Beſtrebungen der radikalen Partei 
mit größter Entſchiedenheit entgegenzutreten. Die radikale Partei iſt zu 
klug, als daß ſie zur Verſöhnung, die ihr nichts nutzt, je die Hand bieten 
ſollte. Sie will eben Kampf. Dieſer alſo Verzeihung, Milde zuteil werden 
zu laſſen, wäre Schwachheit. 

Allein gerade dieſe Partei iſt in der Pfalz wenig vertreten. Ihre 
Führer haben ſich faſt alle in Sicherheit gebracht. Es bleibt uns haupt⸗ 
ſächlich die zweite Klaſſe, nämlich die Revolutionäre aus vorübergehender 
Veranlaſſung, die politiſch Aufgeregten, deren Bewegung ſich legt wie die 
Wellen des Meeres, wenn der Sturm aufhört. Als im vergangenen Jahre 
die Begeiſterung für das einige Deutſchland das Land durchzog, da ſtellten 
ſich edle Männer an die Spitze der Bewegung und ſagten dem Volke: 
„Beruhigt euch, wir wollen auf geſetzlichem Wege ein einiges Deutſchland 
ſchaffen!“ Die Nationalverſammlung trat zuſammen, das Volk beruhigte 
ſich und wartete. Es wartete ruhig ein ganzes Jahr. In dieſem Jahre 
beruhigte ſich die Revolution, die Regierungen erſtarkten. Ja, die Be⸗ 
geiſterung für die deutſche Einheit erkaltete in manchen Herzen. Viele von 
denen, welche in Frankfurt zuſammenſaßen, hatten ſelbſt nicht Luſt, das 
Werk zuſtande zu bringen. Als nun die Verfaſſung mit Not und Mühe 
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zuſtande kam, da erwachte in vielen Männern von neuem die Begeiſterung, 
die Erregung, wie im Jahre 1848. Aber die Zeiten hatten ſich geändert. 
Was im vorigen Jahre geduldet wurde, weil man es nicht hindern konnte, 
es war jetzt Verbrechen. Das aber begriff jener bewegliche Teil des Volks 
nicht. Er konnte nicht wiſſen, daß das, was im März 1848 manchem 
Bewegungsmann zu hohen Ehren verholfen hatte, nun Vergehen ſei. Er 
kannte die Zeit nicht. Gewiß, es iſt ſchwer, ſich immer von den politi⸗ 
ſchen Konſtellationen genaue Rechenſchaft zu geben, genau zu berechnen, 
was gelingen wird, was nicht. Dieſer Teil des Volks wußte nicht, 
daß die Regierung nun von kräftigen Männern geleitet wurde, die 
die Revolution zu beſiegen wußten, die dem Geſetze Achtung zu ver⸗ 
ſchaffen die Kraft hatten. Dieſe erregten Gemüter wußten nicht, daß 
die Zeit vorüber ſei, wo man in Katzenmuſiken die öffentliche Meinung 
zu erkennen glaubte. Daß das Volk alles dies nicht wußte, daß es 
im Glauben an eine Revolution handelte, die nicht mehr exiſtierte, das 
iſt der Hauptfehler, den die meiſten Angeklagten und Kompromittierten 
begangen haben. 


Die Stimmung des Fürſten bei dem Schwinden der letzten patrioti⸗ 
ſchen Hoffnungen, die ſich an das Dreikönigsbündnis geknüpft hatten, 
ſpricht ſich in einem ſcharfen Artikel aus, in dem er in Nr. 71 des „Frank⸗ 
furter Journals“ die Thronrede des Königs von Württemberg beſprach. 
„Durch die ganze Thronrede,“ heißt es darin, „klingt ein unheimlicher Ton, 
der von den Gefahren erzählt, die uns von außen drohen, wenn das 
württembergiſche und das deutſche Volk nicht den väterlichen Ermahnungen 
ſeiner Monarchen folgt und noch weiter dem Traumbilde der deutſchen 
Einheit nachjagt. Wir vernehmen ausdrücklich, daß die Realiſierung des 
Bundesſtaates nicht möglich ſei, ohne Verletzung jener feierlichen Traktate, 
worauf unſre Stellung und unſre Unabhängigkeit gegen Europa ſowie 
das politiſche Gleichgewicht Europas überhaupt beruht‘. Wir hören von 
den ‚Gefahren, zu denen das Bündnis vom 26. Mai ſowohl im Innern 
als nach außen führen muß‘. Es iſt alſo jetzt dem erhabenen Redner 
klar, daß das Ausland unſre Unabhängigkeit gefährden könnte, daß eine 
Einmiſchung der fremden Mächte in unſre innerſten Angelegenheiten 
bevorſtehe. So weit ſind wir alſo gekommen, daß man die politiſche 
Schamhaftigkeit in einem deutſchen Königreiche ganz ablegt und vor 
den Augen von ganz Europa geſteht, daß wir es nicht mehr wagen, 
uns eine Verfaſſung zu geben, wie ſie unſern Bedürfniſſen entſpricht, 
ſondern daß die letzte Stimme den Mächten zuſteht, die die Verträge 
garantiert haben! So weit iſt es alſo gekommen, daß man dieſe Ge⸗ 
ſtändniſſe einer demokratiſchen Verſammlung ohne Scheu macht und 
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machen kann! Wahrlich, man hätte beſſer getan, in der Thronrede vom 
‚alten Recht‘ zu ſchweigen, wenn man die alte Ehre jo ganz und gar 
verleugnet.“ 

Kurz vor der Kataſtrophe von Olmütz ſchreibt der Fürſt an die Prin⸗ 
zeſſin Amalie: 

Sayn, 16. November 1850. 

. . . Ich war geſtern bei der Prinzeſſin von Preußen zum Tee. Sie 
war ſehr niedergebeugt durch die neueſten politiſchen Ereigniſſe; !) ſie iſt 
ſo von Schmerz und Jammer über die Berliner Jämmerlichkeiten erfüllt, 
daß es einem leid tut, ſie anzuſehen. Ich möchte ſie mit einer Niobe 
vergleichen. Jedenfalls iſt der Vergleich auch deshalb richtig, weil ſie im 
Untergang Preußens auch den Untergang der Zukunft ihres ſo vortreff⸗ 
lichen und vielverſprechenden Sohnes betrauert. 


1) Entlaſſung von Radowitz am 2. November nach der „vorläufigen Ueberein⸗ 
kunft“ in Warſchau am 28. Oktober, durch welche die Unionsverfaſſung aufgegeben 
wurde. 


Drittes Buch 
Aus den Jahren 1850 bis 1866 


Fi die Jahre 1850 bis 1866 fehlt das Material, um eine zuſammen⸗ 
hängende Darſtellung von dem Leben und Wirken des Fürſten aus 
ſeinen eignen Worten herzuſtellen. Ein fortlaufendes Tagebuch hat er in 
dieſer Zeit nicht geführt, und die Briefe an die Prinzeſſin Amalie, in 
welchen vor der Heirat das Innenleben des Fürſten ſich ausſprach, nehmen, 
ſeit er in einer glücklichen Ehe lebte, begreiflicherweiſe einen andern 
Charakter an, beſchränken ſich auf tatſächliche Mitteilungen über die Er⸗ 
lebniſſe und Geſchäfte des Tags. Auch fehlt dieſer Periode die Einheit, 
welche in den Entwicklungsjahren durch das Werden der Perſönlichkeit 
gegeben iſt. Dieſe iſt gewiſſermaßen fertig und ſucht nach einer Gelegen⸗ 
heit, ſich in der Politik zu betätigen. Aber die Zeit war dafür nicht günſtig. 
Der nationale Idealismus des Jahres 1848 war in der Dede der Re— 
aktion erſtorben und ein ehemaliger Reichsgeſandter hatte keine Ausſicht, 
von der bayriſchen Regierung geſchätzt und im Staatsdienſte verwendet 
zu werden. Für einen nach ſeiner Bildung und ſozialen Stellung kon⸗ 
ſervativ gerichteten, dabei aber von ſtarkem Nationalgefühl erfüllten Politiker 
bot das Bayern der fünfziger Jahre keine Gelegenheit, ſeine Kraft zu be⸗ 
tätigen. Es iſt pſychologiſch intereſſant, wie der Drang nach politiſchem 
Wirken den Fürſten allmählich zu einem Kompromiß mit den Verhältniſſen 
führt, in denen allein ein ſolches Wirken für ihn möglich war, wie er be⸗ 
ſtrebt iſt, ſeinen Frieden mit dem bayriſchen Königtum zu machen und 
wie unter der Einwirkung dieſer äußeren Gegebenheiten auch ſeine politi⸗ 
ſchen Anſchauungen allmählich eine Wendung nehmen, die ihn dem bay⸗ 
riſchen Partikularismus näher bringt. Er wird ein Anhänger der Trias- 
idee nicht aus innerer Ueberzeugung, aber aus dem Gefühle, daß bei der 
ſcheinbaren Ausſichtsloſigkeit des kleindeutſchen Programms, bei der zweifel⸗ 
loſen Unmöglichkeit einer großdeutſchen Politik die Sammlung der in den 
ſüddeutſchen und mitteldeutſchen Staaten vorhandenen nationalen Kräfte 
zu einem dritten Deutſchland immer noch den Vorzug verdiene vor der 
völligen Zerſplitterung und Machtloſigkeit tüchtiger deutſcher Stämme. 
Dieſe bayriſch⸗partikulariſtiſche Wendung iſt beſonders deshalb beachtens⸗ 
wert, weil ſie auch in der ſpäteren Wirkſamkeit des Fürſten an der Spitze 
des bayriſchen Staats nachwirkt und weil gerade dieſe Konzeſſion an den 
Partikularismus die Vorausſetzung war für die nationale Politik des 
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bayriſchen Miniſterpräſidenten. Nur ein Staatsmann, an deſſen korrekt 
bayriſcher Geſinnung nicht zu zweifeln war, konnte das Vertrauen König 
Ludwigs II. gewinnen und die nationale Haltung dieſes Fürſten in den 
großen und entſcheidenden Fragen der deutſchen Politik beſtimmen. 


1. Paris und Rußland. 


Im Dezember 1850 reiſte der Fürſt mit ſeiner Gemahlin für mehrere 
Monate nach Paris. Von dort ſchrieb er der Prinzeſſin Amalie am 
15. Dezember: 

. . . Die erſten acht Tage benutzten wir neben unſern Einrichtungs- 
geſchäften, die verſchiedenen Theater zu beſuchen, weil dies nicht mehr 
möglich iſt, wenn man abends ausgeht . .. Die Theater ſind intereſſant 
und lehrreich, was die Sprache anbetrifft. Madame Rachel und Madeleine 
Brohan in der Comédie Frangaiſe find ſehr merkwürdig. Letztere wird 
beſonders ihrer Schönheit wegen applaudiert, erſtere iſt über alle Kritik 
erhaben, ſo daß man ſogar ihr Judengeſicht vergißt. Im Theatre de 
la Gaité wird ein Melodrama „Paillaſſe“ gegeben, das von Frederic 
Lemaitre außerordentlich gut dargeſtellt wird. Die neue Oper „Venfant 
prodigue“ von Auber iſt der Gegenſtand aller Unterhaltung. Es iſt die 
Geſchichte aus der Bibel und ſpielt in Aegypten und Paläſtina. Ein größeres 
Aergernis als dieſe Oper kann man ſich nicht denken, ja am Schluß 
kommt eine Szene vor, wo der Himmel ſich auftut und man die Engel 
mit Harfen ſieht. Die Dekorationen ſind prachtvoll, die Muſik elend, und 
während fünf Stunden muß man dieſes Gebärmel mit anhören. Einmal 
und nicht wieder! 

Madame Sontag ſah ich im „Barbier de Séville“. Ein ſonderbarer 
Eindruck, nachdem ich fie zuletzt in ihrem Salon in Berlin geſehen hatte.!) 

Unſre „entrée dans le monde“ haben wir bei Frau von Nariſchkin 
gemacht. Sie hat es ſich zur Aufgabe gemacht, uns möglichſt ſchnell 
bekannt zu machen, und hat dies mit der größten Freundlichkeit und Ge⸗ 
wandtheit ausgeführt. Wir fanden viele Bekannte in ihrem Salon aus 
Athen und Neapel, ſo daß ihr ihre Aufgabe erleichtert wurde. Tags darauf 
ließ ich mich durch den bayriſchen Geſandten bei dem Präſidenten vor⸗ 
ſtellen. Die Maſſe geht in die großen Salons, vornehme Leute in die 
kleinen Appartements des Präſidenten. Hier hinein führte mich Wendland. 
Im erſten Salon fanden wir den Hofſtaat und an der Tür des zweiten 
einen kleinen Mann mit dem Geſicht eines bayriſchen Chevauleger⸗ 
offiziers und dem großen Band der Ehrenlegion. Es war „le Prince“. 


1) Henriette Sontag (1803 bis 1854) hatte als Gräfin Roſſi von 1843 bis 1849 
in Berlin gelebt. 
Fürft Hohenlohe, Denkwürdigkeiten. I 5 
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Ich wurde ihm vorgeſtellt, und dann ſprach er mit mir über Bayern: 

„J’y ai passe ma jeunesse, à Augsbourg, et j’en conserve toujours 

un tres bon souvenir.“ !) Er erzählte von einem Prinzen Hohenlohe, den 

er in München gekannt hatte. Dann wurde ich der Prinzeß Mathilde | 

vorgeſtellt, einer dicken, ſchönen Dame mit Diamanten. Bald darauf 
ſetzte ſich die ganze Geſellſchaft in Bewegung und defilierte in die Tanz⸗ 
| fäle, wo das Publikum Spalier bildete, um uns wie einen großen Hof⸗ 

ſtaat durchgehen zu ſehen. Im Saal wurde ich Lord und Lady Normanby 

vorgeſtellt. Lord Normanby iſt ein großer krausköpfiger, immer lächelnder 

Engländer mit vielen Orden, Lady Normanby ein dickes, impaſſibles 
Weſen mit Diamanten. Graf Hatzfeldt, der preußiſche Geſandte, den ich 
| auch kennen lernte, ein rheiniſcher Rittergutsbeſitzer dans toute la force 
| du terme. Seine Frau eine geiftreihe Franzöſin. Der öſterreichiſche 
Geſandte Hübner iſt eine Melange zwiſchen Liſzt und Karl von Koſchentin, 2) 
geſchickt und gewandt wie alle öſterreichiſchen Diplomaten. Die Ruſſen 
ſind zahlreich und für uns ſehr liebenswürdig, im übrigen abgeſchliffen 
und leer. 

Geſtern abend waren wir bei der Herzogin von Mails, einer freund⸗ 
lichen Dame mit grauem Schnurrbart. Die Annehmlichkeit, in einen 
Salon von wenig Menſchen zu kommen, von denen man niemand kennt, 
wurde uns da zuteil. Man bleibt jedoch nur eine halbe Stunde in 
dieſen Avant-foirees. Nachher gingen wir zur Fürſtin Lieven. Dort 
war es mir intereſſant, alle möglichen merkwürdigen Leute zu ſehen und kennen 
zu lernen. Guizot iſt eine gleich im erſten Augenblick auffallende Er⸗ 
ſcheinung. Er iſt der einzige Menſch, den ich in der Pariſer Welt bis⸗ 
her getroffen habe, der nicht an andre Dinge denkt oder zu denken ſcheint, 
wenn er mit einem ſpricht. Es iſt dies ſehr ſchwer und es gehört viel 
geiſtige Kraft dazu, in dieſem heilloſen Geſchrei eines Pariſer Salons 
und umgeben von den verſchiedenartigſten Perſonen nicht verwirrt zu ſein 
und zu ſcheinen. Molés) iſt ein ernſter Mann, aber auch zerſtreut, 
Berryer,“) der ebenfalls da war, den ich aber nicht kennen lernte, ſieht 
aus wie ein Landpfarrer. Unter den Damen, die ich bisher geſehen, 
zeichnet ſich Madame Kalergi durch Schönheit, Fürſtin Graſſalkowitſch 
durch rüſtiges Alter, Madame Gudin durch Fett und naive Bemerkungen 


1) Napoleon hatte von 1816 ab mit feiner Mutter Hortenſe mehrere Jahre in 
Augsburg gelebt und das dortige Gymnaſium zu St. Anna beſucht. 

2) Prinz Karl zu Hohenlohe⸗Ingelfingen (1820 bis 1890) auf Koſchentin. 

3) Graf Louis Mathieu Molé, konſervativer Staatsmann, Miniſter unter 
Louis Philippe. 

4) Der berühmte Redner, Verteidiger Neys und Napoleons nach dem Unter⸗ 
nehmen von Boulogne. 
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aus. Junge Mädchen ſah ich bisher nicht, nur auf dem Ball bei dem 
Präſidenten einige. 

Im allgemeinen iſt alles hier ſehr vormärzlich, mein Kutſcher ſchreit 
mir immer „oui, Monseigneur“ zu. Wer einen Orden hat, trägt ihn 
immer, überall und zu allen Tageszeiten. Das Leben iſt indeſſen ange⸗ 
nehm und leicht, die Soireen, da deren viele an demſelben Abend ſind, 
kurz und bloße Viſiten .. 

4. Februar 1851. 

.Ich höre einen ſehr intereſſanten cours bei Michel Chevalier 
über Nationalökonomie, wohin ich mit Marie, Fürſtin Menſchikoff und 
Frau von Seebach fahre. Das College de France iſt leider fo weit, 
daß ich die übrigen cours, wie einen ganz verrückten cours de philosophie 
bei Michelet, nur ab und zu beſuchen kann. Dienstag und Freitag 
um 7½ Uhr lieſt Blanqui !) in dem Conservatoire des arts et métiers 
über „Economie industrielle“, eine höchſt intereſſante und merkwürdige 
Vorleſung, die ich aber der Diners wegen nur ſelten beſuchen kann. Es 
iſt beſonders merkwürdig, die verſchiedenen Zuhörerklaſſen zu beobachten, 
Damen und Herren auf den reſervierten Plätzen und Bluſenmänner in 
Maſſe auf dem Amphitheater ... Im allgemeinen gehe ich beruhigt, 
um manche Illuſion ärmer von hier fort, alſo reicher im Innern. Marie 
fühlt mit jedem Tag mehr den Wert unſrer ſtillen Exiſtenz in Schil⸗ 
lingsfürſt zunehmen und hat nun einen Schritt näher zum wahren Frieden 
getan. Und im Augenblick, wo alle dieſe Erfahrungen uns den Aufenthalt 
in der Heimat wert und teuer machen, droht uns eine unabweisbare Pflicht 
in die Ferne zu führen und eröffnet ſich mir die Ausſicht auf eine mühe⸗ 
volle aber fruchtbare Exiſtenz. 


Die letzte Bemerkung bezieht ſich auf eine Uebereinkunft des Fürſten 
mit ſeinem Schwiegervater, dem Fürſten zu Sayn-Wittgenftein, nach welcher 
der Fürſt die Verwaltung der großen Beſitzungen in Rußland übernehmen 
ſollte, welche das Erbteil der Fürſtin und ihres Bruders von ihrer 
am 26. Juli 1832 verſtorbenen Mutter geb. Prinzeſſin Stephanie von 
Radziwill bildeten. Die Ueberſiedelung nach Rußland wurde für den 
Herbſt 1851 feſtgeſetzt. 

An die Prinzeſſin Amalie. 
Schillingsfürſt, 24. Juli 1851. 
.. Nach London zu gehen habe ich große Luft, doch weiß ich nicht, wie 
ich es bei meinen bevorſtehenden großen Reiſeplänen machen ſoll. Es wird 
wohl nicht möglich ſein, und ich werde, wenn auch mit großem Bedauern, 


1) Nationalökonom, der ältere Bruder des Kommuniſten. 
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darauf verzichten müſſen, den Kriſtallpalaſt und die Weltausſtellung zu 
ſehen. Daß durch dieſelbe nun der lange verkannte Wert des Prinzen 
Albert recht deutlich an den Tag getreten iſt, freut mich ſehr und iſt ein 
neuer Beweis, wie unrecht man tut, wenn man der ſogenannten öffentlichen 
Meinung und dem Urteil des Pöbels über hervorragende Perſonen Glauben 
ſchenkt . 


An dieſelbe. 
Rauden, 4. Oktober 1851. 


. .. Je länger ich von Schillingsfürſt weg bin, deſto feſter wird in 
mir der Entſchluß, nicht ſo bald dahin zurückzukehren, und da bleibt denn 
nur Rußland, das mit den dortigen Geſchäften ſo ſchwer wiegt, daß die 
kleinen Schillingsfürſter Gefchäfte nichts dagegen wiegen. Warum ich gern 
von Schillingsfürſt weggehe, warum ich fo leicht das wirklich ſchöne, ge- 
mütliche und reiche Leben dort aufgebe und verſchmerze, weiß ich kaum. 
Je älter wir werden, deſto mehr tritt das ideale Leben in den Hintergrund. 
Der Mann ſoll und will ſchaffen und arbeiten, der vernünftige Menſch 
erkennt in der Arbeit die Quelle der Glückſeligkeit, und deshalb dürſte ich 
nach Arbeit, weil wir ja, wir mögen uns anſtellen, wie wir wollen, doch 
immer nach Glückſeligkeit ſtreben. Darum iſt mir das ſüddeutſche jtandes- 
herrliche Leben immer ungenügend geweſen, weil es die Faulheit zum 
Lebensberuf ſtempelt. Darum habe ich durch die Uebernahme von Schillings⸗ 
fürſt etwas meiner Natur und meiner Bildung nicht Entſprechendes, ſich ſtets 
Rächendes getan, und darum endlich danke ich Gott, daß er mich da mit 
Gewalt herausgeriſſen und auf eine wenn auch ungewiſſe, gefahrvolle, 
mühſame, aber doch naturgemäße Laufbahn geworfen hat. Verzeih, daß 
ich Dir ſo viel von meinen inneren und äußeren Verhältniſſen vorerzähle, 
aber es iſt mir, als brächte es Dir, wenn auch nur indirekt, Beruhigung, 
wenn Du ſiehſt, daß ich meine Pflicht tue und nicht aus Leichtſinn in die 
weite Welt hinein fahre. 


i 1 i 1 1 
ee Werki, 25.13. Oktober 1851. 

. . . Wir find nun zwei Tage hier, und ich kann nicht jagen, daß 
Land und Leute einen unangenehmen Eindruck auf mich gemacht hätten. 
Wäre ich zehn Jahre jünger und noch voll Lebenshoffnung und Erwartung 
von zu verwirklichenden Idealen, ſo würde es mich allerdings etwas 
melancholiſch ſtimmen, in dieſen menſchenleeren, traurigen Gegenden zu 
reiſen, von denen man nicht weiß, ob ſie von vergangener Größe oder 


1) Jüngſte Schweſter des Fürſten, geboren den 6. Januar 1831, ſeit 1868 ver⸗ 
mählt mit dem Prinzen zu Salm⸗Horſtmar. 


— 
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von zukünftiger reden. Mir ſcheint, weder das eine noch das andre. Das 
Land kann nie anders geweſen ſein und eine andre Geſtalt wird es auch 
nie annehmen. Man muß es nehmen, wie es iſt. Es hat etwas Be⸗ 
ruhigendes, Wohltuendes, dieſe großartige Einſamkeit der littauiſchen Wälder 
und unabſehbaren Kornfelder. Werki ſelbſt erinnert an Lubowitz oder 
Fürſtenberg. Es iſt das Oder⸗ oder Weſertal, nur ohne die Dörfer und 
mit mehr Wald und Wildnis. Die Lage des Schloſſes iſt ſehr ſchön, das 
Schloß ſelbſt und der Park ganz engliſch. Wir werden uns ganz gut 
hier eingewöhnen . .. Ich war heute beim Generalgouverneur in Wilna, 
Bibikoff, einem ſehr artigen Manne. Wir bleiben noch ein paar Tage 
hier und reiſen dann weiter nach Norden und werden in Petersburg Ende 
des Monats eintreffen und im Bariatinskyſchen Hauſe wohnen, von dem 
man einen Flügel für uns gemietet hat. 


Die fürſtliche Familie verlebte den Winter 1851/52 in Petersburg 
und kehrte im Frühling 1852 nach Werki zurück. Der Aufenthalt in 
Rußland dauerte bis in den Sommer 1853. Leider ſind aus dieſer Zeit 
ſchriftliche Aufzeichnungen des Fürſten nicht vorhanden. Ein Bild des 
häuslichen Lebens in Werki geben Briefe der Prinzeſſin Eliſe, welche den 
Sommer 1852 im Hauſe des Bruders verlebte. Einige Auszüge aus 
dieſen Briefen, welche die Frau Prinzeſſin dem Herausgeber gütigſt über⸗ 
laſſen hat, mögen hier folgen. 

Werki, 26. Juni 1852. 

. . . Man ſieht vom Schloſſe ziemlich hoch hinunter auf den Fluß, 
die Wilia, der ſich durch das Tal ſchlängelt. Von meinem Zimmer ſehe 
ich nur ein kleines Stückchen des Fluſſes, da ich parterre wohne und die 
vielen Laubbäume, die den ganzen Berg bedecken, mir die Ausſicht ver— 
bergen. Dicht vor dem Fenſter ſind viele Büſche, Jasmin u. a., und zwiſchen 
dieſen und den Bäumen, die am Rande des Berges ſtehen, iſt ein Gras⸗ 
platz mit einem Kiesweg ringsherum. Von oben, aus dem Salon, ſieht 
man über die Bäume weg. Da kann man einen kleinen, ganz von Bäumen 
eingeſchloſſenen See ſehen, der am Fuße des Berges liegt, links den weiteren 
Lauf des Fluſſes und mehrere ganz im Grün verſteckte Häuſer, die zu 
Werki gehören. Das Schönſte iſt die Terraſſe. Im Garten nämlich, am 
Rande des Berges, iſt ein Stück ausgemauert, mit eiſernem Geländer 
darauf. Unter einer großen Linde ſtehen Bänke und Stühle, und man hat 
eine herrliche Ausſicht auf den Fluß. Eine weiße griechiſche Kirche ſieht 
man am Ufer, und hinter dem Walde auf der Höhe liegt Wilna ſehr hübſch. 
Es ſieht ſehr nahe aus, man braucht aber doch eine halbe Stunde, um 
hinzufahren. Die Straße führt rechts vom Fluſſe zwiſchen Kiefern den 
Berg hinauf. Der Horizont iſt ringsherum von dunkelm Wald begrenzt. 
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Am Morgen iſt es am ſchönſten auf der Terraſſe. Der Himmel und die 
Luft ſind klar wie im September. 

Bauern habe ich noch nicht viel geſehen, es wohnen faſt gar keine hier, 
die Häuſer ſind von Handwerkern bewohnt, die alle wohlhabend ſind. 
Manchmal kommen Bettler mit Bittſchriften in den Garten. Die ſind 
gewöhnlich von entfernteren Orten und machen Komplimente bis auf den 
Boden. 

28. Juni. 

Ich ſitze in einem Pavillon nahe bei der Terraſſe; es iſt ein runder 
Saal mit Glastüren ringsherum. Auf der Seite, wo ich ſitze, ſehe ich 
nur Kiefern und höre den Wind im nahen Walde rauſchen und die Raben 
krächzen, deren es hier eine Menge gibt. Außer Schillingsfürſt habe ich 
noch keinen Ort geſehen, wo es ſo viele ſchöne Spaziergänge gibt wie hier; 
jeden Tag nach Tiſch führt mich Marie einen neuen Weg. Heute fuhren 
wir ein Stück bis hinüber auf einen waldigen Berg, wo wir ausſtiegen 
und herrliche Wege gingen. Es ſtanden immenſe Tannen unter den Kiefern, 
und grüne, ſonnige Wege führten zwiſchen den Bäumen hindurch. Alle 
Augenblicke kam man an eine weiße Kapelle, von dunkeln Tannen um⸗ 
geben. Dort in der Nähe iſt der Kalvarienberg, auf dem die katholiſche 
Kirche ſteht. Wir ſtiegen hinauf, ehe wir zurückfuhren. Man ſieht von 
dort das weiße Schloß mit ſeinem Turm aus dem dichten ſchwarzen Walde 
hervorragen wie ein Feenſchloß; ringsherum nichts als Wald. Das Wilde 
und Liebliche iſt hier vereinigt. Wenn die düſteren Wälder traurig ſtimmen, 
ſo wird man durch den blauen, ſpiegelklaren Fluß wieder erheitert und 
durch die reine, klare Luft geſtärkt. Die Luft war heute wie am Meer; 
im Hauſe iſt ſie dumpf, die Gänge ſind ſo finſter und ſchmal, die Zimmer 
hoch, aber meiſtens auch ſchmal. Das ganze Haus iſt ſchmal, ohne Seiten- 
flügel, am einen Ende der Turm, am andern ein Anbau von Glas, in 
dem der Wintergarten iſt. Schöne Palmbäume und alle möglichen Pflanzen 
ſind darin. Aus Chlodwigs Zimmer und aus Mariens Schlafzimmer führen 
Türen hinein. In erſterem trinken wir immer Tee des Abends. Um 2 Uhr 
leſe ich Marie vor, jetzt „Economie politique“ von Say und um 4 Uhr 
eſſen wir in dem hohen hellen Ritterſaal. 

22. Juli. 

Abends, wenn ich das Licht ausgelöſcht habe, nachdem ich noch mit 
Chlodwig aufgeweſen bin, fühle ich mich oft ganz beſeligt, auch ſeine 
Gefährtin ſein zu dürfen, ſtolz, daß er ſeine Gedanken bei mir niederlegt. 
Da möchte ich alle Liebe auf ihn ausſtrömen laſſen. 

24. Juli. 

Abends leſen wir jetzt die chemiſchen Briefe von Liebig, d. h. der Doktor 
lieſt ſie vor und erklärt vieles von den Eigenſchaften des Sauerſtoffs, 
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Kohlenſtoffs u. ſ. w., da in dieſem Buche ſchon viele chemiſche Kenntniſſe 
vorausgeſetzt ſind. Chlodwig zeichnet dabei, Marie und ich arbeiten. 
Mit Chlodwig bleibe ich nach dem Leſen noch ein Viertelſtündchen auf. 
Dieſe und meine einſame Morgenſtunde im Garten ſind mir die liebſten 
im Tage. 
5. September. 

Chlodwig iſt ſeit dem 2. nach Süden gereiſt auf die andern Güter, 

wo er Jagden machen will, in 14 Tagen wird er wohl erſt zurück ſein. 


8. Oktober. 


Chlodwig iſt endlich zurück, am 4. kam er, hat leider nur einen Elch⸗ 
hirſch geſchoſſen. Er ſieht beſonders wohl aus nach dieſer Reiſe in den 
Wäldern. Seit ſeiner Rückkehr iſt wieder ein ganz andres Leben im Hauſe, 
es wird mehr geſprochen. Die Tage haben mehr Gehalt. 

Ich muß Chlodwig immer bewundern, wenn er abends Eliſabeth!) 
auf dem Schoße hat und für ſie zeichnet: die beiden feinen Geſichter, ſeines 
in Milde ſtrahlend und der kleine Lockenkopf, der ſich beſtändig bewegt, 
wenn ſie ihm mit den zarten Händchen das Geſicht ſtreichelt, es gäbe ein 
wunderſchönes Bild. Als ſie zu Bette war, fing Chlodwig an uns vor⸗ 
zuleſen: „Ihr naht euch wieder, ſchwankende Geſtalten.“ Jetzt geht mir in 
dem Buche eine Welt auf. Nach dem Tee fing der Doktor wieder zu leſen 
an. Neulich hat er uns den Bau des Auges erklärt an einem Ochſenauge. 
Den Schluß des Tages bildete ein Geſpräch mit Chlodwig, das erquickend 
geweſen wäre, wenn ich ihm nicht zu ſehr angemerkt hätte, daß ſein Herz 
ſchwer war. Das macht mich immer unglücklich. An einem Morgen, als 
ich Eliſabeth die Buchſtaben lehrte, was ich lange ausgeſetzt hatte, weil ſie 
immer ſo unaufmerkſam war, nahm ich mir vor, nicht ungeduldig zu werden, 
ſondern wohl dreißigmal denſelben Buchſtaben zu wiederholen und immer 
mit Freundlichkeit, wie man eine Melodie vorſingt. Ich wurde belohnt, 
denn ſie begriff nun auf einmal. Da ſah Chlodwig einen Augenblick, ehe 
er zu den Geſchäften ging, auf uns mit freundlichem Geſicht und ſagte: 
„Das iſt ein gutes Syſtem.“ Dies war genug, um mich gut und freudig 
zu ſtimmen. 

Aufzeichnung des Fürſten. 
3. Juli 1853. 

Die gegenwärtige Bewegung in den Naturwiſſenſchaften, welche einen 
Fortſchritt derſelben zuwege gebracht hat, von dem ſich die früheren Jahr⸗ 
hunderte nichts träumen ließen, hat die Forſcher dahin geführt, eine Ver⸗ 
einigung von Glauben und Wiſſen als eine vollſtändige Unmöglichkeit 


1) Die älteſte Tochter, geboren 30. November 1847. 
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darzuſtellen. Ja, die moderne naturwiſſenſchaftliche Schule erklärt auch 
der Tranſzendenz den Krieg und verweiſt das Tranſzendentale in das 
Gebiet des Glaubens. 

Damit ſind wir auf einer gefährlichen Stufe angelangt. 

Schon jetzt zeigt es ſich, daß die wiſſenſchaftlich gebildeten Menſchen 
entweder keinen Glauben haben oder ſich der Kirche ohne Ueberzeugung 
anſchließen und unterordnen, ſoweit ihr Gebiet reicht. Iſt aber letzteres 
mit dem erſteren nicht gleichbedeutend? Iſt nicht der Glaube desjenigen, 
welcher ſich, ohne innerlich davon durchdrungen zu ſein, den kirchlichen 
Satzungen unterwirft, d. h. nach den Vorſchriften der Kirche handelt, 
ohne daran zu denken, dieſe Satzungen für Wahrheit zu halten, iſt ein 
ſolcher Glaube dann etwas andres als Pharifäismus? Wohl weiß 
ich, daß ſehr wohldenkende, tieffühlende Menſchen dieſem ſogenannten 
Phariſäismus huldigen. Wird aber eine ſolche mehr konventionelle Höf- 
lichkeit gegen die Kirche von Dauer ſein? Werden nicht die Reſultate 
dieſer glaubensloſen Wiſſenſchaft ſich auch in jene Klaſſen verbreiten, die 
gar kein Intereſſe daran haben, ſich der Kirche und ihren Lehren, den von 
ihr auferlegten Prüfungen und Entbehrungen unterzuordnen? Wird nicht 
am Ende die Zerſetzung um ſich greifen, oder hat ſie nicht vielmehr ſchon 
begonnen, ſich in die unteren Schichten der Geſellſchaft auszubreiten? 
Noch leben die meiſten in der ſüßen Täuſchung der Tranſzendenz, die 
Wirkungen des Fortſchritts in den Naturwiſſenſchaften, wie er ſich in der 
modernen Schule ausgebildet hat, ſind bis jetzt nur fühlbar in der wiſſen⸗ 
ſchaftlich gebildeten Welt; wird es aber dabei bleiben? Und wenn ſich 
nun dieſe Reſultate weiter verbreiten, ſo gehen wir einer Glaubensloſigkeit 
entgegen, die unfehlbar zur Auflöſung unſrer ganzen modernen Zivili⸗ 
ſation führen wird. Darum die Fortſchritte der Naturwiſſenſchaften beklagen 
zu wollen, wäre kindiſch. Denn alles iſt zweckmäßig, notwendig und gut, 
weil es iſt, d. h. weil es ſich in der Entwicklung der Menſchheit ſo 
herausgebildet hat. Allein nötig iſt, ſich nicht die Augen zu verſchließen. 
„Man ſoll die menſchlichen Dinge nicht beweinen, nicht belachen, man ſoll 
ſie zu verſtehen trachten.“ 


Aus derſelben Zeit ſtammt anſcheinend die nachfolgende 
Aufzeichnung ohne Datum. 

Wir ſehen in neueſter Zeit mehr und mehr die Ueberzeugung vor⸗ 
herrſchen, daß Wiſſen und Glauben vollſtändig voneinander getrennt 
bleiben müſſen. Inſofern nun im Proteſtantismus eine Vereinigung von 
Wiſſenſchaft und Dogma angeſtrebt wurde, hat dieſer infolge der Aus⸗ 
breitung jener Ueberzeugung an Boden verloren. Der wiſſenſchaftlich ge⸗ 
bildete Mann, dem die Vernunft die Notwendigkeit der Religion und 
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Kirche klarmacht, wendet ſich, aber ohne Ueberzeugung, zur katholiſchen 
Kirche, weil dieſe mehr den Anforderungen, die ſeine Vernunft an ein 
konſequentes Dogma ſtellt, entſpricht. So wird ſich nach und nach der 
ungläubige Teil der Menſchheit dem katholiſchen Dogma nähern. Aber 
ob dadurch wirklich etwas begründet werden wird? Soll ſich die Menſch⸗ 
heit mit einem Dogma begnügen, das ſie annimmt aus Notwendigkeit, aber 
ohne innere Ueberzeugung, während ſie nach einem Dogma ſchmachtet? 
Ich glaube, daß das nicht auf die Dauer der Fall ſein wird. Ich glaube 
aber, daß die Menſchheit ſich ein ihrem Standpunkte angemeſſenes Dogma 
wieder ſchaffen und dadurch wieder religiös werden wird. 


Im Jahre 1853 gab der Fürſt wegen Meinungsverſchiedenheiten mit 
ſeinem Schwiegervater die Verwaltung der littauiſchen Güter wieder auf. 
Die Familie kehrte nach Schillingsfürſt zurück und behielt für die folgenden 
Jahre dort ihren Wohnſitz. Unterbrochen wurde das Leben in Schillings⸗ 
fürſt durch die Winteraufenthalte in München zur Teilnahme an den 
Landtagsverhandlungen und durch häufige größere Reiſen. Von der 
Tätigkeit des Fürſten in der Kammer der Reichsräte und von den Be⸗ 
obachtungen über die europäiſche Politik, zu denen ihm ſeine Reiſen Ge⸗ 
legenheit boten, mögen die folgenden Aufzeichnungen zeugen. 


2. Rom 1856/57. 


Den Winter 1856/57 verlebte die fürſtliche Familie in Rom, wo der 
Bruder des Fürſten, Prinz Guftav zu Hohenlohe, damals Geheimer Käm⸗ 
merer des Papſtes war. Aus dem Tagebuche des Fürſten über ſeinen 
römiſchen Aufenthalt ſeien hier einige Auszüge mitgeteilt, die für die Kennt⸗ 
nis der damaligen Zuſtände und Perſönlichkeiten der römiſchen Geſellſchaft 


von Bedeutung ſind. 
Rom, 2. Dezember 1856. 


„Ich verſtehe jetzt mehr und mehr den Unterſchied, der zwiſchen 
den Jeſuiten und ihren Anhängern und den ihnen abgeneigten Geiſtlichen 
beſteht. Erſtere ſehen in der Abtrennung der Geiſtlichen von der bürger⸗ 
lichen Geſellſchaft, in der Abtötung alles deſſen, was den übrigen Menſchen 
angenehm iſt, in der völligen Unabhängigkeit von allem, was mit den be⸗ 
ſtehenden Formen, der beſtehenden ſozialen Hierarchie zuſammenhängt, das 
Heil und die Zukunft der Kirche, während die andre Partei mit den 
Menſchen als Menſchen leben will, den beſtehenden Standesunterſchieden 
Rechnung trägt und nicht auf die Zerſtörung der ſozialen Weltordnung 
rechnet, ſondern auf deren Beſtand. Während die Jeſuiten ſich auf den 
Untergang dieſer Ordnung gefaßt machen, glauben die andern nicht daran und 
meinen, die Ordnung aufrechterhalten und ſich mit ihr identifizieren zu können. 
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12. Dezember. 

. .. Der Nachmittag verging mit allerlei Gängen in die Stadt, abends 
waren verſchiedene Geiſtliche bei uns, zuerſt der gute Abbé de Geslin, 
dann der geſcheite und energiſche Pere Etienne Djunkowsky, Präfekt der 
nördlichen Regionen, der uns viel von ſeinem Aufenthalt in Lappland 
erzählte. Er iſt auch von den Jeſuiten angefeindet. Ich höre jeden Tag 
neue Intrigen dieſer Leute und fange an, die gute Meinung, die ich von 
ihrer Wirkſamkeit gehabt habe, zu verlieren. 

17. Dezember. 

. .. Später ging ich zu Theiner, !) der mir von feinen Arbeiten im 
Archiv erzählte, das er in der größten Unordnung gefunden hat. Er ordnet 
nun alles mit deutſcher Gründlichkeit und wird ſich dadurch um den Hei- 
ligen Stuhl ſehr verdient machen. Alle bisherigen Archivare hatten dieſen 
Poſten nur als ein Mittel benutzt, um weiterzukommen, Nunzius zu 
werden u. ſ. w., und hatten das Archiv liegen laſſen ... 

18. Dezember. 

Um 11 Uhr war das Tedeum zu Ehren des Königs von Neapel?) 
und für deſſen glückliche Rettung. Der neapolitaniſche Chargé d'affaires 
hatte uns auch dazu eingeladen. Wir kamen etwas ſpät und begaben 
uns auf die diplomatiſche Tribüne, die nicht weit vom Hochaltar auf⸗ 
gerichtet war. Wir fanden dort das ganze diplomatiſche Korps, daneben 
mehrere Damen. Gegenüber war eine Tribüne für die römiſchen Fürſten, 
in der Mitte eine kleine erhöhte Tribüne für die Königin Chriſtine von 
Spanien. Der Hochaltar war prächtig verziert mit Kerzen von ungeheurer 
Länge, und die ganze Feierlichkeit mit den vielen funktionierenden weißen 
Dominikanern war impoſant. Die Muſik ließ zu wünſchen übrig und iſt 
zu der Kategorie des Gedudels zu rechnen. 

Rom, 27. Januar 1857. 

. . Nachmittags beſuchte ich Guſtav im Vatikan. Ich fand einen 
Franziskaner, Pater Petrus, bei ihm, einen Dänen. Als wir gerade zu⸗ 
ſammen ſprachen, wurde der Papſt angekündigt; ich zog mich in das 
innere Zimmer zurück, der Mönch in die Kapelle, und Guſtav ging dem 
Heiligen Vater entgegen, der mit Stella und Merode kam und ſich im 
Salon etablierte. Bald darauf hörte ich, daß von mir die Rede war, 
und da der Papſt erlaubte, daß ich hereinkomme, ſo erſchien ich, ſetzte mich 
neben ihn und wohnte der lebhaften Unterhaltung bei, die über die ver⸗ 
ſchiedenſten Gegenſtände geführt wurde. Wir ſprachen von der Zeremonie 


) Auguſtin Theiner (1804 bis 1874) war durch den Einfluß des Prinzen 
Hohenlohe im Jahre 1855 zum Präfekten des Vatikaniſchen Archivs ernannt worden. 
Siehe Schulte in der „Allgemeinen Deutſchen Biographie“ Bd. 37 S. 674. 

) Ferdinands II., der am 11. Dezember einem Attentat entgangen war. 
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in San Pasquale, dann von Stiftern, Chanoineſſen, von Neuchatel, China, 
Perſien u. ſ. w. Nachher ſah ſich der Papſt die ganze Wohnung Guſtavs 
mit vielem Intereſſe an, begrüßte auch den Franziskaner, der zum Vor⸗ 
ſchein kam, und war ſehr heiter und teilnehmend. 
1. Februar 1857. 
Heute morgen um 7½ Uhr fand die Meſſe in der Kapelle des Hei⸗ 
ligen Sakraments in der Peterskirche ſtatt, bei welcher der Papſt die 
Kommunion austeilte. Wir beeilten uns deshalb, zur rechten Zeit hinzu⸗ 
kommen. Es war ſeit langer Zeit wieder einmal ein heller Morgen, die 
aufgehende Sonne erleuchtete prächtig die Säulen der Peterskirche. Der 
Papſt las die Meſſe mit beſonders kräftiger Stimme, es war eine ſtille 
Meſſe. Dann teilte er den Damen die Kommunion aus, auch einige 
Herren kamen. Ich war nicht dabei, weil ich Ausſicht habe, in der päpſt⸗ 
lichen Privatkapelle kommunizieren zu dürfen, was mir lieber iſt als dieſer 
Trubel. 
8. Februar. 
Heute um 11 Uhr ging ich in die Kirche del Gefü, um eine italieniſche 
Predigt zu hören. Ein Jeſuit predigte ſehr klar und gewählt. Er hatte 
ſich zur Aufgabe geſtellt, diejenigen zu widerlegen, welche behaupten, daß 
es der Würde eines freien Menſchen widerſpreche, ſeine Vernunft der Kirche 
zu unterwerfen. 
7. März. 
Da wir nicht allein hierhergekommen ſind, um Merkwürdigkeiten zu 
ſehen, ſondern hauptſächlich, um uns eine Stellung in der hieſigen Geſell⸗ 
ſchaft zu machen und damit Guſtav und auch dem ganzen Stand der 
Mediatiſierten zu nützen, jo vergehen manche Tage in ſcheinbar gleich— 
gültigen Vorbereitungen zu frivolen Vergnügungen, die aber für uns einen 
tiefen Sinn haben. Heute waren wir auch mit den Vorbereitungen zur 
Soiree beſchäftigt, die wir geben wollten. Es war nur ein Verſuch, und 
deshalb hatten wir keine von den eigentlichen römiſchen Großen, ſondern 
mehr den eleganten Teil der Geſellſchaft, der ſich genau kennt, geladen, 
um als Lockſpeiſe für ſpätere Soireen eine amüſante Soiree vorausgehen 
zu laſſen. Dies gelang auch vollkommen. Dadurch, daß wir die Ducheſſa 
Zagarolo, die Marcheſa Calabrini u. a. ſowie einige ruſſiſche Damen 
geladen hatten und dazu viele Herren, wurde die Soiree zu einer jener 
eleganten Cauſerien, die dem Salon, wo ſie ſtattfinden, eine eigne Be⸗ 
rühmtheit und Baſis in der Geſellſchaft geben. Daß die Soiree bis 
1 Uhr dauerte, iſt ein Beweis, daß ſie gelungen war. 
8. März. 
.. . Um ½4 Uhr ging ich nach der Kirche von San Ignazio, wo 
eine ſogenannte Jeſuitenmiſſion ſtattfand. Auf einer Erhöhung ſaßen 
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zwei Jeſuiten, welche miteinander disputierten. Der eine ſtellte den Un⸗ 
wiſſenden, der andre den Gelehrten vor und nun ſtritten ſie ſich über 
Gegenſtände der Moral. Für heute hatten ſie die üble Gewohnheit des 
Fluchens zum Gegenſtand ihrer Disputation gemacht. Während der „dotto“ 
die Sünde der „imprecazioni“ auseinanderſetzte, fand der „ignorante“ 
doch nichts ſo Schreckliches darin. Letzterer, der ſeine Rolle etwas gar 
zu natürlich ſpielte, erheiterte das Publikum über alle Maßen. Es mag 
ſein, daß dieſe Art des Vortrags dem Volk hierzulande Eindruck macht. 


16. März. 

Diner. König Max war verhindert, kam erſt nach dem Diner, als 
die Gäſte fort waren. 

Nachdem er fort war, zog ich ſchnell meine Uniform an, um mit 
Marie zu den zwei ricevimenti zu fahren. Kardinal Geißel von Köln 
und Kardinal Haulik von Agram, die gekommen ſind, um ihren Hut in 
Empfang zu nehmen, hielten heut ihren Empfang oder ricevimento. Geißel 
empfing in den Appartements des Kardinals Reiſach im Palazzo St. Croce, 
Haulik im Palazzo di Venezia. Das glänzendere ricevimento war das 
des Agramer Kardinals. Der Palaſt war erleuchtet. Vor demſelben 
ſpielten abwechſelnd zwei Muſikbanden Walzer u. dergl. Auf der Treppe 
wogte eine Menge Fremder und Einheimiſcher in Uniform. Die Salons 
waren voll. Gräfin Colloredo machte die Honneurs für den öſterreichiſchen 
Kardinal. Alle römiſchen Damen ſchmücken ſich bei einer ſolchen Gelegen⸗ 
heit mit ihren ſchönſten Diamanten. Nachdem wir nach langem Warten 
unſern Wagen wiedererlangt hatten, fuhren wir noch zu Salviati, wo ſich 
die bekannte Geſellſchaft zuſammenfand. 

Sonntag, 22. März. 

... Um ½4 Uhr ging ich in die Stadt, und da ich glaubte, daß in 
San Agoſtino Predigt ſei, ſo wandte ich mich dahin. Beim Eintreten 
überraſchte mich das Summen vieler Stimmen. Als ich näherkam, er- 
klärte ſich dieſes Sprechen. In der ganzen Kirche ſaßen Gruppen, hier 
Knaben, vor denen ein Geiſtlicher ſaß und examinierte, hier kleine Mädchen, 
vor denen wohlgekleidete Mädchen aus dem höheren Bürgerſtand ſaßen, 
die ſich ebenfalls mit den Kindern unterhielten und ſie belehrten, dort er⸗ 
wachſene Mädchen mit einem alten Geiſtlichen. Alles war eifrig bemüht, 
die Aufmerkſamkeit der Schüler war überall ungeteilt, der Eifer der Lehren⸗ 
den und ihr Geſchick und guter Wille ſehr erbaulich. Aeltere Leute ſaßen 
dabei und hörten zu. Dieſer Unterricht, der am Sonntag in vielen Kirchen 
gegeben wird, iſt ein erfreuliches Zeichen des religiöſen Lebens im Volke, 
das man nicht nach einigen Szenen in der Peterskirche beurteilen darf, 
und das mehr gepflegt wird als in vielen andern Ländern. 
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Von hier wanderte ich weiter, der Zufall führte mich in die Kirche 
San Luigi de' Franceſi. Hier predigte der Pere Chevreaux mit großem 
Pathos und vielem Geſchick über den Unterſchied zwiſchen Religion und 
Philoſophie. Die Predigt war ſo intereſſant, daß ich bis zu Ende dablieb. 
Da es noch immer regnete, ſo ſuchte ich noch eine Kirche auf, trat zuerſt 
in eine leere Kirche, San Apollinare, dann ging ich auf die Piazza Ca⸗ 
pranica und kam in die Kirche degli Orfanelli. Hier ſaßen viele Leute und 
warteten auf die Predigt. Auf einer kleinen Eſtrade ſtand ein rotſeidener 
Lehnſtuhl und ein Tiſch. Nach einiger Zeit erſchien ein Geiſtlicher, ſetzte 
ſich auf den Lehnſtuhl und begann ſeine Predigt oder vielmehr den Unter⸗ 
richt über die Beichte, der die ganze Woche jeden Nachmittag um 5 Uhr 
ſtattfindet. Der Geiſtliche redete einfach, klar und eindringlich in einer 
ungemein angenehmen Weiſe. Ich wäre gern bis zu Ende geblieben, da es 
aber ſchon ½6 Uhr war, mußte ich vor dem Schluß weg. 

24. März. 

. . . Nach Tiſch ging ich in den Vatikan, um Guſtav in der Anti⸗ 
kamera Geſellſchaft zu leiſten. Ich gehe immer mit neuem Vergnügen die 
alten Treppen des Vatikans in der Dunkelheit hinauf, bei den Schweizern 
vorbei in den großen Hof der Loggien. Es iſt da alles ſo ſtill und feier⸗ 
lich, dabei die warme Frühlingsluft, der Sternenhimmel, die hohen Säulen 
und Galerien. In dem Vorzimmer war es wie gewöhnlich ſtill und ein⸗ 
ſam. Wir ſprachen, während im Nebenzimmer der Papſt Audienz gab. 


29. März. 
Da ich erfahren hatte, daß in der Kirche St. Lucia del Gonfalone ein 
guter Prediger ſei, ſo begab ich mich um 10 Uhr dahin. Nach dem 
Evangelium während der Meſſe kam der Pfarrer, ſetzte ſich auf einen 
Lehnſtuhl, der ihm vor den Altar geſtellt wurde, und begann nun in einer 
ſo einfachen, logiſchen und klaren Weiſe und dabei ſo eindringlich über 
die Beichte zu ſprechen, daß ich nur bedauerte, daß ſein Auditorium ſo 
klein war. Es waren höchſtens zwanzig bis dreißig Perſonen da. Ich 
habe jelten etwas jo Vollkommenes gehört. Es war eine der Reden,, die 
mit urfräftigem Behagen die Herzen aller Hörer zwingt“. Nicht ein ein⸗ 
gelerntes Wort, keine Rhetorik, keine Phraſeologie. Es war ein neuer 
Beweis für die rõmiſche Seelſorge. 
4. April. 
Mit Guſtav, der geſtern nach Frascati gefahren war, hatte ich aus⸗ 
gemacht, ihn dort aufzuſuchen .. Da der Wagen geſchloſſen und der 
Morgen wunderſchön war, ſetzte ich mich zu dem Kutſcher auf den Bock 
und fuhr durch die Campagna, die bei Morgenbeleuchtung prächtig aus⸗ 
ſah, nach Frascati. Im Hotel de Londres erfuhr ich, daß Guſtav die 
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Nacht bei den Kamaldulenſern zugebracht habe. Ich frühſtückte daher und 
ließ mir ein Pferd kommen, um hinaufzureiten. Der Weg iſt ungefähr 
drei Viertelſtunden weit. Man reitet bei verſchiedenen Landhäuſern und 
Gärten vorbei und ſieht bei jedem Schritt, wie die Gegend ſich weiter 
und weiter ausbreitet. Bald ſieht man Rom in der Ferne, dann das 
Meer, rechts die Berge im Morgenduft, darunter die grünen Hügel von 
Tivoli. Nun iſt man auf der Höhe, und vor mir lag das Kloſter der 
Kamaldulenſer. Ein weißgekleideter Portier begrüßte mich und führte mich 
zu dem Prior, wo ich Guſtav und noch einen der Mönche fand. Nur 
der Prior und dieſer Mönch ſprechen und zeigen ſich, die andern leben 
in ihren Häuschen als Einſiedler und verſammeln ſich nur um Mitter⸗ 
nacht, um im Chor zu ſingen. In dem großen Zimmer ſaßen wir um 
einen Kamin; es war ziemlich kalt. Durch die Wärme des Feuers 
hatte ſich ein Skorpion anlocken laſſen und ſpazierte zu meinen Füßen, 
der Prior faßte ihn aber alsbald mit einer Feuerzange und warf 
ihn in die Flammen. Nach einiger Konverſation ſchlug man mir vor, 
das Kloſter und die Kirche anzuſehen, was ich mit Vergnügen annahm. 
Die Kirche bietet nichts Beſonderes dar. Das Kloſter beſteht aus einer 
Reihe kleiner Häuſer, deren jedes von einem Mönche allein bewohnt wird. 
Jeder Mönch hat darin ein Zimmer mit Bett und einigen Möbeln, daran 
anſtoßend ein kleines Studierzimmerchen und jenſeits des Ganges eine 
Kapelle. Man zeigte mir auch die Kapelle, wo Guſtav wohnt, wenn er 
längere Zeit hier oben iſt: ein hübſches Häuschen mit freundlichem Garten 
und Ausſicht auf die Gegend von Rom, Meer, Campagna. 

Nachdem ich alles geſehen hatte und von dem Pater Lorenzo reichlich 
mit Roſenkränzen beſchenkt worden war, ritten wir, Guſtav und ich, wieder 
nach Frascati, beſahen uns unterwegs die Villa Falconieri, die dem Kardi⸗ 
nal, dem letzten Falconieri, gehört und wo man intereſſante al fresco ge⸗ 
malte Familienporträts ſieht. In Frascati ſetzten wir uns in Guſtavs 
Wagen und fuhren über Marino, wo wir den Dom beſahen, nach Caſtel 
Gandolfo. Hier ſtiegen wir am Garten aus und gingen durch die ſchat⸗ 
tigen Laubengänge nach dem päpſtlichen Schloß. Das Innere iſt recht 
komfortabel für eine päpſtliche Reſidenz. Intereſſant war mir das von 
einem Neapolitaner gemalte Bild des Sturzes, den der Heilige Vater in 
St. Agneſe gemacht hat, wo alle Unglücksgefährten des Papſtes porträtiert 
find. Ich ſah auch Guftavs Zimmer mit der ſchönen Ausſicht auf den 
See. Von hier gingen wir hinunter nach Albano, aßen dort in der „Poſt“ 
zu Mittag und ritten nach Tiſch über Ariccia nach Genzano, wo wir in 
dem ſchönen Park der Ceſarini umherwanderten. Dann ritten wir wieder 
nach Albano. Es war ½6 Uhr und wir eilten deshalb nach Haufe. Der 
Kutſcher des Vatikans brachte uns auch in weniger als zwei Stunden im 
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raſcheſten Trabe nach Rom. Als wir an das Koloſſeum kamen, ſchien 
der Mond ſo hell, daß wir uns entſchloſſen, auszuſteigen. Es war wunder⸗ 
voll ſtill und heimlich, die Ruinen gar ernſt und feierlich. 


Palmſonntag, 5. April 1857. 

Um 9 Uhr fuhren wir in die Peterskirche, um dem feierlichen Hoch- 

amt beizuwohnen. Eine große Menſchenmenge drängte ſich dort zuſammen, 
doch iſt die Kirche jo ungeheuer groß, daß die 20 bis 30 000 Menſchen, 
die da verſammelt waren, durchaus nicht auffielen. Wir nahmen heute 
zum erſten Male von unſrer Tribüne Beſitz, die man für die Mediati⸗ 
ſierten neben der Tribüne der königlichen Herrſchaften errichtet hatte. Wir 
waren ſehr nahe am Papſt und konnten die Zeremonien, insbeſondere die 
Austeilung der Palmen, ſehr bequem anſehen. In der königlichen Tribüne 
waren der König von Bayern, die Königin Chriſtine von Spanien, der 
Kronprinz und die Kronprinzeſſin von Württemberg und Prinz Karl von 
Preußen. Alle mit zahlreichem Gefolge. Da die Frage wegen des Ranges 
noch nicht entſchieden war, ſo mußte ich darauf verzichten, die Palme aus 
den Händen des Papſtes zu empfangen. Die Meſſe dauerte bis ½2 Uhr. 


29. April. | 

Um 11½½ Uhr war ich zur Audienz beim Heiligen Vater beſtellt und 
fand mich zur rechten Zeit ein. Da die Abreiſe des Papſtes bevorſteht, 
ſo war das Vorzimmer voll von Wartenden. Vor mir wurden noch 
Deputationen eingelaſſen, dann kam Kardinal Roberti und endlich kam ich 
an die Reihe. Der Papſt empfing mich wie immer ſehr freundlich. Da 
ich ſah, daß er eine Anrede erwartete, ſo begann ich damit, ihm zu ſagen, 
daß ich gekommen ſei, vor ſeiner Abreiſe um ſeinen Segen zu bitten, ihm 
danken wolle für ſeine Gnaden und ihm Guſtav noch beſonders empfehlen 
wolle. Er antwortete darauf ſehr freundlich, ſprach von Guſtavs Un⸗ 
wohlſein und bemerkte, daß er nicht meine Geſundheit habe. Dann ſprach 
er von der Audienz, die Marie und Fürſtin Leonille!) bei ihm gehabt 
hatten, und von andern Dingen und verabſchiedete mich. Ich küßte ihm 
die Hand und er blieb ſtehen, bis ich an der Tür war. Er war beſonders 
heiter und freundlich. 


4. Mai. 
Da der Papſt ſeine Abreiſe nach Loreto u. ſ. w. auf heute feſtgeſetzt 
hatte, jo begab ich mich um 6 Uhr früh zu Guſtav, den ich im Begriffe 
fand, zum Heiligen Vater zu gehen. Wir blieben noch einen Augenblick 
beiſammen, beſprachen noch einiges und trennten uns dann. Ich ging 


) Die zweite Gemahlin des Vaters der Fürſtin, geborene Bariatinsky. 
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nach Hauſe und holte Marie ab, um in die Peterskirche zu gehen. Hier 
fanden wir den Papſt ſchon am Hochaltar, die Meſſe leſend. Wir hörten 
dieſe und die andre Meſſe, welche der Papſt nach Beendigung ſeiner Meſſe 
anhörte, ſahen dann Guſtav noch einen Augenblick in der Kirche, während 
der Papſt in einem Zimmer vor der Kirche mit dem Eingang unter dem 
Monumente des Papſtes Alexanders VIII. frühſtückte, und eilten dann 
vor die Kirchentür, um hier den Papſt noch zu ſehen. Auf dem Platze 
waren viele Truppen aufgeſtellt. Dazwiſchen ſah man die mit Poſtpferden 
beſpannten Reiſewagen des Papſtes. Bald darauf, ungefähr um 8 ¼ Uhr, 
trat der Papſt mit ſeinem Gefolge aus der Kirche. Als er in unſrer Nähe 
war, ſagte ihm Paur, daß wir da ſeien, da wandte er ſich noch freund— 
lich gegen uns und gab uns ſeinen Segen. Wir gingen nun mit dem 
Gefolge hinter ihm her die Stufen hinab und ſahen ihn in den Wagen 
einſteigen. Kardinal Antonelli küßte ihm zum Abſchied die Hand. Der 
Papſt ſegnete noch aus dem Wagen das Volk, und die Wagen fuhren zur 
Porta Angelica hinaus. Guſtav ſaß im zweiten Wagen. 


Ueber die damalige römiſche Geſellſchaft ſagt das römiſche Tagebuch: 


Wenn man von der römiſchen Geſellſchaft ſpricht, ſo muß man drei 
Kategorien ſcharf unterſcheiden: die eigentlich römiſche Geſellſchaft oder die 
römiſche Ariſtokratie, das diplomatiſche Korps, die Fremden. Die römiſche 
Geſellſchaft oder römiſche Ariſtokratie iſt eine der beſten Geſellſchaften der 
Welt. Der Anſtand (das decoro), der dem römiſchen Volke überhaupt 
eigentümlich und angeboren iſt, dieſes feine Gefühl für Schicklichkeit iſt 
natürlich bei dem vornehmſten Teile des Volkes, der Ariſtokratie, ganz 
beſonders ausgebildet und gibt der Geſellſchaft einen Anſtrich von Wohl⸗ 
anſtändigkeit, der auf den ziviliſierten Menſchen einen angenehmen Ein- 
druck hervorbringt. Allerdings gibt das der Geſellſchaft auch eine gewiſſe 
Steifheit, die im Anfang auffällt, die aber bei näherer Bekanntſchaft ver- 
ſchwindet, wo dann im vertrauteren Umgange die höchſt willkommene 
Zurückhaltung und Höflichkeit übrigbleibt. Im allgemeinen findet man 
wenig Bildung in den höheren Klaſſen, die Männer ſind, mit wenigen 
Ausnahmen, ſehr unwiſſend, unter den Frauen findet man auch wenig 
gebildete, doch fand ich mehr Wiſſen unter den Frauen als unter der 
Maſſe der Männer. Die Erziehung der letzteren iſt im allgemeinen höchſt 
mangelhaft, fie beſuchen weder öffentliche Schulen noch ſuchen fie irgend⸗ 
eine wiſſenſchaftliche Bildung zu erlangen. Wenn ſie die Jahre des 
Elementarunterrichts hinter ſich haben und etwas Franzöſiſch können, ſo 
iſt die Erziehung vollendet, und der junge Mann tritt nun höchſt ſorg⸗ 
fältig gekleidet in die Welt. Einzelne ſtudieren dann noch auf der Uni⸗ 
verſität. Da ſie indeſſen keine Ausſicht haben, eine Karriere zu machen, 
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ſo fehlt ihnen der Sporn, ſich weiter auszubilden. Sie treiben ſich nun 
auf der Straße, auf dem Pincio, in den Soireen umher, tun ihren Dienſt 
in der guardia nobile, wenn ſie Nachgeborene ſind, verheiraten ſich mög⸗ 
lichſt früh, wenn ſie Ausſicht auf ſelbſtändige Stellung haben, und freuen 
ſich ihres Daſeins. Es ſind meiſtens harmloſe Menſchen, in den Formen 
des geſellſchaftlichen Lebens um ſo vollkommener, als ihnen dies Lebens⸗ 
zweck iſt, vorſichtig wie alle Römer die Schwierigkeiten und Gefahren des 
Lebens umgehend und höchſt erſtaunt, wenn ſie hören, daß es Menſchen 
gibt, die bei hinreichendem Vermögen befliſſen ſind, „ſich abzuplagen und 
geplagt zu ſterben“. Die Damen haben meiſt eine franzöſiſche Erziehung 
erhalten, einige der jüngeren ſogar eine originale italieniſche Bildung, 
Kenntnis ihrer eignen Schriftſteller, Intereſſe für ihr Land und ſeine Ge⸗ 
ſchichte. Sie tragen aber ihre Kenntniſſe wenig zur Schau, weil ſie den 
Titel eines Blauſtrumpfs vor allem fürchten und vermeiden wollen. 

Die Sitten ſind im ganzen gut. Jedenfalls bemerkt man in der 
Geſellſchaft wenig. Das ſogenannte Courmachen iſt verpönt. Daß unter 
Damen und Herren der Geſellſchaft Verhältniſſe beſtehen, ahnt man nur, 
zu ſehen iſt nicht viel. Ich rede natürlich nur von der ganz vornehmen 
Geſellſchaft, den römiſchen Fürſten. Was unter dem „mezzo ceto“, der 
zweiten Geſellſchaft, vorgeht, weiß ich nicht. Auch die zur vornehmen 
Geſellſchaft zugelaſſenen und in ihr geduldeten Adeligen der niedrigeren 
Kategorie ſollen nicht viel taugen, und es kurſieren darüber allerlei Skandal⸗ 
geſchichten. 

Das Familienleben in der römiſchen Ariſtokratie iſt noch vielfach 
patriarchaliſch. Gemeinſames Morgen- und Abendgebet findet ſich in den 
erſten Familien. Die Ehen werden nicht nach Neigung, ſondern nach 
Uebereinkommen zwiſchen den Häuptern der Familien abgeſchloſſen, et les 
jeunes gens ne s’en trouvent pas plus mal. Extravaganzen junger 
Mädchen in den höheren Familien ſind unmöglich. Bei dem Abſchluß 
der Ehe werden in dem Heiratsvertrag alle Details des täglichen Lebens 
ſeſtgeſetzt, ſo daß das junge Ehepaar ſeine Exiſtenz genau vorgezeichnet 
erhält, es wird darin nicht nur die Mitgift, ſondern auch deren Ver⸗ 
wendung feſtgeſetzt, man weiß, wie oft die Eheleute ins Theater gehen 
können, wie viel Reiſen ſie machen dürfen, wie viel Bediente, Pferde, 
Wagen ſie halten können u. ſ. w. Dies iſt nötig, weil die Ehen ſehr früh 
geſchloſſen werden und Mann und Frau meiſt von gleichem Alter und 
gleicher Unerfahrenheit ſind. 

Alle dieſe Eigenſchaften und Eigenheiten der Ariſtokratie fallen aber 
dem Volk nicht auf. Mit kleinen Modifikationen finden ſich dieſelben 
Sitten auch bei dem niederen Volk, und dieſes findet es ſehr in der 
Ordnung, daß gleiches in anderm Maßſtabe auch bei der N 
Fürſt Hohenlohe, Denkwürdigkeiten. I 
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ſtattfinde. Ueberhaupt hat die römiſche Ariſtokratie trotz aller ihrer Fehler 
größeres Anſehen, größeren Reſpekt, größere Anhänglichkeit beim Volke 
als wir in Deutſchland. Der bei uns herrſchende Neid der niederen 
Klaſſen gegen die höheren, dieſer demokratiſch revoltierende Geiſt, der bei 
uns alle Schichten der Geſellſchaft durchdrungen hat, exiſtiert dort nur in 
den Köpfen der revolutionären Sekten, nicht in dem Kern und in der 
Maſſe des Volks. 


3. Aus dem Jahre 1859. 


Im Beginn des Jahres 1859 begab ſich der Fürſt nach Berlin, um 
ſich von den leitenden Perſönlichkeiten und den Tendenzen der neuen 
preußiſchen Politik durch eigne Anſchauung zu unterrichten. Ueber ſeine 
Eindrücke geben die folgenden Aufzeichnungen Aufſchluß. 


Politiſche Notizen, geſammelt in Berlin 1859. 


Bildung des Miniſteriums. Fürſt von Hohenzollern wird als ge 
eignet betrachtet, das zu erſetzen, was dem Prinzen von Preußen fehlt: 
Geſchäftsgewandtheit und Charakterſtärke. Gegengewicht gegen den Einfluß 
des Herrn von Auerswald, den man als unzuverläſſig, falſch und zu liberal 
bezeichnet. Er hat Schulden, iſt faul und genießt ſeines Privatlebens 
wegen keine Achtung. Herr von Patow iſt ein guter Geſchäftsmann, der 
ſeine Sache verſteht und die Sympathien der konſervativen Partei erworben 
hat. Bethmann⸗Hollweg tritt gegen die zu ſtreng orthodoxe Partei auf, ohne 
Rationaliſt zu ſein. Herr von Bonin hat nicht das Vertrauen der Armee, 
ſie hält ihn für zu liberal. Herr von Voigts⸗Reetz iſt in das Kriegs⸗ 
miniſterium berufen worden, um die Armee zu beruhigen. Die bevor⸗ 
ſtehende und nötige Reorganiſation der Armee findet an der Trägheit des 
Miniſters ein Hindernis. Flottwell iſt zu alt und ſoll bald wieder abtreten. 
Arnim Boitzenburg wollte nur unter der Bedingung eintreten, daß Auers⸗ 
wald abträte. Dies will der Prinz⸗Regent nicht, da Auerswald ſein Freund 
iſt. Schleinitz hat ſich das Vertrauen der Diplomatie erworben. 


Berlin, 17. Februar 1859. 

Das preußiſche Kabinett wünſcht den Frieden zu erhalten, weil es 
keine Luſt hat, einen Nationalkrieg zu beginnen, deſſen Ende und zwar 
deſſen glückliches Ende einen Nationalfrieden bedingen, d. h. die bei dem 
Kriege mitwirkende Nation zu Hoffnungen berechtigen würde, deren Reali⸗ 
ſierung man als ſehr unbequem anſieht. Man gibt ſich alſo von hier aus 
alle mögliche Mühe, das aus dem Leim gegangene europäiſche Konzert 
wieder zuſammenzuleimen. Man ſtößt aber dabei 
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1. auf die Unberechenbarkeit Napoleons III., 

2. auf die politiſche Unfähigkeit, Grobheit und Unwahrheit des öſter⸗ 
reichiſchen Kabinetts, 

3. auf den Aerger des John Bull, der durch die Pariſer Winkelzüge 
ſeinen Handel beeinträchtigt ſieht und nicht übel Luſt hat, wenn es doch 
Geld koſten ſoll, die unbequeme Wirtſchaft nun alsbald abzutun, endlich 

4. auf den Haß der Ruſſen gegen Oeſterreich, die die Haltung Oeſter⸗ 
reichs zur Zeit des orientaliſchen Kriegs mit einem Aderlaß in Italien 
rächen möchten. 

Daraus folgt alſo, daß der Krieg zwar für den Augenblick vermieden 
werden kann, daß er vielleicht vertagt werden wird, daß er aber ſehr 
wahrſcheinlich über kurz oder lang kommen wird. 

Der Herzog von Koburg iſt hier und agitiert für die Verſöhnung. 
Da er ein rühriger Mann iſt, jo kann er jedenfalls nützlich wirken... 


26. Februar 1859. 
Preußen befindet ſich jetzt in einer beſonders günſtigen Lage. Seine 
innere Politik hat ihm die öffentliche Meinung in Preußen und Deutſch⸗ 
land gewonnen. Oeſterreich iſt in einer gefährlichen Lage: die deutſchen 
Mittelſtaaten und Kleinſtaaten ſehen auf Preußen als den eigentlichen 
Führer in der ſchwierigen Zeit. Dies wiſſen die Herren hier ſehr gut. 
Fürſt Hohenzollern wird ſich auch ſehr wenig um die Kleinſtaaten bekümmern, 
ſondern ruhig ſeinen Weg gehen. Man mißbilligt hier die kriegeriſchen 
Worte in den ſüddeutſchen Kammern. 
8. März. 
In der Zwiſchenzeit iſt es Oeſterreich gelungen, in den ſüddeutſchen 
Ländern die öffentliche Meinung für den Krieg zu ſtimmen. Preußen da⸗ 
N gegen hat fich ziemlich iſoliert, indem es auf feine Gewalt pocht. Es hatte 
ſich eine Annäherung an Frankreich und Rußland fühlbar gemacht, die 
von den Oeſterreich feindlichen Preußen ausgebeutet wurde und die Ne- 
gierung in die gefährliche Lage eines möglichen Bündniſſes mit Frankreich 
drängte. Die Friedensnachrichten haben Preußen aus dieſer Gefahr gerettet. 
Die öſterreichiſche Zirkulardepeſche vom 22. Februar ſieht man als eine 
Drohung an und iſt darüber mißgeſtimmt. Jetzt iſt Preußen durch den 
Frieden in die Lage verſetzt, wieder einzulenken, und die öffentliche Meinung 
wird ſich beruhigen, die in den letzten Tagen anfing, ſich gegen Preußen 
zu wenden. Es ſcheint übrigens, daß man die Luſt nach der Hegemonie 
in Deutſchland noch immer verſpürt. Die Neigung zu einer ſogenannten 
Gothaiſchen Politik iſt vorhanden, und es iſt nicht unmöglich, daß ſich 
dies demnächſt noch deutlicher zeigen wird. Die Stellung der Mittelſtaaten 
und Kleinſtaaten wird recht ſchwierig. 
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14. März. 

Eine wirklich kleindeutſche Politik, wie ſie im Jahre 1849 verſucht 
wurde, ſcheint hier wenigſtens für den Augenblick nicht angeſtrebt zu werden. 
Alles beſchränkt ſich auf Mißtrauen gegenüber Oeſterreich und auf eifer⸗ 
ſüchtige kleine Querellen. Eine poſitive Politik wird nicht verfolgt. Das 
Miniſterium hat keine Staatsmänner. Das hat ſich auch während der 
Debatte im Herrenhauſe bewährt. Der Ausdruck eines großen Teils der 
öffentlichen Meinung in Preußen findet ſich in der Broſchüre „Preußen 
und die italieniſche Frage“.!) Bei dieſer Reizbarkeit preußiſcher Eitelkeit 
wird hier von vernünftigen Männern bedauert, daß man von öſterreichi⸗ 
ſcher Seite nicht vorſichtig genug zu Werke geht, wenn es ſich um Ab— 
faſſung von Depeſchen in deutſchen Angelegenheiten handelt, und es wird 
ſehr gewünſcht, daß man von Bayern aus in dieſer Beziehung guten Rat 
geben möchte. 
2 22. März. | 

Es verbreitet ſich das Gerücht eines europäiſchen Kriegs. Das N 
Miniſterium iſt hier nicht mehr recht ſolid. Es fehlt ein tüchtiger Miniſter 
des Innern und ein Redner im Miniſterium. Man weiß nicht, wen man 
nehmen ſoll, auch ein andrer Handelsminiſter iſt notwendig. 


27. März. 
. . . Ich wurde hier durch einen Artikel der „Allgemeinen Zeitung“ 
ö überraſcht, der mir die Stelle eines bayriſchen Miniſters der neuen Aera, 
1 des Chefs eines Miniſteriums der Morgenröte in Ausſicht ſtellt. Ob der 
U König von Bayern dieſe Idee haben wird, weiß ich nicht ... 


31. März. 
. . Neuere Nachrichten aus München laſſen mich hoffen, daß der 
Miniſterkelch diesmal an mir vorübergehen wird ... } 


Notizen über eine Reife nach England im Juni 1859. 


Veranlaſſung zu der Reife war die Bitte meiner Tante, der Fürſtin 
Feodora von Hohenlohe-Langenburg, fie nach England zu begleiten, wohin 
fie durch die Krankheit ihrer Mutter, der verwitweten Herzogin von Kent,) 


1) Von Konſtantin Rößler. 

2) Der Herzog von Kent, jüngerer Bruder Wilhelms IV., war vermählt mit 
der Prinzeſſin Viktoria von Sachſen⸗Saalfeld⸗Koburg. Dieſe war in erſter Ehe 
vermählt geweſen mit dem Fürſten von Leiningen. Ihre Tochter erſter Ehe war 
die Prinzeſſin Feodora, welche ſeit dem 18. Februar 1828 mit dem Fürſten Ernſt zu 
Hohenlohe⸗Langenburg, dem Bruder der Mutter des Fürſten Chlodwig, vermählt 7 
| war. Sie war aljo die Halbſchweſter der Königin Viktoria. 
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gerufen war. Da der Fürſt von Langenburg krank iſt, die Söhne im 
Militärdienſt ſtehen, ſo war es der Fürſtin wünſchenswert, eine andre 
verwandte Begleitung zu haben und mir dadurch Veranlaſſung gegeben, 
zu ſehen, wie es in England in dieſem Augenblicke ausſieht. Ich beeilte 
mich alſo, dem Wunſche der Tante zu entſprechen, verabredete durch Briefe 
unſer Zuſammentreffen am 21. Juni in Mainz und machte mich an dieſem 
Tage früh auf den Weg. Marie begleitete mich, da ſie ihre Eltern in 
Sayn beſuchen wollte. In Mainz fanden wir die Tante. Von Koblenz 
fuhr ich mit ihr allein den Rhein hinunter, kam um 6 Uhr nach Köln, 
beſuchte den Dom und fuhr dann abends noch bis Aachen, wo wir die 
Nacht zubrachten. Den andern Morgen, am Fronleichnamstag, ging ich 
erſt in die Kirche und ſetzte dann mit der Tante die Reiſe bis Oſtende 
fort, wo wir um 6 Uhr abends ankamen. Am Bahnhof empfing uns 
der Kapitän des für uns herübergeſandten Schiffs, Kapitän Smithead, ein 
alter anſehnlicher Seemann mit weißem Backenbart und majeſtätiſcher 
Haltung. Er ſchlug der Tante vor, erſt am andern Morgen früh abzu⸗ 
reiſen, was ſie mit großem Vergnügen annahm, da ſie es vorzog, ſich 
erſt noch auszuruhen. Ich machte den Abend noch einen Spaziergang 
nach dem Hafen und den verſchiedenen mir bekannten Promenaden von 
Oſtende, wo es ſtill und öde war, begrüßte einige Bekannte und ging 
dann zu Bett. 

Den 23. Juni früh um 7 Uhr waren wir auf dem Schiff, einem 
neuen, ſehr ſchnell fahrenden Dampfer „Frederie William“. Es war ein 
heller kühler Tag, die See wenig bewegt, und nach vier Stunden zwanzig 
Minuten waren wir vor den weißen Felſenriffen der engliſchen Küſte, 
kamen bei einem großen amerikaniſchen Dreimaſter vorbei, der langſam 
den Kanal herunterſegelte, und fuhren bald darauf in den Hafen von 
Dover ein. 

Hier hatte ſich am Ufer eine zahlreiche Menſchenmenge aufgeſtellt, 
angelockt durch die militäriſche Auſſtellung, die der Tante zu Ehren ſtatt⸗ 
fand. Sobald das Schiff angelegt hatte, kamen der Hafenkommandant, 
ein Marineoffizier und der kommandierende General mit ſeinem Adjutanten 
in Galauniform auf das Schiff, um die Tante zu begrüßen. Nach einer 
kurzen Vorbereitung und Umkleidung verließen wir das Schiff und gingen, 
die Tante am Arm des Generals, ich mit den übrigen hinterher durch die 
Volksmaſſe und durch die Spaliere der aufgeſtellten Linientruppen und 
Milizen auf den Bahnhof. Auch hier fanden ſich innerhalb des Bahn⸗ 
hofs militäriſche Aufſtellungen. Längs der Waggons ſtand eine Kompagnie 
des durch ſeine Taten in Lucknow berühmten 32. Infanterieregiments. 
Von den Soldaten ſchienen nur wenige den indiſchen Feldzug mitgemacht 
zu haben, dagegen ſah man den Offizieren die Wirkungen der indiſchen 
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Sonne an. Beim Abfahren des Zugs präſentierte die Kompagnie das 
Gewehr und die Muſik ſpielte das „God save the Queen“. Durch die 
grüne Landſchaft, bei freundlichen Dörfern und Landhäuſern vorbei, fuhren 
wir nun raſch nach London. Deſſen Nähe verkündete der Anblick des 
impoſanten Glaspalaſtes von Sydenham und bald auch die rauchige 
Atmoſphäre der Stadt ſelbſt. Vom Bahnhofe brachte uns ein Hofwagen 
nach dem Palaſte der Königin, Buckingham⸗Palace, wo wir an dem großen 
Portal von dem Oberſten Biddulph, dem Master of the household der 
Königin, empfangen wurden. Die Halle des Palaſtes, in die wir nun 
eintraten, iſt wie der ganze Palaſt in modernem Bauſtil mit korinthiſchen 
Säulen verziert und mit dicken Teppichen belegt. Die Dienerſchaft, die 
uns empfing, waren die ſogenannten Pages, Kammerdiener in blauem 
Frack und ſchwarzen ſeidenen Strümpfen. Während wir in den Seiten⸗ 
gang eintraten, der zur Treppe führt, kam die Königin der Tante ent⸗ 
gegen und begrüßte ſie aufs freundlichſte. Wir gingen mit ihr in ein 
kleines Kabinett, wo einige Worte gewechſelt wurden, ich erhielt meinen 
Teil freundlicher Begrüßung, und hierauf führte die Königin die Tante 
nach ihren Zimmern. Ich empfahl mich, um in den Gaſthof zu fahren, 
in welchem mir vom Hofe aus Quartier beſtellt war, da ich wegen Mangel 
an Raum nicht in dem Palaſt einquartiert war. Die Hofequipage brachte 
mich nach dem Brunswick⸗Hotel, Jermyn Street, einem ziemlich ſchlechten, 
aber ſeiner Nähe wegen gewählten Gaſthof. Hier fand ich eine Wohnung 
mit mehreren Zimmern für mich hergerichtet, nahm davon Beſitz und 
machte dann ſofort einen Spaziergang. Ich hatte keine Zeit, war auch 
durch die Reiſe zu ſehr zerſtreut, um irgend etwas Ernſthaftes zu ſehen 
oder zu tun, richtete alſo meine Schritte nach dem Hydepark, wo gerade 
große Promenade war. Kein Volk iſt ſo wie das engliſche der Sklave 
ſeiner Sitten und Gebräuche, dieſes ſchafsmäßige Nachahmen und Nachtun 
zeigt ſich auch bei den Spazierfahrten in dem Hydepark. Jeder, der die 
Mittel dazu hat, fährt, reitet oder geht dahin und bewegt ſich nun auf 
dem verhältnismäßig kleinen Raum während einer oder zwei Stunden 
mechaniſch umher. Hier bildet ſich das, was man die fashion nennt, in 
bezug auf Wagen, Pferde und Morgentoilette. Was hier getragen und 
gebraucht wird, gibt und bildet die Mode, die ſich dann ſchnell über 
England verbreitet. So hat ſich zum Beiſpiel in dieſem Sommer die 
violette Farbe bei Herren und Damen in Halstüchern, Handſchuhen u. ſ. w. 
auf eine merkwürdige Weiſe eingebürgert. Deshalb haben alle Kaufleute 
violette und lilaſeidene Gegenſtände aushängen. 

An ſchönen Pferden war kein Mangel, obgleich die Stunde 5 Uhr 
nachmittags nicht die Zeit zum Reiten für die vornehme Welt iſt. Dieſe 
reitet mittags 12 Uhr und geht den Nachmittag oder fährt. Ich konnte 
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es übrigens nicht lange aushalten, da mir durch die Maſſe von Menſchen, 
die Hitze und das ewige Vormirvorbeireiten und fahren der Kopf ganz 
wüſt wurde. 

Als ich nach Hauſe kam, war es Zeit, das Hofkoſtüm, den ſchwarzen 
Frack, kurze Hoſe und ſeidene Strümpfe, anzuziehen, worauf ich dann um 
8 Uhr zum Diner nach Buckingham⸗Palace fuhr. Ich kam zwar nicht 
vor 8 Uhr an, kam aber doch viel zu früh und hatte Zeit, mich in dem 
für die königliche Familie beſtimmten Verſammlungszimmer umzuſehen. 
Es war dasſelbe Kabinett, in welches uns die Königin am Morgen ge⸗ 
führt hatte: rot- und gelbſeidene Tapeten und altmodiſche (Empire-) Möbel 
von demſelben Stoff. Ein marmorner Kamin und ein großer Tiſch in 
der Mitte. Zwei Fenſter gewähren Ausſicht auf den Garten. Dieſer, 
ein wohlgehaltener kleiner Park mit wunderſchönen großen Bäumen und 
grünen Raſenplätzen, gewährte beim Untergang der Sonne einen fried⸗ 
lichen und erfriſchenden Anblick. Während ich mich daran erfreute, kam 
Fürſt Ernſt Leiningen, den ich ſeit zehn Jahren nicht geſehen hatte. Er 
iſt in engliſchem Seedienſt und trug auf ſeinem Frack eine auffallend 
große Anzahl von Medaillen, die er während der Krimkampagne erhalten 
hatte. Nach ihm erſchien König Leopold der Belgier, mit ſeinem alten 
Fuchsgeſicht ſtill umherſchleichend, mit ihm ſein zweiter Sohn, ein langer 
fader blonder Jüngling, der Graf von Flandern. Bald kam auch Prinz 
Albert, der mich in gewohnter Weiſe freundlich begrüßte. Er war den 
Mittag bei dem großen Händelfeſt im Glaspalaſt geweſen und rühmte die 
Aufführung der Muſikſtücke durch viertauſend Muſiker vor fünfundzwanzig⸗ 
tauſend Zuhörern. Während noch hierüber geſprochen wurde, kam die 
Königin in Begleitung ihrer Tochter, der Prinzeß Alice, und der Tante, 
und nun zog die ganze Geſellſchaft, die Königin mit König Leopold voraus, 
nach dem großen Empfangsſalon. Unterwegs ſchloſſen ſich uns die 
Damen der Königin an, darunter die Herzogin von Sutherland als Mistress 
of the robes, wenn ich nicht irre, und die Herzogin von Atholl, Lady 
in waiting. Im großen Saal fanden wir die eingeladenen Gäſte, und 
ſofort ging man zu Tiſch. Mir war die Herzogin von Atholl beſtimmt, 
die ſich neben den Prinzen Albert ſetzte. Auf der andern Seite hatte ich 
eine Hofdame, ich glaube, ſie hieß Miß Bullſteel. Beide waren gleich 
geſprächig, doch erinnere ich mich nichts Genaueres mehr über die Gegen⸗ 
ſtände der meinerſeits mit einiger Mühe geführten engliſchen Konverſation, 
außer daß bei Gelegenheit eines Geſprächs über ruſſiſche Zuſtände die 
Herzogin von Atholl mit vielem Intereſſe von den ſchwarzen und braunen 
Käfern ſprach, die ruſſiſche Wohnungen bevölkern; ob es nun ethno⸗ 
graphiſches Intereſſe oder entomologiſche Kenntniſſe waren, die ſie auf 
dieſes Thema führten, kann ich nicht beurteilen. Während der Tafel 
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beobachtete ich den Fürſten Paul Eſterhazy,!) der, eben von Wien an⸗ 
gelangt, neben der Königin ſaß und ſie mit ſehr lauter Stimme aufs beſte 
unterhielt. Er erzählte ihr von ſeinem Aufenthalt in Rußland, und ich 
ſah, daß die Königin durch ſeine Erzählungen ſehr erheitert wurde. Als 
ſich die Königin mit den Damen entfernt hatte, ſah ich ihn eifrig mit 
König Leopold ſprechen, auch hörte ich, daß er über die neueſte öſter⸗ 
reichiſche Regierungspolitik ſprach. Der König hörte ihm mehrenteils auf⸗ 
merkſam zu. Ich kam nun neben Prinz Albert zu ſitzen und, wie natür⸗ 
lich, kam das Geſpräch ſogleich auf den öſterreichiſch⸗franzöſiſchen Krieg. 
Ueber den Kaiſer von Oeſterreich und deſſen Politik ſprach er ſich überaus 
ungünſtig aus und behauptete, daß der Erzherzog Ferdinand Max nur 
deshalb keine beſſeren Reſultate in Italien erzielt habe, weil man von 
Wien aus alles hintertrieben und zerſtört habe, was er in Italien getan 
und angeſtrebt. Ich erwiderte ihm hierauf, daß mir dies neu ſei. „Ueber⸗ 
haupt,“ fiel er mir dann ſogleich wieder ins Wort, „kann man ſich von 
einem Herrn nicht viel verſprechen, der von den Jeſuiten erzogen wurde, 
von dieſen Menſchen, die in ihren Mitmenſchen nur das Schlechte an⸗ 
erkennen, die die menſchliche Natur edler Gefühle und Gedanken für unfähig 
halten und immer die unlauterſten Motive vorausſetzen.“ Dieſe Menſchen 
und die von ihnen inſpirierte Politik ſei die Veranlaſſung der gegenwärtigen 
Wirren. Ich erwiderte ihm darauf, daß, wenn ich auch keine beſondere 
Neigung für die Jeſuiten habe, ich doch bemerken müſſe, daß die geheimen 
revolutionären Geſellſchaften wohl den größten Teil der Schuld an den 
gegenwärtigen Wirren haben dürften und daß es leider das Zeichen einer 
im Niedergang begriffenen menſchlichen Geſellſchaft ſei, wenn die Geſchicke 
der Menſchheit durch jene Geſellſchaften geleitet würden. Dies beſtritt 
Prinz Albert. Die geheimen Geſellſchaften ſeien nur da vorhanden, wo 
Mißregierung ſie hervorrufe; Reformen würden ſie unmöglich machen, 
Freiheit der Völker werde die geheimen Geſellſchaften verſchwinden machen. 
Ich behauptete dagegen, daß mir das ſehr unwahrſcheinlich ſei. In den 
Republiken des ſpaniſchen Amerikas gebe es ſo gut geheime Geſellſchaften 
wie in Italien. Unter den Völkern romaniſcher Raſſe werde immer die 
Partei, welche nicht an der Regierung teilnimmt, eine geheime Geſellſchaft 
bilden. Auf die von dem Prinzen hierauf vorgetragene Theorie, daß das 
Chriſtentum im philoſophiſchen Sinne (Bunſen) das Wohl der Menſch⸗ 
heit begründen werde, erwiderte ich ihm, daß das höchſtens bei der 
deutſchen Nation als eine Möglichkeit zugegeben werden könne, bei den 
romaniſchen Völkern aber führe Aufgeben des Autoritätsglaubens zum 


1) Fürſt Paul Anton Eſterhazy (1786 bis 1866), welcher von 1815 bis 1842 
öſterreichiſcher Botſchafter in London geweſen war. 1856 war er als Krönungs⸗ 
botſchafter nach Moskau gegangen. 
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ſofortigen Atheismus, zur Auflöſung der ſozialen Ordnung. Ueber dieſes 
Thema wurde noch vielfach hin und her geredet, bis endlich der Hof— 
marſchall kam und bemerkte, daß die Königin uns erwarte. Mit einem 
Zitat aus den Briefen des Apoſtels Paulus erhob ſich der Prinz, in 
deſſen ganzer Anſchauungsweiſe mich ein gewiſſer doktrinärer Geiſt anwehte, 
der mir zeigte, wie unglücklich es für den Prinzen war, daß er unmittel⸗ 
bar von einer deutſchen Univerſität, auf der er nur oberflächliche Studien 
gemacht hat, in ſeine jetzige Stellung kam, ohne durch die Berührung mit 
der praktiſchen Welt die Doktrin abgeſchliffen zu haben.“) 

Nach Tiſch hielt ſich der ganze Hof in dem großen Saale, einer läng⸗ 
lichen, prachtvoll dekorierten, mit Säulen verzierten Galerie, auf. Die 
Königin ſprach nun mit den Anweſenden. Bei mir erkundigte ſie ſich mit 
vieler Teilnahme und in einem ſehr ungekünſtelten, ganz natürlichen Tone 
(ungleich dem gleichgültigen Geſchnatter kontinentaler Souveräne) nach 
allen Verwandten und zeigte dabei das gute Herz, das man ihr häufig 
abgeſprochen hat. Nach Beendigung des Cercle ging die Königin in 
den benachbarten Salon, wo ſie auf einem Kanapee Platz nahm, die 
Damen und einige Herren umher. Hier hörte man der Muſik zu, die in 
einem Nebengemache ſpielte. Gegen oder nach 11 Uhr erhob ſie ſich, und 
dies war das Zeichen zum allgemeinen Aufbruch. 

Sonnabend den 25. Juni beſuchte ich den öſterreichiſchen Geſandten 
Grafen Apponyi, der mir die Nachricht der unglücklichen Schlacht am 
Mincio?) mitteilte, die er eben durch telegraphiſche Depeſche aus Paris 
erhalten hatte. Er war äußerſt niedergeſchlagen und ſprach mit vieler 
Bitterkeit von der preußiſchen Politik, der Oeſterreich dieſe Niederlage zu 
verdanken habe. Werde Oeſterreich nun gezwungen, einen ſchimpflichen 
Frieden zu ſchließen, ſo werde ſich Napoleon hierauf gegen Preußen und 
Deutſchland wenden, und dann ſei Oeſterreich nicht mehr imſtande zu helfen. 

An dieſem Tage war Lever, d. h. große Vorſtellung bei Hofe. Ich 
ging in die Nähe des St. James-Palaſtes, um die vorbeifahrenden 
Equipagen zu ſehen, unter denen die des Lordmayors von London und ſeiner 
Suite ſich durch beſonderen Glanz auszeichneten. Den übrigen Teil des 
Tages benutzte ich, um Einkäufe zu beſorgen. Da die Königin kein großes 
Diner hielt, wurde ich nicht eingeladen und konnte bei Apponyi eſſen, wo 
ich dann auch den Abend zubrachte und um 12 Uhr nach Hauſe ging. 
Da es Sonnabend Abend war, ſo waren die Viktualienläden, beſonders 
in den kleineren Straßen, offen, damit die Einkäufe für den Sonntag gemacht 
werden konnten. Auch fand ich die Straßen durch viele Betrunkene belebt. 


1) Vergl. die übereinſtimmende Beurteilung des Prinzen Albert in dem Werke 
des Herzogs Ernſt: „Aus meinem Leben“, Bd. 1 S. 129 ff. 
2) Schlacht bei Solferino am 24. Juni. 


90 Aus den Jahren 1850 bis 1866 


Sonntag den 26. früh 9½ Uhr ging ich in die mir bekannte Kirche 
in Farm⸗Street, eine ganz beſonders reinliche und freundliche Kirche. 

Um 1 Uhr fuhr ich auf die Eiſenbahnſtation Waterloo-Bridge, um 
nach Windſor zu fahren. Auf dem Bahnhofe waren zahlloſe Sonntags- 
leute, die außerhalb der Stadt Erholung ſuchten. Ich kam um ½3 Uhr 
nach Windſor, beſuchte Tante Feodora und die Herzogin von Kent, die 
ich auf dem Wege der Beſſerung fand, in Frogmore und ging dann über 
die Terraſſe des Schloſſes Windſor nach dem Bahnhofe zurück, von wo 
ich mit dem Zuge um 6 Uhr nach London zurückfuhr, wo ich um 7 Uhr 
ankam. 

Um 8 Uhr war wieder Diner bei Hofe. Hier ſah ich den Prinzen 
von Wales, der eben von ſeiner Kontinentreiſe zurückgekomnen war. Er 
ſprach mir viel von Rom und ſeiner Seereiſe nach Gibraltar auf Viktors 
Schiff. Er ſcheint ein recht wohlerzogener junger Menſch, etwas erſchreckt 
durch ſeinen Vater. Leider iſt er auffallend klein für ſein Alter. 

Zu Tiſche führte ich Lady Sidney Herbert, die Frau des gegenwärtigen 
Kriegsminiſters, mit welcher ich übrigens nur wenige Worte wechſeln 
konnte, da die auf der andern Seite ſitzende Prinzeß Alice, zweite Tochter 
der Königin, mir viel zu erzählen hatte. Sie ſcheint für ihr Alter wohl⸗ 
unterrichtet, iſt aufgeweckt und munter, und ihr Geſicht iſt trotz der langen 
Naſe, die ſie ſelbſt als eine Kalamität bedauerte, ganz hübſch. Nach Tiſch 
war wieder Cerele, bei welchem ſich die Königin lange mit mir über die 
neueſten politiſchen Verhältniſſe unterhielt und dabei die Beſorgnis aus⸗ 
ſprach, daß man in Berlin wieder halbe Maßregeln ergreifen werde. 
Eine Befürchtung, die ich vollkommen teilte. Unter den geladenen Gäſten 
war der alte, nun ſehr gebrechliche Lord Aberdeen, dann ein Mann 
mit großem Bart, der mir als Herzog von Newaaſtle bezeichnet wurde, 
Lord Carlisle, der Statthalter von Irland, ein affektierter Menſch, 
der ganz die Bewegungen eines alten Ballettmeiſters hat, endlich Sir 
Sidney Herbert, ein lebhafter, viel geſtikulierender Mann. Beim Aus⸗ 
einandergehen verabſchiedete ich mich bei der Königin, da ich die Abſicht 
hatte, den nächſten Abend abzureiſen. Prinz Albert bat mich, ihn den 
andern Tag noch zu beſuchen. 

Montag den 27. beſorgte ich einige Geſchäfte, beſuchte bei dieſer 
Gelegenheit den Tower und ſah mir dann Lincolns Inn an, das große 
Gebäude, in dem die Gerichtsverhandlungen der Court of Chancery und 
andrer Zivilgerichte abgehalten werden. Ich trat in einige der Sitzungs⸗ 
zimmer und fand, daß die Verhandlungen vor den mit Perücken gezierten 
Richtern mit großer Gemütlichkeit geführt wurden. Leider hatte ich nie- 
mand, der mir die verſchiedenen Perſonen und ihre Funktionen nennen 
konnte. 
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Um 3¼ Uhr fuhr ich nach dem Palaſt, um Prinz Albert meinen 
Abſchiedsbeſuch zu machen. Wie immer, geſchah dies im gewöhnlichen 
Morgenanzug, ohne Uniform, Stern u. ſ. w. Ich wurde in ſeine Bibliothek 
geführt, wo ich in einem in Wien gearbeiteten Glasſchrank viele deutſche 

N Bücher, Kupferwerke u. ſ. w. ſah. Er zeigte mir ſogleich die Karte des 
Kriegsſchauplatzes, mißbilligte den Angriff der Oeſterreicher, behauptete, 
die Oeſterreicher hätten, wenn ſie überhaupt angreifen wollten, im Dreieck, 
mit der Spitze voran, vorgehen und die beiden Seiten des Dreiecks dann 
auseinander legen ſollen. Er kam dann nochmals auf die ganze öſterreichiſche 
Politik zu ſprechen, ſagte, die Sommation an Sardinien ſei ohne Wiſſen 
des Grafen Buol unter dem Einfluſſe von Grünne und Windiſchgrätz 
erfolgt. Letzteres zog ich entſchieden in Zweifel. Dann zog er gegen die 
demokratiſche Desorganiſation des Miniſters Bach los, was ich gern zu⸗ 
geſtand, endlich erzählte er, Oeſterreich habe geglaubt, wenn es den Krieg 
anfange, werde Deutſchland gezwungen ſein, mit loszuſchlagen, eine 
Revolution ſei von Oeſterreich in München vorbereitet worden. Dann 
erwähnte er das Gerücht, Napoleon wolle dem Kaiſer von Oeſterreich 
direkt Friedensvorſchläge machen, und ſchließlich ſagte er mir Lebewohl, 
indem er zu dem Kampfe in Deutſchland alles Glück wünſchte. Er ſchien 
aber nicht zu glauben, daß es dazu kommen werde. Der Prinz von 
Wales erſchien, um zu ſagen, daß die Königin im Wagen warte, worauf 
beide eilig fortgingen. Ich wanderte nun langſam durch Regent⸗Park 
nach Piccadilly zurück, beſorgte einige Kommiſſionen und fuhr abends zu 
Apponyi, wo ich zu Mittag aß und von wo ich mit Graf Chotek nach 
dem Olympiatheater ging, wo einige komiſche Stücke in großer Vollkommen⸗ 
heit aufgeführt wurden. Beim Herausgehen aus dem Theater fanden wir 
einen Gewitterregen, der uns nötigte, in einem Cab nach Hauſe zu fahren. 

x Dienstag Morgen den 18. beſuchte ich einen alten Bekannten, den ich ſeit 
19 Jahren nicht geſehen hatte, Miſter Cauvin. Er freute ſich, nach 
langer Zeit ſeine Jugenderinnerungen an Göttingen und Corvey wieder 
auffriſchen zu können. Da er ein Literat iſt und die öffentliche Meinung 
in England genau kennt, ſo fragte ich ihn über die Abſichten der eng⸗ 
liſchen Regierung, über die Stimmung u. ſ. w. Ich fragte ihn ins⸗ 
beſondere, ob man nicht fürchte, daß, wenn Napoleon Oeſterreich und 
Deutſchland geſchlagen habe, er ſich gegen England wenden werde. Er 
erwiderte mir, das engliſche Volk ſei im vergangenen Winter gegen 
Napoleon geweſen, jetzt habe ſich die Stimmung ihm zugewandt. Dies 
habe in zwei Urſachen ſeinen Grund. Erſtens in der Teilnahme der 
Engländer an der angeblichen Befreiung Italiens, für welche ſich der 
engliſche Philiſter gern begeiſtere, dann aber in dem Beifalle, den der 
Erfolg immer erringe. Außerdem glaube man ſich ſtark und reich genug, 
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um Napoleon zu jeder Zeit entgegenzutreten, wenn es ihm einfallen ſollte, 
England anzugreifen. „Wir haben,“ ſagte er, „kein Syſtem in der Politik, 
wir leben von der Hand in den Mund.“ Cauvin begleitete mich noch 
auf einigen Touren in der Stadt und verließ mich dann, als ich um 
5 Uhr zum Eſſen ging. Nach Tiſch fuhr ich ſogleich auf den Bahnhof 
und kam um 11 Uhr nach Dover, wo das Dampfſchiff ſogleich nach 
Oſtende abging. 


Dialogue royal.“ 


Der König. Sie haben mich allein zu ſprechen gewünſcht, lieber 
Fürſt! 

Ich. Ich ſage Eurer Majeſtät vor allem meinen untertänigſten Dank 
dafür, daß Sie geruht haben, mich allein zu empfangen. Um ſo mehr, 
als ich kein eigentliches petitum habe. Ich habe nur Gelegenheit haben 
wollen, Eurer Majeſtät meine untertänigſten Dienſte anzubieten. Ich 
hätte ſchon längſt gewünſcht, Gelegenheit zu haben, Eurer Majeſtät die 
Geſinnungen der Treue und Anhänglichkeit durch die Tat zu beweiſen. 
Jetzt bei dem Tode des Grafen Lerchenfeld ) iſt mir der Gedanke ge⸗ 
kommen, ob nicht für mich die Möglichkeit gegeben wäre, in den könig⸗ 
lichen Dienſt einzutreten. Wenn Eure Majeſtät die Gnade hätten, mich 
zu verwenden, ſo weiß ich, daß ich durch Vermögen und Stellung in 
der Lage wäre, den bayriſchen Namen würdig zu vertreten und die bay⸗ 
riſche Fahne mit Energie und Entſchiedenheit aufzupflanzen. 

Der König. Diefe Geſinnungen find mir ſehr erfreulich. Ich freue 
mich um ſo mehr darüber, als ich früher daran gezweifelt habe. 

(Ce n'était pas tout à fait cela, c’&tait plus poli, mais le fond 
était le m&me.) 

Wir ſind aber alle jung geweſen, und die Erfahrung ändert manches, 
Verzeihen Sie, daß ich Ihnen das ſo offen ſage. 

Ich. Eure Majeſtät wollen ohne Zweifel von meiner Reichsgeſandt⸗ 
ſchaft reden. Indeſſen erlaube ich mir zu bemerken, daß damals der Erz⸗ 
herzog Johann mich beſonders ausgewählt hat, um auch einen Bayern 
in die Diplomatie der Zentralgewalt aufzunehmen. Es war dies die 
Hauptabſicht bei meiner Ernennung, und der Erzherzog wünſchte ſogar, 
daß ich meinen Weg über München nehmen ſollte, um dies Eurer Majeſtät 


1) Die Niederſchrift der Unterredung mit König Maximilian II. iſt für die 
Fürſtin aufgeſetzt, daher die Zwiſchenbemerkungen in franzöſiſcher Sprache. 

2) Graf Mar Joſeph von Lerchenfeld, bayriſcher Geſandter in Wien, war am 
3. November 1859 geſtorben. Die Unterredung wird alſo im November 1859 ſtatt⸗ 
gefunden haben. 


- 


ee TT 


Aus den Jahren 1850 bis 1866 93 


ſelbſt anzuzeigen. Ich wurde damals durch Umſtände daran gehindert. 

die abzuwenden außer meiner Macht lag. Auch dachte ich bei der An⸗ 

nahme jener Geſandtſchaft, daß doch die Zentralgewalt von allen Regie⸗ 

rungen anerkannt ſei. Als ſie ſich wieder in Nebel auflöſte, habe ich mich 
ſofort zurückgezogen. 

Der König. Ja, ja! (Sehr gnädig:) Das waren damals andre 
Zeiten. Jetzt iſt dies anders. Bayern iſt doch immer die dritte deutſche 
Macht. Und ich werde mich weder von Oeſterreich noch von Preußen 
ins Schlepptau nehmen laſſen. 

Ich. Jene Anſichten haben ſich jetzt überlebt, es iſt ein überwundener 
Standpunkt. Eine Zentralgewalt in jenem Sinne iſt jetzt nicht mehr 
möglich. Auch ſtützen ſich Eure Majeſtät auf die Geſinnung des ganzen 
bayriſchen Volkes, das von einer preußiſchen Hegemonie nun einmal nichts 
wiſſen will. 

Der König. Sehr wahr! Dies geht ſo weit, daß man mir es in 
dieſem Frühjahre ſogar übelnahm, daß ich nur den Schein einer Hin⸗ 
neigung zu Preußen hätte. Dies war gar nicht der Fall. Ich liebe die 
Wiſſenſchaften und kann preußiſche Profeſſoren berufen. Darum werde ich 
aber doch die Selbſtändigkeit meines Landes aufrecht zu erhalten wiſſen. 
Wie geſagt, Ihre Geſinnungen machen mir ſehr viel Freude. 

(Ici je craignais qu'il ne se contentät de ces phrases et je repris:) 

Ich. Wenn ich es gerade jetzt gewagt habe, Eure Majeſtät mit 
dieſer Bitte zu kommen, ſo habe ich noch einen perſönlichen Grund. Wenn 
es Eure Majeſtät erlauben, ſo werde ich ganz offen reden. 

j Der König nickt gnädig. 

Ich. Der Grund und die nächſte perſönliche Anregung kommt durch 
einen Brief meiner Schwiegermutter. Ici je lui raconte la conversation 
de Maman avec la Princesse de Prusse. Je parle de Hatzfeldt et 
de Louis. (Wunſch des Prinzen und der Prinzeſſin von Preußen, daß 
ich in den preußiſchen Dienſt zurückkehren möchte.) Ich erwarte nun eine 
Propoſition von Berlin, die mich in einige Verlegenheit ſetzen würde. 
Wenn ich dagegen als Ablehnungsgrund den Wunſch Eurer Majeſtät 
entgegenſtellen könnte, mich in Höchſtihrem Dienſt zu verwenden, ſo würde 
mich dies aus der Verlegenheit ziehen. Auch würde dies den Wunſch 
meiner Schwiegermutter zugleich erfüllen. 

Der König. Alſo glauben Sie, daß dies der Fürſtin denſelben 
Dienſt erweiſen würde? 

Ich. Ja, denn wenn der Sohn auch in der preußiſchen Diplomatie 
wäre, ſo könnte er doch an demſelben Orte ſein, wo ich Eure Majeſtät 
repräſentierte und damit wäre dann derſelbe Zweck erreicht, denn ich könnte 
ihn da auch beaufſichtigen. 


— 
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Der König. Ah ſo! Gut, ich werde mir die Sache überlegen 
und freue mich ſehr über die Geſinnungen, die Sie mir ausgeſprochen haben. 

Hierauf Erkundigungen nach Mama, toi u. ſ. w. 

Beim Hinausgehen abermals: „Ich werde das, was Sie mir geſagt 
haben, in reifliche Ueberlegung ziehen.“ 

Reévérence et départ. 


Ueber dieſelbe Angelegenheit ſchreibt der Fürſt an die Prinzeſſin Eliſe: 
Schillingsfürſt, 14. Jannar 1860. 

. . . Mit unſern Plänen ſieht's noch ſchwach aus. Der König iſt in 
Verlegenheit. Er möchte mich wohl verwenden, weiß aber nicht, wie er 
es machen ſoll, da eine Menge Konkurrenten unter den bereits angeſtellten 
Diplomaten vorhanden ſind. Ich würde es bedauern, wenn mir dieſe 
Gelegenheit, eine dauernde Beſchäftigung und feſte Lebensſtellung zu erhalten, 
wieder entginge. Je älter man wird, deſto nötiger iſt ein Beruf. Was uns das 
Leben nimmt, muß die Pflichterfüllung erſetzen. Ich bin nicht geſchaffen, 
mein Leben zur bloßen Erfüllung des ariſtokratiſchen Lebensberufs zu ver⸗ 
wenden. So gern ich anerkenne, daß dieſer Beruf ernſter und wichtiger 
iſt, als man gewöhnlich annimmt. Ich glaube ſogar, daß ich der Auf- 
gabe nicht einmal gewachſen bin und mir perſönliche Hinderniſſe im Wege 
ſtehen, die ich nicht zu überwinden imſtande bin. Entweder iſt dieſer 
ariſtokratiſche Beruf gut durchgeführt, dann iſt er achtungswert und wird 
Anerkennung finden, oder er endet in Zerſplitterung und mit Sortierung 
von goldenen Doſen und Weihnachtsgeſchenken. Es ſind ſchon beſſere 
Menſchen als ich dahin gekommen. 


4. In Rußland und in Wien 1860/61. 


Im September 1860 unternahm der Fürſt eine Reiſe auf die Wittgen⸗ 
ſteinſchen Beſitzungen in Rußland und traf am 20. September in Werki ein. 

Aus dem Reiſetagebuch: Den 22. waren wir bei dem General- 
gouverneur Naſimoff zu Mittag eingeladen, der in Swievinie wohnt, 
einem hübſchen Landhaus an der Wilia. Wir waren auf 4 Uhr ein⸗ 
geladen und kamen zu ſpät, das Diner fand aber erſt gegen 1/,6 Uhr 
ſtatt. Der Generalgouverneur iſt ein kleiner Mann mit buſchigen Augen⸗ 
braunen und ſtarkem Schnurrbart. Er gibt ſich martialiſche airs, iſt 
aber ein unbedeutender, gutmütiger Mann. Seine Frau war früher eine 
Schönheit und bewahrt noch einige Reſte davon. Sie hat ſehr geſcheite, 
liebenswürdige Augen und iſt die Seele des Hauſes. Das Diner war 
ſchlecht und wurde mangelhaft ſerviert. Da nach ruſſiſchen Begriffen ein 
Fürſt, der keinen dienſtlichen Rang beſitzt, keinen Rang hat, ſo ſtürzten 
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die zwei anweſenden Zivilgouverneure, als die Tafel angekündigt wurde, 
vor mir auf die Damen des Hauſes, und ich ging mit dem Hausherrn 
und Peter!) nach. Ich ſaß neben dem Generalgouverneur, der während 
des Eſſens das abſurdeſte Zeug über höhere Politik debitierte, und hatte 
zu meiner Linken ein junges Mädchen, das mit ſeiner Nachbarin in verſchie⸗ 
denen Sprachen konverſierte. Ich fand keinen Grund, mich hineinzumiſchen. 
Nach Tiſch beſuchten wir den Park, der das Haus umgibt, und ſahen uns 
die zwei lebendigen Auerochſen an, die da gehalten werden. Zwei merk⸗ 
würdige Tiere. Während die übrige Geſellſchaft ſcheu hinter den Bäumen 
verſteckt blieb, ging ich mit Peter und dem Wächter der Tiere ganz nahe 
heran und hatte das merkwürdige Schauſpiel, zwei dieſer ſonderbaren 
Tiere auf drei Schritte vor mir zu ſehen. Sie fraßen ruhig an einigen 
auf dem Boden liegenden Aeſten, ihrer Hauptnahrung, und kümmerten 
ſich wenig um uns. Doch ſollen ſie bisweilen kleine Attacken auf Menſchen 
ausführen. Der Park war wunderſchön durch den aufgehenden Mond 
und die Abenddämmerung erhellt. Vor uns floß der ſtille Fluß in ſanften 
Windungen, jenſeits lagen dunkle Kiefernwälder, und neben uns rauſchte 
ein kleiner Waſſerfall dem Fluſſe zu. Wir zogen uns, da es 7 Uhr war, 
bald zurück, ſetzten uns in unſern Wagen und fuhren nach Werki zurück, 
wo wir uns mit aſtronomiſchen Betrachtungen durch ein Teleſkop unter⸗ 
hielten, bis Paſtor Lipinsky kam, mit dem ich in ein langes Geſpräch 
über die neueſten Bewegungen in der proteſtantiſchen Kirche in Deutſch⸗ 
land geriet. Er wußte merkwürdigerweiſe weniger davon als ich, und 
mein Licht leuchtete hell. Doch bald hatte ich auch meine enzyklopädiſche 
Weisheit verbraucht, worauf dann allgemeine Schläfrigkeit eintrat. 


25. September 1860. 


Ich ſchreibe hier in einem Zelt, das mir Schatten gewährt, da draußen 
eine große Sonnenglut herrſcht. Die Tür iſt offen, ich ſehe vor mir den 
Wald und höre die Eichen und Kiefern über mir rauſchen. 

Am 23. fuhren wir Morgens in einer halbbedeckten Kaleſche von 
Werki ab, wechſelten in Wilna und einigen andern Stationen die Pferde 
und kamen durch häßliche öde Gegenden nach Lubez abends 8½ Uhr. 
Nur zuletzt wurde die Gegend etwas freundlicher, der erſte Teil des Wegs 
war lediglich Sand und Kiefern. Lubez iſt ein Wittgenſteinſches Gut nahe 
am Niemen. Das Schloß war früher großartig und befeſtigt. Der Brand 
hat aber bis auf zwei Türme alles zerſtört. 

Am 24. wurde eine Jagd abgehalten. Erſt gegen Abend kamen Reb⸗ 
hühner, Birkhühner und Bekaſſinen zum Vorſchein. Der Tag war hell 
und warm und abends waren die weite Ebene und die grünen Ufer des 


1) Fürſt Peter zu Sayn⸗Wittgenſtein (1831—1887), Bruder der Fürſtin. 
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Niemens durch die untergehende Sonne magiſch beleuchtet. Um ½9 Uhr 
ſetzten wir uns in den Wagen, um das Jagdbiwak zu erreichen. Es 
war eine prachtvolle Mondnacht, und der Anblick der wüſten Ebene mit 
niedrigem Geſtrüpp, aus dem der Nebel langſam emporſtieg, zauberhaft. 
Nach einer halbſtündigen Fahrt kamen wir an den Niemen, fuhren auf 
einem Floß hinüber und kamen dann in ein Dorf. Hier wurde uns mit⸗ 
geteilt, daß der große Wagen nicht weiterkönne. Ein einſpänniger Bauern⸗ 
wagen ſtand bereit. Wir beſtiegen ihn und fuhren nun dem Walde zu. 
Bald konnte aber auch dieſes Vehikel nicht mehr weiter, wir machten uns 
zu Fuß auf den Weg und erreichten bald Koslowabor, ein einſames 
Gehöft, in deſſen Nähe die Zelte und das flackernde Feuer uns angenehm 
entgegenleuchteten. Wir machten nun unſre Vorbereitungen für den 
morgenden Tag, luden die Büchſen, richteten Patronen und legten uns 
ſchlafen. Es war das erſtemal, daß ich in einem Zelt ſchlief. Draußen 
am Feuer ſprachen die Jäger, der Wind rauſchte durch den Wald. Nach 
und nach verſtummten die Geſpräche, und bald fielen wir in einen an⸗ 
genehmen Schlummer, der jedoch um ½4 Uhr mit dem Rufe: „Es iſt Zeit“ 
geſtört wurde. Wir waren bald fertig; die Büchſe auf der Schulter und 
einen langen Stock in der Hand ging es nun in den Wald. Zwei Jäger 
begleiteten uns. Allerdings keine Jäger, wie man fie ſich bei uns vor: 
ſtellt. Sie hatten graue Röcke, weiße Leinwandhoſen und Sandalen. 
Deſſenungeachtet ſind es die beſten Jäger für dieſe Art Jagd, die ich 
kenne. Es handelte ſich nun darum, in den Sümpfen den Elchhirſch an⸗ 
zulocken. Auf einem freien Platz angelangt, rief der eine Strajnik durch 
ein Birkenhorn, ganz wie die Hirſche zu tun pflegen. Ein Hirſch antwortete 
nicht weit von uns, kam aber nicht zum Vorſchein. Wir verſuchten nun 
an andern Stellen Hirſche zu locken, aber umſonſt. Lohnend aber war 
der Weg durch den Wald; der über zwei Quadratmeilen große Sumpf 
iſt bedeckt mit Erlen, Birken, Efeu und anderm Laubholz. Dabei iſt das 
Unterholz ſo dicht und ſo mit Schilf durchwachſen, in dem Schlinggewächſe 
aller Art wuchern, daß es faſt unmöglich iſt, durchzukommen. Es iſt das 
vollſtändigſte Bild eines Urwaldes. An den tieſſten Stellen find Sträucher 
und Bäume in das Waſſer gelegt, auf denen man mühſam hinüberwandelt, 
wenn nicht gerade ein umgeſtürzter Baumſtamm eine bequeme Brücke baut. 
An den meiſten Stellen iſt aber keine Vorbereitung dieſer Art getroffen, 
und es bleibt nichts andres übrig, als durch das moorige Waſſer und 
den Schlamm zu waten. Es iſt ein ewiges Platſchen, Springen von 
feſtem Boden zu feſtem Boden, ein Durchwinden durch engverwachſene 
Sträucher. So ging es fünf Stunden. Es wurde viel gerufen durch das 
Birkenhorn. Endlich gaben wir die Jagd auf und kamen um 9% Uhr 
zum Biwak zurück, wo die zurückgebliebenen Herren uns mit einem guten 
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Frühſtück empfingen. Die Toilette wurde nun teils in den Zelten und 
teils vor der Tür gemacht, und jetzt pflegt alles der Ruhe. 

Den Abend, nachdem wir im Freien gegeſſen hatten, begaben 
wir uns in unſern Salon, d. h. wir legten uns auf einen großen 
Haufen Stroh neben einem mächtigen Feuer und betrachteten die ver⸗ 
ſchiedenen Sternbilder. 


Montag 1. Oktober. 

Nach Tiſch zum Grafen Chreptowitſch in Sciorsz. Er hatte neue 
Zeitungen und teilte uns die Niederlage Lamoricières mit.!) Seine Salons 
ſind groß und im Stile Louis XVI. gebaut. Ein Bild ſeines Groß⸗ 
vaters, des polniſchen Reichskanzlers, fiel mir durch die Auffaſſung und 
durch das intereſſante Geſicht des Mannes auf. Unſre Zimmer waren 
ganz nach engliſcher Art eingerichtet. Die Fröſche, die auf dem Vorplatze 
herumhüpften, kamen glücklicherweiſe nicht hinein. 

Am 13. Oktober kam der Kaiſer nach Wilna. Sonntag den 14. war 
die große Parade. Auf dem großen Exerzierplatze ſtanden acht Kavallerie⸗ 
regimenter und einige Infanterieregimenter. Auch etwas Artillerie war 
dabei. Zufällig ſtand ich in der Nähe des Regiments „Prinz Karl von 
Preußen“, als der Inhaber die Truppen begrüßte. Bald kam auch der 
Kaiſer mit glänzendem Stabe und ritt unter Hurra die Front ab. Dann 
begann das Defilieren. Als alles vorüber war, fuhr ich nach Werki zurück, 
wo inzwiſchen die Prinzen Karl und Albrecht von Preußen und Friedrich 
von Heſſen ihren Beſuch angemeldet hatten. Sie erſchienen bald mit 
ihren Adjutanten, ſahen alles an, frühſtückten im großen Saale und 
fuhren dann wieder nach Wilna. Der Adjutant des Prinzen Albrecht 
hatte ein Notizbuch, in welches er alles eintrug, was ſein Prinz 
geſehen hatte, ausgeſtopfte Vögel, Bilder u. ſ. w., damit ſein Prinz 
ſpäter wieder daran erinnert werden kann. 

Abends war Ball bei dem Gouverneur. Alles war Uniformen und 
elegante Toiletten, die Nichtmilitärs in Zivil. Von alten Bekannten be⸗ 
grüßte ich Leon Radziwill, Graf Alexander Adlerberg und mehrere 
preußiſche Offiziere. Als der Kaiſer kam, ſtand ich zufällig neben einer 
alten Gräfin Choiſeul, mit welcher der Kaiſer zuerſt ſprach, und wurde 
deshalb auch alsbald begrüßt und mit einigen wohlwollenden Aeußerungen 
beglückt, was mir den Neid aller anweſenden „Reußen“ zuzog. Die 
fragliche Dame hatte auf ihrem grauen Kopfe eine Art Spange oder 
Braſſelett über der Stirne, an beiden Enden zwei Granatſteine, von den 


1) Die Niederlage der päpſtlichen Truppen bei Caſtelſidardo am 18. September. 
Fürſt Hohenlohe, Denkwürdigkeiten. I 7 
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beiden Ohren herunter ein Paket Perlenſchnüre, eine Coiffure von Tüll 
auf dem Hinterkopf. Sie war mir durch eine Geſchichte intereſſant, die 
ihr Ehre macht. Als Napoleon in Wilna war, trug ſie von allen Damen 
allein die Chiffre der Kaiſerin Marie. Napoleon fragte fie: „Qu’est-ce que 
c'est que cela?“ — „C'est le chiffre de S. M. l’Imperatrice Marie.“ 
— „C'est bien, de le porter en face de l’ennemi!* ſoll Napoleon ge⸗ 
antwortet haben. 

Den 15. waren militäriſche Uebungen auf dem Exerzierplatze bei 
Wilna. Die Uebung der Infanterie war ſchon vorüber, als ich ankam, 
nur die Kavallerie ſtand auf dem Platz: zwei Huſarenregimenter, zwei 
Ulanenregimenter und zwei Dragonerregimenter. Im ganzen etwa ſechs⸗ 
tauſend Pferde. Erſt wurde einzeln in Karriere defiliert mit Abſchießen der 
Piſtolen und Schwenken der Lanzen, dann wurde manövriert. Sehr 
komiſch war es, als eine Batterie gegen die Zuſchauer angeritten kam, 
abprotzte und feuerte. Das aus Juden beſtehende Publikum ſchrie „au 
weih!“ und ſtürzte übereinander. Eine große Frontveränderung ſämtlicher 
Regimenter wurde mit großer Präziſion ausgeführt. Die anweſenden 
Militärs fanden, daß dieſes Kavalleriekorps ganz ausgezeichnet manövrierte. 
Nach dem Manöver fuhr ich mit Peter nach der Stadt, wo wir uns bei 
den fremden Fürſten einſchrieben. 

Um 2 Uhr war die Eröffnung eines Tunnels durch den Kaiſer. Die 
dazu eingeladenen Perſonen, darunter viele Damen, verſammelten ſich auf 
dem Bahnhofe, wo ein in mauriſchem Stile ausgeführtes proviſoriſches 
Bahnhofsgebäude von Holz die Geſellſchaft empfing. Der Kaiſer, ſein 
Gefolge und viele Damen ſetzten ſich in einen offenen Waggon, der kunſt⸗ 
reich gearbeitet war. Ich fuhr mit Peter, Leon Radziwill und zwei 
Generälen in einem andern Waggon. Am Tunnel angekommen, ſtiegen wir 
aus und folgten dem Kaiſer zu Fuß in den durch Kronleuchter erhellten 
Tunnel. Die Geiſtlichkeit begleitete den Kaiſer bis in die Mitte, wo er 
einen Stein einſetzte, auf den auch der Großherzog von Weimar einige 
Schläge tat. Letzterer führte dies mit vieler Grazie aus. Dann ging es 
im Geſchwindſchritt bis an das Ende des Tunnels und wieder zurück. 
Der Aufenthalt war nicht behaglich, da man ohne Hut ging und häufige 
Waſſertropfen auf den Scheitel bekam. Der Rückweg wurde wieder mit 
der Eiſenbahn genommen. Die überall aufgeſtellten Arbeiter begrüßten 
den Kaiſer mit Hurrarufen. Eigentümlich war in Wilna das Hurra der 
Juden, das ganz dem Blöken der Schafe glich. Daß ſie trotz ihrer loyalen 
Demonſtrationen von der Polizei vielfach geſtoßen und geprügelt wurden, 
verſteht ſich um ſo mehr, als ich nie ein unverſchämteres Publikum ge⸗ 
ſehen habe als dieſe polniſchen Juden, die ſich überall wie wilde Tiere 
hinſtürzen, auch wo ſie gar nicht hingehören. 


Wiener politiſche Notizen im Januar 1861.9) 


Die gegenwärtige Lage Oeſterreichs iſt eine erwartende und abwartende. 

Daß das Diplom vom 20. Oktober ) niemand zufriedengeſtellt hat, 
iſt bekannt. Es teilt Berechtigungen aus, ohne Verpflichtungen aufzu⸗ 
legen, ſchwächt die Regierungsgewalt, ohne die öffentliche Meinung zu 
gewinnen. Daher Unzufriedenheit und Mißtrauen. 

Der Zwieſpalt im Miniſterium zwiſchen Rechberg und Schmerling iſt 
das Symbol der ganzen Lage. 

Während die Partei, zu der Rechberg gehört, ſich nur de tres mau- 
vaise grace den liberalen Strömungen anbequemt, hofft die Partei Schmer- 
lings aus den einmal erlangten freiſinnigen Maßregeln eine konſtitutionelle 
Entwicklung des ganzen Staatslebens zu erzwingen. Als ich Schmerling 
beſuchte, fing er gleich damit an, es ſei allerdings leichter geweſen, eine 
der vorhandenen Konſtitutionen, zum Beiſpiel die belgiſche oder die bayriſche, 
zum Muſter zu nehmen und danach eine öſterreichiſche Geſamtverfaſſung 
zu machen. Allein man habe gründlicher zu Werke gehen müſſen in Be⸗ 
rückſichtigung der eigentümlichen Verhältniſſe des öſterreichiſchen Staats. 
Nicht die ungariſchen Zuſtände allein ſeien das Hindernis. Dieſe betreffend 
äußerte er ſich dahin, daß eine Revolution kommen, daß man aber damit 
fertig werden werde. Die altungariſche Partei habe nie Sympathie in 
Ungarn gehabt, die konſtitutionelle Partei von Deak ſei und werde noch 
mehr von der Anarchie überflutet. Ueber die Haltung der Deutſchen in 
Ungarn ſprach er ſich mit der größten Verachtung aus. Auf meine Frage, 
wie ſich denn das Miniſterium den vielen Landesvertretungen gegenüber 
ſtellen könne und ob dies nicht zu großen Schwierigkeiten führen werde, 
antwortete er raſch, ſeit ſeinem Eintritt in das Miniſterium habe ſich das 
weſentlich geändert. Man werde auch nach und nach dem repräſentativen 
Geſamtſtaat näherkommen. Die Angelegenheiten der proteſtantiſchen Kon⸗ 
feſſionsverwandten würden in den nächſten Tagen geordnet. Das Kon⸗ 
kordat ſelbſt rühre er nicht an, da dies am beſten dem Reichsrat überlaſſen 
bleiben könne. Durch eine beſſere Stellung der Proteſtanten hoffe er das 
Verhältnis zu England zu verbeſſern. Mir ſcheint, daß Schmerling darauf 
rechnet, ſich ſeiner ihm unbequemen Kollegen durch die Landesvertretung zu 
entledigen. Was in dieſer Manipulation Gefährliches und Unpolitiſches liegt, 
weil es abermals ein Sichabdringenlaſſen in ſich ſchließt, mag er wohl nicht 


) Der jüngſte Bruder des Fürſten Prinz Konſtantin hatte ſich im Jahre 
1859 mit der Prinzeſſin Marie zu Sayn⸗Wittgenſtein vermählt. Seit dieſer Zeit 
pflegte der Fürſt mit ſeiner Gemahlin regelmäßig im Winter einen Aufenthalt in 
Wien zu machen. 

2) Das am 20. Oktober erlaſſene Staatsgrundgeſetz, welches beſondere Statuten 
für die einzelnen Kronländer verhieß. 
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verkennen. Seine Stellung dem Hofe, dem reaktionären Teile des Adels 
und der Konkordatspartei gegenüber macht ihm aber einen andern Weg 
unmöglich. Die Furcht vor dem Wort „HKonſtitution“ verleitet die Re⸗ 
gierung und den Kaiſer, ſich nach und nach mehr abdringen zu laſſen, als 
die freiſinnigſte Konſtitution geben könnte, und dazu gewinnen ſie nicht 
einmal den Dank der Bevölkerung. Man hofft Zeit zu gewinnen und, 
wenn die Umſtände beſſer werden, dann um ſo energiſcher den Abſolutis⸗ 
mus wiederherſtellen zu können. In dieſem Mangel an Aufrichtigkeit 
liegt die eigentliche Gefahr. Doktrinäre des religiöſen Abſolutismus, ein⸗ 
geſäumte ariſtokratiſche Kaſinomitglieder, Hofſchranzen ohne politiſche Ge⸗ 
ſinnung — das ſind die eigentlichen Ratgeber des Kaiſers. Jetzt ducken 
ſie alle. Bald wird aber die Zeit kommen, wo ſie entweder alle in der 
Revolution unterliegen oder in einer allgemeinen Reaktion ſiegen werden. 


21. Januar 1861. 


Heute bei Fries fand ich Fürſt Jablonowski. Nach Tiſch ward das 
kaiſerliche Manifeſt an die Ungarn!) vorgeleſen. Ich knüpfte daran die 
Bemerkung, daß es mir ſonderbar erſchiene, von ungariſcher Nationalität 
im Gegenſatz zur deutſchen ſprechen zu wollen, da die Ungarn doch wejent- 
lich deutſch ſeien. Keiner von allen, die ungariſche Tracht tragen, ſpreche 
etwas andres als öſterreichiſches Deutſch. Außerdem nahm ich Gelegen⸗ 
heit, den Herren die Gefahr ihrer „hiſtoriſch-politiſchen Individualitäten“ 
vorzuhalten. Jablonowski ſagte, er erkenne keinen öſterreichiſchen Staat, 
ſondern nur einen öſterreichiſchen Kaiſer an. Wenn er dem Kaiſer hätte 
raten können, ſo würde er geraten haben, dem Reichsrat nur beratende, 
den Provinzialverſammlungen aber beſchließende Stimme zu geben. Fries 
behauptete, die öſterreichiſche Monarchie ſei ſo eigentümlich geſtaltet, daß 
nur ganz beſondere Inſtitutionen dafür paßten. Ich bemerkte dagegen, 
daß mit ihrer Art, den Staat zu bilden, die Monarchie zerfallen werde; 
ich ſei vor allem Deutſcher und würde raten, ſogar durch das demokratiſche 
Element die Reichseinheit aufrechtzuerhalten. Dieſe, die Demokratie, würde 
ſchon mit den Nationalitäten fertig werden. Darauf große Einſprache 
und Entrüſtung. 

Es war intereſſant, die Anſichten der öſterreichiſchen Adelspartei zu 
hören. Sie halten feſt an dem Diplom vom 20. Oktober und glauben, 
daß damit die Monarchie gerettet werden könne. Ein heilloſer Irrtum. 
Die Regierung ſieht den Irrtum ein, das heutige Manifeſt beweiſt dies. 
Allein nachdem das unglückliche Diplom einmal gegeben iſt und damit 


) Vom 16. Januar, welches ſich gegen das revolutionäre Treiben in Ungarn 
richtete. 


— 
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alle nationalen Leidenſchaften entfeſſelt ſind, wird das ſchwer werden, die 
Sache wieder in das Gleis zu bringen. 

Von einer Reichsverſammlung mit allgemeinen Wahlen wollen die 
durch das Diplom begünſtigten Nationalitäten nichts wiſſen. Ich glaube 
aber, daß man mit den Tſchechen ſchon fertig werden könnte. Die Ungarn 
müßte man vorderhand außer Berechnung laſſen, und die Polen würden 
ſich am Ende auch fügen. Mir ſcheint, als wenn weniger das Volk der 
einzelnen nichtdeutſchen Landesteile, als die Ariſtokratie aus Ehrgeiz einzelner, 
Beſchränktheit anderer oder Doktrinarismus einiger Profeſſoren an der 
Autonomie und dem Diplom feſthält. 

Ich glaube, Schmerling iſt meiner Anſicht und wird ſeinen Weg 
ruhig fortgehen. 

22. Januar 1861. 

Heute war ich bei dem großen Diner, welches zu Ehren des Generals 
Werder, der die Notifikation der Thronbeſteigung König Wilhelms I. 
überbrachte, bei Hof gegeben wurde. Damen waren keine da, was durch 
die Abweſenheit der Kaiſerin erklärlich iſt. Es waren alle Notabilitäten 
des Hofs vertreten. Der Oberſthofmeiſter Fürſt Liechtenſtein mit ſeinem 
weißen Schnurrbart, ganz wie ein alter Kater. Ferner der Oberſthof⸗ 
marſchall Graf Kuefſtein, ein Exdiplomat, der mir viel vom Wiener Kon⸗ 
greß erzählte, da ich neben ihn zu ſitzen kam. Graf Lanckoronski, Oberſt⸗ 
kämmerer, der Generaladjutant Graf Crenneville, ein ſehr achtungswerter, 
anſtändiger Mann mit napoleoniſchen Zügen. Außerdem waren noch da 
Graf Grünne, Kriegsminiſter Graf Degenfeld, Graf Rechberg, Feldmar⸗ 
ſchalleutnant Graf Henrikſtein und dann die preußiſche Geſandtſchaft, 
ſowie einige preußiſche Offiziere, welche dem General Werder zugeteilt ſind 
und ihn begleitet haben. 

Der Kaiſer machte nach dem Diner Cerele. Mit mir ſprach er längere 
Zeit über die neapolitaniſchen Zuſtände, rühmte den Mut der Königin, !) der 
es hauptſächlich zu verdanken ſei, daß ſich der König fo lang gehalten,?) und 
ſprach ſeine lebhafte Indignation über das Benehmen der neapolitaniſchen 
Offiziere aus, durch welche die Königin im vergangenen Sommer verraten 
worden. Bei der freundlichen und natürlichen Art des Kaiſers, zu ſprechen, 
bedauerte ich innerlich, daß er dieſe Gabe ſeinen Untertanen gegenüber ſo 
wenig zu gebrauchen verſteht. Es iſt ihm nicht möglich, ſich durch herab⸗ 
laſſendes Weſen populär zu machen, was bei einem kindlichen Volke, wie 
die Oeſterreicher, von großer Bedeutung wäre. 

Heute den 30. war Bürgerball. Der Hof erſchien gerade, als wir 


1) Der Schweſter der Kaiſerin von Oeſterreich. 
2) Bis zur Kapitulation von Gaßta am 14. Januar. 
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ankamen. Der Empfang war lautlos. Man merkte von ſeiten des 
Publikums die abſichtliche Gleichgültigkeit und eine Art Unzufriedenheit. 
Der Kaiſer blieb lange da, ſtand aber immer oben auf der Galerie und 
ſprach mit dem Bürgermeiſter, ſtatt im Saale herumzugehen und mit den 
Bürgern zu reden, wie König Ludwig und König Max es zu ihrem großen 
Vorteil tun. 

4. Februar. 

Heute hat Graf Rechberg das Präſidium des Miniſteriums abgegeben 
und Erzherzog Rainer dasſelbe übernommen. Rechberg bleibt Miniſter 
des Auswärtigen. Die Leute wiſſen noch nicht recht, was ſie dazu ſagen 
ſollen. Die Stellung eines Erzherzogs als Minifterpräfident iſt etwas 
ſonderbar. Es ſcheint mir, daß man auf dieſe Art Rechbergs Rücktritt 
recht anſtändig machen wollte, d'avoir c&d& le pas à un archiduc. 
Schmerling wird die Seele des Miniſteriums ſein, der Erzherzog den 
Namen hergeben. 

Der alte Graf Hartig, mit dem ich bei Bray eine lange Unterhaltung 
hatte, erzählte mir viel Intereſſantes. Er behauptet, man habe ſich durch 
die Ungarn überliſten laſſen, als man das Diplom vom 20. Oktober gab. 
Er hält wie ich das Diplom für einen Unſinn und meint, man werde 
beſſere Zuſtände nur dadurch herbeiführen, daß man mehr Sicherheit und 
Stabilität in die Geſetzgebung bringe. Er glaubt, daß dies auch jetzt der 
Fall ſein werde, und verſpricht ſich viel von den zu erwartenden organiſchen 
Einrichtungen. 


5. Tätigkeit in der Kammer der Reichsräte 1861. 
Emanzipation der Juden. 


Im April 1861 hatte der Fürſt das Referat in der Kammer der 
Reichsräte über einen von der Zweiten Kammer ausgegangenen Geſetz— 
entwurf, betreffend die Aufhebung gewiſſer Beſchränkungen der Freizügig⸗ 
keit und des Gewerbebetriebs der Juden. Indem er dieſen Geſetzentwurf 
zur Annahme empfahl, mußte der Fürſt dem bei den Reichsräten er⸗ 
hobenen Einwurf entgegentreten, daß bei zunehmender Gleichberechtigung 
der Juden der bayriſche Staat aufhören werde, ein chriſtlicher Staat 
zu ſein, und an deſſen Stelle der „nackte Rechtsſtaat“ treten werde. Um 
hier zu einem richtigen Urteil zu gelangen, heißt es in dem Referat vom 
25. April 1861, „muß man ſich vor allem über die Begriffe des chriſt⸗ 
lichen und des Rechtsſtaats klar werden“. 

Nach der im Mittelalter in ganz Europa verbreiteten Auffaſſung 
war der Staat der Kirche untergeordnet. Dieſes Unterordnungs⸗ 
verhältnis verſuchte man aus der Begründung der Staatsgewalt durch 
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die Kirchengewalt abzuleiten und zu rechtfertigen. Religion und Politik, 
Staat und Kirche wurden unabläſſig vermiſcht. Der Staat ſtand im 
Dienſte der Kirche; wer nicht Glied der katholiſchen Kirche war, der 
galt überhaupt nicht als berechtigtes Glied im Staate, und wer mit der 
kirchlichen Lehre und Einrichtung in Widerſpruch trat, ward ſchon darum 
als Feind des Staates angeſehen. So vor allem die Juden, welche 
weniger als Fremdlinge in Europa, denn als Feinde des Chriſtentums 
und chriſtlichen Staats als abſolut rechtloſe Weſen betrachtet wurden und 
froh ſein mußten, im römiſchen Reiche deutſcher Nation als „kaiſerliche 
Kammerknechte“ gegen nicht eben geringe Abgaben Duldung und Schutz 
vom Kaiſer und ſpäter von den Landesherren, denen das „Judenſchutzrecht“ 
durch Privilegien verliehen wurde, zu erlangen. An dieſer Auffaſſung 
des chriſtlichen Staats änderte auch die Reformation wenig. Sie löſte 
zwar die alte Verbindung der katholiſchen Kirche mit dem Staate, aber 
der Staat war darum doch nicht minder „chriſtlich“ geblieben, wenn man 
darunter die konfeſſionelle Exkluſivität gegenüber den nichtanerkannten 
Religionsparteien auch auf dem Gebiete des Rechts verſteht. 

Erſt um die Mitte des 18. Jahrhunderts begann eine neue 
Anſchauung über das Verhältnis von Staat und Kirche und damit über 
das Weſen des erſteren Platz zu greifen. Man fing an, Staat und Kirche 
als zwei verſchiedene, ſelbſtändige und von einander unabhängige Organis⸗ 
men zu erkennen, von denen jeder ſeine eigentümliche Miſſion zu er⸗ 
füllen habe. So brachen ſich gleichzeitig die Ideen der Bekenntnisfreiheit 
und des Rechtsſtaats Bahn. Mit dem Siege der erſteren war die bis 
dahin übliche Auffaſſung des „chriſtlichen Staates“ nicht mehr zu halten. 
Der Staat konnte nicht mehr konfeſſionell und unduldſam bleiben, er mußte 
in einem andern Sinne chriſtlich, d. h. gerecht und duldſam gegen alle 
Untertanenklaſſen, er mußte zum Rechts ſtaate oder beſſer zum Gerechtig⸗ 
keitsſtaate werden. 

Es wurde zwar die Anſicht und Befürchtung ausgeſprochen, daß der 
moderne Staat aufgehört habe oder aufhören werde, ein chriſtlicher zu ſein, 
und man hat auf den ſchon öfter gehörten Satz hingewieſen: „Der Staat ſei 
ein atheiſtiſches Weſen und müſſe es ſein.“ Allein ich teile dieſe Anſicht und 
Befürchtung durchaus nicht, und eine beſſere Theorie hat jenen Irrtum auch 
längſt erkannt und korrigiert. Man hat eingeſehen, daß eine überſtürzende 
Richtung in Trugſchlüſſen ſich verirrt und überſehen habe, daß ſie das 
Unmögliche vorausſetzte. Der moderne Staat kann nur ein chriſtlicher ſein, 
wenn er auch aufgehört hat, der konfeſſionell⸗feudale Staat des Mittel⸗ 
alters zu ſein. Er kann nur ein chriſtlicher ſein, weil alle Beziehungen 
des bürgerlichen und Familienlebens vom Geiſte des Chriſtentums durch⸗ 
drungen, weil unſere ſozialen, ſtaatlichen und rechtlichen Inſtitutionen auf 
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das Chriſtentum gegründet ſind, weil unſre ganze moderne Geſittung, da 
wo ſie überhaupt beſteht, eine chriſtliche, weil endlich das im Rechtsſtaate 
nach voller Realiſierung hinſtrebende Sittengeſetz kein anderes iſt als das 
chriſtliche. Man kann alſo gar nicht darüber ſtreiten, ob der chriſtliche 
Staat fortbeſtehen ſolle oder nicht, weil er beſteht und beſtehen wird, 
ſolange das Chriſtentum die Religion des größten Teils ſeiner Mit⸗ 
glieder iſt. 

Der moderne Staat hat aber den mit einer wahrhaft chriſtlichen An⸗ 
ſchauungsweiſe unvereinbaren Begriff der Rechtloſigkeit irgendwelcher 
Individuen längſt ausgemerzt und den Begriff des Staatsbürgertums, auf 
welchem unſer heutiges Staatsleben vornehmlich baſiert iſt, über alle Unter⸗ 
tanenklaſſen ausgebreitet, ohne daß deshalb, wie man allgemein wird 
zugeſtehen müſſen, der chriſtliche Charakter des Staats alteriert worden 
wäre. War aber im chriſtlichen Charakter des Staats unſerer Zeit kein 
Hindernis gegeben, den Nichtchriſten die ſtaatsbürgerlichen Rechte zu ver⸗ 
leihen, ſo dürfte der Verleihung aller bürgerlichen Rechte an die Juden 
noch weniger ein gegründetes Bedenken entgegenſtehen. Jeder moderne 
Staat kann, ohne ſeiner ganzen hiſtoriſchen Entwicklung untreu zu werden, 
den Juden die politiſche und rechtliche Gleichſtellung mit den Chriſten nicht 
verſagen. 


Die kurheſſiſche Verfaſſungsfrage. Mai 1861. 


Der kurheſſiſche Miniſter Haſſenpflug hatte im Herbſt 1851 die Unter⸗ 
ſtützung des ſoeben wiederhergeſtellten Bundestags für den Umſturz der 
heſſiſchen Verfaſſung vom 5. Januar 1831 erlangt. Nachdem der anfäng⸗ 
liche Widerſtand Preußens in Olmütz gebrochen war, beſchloß der Bundes- 
tag am 27. März 1852, die kurheſſiſche Verfaſſung vom 5. Januar 1831 
ſei als unvereinbar mit den Beſtimmungen der Wiener Schlußakte außer 
Wirkſamkeit zu ſetzen. Ein von der kurheſſiſchen Regierung in Gemein⸗ 
ſchaft mit den Bundeskommiſſaren ausgearbeiteter Entwurf einer neuen 
Verfaſſung ſollte nebſt dem zugehörigen Wahlgeſetze ſofort als Geſetz ver— 
kündigt und demnächſt den auf Grund dieſes Wahlgeſetzes zu bildenden 
Ständen „zur Erklärung“ vorgelegt werden. Die Verkündigung der neuen 
konſtitutionellen Geſetze geſchah am 13. April 1852. Aber trotz der rück⸗ 
ſichtsloſeſten Anwendung aller Machtmittel, welche dieſe Geſetze der Re— 
gierung gaben, gelang es dieſer nicht, die nach dem oktroyierten Wahlgeſetze 
gebildeten Kammern zu einer zuſtimmenden Erklärung zu bewegen, ſo daß 
der geſetzloſe Zuſtand in Kurheſſen noch ein Jahrzehnt lang fortdauerte. 
Am 15. Juli 1858 beantragte die heſſiſche Regierung bei dem Bundestage, 
dieſer möge von einer zuſtimmenden Erklärung der Stände abſehen und 
die oktroyierte Verfaſſung von 1852 garantieren. Der Ausſchuß der 
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Bundesverſammlung ſprach ſich am 26. Juli 1859 für den heſſiſchen An⸗ 

trag aus und beantragte, der Bundestag möge Heſſen auffordern, den 

Verfaſſungsentwurf von 1852 für endgültig zu erklären. Hierdurch wurde 

die in der allgemeinen Depreſſion des Jahres 1852 kaum beachtete Frage, 

inwieweit das Recht, welches der Bund durch ſeinen Beſchluß vom 

27. März 1852 in Anſpruch nahm, eine Gefahr für alle deutſchen Kon⸗ 

ſtitutionen bedeute, zur Diskuſſion geſtellt, und die kurheſſiſche Frage 

gewann unter dieſem Geſichtspunkte eine neue Bedeutung, welche ihre Ieb- - 
hafte Erörterung in der Preſſe, in den Verhandlungen der Regierungen 

und in den Landtagen herbeiführte. Im November 1859 trat die preußiſche 

Regierung im Bundestage für das verletzte Recht Kurheſſens ein und ver⸗ 

langte die Wiederherſtellung der Verfaſſung von 1831 unter Befeitigung . 
ihrer dem Bundesrechte widerſprechenden Beſtimmungen, während die Mehr⸗ 
heit des Bundestags unter Oeſterreichs Führung den reaktionären Prinzipien 
von 1852 getreu blieb. In ſeiner Thronrede vom 12. Januar 1860 ſprach 
der Prinz⸗Regent aufs neue mit größter Entſchiedenheit aus, daß das 
Zurückgehen auf die Verfaſſung von 1831 der einzige Weg zur Wieder⸗ 
herſtellung geſetzlicher Zuſtände in Kurheſſen ſei. Derſelben Ueberzeugung 
gab die preußiſche Regierung am 17. März 1860 in einer Erklärung über 
ihre bevorſtehende Abſtimmung im Bundestage Ausdruck. Indeſſen ent⸗ 
ſchied die Bundesverſammlung am 24. März 1860 nach dem Antrage ihres 
Ausſchuſſes. An dieſem Beſchluſſe hatte auch der bayriſche Bundestags⸗ 
geſandte von der Pfordten teilgenommen. Preußen proteſtierte gegen den 
Beſchluß und verwahrte ſich gegen deſſen Folgen. Das preußiſche Ab⸗ 
geordnetenhaus ſprach am 20. April mit großer Mehrheit ſeine Zu⸗ 
ſtimmung aus. 

In Bayern wurde die kurheſſiſche Frage im März 1861 in der 
Kammer der Abgeordneten verhandelt. Auf Antrag des Dr. Völk beſchloß 
dieſe Kammer, „gegen den Bundesbeſchluß vom 27. März 1852 und die 
demſelben zugrunde liegenden, dem bayriſchen Verfaſſungsrechte wider⸗ 
ſprechenden Prinzipien feierlichſt Verwahrung einzulegen“ und dem Könige 
die Bitte vorzutragen, daß das Staatsminiſterium angewieſen werde, „zur 
Herſtellung rechtlich geordneter Verfaſſungszuſtände in Kurheſſen nach 
Kräften mitzuwirken“. 

Der erſte dieſer Beſchlüſſe wurde der Kammer der Reichsräte zur 
Kenntnisnahme, der zweite zur Beratung mitgeteilt. Der Referent der 
Kammer der Reichsräte, Reichsrat von Bayer, beſtritt die Kompetenz des 
bayriſchen Landtags, ſich mit der Angelegenheit zu beſchäftigen, weil eine 
ſolche Kompetenz nur dann begründet ſei, „wenn ſich hierfür eine Vor⸗ 
ſchrift der Verfaſſungsurkunde anführen laſſe“ und weil nach allgemeinen 
Grundſätzen des deutſchen Staatsrechts die Entſcheidung in Angelegen⸗ 
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heiten der auswärtigen Politik allein dem Staatsoberhaupte zuſtehe. Dem⸗ 
entgegen ſtellte Fürſt Hohenlohe den Antrag: 

1. es ſei gegen den Bundesbeſchluß vom 27. März 1852 und die 
ihm zugrunde liegenden Prinzipien und Motive . . feierlichſt Verwahrung 
einzulegen, 

2. die Regierung ſei zu erſuchen . . . auf geeignete Weiſe zur Her⸗ 
ſtellung rechtlich geordneter Zuſtände in Kurheſſen nach Kräften hinzuwirken. 


In der Sitzung der Kammer vom 4. Mai 1861 begründete er dieſen 
Antrag mit folgender Rede: 


Die Urſachen, welche den Abgeordneten Völk veranlaßt haben, ſeinen 


Antrag über die kurheſſiſche Frage in der Kammer der Abgeordneten ein- 


zubringen, ſind Ihnen bekannt. Ich will Sie nicht ermüden mit einer 
Darſtellung der kurheſſiſchen Verfaſſungswirren ... Die Tatſache, an welche 
wir hier zunächſt anzuknüpfen haben, iſt die Intervention in Kurheſſen 
im Jahre 1850. Ich bin weit entfernt, der Königlichen Staatsregierung 
daraus einen Vorwurf machen zu wollen. Die Intervention in Heſſen 
war ein Glied in der Kette der Politik, zu welcher die bayriſche Regierung 
durch die Ereigniſſe der Jahre 1848 und 1849 gedrängt wurde. Dieſe 
Politik fand ihre Berechtigung in der Abneigung der deutſchen Stämme, 
ihre partikulare Selbſtändigkeit den Einheitsbeſtrebungen des Jahres 1848 
zum Opfer zu bringen. 

Folge dieſer Abneigung war das Scheitern der Einheitsbeſtrebungen 
von 1848, und hierdurch war die bayriſche Regierung genötigt, zum Bundes⸗ 
tage zurückzugreifen, und die Intervention war der Schlußſtein dieſer 
Politik, zu welcher die bayriſche Regierung zum Teil durch die Volks— 
ſtimmung gedrängt wurde. Die Folge der Intervention war nun der 
vielbeſprochene Bericht der Bundeskommiſſäre ſowie der darauf gegründete 
Bundesbeſchluß vom 27. März 1852. Dieſer Bundesbeſchluß ſetzte die kur⸗ 
heſſiſche Verfaſſung von 1831 außer Wirkſamkeit und forderte den Kur⸗ 
fürſten auf, eine neue Verfaſſung zu oktroyieren und den Ständen vor⸗ 
zulegen. 

Dieſe Verfaſſung wurde publiziert, eine Vereinbarung mit den Ständen 
aber iſt bis jetzt nicht zuſtande gekommen. Es iſt das auch ganz natürlich, 
denn auf der einen Seite hält das heſſiſche Volk an ſeiner Verfaſſung feſt 
und erkennt den Rechtsbeſtand des Bundesbeſchluſſes von 1852 nicht an, 
auf der andern Seite ſtützt ſich der Kurfürſt auf die Berechtigung, welche 
ihm durch die Autoriſation des Bundesbeſchluſſes gegeben wurde. Das 
iſt der Kern der ſogenannten kurheſſiſchen Frage. 

Ich brauche Sie wohl nicht zu ermüden mit Auseinanderſetzungen 
der Rechtsfrage; auch darüber ſind Sie bereits genügend informiert. Ich 
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brauche mich deshalb nur zu beziehen auf Artikel 56 der Wiener Schluß⸗ 
akte, welcher hier beſonders in Betracht kommt. In dieſem Artikel heißt es: 
Eine in anerkannter Wirkſamkeit beſtehende landſtändiſche Ver⸗ 
faſſung kann nur auf verfaſſungsmäßigem Wege wieder abgeändert 

werden. 
Dieſer Artikel wurde durch den Bundesbeſchluß von 1852 umgangen. 
Die Bundesverſammlung glaubte ſich hierzu durch die Interpretation be⸗ 
rechtigt, daß unter dem Worte „verfaſſungsmäßig“ nicht die Landes⸗ 
verfaſſung, ſondern die Bundesverfaſſung zu verſtehen ſei. Ich brauche 
wohl dieſer Interpretation nicht weiter entgegenzutreten. Sie iſt nicht 
gerechtfertigt und mag wohl in neuerer Zeit von der Bundesverſammlung 
ſelbſt wieder aufgegeben ſein. Da nun ein Bundesbeſchluß vorliegt, der 
den Artikel 56 der Wiener Schlußakte außer acht läßt, ſo hat man daraus 
den Schluß gezogen, daß dadurch der Beſtand der ſämtlichen Verfaſſungen 
der deutſchen Einzelſtaaten in Frage geſtellt ſei. Ich teile dieſe Anſicht 
und glaube daher, daß Grund gegeben iſt, ſich gegen eine ſolche Gefährdung 
auszuſprechen. Dies iſt die Veranlaſſung, weshalb ich meinen Antrag, 
der aus zwei Teilen, der Verwahrung und einer Bitte an Seine König⸗ 
liche Majeſtät beſteht, eingebracht habe. Die Königliche Staatsregierung 
hat zwar in der Kammer der Abgeordneten die Berechtigung der Kammer 
in Zweifel gezogen, über einen Beſchluß der Bundesverſammlung in Be⸗ 
ratung und Beſchlußfaſſung zu treten; es wurde dagegen eingewendet, daß 
dies ganz außer der Kompetenz der Kammern liege, und unſer ſehr ver- 
ehrter Herr Referent hat eben wiederholt die Kompetenz der Kammern 
beſtritten. Dies wäre ganz richtig, wenn der Bundesbeſchluß in gar 
keinem Bezug zur bayriſchen Verfaſſung ſtände. Dies iſt aber nicht der 
Fall. Die Königliche Staatsregierung hat vielmehr mitgewirkt zur Faſſung 
dieſes Bundesbeſchluſſes, ſie hat ſich ferner zu den demſelben zugrunde 
liegenden Prinzipien bekannt und könnte, wenn ſie auch wollte, den Kon⸗ 
ſequenzen desſelben ſich nicht mehr entziehen. Denn ein Bundes beſchluß 
iſt ein bindendes Geſetz, ich ſage nicht für die einzelnen Staaten, ſondern 
für die Regierungen, welche eben durch die Bundesverfaſſung genötigt ſind, 
einen ſolchen Bundesbeſchluß nach Möglichkeit zur Durchführung zu bringen. 
Wenn es nun der Majorität der Bundesverſammlung gefallen ſollte, 
wieder auf dieſen Bundesbeſchluß zurückzukommen oder einen auf gleichen 
Prinzipien baſierenden Beſchluß zu faſſen, ſo würde keine deutſche Regierung 
in der Lage ſein, ſich dieſer Majorität zu entziehen, und wenn dieſer Be⸗ 
ſchluß auf die bayriſche Verfaſſung Bezug hätte, ſo würde auch die bayriſche 
Regierung einem ſolchen Bundesbeſchluſſe in Anbetracht dieſer Präzedenz 
nicht entgegenzutreten vermögen. Man ſagt zwar, dies ſei nicht möglich, 
weil die Verhältniſſe bei uns nicht derart ſeien wie die kurheſſiſchen Ver⸗ 
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hältniſſe, welche den Bundesbeſchluß von 1852 provoziert haben. Ich 
teile vollkommen die ausgeſprochene Hoffnung, daß wir nie in eine ähn⸗ 
liche Lage verſetzt werden können; aber es handelt ſich hier nicht um 
Hoffen oder Glauben, ſondern um Rechtsprinzipien und Rechtsfragen, und 
in dieſer Beziehung können wir nicht poſitiv genug ſein. Iſt aber eine 
Gefahr oder Gefährdung der bayriſchen Verfaſſung aus dem Bundes⸗ 
beſchluß abzuleiten, ſo dürfte damit auch die Kompetenz der Kammern, 
ſich mit der Beratung dieſes Beſchluſſes zu befaſſen, gegeben ſein, und es 
wird ſich darum handeln, welche Mittel angewendet werden müſſen, um 
einer ſolchen Gefährde entgegenzutreten. Es handelt ſich um Aufrecht⸗ 
erhaltung der Staatsverfaſſung. Ich beziehe mich mit dem Herrn Referenten 
auf den $ 25 Titel VII der Verfaſſungsurkunde; durch dieſen Paragraphen 
wird der Eid normiert, welchen die Stände zur Aufrechterhaltung der 
Staatsverfaſſung ſchwören. In dieſem Eide liegt aber nicht bloß die Ver⸗ 
pflichtung, nichts zu tun, was der Staatsverfaſſung zuwiderläuft, ſondern 
auch die Pflicht und das Recht, darüber zu wachen, daß die Staats⸗ 
verfaſſung von allen Seiten reſpektiert werde. Bei wirklichen Verfaſſungs⸗ 
verletzungen ſind den Ständen die Wege vorgezeichnet. Es ſind dies die 
Anklage und die Beſchwerde. Von dieſen kann hier nicht die Rede ſein. 

Hier handelt es ſich um eine mittelbare Verfaſſungsverletzung, als 
welche die Gefährde der Verfaſſung anerkannt werden muß. Die bayriſche 
Regierung hat zu dieſer Gefährde beigetragen, und deshalb iſt eine Ver⸗ 
wahrung und eine Bitte an die Krone jedenfalls berechtigt. 

Man hat zwar die Opportunität dieſes Antrags beſtritten und be⸗ 
hauptet, es ſei gar nicht nötig, eine Verwahrung auszuſprechen ... Ich 
teile nun vollkommen das Vertrauen in den guten Willen der Staats⸗ 
regierung und der derzeitigen Herren Miniſter, nie etwas unternehmen zu 
wollen, was der Staatsverfaſſung entgegen iſt. Ich habe aber nachzu⸗ 
weiſen verſucht, daß es hier nicht allein auf den Willen der Regierung 
ankommt, ich glaube ferner, daß der Wille der Regierung nicht ausreicht 
und daß er unterſtützt werden muß durch eine Verwahrung von ſeiten 
der Kammer. Auch würde die Hinweiſung auf die guten Abſichten der 
Staatsregierung nur dann begründet ſein, wenn poſitive Belege dafür 
vorhanden wären, daß fie ſich von dem Bundesbeſchluß und den dem⸗ 
ſelben zugrunde liegenden Prinzipien losſage. 

Welche Erklärung hat aber der Königliche Staatsminiſter abgegeben? 

Ich habe die Aeußerung des Herrn Staatsminiſters in der Kammer 
der Abgeordneten nachgeleſen und habe im allgemeinen gefunden, daß der⸗ 
ſelbe die Berechtigung des Bundes, den Beſchluß vom Jahre 1852 in der 
Art und Weiſe zu faſſen, wie er wirklich gefaßt worden iſt, vollkommen 
anerkennt. Denn Seine Exzellenz der Herr Staatsminiſter ſagen: 
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„Ich glaube, meine Herren, Sie werden aus dieſer Darlegung 
die Ueberzeugung gewonnen haben, daß nicht Willkür geübt worden 
iſt, ſondern daß die Bundesverſammlung, auf dem Boden der 
Bundesgeſetze ſtehend, ſich berechtigt fand, in der Weiſe vorzu⸗ 
gehen, wie es geſchehen iſt.“ 

Sie werden in nicht gar langer Zeit von ſeiten des Miniſtertiſches 
wieder dieſelbe Erklärung hören. Sie werden hören, daß das Staats— 
miniſterium den Standpunkt der Regierung in dieſer Frage wahre und 
die Berechtigung des Bundes vollkommen aufrechterhalten müſſe. 

Ich halte alſo die Verwahrung für nötig. Ich gehe aber noch weiter 
und beantrage eine Bitte an die Krone. 

Der Herr Referent hat das ganze Gewicht ſeiner Beweisführung gegen 
dieſe Bitte gerichtet, die Zuläſſigkeit derſelben beſtritten und ſeine Anſicht 
insbeſondere dadurch zu begründen verſucht, daß dieſe Bitte in keinem 
Zuſammenhange mit der bayriſchen Verfaſſung ſtehe, alſo vollſtändig 
außerhalb des Wirkungskreiſes der Kammern ſich bewege ... 

Ich habe ſchon darauf hingewieſen, daß die Aufrechterhaltung der 
Staatsverfaſſung zu den Befugniſſen der Kammern gehört; wenn alſo 
eine Beziehung zwiſchen dem Bundesbeſchluſſe und deſſen Motiven mit 
dem Beſtande unſrer Verfaſſung erwieſen iſt, wenn daraus Befürchtungen 
für unſre Verfaſſung hergeleitet werden, ſo iſt auch die Befugnis der 
Kammern gegeben, nach § 19 Titel VII der Verfaſſungsurkunde daraus 
hervorgehende Anträge und Wünſche an die Krone zu bringen ... 

Man hat darauf hingewieſen, daß es nicht an der Zeit ſei, einen 
ſolchen Antrag zu bringen, weil der Bund jetzt nicht mehr in der Lage 
ſei, einen Beſchluß in dieſer Angelegenheit zu faſſen. Ich verweiſe hier 
nur auf den Bundesbeſchluß von 1860, in welchem eine Aufforderung an 
die kurheſſiſche Regierung enthalten iſt, zur Feſtſtellung des Verfaſſungs⸗ 
werks unverzüglich Einleitung zu treffen und wieder an die Bundes 
verſammlung Bericht zu erſtatten. Die Sache wird alſo jedenfalls wieder 
am Bunde zur Sprache kommen, und es wird der Königlichen Staats⸗ 
regierung Gelegenheit gegeben ſein, ihre Anſichten wiederholt am Bunde 
auszuſprechen, ſie wird dieſe dann durch die kundgegebenen Meinungen 
der Kammern verſtärken können. 

Ich muß nun zum Schluſſe eilen und erlaube mir nur noch, auf die 
politiſche Seite der Frage aufmerkſam zu machen. 

Es iſt wahr, daß die kurheſſiſche Frage als ein Mittel zu Agitationen 
und politiſchen Umtrieben benutzt wird, ſie wird benutzt, um Mißtrauen 
zwiſchen Regierung und Volk hervorzurufen. Die kurheſſiſche Frage hat 
deshalb eine unangenehme Seite; dies kann aber bei der Entſcheidung 
der vorliegenden Rechtsfrage nicht ins Gewicht fallen ... 
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In einer Zeit aber, wo, wie ein Redner der Kammer der Abgeordneten 
ſagt, die Revolution das „fait accompli“ auf ihr Banner ſchreibt, iſt es 
notwendig, daß die konſervativen Elemente des Staatslebens das Recht 
auf ihr Banner ſchreiben und dieſes Banner hoch erheben. Ich fordere 
Sie auf, meine hohen Herren, zu zeigen, daß Sie wirklich eine konſer⸗ 
vative Verſammlung ſind, indem Sie das Recht unabhängig von politiſchen 
Rückſichten aufrechterhalten. Ich bitte Sie, meinem Antrage zuzuſtimmen. 


Bei der Abſtimmung wurde der Antrag des Fürſten mit 29 gegen 
8 Stimmen abgelehnt. Mit dem Fürſten ſtimmten Graf von Giech, Graf 
Fugger⸗Hoheneck, Graf zu Pappenheim, Präſident von Harleß, Freiherr 
von Franckenſtein, Graf von Holnſtein und Herr von Heintz. 

Bekanntlich wurde die heſſiſche Verfaſſungsfrage im Jahre 1862 im 
Sinne des von dem Fürſten Hohenlohe vertretenen Rechtsſtandpunkts ent⸗ 
ſchieden. Am 8. März 1862 ſtellten Oeſterreich und Preußen den gemein⸗ 
ſamen Antrag beim Bundestage, die heſſiſche Regierung aufzufordern, die 
geeigneten Schritte zu tun, damit die im Jahre 1852 außer Wirkſamkeit 
geſetzte Verfaſſung von 1831 vorbehaltlich derjenigen zunächſt auf ver— 
faſſungsmäßigem Wege zu vereinbarenden Abänderungen, welche zur Her: 
ſtellung der Uebereinſtimmung mit den Bundesgeſetzen erforderlich ſeien, 
wieder in Wirkſamkeit trete. Am 24. Mai nahm der Bundestag den 
preußiſch⸗öſterreichiſchen Antrag an, am 26. Mai fiel das reaktionäre 
Miniſterium in Kaſſel und am 22. Juni 1862 wurde die heſſiſche Ver⸗ 
faſſung von 1831 wiederhergeſtellt. 

Der Fürſt hatte im Beginne des Jahres 1861 in einer Korreſpon⸗ 
denz mit ſeinem Bruder die Frage erwogen, ob ihm als dem Beſitzer des 
von Friedrich Wilhelm IV. beſtätigten zweiten Familienfideikommiſſes 
Ratibor⸗Corvey, nämlich der Herrſchaft Treffurt, ein Sitz im preußiſchen 
Herrenhauſe gebühre. Nach einem Briefe des Herzogs von Ratibor vom 
14. April 1861 hatte ſich der König bereit erklärt, ein Immediatgeſuch 
des Fürſten, betreffend deſſen Eintritt in das Herrenhaus, entgegenzunehmen, 
da er in deſſen Eintritt „einen qualitativen Gewinn für Krone und Staat 
in ſo ſchwerer Zeit“ ſehen würde. Nach der Kammerverhandlung über 
Kurheſſen antwortete der Fürſt auf dieſe Mitteilung: 


München, 14. Mai 1861. 

. . . Was die obenerwähnte Angelegenheit betrifft, jo will ich Dir 
ganz offen ſagen, daß ich mich in einer eigentümlichen Verlegenheit befinde. 
Ich wünſche allerdings in das Herrenhaus aufgenommen zu werden. 
Allein ich kenne die hieſigen Verhältniſſe und Stimmungen zu genau, um 
nicht zu wiſſen, daß mir ein direkter Schritt, der darauf abzielt, ſehr übel⸗ 
genommen werden würde. Ich habe mir die ſpezifiſch bayriſche Partei, 


Aus den Jahren 1850 bis 1866 111 


den Hof, ja ſelbſt den König durch meine Rede in der kurheſſiſchen 
Frage ſpinnefeind gemacht. Vernehmen nun dieſe Herren, daß ich 
„auf meinen beſonderen Wunſch“ zum Mitgliede des Herrenhauſes ernannt 
worden bin, ſo wird daraus der Schluß gezogen, daß ich meine hieſige 
Stellung ganz verlaſſen wolle, daß ich alſo aufhören wolle, Bayer zu ſein, 
daß ich gar nichts mehr von ihnen wiſſen wolle. Dies iſt aber nicht der 
Fall; ich glaube im Gegenteil, daß beide Stellungen ſich recht gut vereinigen 
laſſen. Man wird mir ferner folgendes vorwerfen: man wird ſagen, ja 
jetzt begreifen wir, warum der Fürſt Hohenlohe ſich in der kurheſſiſchen 
Frage ſo entſchieden ausgeſprochen hat. Wir haben es ja immer geſagt, 
es iſt bloß die Partei des Nationalvereins, die die kurheſſiſche Frage in 
Bayern aufs Tapet gebracht hat. Der Fürſt Hohenlohe gehört alſo auch 
zu der Partei, denn er hat ſich ja um eine Stelle im preußiſchen Herren⸗ 
haus beworben, er will alſo Bayern an Preußen verkaufen und was 
dergleichen Unſinn mehr iſt. 

Wenn alſo der König die Gnade hätte, mich auf Grund deſſen, daß 
ich Beſitzer des von Seiner Majeſtät dem Könige Friedrich Wilhelm IV. be⸗ 
ſtätigten zweiten Fideikommiſſes bin, ohne daß ich mich darum bewerbe, zum 
Mitgliede des Herrenhauſes zu ernennen, ſo würde ich dafür ſehr dankbar 
ſein, und ich könnte hier die Sache als eine ſich ganz von ſelbſt verſtehende 
Folge meines preußiſchen Grundbeſitzes darſtellen. Eine Eingabe iſt mir 
in dieſem Augenblick ſehr ſchwer. 


6. Reiſen nach Baden, Schleſien und Berlin, Paris und 
Karlsruhe und zum Frankfurter Fürſtentag 
(1861 bis 1863). 

Baden⸗Baden, 17. Juli 1861. 

Die Nachricht von dem Attentat!) veranlaßte mich, nach Baden zu 
reiſen, um dem König von Preußen meine Verehrung zu bezeigen. 

Ich fand ſchon unterwegs mehrere hohe Perſönlichkeiten, die ebenfalls 
nach Baden reiſten, teils im Auftrage ihrer Souveräne, teils aus eignem 
Antriebe, ſo Graf Adlerberg u. a. 

In Baden war noch alles voll Entrüſtung über die Tat und voll 
Freude über die wunderbare Rettung des Königs. Die Piſtole ſoll eigentlich 
à bout portant abgefeuert worden ſein. Die Kontuſion iſt ziemlich ſtark, 
doch geht der König aus, obgleich ſein Hals noch etwas ſteif iſt, wie ich 
heute auf der Promenade bemerkte, als er mit mir ſprach. 

Ich meldete mich geſtern bei meiner Ankunft bei den dienſttuenden 


1) Das Attentat des Studenten Becker am 14. Juli 1861. 
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Adjutanten und hörte von ihnen verſchiedene Details der Tat, die übrigens 
in allen Zeitungen ſtehen. Merkwürdig war eine Glückwunſchadreſſe, 
welche dem Adjutanten des Königs aus Tharandt geſchickt wurde. Sie 
lautete ungefähr: „Die preußiſchen Studenten Tharandts reiben zur Freude 
über die glückliche Rettung des Königs unter Pereat des Attentäters einen 
patriotiſchen Salamander.“ 

Heute war ich bei dem badiſchen Miniſter von Roggenbach. Wir 
kamen bald auf die deutſche Politik zu ſprechen. Er äußerte ſich darüber 
ungefähr in folgender Weiſe: es ſei ein unbegründeter Vorwurf, wenn 
man ihn mit dem Nationalverein identifiziere oder ihm vorwerfe, daß er 
Preußen zu einer unioniſtiſchen Politik treiben wolle. Er halte den 
Nationalverein für unnütz und für poſitiv nachteilig, er ſei die irreguläre 
Truppe in dem Feldzuge. Vor allem handle es ſich darum, daß man 
auf preußiſcher Seite wiſſe, was man wolle. Sei man überhaupt dort 
zu ängſtlich, um ſich an die Spitze von Deutſchland zu ſtellen, ſo möge 
man den Wagen nicht aus der Remiſe ziehen. Da aber doch auch von 
den ängſtlichen Leuten zugegeben werden müſſe, daß etwas zu geſchehen 
habe, um dem Bedürfniſſe größerer Einheit zu entſprechen, da es im 
Intereſſe der Erhaltung der einzelnen Dynaſtien ſei, nicht bei der Ver⸗ 
teidigung unhaltbar gewordener Poſitionen zu beharren, ſo ſei es nötig, 
ſich über das Ziel klar zu werden. Seiner Anſicht nach dürfe Preußen 
weder eine Annexionspolitik noch eine Unionspolitik verfolgen. Erſteres 
verſtehe ſich von ſelbſt. Unter letzterem verſtehe er eine Politik, welche 
die Konzentration auf Gebiete übertrage, wo ſie nicht nötig, nicht praktiſch 
und für die Erhaltung der einzelnen Staaten gefahrbringend ſei, wie zum 
Beiſpiel die Einheit der Geſetzgebung u. dergl. Ihm ſcheine es vor allem 
nötig, daß die einzelnen deutſchen Staaten das aufgeben, was ſie faktiſch 
gar nicht haben, nämlich die Verteidigung Deutſchlands und die Vertretung 
Deutſchlands dem Auslande gegenüber. Oeſterreich müſſe ſeinen eignen Weg 
gehen und werde es tun, wenn es einmal aufgegeben habe, Tendenzpolitik zu 
treiben, und ſich der Intereſſenpolitik zuwende. Dann werde es einſehen, daß 
es ſich des Ballaſts ſeiner deutſchen Politik entledigen müſſe. Wenn dann 
in den deutſchen Mittelſtaaten der öſterreichiſche Einfluß aufhöre, würden 
auch dieſe ſich eher zu einem Anſchluſſe an die preußiſche Politik verſtehen. 

Im Verfolg des Geſprächs kamen wir auf die Stellung der deutſchen 
Standesherren zu ſprechen. Roggenbach bemerkte, er ſehe mit Freude, 
wie viele deutſche Standesherren die traurige Rolle aufgeben, ſich in dem 
Schlepptau der partikulariſtiſchen Junkerpolitik mitziehen zu laſſen. Die 
Standesherren müßten dies zu ihrer Selbſterhaltung aufgeben. Ihre 
Stellung ſei eine allgemein deutſche, ihre Politik müſſe deshalb auch eine 
deutſche werden. Sie ſeien das Element, an dem ſich die deutſche Rechts⸗ 
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bildung aufrichten könne u. ſ. w. Teilweiſe waren dies allerdings cap- 
tationes benevolentiae, allein Wahres liegt darin. Er ermahnte zu einer 
allgemeinen deutſchen ſtandesherrlichen Genoſſenſchaft. Ich teilte ihm die 
desfallfigen Verſuche und Hinderniſſe mit. 

Der König empfing mich mit der gewohnten Freundlichkeit, dankte 
mir für meine Teilnahme, und daß ich ſogleich gekommen ſei. Ich bat 
um Entſchuldigung, die Zahl der Audienzen noch um eine vermehrt zu 
haben u. ſ. w. Er war noch angegriffen und müde und ſetzte ſich auf 
einen Lehnſtuhl, ich ihm gegenüber an ſeinem Schreibtiſche. Er ſprach 
erſt von Berlin, vom Herrenhaus, vom Reichsrat in München u. a. Dann 
ſagte er: „Sie erinnern ſich, als ich Sie voriges Jahr hier ſah, da waren 
alle deutſchen Regierungen mit Preußen einverſtanden, !) man hatte Ver⸗ 
trauen zu mir. Jetzt iſt das anders geworden, es iſt viel Mißtrauen und 
gibt allerlei Diſſenſe.“ Wir kamen dann auf die kurheſſiſche Frage zu 
ſprechen, die er mit großer Sachkenntnis behandelte. Hier ſeien Oeſterreich 
und Bayern am ſchwierigſten. Er verkenne allerdings nicht, daß es ihm 
leichter geweſen ſei, einzulenken, da ſeit dem Umſturz der heſſiſchen Ver⸗ 
faſſung in Preußen ein Regierungswechſel ſtattgefunden habe, in Oeſter⸗ 
reich, wo weder der Kaiſer noch der Miniſter gewechſelt hätten, ſei die 
Aenderung der Politik in der kurheſſiſchen Frage ſchwieriger, allein es 
gebe nun einmal keinen Weg als den der Umkehr. Schließlich dankte er 
mir noch einmal und ich verabſchiedete mich. 


Aufzeichnung aus dem Jahre 1862. 


Es gibt unter den deutſchen Staatsmännern und Politikern viele, 
welche der Bewegung, welche in neueſter Zeit das deutſche Volk erfaßt hat, 
die Berechtigung abſprechen, indem ſie meinen, der politiſche Zuſtand Deutſch⸗ 
lands, wenn er auch manches zu wünſchen übriglaſſe, ſei doch im ganzen 
zufriedenſtellend, und nur böſer Wille vermöge das Gute zu verkennen, 
welches uns die beſtehende Geſamtverfaſſung biete. Sie vergleichen Deutſch⸗ 
land, wie es heute iſt, mit dem Deutſchland des Reichsdeputationshaupt⸗ 
ſchluſſes und finden, daß denn doch die Föderativorganiſation des Deutſchen 
Bundes, wie ſie aus den mühſamen Verhandlungen des Wiener Kongreſſes 
hervorgegangen, der Desorganiſation des Deutſchen Reiches weit vorzuziehen 
ſei. In dieſem Punkte mögen ſie wohl recht haben; denn auch die ent⸗ 
ſchiedenſten Mängel in unſrer heutigen Militärorganiſation ſind Vorzüge 
im Vergleich mit den Römermonaten und Kreiskontingenten des Deutſchen 
Reiches; auch die beklagenswerteſten Beſchlüſſe des Bundestags ſind weis⸗ 
heitsvolle Kraftſtücke im Vergleich mit den Verhandlungen des Regensburger 


) Bei der Fürſtenverſammlung in Baden im Juni 1860. 
Fürſt Hohenlohe, Denkwürdigkeiten. I 8 
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Reichstages, und unſere gegenwärtige Kleinſtaaterei wird ſich immer noch 
großſtaatlich genug ausnehmen, wenn man ſie mit dem buntgeflickten Kleide 
der Karte des Deutſchen Reiches zur Zeit des Friedens von Luneville vergleicht. 

Wenn deſſenungeachtet auch die anerkennenswerten Seiten unſrer 
Bundesverfaſſung wenig gewürdigt werden und der Wunſch nach Reform 
derſelben ſich mit immer größerer Entſchiedenheit kundgibt, ſo liegt dieſer 
Erſcheinung unter vielen bekannten Urſachen eine zugrunde, die vielleicht 
noch nicht genügend hervorgehoben wurde. Es iſt eine bekannte Tatſache, 
daß in keinem Teile von Deutſchland „die deutſche Einheit“ eine größere 
Popularität genießt als in den ſüdweſtdeutſchen Staaten. Während Oeſter⸗ 
reich und Preußen die Frage der Verbeſſerung der Bundesverfaſſung nur 
nebenbei anerkennen oder als Mittel, ſei es zur Aufrechterhaltung ihres 
Einfluſſes in Deutſchland, ſei es zur eignen Vergrößerung benutzen, wird 
im ſüdweſtlichen Deutſchland die Frage der Reform der Bundesverfaſſung 
als eine Lebensfrage betrachtet und bildet fortwährend den Gegenſtand 
ängſtlichen Nachdenkens für den Politiker und ſpannender Aufregung für 
die Maſſen. 

Kein vernünftiger Menſch wird den Grund dieſer Erſcheinung in dema⸗ 
gogiſchen Umtrieben ſuchen wollen. Bewegungen ſolcher Art laſſen ſich 
nicht künſtlich erzeugen, ſie wurzeln tiefer. Wir glauben, daß dieſer tiefere 
Grund in der mehr oder weniger bewußten Ueberzeugung beruht, daß ein 
großer Teil der deutſchen Nation von der Beſtimmung der Geſchicke Deutſch⸗ 
lands ausgeſchloſſen iſt, weil dieſe Geſchicke in ihren Beziehungen zu den 
übrigen Nationen durch Oeſterreich und Preußen mit Ausſchluß der übrigen 
16 Millionen Deutſcher beſtimmt und geleitet werden. Dieſes Gefühl der 
Ausgeſchloſſenheit iſt um ſo bitterer und ſchwerer zu tragen, als gerade 
im ſüdweſtlichen Deutſchland der eigentliche Kern des germaniſchen Stammes 
liegt und ſich rein erhalten hat, während in Oeſterreich und Preußen das 
deutſche Element vielfach mit ſlawiſchen Elementen gemiſcht erſcheint. Hier, 
im Südweſten von Deutſchland, iſt die Wiege unſrer größten Fürſten⸗ 
geſchlechter. Aus dieſem Teile von Deutſchland ſind vorzugsweiſe die 
Männer hervorgegangen, die auf die ganze geiſtige Entwicklung der Nation 
den entſchiedenſten Einfluß geübt haben; ja noch bis auf die neueſte Zeit 
waren ſelbſt in Oeſterreich und Preußen die hervorragendſten Staats⸗ 
männer von ſüddeutſchem Stamme. Dieſes bittere Gefühl iſt um fo ſchmerz⸗ 
licher, je mehr dieſe Volksſtämme ſich ihrer geiſtigen und materiellen Ueber⸗ 
legenheit bewußt werden und dennoch ihre politiſche Tätigkeit auf mehr 
oder weniger lokale Intereſſen beſchränkt ſehen. 

Wenn es aber unbeſtreitbar feſtſteht, daß zur politiſchen Ausbildung 
und Kräftigung eines Volkes die Teilnahme an den Intereſſen der Menſch⸗ 
heit, an dem, was man gewöhnlich große Politik nennt, unumgänglich nötig 
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iſt, und daß ſich in kleinlichen, beſchränkten Verhältniſſen der Horizont des 
Individuums verengert und damit Tatkraft, geſundes Urteil und Charakter⸗ 
ſtärke zugrunde gehen und einer ſpießbürgerlichen Weichmütigkeit, einem 
ungeſunden Kosmopolitismus Platz machen, ſo kann man nicht leugnen, 
daß der Ruf nach deutſcher Einheit, wie er ſich in den mittleren und 
kleineren deutſchen Staaten erhebt, nichts andres iſt als das Streben 
eines Kranken, der des Uebels ſich bewußt nach dem Heilmittel verlangt, 
das ihn vom Untergange retten kann. 

Es gibt philoſophiſche Sozialpolitiker, die uns das Wort entgegen⸗ 
halten werden: die Deutſchen ſind ein Kulturvolk, weniger berufen zum 
Eingreifen in die äußeren Geſchicke der Welt als zur Pflege der geiſtigen 
Entwicklung und zur Löſung der großen Fragen der Menſchheit. Wer 
ſich damit tröſtet, dem wünſchen wir die Reſignation der Juden. Denn 
auch die Juden waren ein Kulturvolk. Zu dieſer Reſignation haben wir 
es noch nicht gebracht. Wir glauben, daß das deutſche Volk noch nicht 
ſo tief geſunken iſt, um ſich mit dem Bewußtſein, ein Kulturvolk zu heißen, 
über ſeine politiſche Machtloſigkeit zu tröſten. 


Reiſe nach Schleſien und Berlin im Winter 1862. 


Der Zweck meiner Reiſe war ein doppelter. Einmal die Frage wegen 
des Verkaufs von Treffurt in Rauden zu beſprechen und ferner erſt mit 
Viktor wegen des Herrenhauſes zu ſprechen und dann ſpäter in Berlin 
dasſelbe Thema in Ordnung zu bringen, womit ſich auch noch weitere 
Pläne in Verbindung bringen ließen. 

In Rauden kam ich am 31. Dezember an, fuhr dort ſogleich bei 
grimmiger Kälte auf die Saujagd, ohne etwas zu ſchießen. 

Den andern Tag war großes Neujahrsdiner, wo dann auch Juſtiz⸗ 
rat Engelmann und Wieſe erſchienen, mit denen ich die Treffurter Sache 
abſprach. 

Nachdem ich noch in Rauden einige Tage mit Jagen zugebracht hatte, 
kam Karl von Koſchentin.!) Mit ihm hatte ich noch einige intereſſante 
Geſpräche über die gegenwärtige politiſche Lage Preußens. 

Er geſteht wie alle übrigen geſcheiten Leute in Preußen, daß der 
Regierung nichts übrigbleibe, als ſich entweder mit Energie an die Spitze 
der Bewegung zu ſtellen oder eine mehr konſervative Haltung einzunehmen. 
Mit der bloßen liberalen Gutmütigkeit kann die Regierung bloß das er⸗ 
reichen, daß ſie es mit den Herren und den Demokraten gleichzeitig ver⸗ 
dirbt, wie dies auch die Erfahrung bei den Wahlen gezeigt hat. Dieſe ſind 
aus drei Gründen ſo demokratiſch ausgefallen: 


) Prinz Karl zu Hohenlohe-Ingelfingen (1820 bis 1890). 
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1. weil ſich die Bauern und Bürger vor den Laſten der neuen Militär⸗ 
organiſation fürchten und glauben, daß nur die Demokraten frech genug 
ſein würden, den Wünſchen des Königs in betreff der Militärorganiſation 
entſchieden entgegenzutreten, 

2. weil das Miniſterium den Landräten die Einwirkung auf die 
Wahlen verboten hat, wodurch dieſe dann in die Hände der demokratiſchen 
Kreisrichter fielen, 

3. weil die Kreuzzeitungspartei eher rote Demokraten als Liberal-Kon- 
ſervative zu haben wünſchte, ihre Teilnahme alſo eine ſehr zweifelhafte blieb. 


In Oppeln traf ich Regierungsrat Rudloff,) mit dem ich nach Breslau 
fuhr. Seine Anſichten gingen ungefähr auf dasſelbe hinaus, was ich ſoeben 
geſagt habe. Ich brachte den Tag mit Rudloff in Breslau zu, erfuhr von 
ihm manches über die gegenwärtige Situation, ſprach ihn auch über mein 
Herrenhausprojekt und erhielt den Rat, mit Geheimrat von Obſtfelder in 
Berlin zu ſprechen. Abends traf ich mit Viktor und Fürſt Karl Lichnowsky 
auf der Eiſenbahn zuſammen und kam den 14. Morgens in Berlin an. 
Hier wurden während des Tages die nötigen Meldungen gemacht, in der 
„Maison dorée“ zu Mittag gegeſſen und dann der Abend auf dem Kaſino 
beſchloſſen. Die übrigen Tage wurden mit verſchiedenen Viſiten hingebracht. 
Zwei Abende war ich bei der Königin zum Tee. Ich ſaß den erſten Abend 
am Teetiſch der Königin zwiſchen Frau von Lazareff und Hugo,) den 
zweiten zwiſchen der Königin und Frau von Lazareff. Am Sonntag den 
19. war Ordensfeſt. Die Eingeladenen fanden ſich um ½ 12 Uhr in der 
neuen Schloßkapelle ein, die mit einer für proteſtantiſche Kirchen überreichen 
Pracht ausgeſtattet iſt. Es wimmelte von Dekorierten aller Art. Rechts 
vom Altar waren Fauteuils für die königliche Familie aufgeſtellt, links 
gegenüber waren die Sitze der Ritter des Schwarzen Adlerordens. Auf 
den übrigen Sitzen nahmen nach der Rangordnung die übrigen Ritter 
Platz. Die königliche Familie erſchien um 12 ½ Uhr, die Damen in Schlepp- 
kleidern. Nun begann der Gottesdienſt nach der proteſtantiſchen unierten 
Liturgie, die Geſänge des Domchors vortrefflich vorgetragen. Die Predigt 
hielt ein Württemberger, Hofmann. Sie war taktvoll und inhaltreich und 
ſehr gut vorgetragen. Er ſprach von der Klarheit, Entſchloſſenheit und 
Hingebung an Chriſtus als den drei Eigenſchaften, die den Ritter zu zieren 
hätten. Nach dem Gottesdienſt war großes Diner von fünfhundert Gedecken. 
Ich ſaß zwiſchen zwei Hofdamen, Gräfin Brandenburg und Gräfin Schwerin. 
Neben letzterer ſaß der Feldmarſchall Wrangel, der gegen das Deſſert zu 
immer heiterer und lärmender wurde. Dieſe Stimmung wurde auch unter 


1) Mit dieſem war der Fürſt als Auskultator in Koblenz bekannt geworden. 
) Fürſt Hugo zu Hohenlohe-Dehringen, Herzog von Ujeſt (1816 bis 1897). 
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der ziemlich gemiſchten Geſellſchaft in den andern Sälen immer vor- 
herrſchender. Um 4½ Uhr war alles zu Ende. 
Berlin, 18. Januar 1862. 

Heute um ½3 Uhr war ich bei dem Kronprinzen. Nach einigen 
allgemeinen Konverſationen kam er auf unſre Familienverhältniſſe zu 
ſprechen, auf die Fideikommiſſe von Ratibor und Corvey, auch Tref⸗ 
furt u. ſ. w. Ich erklärte ihm dies auf feinen Wunſch und unterließ nicht zu 
betonen, daß ich mich noch weiter in Preußen anzukaufen gedächte. Er 
hob dies hervor und ſagte, daß ihn das um ſo mehr freue, als er mit 
Bedauern erfahren habe, daß ich zwar einmal die Abſicht gehabt habe, 
mich um einen Sitz im Herrenhauſe zu bewerben, dieſe Abſicht aber auf⸗ 
gegeben habe. Ich bemerkte hierauf, daß ich mich im vergangenen Jahre 
an meinen Bruder gewendet hätte, um ihn wegen des Herrenhauſes zu 
fragen. Er habe mir darauf günſtige Nachrichten darüber gegeben. Ich 
hätte es aber damals jund während der Zeit des bayriſchen Landtages 
nicht gewagt, eine Eingabe in dieſem Betreff zu machen. Daraus ſei dann 
das irrtümliche Gerücht entſtanden, ich hätte erſt gewollt und dann die 
Abſicht wieder aufgegeben. Dies ſei keineswegs der Fall. Ich würde im 
Gegenteil jeden Augenblick die nötigen Schritte tun und fände die Tätigkeit 
im preußiſchen Herrenhauſe ſehr vereinbar mit meiner Tätigkeit in Bayern, 
da wir dort nur alle drei Jahre Landtag hätten. Was die politiſche Seite 
der Sache betreffe, ſo ſei dies für mich auch keine Schwierigkeit. Ich ſei 
nun einmal in München als Preuße verſchrien und werde alſo weder 
eine beſſere noch eine ſchlechtere Stellung dadurch in Bayern bekommen. 
Dieſe letztere Aeußerung motivierte ich nun, indem ich in einer längeren 
Auseinanderlegung meine politiſche Lebensgeſchichte vortrug, mit einer dra⸗ 
ſtiſchen Beſchreibung der Reichsgeſandtſchaft anfangend und dann übergehend 
zu meiner politiſchen Stellung in Bayern, mein Votum von 1849 hervor⸗ 
hob und meine damalige Stellung als Kleindeutſcher charakteriſierte. Der 
| Prinz hörte mit der größten Aufmerkſamkeit zu und ſprach dann ganz 
offen ſeine ebenfalls kleindeutſche Anſicht, ſeine Freude über die Tätigkeit 
des Herrn von Roggenbach aus, ſtimmte mir aber vollkommen bei, als 
ich bemerkte, daß bei der herrſchenden Stimmung in Süddeutſchland, bei 
den ſehr feinen und unbekannten Projekten des Kaiſers Napoleon nur mit 
der größten Vorſicht vorgegangen werden dürfe. Schließlich bat ich den 
Kronprinzen, dem König zu ſagen, daß ich keineswegs meine Abſichten 
auf den Eintritt in das Herrenhaus aufgegeben habe, ſondern jeden Augen⸗ 
blick bereit jei, wenn es der König wünſche, die nötigen Schritte zu tun.!) 


£ 1) Der Fürſt gab den Gedanken, in das Herrenhaus einzutreten, infolge des 
preußiſchen Verfaſſungskonfliktes ganz auf. Am 12. Dezember 1862 ſchrieb er dem 
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Berlin, 21. Januar 1862. 

Heute Abend war ich wieder bei der Königin zum Tee. Ich hatte 
mit ihr ein längeres Geſpräch über Literatur und Literatentum, bei 
welcher Gelegenheit ſie ſehr vernünftige Anſichten über den Umgang mit 
Gelehrten und die Gefahren dieſes Umgangs kundgab. Der König kam 
wie immer etwas ſpäter, war recht heiter und mitteilend, ſaß aber entfernt 
von mir, ſo daß ich ihn nur gegen Ende der Soiree einen Augenblick 
ſprechen konnte. 

24. Januar. 

Heute Mittag ließ mir die Königin ſagen, ich ſolle um ½4 Uhr 
„im Morgenanzuge“ zu ihr kommen. Da ich wußte, daß trotz aller 
anglomanen Tendenzen der Ueberrock doch noch nicht als Morgenanzug 
bei Hofe eingeführt iſt, ſo zog ich den Frack an und erlaubte mir nur 
die ſchwarze Halsbinde. Die Königin war aber noch ſpazieren gefahren 
und hatte die Gräfin Haacke beauftragt, mir unterdeſſen Geſellſchaft zu 
leiſten. 

Um 4 Uhr kam die Königin, entließ die Gräfin, ſetzte ſich, wie ſie 
war, in Hut und Mantel an einen Tiſch im Fenſter und bedeutete mir, 
mich an das andre Ende des Tiſches zu ſetzen. 

Sie ſagte, ſie habe gewünſcht, mir einige Fragen vorzulegen, die ich 
ihr ganz offen ohne Rückſicht darauf, was und wer ſie ſei, als alter Be⸗ 
kannter beantworten ſolle. Sie ſei früher durch den Fürſten von Hohen⸗ 
zollern mit der Politik in Verbindung geweſen. Deſſen Geſundheits⸗ 
umſtände hätten aber ſeine Entfernung unumgänglich nötig gemacht. Sie 
miſche ſich gar nicht in politiſche Dinge, ſie ſehe die Miniſter nur zum 
Tee, könne alſo von ihnen nichts erfahren. Sie geſtehe mir offen, daß 
ſie ſehr niedergeſchlagen ſei. So ſchlimm habe ſie ſich das Regieren nicht 
gedacht, ſo troſtlos habe ſie nicht geglaubt, daß ihr die Verhältniſſe in 
ihrer neuen Stellung und nach kurzer Zeit erſcheinen würden. Der König 
ſei irritiert und mißgeſtimmt, man ſehe allgemein ſchwarz in die Zukunft, 
die Menſchen, mit denen man zu tun habe, die Führer der Parteien, 
ſchienen ihr jo unangenehm, jo wenig Gentlemen nach dem engliſchen Be- 
griffe, alles ſtehe ſich ſo ſchroff gegenüber, daß ſie beunruhigt ſei, beſonders 
da ihr von allen Seiten die Verhältniſſe als bedenklich geſchildert würden. 

„Wir, der König und ich,“ fuhr ſie fort, „ſind alte Leute, wir können 
am Ende nichts mehr tun, als für die Zukunft arbeiten. Aber für unſern 
Sohn wünſchte ich eine glücklichere Lage vorausſehen zu können.“ 


Herzog von Ratibor: „Es käme mir indelikat vor, mich bei Seiner Majeſtät um 
eine Stelle im Herrenhaus zu bewerben, wenn ich vorausſehen zu müſſen glaubte, 
daß ich über kurz oder lang mit den Allerhöchſten Orts gehegten Anſichten in Wider⸗ 
ſpruch geraten würde.“ 
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Nun ging ſie über auf die äußere Politik. Hier ſpiele die deutſche 
Frage die Hauptrolle. Man feinde ſie perſönlich deshalb an und ver⸗ 
leumde ſie. Ihr Standpunkt ſei weder der eines unbeweglichen Still⸗ 
ſtehens noch der einer Eroberungspolitik, ſie ſtehe in der Mitte zwiſchen 
den Parteien, ſie wolle jedem deutſchen Fürſten ſeine Rechte erhalten, ohne 
doch auf der andern Seite ihr Ohr den dringenden Wünſchen und Be⸗ 
dürfniſſen der Zeit zu verſchließen. 

Nachdem ſie geendet hatte, überlegte ich mir kurz, was ſie eigentlich 
wolle. Klar wurde mir aber ihre Abſicht noch nicht, doch glaubte ich am 
beſten zu tun, ihr offen meine Anſicht zu ſagen. Ich fing damit an, ich 
habe immer den alten Spruch!) für wahr gehalten, den Dahlmann an 
die Spitze ſeiner Politik geſtellt habe: „Man müſſe die menſchlichen Dinge 
nicht beweinen und nicht belachen, man müſſe ſie zu verſtehen trachten.“ 
Ich könne deshalb den gegenwärtigen Zuſtand von Preußen durchaus nicht 
für ſo bedenklich anſehen. Ich bat ſie, nicht zu vergeſſen, daß Preußen 
ein durch ſeine vierzigjährige Legislation gründlich demokratiſiertes Land 
ſei. Dieſe Demokratiſation datiere aus einer Zeit, die das preußiſche 
Volk als ſeine ſchönſte Zeit verehre. Ich wies auf das Ordensfeſt als 
ein echt preußiſches, aber demokratiſches hin. Wenn dieſer Geiſt unter 
der Regierung des Königs Friedrich Wilhelm IV. zurückgedrängt ſei, ſo 
ſei dies eben nur ein Zurückdrängen geweſen, und mit der neuen Re⸗ 
gierung, mit den Hoffnungen, die ſie erregt, ſei der alte demokratiſche 
Geiſt wieder kräftig hervorgetreten. Dies ſei ein Grund der demokratiſchen 
Wahlen. Ein andrer Grund ſei der, daß der Bauer und die übrigen 
ſteuerpflichtigen Untertanen geglaubt hätten, Demokraten würden eher ge⸗ 
eignet ſein, durch ihre Frechheit das Budget zu vermindern als Minifterielle. 
Wegen der Wahlen aber die Kammer aufzulöſen, würde ich für einen 
großen Fehler anſehen. Es könnten im Laufe der Sitzungsperiode Um⸗ 
ſtände eintreten, die einen ſolchen Schritt nötig machten, darüber könne 
ich mir ein Urteil nicht erlauben. 

Ferner machte ich die Königin darauf aufmerkſam, daß das konſtitutio⸗ 
nelle Leben in Preußen erſt ſeit ungefähr zehn Jahren exiſtiere, daß 
manche Erſcheinung, die man als eine politiſche Kataſtrophe anſehe, nichts 
weiter ſei als ein Symptom des Entwickelungsprozeſſes, durch den wir 
in den ſüddeutſchen Staaten ſchon viel früher hindurchgegangen ſeien. 
Der Kampf des Rechtsſtaats mit dem feudalen Staate des Mittelalters 
ſei in Preußen natürlich viel heftiger als anderswo. Es ſei dies ein 
Kampf, der den Engländern noch bevorſtehe, den die Kontinentalſtaaten 
zum größten Teile bereits durchgekämpft hätten. 


1) Spinoza. 
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Bedauernswert ſei es allerdings, daß wir in unſerm politiſchen Leben 
nicht mit Gentlemen zu tun hätten, dies ſei aber ein Begriff, der uns 
überhaupt abgehe. 

Was die auswärtige Politik anbetreffe, ſo könne ich ihre Auffaſſung 
nur billigen. Es ſei auch eine zuwartende Politik jetzt nötiger als je. 
Die deutſche Frage werde dann ihrer Löſung näher geführt, wenn das 
revolutionäre Prinzip in Europa die Oberhand gewinne, ſie werde aber 
von ihrer Löſung dann entfernt, wenn das Prinzip des hiſtoriſchen Rechts 
mehr Chancen habe. In der neueſten Zeit ſcheine die letztere Eventualität 
eingetreten zu ſein. In einem ſolchen Augenblick, wenn nur der geringſte 
Schein geſicherter Zuſtände auftauche, denke kein Monarch in Deutſchland 
daran, auf irgendein Recht zu verzichten, das ſeiner ariſtokratiſchen 
Bureaukratie Nachteil bringen, zum Beiſpiel die Zahl der Geſandtenſtellen 
vermindern könne u. dergl. Die deutſche Frage ſei eine unendlich 
ſchwierige, und ich ſehe zurzeit gar keine Möglichkeit, zu irgendeinem be⸗ 
friedigendem Reſultat zu gelangen. Es entſpann ſich hierauf noch ein 
Zwiegeſpräch über denſelben Gegenſtand, über die Entrüſtung, welche die 
Bernſtorffſche Note!) hervorgerufen habe u. ſ. w., Klagen über die feind⸗ 
liche Haltung der „Allgemeinen Zeitung“, über Lerchenfeld u. a. 

Schließlich ſagte die Königin, ſie müſſe noch von meiner eignen 
Stellung ſprechen: „Leonille ?) hat mir oft gejagt, fie wünſche, daß Sie 
eine Stellung in Preußen einnehmen möchten. Es iſt dies auch mein 
Wunſch. Sie ſind uns nötig“ — hierauf verſchiedene ſchmeichelhafte 
Aeußerungen. „Ich glaube, der einzige Weg iſt, wenn Sie in das Herren⸗ 
haus kämen. Wäre dies denn nicht möglich? Könnten Sie es mit Ihrer 
Stellung in Bayern vereinigen? Denn die dürfen Sie nicht aufgeben. 
Wir haben ſo wenig Beziehungen mit Süddeutſchland, daß uns ein ſolches 
Band ſehr nötig iſt.“ Das war alſo der Zweck, die Vermittlerrolle 
zwiſchen preußiſchen Projekten und Süddeutſchland! 

Ich erklärte, daß ich allerdings Erkundigungen eingezogen habe über 
die Möglichkeit, in das Herrenhaus zu kommen, daß ich das Projekt voriges 
Jahr nur verſchoben, nicht aufgegeben habe, und daß ich es wieder auf⸗ 
greifen würde, wenngleich ich noch Schwierigkeiten begegnen würde. 


) Das Bundesreformprojekt des ſächſiſchen Miniſters von Beuſt, welches das 
Alternat zwiſchen Oeſterreich und Preußen im Bundespräſidium vorſchlug, hatte 
Preußen durch eine Note vom 20. Dezember 1861 beantwortet, in welchem die 
Bildung eines Bundesſtaats innerhalb des Staatenbunds als möglich und allein 
ausführbar hingeſtellt wurde. Dagegen proteſtierten Oeſterreich und die Mittel⸗ 
ſtaaten in identiſchen Noten am 2. Februar 1862. 

) Die Stiefmutter der Fürſtin Hohenlohe, Fürſtin Leonille zu Sayn⸗Wittgen⸗ 
ſtein, welche der Königin Auguſta nahe befreundet war. 
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Nach einigen weiteren Aeußerungen über mich ſtand ſie auf, ſprach 
noch in einem fort, indem ſie nach der Tür ging, drehte ſich dann an der 
Tür um, gab mir die Hand, die ich reſpektvoll mit meinen Lippen berührte, 
und verſchwand. 


Paris, Winter 1862. 


Aus einem Briefe an die Prinzeſſin Eliſe. 
Paris, 22. Februar 1862. 

. .. Ich geſtehe dir, daß ich mich nicht beſonders hier unterhalte. 
Das eigentliche Amuſement exiſtiert für mich nur inſofern, als es Aus⸗ 
ruhen von der Arbeit iſt. Wenn man aber in meinem Alter keine Arbeit 
hat, ſo langweilt man ſich. Mein Intereſſe iſt nicht hier, ſondern zu 
Hauſe. Was ich hier ſehe, erfüllt mich inſofern mit Aerger, als ich eine 
große Nation mit einem nationalen Zentrum, großen, weltumfaſſenden 
Intereſſen, Plänen und Gedanken erblicke, während daheim Uneinigkeit, 
Zerſplitterung nationaler Kräfte, Pläne und Gedanken herrſcht, und 
Deutſchland nicht die Stellung einnimmt, die es in einer Zeit, wie die 
unſrige, einnehmen ſollte. Wir werden hier angeſehen wie die Polen, 
wie eine überlebte Nation, von deren Uneinigkeit man Nutzen zieht, und 
deren Reſte man aufzuzehren ſich anſchickt. Das trägt dazu bei, mir 
den Aufenthalt zu verbittern. Ich bin nun einmal zu ſehr Politiker, um 
nicht alles, was ich ſehe, damit in Beziehung zu ſetzen 


Paris, 23. Februar. 

Die Predigt, welche ich heute in der Kirche St. Klothilde gehört habe, 
war in mehrfacher Beziehung intereſſant. 

Ich ging mit der Fürſtin Wittgenſtein ſchon um 2 Uhr hin, obgleich 
die Predigt erſt um 3 ¼ Uhr anfing. 

Die Kirche iſt in ſchönem gotiſchen Stil gebaut und erſt im Jahre 
1857 fertig geworden. Die Glasmalereien ſind mittelmäßig. Die Orgel 
hat einen ſehr ſchönen Ton, doch wurde ſie während der Veſpergeſänge 
zu ſehr im Paſtoralſtil geſpielt, die Muſik war eine Art Schweizerarie 
mit Variationen. Der Prediger Pater Felix (Jeſuit), ein kleiner Mann von 
mittleren Jahren, vielleicht dreißig, vielleicht vierzig Jahre alt. Er ſpricht 
ſehr deutlich, mitunter etwas theatraliſch, aber im ganzen ausgezeichnet. 

Sein Thema war die Einladung zu Beiträgen zu einem Karmeliter⸗ 
kloſter, welches in Meaux gegründet werden ſoll. Er beantwortete die 
Frage, wozu die Klöſter überhaupt und die Karmeliterinnen insbeſondere 
nötig ſind, durch Hinweiſung auf den Egoismus unſrer Zeit, der ſich 
überall geltend mache, der die Familie zerſtöre und die Staaten zerſtöre. 
„L’egoisme dans I' Etat,“ ſagte er unter anderm, „c’est la tyrannie en 
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haut, le servilisme en bas, la dépravation partout.“ Dieſer Egoismus, 
das Grundübel unſrer Zeit, gebe ſich in drei Strömungen kund: als 
Habſucht, Sinnlichkeit und Hochmut. Dieſem Egoismus wirkten die Kar⸗ 
meliterinnen entgegen, indem ſie das Gelübde der Armut, der Keuſchheit 
und des Gehorſams ablegten. Es war eine wohldurchdachte und gut vor- 
getragene Predigt. 

24. Februar. 

Heute abend waren wir bei Galiera, wo ſich die Geſellſchaft des 
Faubourg St. Germain vereinigt fand. Auch Thiers war da, ebenſo 
Montalembert und der ehemalige Miniſter Graf Duchjätel. Der Due de 
Valengay, der von Berlin angekommen war, erzählte von der dort herrſchenden 
Stimmung. Ein alter M. de Pontois beklagte den Mangel der Einigkeit 
in Deutſchland. Canofari, ehemaliger Geſandter des Königs von Neapel, 
geht mit mißgeſtimmtem Geſicht umher. Er iſt ein geſcheiter Diplomat, 
der aber wohl umſonſt auf die Widerherſtellung des Königreichs Neapel 
wartet. Man ſpricht viel von den Szenen, die im Senat ſtattgefunden 
haben. Die Rede des Prinzen Napoleon!) beſchäftigt alles. Ich habe 
die Ueberzeugung, daß dieſe Rede nicht ohne die Zuſtimmung des Kaiſers 
gehalten worden iſt, obgleich geſtern der Due de Tacher und Due de 
Baſſano verſicherten, man ſolle nicht glauben, daß der Kaiſer dieſe An⸗ 
ſichten teile. Im Gegenteil, der Kaiſer fühlt, daß die Beſetzung von Rom 
ihm bei der demokratiſchen Partei ſchadet, und hat dieſe Gelegenheit benützt, 
um durch ſeinen Vetter der Demokratie eine Konzeſſion machen zu laſſen, 
um ihr Sand in die Augen zu ſtreuen. 

Paris, 9. März. 

Die deutſche Frage beſchäftigt zur Zeit alle Staatsmänner nicht nur 
in Deutſchland, ſondern in ganz Europa. 

Es iſt dies auch ganz natürlich. Jede Frage der Gegenwart, die 
von der Revolution ausgebeutet wird, muß die Aufmerkſamkeit denkender 
Männer in um ſo höherem Grade beſchäftigen, je begründeter die Klagen 
und Mißſtimmungen ſind, die dieſen „Fragen“ zugrunde liegen. Was 
man heutzutage „Fragen“ nennt, find große Bewegungen, Ogszillationen 
der Menſchheit, Rätſel, die gelöſt werden müſſen. Die deutſche Frage iſt 
nicht bloß in den Köpfen der Demagogen entſtanden, ſie ergibt ſich aus 
der Natur der Dinge und durchdringt die Männer aller Parteien in 
Deutſchland. Denn ein ganzes Volk, deſſen einzelne Stämme, verbunden 
durch gemeinſame Sprache und Literatur, bewegt durch gleiche Intereſſen, 
infolge der erleichterten Verkehrsmittel mit jedem Tag in immer engere 


1) Bei der Adreßdebatte im Senat hatte der Prinz Napoleon am 22. Februar 
eine ſehr heftige Rede gegen den legitimiſtiſchen Grafen Laroche Jaquelein gehalten. 


* 


* 


ve 
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Verbindung treten, wird auf die Dauer einen Zuſtand ſtaatlicher Zer⸗ 
ſplitterung nicht ertragen, der es zum Spielball fremder Intrigen und 
zum Spott fremder Nationen macht. 


Hierin liegt die große Gefahr. Hieraus erklärt es ſich, daß auch die 


friedlichſten, konſervativſten Leute in Deutſchland dahin geführt werden, 


zu erklären: wir müſſen durch die Revolution zur Einheit kommen, weil 
wir auf geſetzlichem Wege das Ziel nicht erreichen können. 

Damit gewinnt die Demagogie die Allianz der ehrlichen Leute und 
wird zu einer Macht, der keine Regierung gewachſen iſt. Es fragt ſich 
nun: kann die Revolution, die zwar nicht in nächſter Nähe bevorſteht, 
die aber unvermeidlich iſt, wenn nicht vorgebeugt werde, auf dem Wege 
der Reform vermieden werden? 

Die Projekte, welche bisher von den Regierungen ausgegangen ſind, 
um zur Reform des Bundes zu führen, ſind durchaus unpraktiſch. Das 
Projekt des Herrn von Beuſt!) iſt nichts als ein Schachzug gegen Preußen. 
Ueberzeugt, daß Preußen nicht darauf eingehen wird, haben die Mittel⸗ 
ſtaaten dieſes wohlfeile Anerbieten gemacht, das ſie zu realiſieren nie 
Gelegenheit haben werden. 

Das Wort „großdeutſch“ hat zwei Bedeutungen. Entweder heißt 
es „eine große deutſche Republik“, in welche auch die deutſch⸗öſterreichiſchen 
Länder mitaufgenommen werden ſollen, oder es iſt nichts als eine Phraſe, 
mit der Preußen entgegengearbeitet und der gutmütige Spießbürger in 
Schlaf gehalten wird. Der großdeutſche Föderativſtaat kann in der Theorie 
richtig ſein, er iſt aber unpraktiſch und unmöglich. Er ſetzt das Aufgeben 
gewiſſer Hoheitsrechte von ſeiten der Souveräne voraus, wozu ſich dieſe 
nur dann verſtehen werden, wenn ſie von der Revolution gedrängt ſind; 
käme es aber ſoweit, wäre die Revolution eine Macht geworden, die die 
deutſchen Fürſten zu irgend etwas drängen könnte, ſo würde ſie ſich nicht 
mit dem Föderativſtaat begnügen. 

Ein praktiſches großdeutſches Programm hat nie exiſtiert und wird 
nie exiſtieren. 

Der Antagonismus zwiſchen Preußen und Oeſterreich kann beklagt, 
aber nicht wegdemonſtriert werden. Es iſt ebenſo unmöglich, daß Oeſter⸗ 
reich unter Preußen, wie daß Preußen unter Oeſterreich ſtehe. Die 
Monarchen und die Diplomaten können da nichts zu- und nichts abtun. 
Die Völker wollen es nicht. Alles was man von der Wiederherſtellung 
eines Deutſchen Reichs unter dem Hauſe Habsburg redet, iſt eitel 
Träumerei. 

Will man aber keine großdeutſche Republik, ſieht man ein, daß die 


1) Siehe Seite 120. 
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Fortdauer des gegenwärtigen Zuſtands zur Revolution führt, ſo muß man 
ſich nach einem Projekte umſehen, das innerhalb des Bereiches der Mög⸗ 
lichkeit liegt. Da kommt man denn folgerichtig wieder auf die Idee des 
Herrn von Radowitz zurück: Bundesſtaat unter Preußen und Bündnis 
mit Oeſterreich. 

Dieſe Idee iſt geſcheitert, weil im Jahre 1849 die Geiſter noch nicht 
von der Ueberzeugung. durchdrungen waren, daß alle andern Pläne un⸗ 
möglich ſeien. Seitdem ſind aber 13 Jahre verfloſſen, und jene Idee 
gewinnt mit jedem Tage neue Anhänger. Die Idee des Bundesſtaats iſt 
aber ferner geſcheitert an dem Widerſtand der katholiſchen Partei in 
Deutſchland, an der Abneigung dieſer, ſich unter einem proteſtantiſchen 
Kaiſer zu einigen. Ich glaube, die katholiſche Partei iſt hier im Irrtum. 
Durch den Anſchluß an die großdeutſche Partei, durch das Feſthalten des 
großdeutſchen Programms hindert ſie die Reform ohne irgend eine Aus⸗ 
ſicht auf die Verwirklichung ihrer Wünſche. Sie arbeitet für die Stagnation 
und damit für die Revolution, während ſie unter einem preußiſchen Kaiſer 
nichts verlieren, ſondern nur größere Freiheit für die Kirche erlangen 
wird. Der Zuſtand der Katholiken in Preußen, verglichen mit dem Zuſtand 
der Katholiken im übrigen Deutſchland, beweiſt dies. 

In die Hand dieſer Partei iſt es jetzt gegeben, zu entſcheiden, ob die 
Reform des Deutſchen Bundes auf friedlichem Wege oder auf dem Wege 
der Revolution geſchehen ſoll. Schließt ſie ſich der Idee des National⸗ 
vereins an, ſo werden die Regierungen gezwungen, nachzugeben. Es wird 
damit in die Bewegung ein konſervatives Element hineingetragen, welches 
dafür Bürgſchaft leiſtet, daß die Bewegung eine Reformbewegung 
bleiben wird. 

In dieſem Sinne wäre ein Wort des Grafen Montalembert von 
großer Wichtigkeit und zündender Wirkung. 

10. März. 

Heute habe ich Montalembert in dieſem Sinne bearbeitet. Er hat 
mir zwei Gründe entgegengehalten: 

1. klagt er über die preußiſche Intoleranz gegen die Katholiken, ins⸗ 
beſondere in betreff der Univerſitäten. Er ſagt, daß die den Katholiken 
feindliche Politik Friedrich Wilhelms III. die Katholiken gegen Preußen 
aufgebracht habe. Dazu komme, daß die Katholiken in Deutſchland „par 
suite d'un préjugé et de traditions“ an dem öſterreichiſchen Kaiſerhauſe 
hingen und deshalb gegen Preußen ſeien, 

2. aber hält er die Idee des Herrn von Radowitz deshalb für un⸗ 
ausführbar, weil Oeſterreich den Einheitsſtaat nicht halten könne. Oeſter⸗ 
reich ſei für den Föderativſtaat gemacht und könne die widerſtrebenden 
Stämme auf die Dauer nicht in den Einheitsſtaat einzwängen. 
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Ich verteidigte die Ideen des Herrn von Schmerling und fuchte den 
erſten Punkt zu widerlegen. Darüber wurden wir unterbrochen. 


Karlsruhe, 26. September 1862. 

Während meines Aufenthalts in Karlsruhe hatte ich Gelegenheit, 
mehrere Geſpräche mit Roggenbach zu führen, die teilweiſe mich ſelbſt, 
teilweiſe allgemeine politiſche Fragen betrafen. Zunächſt wurde bei einem 
Souper bei Roggenbach zwiſchen ihm und mir und den beiden Holſtein 
die preußiſche Frage diskutiert. Der gegenwärtige Zuſtand ſei, ſagte Prinz 
W. Holſtein, die Folge der Macht und des Einfluſſes, den die Kreuz⸗ 
zeitungspartei noch immer nicht bloß im Herrenhauſe, ſondern auch gegen⸗ 
über der Krone und der Geſellſchaft ausübe. Unter dieſem Drucke leide 
alles. Es wurde viel hin und her geredet über Detailfragen, Kreisord⸗ 
nung u. a., worauf Prinz Fr. Holſtein Gewicht legte, wogegen Roggen⸗ 
bach hervorhob, es handle ſich vor allem darum, daß die Ariſtokratie 
oder ein Teil derſelben ſich an die Spitze der Bewegung, ſoweit ſie das 
Recht vertrete, ſtelle und in die liberale Partei konſervative Elemente 
hineintrage, ſtatt in die konſervativen Fraktionen liberale Elemente hinein⸗ 
tragen zu wollen. Das übrige werde ſich dann ſchon finden. 

In betreff der deutſchen Frage führte er aus, dieſe könne nicht dis⸗ 
kutiert werden, ſolange nicht eine große europäiſche Frage, etwa die orien⸗ 
taliſche, den Hebel abgebe, durch welchen die Großmächte zu Konzeſſionen 
gegenüber Deutſchland gezwungen würden. Deutſchland könne ſich nicht 
de but en blanc als Einheitsſtaat konſtituieren, ohne das europäiſche 
Gleichgewicht in Frage zu ſtellen und ohne alſo ſofort eine Koalition 
gegen ſich hervorzurufen, was dann vermieden werden würde, wenn die 
betreffende europäiſche Frage die Großmächte ſcheide und Gelegenheit gebe, 
die Konzeſſion in betreff der deutſchen und holſteiniſchen Frage als Ge⸗ 
wicht der Allianz in die Wagſchale zu werfen. 

Auf dem Hofball kamen W. Holſtein und Roggenbach nochmals auf 
die preußiſche Frage zurück, und Roggenbach betonte, es müſſe ſich vor 
allem eine regierungsfähige Partei im Herrenhauſe bilden, dieſe müſſe dann 
zum Beiſpiel in den Fragen wegen Verfaſſungsverletzung, Interpretation der 
Verfaſſung u. ſ. w. die Initiative ergreifen, etwa in Form einer Inter⸗ 
pellation, und dann dem Lande gegenüber ſich Achtung erwerben und da⸗ 
durch bei eintretender Kriſis in der Lage ſein, die Augen auf ſich zu 
ziehen als auf Männer, aus welchen eine Regierung zuſammengeſetzt werden 
könne. 

Bei der letzten Konferenz mit Roggenbach im Miniſterium, wo wir 
allein waren, kamen wir zuerſt auf die Stellung Oeſterreichs in Deutſch⸗ 
land zu ſprechen. Hier führte er nun aus, daß es ſich für Oeſterreich 
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nur darum handle, jeine Stellung gegenüber Deutſchland und feinen Ein- 
fluß auf ein beſtimmtes Maß zu reduzieren und ſeine Stellung innerhalb 
der Möglichkeit zu fixieren. Jetzt gehe Oeſterreich von der Idee aus, 
Preußen zu zerſtören und ſich an die Spitze des Reichs der Mitte zu 
ſetzen. Dies ſei eine unausführbare Aufgabe, da Oeſterreich derſelben 
nicht gewachſen ſei. Durch das Anregen der deutſchnationalen Frage treibe 
Oeſterreich ein ſehr gefährliches Spiel, da es die nationalen Sympathien 
ſeiner deutſchen Bevölkerung für Deutſchland rege mache, für die es keine 
Form gebe und worüber der Einheitsſtaat zugrunde gehe. Europa werde 
nie dulden, daß das proteſtantiſche Preußen zerſtört werde, dieſe Zer⸗ 
ſtörung ſei aber die Vorbedingung der öſterreichiſchen Herrſchaft in Deutſch⸗ 
land. Wenn alſo der Zweck, welchen enthuſiaſtiſche Köpfe in Oeſterreich 
erreichen wollten, nicht erreichbar ſei, ſo bleibe eine fruchtloſe Agitation, 
die für Oeſterreich ſelbſt von den gefährlichſten Folgen ſein werde. Das 
großdeutſche Programm ſei ein radikales, ſowie es aufhöre, ein negatives 
zu ſein. Mit meiner Idee, daß durch ein Parlament ohne gleichzeitige 
ſtarke Zentralregierung der Revolution ein Organ geſchaffen werde, war er 
einverſtanden. 

Ueber meine eigne Stellung ſagte er am Schluſſe der Unterredung: 
Bei der Thronbeſteigung des jetzigen Kronprinzen werde man ſich nach 
einem Manne umſehen, deſſen ſolide Stellung, Bildung und Geſinnung 
für die Uebernahme des Poſtens des Miniſterpräſidenten geeignet ſei, da 
wiſſe er nun niemand als mich, und es ſei auch bereits für mich vor⸗ 
gearbeitet. Als Miniſter des Auswärtigen ſchlug er für dieſen Fall Uſe⸗ 
dom vor. (Ich denke aber, er wird ſich ſelbſt im Auge gehabt haben, 
denn Uſedom iſt dazu ganz ungeeignet.) 

Sein Programm ſcheint etwas Cavouriſches zu haben. Er will 
Preußen auf Koſten von Oeſterreich an die Spitze von Deutſchland bringen. 
Wenn Oeſterreich zerſtört wird, fallen die deutſch⸗öſterreichiſchen Provinzen 
ohnehin an Deutſchland. Das iſt das fin mot des kleindeutſchen Partei⸗ 
programms. Oeſterreich ſoll, wenn einmal Kleindeutſchland konſtituiert 
iſt, das Venetien für Deutſchland werden. Deshalb hat Herr Metz von 
Darmſtadt aus der Schule geſchwätzt, als er die Oeſterreicher Schmerzens⸗ 
kinder nannte. Das war verfrüht. Der Ruf wird in einiger Zeit wieder⸗ 
kommen. 

Roggenbach meint, daß alle dieſe Verſammlungen in Frankfurt, Wei⸗ 
mar u. ſ. w. Fiasko machen werden. Auf meinen Einwurf, daß man mich 
nicht kenne, wenn ich etwa in die Lage käme, preußiſcher Miniſterpräſident 
zu werden, antwortete Roggenbach mit großer Naivität: „Wenn man einen 
Braten ſerviert, ſo gibt man auch die Sauce dazu. Die liefert dann die 


Preſſe.“ 
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Reiſe nach Frankfurt zum Deutſchen Fürſtentag. 


Freitag den 14. Auguſt Abreiſe von München um 6 Uhr Morgens 
über Ulm und Stuttgart. 

Bei dem öfteren Wechſeln der Waggons kam ich mit Graf Waldſtein, 
Mitglied des öſterreichiſchen Herrenhauſes, zuſammen, der ebenfalls aus 
Intereſſe an dem Fürſtentag nach Frankfurt reiſte. Er erzählte mir 
manches Intereſſante über die böhmiſchen Zuſtände und ſchien der geſamt⸗ 
ſtaatlichen Partei anzugehören. Seine Urteile über die tſchechiſch⸗deutſche 
Ariſtokratenpartei waren äußerſt vernünftig. Auf den Bahnhöfen in Ulm 
und auf der Route ſah man ſchon die Vorbereitungen zur Dekorierung. 
Die Hitze überſtieg alle Begriffe. In einem Zuſtande von Gekochtſein 
kamen wir nach Frankfurt. Ich fand ein beſcheidenes Zimmer im Hotel 
de Ruſſie und beeilte mich, mich umzuziehen und zu Tiſch zu gehen. Hier 
fand ich zu meiner freudigen Ueberraſchung Mülhens, mit dem ich dann 
den Abend verlebte. Wir gingen nach Tiſch zu Madame Metzler, dann 
einen Augenblick ins Theater, wo wir den letzten Akt des „Kaufmanns von 
Venedig“ ſahen. 

Ueber die Sache ſelbſt habe ich bis jetzt nichts gehört. Das Publi⸗ 
kum iſt hier hauptſächlich mit Ausſchmücken der Häuſer, mit dem bevor⸗ 
ſtehenden Einzug, der Wohnung der hohen Herrſchaften und ähnlichen 
Dingen beſchäftigt. 

15. Auguſt. 

Um 10 Uhr zum Herzog von Koburg. Ich fand ihn glücklich darüber, 
daß der Gedanke, welchen der Kaiſer eingegeben hatte, ausgeführt worden 
ſei. Er meint, der Kaiſer ſolle den deutſchen Fürſten ſogleich eine neue 
Bundesverfaſſung vorſchlagen, gewiſſermaßen oktroyieren. Preußen werde 
dann auf vierzehn Tage aus dem Bunde austreten, dann aber ſehr glücklich 
ſein, wenn man es wieder aufnehmen wolle. Der König von Bayern ſei 
wütend, die andern Monarchen ſehr konſterniert, es ſei eine ſehr komiſche 
Situation, daß die Herren, die eben erſt die deutſche Fahne in ihren 
Ländern verboten hätten, nun gezwungen ſeien, unter einer prächtigen 
ſchwarzrotgoldenen Fahne in ihren Wohnungen in Frankfurt zu ſeufzen. 

Von hier ging ich zu Pfordten.!) Er war ſehr freundlich, ſchien 
aber die ganze Situation ſehr bedenklich anzuſehen. Daß man gar nichts 
vorher mitgeteilt habe, ſcheint ihm ſonderbar. Daß ihn ſeine Freundſchaft 
für Oeſterreich, ſeine Antipathie gegen Preußen dahin geführt hat, machte 
ihm einen unangenehmen Eindruck. Er iſt offenbar betroffen darüber und 
gegen Oeſterreich mißgeſtimmt. Mir machte es ein wahres Vergnügen, 


1) Freiherr von der Pfordten war Vertreter Bayerns beim Bundestage von 
1859 bis 1864. 
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ihn in dieſer Klemme zu ſehen, die ich den bayriſchen Herren ſchon lange 
vorausgeſagt habe. Ich bin neugierig auf den König, der auf einmal 
ungeheure preußiſche Sympathien haben ſoll. 

Nachmittags 5 Uhr begab ich mich mit Mülhens und dem Prinzen 
Bernhard Solms, mit dem ich gegeſſen hatte, in das Beifußſche Haus, 
von deſſen Balkon wir den Einzug des Kaiſers mitanſehen wollten. 

Um 6 Uhr kam der Kaiſer in einer offenen zweiſitzigen Kaleſche. Da 
man geglaubt hatte, er werde mit großem Gefolge mit acht Pferden u. ſ. w. 
kommen, ſo erkannte ihn niemand, und er fuhr ohne Hurra vorbei. Nur 
Frau von Bethmann auf unſerm Balkon warf einige Bukette hinunter, 
die aber, glücklicherweiſe für den Kaiſer, nicht in den Wagen fielen. 

Abends wanderten wir noch in den Straßen umher, und um 9 Uhr 
fuhr ich zur Madame Metzler, wo ich bis 11 Uhr blieb. Ich kam gerade 
nach Hauſe, als der König von Hannover anfuhr. 

Heute den 16. großes Treiben auf den Straßen, die Souveräne be- 
ſuchen ſich gegenſeitig, das Publikum ſtaunt und kritiſiert. 

Die Situation ſcheint jetzt folgende: Oeſterreich wird ein Delegierten⸗ 
projekt vorlegen, über deſſen Detail noch nichts bekannt iſt. Der Herzog 
von Koburg und Herr von Kerſtorf ſollen die Idee dazu gegeben haben. 

Der König von Bayern und der Großherzog von Baden ſind nicht 
günſtig geſtimmt. Württemberg will annehmen. Von Hannover weiß ich 
nichts. Die Oeſterreicher ſind bei der Sache am ſicherſten. Kommt nichts 
zuſtande, ſo können ſie ſagen: wir haben alles tun wollen, aber die deutſchen 
Souveräne wollen nicht. Entſteht dann Unzufriedenheit, Revolution u. ſ. w., 
ſo ziehen ſie ſich in ihren Geſamtſtaat zurück und fiſchen im trüben. 
Stimmen aber die Souveräne zu, ſo ſteht Oeſterreich an der Spitze ſeines 
erſehnten Siebzigmillionenreichs. Inſofern iſt der Coup ſehr geſchickt, ob 
im Intereſſe von Deutſchland, iſt eine andre Frage. 

Nachmittags. 

Es ſcheint, daß das Projekt der künftigen Verfaſſung doch nicht ſo 
übel iſt: ein Direktorium, Fürſtenrat, darin eine Stimme für die Reichs⸗ 
unmittelbaren, dann Delegiertenhaus mit ziemlich weitgehenden Befugniſſen. 
An Preußen will man dann eine Deputation der Fürſten ſenden, um es 
zum Beitritt aufzufordern. Morgen wird alſo die erſte Beratung ſein. 
Gott gebe, daß der Widerſpruch, der ſich erheben wird, nicht zu einem 
Zerfall des Ganzen führe! 

Mein Tag wurde großenteils auf der Straße zugebracht. Ueberall 
traf ich Miniſter und Diplomaten, Apponyi von London, Lariſch, 
Schrenck u. a. Dem Herzog von Auguſtenburg machte ich meinen Beſuch 
im „Engliſchen Hof“. 

Abends Ermüdung und Spaziergang im Zoologiſchen Garten. 
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Um 11 Uhr desſelben Tags kam noch Hermann!) zu mir und teilte 
mir mit, daß er am andern Tage eine Beſprechung mit dem bei dem 
Herzog von Koburg angeſtellten Regierungsrat Samwer haben werde über 
die den Reichsunmittelbaren im Fürſtenrat zugedachte Stimme. Er 
wünſcht, daß ich auch dabeiſein möchte. 

18. Auguſt. 

Infolgedeſſen ging ich heute Morgen zum Herzog von Koburg, 
wo ich den Herzog mit Erbach, Hermann und einigen Herren beim Früh⸗ 
ſtück fand. 

Es wurde über das neue Verfaſſungsprojekt geſprochen, und ich erfuhr 
erſt hier die Details. 

Es ſoll ein Bundesdirektorium aus fünf Stimmen gebildet werden. 
Eine Stimme Oeſterreich, eine Preußen, eine Bayern. Die Fürſten⸗ 
verſammlung beſteht aus der bisherigen Bundesverſammlung. 

Den Standesherren iſt ein Anteil an einer Kuriatſtimme im Fürſtenrat 
zugedacht. Hiergegen hat ſich ſchon Oppoſition erhoben. Es handelte ſich 
alſo bei der Beratung mit Hermann und Samwer darum, ob man darauf 
hinarbeiten ſolle, uns in den Bundesrat zu bringen. Wir waren aber 
der Anſicht, daß es zweckmäßiger ſei, wenn wir möglichſt danach trachteten, 
in den Fürſtenrat zu kommen. Viel iſt nicht dabei zu machen, nur würde 
dadurch das Prinzip der Ebenbürtigkeit gewahrt. Samwer meinte dies 
auch. Uebrigens glaubt er, daß die Frage des Bundesſtaats durch dieſe 
Verfaſſung nicht beſeitigt ſei. Dieſe Verfaſſung werde nicht lange dauern 
und dann die Frage des Bundesſtaats wieder auftauchen. 

Jetzt um 11 Uhr iſt die Verſammlung beim Kaiſer, wo der Kaiſer 
den Souveränen das Projekt vortragen wird. Es heißt, der König von 
Bayern werde die Antwortrede halten. Dann werden die Souveräne in 
Beratung treten, die noch einige Tage dauern wird. Man ſpricht davon, 
eine Fürſtendeputation mit dem König von Sachſen an der Spitze nach 
Baden zu dem König von Preußen zu ſchicken. An einen Austritt Preußens 
aus dem Bunde glaubt man nicht, beſonders wenn Hannover beitritt. 


Montag den 17. Auguſt kam ich zu dem Entſchluſſe, nach München 
zu gehen und Donnerstag wieder zurückzukehren, da in dieſen Tagen eine 
Pauſe eintreten mußte. Die Fürſtenverſammlung hatte ſich zu einem Briefe 
an den König von Preußen entſchloſſen. 

Nach einem Aufenthalt von einem Tage in München kam ich Donners⸗ 
tag den 20. wieder nach Frankfurt zurück. Der König von Sachſen ) war 

1) Fürſt Hermann zu Hohenlohe-Langenburg, der gegenwärtige Statthalter in 
Elſaß⸗Lothringen. 

) Welcher am 19. Auguſt mit dem Schreiben der Verſammlung an den König 
von Preußen nach Baden gereiſt war. 

Fürſt Hohenlohe, Denkwürdigkeiten. I 9 
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noch nicht wieder da. Ich ging Abends zum Herzog von Koburg, wo ich Her⸗ 
mann fand. Hier bemerkte ich ſogleich, daß die Lage ſich vollkommen 
geändert hatte. Der Herzog lamentierte, daß nichts zuſtande kommen 
werde. Von ſeinem Schwager, dem Großherzog von Baden, werde gegen 
das ganze Projekt agitiert. Hinter dem Großherzog ſtehe die Gothaiſche 
Partei mit Häuſſer und Bluntſchli an der Spitze, die Oeſterreich Oppo⸗ 
ſition machen wolle. Der Großherzog verhindere alles, hetze die Fürſten 
gegen Oeſterreich auf und ſei gegen den Kaiſer perſönlich unhöflich. 

Ich ging dann mit Hermann nach Hauſe, der die Abſicht hatte, den 
andern Morgen nach Langenburg abzureiſen. 


Freitag 21. Auguſt. 

Heute Morgen in den Abgeordnetentag, der in einem ſchönen Saale 
des ſogenannten Saalbaus abgehalten wird. Die Galerien ſind geräumig. 
Die ſtändige Kommiſſion des Abgeordnetentags ſchlug vor, gleich ohne 
weitere Prozedur das Bureau zu wählen und proponierte Bennigſen, Unruh 
und Barth, die dann ſogleich zu Präſidenten gewählt wurden. Bennigſen 
hielt eine Art Antrittsrede mit wohlklingender Stimme und großer Gewandt⸗ 
heit. Er ſieht jung aus und hat ganz die Sicherheit eines Mannes, der 
ſich viel im öffentlichen Leben bewegt hat. Unruh iſt der preußiſche 
Regierungsrat, wie er im Buche ſteht. Barth war mir bekannt. Von den 
Reden, die gehalten wurden, war die bedeutendſte die von Häuſſer, der 
den Standpunkt ſeiner Partei gegenüber dem Reformprojekt des Kaiſers 
ſehr klar darlegte. Ich ſah daraus ſogleich, daß die liberale Partei in 
Deutſchland von Oeſterreich nichts wiſſen will und an der preußiſchen 
Spitze feſthält und dem Programm des Nationalvereins. Welcker, der 
ſehr alt geworden iſt, ſprach mit gewohntem Eifer für Reichsverfaſſung. 
Schulze⸗Delitzſch hielt eine ſehr ſchöne Rede, die aber beſſer für eine 
Volksverſammlung gepaßt hätte. Einige andre Redner waren unter aller 
Kritik widerwärtig, ſo ein deklamierender Jude Fiſcher aus Breslau, ein 
Herr Becker und einige andre Unbekannte. 

Nachmittags war ich wieder da, konnte aber nur bis 4 Uhr bleiben und 
hörte daher die Rede von Völk nicht, die gut geweſen ſein ſoll. Um 5 Uhr 
aß ich mit Lariſch, der als altenburgiſcher Miniſter hier iſt, im „Ruſſiſchen 
Hof“ zu Mittag. Dieſer iſt nun in gewohnter ehrlicher Weiſe offen gegen 
das öſterreichiſche Bundesreformprojekt. Er hält die Reform ohne voll⸗ 
kommene Gleichſtellung beider Großmächte für unmöglich und die Gleich⸗ 
ſtellung beider Großmächte im Bunde für unausführbar. Wolle man, ſo 
ſagte er, den Bund mit Oeſterreich, ſo könne man nur eine Föderation 
in der bisherigen Weiſe beibehalten. Ein Bundesſtaat mit Oeſterreich an 
der Spitze ſetze eine Demütigung Preußens voraus, zu der mitzuwirken die 
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kleinen Souveräne keine Luſt und kein Intereſſe haben und die ſich Preußen, 
und insbeſondere das preußiſche Volk und die preußiſche Armee, nicht 
gefallen laſſen würden. Dieſer Anſicht ſind Oldenburg, Baden, Meiningen, 
Altenburg und andere. Darmſtadt und Naſſau gehen mit Oeſterreich, 
ebenſo Sachſen, wahrſcheinlich weil der kluge Herr von Beuſt meint, daß 
doch nichts daraus wird. Bayern verhält ſich abwartend, Württemberg 
ebenfalls zweifelhaft. Da das Reformprojekt die liberale Maſſe nicht 
befriedigt, ſo ſagen ſich die Souveräne: warum ſollen wir unſre Selb⸗ 
ſtändigkeit aufgeben, wenn wir damit nicht einmal Dank bei unſern 
Liberalen ernten? Für Oeſterreich tun ſie natürlich keinen Schritt trotz 
der zur Schau getragenen Sympathie. Das Wegbleiben Preußens iſt den 
Herren ohne Ausnahme ein prächtiger Vorwand, nichts zu tun. Nun 
unterſtützt ſie der Deutſche Abgeordnetentag. Hätten dieſe Profeſſoren ihr 
Intereſſe gekannt, ſie würden das Parlament gehabt haben, auch wenn 
es nur Delegierte waren, ſie hatten eine Handhabe und konnten daraus 
ſpäter machen, was die Umſtände erlaubten. Statt deſſen reiten dieſe 
Schafsköpfe auf der Reichsverfaſſung herum, die ihnen kein Menſch geben 
wird, und ſitzen in der Luft. Ich habe mich wieder einmal überzeugt, 
daß die Deutſchen für die deutſche Einheit noch nicht reif ſind. Ob ſie 
| es je werden, weiß Gott. 
Bei Roggenbach fand ich eine Anzahl preußiſch geſinnter Diplomaten, 
die die Köpfe zuſammenſteckten. Hier iſt das Hauptquartier derer, die 
| das Projekt nicht wollen, weil fie Oeſterreich nicht in Deutſchland wollen. 
| Sie wollen reindeutſch bleiben, keine Konzeſſion an Oeſterreich. Hier 
vermiſcht ſich der Liberalismus mit der Sorge für die Aufrechterhaltung 
der Partikularſouveränität und perſönlichem Ehrgeiz. Hier wird beſonders 
darauf Gewicht gelegt, daß Preußen nicht majoriſiert werden dürfe. Alle 
dieſe Herren ſind preußiſch geſinnt. An ſie ſchließen ſich aber auch im 
geheimen die an, die bis jetzt noch äußerlich öſterreichiſch waren und 
ſind und die über das Gebaren der Feinde Oeſterreichs, trotz äußerlicher 
Demonſtrationen des Mißvergnügens, innerlich herzlich froh ſind, daß 
ſie den Kopf aus der öſterreichiſchen Bundesreformſchlinge wieder heraus⸗ 
ziehen können. 
Heute den 22. hatte in der Nacht um 1 Uhr Oeſterreich ein Projekt 
herumgeſchickt, in welchem es den Fürſten vorſchlägt, die ihnen günſtigſten 
| Hauptpunkte in der heutigen Konferenz endgültig anzunehmen und nur 


über die Details und über Nebenſachen Miniſterkonferenzen beraten zu 
laſſen. Darüber große Konſternation unter den kleinen Opponenten. Selbſt 
der Herzog von Koburg findet, daß das zuviel ſei, das könnten ſich die 
Kleinen nicht gefallen laſſen. Großes Herumfahren der Miniſter am frühen 
| Morgen. Um 11 Uhr findet die Fürſtenkonferenz ſtatt. Es ſcheint aber, 
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daß Oeſterreich die Partie verloren hat. Meiner Anſicht nach hatte man 
ſich in Wien über die Stimmungen der mittleren und kleinen Fürſten 
getäuſcht. Man glaubte ſie in der Taſche zu haben und dachte mit einem 
Coup d'Etat Preußen zugrunde richten zu können. Dies iſt nun nicht 
gelungen, da die deutſchen Souveräne ſofort gegen Oeſterreich Front 
machten, als dies merken ließ, es wolle die andern unterdrücken. Hätte 
Oeſterreich ſein Terrain beſſer gekannt, ſo würde es dieſes Manöver 
unterlaſſen haben oder es mußte noch revolutionärer vorgehen und die 
Demokratie durch eine demokratiſche Verfaſſung gewinnen. 


22. Auguſt. 

Oeſterreich hat geſtern früh den Vorſchlag, den es in der Nacht ge 
macht hatte, wieder zurückgezogen, wie es ſcheint, auf Veranlaſſung des 
Königs von Sachſen. Dann fand die Konferenz ſtatt, in der viel diskutiert 
worden ſein ſoll. Man hat ſich bis zu Artikel 6 geeinigt, den Artikel 3 
aber — über das Direktorium — ausgeſetzt. Ueber dieſen findet heute 
Mittag eine Beratung ſtatt. Die kleinen Souveräne wollen ſich dem 
Fünferdirektorium nicht ſo unbedingt unterwerfen, ſie wollen, daß dieſes 
der Ausdruck der Geſamtſouveränität der deutſchen Bundesſtaaten, nicht 
aber ein Herrſcher über die andern ſei. Deshalb wollen ſie, daß das 
Direktorium dem Fürſtenrat eine Art Rechenſchaftsbericht vorlegen müſſe. 
Die Könige ſind mit dem Direktorium von 5 nicht zufrieden, Sachſen 
proponiert 6 Direktoren, davon ſollen 2 Oeſterreich und Preußen, Bayern 1, 
Sachſen, Württemberg, Hannover zuſammen 2 haben und der letzte von 
den andern Fürſten gewählt werden. 

Morgen wird darüber beim Kaiſer abgeſtimmt. Wenn dieſer Punkt 
beſeitigt iſt, wird das übrige wohl in kurzer Zeit beendigt ſein, ſo daß 
Mittwoch alles zu Ende ſein kann. 

Abends war Ball bei Baron Bethmann. Ich fand da eine Menge 
Bekannte, ſo u. a. Herrn von Vincke (Gisbert), der jetzt hier wohnt, 
Sternberg, Dumreicher, Zachariä aus Göttingen. Der Großherzog von 
Baden nahm mich beiſeite, um mir ſeine Anſichten auseinanderzuſetzen. Der 
Großherzog von Weimar lud mich ein, im Herbſt nach Weimar zu kommen. 
Ebenſo ſprach ich mit dem Herzog und dem Erbprinzen von Meiningen, 
mit Rechberg, Crenneville, Schrenck und vielen andern. Die Nachricht, daß 
die bayriſche Kammer ſich für den Verfaſſungsentwurf ausgeſprochen habe, 
machte viel Senſation. 

Herr von Kerſtorf bemerkte, daß es Zeit ſei, daß die Souveräne von 
Frankfurt wieder abreiſten, „ſie fingen an, das Publikum zu langweilen.“ 

Fürſt und Fürſtin Metternich waren ebenfalls auf dem Ball. Letztere 
in einer etwas auffallenden Toilette und ſehr bemalt. 
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Heute Nachmittag war Pferderennen, wohin ich mit Lerchenfeld 
und Hompeſch fuhr. Auf der Tribüne für die Souveräne waren der 
Kaiſer, der Kurfürſt von Heſſen, der Herzog von Meiningen und einige 
andre. 

Nach dem Rennen ging ich noch zum Großherzog von Baden. Er 
erzählte mir aus der Fürſtenkonferenz, daß diejenigen Souveräne, welche 
an der Reformakte etwas auszuſetzen fänden, von Oeſterreich und der 
Majorität terroriſiert würden. Er habe ſich erlaubt, darauf aufmerkſam 
zu machen, daß man doch nicht ohne Geſchäftsordnung diskutieren könne, 
ſein Einwurf ſei aber nicht berückſichtigt worden. Man habe fortgefahren 
zu ſprechen, und zuletzt habe der Kaiſer geſagt: „Wir wollen es einmal 
mit der Abſtimmung über die einzelnen Paragraphen probieren“, und aus 
dem Probieren ſei dann Ernſt geworden. Gleich nach der Vorleſung des 
erſten Artikels über den Zweck des Bundes habe der Kaiſer gefragt, ob 
jemand etwas dagegen zu erinnern habe. Da niemand das Wort ergriffen, 
ſo habe er, der Großherzog, bemerkt, er müſſe doch darauf aufmerkſam 
machen, daß dieſer Artikel die wichtigſten ſtaatsrechtlichen Fragen in ſich 
ſchließe, da ſich aber keiner der Herren darüber ausſpreche, ſo nehme er 
an, daß man eben keine Diskuſſion wolle. Darüber allgemeines Mißver⸗ 
gnügen. Man habe ihn gefragt, ob er etwas Beſſeres wüßte u. ſ. w. Ueber⸗ 
haupt werde durch Terrorismus und Intrige jede von der öſterreichiſchen 
Anſicht abweichende Anſicht niedergehalten. Der Großherzog ſcheint von 
der Anſicht auszugehen, daß hier Preußen zugrunde gerichtet werden 
ſoll, und daß er berufen iſt, dies zu hindern. Abends traf ich bei Madame 
Metzler den Fürſten Metternich, Rechberg, den Erbprinzen von Meiningen 
und einige Diplomaten und viele elegante Damen von Frankfurt. Ich 
machte mich bald aus dem Staube. 


24. Auguſt. 

Nachmittags vor meiner Abreiſe ging ich noch einen Augenblick zum 
Herzog, der eben aus der Fürſtenkonferenz kam und ſehr befriedigt über 
deren Reſultat war (ſechs Stimmen im Direktorium). Er hat Hoffnung, 
daß die Sache zuſtande kommen werde. 

Um 4 Uhr reiſte ich nach Sayn ab, überzeugt, daß im ſtandesherrlichen 
Intereſſe nichts zu tun ſei, und ermüdet von einer Exiſtenz, die dadurch 
peinlich wurde, daß ich nur halb hörte und erfuhr, was geſchah, und da⸗ 
bei zu einem Urteil aufgefordert wurde von Leuten, die eingeweiht waren, 
über Dinge, die ich eben nur halb kannte, und durchdrungen von der 
Wahrheit des Spruchs: „Wo deines Amtes nicht iſt, da laß deinen 
Fürwitz!“ 
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7. Schleswig⸗Holſtein. 


München, 18. Februar 1864. 

Geſtern war ich bei Bodenſtedt. Ich hatte erfahren, daß er wünſche, 
daß ich in den Schleswig⸗Holſtein⸗Verein eintreten möchte, und daß dies 
das Mittel ſei, um Miniſter zu werden, was er und die liberale Partei 
in Bayern für nötig halten. Bodenſtedt beklagte, daß ich nicht früher 
gekommen ſei, da ich dann im Verein hätte nützen können. Jetzt ſei es 
ſchon zu ſpät. Er beklagte ſich über Schrenck und deſſen Untätigkeit, 
glaubt, daß der König, wenn er einen andern Miniſter hätte, ganz anders 
auftreten würde, und teilte mir mit, daß Schrend dem Könige ſchon über 
die ſchleswig⸗holſteinſche Frage geſprochen habe, Deutſchland ſſehe auf 
den König, habe Schrenck geſagt u. ſ. w. 

Heute war ich nun bei Schrenck.!) Dieſer fing damit an, mir zu 
ſagen, er habe gehört, ich werde in ihren Verein eintreten. Auf mein 
Verneinen hielt er mir eine Vorleſung, daß man in einer ſo heiligen 
Sache mit ſeiner Anſicht nicht hinter dem Berge halten dürfe u. ſ. w. 
Ich erwiderte darauf, daß ich mit meiner politiſchen Meinung nie hinter 
dem Berge halte, wenn ich berufen ſei, meine Anſicht zu äußern, daß 
ferner jeder Menſch in Bayern wiſſe, welcher Anſicht ich angehöre, daß 
mir aber folgende Erwägung den Eintritt in den Verein unmöglich mache: 
ich glaube nämlich, daß die ſchleswig⸗holſteinſchen Vereine demnächſt in 
der Lage ſein würden, ſich über die Alternative zu entſcheiden, ob ſie den 
geſetzlichen Weg verlaſſen wollten oder ob ſie, der Macht weichend, ſich 
in das Privatleben zurückziehen wollten. Beide Entſchlüſſe ſeien mir un⸗ 
angenehm. Wenn ich einmal einem Verein beiträte, ſo würde ich auch 
alle logiſchen Folgerungen, die man daraus ziehen und die ſich daraus 
ergeben würden, akzeptieren. Auf halbem Wege ſtehen zu bleiben, ſei 
meine Sache nicht. Da ich aber die Revolution in gewiſſen Verhältniſſen 
als eine logiſche Folge dieſer Vereine kommen ſähe, ſo hielte ich es für 
zweckmäßig, mich nicht zu beteiligen. 

Auf den Einwurf Schrencks, daß der Verein aus ſehr ſoliden Leuten 
zuſammengeſetzt ſei — er zitierte Ringseis —, bemerkte ich ihm, daß ich 
ohne Selbſtüberſchätzung behaupten müſſe, daß eben mein Beitritt dem 
Verein eine politiſche Färbung geben werde. Im Verlauf des Geſprächs 
ſetzte ich ihm mein Programm auseinander, machte ihm klar, daß es ſich 
für Bayern um eine Exiſtenzfrage handle, und daß zur Aufrechterhaltung 
der Selbſtändigkeit Bayerns die Zuſammenberufung eines deutſchen mittel⸗ 
ſtaatlichen Parlaments und eine entſchiedene Politik nötig ſei. 


1) Miniſter des Auswärtigen und des Handels 1859 bis 1864. 
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München, 12. März 1864. 

In der Zwiſchenzeit find verſchiedene Ereigniſſe eingetreten. 

Der Tod des Königs!) wird an der Politik in der ſchleswig⸗hol⸗ 
ſteinſchen Frage zunächſt nichts ändern. Schrenck wird im Amt bleiben. 

Die Sache ſelbſt ſteht jetzt folgendermaßen: 

Hannover hat einen Antrag geſtellt oder ſtellen wollen, Dänemark 
ſolle durch den Bund zur Aufgebung der Kaperei deutſcher Schiffe auf⸗ 
gefordert werden. (Oeſterreich iſt dagegen, der Antrag wird alſo unter⸗ 
bleiben.) Im Weigerungsfalle ſolle Dänemark durch den Bund der Krieg 
erklärt werden. Die Vormächte wollen aber vom Bund nichts wiſſen. 

Ebenſo ſoll Darmſtadt verlangt haben, die Bundestruppen ſollten 
an dem Krieg gegen Dänemark teilnehmen. Auch dies wird von 
Oeſterreich und Preußen abgewieſen. Hilfe einzelner deutſcher Staaten 
will man annehmen, aber keine Bundeshilfe. Die Vormächte wollen die 
Sache ſelbſt in der Hand behalten. 

Der Antrag auf Beratung wegen der Erbfolgefrage ſoll in die Länge 
gezogen werden. Von einer Einberufung der holſteinſchen Stände wollen 
die deutſchen Großmächte nichts wiſſen. Man will nur freie Hand haben. 
Herr von Bismarck hat, wie es ſcheint, Oeſterreich ins Schlepptau 
genommen. 

Die Sendung des Erzherzogs Albrecht iſt teilweiſe allgemeinen In⸗ 
halts, Anknüpfung freundlicherer Beziehungen. Aber auch ſpezielle Vor⸗ 
ſchläge ſollen gemacht worden ſein, insbeſondere wegen der Stellung der 
Anträge beim Bunde, die mit den Anſichten der öſterreichiſchen Regierung 
nicht übereinſtimmen. Die bayriſche Regierung, insbeſondere der ver- 
ſtorbene König Max, find aber feſtgeblieben. 


Fürſt Hohenlohe gehörte zu den entſchiedenen Anhängern des Herzogs 
Friedrich. Am 12. Mai 1864 richtete er in Gemeinſchaft mit zwölf andern 
Mitgliedern der Kammer der Reichsräte das folgende Schreiben an den 
Miniſter von Beuſt, welcher auf der Londoner Konferenz den Deutſchen 
Bund vertrat: 

Eurer Exzellenz liegen bereits eine Reihe von Zuſchriften vor, welche 
als Ausdruck der in Deutſchland herrſchenden Rechtsüberzeugung hin⸗ 
ſichtlich des deutſch⸗däniſchen Konfliktes gelten dürfen. Wenn die unter⸗ 
zeichneten Mitglieder der Kammer der Reichsräte des Königreichs Bayern 
in gleichem Sinne ſich hiermit ſchriftlich an Eure Exzellenz wenden, ſo 
geſchieht es nicht bloß in vollem Einklange mit dem von der eignen 
Landesregierung beharrlich feſtgehaltenen Standpunkte, ſondern auch in der 
freudigen Anerkennung, daß Eure Exzellenz für dieſelbe Ueberzeugung, für 


) König Maximilian II. geſtorben 10. März 1864. 
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dasſelbe Recht von je Ihr gewichtiges Wort in die Wagſchale gelegt haben. 
Es iſt das altverbriefte Recht der Herzogtümer Schleswig und Holſtein 
auf untrennbare Zuſammengehörigkeit unter ihrem eignen Herzoge; es iſt, 
nach dem Ableben Friedrichs VII., Königs von Dänemark und Herzogs 
von Schleswig⸗Holſtein, der rechtsbegründete Anſpruch des legitimen Herzogs 
Friedrich VIII. von Schleswig⸗Holſtein⸗Sonderburg⸗Auguſtenburg auf die 
Thronfolge in den Herzogtümern Schleswig und Holſtein. Nach unbe⸗ 
ſtrittenen und unbeſtreitbaren Prinzipien des Privatrechtes wie des öffentlichen 
Rechtes ſteht niemand, alſo auch nicht den europäiſchen Großmächten, 
die Befugnis zu, über klare Rechte dritter Perſonen — hier des Herzogs 
Friedrich VIII., der Stände der Herzogtümer und, ſoweit es Holſtein 
betrifft, des Deutſchen Bundes — eine dieſe Rechte beeinträchtigende Ver⸗ 
fügung zu treffen. Je unheilvoller und gefahrdrohender der Rückſchlag 
ſein würde, welchen eine ſolche Verfügung auf das Rechtsbewußtſein der 
deutſchen Nation ausüben müßte und je empfindlicher hierdurch die Ehre 
und die Intereſſen Deutſchlands verletzt würden, um ſo zuverſichtlicher 
geben wir uns der Hoffnung hin, daß Eure Exzellenz als legaler Vertreter 
des Deutſchen Bundes auf der Londoner Konferenz alles aufbieten werden, 
eine den Rechten des legitimen Erbfolgers, des ſchleswig⸗holſteinſchen Volkes 
ſowie des Deutſchen Bundes entſprechende Löſung herbeiführen zu helfen. 

Da der Landtag zurzeit nicht einberufen iſt und hiermit, wie in 
Ermanglung einer Vertretung des Volkes am Bunde, es nur den einzelnen 
als ſolchen geſtattet iſt, ihrer Beſorgnis wie ihrer gewiſſenhaften Ueber⸗ 
zeugung in dieſer ganz Deutſchland tief berührenden Frage Ausdruck zu 
geben, ſo bitten wir Eure Exzellenz, in dieſem Sinne gegenwärtiges Schreiben 
genehmigen und es zugleich als Zeugnis der feſten Zuverſicht hinnehmen 
zu wollen, mit welcher wir Deutſchlands Ehre und Intereſſen in die Hände 
Eurer Exzellenz gelegt ſehen. 


Herr von Beuſt erwiderte hierauf: 
London, 20. Mai 1864. 


Eure Durchlaucht haben mir ein von mehreren Mitgliedern der 
Kammer der Reichsräte des Königreichs Bayern unterzeichnetes Schreiben, 
d. d. München, 12. l. M., zu überſenden die Geneigtheit gehabt, welches 
einen neuen gewichtigen Ausdruck der in Deutſchland herrſchenden Rechts⸗ 
überzeugung hinſichtlich des deutſch⸗däniſchen Konflikts enthält. Ich danke 
Eurer Durchlaucht verbindlichſt für dieſe gefällige Mitteilung, die mir um 
ſo wertvoller ſein mußte, als ſie neben den mir bereits vorliegenden Kund⸗ 
gebungen einen abermaligen und ſehr erfreulichen Beweis dafür liefert, 
wie lebhaft die hochwichtige Angelegenheit, die mich hierher geführt 
hat, von allen, auch den konſervativſten Kreiſen der Nation in ihrer 


— — — 
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ganzen Bedeutung für die politiſche Zukunft Deutſchlands erkannt und 
gewürdigt wird. 

Mit gutem Gewiſſen darf ich mir das Zeugnis geben, daß, ſoweit 
es auf meine Beſtrebungen ankommt, das ſchmeichelhafte Vertrauen, welches 
in der erwähnten Zuſchrift ſich ausgedrückt findet, nicht unbegründet iſt. 
Aber ich hege zugleich die Zuverſicht, daß auch der Erfolg meiner Bemühungen 
dieſes Vertrauen rechtfertigen wird.!) Ich hoffe, daß es gelingen ſoll, 
eine Löſung der ſchleswig⸗holſteinſchen Frage herbeizuführen, welche die 
Rückſichten auf das Rechtsbewußtſein und die politiſchen Intereſſen der 
deutſchen Nation mit den Rückſichten auf die Wünſche der Bevölkerung 
der Herzogtümer vereinigt. 


Aufzeichnung über eine Reiſe von Auſſee über Wild— 
alpen nach München. 
2. bis 10. Oktober 1864. 

. . . In Linz kaufte ich mir eine „Preſſe“ und erſah daraus, daß 
Miniſter Schrenck ſeinen Abſchied genommen hat. 

In München Ankunft um 10 Uhr. 

Den andern Morgen beſorgte ich einige Kommiſſionen, kam dann in 
die Ludwigsſtraße, wo ich Venninger traf, der mir zu meiner Ernennung 
zum Miniſterpräſidenten gratulierte. Er ſagte, in der Bankſitzung ſei ich 
als ſolcher genannt. Bald darauf begegnete ich dem Handelsgerichtsrat 
Völderndorff, mit dem ich ſpazieren ging. Er ſprach auch von dem Miniſter⸗ 
wechſel und erzählte, daß man in Franken allgemein auf mich rechne und 
auf mich baue. Wir ſprachen über das, was der Miniſter des Auswärtigen 
in Bayern jetzt zu tun habe und waren beide einverſtanden, daß die Ein⸗ 
wirkung auf den jungen König jetzt das wichtigſte ſei, ſonſt Vorſicht in 
den Beſtrebungen, Bayern an die Spitze der Mittelſtaaten zu bringen. 
Strengere Handhabung der inneren Verwaltung, keine Reaktion, gegen 
außen Vorſicht und Unabhängigkeit. 


) In der Sitzung der Londoner Konferenz vom 17. Mai hatte der preußiſche 
Vertreter die deutſche Erklärung verleſen, welche für die Herzogtümer vollſtändige 
politiſche Unabhängigkeit forderte. Obwohl hierdurch die Erbfolge des däniſchen 
Königs nicht ausgeſchloſſen war, wurde dieſer Antrag doch von Dänemark ſofort 
abgewieſen. Dadurch war die Möglichkeit einer Entſcheidung für die Perſonalunion 
mit Dänemark endgültig beſeitigt und die Fortſetzung des Kriegs mit dem Ziele 
der völligen Trennung der Herzogtümer von Dänemark geſichert. Beuſt hatte in 
der Sitzung namens des Bundes die Erklärung abgegeben: „que la majorité de 
la Diöte ne consentirait pas à une solution qui m&me sous la forme d'un arrange- 
ment conditionnel ou éventuel rötablirait l’union entre les Duchés et le Dane- 
marc.“ Graf Beuſt: „Aus drei Vierteljahrhunderten“, Bd. I S. 383, 
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Oettingen lamentiert über die Schwierigkeiten, die ein Standesherr 
in dieſer Stellung haben würde. Harleß erzählte, daß der König ſich 
geäußert habe, er werde keinen Standesherrn zum Miniſter machen. 

Die neueſten Nachrichten nennen Hompeſch als Miniſter der aus- 
wärtigen Angelegenheiten. Als ich ihn in den „Vier Jahreszeiten“ bei Tiſch 
fand, war er nicht angenehm überraſcht, mich zu ſehen. Dies beſtätigt 
mir, daß er Hoffnung hat. Im Theater ſah ich den König. Er ſieht wohl 
aus. Mir kam es aber vor, als wenn er ſchon den mißtrauiſchen Aus⸗ 
druck ſeines Vaters annehme. 

Meine Gegner ſind die Hofleute, der niedere Adel, die Ultramontanen 
und die öſterreichiſche Partei. Der gebildete Mittelſtand iſt für mich, des⸗ 
gleichen die Demokraten. Es ſcheint aber, als ob preußiſche und öſter⸗ 
reichiſche Einflüſſe ſich geltend machten, eine Reaktion in Bayern anzu⸗ 
bahnen. Dieſe wollen mich nicht, und in dieſer Ueberzeugung bin ich denn 
auch ruhig und unbehelligt wieder abgereiſt. 


Aus einem Briefe an die Prinzeſſin Eliſe. 
Auſſee, 29. Oktober 1864. 

.. . Die „Preſſe“ hat einen geharniſchten Artikel aus München gegen 
mich gebracht. Sie wirft mir vor, ich erſcheine jedesmal, wenn ein 
Miniſterwechſel bevorſtehe, in München und ſpricht in ſehr wegwerfendem 
Ton von dieſer ungerechtfertigten Prätenſion. Auch meine Jugend wirft 
ſie mir vor! Ich geſtehe, daß mich der Artikel etwas geärgert hat. Es 
iſt aber recht geſund, wenn man auch mitunter geſchimpft wird. 


Aus einem Briefe an Herrn von Mülhens in Baden. 
Schillingsfürſt, 23. November 1864. 
Miniſter bin ich trotz der öffentlichen Stimme nicht geworden. Die 
bayriſche Dynaſtie will keinen Mediatiſierten als Miniſter. Es ſoll dies 
Hauspolitik ſein. Ich kann mich darüber nicht betrüben. Beſſer Miniſter⸗ 
kandidat als abgetakelter Miniſter . 


An König Ludwig. 
München, 3. April 1865. 
Eure Königliche Majeſtät haben zu befehlen geruht, den Gegenſtand, 
der mich zur Bitte einer Audienz veranlaßt hat, zu Allerhöchſter Kenntnis 
zu bringen, und ich zögere nicht, dieſem Befehle zu folgen und die Bitte, 
die ich mündlich vorzutragen beabſichtigte, ſchriftlich zu den Füßen Eurer 
Königlichen Majeſtät zu legen. 
Eure Königliche Majeſtät haben mir ſeit Allerhöchſtderen Regierungs⸗ 
antritt ſtets nur Beweiſe Allerhöchſter Gnade zuteil werden laſſen. Ich 
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bin darauf ſtolz und dafür tief dankbar. Die wahre und innige Verehrung, 
welche ich für Eure Königliche Majeſtät im Herzen trage, läßt mich dringend 
wünſchen, dieſes gnädigen Wohlwollens und insbeſondere der Achtung 
Eurer Königlichen Majeſtät nicht verluſtig zu werden. 

Der Beginn des Landtags hat aber in mir die Befürchtung erregt, 
daß es möglich ſei, Eure Königliche Majeſtät könnten über meine Wirkſamkeit 
in der Kammer und über die Motive meiner Handlungen Berichte erhalten, 
die mich in falſchem Lichte erſcheinen laſſen. 

Gewohnt, bei den Beratungen des Landtags nur nach Ueberzeugung 
und treu meinem geſchworenen Eide zu handeln, verhehle ich mir nicht die 
Möglichkeit, in einzelnen Fällen mit der Staatsregierung nicht in Ueber⸗ 
einſtimmung zu ſein. Die erhabene Geſinnung Eurer Königlichen Majeſtät 
weiß die Unabhängigkeit der Vertreter des Landes, zu denen auch die 
Reichsräte gehören, zu würdigen. In dieſer Beziehung fürchte ich alſo 
nichts. Wohl aber fürchte ich falſche Darſtellung in betreff der Motive 
meiner Handlungen. 

Sollten daher Eure Königliche Majeſtät in vorkommenden Fällen meine 
Reden und Tun im Reichsrate für wichtig genug halten, denſelben Aller⸗ 
höchſtihre Aufmerkſamkeit zuzuwenden und darüber Aufklärung für nötig 
erachten, ſo würde ich Eurer Königlichen Majeſtät zum tiefgefühlteſten 
Danke verpflichtet ſein, wenn Allerhöchſtdieſelben dieſe Aufklärungen direkt 
von mir zu befehlen oder durch Allerhöchſtihr Kabinett einfordern zu laſſen 
die Gnade haben wollten. 

Das iſt die alleruntertänigſte Bitte, die ich Eurer Königlichen Majeſtät 
mündlich vorzutragen beabſichtigte und die ich hier ſchriftlich niederzu— 
legen wage. 


Zwei Schreiben an die Königin Viktoria von England über 
die ſozialen und politiſchen Verhältniſſe Deutſchlands, 
1864, 1865. 


Im April 1864 erhielt der Fürſt einen Brief ſeiner Tante, der Fürſtin 
Feodora von Hohenlohe-Langenburg, in welchem dieſe ihm einen Wunſch 
ihrer Schweſter, der Königin Viktoria, ausſprach.!) Die Königin klagte 
darüber, ſeit dem Tode des Prinzen Albert von der Verbindung mit 
Deutſchland gewiſſermaßen abgeſchnitten zu ſein, ſich mit niemand offen 
ausſprechen und von niemand genaue, unparteiiſche Anſichten hören zu 
können. Sie hegte Vertrauen zu dem Fürſten, als dem alten Freunde des 
Prinzen Albert, und wünſchte durch ihn in bezug auf die ſozialen und 
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politiſchen Verhältniſſe von Deutſchland au courant erhalten zu werden. 
Bei der Aufmerkſamkeit, mit welcher man in England deutſche Einflüſſe 
verfolgte, ſollten dieſe Berichte an die Königin durch die Vermittlung der 
Fürſtin Feodora überſandt werden. Namentlich ſollte der Fürſt die 
ſchleswig⸗holſteinſche Sache und deren Bedeutung für Deutſchland be- 
ſprechen, da die Engländer dieſe nicht verſtänden. Auf den Wunſch der 
Königin Viktoria erſtattete der Fürſt die nachfolgenden beiden Berichte 
vom 4. Mai 1864 und 15. April 1865, ein politiſches Glaubensbekenntnis 
unmittelbar vor dem Ausbruch der großen Bewegung, die den Fürſten 
ſelbſt zum politiſchen Handeln an leitender Stelle berief. 


München, 4. Mai 1864. 

Eure Königliche Majeſtät haben mir den ehrenvollen Auftrag erteilt, 
von Zeit zu Zeit Bericht über die ſozialen und politiſchen Zuſtände von 
Deutſchland abzuſtatten. Ich erlaube mir, dieſem Auftrage in nachſtehendem 
Folge zu leiſten. 

Was die ſozialen Zuſtände betrifft, ſo ſind dieſe zu allen Zeiten in 
Deutſchland mit den religiöſen ſo eng verbunden geweſen, daß der religiöſen 
Bewegung in Deutſchland zunächſt Erwähnung zu tun iſt. 

Vor allem iſt es eine bemerkenswerte Erſcheinung, daß ſich die 
Gegenſätze der gläubigen und nichtgläubigen Richtung immer ſchroffer 
geſtalten. Während die im Weſten von Deutſchland herrſchende Richtung, 
deren Repräſentanten in einigen Ländern ſogar das Kirchenregiment in 
der Hand haben, den Grundſatz aufſtellen, daß die Reformation auf 
halbem Weg ſtehen geblieben ſei, von der katholiſchen Kirche zu viele Elemente 
in ſich aufgenommen und dadurch ſich dem Fortſchritt verſchloſſen habe, 
daß aber jetzt die Zeit gekommen ſei, das Chriſtentum im Geiſte der Zeit 
umzubilden und das Glaubensbekenntnis dem wirklich beſtehenden Glauben 
und damit den Bedürfniſſen einer nicht mehr orthodox gläubigen Gemeinde 
entſprechend zu reformieren, ſchließt ſich im Gegenſatz zu dieſer proteſtan⸗ 
tiſchen Bewegungspartei die orthodox lutheriſche Glaubensgenoſſenſchaft 
feſter aneinander an. Dieſe beſtreitet die Notwendigkeit des Fortfchritts 
und der zeitgemäßen Entwicklung des Proteſtantismus, ſie hält ſich an 
die Bibel und an Luther, ja ein Teil derſelben würde gern in den Schoß 
der katholiſchen Kirche zurückkehren, wenn dieſe ihr nur einige Konzeſ⸗ 
ſionen im Dogma, insbeſondere in der Lehre von der Rechtfertigung durch 
den Glauben, machen wollte oder könnte. Da dies nicht möglich iſt, ſo 
bildet ſie wenigſtens innerhalb ihrer Kirche eine ſtrenge Gläubigkeit aus, 
modifiziert ihre Liturgien in einer der katholiſchen ähnlichen Art und 
nimmt ſo viel als immer möglich von den Werken der katholiſchen 
Kirche in ihre Sitten und Gebräuche auf. Die Inſtitution der Diakoniſſen, 
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die Brüder des Rauhen Hauſes in Hamburg und Berlin, die Johanniter⸗ 
ritter u. ſ. w. ſind Beweiſe dieſes Strebens. 

Außerhalb dieſer chriſtlichen Parteien ſteht die große Schule des 
Materialismus oder Nihilismus, vertreten durch die Koryphäen der 
materialiſtiſchen Philoſophie und Naturforſchung. Darunter ſind Männer 
von großem pofitiven Wiſſen und gewiſſenhaftem Streben, die aber im 
Verfolg ihrer Studien zur Ableugnung alles deſſen gelangt ſind, was ſie 
nicht mit dem Mikroſkop erfaſſen können. Wären dieſe Theorien auf 
die Schule beſchränkt, ſo würde die Gefahr nicht groß ſein. In Deutſch⸗ 
land aber iſt die Bildung eine ſo verbreitete, das Volk ſelbſt nimmt ſo 
lebhaften Anteil an dem, was die Profeſſoren ſagen, die Wiſſenſchaft iſt, 
wenn ich mich ſo ausdrücken ſoll, ſo demokratiſiert, daß ſolche Theorien 
nicht ohne bedenklichen Einfluß auf unſre ſozialen Zuſtände bleiben werden. 
Allerdings haben wir kein Proletariat in der Ausdehnung wie England, 
Belgien und Frankreich. Die Arbeiterbevölkerungen ſind auf verhältnis⸗ 
mäßig wenige einzelne Punkte zuſammengedrängt, und große Teile von 
Deutſchland, wie namentlich Bayern, haben vorzugsweiſe eine ruhige Acker⸗ 
baubevölkerung. Bei den Fortſchritten der Induſtrie wird aber auch die 
Arbeiterbevölkerung an Zahl zunehmen und einen um ſo nachteiligeren 
Einfluß auf die ſozialen und politiſchen Zuſtände ausüben, je tiefer in 
dieſelbe eine halbe, falſche und ſubverſive Bildung eingedrungen iſt. 

Was die politiſchen Zuſtände betrifft, ſo löſt ſich in Deutſchland im 
gegenwärtigen Augenblick alles in die ſchleswig⸗holſteinſche Frage auf. Daß 
dieſe Frage eine ſo große Bedeutung erlangen konnte, hat ſeinen Grund 
zunächſt in dem Umſtand, daß die Deutſchen ein Rechtsvolk ſind, daß 
Rechtsfragen ſtets den größten Anklang finden, wie denn Prozeſſe in 
manchen Gegenden von Deutſchland zu den erheiternden Beſchäftigungen 
in der Erholungszeit des Landmanns gehören. Abgeſehen aber hiervon 
fühlt jeder in Deutſchland die tiefere Bedeutung der ſchleswig⸗holſteinſchen 
Frage für unſre inneren Zuſtände. Jeder weiß, daß in jener Frage die 
deutſche Frage entſchieden wird. Im Anfang hatte es den Anſchein, als 
wenn die deutſchen Mittelſtaaten, die eigentlich reindeutſchen Staaten, 
durch die ſchleswig⸗holſteinſche Sache zu einer größeren politiſchen 
Geltung gelangen könnten. Hier liegt der Grund, warum dieſe Frage 
in den deutſchen Ländern außerhalb Preußens und Oeſterreichs eine 
größere Bewegung hervorgerufen hat. 

Wer die Erſchütterungen, welche Deutſchland in den letzten fünfzig 
Jahren bewegt haben, aufmerkſam beobachtet, wird finden, daß deren 
eigentliches Motiv in der Unzufriedenheit der Bewohner der Mittelſtaaten 
und Kleinſtaaten, einer Bevölkerung von ungefähr neunzehn Millionen 
Menſchen, zu finden iſt, die ſich von der Teilnahme an den Geſchicken 
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Europas ausgeſchloſſen ſehen. Dieſe Bevölkerung der Mittelſtaaten und 
Kleinſtaaten Deutſchlands ſieht ſich in dem Zuſtand großjährig gewordener 
Männer, denen die Verwaltung ihrer eignen Angelegenheiten vorenthalten 
wird. Ein ſolcher Zuſtand wird auf die Dauer unerträglich. Man hat 
dagegen eingewendet, der materielle Zuſtand der Mittelſtaaten ſei ein 
befriedigender, und es ſei eine Torheit, einen andern Zuſtand anzuſtreben, 
in welchem jedenfalls größere materielle Opfer als die bisherigen erfordert 
würden. Allein dieſer Ehrgeiz oder, um es beſſer auszudrücken, dieſes 
Bedürfnis nach Ehre und Anſehen iſt ein Zeichen der Lebensfähigkeit des 
deutſchen Volks, das Ehre und Anſehen höher ſtellt als das bloße materielle 
Genügen. Um alſo aus dieſem Zuſtande herauszukommen, hat man im 
Jahre 1848 die ſogenannte deutſche Einheit angeſtrebt. Denn dieſe Be⸗ 
wegung begann in Südweſtdeutſchland. Sie hat ſich als unpraktiſch 
erwieſen, da weder Oeſterreich noch Preußen ſich einer idealen Macht 
unterwerfen konnten. 

Eine Partei hat ſodann die preußiſche Hegemonie durchführen wollen. 
Sie iſt an dem Ablehnen des preußiſchen Königshauſes geſcheitert. 

Jenes obenerwähnte Streben blieb aber beſtehen, weil es auf einer 
tatſächlichen Grundlage beruhte. So fand ſich die ſchleswig⸗-holſteinſche 
Frage, die den deutſchen Mittelſtaaten und Kleinſtaaten, wenn ſie ſich 
hätten einigen können, die Möglichkeit gewährt hätte, eine politiſche Stellung 
in Europa zu erringen. Das Volk glaubte den Augenblick gekommen und 
drängte die Regierungen. Dieſe, uneinig und unfähig, ließen den günſtigen 
Augenblick vorübergehen. Als nun die deutſchen Großmächte die Sache 
in die Hand nahmen, ſchwanden die politiſchen Hoffnungen, welche das 
ſüddeutſche Volk an die ſchleswig⸗holſteinſche Sache geknüpft hatte, ohne 
daß aber das Intereſſe an der Sache abnahm. Nun wandte ſich die 
öffentliche Meinung wieder mehr Preußen zu, da man die Hoffnung hegt, 
Preußen werde nach den kriegeriſchen Erfolgen die Rechte der Herzogtümer 
nicht untergehen laſſen. 

Das deutſche Volk hat ſeit 1848 in der politiſchen Bildung Fortſchritte 
gemacht, es hat insbeſondere warten gelernt. Es hat gelernt, daß man 
in politiſchen Dingen nicht mit dem Kopfe durch die Wand rennt. Es iſt 
aber bei dieſer Lage der Sache und bei der in Deutſchland durchgängig 
herrſchenden Stimmung unausbleiblich, daß die Folgen einer das Rechts⸗ 
bewußtſein des Volks verletzenden Löſung der ſchleswig⸗holſteinſchen Frage 
für Deutſchland und insbeſondere für die Exiſtenz der Mittelſtaaten und 
Kleinſtaaten von den bedenklichſten Folgen ſein würde. Nicht daß daraus 
ein ſofortiger revolutionärer Ausbruch hervorgehen könnte. Dazu iſt die 
Maſſe des Volks zu ruhig und zu ſchwer erregbar. Aber es würde eine 
Mißachtung der Regierungen, denen man einen großen Teil der Schuld 
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zuſchieben würde, weil ſie nicht rechtzeitig eingegriffen, eine langſame, 
ſchleichende Unzufriedenheit entſtehen, die auf die Dauer zu einer Unter⸗ 
grabung der Exiſtenz der Dynaſtien dieſer Staaten führen müßte. 

Dies erkennen auch die Staatsmänner dieſer Staaten vollkommen an, 
und hieraus erklärt es ſich, daß konſervative Männer wie Beuſt und 
Pfordten in dieſer Frage mit der Bewegungspartei gehen. 

Wenn ich mich nicht täuſche, iſt man auch in Preußen zu dieſer 
Ueberzeugung gelangt. Denn was die Mittelſtaaten und Kleinſtaaten zu⸗ 
grunde richten würde, müßte auch in Preußen, wenn auch erſt ſpäter, 
verderbliche Folgen herbeiführen. Denn Preußen iſt ein deutſches Land, 
und ſeine Regierung muß, mag ſie wollen oder nicht, auf die Strömung 
der öffentlichen Meinung Rückſicht nehmen, während Oeſterreich als vor⸗ 
herrſchend ſlawiſcher Staat auf feine deutſche Bevölkerung und deren 
Stimmung wenig Rückſicht zu nehmen pflegt und es auch nicht nötig hat. 
Die ſchleswig⸗holſteinſche Frage iſt alſo eine Rechtsfrage für das Volk, 
eine Machtfrage für die Regierungen und eine Exiſtenzfrage für den Bund, 
das heißt für die Mittelſtaaten und Kleinſtaaten. Ich bitte Eure Majeſtät 
um Entſchuldigung, ſo weitläufig in einer Sache geweſen zu ſein, über 
die Eure Majeſtät ohne Zweifel beſſer unterrichtet ſind als ich. Meine 
Berichte können ſelbſtverſtändlich keine politiſchen Neuigkeiten bringen, da 
ich den Zentralpunkten der europäiſchen Politik fernſtehe. Sie ſollen nur 
der Ausdruck der politiſchen Meinung der gebildeten Klaſſe in Deutſchland 
ſein, und als ſolche bitte ich meine Darſtellung im allgemeinen nachſichtig 
beurteilen zu wollen. 


München, 15. April 1865. 


Eure Majeſtät wollen gnädigſt entſchuldigen, wenn ich dem im Mai 
vorigen Jahres vorgelegten Berichte erſt jetzt einen zweiten folgen laſſe. 
Mein Aufenthalt im öſterreichiſchen Gebirge und die Entfernung vom 
Schauplatze der Politik während des vergangenen Sommers machte es 
mir ſchwer, ein Urteil über die politiſchen Dinge in Deutſchland abzugeben. 
Seitdem ich hierher zurückgekehrt bin, habe ich öfters verſucht, das Ver⸗ 
ſäumte nachzuholen, ich fand aber, daß ich, ſowie ich zu ſchreiben anfing, 
in den widerwärtigen Stil unſrer Zeitungen geriet und konnte mich nicht 
entſchließen, das Geſchriebene Eurer Majeſtät vorzulegen. 

Ich muß es nun aber dennoch wagen, auch auf die Gefahr hin, durch 
meine Darſtellung einen ungünſtigen Eindruck zu machen, die Fortſetzung 
meiner politiſchen Beobachtungen einzuſenden, die am Ende doch größten⸗ 
teils Reſultate der Lektüre von Zeitungen und Zeitſchriften ſein können, 
weshalb ich um gnädige nachſichtige Beurteilung bitte. Die Frage, welche 
im vergangenen Frühjahr noch ganz Deutſchland in Aufregung hielt, iſt 
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in den Hintergrund getreten. Es wird zwar noch viel von Schleswig- 
Holſtein geſprochen und geſchrieben, allein die Teilnahme im Volk hat ſich 
vermindert. Es beweiſt dies die Richtigkeit meiner früheren Behauptung, 
daß das Intereſſe für die Herzogtümer, welches ſich im vorigen Jahre in 
jo ſtürmiſcher Weiſe kundgab, weniger der ſchleswig⸗-holſteinſchen als der 
deutſchen Frage galt, welche bei dieſem Konflikt zur Löſung zu kommen 
verſprach. Nachdem nun die Sache eine Frage der Macht und des Ein- 
fluſſes zwiſchen Preußen und Oeſterreich geworden iſt, hat ſich die auf- 
geregte Stimmung der Maſſen gelegt oder eine andre Richtung genommen. 
Allerdings trägt zu dieſer Beruhigung auch die Befriedigung bei, die man 
darüber empfindet, daß die Herzogtümer aufgehört haben, däniſch zu ſein, 
aber dies hindert nicht, daß ſich in den ſüddeutſchen Staaten mehr und 
mehr das Gefühl der Mißſtimmung verbreitet über die paſſive Rolle, zu 
welcher dieſe Staaten bei der die deutſchen Intereſſen berührenden Frage 
verurteilt ſind. 

Dieſes Gefühl teilen Regierungen und Volk in gleichem Maße, und 
es erſcheint deshalb für die Regierungen notwendig, die Mittel zu ſuchen, 
aus dieſer Lage herauszukommen. Bayriſche Staatsmänner ſehen die 
Rettung in der ſogenannten Trias, d. h. in dem feſteren Zuſammenſchluß 
der Mittelſtaaten und deren Organiſation zu einem Bundesſtaat unter der 
Hegemonie Bayerns. Ein Bundesſtaat, der mit Oeſterreich und Preußen 
zuſammen den eigentlichen Deutſchen Bund zu bilden hätte. 

Der Verwirklichung dieſer Idee treten aber noch viele zunächſt un⸗ 
überſteigliche Hinderniſſe entgegen. Zunächſt die Abneigung der verſchiedenen 
Dynaſtien, auf einen Teil ihrer Souveränitätsrechte zugunſten desjenigen 
Herrſcherhauſes zu verzichten, welches an die Spitze des engeren Bundes 
zu treten hätte. Ich glaube, daß weder der König von Sachſen noch der 
König von Württemberg Luſt haben werden, zugunſten unſeres jugendlichen 
Königs auf irgendein Recht zu verzichten. Auch der König von Hannover 
wird dazu keine Neigung verſpüren. 

Ein zweites Hindernis bildet die Abneigung der demokratiſchen Partei 
gegen den Triasgedanken. Die ſüddeutſche und mitteldeutſche Demokratie 
gehört zum Teil dem Nationalverein an und erſtrebt in dieſem die Organi⸗ 
ſation eines deutſchen Bundesſtaats unter der Führung Preußens. Die 
Regierung des Herrn von Bismarck halten ſie für ein vorübergehendes 
Uebel, nach deſſen Entfernung der Gedanke doch zur Ausführung kommen 
werde. Die übrigen Demokraten ſind bewußte oder unbewußte Republi⸗ 
kaner, die auf die Zeit warten, wo ein demokratiſcher Sturm des Kontinents 
die Throne erſchüttern und die glücklichen Zeiten einer konſtituierenden 
Nationalverſammlung für ganz Deutſchland wiederbringen werde. Bei 
der Abneigung gerade dieſes Teils der öffentlichen Meinung, die ſich am 
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entſchiedenſten zur Geltung zu bringen weiß, iſt eine Reform der Bundes⸗ 
verfaſſung in der angedeuteten Richtung ſehr ſchwierig. 

Ein drittes Hindernis für die bayriſche Idee liegt in der Abneigung 
Oeſterreichs und Preußens gegen die Trias. In Oeſterreich will man die 
Aufrechterhaltung des Bundes, wie er iſt, und widerſtrebt auch aus dem 
Grunde der Bildung einer dritten Staatengruppe, weil in derſelben pro⸗ 
teſtantiſche und katholiſche Staaten in Verbindung gebracht werden, ein 
Gedanke, der den Ultramontanen unangenehm iſt. Vielleicht vertraut man 
auch in Wien auf den Zerfall des ganzen Deutſchen Bundes, um dann 
aus den abfallenden Stücken die öſterreichiſche Monarchie gegen die deutſchen 
Grenzen hin beſſer zu arrondieren. Ich bin in die Geheimniſſe der Wiener 
Hof⸗ und Staatskanzlei zu wenig eingeweiht, um darüber ein Urteil zu 
haben. 

Die preußiſche Politik ſieht in der Trias ſowohl eine Beeinträchtigung 
der preußiſchen Hegemonie über Deutſchland als auch ein Hindernis der 
Vergrößerung Preußens im Norden von Deutſchland. Hier werden alſo 
die bayriſchen Gedanken auf entſchiedenen Widerſpruch ſtoßen. 

Ich fürchte daher, daß die Mittelſtaaten dazu verdammt ſein werden, 
nach wie vor in dem gegenwärtigen Zuſtand zu verbleiben, bis ſie einmal 
in einem großen europäiſchen Konflikt als Opfer von notwendigen Territorial⸗ 
veränderungen fallen werden. 

Mir ſcheint dieſer Zuſtand beklagenswert nicht allein im Intereſſe der 
bedrohten Staaten, ſondern ſogar im Intereſſe der deutſchen Großmächte 
ſelbſt. Oeſterreich bedarf keiner Territorialvergrößerungen. Eine geordnete 
innere Verwaltung und geregelte Finanzen ſind ihm zu allen Zeiten nötiger 
und genügen, um ſeine Macht dauernd zu begründen, insbeſondere wenn 
dazu natürliche Allianzen kommen. Preußen könnte ſeinen deutſchen Bundes⸗ 
ſtaat nur infolge einer ganz beſonders günſtigen Konſtellation der europäi⸗ 
ſchen Lage ausführen und nur dann, wenn Oeſterreich von der Karte von 
Europa verſchwände. Die politiſche Lage von Europa war im Jahre 1848 
der Durchführung des Bundesſtaats günſtig. Man hat damals in Preußen 
die Gelegenheit nicht benutzt. Eine ſolche Gelegenheit wird ſo bald nicht 
wiederkommen. Oeſterreich wird trotz Italien, trotz ſchlechter Finanzen 
und trotz Konkordat nicht von der Karte von Europa verſchwinden. Die 
Vorbedingungen des Zuſtandekommens eines deutſch-preußiſchen Bundes⸗ 
ſtaats werden alſo noch lange nicht gegeben ſein. Unterdeſſen kann aber 
der gegenwärtige Zuſtand des Deutſchen Bundes zu der heilloſeſten Kon⸗ 
fuſion führen, zu einer Verwirrung, die ihre Schwingungen auch nach 
Wien und Berlin tragen würde. 


Aus dieſem Grunde würde ich es im Intereſſe von 2 und 
Fürſt Hohenlohe, Denkwürdigkeiten. I 
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Preußen für zweckmäßig halten, wenn dieſe Staaten, den gegebenen tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſen Rechnung tragend, ſich nicht allein der Konſtituierung 
der dritten Staatengruppe nicht entgegenſtellten, ſondern ihren Einfluß 
geltend machten, um dieſelbe formell zuſtande zu bringen. Unter dieſem 
Einfluß würde ſowohl die Abneigung der einzelnen deutſchen Souveräne 
in den Hintergrund treten, als auch die Sympathien und Antipathien der 
demokratiſchen Partei an Bedeutung verlieren. Ich glaube, die deutſchen 
Großmächte würden damit die Ruhe von Deutſchland und Europa auf 
lange Jahre ſichern, indem ſie eine Haupturſache der Unruhe und Un⸗ 
zufriedenheit in Deutſchland beſeitigten. 

Ich ſehe keine andre Löſung des deutſchen Rätſels. Man wird nie 
zum Ziel kommen, wenn man den tatfächlichen Verhältniſſen nicht die 
nötige Rechnung trägt. Zu dieſen gehört vor allem der individuelle 
Charakter der deutſchen Volksſtämme und die Zähigkeit, mit der ſie an 
ihren Stammeseigentümlichkeiten feſthalten. Das Gleichmachen in politi⸗ 
ſcher und ſozialer Beziehung geht in Frankreich und Italien, wo der 
Nationalcharakter eine größere Gleichförmigkeit, weniger individuelle Selb⸗ 
ſtändigkeit hat. Wie aber in Deutſchland die Volksſtämme noch deutlich 
zu unterſcheiden ſind, in die ſich Deutſchland in der Zeit Karls des 
Großen teilte, wie noch heute die Württemberger den alemanniſchen und 
ſueviſchen, die Bayern den bojoariſchen Charakter beibehalten haben, wie 
man das lebhafte Weſen der Franken in Mitteldeutſchland, das gemeſſene 
und tüchtige der Sachſen unter der weſtfäliſchen und hannoverſchen Be⸗ 
völkerung erkennt, ſo hat im allgemeinen das, was man gewöhnlich Par⸗ 
tikularismus nennt, in dem deutſchen Nationalcharakter ſeine feſte Wurzel 
und iſt mit Theorien nicht auszutilgen. 

Da wo, wie in Preußen und Oeſterreich, der Einfluß der Slawen 
ſich geltend gemacht hat, ja teilweiſe überwiegend vorherrſcht, iſt die ſtaat⸗ 
liche Vereinigung und Gleichmachung leicht geweſen. In dem von dem 
ſlawiſchen Elemente unberührten Teile des ſüdlichen und weſtlichen Deutſch⸗ 
lands iſt die Zerſplitterung geblieben, weil ſie durch den Volkscharakter 
bedingt iſt. Dieſe Staaten zu einer nur einigermaßen praktiſchen föderativen 
Verbindung zuſammenzubringen, wird ſchwer, aber immer noch leichter ſein, 
als ſie einem Staat wie Preußen oder Oeſterreich in irgendwelcher Form, 
ob ſtaatlich oder bundesſtaatlich, zu inkorporieren. In politiſchen Dingen 
iſt aber immer nur das Mögliche zu erſtreben, ſo ſchmerzlich es ſein mag, 
liebgewordene theoretiſche Pläne aufzugeben. 

Wenn ich ſchließlich zuſammenfaſſen ſoll, womit ſich zurzeit das 
Publikum in Deutſchland beſchäftigt, was den Gegenſtand der Unterhaltung 
politiſch gebildeter und ungebildeter Menſchen ausmacht, ſo ſind dies 
folgende Punkte: 
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1. die päpftliche Enzyklifa, !) die im allgemeinen unter den deutſchen 
Katholiken keinen günſtigen Eindruck gemacht hat, 

2. die Frage, wer in Preußen bei dem Kampfe zwiſchen Regierung 
und Volk den Sieg davontragen wird, 

3. die damit zuſammenhängende Löſung der ſchleswig⸗holſteinſchen 
Frage, ob der Herzog Friedrich ſelbſtändiger Monarch von Schleswig⸗ 
Holſtein oder dieſes preußiſche Provinz werden wird, 

4. der amerikaniſche Krieg. Dieſer greift beſonders in Süddeutſch⸗ 
land tief in die materiellen Intereſſen ein. Nicht allein leiden unſre Baum⸗ 
wollſpinnereien in einer Weiſe, die deren Exiſtenz in Frage ſtellt, ſondern 
auch die Kapitalbeſitzer, die ihr Geld in amerikaniſchen Papieren angelegt 
haben, ſehen mit Spannung auf die Entwicklung des Kriegs und erſehnen 
den endlichen Frieden und den Sieg der Nordſtaaten. Dazu kommt, daß 
die Sympathie der demokratiſchen Bevölkerung Süddeutſchlands aus politi⸗ 
ſchen Gründen auf Seite der Nordſtaaten ſteht. 

Was endlich Bayern betrifft, ſo kann ich die Bemerkung nicht unter⸗ 
drücken, daß wir den liebenswürdigſten Monarchen haben, der mir noch 
je vor Augen gekommen iſt. Er iſt eine durchaus edle, poetiſche Natur. 
Sein Weſen iſt ſo außerordentlich einnehmend, weil man fühlt, daß ſeine 
Höflichkeit der Ausdruck eines wohlwollenden Herzens iſt. Dabei fehlt es 
ihm nicht an Verſtand und Charakter. Ich hoffe, daß die Aufgaben, 
welche ihm während ſeiner Regierung bevorſtehen, nicht ſeine Kräfte über⸗ 
ſteigen möchten. 


Die vorſtehenden Aufzeichnungen des Fürſten über ſeine Reiſen und 
über politiſche Eindrücke geben kein Bild von dem reichen und glücklichen 
Familienleben des Schloßherrn auf Schillingsfürſt, das ſich gerade in dieſer 
ruhigen Periode von 1853 bis 1866 ſtetig entwickelte. Am 30. November 
1847 war dem fürſtlichen Paare die älteſte Tochter Eliſabeth geboren, 
am 6. Juli 1851 die Prinzeſſin Stephanie. Am 5. Juni 1853 wurde 
ihm der Stammhalter geſchenkt, der jetzt regierende Fürſt Philipp Ernſt. 
Ein am 14. Oktober 1857 geborener Sohn Albert wurde den Eltern im 
Frühling 1866 durch die Diphtheritis entriſſen. Endlich wurden am 6. Auguſt 
1862 die Zwillinge Prinzen Moritz und Alexander geboren. 

Im Jahre 1858 erwarb der Fürſt das Haus an der Briennerſtraße 
in München, welches er dann während der Sitzungen des Reichsrats mit 
ſeiner Familie bewohnte. Im Jahre 1865 kaufte er ein Bauernhaus in 


) Die Enzyklika „Quanta Cura“ vom 8. Dezember 1864 mit dem „Syllabus“. 
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Alt⸗Auſſee in Steiermark, das er zu einer Villa umbauen ließ. Dort 
pflegte die Familie ſeitdem einen Teil des Sommers zu verbringen. In 
der Erziehung der Kinder unterſtützte die Eltern die jüngſte Schweſter des 
Fürſten, Prinzeſſin Eliſe, welche bis zu ihrer Vermählung mit dem Prinzen 
zu Salm⸗Horſtmar im Jahre 1868 im Hauſe des Bruders ihre Heimat 
hatte. Aus ihren Briefen, deren Einſicht dem Herausgeber freundlichſt 
gewährt wurde, ſeien hier einige kurze Notizen mitgeteilt, welche das 
Leben und den Geiſt des Hauſes beleuchten. Die Prinzeſſin Amalie, die 
Vertraute der Jugend des Fürſten, heiratete 1857 gegen den Wunſch 
der Familie den Hofmaler Richard Lauchert. Die hierdurch herbeigeführte 
zeitweilige Entfremdung dauerte nur wenige Jahre. Die Prinzeſſin Salm 
ſchreibt darüber: „Später hat ſich meine Schweſter mit allen Brüdern 
wieder ganz ausgeſöhnt und hat auch mit meinem Bruder Chlodwig 
wieder ſchöne Stunden verlebt. Die Brüder ſahen ein, daß der treffliche 
Mann, um deſſentwillen ſie alles verlaſſen hatte, ihrer wert war. Er 
war nicht nur ein talentvoller Künſtler, ſondern ein vorzüglicher, zu⸗ 
verläſſiger Charakter. Leider iſt er ſchon 1868 geſtorben, ſie waren nur 
11½ Jahre verheiratet.“ 

Ueber das Verhältnis des Fürſten zu ſeinen Geſchwiſtern ſchreibt die 
Prinzeſſin: „Alle Geſchwiſter haben in allen zweifelhaften Fällen bei ihm ihre 
Zuflucht geſucht. Die große Klarheit und Ruhe, der Ernſt und die brüder⸗ 
liche Liebe, die man immer ſpürte, gaben ſeinen Ratſchlägen ein großes 
Gewicht. Unſrer Mutter Milde war in Amalie und Chlodwig über⸗ 
gegangen. Er hatte Akten angelegt über jedes ſeiner Geſchwiſter, um die 
Fäden ihrer Angelegenheiten jederzeit wieder anknüpfen zu können. Wenn 
man in Schillingsfürſt in ſeinem kleinen Schreibkabinett ſaß, er an ſeinem 
Schreibtiſch und eines von uns auf einem kleinen Fauteuil daneben, wenn 
er von ſeiner Arbeit aufſah und ſich gleich in die Angelegenheit vertiefte, 
die man ihm vortrug — das iſt eine unbeſchreibliche Erinnerung, man 
ſpürt noch heute ſeinen durchdringenden Blick.“ „Chlodwig,“ heißt es in 
einem Briefe der Prinzeſſin aus dem Jahre 1852, „muß ich immer mehr 
bewundern, wie ruhig, uneigennützig und geduldig er handelt. Man mag 
ſagen, was man will, über ‚männliche Energie, kräftiges Auftreten“ u. ſ. w. 
— das iſt alles recht ſchön, aber ‚a noble mind‘ und ‚a refined one‘ 
geht über alles und iſt beſſer allein, ohne jene Eigenſchaften, als umgekehrt. 
Heute ſprach er ſich wieder einmal über das Heiligſte aus. Ich weiß 
nicht, was mir das für einen eignen Eindruck macht, wie es mich bewegt, 
wenn ich aus ſeinem Munde den Namen „Chriſtus“ höre, das iſt jo tief- 
gefühlt, wenn es von ihm kommt.“ 

Ueber die Lage von Schillingsfürſt ſchreibt die Prinzeſſin: „Im 
Sommer war das Leben dort anziehend durch die weite Ausſicht, die 
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großartige Stille oben auf dem Berge, den Sonnenglanz, der die großen 
Zimmer durchleuchtete, und die glorreichen Sonnenuntergänge. Die Nähe 
von Langenburg, wo damals noch der Fürſt Ernſt, Bruder meiner Mutter 
und Vater des jetzigen Statthalters, wohnte, ein Mann von alter ritter⸗ 
licher Art mit feiner geiſtvollen und ſchönen Gemahlin,!) war für uns 
von großem Wert. Nähere adelige Nachbarſchaft gab es nicht, ſo daß 
Schillingsfürſt doch im ganzen ein einſamer Ort genannt werden konnte. 
Für meine liebe Schwägerin, die von Jugend her ſo etwas nicht gewohnt 
war, war dies in mancher Beziehung ſchwer, zumal die trockene Luft, der 
Mangel eines Fluſſes und der ſcharfe Wind, ohne den Schillingsfürſt 
ſelten war, ihrer Geſundheit nicht zuträglich ſchien. Dies veranlaßte 
öftere Badereiſen nach Schwalbach und Schlangenbad oder an die See. 
Auch nach Rauden bei Ratibor, nach England und ſpäter auch nach Wien ) 
wurden öfters Reiſen unternommen. Meines Bruders eigentlicher Natur 
war dies viele Hin⸗ und Herreiſen nicht ſympathiſch. Aber er nahm von 
allem das Beſte heraus, machte überall intereſſante Notizen, hatte mit 
allen Menſchen lehrreiche Geſpräche und ſtellte ſein eignes Ich immer in 
den Hintergrund. 

Von allen ſeinen Reiſen und Aufenthaltsorten machte mein Bruder 
an den Winterabenden in Schillingsfürſt Zeichnungen in ein großes 
flaches Buch. Er hatte dabei das jüngſte Kind auf dem Schoße, die 
älteren ſtanden daneben, und alle ſchauten mit größter Begier in das Buch, 
in welchem ſie ihre eignen Porträts in den verſchiedenſten Situationen 
und die Porträts ihrer Eltern, Verwandten und Dienſtboten unter der 
Hand ihres Vaters entſtehen ſahen. Es entſtanden auf dieſe Weiſe viele 
Bücher, welche eine ganze Familiengeſchichte enthalten. 

Mein Bruder liebte die Jagd und war ein geſchickter Schütze, aber 
es geſchah mit Maß. In ſeinen letzten Jahren im Reichskanzlerpalais 
ſagte er einmal zu mir: „Ich kann keine Geweihe mehr ſehen, denn die 
Jagd iſt eine Abgötterei geworden.“ 

Zur Ergänzung der Mitteilungen der Prinzeſſin Eliſe mögen die 
folgenden Aufzeichnungen der Schwägerin des Fürſten, Prinzeſſin Kon⸗ 
ſtantin zu Hohenlohe, dienen, welche nicht das häusliche, ſondern das ge⸗ 
ſellſchaftliche Leben des Fürſten betreffen. 

„Mein Schwager Chlodwig,“ ſchreibt die Prinzeſſin, „erſchien mir 
ſtets als ein Uebergangscharakter, der, tief in den feudalen Anſchauungen 
der Reichsunmittelbaren wurzelnd, ein intuitives lebhaftes Verſtändnis für 


1) Siehe Seite 84. 
2) Siehe Seite 99. 
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alle liberalen Strebungen hatte, die erſt in unſrer modernſten Zeit zum 
Durchbruch gekommen find. Seiner milden Lebensphiloſophie war es ge- 
geben, Schroffheiten abzuſtumpfen, Gegenſätze zu vermitteln. Ob die 
Gegenſätze in der eignen Bruſt ihn nicht oft ſchmerzlich erſchütterten, hat 
er in undurchdringliches Schweigen gehüllt. Mir erſchien ſeine unwandel⸗ 
bare Ruhe nur eine Folge der Selbſtüberwindung nach langen Seelen⸗ 
kämpfen. 

Er nahm ſich mit väterlicher Fürſorge ſeines jüngſten Bruders Kon⸗ 
ſtantin an, der zur Zeit des Todes der geliebten Mutter kaum dem Knaben⸗ 
alter entwachſen war. Er und ſeine Frau vermittelten auch unſre Heirat, 
und Marie freute ſich, eine Couſine in ihren engeren Familienkreis zu bringen. 
Als ſolche hat ſie mich ſtets bevorzugt. Sie kamen auch alle Jahre, uns 
als junges Ehepaar zu beſuchen. Die damals ſo exkluſive, vornehme und 
glänzende Wiener Geſellſchaft übte auf meine Schwägerin einen unwider⸗ 
ſtehlichen Reiz. Ihr Mann war weniger dafür empfänglich, aber wie 
immer wollte er kein Störenfried ſein und beteiligte ſich mit heiterer 
Reſignation an allen prunkvollen Feſten, auf denen die ſchöne Erſcheinung, 
der koſtbare Schmuck ſeiner geliebten Fürſtin Aufſehen erregten. Oft be⸗ 
gleitete er mich in eine Vorleſung, die mich intereſſierte, während die 
beiden übermütigeren Ehehälften ſich in einer Offenbachſchen Operette 
beſſer unterhielten. In den Jahren 1866 bis 1870 änderten ſich dieſe 
harmloſen Beziehungen, denn Chlodwigs bekannte politiſche Geſinnungen 
und ſein Erlaß gegen das Konzil erregten großes Mißfallen in Wien. 
Das machte meinem Mann große Sorgen, der ſelbſt ſeines Bruders poli⸗ 
tiſches Vorgehen lebhaft mißbilligte. Doch Chlodwigs kamen nach wie 
vor. Sie wollten ſich naiv ihren Anteil an dem gewohnten feſtlichen 
Treiben nicht ſchmälern laſſen, und er tat, als merke er nicht die kühle 
Steifheit, mit der man ihm begegnete, lächelte höchſtens, wenn einer gar 
zu plump ſich ſeiner Begrüßung entzog. Seine würdige verſchloſſene 
Haltung hielt jeden direkten Angriff ab, ſo daß jede peinliche Erörterung 
unterbleiben mußte. Unſer Kaiſer war ihm ſtets freundlich geſinnt, was 
in den letzten Jahren der Elſäſſer Statthalterſchaft und des Reichskanzler⸗ 
tums ſich bis zur Herzlichkeit ſteigerte. Der Kaiſer bedauerte, das Goldene 
Vlies nicht dreien Brüdern Hohenlohe gleichzeitig verleihen zu können. 
Außer meinem Manne hatte auch der älteſte Bruder Ratibor das Vlies 
erhalten, weil er ſich ſtets tatkräftig öſterreichiſcher Intereſſen in Berlin 
annahm. Gleich nach dem Tode des Herzogs von Ratibor wurde Ehlod- 
wig durch das Goldene Vlies, dieſen exkluſivſten aller Orden, ausgezeichnet. 
Wir hatten viele gemütliche Begegnungen im einſamen Wildalpen, wo 
mein Mann eine der ſchönſten Gemsjagden unſrer Monarchie gepachtet 
hatte. Meine Schwägerin flammte auf in leidenſchaftlicher Erregung für 
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dies neue edle Weidwerk. Ihr Gatte kam feinem Weidmannsberufe 
ſtets korrekt nach, aber mit viel geringerer Paſſion. Er nahm lateiniſche 
Klaſſiker auf ſeinen Stand mit, was meine Söhne, die damals noch im 
Gymnaſium ſchwitzten, mit Staunen erfüllte. Ich erinnere mich, daß ich 
einmal in den letzten Jahren auf dem Stand mit ihm war. Um uns 
die lange Wartezeit abzukürzen, rezitierte er mir aus dem Gedächtnis ohne 
Stocken die längſten und ſchönſten Gedichte. In unſrer poetiſchen Be⸗ 
geiſterung verpaßte er denn auch die Gemsböcke, die ihm zugetrieben 
waren. Zum Schluſſe, als wir ſchon aufbrechen ſollten, feſſelte ihn eine 
Meiſe, die, von all dem Geknatter und Geknalle erſchreckt, ängſtlich Schutz 
bei ihm ſuchte. Wir verſpäteten uns beträchtlich, da er damals ſchon ſehr 
langſam ging. Man war um uns beſorgt und hatte uns Jäger entgegen⸗ 
geſchickt. Das unauslöſchliche Gelächter der Geſellſchaft, die nicht glauben 
wollte, daß wir uns auf einer Gemsjagd wegen einer Meiſe aufgehalten 
hatten, ſtörte Chlodwigs paſſive Ruhe nicht im geringſten.“ 


8. Das Jahr 1866. 


Aufzeichnung des Fürſten. 
München, 21. März 1866. 

Bei der bevorſtehenden oder beabſichtigten Demonftration !) muß man 
ſich vor allem klar werden über Zweck und Mittel, man muß ſich 
fragen, ob der Zweck erreichbar iſt und die Mittel, die uns zu Gebote 
ſtehen, Erfolg verſprechen. 

Der Zweck ſoll ſein: die Regierung durch die Bildung eines Vereins 
zu einer mehr entſchiedenen Haltung, zu tätigem Eingreifen in die 
gegenwärtige Kriſis zu veranlaſſen und ihr dabei gleichzeitig die Allianz 
der Nation, wenigſtens des ſüdweſtlichen Teiles derſelben, durch die 
Voranſtellung des Planes der Zuſammenberufung eines deutſchen Parla⸗ 
ments zu ſichern. 

Das tätige Eingreifen der Regierung ſoll befördert werden, damit 
eine Einigung der Mittel- und Kleinſtaaten zuſtande komme. 

Hier fragt es ſich: iſt dieſer Teil des Programms jetzt erreichbar? 
Was die Dynaſtien anbetrifft und die ſie vertretenden Regierungen, ſo 
können wir auf Beiſtimmung nur rechnen bei Sachſen; Württemberg iſt 
zweifelhaft, Baden feindlich, die kleinen Herzogtümer und ganz Nord⸗ 
deutſchland auf preußiſcher Seite. Alle dieſe Staaten würden nur dann 


) Näheres über die beabſichtigte „Demonſtration“ war nicht zu ermitteln. 
Die Veranlaſſung ergibt der nachfolgende Brief des Prinzen Karl von Bayern. 
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dem Ruf Bayerns folgen, wenn ſie durch eine populäre Agitation gedrängt 
würden. Darauf iſt aber nicht zu rechnen. 

Schon im eignen Land würde die Idee eines deutſchen Parlaments 
jetzt mit Mißtrauen betrachtet werden. Die Situation iſt jetzt derart, 
daß eine naive, unbefangene Anregung der Berufung eines deutſchen 
Parlaments mit Hohngelächter aufgenommen werden würde; es müßte 
alſo das Parlament der Mittelſtaaten, das ſogenannte Triasparlament, 
vorzugsweiſe betont werden. 

Iſt aber hier auf Zuſtimmung zu rechnen? Die ultramontane Partei 
will davon nichts wiſſen, die Fortſchrittspartei, ſoweit ſie nationalvereinlich 
iſt, geht von der preußiſchen Spitze nicht ab, ſie will abwarten. Die 
demokratiſche Fortſchritts⸗ oder Volkspartei iſt bei uns zu ſchwach, um 
darauf irgendeine Rückſicht zu nehmen. Es bleibt alſo nur die groß⸗ 
deutſch⸗ liberale Fraktion. Dieſe iſt zurzeit ohne Einfluß; wenigſtens iſt 
ihr Einfluß zu gering, um durch das Aufſtellen eines Programms die 
bayriſche Nation mit fortzureißen. 

In Württemberg iſt die Parteigruppierung eine ähnliche, Baden iſt 
teils ultramontan, teils nationalvereinlich, der Norden iſt ganz für den 
Nationalverein, es iſt alſo auch außerhalb Bayerns für das Triasparlament 
keine Begeiſterung zu erwecken. 

Das tätige Eingreifen der Regierung ſoll ferner darin beſtehen, aus 
der Neutralität heraus und in eine entſchiedene Allianz mit Oeſterreich 
zu treten. 

Dieſer Zweck wird auch ohne unſre Mitwirkung erreicht werden. 
Entweder geht Oeſterreich an den Bund, überträgt die Beſetzung Holſteins 
den Bundestruppen oder Bundeskommiſſären, was Preußen nicht leiden 
wird, dann iſt der Krieg mit Preußen da, und die Allianz mit Oeſterreich 
folgt von ſelbſt. 

Oder Oeſterreich geht nicht an den Bund und ſchlägt allein los, was 
unwahrſcheinlich iſt, dann wird die ſofortige kategoriſche Frage beider 
deutſcher Großmächte an die Mittelſtaaten, ob ja oder nein, nicht einen 
Augenblick auf ſich warten laſſen. Dann kann aber Bayern, ob gern 
oder ungern, nur mit Oeſterreich gehen. 

Die Aufſtellung der Parlamentsidee der deutſchen Mittelſtaaten könnte 
aber noch zu unerwarteten Reſultaten führen, die für Bayern wenig er⸗ 
wünſcht wären. Wer ſteht uns dafür, daß, wenn die Parlamentsidee 
plötzlich in Anregung gebracht und Beifall finden würde, Preußen nicht 
darauf einginge, die Bundesreform offiziell und direkt in Vorſchlag brächte, 
wie ſie dieſelbe ſchon offiziös angedeutet hätte. Dann ſäßen wir mit einem 
Male in der Union von 1849. 

Sollte ich mich aber in allen dieſen Punkten täuſchen, ſollte es doch 


| 
| 
| 
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zweckmäßig und nötig ſein, in der vorgeſchlagenen Weiſe zur Bildung 
eines Vereins vorzuſchreiten, ſo iſt ein wichtiger Punkt zu berückſichtigen. 
Politiſche Demonſtrationen müſſen weder von hominibus novis noch von 
ſolchen ausgehen, die nicht ganz oder nicht mehr das ungeteilte Vertrauen 
des Volkes beſitzen. Wenigſtens dürfen dieſe beiden Kategorien nicht 
allein die Demonſtration verſuchen. Demonſtrationen können nur dann 
auf Erfolg rechnen, wenn an deren Spitze Männer ſtehen, die das Volk 
(ob mit Recht oder Unrecht, bleibt ſich gleich) als die Männer ſeines 
Vertrauens anſieht. Stehen dieſe an der Spitze, ſo können wir uns ihnen 
anſchließen, treten wir aber allein auf, ſo werden wir als fürwitzige 
Ariſtokraten verhöhnt werden und uns für ewige Zeiten unmöglich machen. 
Ich rechne zu den Vertrauensmännern, von denen die Demonſtration aus⸗ 
gehen müßte, unter andern folgende Perſönlichkeiten: Pötzl, Schlör, 
Hegnenberg, Lerchenfeld, Stenglein und vor allen andern Völk und 
Marquart Barth. 

Der Zweck der Demonſtration iſt von Anfang an verfehlt, wenn ſie 
nicht eine zündende Wirkung ausübt. Dieſe freiwilligen politiſchen Taten 
ſind nur dann gerechtfertigt, wenn ſie die Manifeſtation eines alle Herzen 
durchglühenden Gedankens find, wenn in dem Augenblick, wo ſie ſtatt⸗ 
finden, jeder ausrufen muß: „Das iſt das Richtige!“ Nur keinen Schlag 
ins Waſſer, beſonders wenn das Waſſer trüb iſt! 

Darum faſſe ich den Schluß in die Worte des erſten Briefes an die 
Korinther Kap. 9, Vers 26: 

„Ich laufe aber alſo, nicht als aufs Ungewiſſe, ich fechte alſo, nicht 
als der in die Luft ſtreichet.“ 


Prinz Karl von Bayern an den Fürſten. 


München, 23. März 1866. 
Eurer Durchlaucht 
ſende ich Ihre Bemerkungen vom 21. d. M., die ich heute ſelbſt zurück⸗ 
bringen wollte, mit beſtem Dank zurück. 

Das Programm Bayerns, Oeſterreich zu unterſtützen, wenn es zum 
Bundesſtandpunkt zurückkehrt, wird von allen Parteien gebilligt. Ein in 
dieſer Richtung tätiger Verein iſt überflüſſig. Ein Verein, der die ſo⸗ 
fortige Berufung eines Parlaments für Geſamtdeutſchland oder für die 
Mittelſtaaten verlangt, iſt unpraktiſch und deshalb lächerlich. Einen ſolchen 
Gedanken hatte ich nicht. 

Das Parlament ſoll einſtweilen nur unter den Bedingungen ent⸗ 
ſprechender Reform der Bundesverfaſſung figurieren, an die Bayern ſeinen 
Anſchluß an Oeſterreich zu knüpfen hätte. 
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Mir dünkt, eine günſtigere Gelegenheit, ohne Revolution zu einer 
Bundesreform zu kommen, als heute dürfte ſo bald nicht wiederkehren, 
und würde ich noch heute eine in dieſer Richtung tätige, allenfalls auch, 
im Falle ſteigender Verwicklung, Zuſammenberufung des Landtags be⸗ 
zielende Vereinigung großdeutſcher Liberalen für praktiſch halten. 

Möglich jedoch, daß Sie recht haben, daß auch hiezu die Zeit noch 
nicht gekommen. 

Ich habe übrigens Pfordten im Verdacht, in aller Stille nebenbei 
Rheinbundpolitik zu treiben; wie dann? 

Dies die Bemerkungen, auf die ich vorhatte die Aufmerkſamkeit Eurer 
Durchlaucht zu lenken. 

Ich einſtweilen werde den Rat der Vorſicht nicht vergeſſen, für welchen 
ich den aufrichtigſten Dank wiederhole, und verharre 

Eurer Durchlaucht 


ergebenſter Diener 
gez. Karl. 


Journal.!) 
München, 11. April 1866. 

Heute Diner beim König. Nach der Tafel im Wintergarten fing der 
König an, mit mir von Politik zu ſprechen, und äußerte ſich beſorgt wegen 
der von Preußen aufgeſtellten Parlamentsidee. Ich ſagte, die Parlaments⸗ 
idee werde immer wieder auftauchen, jetzt ſei der Moment für Bayern 
günſtiger als zu irgendeiner andern Zeit. Die demokratiſche Partei werde 
nicht unbedingt mit Bismarck gehen, während dies bei einem liberalen 
preußiſchen Miniſterium der Fall ſein würde. Preußen erſtrebe jetzt nur 
die Suprematie in Norddeutſchland. Hier unterbrach mich der König und 
ſagte: „Jetzt, aber ſpäter werden ſie auch noch mehr verlangen.“ Ich 
bezweifelte dies und fügte bei, daß ich glaube, Bayern werde ſich jetzt mit 
Preußen verſtändigen können, und Preußen werde nichts dagegen haben, 
wenn wir uns eine anſehnlichere Stellung in Süddeutſchland bilden wollten. 
Darauf ſprach er dann von dem Einfluß, den Bismarck auf den König 
habe und der unbeſchränkt ſei. Die Königin und der Kronprinz ſeien 
gegen Bismarck. Nach mir ſprach der König mit Maurer, ) der auch 
in meinem Sinne ſprechen wollte, und mir nachher ſagte, er habe den 
König beſonders ermahnt, ſich jetzt nicht zu fürchten und die Gelegenheit 
zu benützen. 


1) Hier beginnen die regelmäßig fortlaufenden Aufzeichnungen des Fürſten, 
die er ſein „Journal“ nannte. 
2) Staatsrat von Maurer (1790 bis 1872), Mitglied der Kammer der Reichsräte. 
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München, 31. Mai 1866. 

Geſtern Abend angekommen. Die Adreſſe iſt geſtern Morgen beraten 
worden. Arco⸗Valley, den ich auf dem Bahnhof fand, erzählte mir, daß 
Zu Rhein eine gegen Preußen gerichtete Verſchärfung der Adreſſe begut⸗ 
achtet und in längerer Rede befürwortet, Wilhelm Löwenſtein eine Milderung 
im preußiſchen Intereſſe beantragt habe. Die Kammer nahm aber das 
Projekt von Harleß als genügend ſcharf und würdig an. Ich glaube, 
Stauffenberg hat die Sitzung, wenn auch nicht abſichtlich, doch nicht ohne 
innere Befriedigung unmittelbar vor meiner Ankunft angeſetzt. Er wollte 
mir die Gelegenheit nehmen, ein politiſches Glaubensbekenntnis abzulegen. 
Vielleicht hatte er aber auch nur den Plan, ſo bald wie möglich wieder 
acht Tage Ferien zu machen, um heute abreiſen zu können. 

Die Stimmung iſt hier gegen Preußen. Die Sympathien für Preußen, 
die in der Armee geherrſcht haben, ſind verſchwunden, wie man ſagt. Ich 
ging geſtern lange mit Bodenſtedt auf dem Dultplatz auf und ab, der 
insbeſondre für Volksbewaffnung ſprach, natürlich neben den ſtehenden 
Heeren. Es ſei nun einmal ein Schlagwort der Demokratie, und wenn 
die Leute ſich dieſe Koſten und Unannehmlichkeiten machen wollten, ſo ſolle 
man ſie damit beglücken. Revolution werde dadurch nicht entſtehen. 

Der König hat ſich unter den Münchner Bürgern durch ſeine Reiſe 
nach der Schweiz !) ſehr geſchadet. Man ſoll ihm öffentlich auf der Straße 
Schimpfworte nachgerufen haben; bei der Fahrt nach der Kirche am 
Eröffnungstag des Landtags iſt er vom Publikum nicht behurrat worden, 
und man hat ihn kaum gegrüßt. Nun hat er den Polizeidirektor Pfeufer, ) 
wie man ſagt, deshalb nach Augsburg als Regierungsdirektor verſetzt 
(als wenn die Polizei die Stimmung machen könnte), und Fritz Luxburg ?) 
zum Polizeidirektor ernannt, der darüber unglücklich iſt und ſich noch nicht 
entſchieden hat, ob er annehmen ſoll. 

Pfordten erklärt wiederholt, daß er die Wirtſchaft ſatt habe, bleibt 
aber doch und wird wahrſcheinlich als Bundesbevollmächtigter zu den 
Konferenzen gehen. Ich begreife nicht recht, wie dies mit dem Landtag 
zuſammenpaſſen wird, da dann kein Miniſter da iſt, der die Vorlagen 
der Regierung vertreten kann. 

Man erzählt, der König habe die Kammern nicht perſönlich eröffnen 
wollen, da ſeien denn der alte König Ludwig und der Prinz Karl nach 


1) Die Reife nach der Schweiz, wo der König den Schauplatz des „Tell“ be⸗ 
ſuchte, wurde irrtümlich von der öffentlichen Meinung als eine Begegnung mit 
Richard Wagner ausgelegt. 

2) Später Miniſter des Innern. 

8) Graf Luxburg, 1871 Präfekt in Straßburg, dann Regierungspräſident in 
Würzburg. 
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Berg gefahren und hätten ihm la lecon gemacht. Der Schlußſatz der 
Adreſſe der Reichsräte iſt auch eine gute Lehre: 

„Wo die Hingebung eines Monarchen an ſeine in der Gegenwart 
doppelt ſchweren Regentenpflichten vom Vertrauen zu feinem Volke ge- 
tragen iſt und hinwiederum das Vertrauen des Volks ſich durch jene 
Hingebung geſtärkt und gehoben fühlt, da kann Fürſt und Volk mit Zu⸗ 
verſicht ſelbſt in eine dunkle Zukunft blicken. Einigt uns ein ſolches Band 
wechſelſeitigen Vertrauens, dann dürfen wir mit Eurer Majeſtät hoffen, 
daß, wenn es trotz aufrichtiger Bemühung um Frieden zum Waffenkampfe 
für das Recht kommen ſollte, die Tapferkeit unſers Heeres und des Volkes 
treue Vaterlandsliebe mit Gott den Sieg erlangen werde.“ 


München, 1. Juni 1866. 

Prinz Reuß!) fürchtet, daß die antipreußiſchen Demonſtrationen in 
der bayeriſchen Kammer das Reſultat haben werden, ſchließlich die preußiſche 
Bevölkerung gegen die ſüddeutſchen Staaten aufzubringen und dadurch 
den Krieg zu befördern. Er behauptet, Preußen werde immer mehr und 
mehr in die Defenſive gedrängt. Oeſterreich werde durch die künſtliche 
Steigerung des Kriegsenthuſiasmus zum Krieg genötigt werden. Das 
Projekt der Bundesreform, welches er mir mitteilte, bezieht ſich auf wenige 
Punkte, läßt die Zentralgewalt ganz aus dem Spiel und wird niemand 
befriedigen. Ich ſagte ihm dies heute und machte ihn aufmerkſam, daß 
Bismarck durch eine Parlamentsberufung ohne gleichzeitige Organiſierung 
einer Zentralgewalt nur die Revolution befördere. Vielleicht iſt dies ſeine 
Abſicht. Meiner Anſicht nach wäre eine Verſammlung von Miniſtern mit 
gleichzeitiger Zuziehung von Vertrauensmännern aus den Kammern, die 
dann zuſammen ein Projekt einer Bundesverfaſſung zu beraten und ein 
Wahlgeſetz zu beſchließen hätten, der einzig praktiſche Weg zum Ziele. 

München, 3. Juni 1866. 

Geſtern Abend war wieder Bierkrawall im Sterngarten. Die Land⸗ 
wehr ſchoß auf die Tumultuanten, wobei ein Menſch getötet und zwei 
verwundet wurden. Ich hörte das Schießen, dachte aber, es ſei Feuerwerk 
in einem der Biergärten. Daß dieſer Unfug durch bezahlte Leute veranlaßt 
wird, unterliegt gar keinem Zweifel. Heute Nachmittag ſoll beim Löwen⸗ 
bräu der Lärm wieder beginnen. Wer es anſtiftet, iſt nicht klar. Die 
Liberalen ſagen, es ſeien die Ultramontanen, die Revolution machen wollten, 
um den jungen König zu vertreiben; die andern ſagen, es ſeien Bismarckſche 
Agenten, die den Spektakel veranlaßten, um Bayern zu nötigen, einen 
Teil ſeiner Truppen von der Grenze ab und nach dem Innern zu ziehen. 


1) Preußiſcher Geſandter in München. 
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Die Konferenzen ſcheinen auf Schwierigkeiten zu ſtoßen. Degenfeld, ) 
den ich heute traf, ſagte, daß Oeſterreich Bedingungen ſtelle, die ohne 
Zweifel die ganze Konferenz ſcheitern machen würden. Es ſcheint, man 
will in Oeſterreich den Krieg um ſo mehr, je mehr man hört, daß in 
Preußen wenig oder keine Kriegsbegeiſterung herrſcht. Ich zweifle nicht 
mehr an dem Krieg. Napoleon wird ſich dann ſchließlich mit Italien und 
Preußen verbinden, und wenn die ſüdweſtdeutſchen Staaten zu viel Lärm 
machen, werden ſie gemeinſchaftlich von Frankreich und Preußen beſetzt 
werden. Wir ſind militäriſch zu wenig organiſiert, als daß hier auf 
großen Wiederſtand zu rechnen wäre. 

Die Entlaſſung des Polizeidirektors Pfeufer iſt verurſacht durch einen 
offenen Bericht desſelben an den König über die notoriſch ſchlechte Stimmung 
der Hauptſtadt. Man hat ihn, ohne ihn davon zu benachrichtigen, ſeines 
Amtes entſetzt und zum Regierungsdirektor in Augsburg ernannt. Der 
Miniſter des Innern, ſtatt dagegen zu remonſtrieren, hat ſich dieſen 
ſultaniſchen Eingriff ſeitens des Kabinetts als echt bureaukratiſche Schlaf⸗ 
mütze gefallen laſſen. Solange der König durch die Erbärmlichkeit des 
Beamten⸗ und Hofadels in ſeinen Einfällen unterſtützt wird, ſo lange 
wird er fortfahren, ſich als einen Halbgott anzuſehen, der ſich alles er⸗ 
lauben kann, und für den die übrige, wenigſtens die bayriſche, Welt ge⸗ 


ſchaffen iſt. 
4. Juni. 


Geſtern Abend erzählte mir jemand, Blome) ſei der Chef der Kriegs⸗ 
partei in Oeſterreich und dringe um ſo mehr auf Krieg, als er glaube, 
jetzt ſei der geeignete Moment, um die weltliche Macht des Papſtes in 
ihrem früheren Umfang wiederherzuſtellen. Wenn die Jeſuiten, unter 
deren Einfluß ſelbſt Bismarck ſteht, den Krieg für ihre Intereſſen nötig 
erachten, dann kann uns kein Gott den Krieg abwenden. Seit ich das 
weiß, zweifle ich nicht mehr, daß es in vierzehn Tagen losgeht. 

München, 5. Juni. 

Oeſterreich wird den Kongreß oder die Konferenzen nicht beſchicken. 
Daraus folgern die Leute, daß der Krieg ſofort ausbrechen wird, ins⸗ 
beſondere wenn es wahr wäre, daß Preußen in Wien erklären wolle, die 
Zuſammenberufung der Stände in Holſtein werde von Preußen als Casus 
belli angeſehen werden. Infolgedeſſen allgemeiner Schrecken in München. 
Dagegen ſagt Könneritz, ) Bismarck ſei in einer ſcheußlichen Lage, er ſehe 
nun ein, daß er ſich zu weit vorgewagt habe, daß die Stimmung gegen 


1) Württembergiſcher Geſandter. 
2) Der öſterreichiſche Geſandte in München. 
3) Sächſiſcher Geſandter. 
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ihn zu ſehr überhandnehme, die Militärorganiſation nicht genüge und 
die Landwehr nicht den nötigen kriegeriſchen Geiſt habe. Das Gardekorps 
könne nicht von Berlin weg, weil die Stimmung dort zu ſchlecht ſei, und 
infolge aller dieſer Dinge ſpreche man von Abdankung des Königs. Ob 
dies eine zu ſächſiſch gefärbte Anſchauung iſt, weiß ich nicht. 

In betreff der ſchleswig⸗holſteinſchen Sache ſoll ein Projekt be⸗ 
ſprochen werden, nach welchem der Herzog Friedrich zugunſten ſeines 
Sohnes auf die herzogliche Krone verzichten und eine Vormundſchaft ein⸗ 
geſetzt werden ſolle, dann könne Preußen eher nachgeben (?). 

Wenn wirklich in Preußen ein Thron- und Syſtemwechſel eintritt, 
dann wird die preußiſche Nationalvereinspartei in Bayern wieder ſtärker 
und die Poſition der bayriſchen Regierung ſchwieriger werden. 


München, 7. Juni 1866. 

Je länger ich hier bin, deſto klarer wird mir die Lage der Dinge in 
Bayern. Es muß ſich erſt langſam alles vor mir aufrollen, damit ich 
ein richtiges Bild bekomme, und dazu gehören viele langweilige Beſuche 
und Abende auf dem Klub. 

Geſtern war Berchtold !) lange bei mir und erzählte mir von den 
Unterhaltungen der Abgeordneten im Adreßausſchuß. Pfordten hat ſeine 
Politik offen dargelegt und die Zuſtimmung aller Parteien erhalten. Man 
hat ihm geſagt, gegen ihn habe man nichts, wohl aber gegen ſeine un⸗ 
fähigen Kollegen. Bayern hält am Standpunkte des Bundes feſt, und 
darin wird Pfordten von allen Parteien unterſtützt. Die Linke der Kammer 
ſtimmt ungern mit, aber ſie kann kein andres Programm finden. Die 
Trias iſt dabei nicht ausgeſchloſſen und wird ebenfalls vorbereitet. Berchtold 
erzählte mir, es gehe das Gerücht, ich hätte mich mit der Fortſchrittspartei, 
Barth und Völk verſtändigt, und dieſe wolle den König zu ſich herüber⸗ 
ziehen, Wagner zurückrufen laſſen und mich dann zu ihrem Miniſter⸗ 
kandidaten machen. Ich komme ſehr unſchuldig zu dieſer Ehre und habe 
außer mit Herrn Umbſcheiden, ) dem ich oft auf der Straße begegne, da 
er in meiner Nachbarſchaft wohnt, mit keinem Abgeordneten der Linken 
geſprochen. Da Pfordten aber jetzt feſter ſteht als je, ſo iſt von einer 
ſolchen Kombination, die mir ſehr unangenehm wäre, keine Rede. 


9. Juni. 
Heute iſt die Adreßdebatte in der Kammer der Abgeordneten zu Ende 
geführt worden. Sie hat zwei Tage gedauert. Im allgemeinen hat man 
das Miniſterium Pfordten wenig angegriffen. Für unbedingten Anſchluß 


1) Fortſchrittlicher Parlamentarier. 
2) Juſtizbeamter, ehemals Mitglied des Frankfurter Parlaments. 
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an Oeſterreich hat ſich, ſoviel ich gehört habe, keine Stimme erhoben. 
Dieſe Ungewißheit und das Schwankende der ganzen Lage veranlaßte die 
Abgeordneten zu vorſichtigen Reden. Im ganzen wurde viel Unbedeutendes 
gejagt, da niemand mit der Farbe heraus wollte. 

Der Referent, Profeſſor Edel von Würzburg, ſagte ungefähr das, 
was man gewöhnlich in der „Allgemeinen Zeitung“ lieſt. Er war grenzenlos 
langweilig. Die Linke, Völk und Hofmann ſprachen in ſehr gewundenen 
Redensarten. Ein Abgeordneter der Pfalz ſagte, man dürfe nicht mit 
Oeſterreich und nicht mit Preußen gehen, aber auch nicht neutral bleiben, 
ſondern müſſe das Heer zur Dispoſition des deutſchen Parlaments ſtellen, 
worauf ihm Pfordten erwiderte, er möchte ihm doch erſt ſagen, wo das 
deutſche Parlament zu finden ſei. 

Pfordten ſprach klar wie immer und ſtellte ſich ganz auf den Stand⸗ 
punkt des Bundesrechts. Damit wird er freilich nicht weit kommen, wenn 
der Bund durch den Krieg der beiden Großmächte zerriſſen ſein wird. 
Für die engere Verbindung der deutſchen Mittel⸗ und Kleinſtaaten, die 
ſogenannte Trias, ſcheint die Stimmung jetzt ſehr günſtig. Ob dieſer 
Plan aber ernſtlich durchgeführt werden wird, iſt mir noch zweifelhaft. 

Die Debatten über die Geldfrage werden Ende der Woche in der 
Zweiten Kammer beginnen, dann bekommen wir dieſe Diskuſſionen in der 
Woche vom 17. zum 28. Juni. Ich werde dabei wahrſcheinlich Gelegenheit 
haben, gegen das Staatspapiergeld zu ſprechen. 

Der Krieg ſcheint jetzt unvermeidlich. Ich habe allen Grund, zu ver⸗ 
muten, daß Napoleon mit Preußen einverſtanden iſt und die Sachen ſo 
gehen werden, wie ich es ſchon früher geſchrieben habe. 


München, 16. Juni 1866. 

Schlag auf Schlag kommen jetzt merkwürdige Nachrichten. Erſt der 
Austritt Preußens aus dem Deutſchen Bund infolge der Mobiliſierungs⸗ 
erklärung der Bundesarmee — nun heute die Nachricht von dem Einmarſch 
der Preußen in Sachſen, der Abreiſe des Königs Johann nach Prag und 
dem Rückzug der ſächſiſchen Truppen über die böhmiſche Grenze. An 
Hannover hat Preußen eine Sommation ergehen laſſen, zu entwaffnen 
oder es werde einrücken, ebenſo an Kurheſſen. So iſt denn der Plan der 
Teilung Deutſchlands ſo ziemlich fertig. Wir hier laſſen uns ſchieben, 
bald von Preußen, dann wieder von Oeſterreich und haben keinen feſten Plan. 

Die bayriſche Armee iſt in keinem genügenden Zuſtand. Der Prinz 
Karl als Oberfeldherr iſt zu alt. Die Offiziere haben kein rechtes Ver⸗ 
trauen in die eigne Kraft. Ich glaube nicht, daß wir große Lorbeeren 
ernten werden bei der noch ſo guten Geſinnung der Mannſchaft und trotz 
der angeborenen Raufluſtigkeit der Bayern. 
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In der Kammer der Abgeordneten wird am Montag die Debatte 
über die 31 Millionen ſtattfinden, die für militäriſche Zwecke nötig ſind. 
Ich bin neugierig, die Reden über Papiergeld zu hören. Brater und Kolb 
ſind meiner Anſicht und dagegen. 

Der König ſieht jetzt niemand. Er wohnt mit Taxis) und dem 
Reitknecht Völk auf der Roſeninſel und läßt Feuerwerke abbrennen. Auch 
die Reichsräte, welche ihm die Adreſſe überbringen wollten, ſind nicht 
empfangen worden. Ein Fall, der im konſtitutionellen Leben Bayerns 
unerhört iſt. Ergebenheitsadreſſen nicht zu empfangen, und zwar von dem 
getreuen Reichsrat, das ſtimmt die hohe Kammer ſehr trüb. Die eigent⸗ 
lichen Münchener räſonieren wieder recht. Andre Leute kümmern ſich 
nicht um die Kindereien des Königs, da er ja die Miniſter mit den 
Kammern ganz ungeſtört regieren läßt. Es iſt aber ſein Benehmen 
unklug, weil es dazu Gelegenheit bietet, ihn verhaßt zu machen. Um 
1 Uhr war ich bei Reuß, der ſeine Abberufung erwartet. Louis?) will 
eintreten. Er muß es auch, wenn er ſeine Stellung in Preußen nicht ganz 
verderben will. 

Das große Publikum ſieht die ganze Kriſis mit einer gewiſſen Gleich- 
gültigkeit, mit einem objektiven Intereſſe an. Daß die gegenwärtigen Zu⸗ 
ſtände nicht dauern können, das ſieht jedermann ein. Warum für die 
Erhaltung derſelben Krieg führen? Könneritz meint, Bayern werde doch 
nicht aktiv auftreten. 

Heute Abend iſt, wie Stauffenberg erzählt, hier Judenkrawall angeſagt. 
Ich glaube es aber nicht. 


München, 19. Juni 1866. 

Infolge des Antrags auf Mobiliſierung des Bundesarmeekorps hat 
Preußen ſeinen Austritt aus dem Bund angekündigt und hat Sachſen, 
Hannover und Heſſen angegriffen. Die bayriſche Regierung, die bis jetzt 
in einem Zwiſchenzuſtand angeblicher Unparteilichkeit war und ſich ſchmeichelte, 
darin bleiben zu können, iſt plötzlich zu ihrem Erſtaunen aus ihrem Traum 
aufgeweckt und genötigt worden, ſich auf die öſterreichiſche Seite zu ſtellen. 
Sie hat dem preußiſchen Geſandten angekündigt, daß ſie die diplomatiſchen 
Verbindungen abbreche, und Reuß iſt mit Louis heute abend um 6 Uhr 
abgereiſt. Ich habe ihm noch auf der Eiſenbahn Lebewohl geſagt, es war 
dort die franzöſiſche, die ruſſiſche, die italieniſche Geſandtſchaft, ferner 
Quadt, Deroy und ich. 

Reuß iſt mit ſchwerem Herzen abgereiſt, da er ohne Zweifel nicht 


1) Ordonnanzoffizier Prinz Paul Taxis. 
2) Prinz Ludwig zu Sayn-Wittgenftein, Bruder der Fürſtin, damals bei der 
preußiſchen Geſandtſchaft in München. 


Aus den Jahren 1850 bis 1866 161 


wieder hierher zurückkehren wird. Alvensleben bleibt noch einige Zeit hier, 
um alles in Ordnung zu bringen. 

Die verſchiedenſten Gerüchte werden hier verbreitet. Einen Tag ſagt 
man, die Preußen ſeien in Hof, den andern Tag, die Oeſterreicher hätten 
Görlitz mit Sturm genommen, ein Erzherzog ſei geblieben u. ſ. w., dann 
will jemand ein Telegramm geleſen haben von jemand in der Nähe von 
Frankfurt, der dort Kanonendonner gehört habe. 

Unſre Armee iſt nicht in beſonderem Stand, und die Oeſterreicher 
tun gut, noch Truppen zur Unterſtützung nach Süddeutſchland zu ſchicken, 
es werden in dieſen Tagen Oeſterreicher erwartet. 

Ich fürchte, daß jetzt der Krieg ſehr lang und ſehr blutig werden 
wird. Man wird ſich nur nach und nach an den Krieg gewöhnen, aber 
die Gewohnheit wird kommen, und wenn die Deutſchen einmal im Raufen 
find, dann wiſſen fie kein Ende zu finden. 

Die Rheinpfälzer haben eine Deputation hierher geſchickt, um ſich zu 
beklagen, daß man ſie den Franzoſen preisgebe. Der Kaiſer Napoleon 
laſſe ſchon herumfragen, ob die Bevölkerung franzöſiſch werden wolle. 
Das charakterloſe Volk dort, das nie eine Anhänglichkeit an irgendeinen 
Souverän und ebenſowenig an Deutſchland gehabt hat, wird ſich leicht 
franzöſiſch machen laſſen. Das empört die dortigen Patrioten, und ſie 
ſchicken Deputationen, um zu bitten, daß man ſie ſchütze. Wo aber eine 
Armee hernehmen, um die franzöſiſchen Truppen abzuhalten? Unſre 
Truppen haben genug zu tun, um die Preußen abzuhalten, für die Pfalz 
bleibt nichts übrig. 

Heute war eine lange Reichsratsſitzung, in der ich einen Antrag zur 
Garantie gegen die Nachteile des Papiergeldes einbrachte. Die Kammer und 
das Miniſterium waren aber nicht damit einverſtanden, und ſo zog ich ihn 
zurück, da meine Abſicht nur darin beſtand, die Frage zur Sprache zu bringen. 

Heute Abend fand ich Pfordten im Klub. Er klagte über den Krieg, 
der die Zerreißung Deutſchlands zur Folge haben werde, er wiederholte: 
„Das iſt das Ende von Deutſchland!“ Ich glaube es jetzt faſt auch. Preußen 
wird ſich in Norddeutſchland arrondieren als großer preußiſcher Staat, 
wir in Süddeutſchland werden unter franzöſiſcher oder öſterreichiſcher 
Protektion fortvegetieren, bis auch unſre Stunde geſchlagen haben wird, 
und ein Teil an Frankreich, ein Teil an Oeſterreich fallen wird. 

Baron Guttenberg kam ſpät auf den Klub und erzählte, die Preußen 
hätten ſich in der Nähe von Hof gezeigt. Taxis!) habe darauf ſchnell 
ſeine Truppen geſammelt und ihnen entgegengeſchickt, worauf ſie wieder 
über die Grenze zurückgegangen wären ohne Gefecht. Das ſoll richtig ſein. 


1) General Prinz Taxis war der Schwiegervater des Freiherrn von are 
Fürſt Hohenlohe, Denkwürdigkeiten. I 
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Leidenhayn erzählt, man räſoniere in ſeinem „Klub“ über den Krieg. 
„Was wir denn gegen die Preußen hätten, wozu wir für den Auguſten⸗ 
burg Krieg führten?“ ſo ſagten die dortigen Gäſte. „Wenn der Max noch 
lebte,“ ſetzte er hinzu, „ſo würde es nicht ſoweit gekommen ſein.“ 


München, 21. Juni 1866. 


Heute hatten wir unſre letzte Sitzung über ein Geſetz, die Erwei⸗ 
terung des Rechts der Bank zur Emiſſion von Banknoten betreffend. 
Pfordten hielt am Schluß der Sitzung eine Abſchiedsrede, in der er 
hervorhob, daß die bayriſche Regierung das ihrige getan habe, um den 
Krieg abzuhalten u. ſ. w. Um 1 Uhr aß ich mit einer Anzahl Reichs⸗ 
räte und Guſtav Caſtell!) im „Bayriſchen Hof“. Guſtav Caſtell war in 
Bamberg geweſen, um dort in der Reſidenz Anordnungen für das Haupt⸗ 
quartier zu treffen und war geſtern abend hierher zurückgekehrt. Prinz 
Karl iſt geſtern Mittag mit feinem ganzen Hauptquartier nach Bamberg ab- 
gereiſt. Von der Tann iſt Generalquartiermeiſter, eine Unzahl Offiziere u. ſ. w. 
reiſten im Gefolge mit; desgleichen ein öſterreichiſcher General Huyn. 
Prinz Luitpold iſt auch ins Hauptquartier, der König geht morgen dahin 
ab, wie man ſagt, wird ſich aber nur kurze Zeit dort aufhalten. Es wird 
heute wieder von Schlachten geſprochen. So ſoll in Sachſen oder Böhmen 
ein Kavalleriegefecht geweſen ſein und bei Oppeln eine große Schlacht 
ſtattgefunden haben. Doch iſt nichts Sicheres bekannt. Die Stimmung 
iſt hier nicht begeiſtert. Man iſt von der Notwendigkeit des Krieges 
überzeugt, beklagt ihn aber und geht ungern mit. München iſt verödet, 
die Leute ſtehen an den Schaufenſtern der Buchhandlungen, ſehen die 
Landkarten an und erzählen ſich die Gerüchte. 

Duſemann war eben bei mir und erzählte, der „Neue bayriſche Kurier“ 
halte ſich darüber auf, daß ich Reuß auf die Bahn begleitet habe. Als 
wenn darin eine Sympathie für Preußen zu finden wäre. Ich konnte 
doch Louis nicht abreiſen laſſen, ohne ihm das Geleit zu geben. 

Geſtern Abend war ich um 11 Uhr auf der Eiſenbahn, um öſter⸗ 
reichiſche Truppen durchpaſſieren zu ſehen. Es waren aber nur Wagen 
mit Bedeckung von Italieniſch ſprechenden Soldaten. Eine Menge Zu: 
ſchauer luſtwandelte dort umher. Ueberhaupt iſt alles immer auf den 
Beinen, um nach dem Bahnhof zu gehen und dort die Truppenzüge zu 
betrachten. Ich geſtehe, daß mich der Anblick traurig ſtimmt, da es ſich 
um einen Krieg in Deutſchland und zwiſchen Deutſchen handelt. 

Hier überlegt man, ob man ſeine Koſtbarkeiten nicht in die Schweiz 


) Graf Guſtav Caſtell-Caſtell, damals Artilleriehauptmann und Adjutant 
des Königs. 
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bringen ſolle. Ich habe indeſſen doch wieder vernünftige Leute gehört, 
die ſolche Fluchtverſuche für einfältig halten. 


München, 26. Juni 1866, 

Geſtern Abend von Baden zurückkehrend, erfuhr ich, daß der Herzog 
von Auguſtenburg hier ſei. Ich ging heute Nachmittag zu ihm. Er lud 
mich ein, bei ihm zu eſſen, wo ich Samwer, einen Dr. Lorenzen und einen 
Major Schmidt fand. Nach Tiſch fuhren wir beide zu Schack und dann 
in den Engliſchen Garten. Er erzählte mir ſeine ganze politiſche Lebens⸗ 
geſchichte ſeit 1863. Er iſt merkwürdig ruhig und vertrauensvoll und 
zweifelt nicht an dem Gelingen ſeiner Sache. Neu war mir, daß der 
König von Preußen und Bismarck mit ihm vollkommen einverſtanden waren, 
bis zu der Reiſe Bismarcks nach Biarritz.) Nach deſſen Rückkehr ſuchte 
f Bismarck alle möglichen Ausflüchte und Umwege, und brachte dann die 
ganze Sache ſo weit, wie ſie jetzt iſt. Er, der Herzog, war zu allen mög⸗ 
lichen Konzeſſionen bereit. Bismarck wollte aber die Annexion. Der Ver⸗ 
trag mit Italien war ſchon vor der Gaſteiner Konvention abgeſchloſſen, ) 
N und Bismarck hat den Krieg ſchon ſeit zwei Jahren vorbereitet und alle 
darauf bezüglichen Maßregeln getroffen. Damals ſcheiterte die Sache an 
dem Widerſtand des Königs, der „nicht über den Graben wollte“. Deshalb 
| allein ſchloß man die Gaſteiner Konvention ab. Der Herzog jagt, die 


ganze Geſchichte mit der deutſchen Reform, mit dem Parlament u. ſ. w. ſei 
lauter Schwindel. Bismarck wolle nur die Arrondierung Preußens, was 
er von Preußen aufgeben müſſe nach dem Krieg, ſei ihm ganz gleichgültig, 
wenn er nur mehr Quadratmeilen durch anderweitige Entſchädigungen erhalte. 
Er will Hannover, Schleswig⸗Holſtein und Heſſen, vielleicht auch Sachſen. 

Der Herzog hofft, daß Oeſterreich und die übrigen deutſchen Staaten 
ſchließlich ſiegen würden. 

Vom Herzog von Koburg ſagte er, es ſei einer von den Leuten, die 
immer eine Rolle ſpielen wollten und es nicht abwarten könnten, bis 
wieder das Rad herumgegangen ſei, wo ſie an ihrer Stelle wieder ein⸗ 
greifen könnten. Er ſelbſt verſteht das Warten. Das muß man ihm 
laſſen. Er macht einen überaus guten Eindruck mit ſeiner Ruhe und ſeinem 
ehrlichen, guten Gewiſſen. Er wartet nun hier auf den König, weiß 
aber noch nicht, wo er ſich nun hinwenden wird. 

Im übrigen iſt es hier ruhig. München iſt wie ausgeſtorben. Die 
Nachricht vom Siege der Oeſterreicher in Italien?) hat große Freude erregt. 


— ——— — 


1) Gemeint iſt wohl der Aufenthalt in Biarritz im Oktober 1864. 

2) Ueber die Verhandlungen mit Italien im Sommer 1865 ſiehe Sybel, „Begrün⸗ 
dung des Deutſchen Reichs“, Bd. 4 S. 129 der Volksausgabe. 

3) Schlacht bei Cuſtozza am 24. Juni. 
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Thurnau, 28. Juni. 

Seit geſtern bin ich hier. Von München bis Nürnberg merkte man 
nichts von den Kriegszeiten. In Nürnberg fing es an, militäriſch lebendig 
zu werden. In Bamberg war eine Batterie des 3. Artillerieregiments. 
Ich fand den Hauptmann von Maſſenbach, dem ich meine „Allgemeine 
Zeitung“ gab, worüber er ſehr erfreut war. Die Soldaten benahmen ſich 
wie rohe Bauernlümmel am Sonntag, ſie johlten und lärmten greulich. 
Der Reſtaurateur des Bahnhofs klagte mir ſein Leid über die traurigen 
Zeiten. Da, wo ſonſt Kiſſinger Badegäſte in eleganter Toilette zu Mittag 
aßen, tobte das Kriegsvolk. Auf dem Weg nach Lichtenfels begegnete ich 
Zügen mit Küraſſieren. In Lichtenfels ſtanden Vorpoſten aus. Hier 
herum iſt alles leer. Wer weiß, ob nicht die Preußen hereinkommen, ehe 
ich wieder abreiſe. Doch wird fie die verlorene Schlacht in Böhmen,!) 
von der man heute in der Zeitung lieſt, wohl etwas vorſichtiger machen. 


München, 3. Juli 1866. 

Die neueſten Nachrichten vom böhmiſchen Kriegsſchauplatz bringen 
hier eine Stimmung hervor, die nicht eben für die Charakterfeſtigkeit der 
Bevölkerung ſpricht. Jetzt finden auf einmal die Leute, es ſei doch beſſer 
geweſen, neutral zu bleiben, gegen die preußiſchen Zündnadelgewehre könne 
man doch nichts machen u. ſ. w. Dazu kommt, daß unſre Armee, welche 
die Hannoveraner ſehr gut hätte befreien können, Wochen verloren hat, 
ohne daß dafür ein Grund beſteht oder wenigſtens bekannt iſt. Man 
hörte im bayriſchen Hauptquartier den Kanonendonner von Langenſalza 
und hat ſich nicht gerührt. Wenn man freilich den Krieg von München 
aus dirigiert, wenn ſich das Hauptquartier der Leitung eines ehemaligen 
Profeſſors ) unterordnet und die Befehle erſt aus dem Miniſterium des 
Auswärtigen erhält, dann kann man keinen Krieg führen. Die Indignation 
der bayriſchen Offiziere ſoll darüber groß geweſen ſein. Infolge alles 
deſſen verlieren die ſchwachen Leute den Mut, die andern ſchimpfen noch 
ärger als je. Daß die gegenwärtige Bundesmilitärverfaſſung ſich nicht 
bewährt hat, daß auch die gegenwärtige Bundesverfaſſung ſich überlebt hat, 
das wird nach und nach allen Leuten klar. Geſtern Abend 7 Uhr ging 
ich vom „Bayriſchen Hof“, wo ich an der Table d'hote mit den Herren des 
Herzogs von Auguſtenburg gegeſſen hatte (der Herzog iſt auf einige Tage 
nach Langenburg), nach Hauſe. Ich kam aber erſt nach 1½ Stunden 
zu Haufe an; denn in der Ludwigſtraße fand ich Tauffkirchen,?) Deroy 


1) Das Treffen bei Trautenau am 27. Juni. 
2) von der Pfordten war in Würzburg und Leipzig Profeſſor geweſen. 
) Graf Tauffkirchen, damals Stadtrichter in München. 
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und Guſtav Caſtell, denen ſich andre anſchloſſen. Da ſtand man und 
politiſierte eine Stunde. In der Briennerſtraße fand ich Gräfin Lerchen⸗ 
feld mit ſechs alten Damen, die mich umringten und ebenfalls politiſche 
Diskuſſionen begannen. Dann zog ich mit den Damen nach der Redaktion 
der „Bayriſchen Zeitung“, um das Extrablatt zu kaufen, wo aber nichts 
Neues zu leſen war. Man fängt an hier einzuſehen, daß wir uns wohl 
blamieren dürften. Die Zögerung Pfordtens in dieſem Winter trägt ihre 
übeln Früchte. Es kommt mir vor, als wenn wir uns zwiſchen zwei 
Stühle zu ſetzen im Begriff wären. Vielleicht wird jetzt das bayriſche 
Armeekorps energiſch vorgehen. Frau von der Tann behauptet es. Es 
iſt zu hoffen, doch wäre es beſſer geweſen, unter dem Eindruck der erſten 
günſtigen Gefechte in Böhmen und der Nachricht von Italien vorzurücken 
und die Hannoveraner zu entſetzen. Jetzt iſt dieſer günſtige Augenblick 
verſäumt, und ich kann es der „Oſtdeutſchen Poſt“ nicht übelnehmen, 
wenn ſie über Bayern loszieht. 

Der König iſt wieder in Berg. Die „Bayriſche Zeitung“ verkündet, 
zur Verbindung mit den Miniſtern werde jetzt ein Telegraph errichtet 
zwiſchen Berg und München, auch bleibe Staatsrat Pfiſtermeiſter zu dem 
Zweck des beſchleunigten Verkehrs des Königs mit den Miniſtern hier 
in München! 

München, 5. Juli 1866. 

Die Nachrichten aus Böhmen bringen hier eine ſehr niedergeſchlagene 
Stimmung hervor. Dazu kommt, daß die bayriſche Armee aus purer 
Unfähigkeit ihrer Führer den Hannoveranern nicht zu Hilfe gekommen iſt. 
Die „Bayriſche Zeitung“ entſchuldigt dies damit, „daß man im Haupt⸗ 
quartier nicht gewußt habe, wo die Hannoveraner ſeien“. Kann man ſich 
etwas Abſurderes denken?! In unſerm Kriegsminiſterium geht es nach 
altem bureaukratiſchen Schlendrian her. Selbſtzufriedenheit und Lang⸗ 
ſamkeit überall. Der Kriegsminiſter von Lutz iſt, ſoviel ich in den Aus⸗ 
ſchußſitzungen der Kammer der Reichsräte beurteilen konnte, ein Mann 
von ſehr geringen geiſtigen Fähigkeiten. Ein ſolcher Mann, der ſich noch 
dazu neulich ſeinen Kopf beim Aufſteigen aufs Pferd an die Tür anrannte 
und dadurch noch unfähiger wurde, leitet jetzt die bayriſche Armeeverwaltung. 
Prinz Karl iſt ein alter ängſtlicher Herr, die Generalſtabsoffiziere ſind 
zum Teil nicht geſcheiter als der Miniſter. Ich ſehe mit Schrecken auf 
den Fortgang des Krieges. Gut iſt es wenigſtens, daß unſere bayriſchen 
Soldaten ganz beſonders raufluſtig ſind, insbeſondere wenn ſie gut genährt 
werden. Es iſt möglich, daß die Soldaten das wieder gutmachen werden, 
was ihre Führer verfehlen. 

Hier, wo man ſchon in ruhigen Zeiten keine andre Erholung kennt, 
als zu räſonieren, nimmt das Schimpfen und Beſſerwiſſen kein Ende. 
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Die Nachricht der vorgeſtrigen Schlacht zwiſchen Königgrätz und 
Joſefſtadt hat ganz beſonders aufgeregt. 

Jemand, der nicht ohne Einfluß iſt, hat die Idee gehabt, mich zum 
Kultusminiſter in Vorſchlag zu bringen, er hat mich vorher fragen laſſen. 
Ich habe aber gedankt, da ich erſtens jetzt nicht Miniſter werden will, 
zweitens nicht mit dieſen Kollegen, und drittens nicht Kultusminiſter, 
wo ich mich vor Intrigen aller Arten nicht mehr retten könnte. Dazu 
kommt, daß das Kultusminiſterium die Muſikanſtalten unter ſich hat, wo 
ich dann noch das Vergnügen hätte, mit Richard Wagner u. ſ. w. in Konflikt 
zu kommen. Ich wäre da wie verraten und verkauft. 


Nachmittags 6 Uhr. 

Mit Pfordten und mehreren Diplomaten zu Mittag gegeſſen. Pfordten 
erzählte mir, daß der Vorſchlag zu einem Waffenſtillſtand von Paris nach 
Wien abgegangen ſei. So ſcheint alſo der Friede in Ausſicht. Es ſei denn, 
daß man mit Preußen den Krieg allein fortſetzen wollte, was ich für eine 
Torheit halten würde. An der Table d'hote ſtritt Pfordten mit Könneritz. 
Erſterer behauptete, Bismarck ſei ihm noch lieber als die liberale preußiſche 
Partei, die ebenſowenig Achtung vor dem Recht hätte. Nofty!) meinte, 
Oeſterreich werde den Krieg mit Preußen fortſetzen, nachdem es Italien 
aufgegeben habe. Allgemeine Freude iſt darüber, daß die Bayern ſich auch 
wenigſtens geſchlagen haben. Die Preußen ſind in Brückenau und in 
Neuſtadt a. S. Das 8. Armeekorps des Prinzen Alexander von Heſſen 
läßt nichts von ſich hören, und deshalb haben ſich die preußiſchen Truppen 
zwiſchen dem 8. und 7. Armeekorps hereingedrängt. Nun wird der 
Waffenſtillſtand auch dieſen Feldzug beendigen. 


München, 7. Juli 1866. 

Geſtern hatte ich in Ansbach zu tun und fuhr deshalb um 6 Uhr 
von hier ab. Auf dem Bahnhof begegnete mir der Redakteur der „Neueſten 
Nachrichten“, der mir ein Telegramm zeigte, daß Napoleon die Bedingung 
ſtelle, Preußen ſolle Böhmen verlaſſen, ſonſt werde er die Rheinprovinz 
beſetzen. Ich habe ſeitdem nichts mehr von dieſer Bedingung gehört. In 
Ansbach erfuhr ich, daß die Börſe in Frankfurt in Friedenshoffnungen 
ſchwelge und ſich die Kurſe ungeheuer gehoben hätten. In Ansbach wollte 
alles einpacken. Alles fürchtete die Preußen. Die Feigheit der Menſchen 
iſt noch größer, als ich es je gedacht habe. Was mich beſonders ärgert, 
iſt, daß auch die Behörden den Kopf verloren hatten. Da ſieht man recht 
das Demoraliſierende unſrer Bureaukratie. Männer gibt es nirgends, 
ſondern nur tintenkleckſende alte Weiber. Weil ein paar hundert Küraſſiere 


1) Oeſterreichiſcher Geſandtſchaftsſekretär. 
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und Ulanen den Kopf verloren hatten und bei einem Kavalleriegefecht 
davongeritten waren und von Fulda bis Würzburg atemlos kamen, ver⸗ 
lor ganz Unterfranken den Mut. Von der Unfähigkeit unſrer Militär⸗ 
verwaltung werden mir viele Beiſpiele erzählt. Der Präſident Zu Rhein 
telegraphierte nach München, man möchte doch ja befehlen, daß Würzburg 
nicht verteidigt werde, wenn die Preußen kämen! Unterdeſſen waren 
die Preußen ſchon längſt wieder über die bayriſche Grenze zurück. 

Das Gefecht der Bayern bei Diedorf und Roßdorf!) war ſehr an- 
ſtändig. General Zoller hat ſich gut bewährt. Man hat ſogar Gefangene 
gemacht und keinen Gefangenen verloren. Hier wird fortwährend Un⸗ 
ſinn geſchwatzt. So erzählt man, der Kaiſer von Oeſterreich ſei durch⸗ 
gekommen, um ſich in das Hauptquartier des Prinzen Karl zu begeben 
und von da nach Petersburg zu reiſen! Dann ſoll er wieder nach Paris 
oder nach Straßburg gehen u. dergl. 

Ich fange an zu glauben, daß wir noch weit vom Frieden ſind. 
Wenn es wahr iſt, daß Napoleon den Preußen zu ſchroffe Bedingungen 
macht, zum Beiſpiel Wiedereinſetzung der vertriebenen deutſchen Fürſten, 
Abzug aus Böhmen während der Waffenruhe u. ſ. w. (ich ſage „ſchroff“ im 
Sinne der Preußen), dann wird der König von Preußen nicht darauf ein⸗ 
gehen, und dann rückt Napoleon in die Rheinprovinz. Dann haben wir 
einen europäiſchen Krieg. Das wird ſich nächſtens entſcheiden. Es ſpricht 
vieles für dieſe Anſicht. Es iſt wahrſcheinlich, daß es Napoleon gelegen 
ſein würde, wenn Preußen die jetzigen Friedensbedingungen nicht annähme, 
dann hätte er die beſte Gelegenheit, die Rheinprovinz zu beſetzen. In 
dieſem Fall würde es aber möglich ſein, daß Deutſchland ſich gegen Frank⸗ 
reich wendete. Die Verwirrung der politiſchen Angelegenheiten in Deutſch⸗ 
land würde den höchſten Grad erreichen. Ich hoffe, daß ich mich täuſche, 
aber unmöglich wäre dieſe Wendung nicht. Vorderhand iſt der Waffen⸗ 
ſtillſtand wohl nicht zu bezweifeln. Was aber nachher kommt, iſt unklar. 
Daß es ſo ſchnell aus ſein ſollte wie im Jahre 59, iſt mir unwahrſchein⸗ 
lich. Nach neueren Nachrichten ſoll die Panik der Würzburger ohne 
Grund geweſen ſein, da gar keine verſprengten Kavalleriſten dort an⸗ 
gekommen ſeien. 

München, 13. Juli 1866. 

Die letzten Tage hier waren Tage großer Aufregung über die 
Gefechte in und bei Kiſſingen.?) Das Publikum machte feiner Aufregung 
durch Schimpfen Luft, wie es unter gewöhnlichen Leuten zu geſchehen 
pflegt. Heute hatte ich Gelegenheit, mit einem Offizier zu Mittag zu eſſen 
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(Dürig), der Ordonnanzoffizier des Generals Zoller war und deſſen Leiche 
hierher begleitete. Dürig hat alle Gefechte mitgemacht und erzählte uns 
vieles. Die Soldaten haben ſich überall ſehr tüchtig geſchlagen. Die 
oberſte Leitung des Generalſtabs und des Verpflegungsweſens ſcheint 
viel zu wünſchen zu laſſen. Von Kiſſingen erzählte er, daß die Badegäſte 
noch am Tage des Gefechts früh morgens in den Straßen umhergingen, 
bis auf einmal die erſte Granate in die Straßen fiel, dann verkrochen ſie 
ſich in die Keller, wo mancher Badegaſt zugrunde gegangen ſein mag. 
Zoller wurde von einer Granate getötet, die auch Dürigs Pferd tötete. 
Beide ſtürzten gleichzeitig. Dürig hob Zoller wieder auf, der aber tödlich 
verwundet war. Das Stück der Granate hatte ihm die rechte Seite in der 
Lebergegend weggeriſſen. Dürig brachte die Leiche aus dem Gefecht und 
hat ſie dann mit großem Glück durch die preußiſche Gefechtslinie nach 
Schweinfurt gefahren, wo ſie ankam, als man dort von derſelben Richtung, 
aus der er herkam, die Preußen erwartete. 

Heute iſt Dürig wieder nach Bamberg zurück. Ueber den Waffen⸗ 
ſtillſtand herrſchen die verſchiedenſten Gerüchte. Die einen ſagen, er ſei 
abgeſchloſſen, die andern, die Verhandlungen hätten ſich zerſchlagen. Ich 
glaube immer, daß man ſich allerſeits nach Frieden ſehnt und die Preußen 
nur die Verhandlungen in die Länge gezogen haben, um Zeit und viel 
Terrain zu gewinnen. Wenn der Waffenſtillſtand nicht zuſtande kommt, 
ſo kommen wir in die üble Lage, mit Frankreich gegen Preußen fechten zu 
müſſen, eine politiſche Poſition, die ich für unehrenhaft halte. Es wird 
dann bald eine Zeit kommen, wo das deutſche Bewußtſein dagegen reagieren 
und diejenigen verdammen wird, die einen ſolchen Bund eingegangen haben. 
Und doch kann man uns nicht zumuten, gleichzeitig gegen Oeſterreich und 
Frankreich zu kämpfen. Es gibt Lagen wie die, in der ſich Bayern im 
Jahre 1805 befand, wo man zu einem undeutſchen Bündnis gezwungen 
wird ohne irgendeinen Ausweg! Das Leichenbegängnis des Generals 
Zoller geſtern war impoſant. Ich hatte mich dem Zug angeſchloſſen und 
ging neben dem Kriegsminiſter hinter dem Prinzen Adalbert. Die Leichen⸗ 
rede war unbedeutend. Der Pfarrer brauchte den höchſt unpaſſenden 
Ausdruck: der Verlebte ſei ein Opfer ſeiner Vaterlandsliebe gefallen. 
Das kann man höchſtens von jemand jagen, der ermordet worden iſt, 
nicht aber von einem auf dem Felde der Ehre Gefallenen. 

Die Deputierten der Stadt München haben Pfordten einen Beſuch 
gemacht, um eine Aenderung des Miniſteriums in betreff der Kollegen 
Pfordtens zu verlangen. 

Ich betrachte die jetzige Kataſtrophe mit großer Ruhe. Sie war un⸗ 
vermeidlich, weil der Gegenſatz zwiſchen Oeſterreich und Preußen zum 
Austrag und zur Entſcheidung kommen mußte; und es war beſſer jetzt 
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als zehn Jahre ſpäter. Sie iſt aber heilſam, weil ſie viele verrottete Zu⸗ 
ſtände in Deutſchland aufräumt und namentlich den Mittel- und Klein⸗ 
ſtaaten ihre Nichtigkeit und Erbärmlichkeit recht klar ad hominem demon⸗ 
ſtriert. Daß dies für die Dynaſtien ein Unglück iſt, gebe ich zu, für die 
Völker iſt es ein Glück. 

Der König hat Dürig nicht empfangen (obgleich er ihm auf Ver⸗ 
anlaſſung Holnſteins!) ein Pferd geſchenkt hat). Aber ein „oberſter 
Kriegsherr“, der einen vom Schlachtfeld rückkehrenden Offizier nicht emp⸗ 
fängt! Iſt ſo etwas nicht zum Schimpfen? 

München, 13. Auguſt 1866. 

Bei meiner Ankunft in München am 12. Abends ging ich in den 
Klub, wo ich Guſtav Caſtell und Tauffkirchen fand. Letzterer teilte mir 
mit, daß Bayern zu Gebietsabtretungen genötigt werden würde. Man 
ſpricht von der Abtretung eines Teils der Pfalz an Frankreich und eines 
Teils von Unterfranken an Darmſtadt. Ob Bayreuth an den Herzog von 
Koburg abgetreten werden ſoll, iſt noch unentſchieden. Die Kriegskoſten, 
die Bayern zu zahlen haben wird, ſollen ſich auf dreißig Millionen Gulden 
belaufen. 

Der Herzog von Auguſtenburg iſt wieder hier, nachdem er ſeinen 
Bruder Chriſtian in der Schweiz beſucht hatte. 

Geſtern Abend war ich in einer Volksverſammlung. Ich hielt dort trotz 
einer Hitze von 25 und einer Stickluft von Menſchenausdünſtung und Bier⸗ 
geruch bis 11 Uhr aus. Kolb ſprach gegen den Anſchluß an Preußen, Völk für 
denſelben. Die Stimmung in der Verſammlung war geteilt. Allgemein war 
nur der Beifall, wenn die Tapferkeit der Armee gelobt, wenn die Führung der⸗ 
ſelben verdammt, und wenn auf von der Pfordten geſchimpft wurde. Die Ver⸗ 
ſammlung war merkwürdig durch die Erregtheit, die ſich in den Geſichtern 
der Zuhörer kundgab. Ich fand im Saal keinen Platz und brachte den Abend 
auf einem Geſtell für Bierfäſſer in dem Büfett zu, von wo aus man 
ſehen und hören konnte, ohne geſehen zu werden, was für mich beſonders 
wichtig war. 

In der großen Politik liegt jetzt alles an der Entſcheidung des Königs 
von Preußen. Bismarck will dem Wunſch des Kaiſers Napoleon nach⸗ 
geben und ihm Saarbrücken, Luxemburg und einen Teil der bayriſchen 
Pfalz geben, der König ſträubt ſich dagegen. Wenn der König nicht nach⸗ 
gibt, ſo entſteht Krieg zwiſchen Preußen und Frankreich. Dann werden 
wir mit Oeſterreich und Frankreich gegen Preußen gehen. Ob dieſer Ent⸗ 
ſchluß ſehr deutſchpatriotiſch iſt, will ich nicht entſcheiden, ob er Beifall 
im Volk finden wird, bezweifle ich; doch ſcheint mir, es wird ſo kommen. 


1) Oberſt⸗Stallmeiſter Graf von Holnſtein. 
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Patriotismus und Volksſtimmung kommen jetzt wenig in Betracht. Wollte 
man dieſe Eventualität vermeiden, ſo müßte man ſich mit Preußen ver⸗ 
ſtändigen, und dazu iſt weder in Berlin noch in München große Luſt. 

Die depoſſedierten deutſchen Souveräne intrigieren an allen aus⸗ 
wärtigen Höfen um Intervention des Auslands. Die offiziellen und 
nichtoffiziellen Agenten laufen ſich die Beine ab. Das deutſche Volk hält 
Reden und ſchimpft, und unterdeſſen bereiten ſich die Tatſachen ohne ſeine 
Mitwirkung vor, die es dann plötzlich vor ſich ſtehen haben wird und zu 
denen es dann wird ſchweigen müſſen und zahlen. So war es immer, 
und ſo wird es auch noch eine Zeitlang bleiben. 


München, 18. Auguſt 1866. 


Geſtern war ich beim neuen Kriegsminiſter,“) um ihm meinen Gegen— 
beſuch zu machen. Es iſt ein eleganter Offizier, dem man es anſieht, 
daß er ein großes Vermögen, eine unabhängige Stellung und feine Bildung 
hat. Im Gegenſatz zu ſeinem Vorgänger Lutz, der ein geſchraubtes, un⸗ 
geſundes Weſen hatte, macht er einen friſchen, angenehmen Eindruck; und 
doch behauptet man, daß dieſer Kriegsminiſter nicht die Fähigkeiten habe, 
die Armee neu zu organiſieren. Was der bayriſchen Armee fehlt, iſt 
gründliche fachwiſſenſchaftliche Bildung und die nötigen Bildungsanſtalten. 
Man hat dies dem Prinzen Karl, wie mir der alte M. verſichert, ſeit 
dreißig Jahren gepredigt, dieſer fand aber die Bildung vollkommen genügend. 

Von den Berliner Friedensunterhandlungen erzählt man u. a. folgen⸗ 
des: von der Pfordten ſagte Bismarck, er begriffe nicht, warum man Bayern 
ſo harte Friedensbedingungen mache, da doch Sachſen, Württemberg und 
Heſſen ſo günſtige Bedingungen erhielten. Darauf ſagte Bismarck: „Was 
wollen Sie? Für Sachſen verwendet ſich Oeſterreich, für Württemberg 
und Darmſtadt Rußland — für Sie verwendet ſich niemand!“ Eine 
bittere Kritik der von der Pfordtenſchen Politik. 

Man hat ſich hier les bonnes gräces des Kaiſers Napoleon ver- 
ſchaffen wollen und hat Perglas nach Paris geſchickt. Der iſt aber gar 
nicht einmal von Napoleon empfangen worden, und ſeine Miſſion iſt ge— 
ſcheitert. Wäre ich ſchadenfroh, ſo würde mich das freuen. 

Geſtern ging das Gerücht, Bayern habe mit Preußen eine Allianz 
geſchloſſen und ihm hunderttauſend Mann zur Verfügung geſtellt, wogegen 
Preußen auf jede Gebietsabtretung und Geldentſchädigung verzichtet habe. 
Nähere Erkundigungen ergaben aber, daß dies Gerücht erfunden war. Der 
König beſchäftigt ſich mit Erfindung von Dekorationen für die Oper „Wil⸗ 
helm Tell“ und läßt ſich Koſtüme machen für Opern, die er dann anzieht 


1) Freiherr von Pranckh. 
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und womit er in ſeinem Zimmer umhergeht. Unterdeſſen handelt es ſich 
darum, dem Königreich Bayern dreißigtauſend Einwohner in Franken und 
ſiebenhunderttauſend in der Pfalz wegzunehmen. 

Der Herzog von Naſſau iſt hier. Er trägt eine blaue Brille und 
ſieht wie ein Käuzchen aus. Warum er in Uniform geht, weiß ich nicht; 
vielleicht haben ihm die Preußen ſeine Zivilkleider weggenommen. Ich 
finde es begreiflich und vom „rein menſchlichen“ Standpunkt aus zu ent⸗ 
ſchuldigen, wenn ſich dieſe vertriebenen oder, wie man jetzt zu ſagen pflegt, 
„depoſſedierten“ Monarchen an die fremden Mächte um Hilfe gegen Preußens 
„Vergewaltigung“ wenden. Vom deutſchen Standpunkt aus läßt es ſich 
aber nicht rechtfertigen, und im Intereſſe Deutſchlands iſt ihnen das Miß⸗ 
lingen ihrer Intrigen zu gönnen. 

Meine Anweſenheit wird noch immer mit großem Mißtrauen betrachtet. 
Wenn der Geheimrat Aretin ein wirklicher Baſilisk wäre, ſo hätte er mich 
mit ſeinen Blicken ſchon längſt vergiftet. Auch in vielen andern Blicken ſehe 
ich ſolche mißtrauiſchen Gedanken. Prinz Ludwig iſt noch nicht außer 
Gefahr. Man hat die Kugel noch nicht gefunden. 

Bayern wird wahrſcheinlich zwanzig Millionen Gulden zahlen und 
einen kleinen Teil von Unterfranken und ein Stück von Oberfranken, 
Hof u. ſ. w. abtreten müſſen. Das iſt das Neueſte. 


Bei der Beratung des Geſetzentwurfs über die an Preußen zu 
zahlende Kriegsentſchädigung hatte die Kammer der Abgeordneten den 
Wunſch ausgeſprochen, „Seine Majeſtät der König wolle allergnädigſt 
geruhen, dahin zu wirken, daß durch einen engen Anſchluß an Preußen 
der Weg betreten werde, welcher zurzeit allein dem angeſtrebten Endziele 
entgegenführen kann, Deutſchland unter Mitwirkung eines freigewählten 
und mit den erforderlichen Befugniſſen ausgeſtatteten Parlaments zu 
einigen, die nationalen Intereſſen wirkſam zu wahren und etwaige Angriffe 
des Auslands erfolgreich abzuwehren“. 

Der Referent der Kammer der Reichsräte, Freiherr von Thüngen, 
konnte dieſen Antrag zur Zuſtimmung nicht empfehlen, ſondern nur etwa 
in folgender Faſſung: „Wir wünſchen, daß Seine Majeſtät der König im 
Falle eines Angriffs des Auslands auf deutſches Gebiet mit allen Kräften 
des Volks und des Heeres dieſem Angriffe entgegentreten werde.“ Fürſt 
Hohenlohe trat dagegen in der Sitzung der Kammer der Reichsräte vom 
31. Auguſt 1866 für den Antrag ein. „Mir ſcheint,“ ſagte er, „dieſer 
Antrag von hoher Bedeutung zu ſein. Er führt uns mit einem Male in 
die deutſche Frage und zeugt von einer Meinungsänderung des ganzen 
Landes von ſo durchgreifender Art, wie ſie mir in meinem politiſchen Leben 
noch nicht vorgekommen iſt. Als ich vor ſiebzehn Jahren in der Sitzung 
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vom 12. November 1849 der Neugeſtaltung Deutſchlands im Sinne der 
damaligen Vorſchläge Preußens im Sinne des engeren Anſchluſſes an 
Preußen das Wort redete, tat ich es und mußte es tun unter der aus⸗ 
drücklichen Anerkennung, daß ich mich mit den Anſchauungen des bayriſchen 
Volks im Widerſpruch befände. Ich habe mich damals den Anſchau⸗ 
ungen der Majorität gefügt. Seitdem ſind zahlreiche Projekte im groß⸗ 
deutſchen Sinne aufgetaucht und wieder verſchwunden. Ich habe ſie nie 
für praktiſch durchführbar gehalten. Heute nun ſehen wir uns einem 
Antrage der großen Mehrheit der Abgeordnetenkammer gegenüber, der die 
Neugeſtaltung Deutſchlands im engen Anſchluſſe an Preußen anſtrebt. Sie 
werden, meine hohen Herren, es konſequent finden, wenn ich mich dieſem 
Antrage anſchließe und Ihnen deſſen Annahme empfehle. Wenn Sie ſtaunend 
fragen, wie es möglich iſt, daß ein ſolcher Umſchwung in der Meinung 
des bayriſchen Volks ſtattfinden konnte, ſo iſt die Antwort darauf ſehr leicht. 

Nach dem Austritte Oeſterreichs aus dem Deutſchen Bunde, nach der 
Sprengung des Deutſchen Bundes trat an uns die Frage: was wird aus 
Bayern? Drei Wege blieben uns offen. Die Gründung des Südweſtdeutſchen 
Bundes, die Iſolierung Bayerns und die Anlehnung an Preußen. Daß 
die Gründung des Südweſtdeutſchen Bundes in das Bereich der Möglich» 
lichkeit gehöre, hat wohl noch niemand im Ernſte behauptet. Es iſt mir 
wenigſtens noch kein wirklicher Anhänger dieſes ſogenannten Winkeldeutſch⸗ 
lands vorgekommen. Ebenſo unmöglich erſcheint mir die Stellung Bayerns als 
ſelbſtändiger, unabhängiger Staat in der Mitte der europäiſchen Großmächte. 
Niemand wird behaupten, daß eine ſolche Stellung eines Staats von fünf 
Millionen möglich iſt ohne Anlehnung an eine größere Macht. Es könnte 
alſo nur die Frage ſein, ob wir uns, wie zur Zeit des Rheinbunds, an 
Frankreich oder ob wir uns an Preußen anlehnen wollen. 

Nun muß ich zur Ehre unſers Vaterlands konſtatieren, daß ſelbſt 
in den ſchlimmſten Tagen unſrer neueſten Geſchichte ſich kein Fürſprecher 
für einen franzöſiſchen Bund gefunden hat, mit Ausnahme vielleicht eines 
Münchner Winkelblatts, das dieſen Gedanken verteidigt hat. Es bleibt 
alſo nur das Bündnis mit Preußen. Hier entſteht nun die Frage, ob 
es jetzt ſchon an der Zeit ſei, dieſes Bündnis anzuſtreben. Man könnte 
dagegen einwenden und es iſt dies, wenn auch nicht in dieſer hohen 
Kammer, getan worden, es ſei Bayerns nicht würdig, jetzt ſchon dem 
ſiegreichen Feinde die Hand zu reichen. Ich geſtehe, daß ich dieſen Ein⸗ 
wand nie verſtanden habe. Wir haben Frieden mit Preußen geſchloſſen, 
Friede aber bedeutet Verſöhnung und ſchließt jeden Gedanken der Rache 
und Bitterkeit aus. Es iſt die Prärogative ziviliſierter Völker, den Krieg. 
als eine politiſche Notwendigkeit anzuſehen im Gegenſatze zu den Neger⸗ 
ſtämmen Mittelafrikas, die den Krieg aus Beuteluſt und Blutdurſt führen, 
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und ſchließlich ihre Gefangenen ſchlachten und verzehren. Bei zivilifierten 
Völkern hört die feindliche Geſinnung auf, wenn die politiſche Notwendig— 
keit verſchwunden iſt, um jo mehr bei Völkern eines und desſelben Stam- 
mes, welche aufeinander angewieſen ſind. Ein andrer Einwand, der 
hier gemacht wurde, beſteht darin, daß man erſt abwarten wolle, wie der 
Norddeutſche Bund ſich geſtalten wird, ehe man erklärt, ob man eintreten 
wolle oder nicht. Allein, bedenken Sie, meine hohen Herren, daß ſolches 
Abwarten für Bayern ſehr gefährlich werden kann. Wer ſteht Ihnen 
dafür, daß die gegenwärtige Ruhe Europas ungeſtört bleiben wird? Tritt 
aber ein Ereignis ein, das dieſe Ruhe erſchüttert, ſo ſteht Bayern allein 
und verlaſſen da. Was es aber heißt, keinen Fürſprecher, keinen Freund, 
keinen Alliierten zu haben, hat der Herr Staatsminiſter des Aeußern in 
Berlin zur Genüge erfahren. Ich halte es aber für zweckmäßiger, jetzt, 
wo noch alles im Fluſſe iſt, wo man noch im Organiſieren begriffen iſt, 
die Stellung zum Norddeutſchen Bunde zu erſtreben, jetzt, wo es noch 
möglich iſt, für die Selbſtändigkeit Bayerns und ſeiner Dynaſtie günſtige 
Bedingungen zu erlangen, als anzuklopfen, um mich eines Bildes zu be- 
dienen, welches der ſehr verehrte zweite Herr Präſident gebraucht hat, an 
einem fertigen Hauſe, das ſozuſagen kriſtalliſiert iſt, und deſſen Tore ver⸗ 
ſchloſſen ſein können. Dann werden wir entweder ausgeſchloſſen bleiben, 
oder wir müſſen uns Bedingungen fügen, die für unſre Dynaſtie und 
für unſre Stammeseigentümlichkeit vernichtend ſein können. Man hat 
auch geſagt, Preußen will unſer Bündnis gar nicht; ich glaube die Stim⸗ 
mung in Preußen zu kennen und muß behaupten, daß dieſe Abneigung 
gegen einen Bund mit Süddeutſchland nur bei einer Partei, bei der ſo⸗ 
genannten Kreuzzeitungspartei, exiſtiert, der das konſtitutionelle Leben in 
Süddeutſchland ein Greuel iſt. Das preußiſche Volk in ſeiner Majorität 
teilt dieſe Abneigung nicht und ebenſowenig die Regierung. Wenn die 
preußiſche Regierung uns keinen Vorſchlag gemacht hat, um uns zum 
Eintritt in den Bund oder zu einem Bündniſſe einzuladen, ſo iſt dies bei 
der Stellung Preußens zu Frankreich ſehr natürlich. Dies kann aber für 
die ſüddeutſchen Länder und ihre Vertreter kein Grund ſein, ihre Meinung 
zu verſchweigen. Ich ſollte denn doch meinen, daß, wenn auch Preußen 
Grund hat, auf Frankreich Rückſicht zu nehmen, die deutſche Nation groß 
genug iſt, zu ſagen, was ſie will, was ſie für gut, für recht und für 
zweckmäßig hält für ihr eignes Wohl, unbekümmert, was jenſeits des 
Rheins gewünſcht und gehofft wird. Auch bin ich der Anſicht, daß die 
angebliche feindſelige Stimmung in Frankreich gegenüber von Deutſchland 
eine durch unlautere Parteibeſtrebungen künſtlich gemachte iſt. Das 
franzöſiſche Volk iſt zu großgeſinnt, zu ſelbſtbewußt und zu edel, um ſich 
zu fürchten vor der Konſtituierung eines geeinigten Deutſchlands. 


ans 
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Ich geſtehe, daß die Formulierung des Antrags zu wünſchen übrig: 
läßt. Wenn aber der Anſchluß an Preußen notwendig iſt, wenn er jetzt 
ſchon notwendig iſt, jo iſt es Pflicht, dies auszuſprechen, wie es der vor— + 
liegende Antrag, wenn auch in unvollkommener Weiſe, tut. Ich ſehe in 
dem Antrage keine Mediatiſierung Bayerns, ſondern nur den Wunſch des 
Landes, auf irgendeine Weiſe aus der Iſolierung herauszutreten. Er 
kann alſo nur die Grundlage weiterer Unterhandlungen bilden. Ich 
empfehle alſo deſſen Annahme im Intereſſe unſers Vaterlands, im Inter⸗ 
eſſe Bayerns, im Intereſſe der Erhaltung Deutſchlands.“ 

Der Antrag der Kammer der Abgeordneten wurde von den Reichs⸗ 
räten abgelehnt. Mit Ja ſtimmten außer dem Fürſten Hohenlohe nur die 
Reichsräte Graf von Fugger⸗Babenhauſen, Graf von Pappenheim und 
Fürſt von Oettingen⸗Wallerſtein. 

In derſelben Sitzung verhandelten die Reichsräte über den weiteren 
Antrag der Kammer der Abgeordneten: 

„Seine Majeſtät der König wolle dem bayriſchen Volke den gebotenen 
| Fortſchritt in der Entwicklung der inneren ſtaatlichen Einrichtungen, namentlich 
die Reform der Heeresverfaſſung, eine geſetzliche Regelung des Schulweſens 
auf freiſinniger Grundlage ſowie die Sicherung voller Gewiſſensfreiheit 
gewähren und die ungeſäumte Vorlage der Entwürfe zu den ſozialen 
| Geſetzen anordnen.“ 

Dieſem Wunſche ſtimmte die Kammer der Reichsräte in der Sitzung 
vom 31. Auguſt 1866 bei. Dagegen ſtimmten die Erzbiſchöfe von Scherr 
und von Deinlein, Biſchof von Dinkel, Graf von Seinsheim und die Frei⸗ 
herren Karl und Karl Maria von Aretin. 


Journal. 
München, 1. September 1866. 

Der zum Zweck der Beratung des Friedenſchluſſes berufene Landtag 
iſt nun zu Ende. Die Vorlage des Friedensvertrages gab mir keine 
Veranlaſſung zum Reden, und ich glaubte ſchon ruhig durchgekommen zu ! 
fein, als die Kammer der Abgeordneten bei Beratung eines Finanzgeſetzes 
einen Antrag faſt einſtimmig annahm, der die Regierung bittet, den engen 
Anſchluß an Preußen und ein deutſches Parlament zu erſtreben. So kam 
alſo dieſe Frage auch an uns, und nun konnte ich nicht mehr ſchweigen. 
Jedermann kannte meine Geſinnungen und erwartete von mir, daß ich dieſem 
Antrag das Wort reden würde. Ich habe dies auch in der geſtrigen 
Sitzung getan. Es iſt nicht dem geringſten Zweifel unterworfen, daß die 
öffentliche Meinung in Bayern in allen Landesteilen, in allen Klaſſen für 
den Anſchluß an Preußen iſt. Allerdings iſt dies nicht die Meinung des . 
Hofs und der Miniſter. Dieſe ſehen darin eine Mediatiſierung Bayerns | 


—— —ͤ—ñ—— 
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und wehren ſich dagegen; ebenſo die ultramontane Partei, die aber mehr 
und mehr Boden verliert. Die Gegner von Preußen haben aber ein 
Gegenprojekt gegen den Anſchluß nicht aufgeſtellt. Einen Anſchluß an 
Oeſterreich hat niemand vorgeſchlagen, ſelbſt die ultramontane Partei nicht, 
einen Anſchluß an Frankreich und das Wiederaufleben des Rheinbundes 
wagt niemand vorzuſchlagen; für den ſüdweſtdeutſchen Bund erhebt ſich 
keine Stimme, ebenſowenig glaubt jemand, daß Bayern allein bleiben könne. 
Trotzdem wird mir ohne Zweifel meine Rede in der Hofpartei und von 
den Ultramontanen ſehr übelgenommen werden. Meine Chancen für das 
Miniſterium werden dadurch ſehr vermindert. Da ich nun aber doch ein⸗ 
mal den Ruf eines Preußenfreundes habe und dieſer Ruf auch durch meine 
politiſche Vergangenheit gerechtfertigt wird, ſo war für mich keine Wahl, 
als dieſer Anſicht treu zu bleiben und ſie offen zu vertreten, um ſo mehr, 
als ich die ganze Kammer der Abgeordneten hinter mir habe. In der 
Kammer der Reichsräte war die Oppoſition gegen mich ſehr ſchwach. 
Pfordten hatte wegen des von einem bayriſchen Soldaten ermordeten 
preußiſchen Offiziers!) ein Telegramm unfreundlichen Inhalts von Bismarck 
erhalten und bat die Reichsräte, ja nicht zu heftig gegen Preußen auf⸗ 
zutreten. So fand ich wenig energiſche Oppoſition in der Kammer, und 
Pfordten war die preußiſch gefärbte Rede recht angenehm. In der ultra⸗ 
montanen Preſſe, namentlich im „Volksboten“ und im „Neuen bayriſchen 
Kurier“ werde ich ohne Zweifel recht geſchimpft werden. 

Man hofft hier in ultrabayriſchen Kreiſen durch Hinziehen und Ab⸗ 
warten noch etwas zu gewinnen. Man glaubt immer noch, daß es möglich 
ſein werde, Bayern ſelbſtändig zu erhalten. Man hofft wie die Familie 
Micawber in „David Copperfield“, „that something will turn up“. Dar⸗ 
über vergeht die Zeit, und Bayern geht ſo ganz langſam ſeinem Unter⸗ 
gang entgegen. Wenn man ſich zu entſcheidenden Unterhandlungen mit 
Preußen entſchließen könnte, ſo würde man jetzt noch eine ganz erträgliche 
Stellung für König und Land erreichen können. Das wird man aber nicht 
tun und bei der erſten großen europäiſchen Kriſis irgend jemand zur Beute 
fallen. Ich habe wenigſtens meine Meinung geſagt. 


München, 11. Oktober 1866. 


Meine Reiſe nach München iſt in einen recht intereſſanten Moment 
gefallen und war mir zur Orientierung ſehr nützlich. Gleich bei meiner 
Ankunft ließ ich Dr. Schanzenbach ?) rufen, um Philipp Ernſts Knie zu. 


1) Ein bayriſcher Soldat hatte aus einem Eiſenbahnwagen heraus einen: 
preußiſchen Offizier erſchoſſen. 
2) Angeſehener Arzt, der ſich der Kundſchaft der vornehmen Geſellſchaft erfreute. 
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unterſuchen. Nachdem er das nötige Pflaſter verordnet hatte, ging er 
gleich auf die Politik über. Ich ſah ihm an, daß mit ihm etwas vor⸗ 
gegangen ſein mußte; er hatte eine Atmoſphäre von ſtaatsmänniſcher 
Wichtigkeit um ſich, die mir an ihm neu war. Das Rätſel löſte ſich jo- 
fort; denn er erzählte mir, er ſei jetzt ſeit vierzehn Tagen faſt jeden Abend mit 
dem König bei Paul Taxis zuſammengekommen. Sein Urteil über den König 
iſt ſehr günſtig; es ſtellt ſich mehr und mehr heraus, daß alle Mißgriffe 
und Unterlaſſungen, deren ſich der König ſchuldig gemacht hat, durch das 
Kabinett veranlaßt worden ſind. Mein Gefühl hat mich nicht getäuſcht; 
es iſt wahr, daß Pfiſtermeiſter und Lutz!) den König abſichtlich iſoliert 
haben, um ungeſtört ihr Protektionsweſen zu treiben in Gemeinſchaft mit 
Pfordten und Bomhard. So iſt es gekommen, daß der König von dem 
Trauergottesdienſt für die Armee nichts wußte. Pfiſtermeiſter war es, der 
den König abgehalten hat, der Beerdigung des Generals Zoller beizuwohnen. 
Pfiſtermeiſter hat den König abgehalten, die Spitäler zu beſuchen u. ſ. w. 
Es ſcheint, daß Schanzenbach mit dazu beigetragen hat, dem König die 
Augen zu öffnen. Dann hat der König den früheren Miniſter Neumayr ?) 
konſultiert, und ſo kam er zu dem Entſchluß, das Kabinett zu ändern, und 
Neumayr, Tauffkirchen und Feilitzſch zu berufen. Die Unterhandlungen 
ſchweben noch. Neumayr ſoll Kabinettsminiſter oder Miniſter des Königlichen 
Hauſes werden. Die beiden andern ſollen als Kabinettsräte eintreten. 
Pfordten wird dann weggehen müſſen. Der König will mich an Pfordtens 
Stelle haben und hat dies geſagt, woraus dann die Zeitungsartikel entſtanden 
ſind. Dagegen wird nun von der ultramontanen Partei und wahrſcheinlich 
auch von Neumayr gearbeitet, der mir meine Angriffe bei einer Diskuſſion 
in der Kammer nicht vergeſſen kann. Die Stimmung im allgemeinen iſt 
noch immer gleich günſtig für mich. Meine Rede hat mir viel genützt, 
weil die große Mehrheit eine Verſtändigung mit Preußen, ſolange der 
Norddeutſche Bund nicht feſt organiſiert iſt, für notwendig hält, und ich 
das ungeſcheut zuerſt ausgeſprochen habe. Pfordtens planloſe Politik wird 
allgemein verdammt. Gleich den Tag nach meiner Ankunft wurde ich wieder 
durch einen Artikel der „Neueſten Nachrichten“ überraſcht, in welchem beſtimmt 
verſichert wurde, ich ſei auserſehen, Pfordten zu erſetzen. Die guten 
Münchner, die alle die „Neueſten Nachrichten“ zum Kaffee leſen, nahmen 
natürlich die Nachricht für bare Münze. Da hatte mich einer in Gala 
zum König fahren ſehen, der andre wollte geſehen haben, wie der König 
zu mir gekommen ſei, um mich zu bitten, das Miniſterium anzunehmen, 


) Miniſterialrat Pfiſtermeiſter, Chef des Zivilkabinetts des Königs, Appel⸗ 
lationsgerichtsrat Lutz, der ſpätere Miniſter, im Kabinett beſchäftigt. 

2) Max von Neumayr, ehemals Geſandter in Stuttgart und Miniſter des 
Innern. 
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ein dritter wollte wiſſen, ich hätte abgelehnt, weil man mich früher über⸗ 
gangen habe u. dergl. 

Die Wahrheit ſcheint zu ſein, daß der König den Plan nicht auf⸗ 
gegeben hat, daß aber von allen Seiten dagegen intrigiert wird. Vecchioni,!) 
bei dem ich heute Nachmittag war, meint auch, daß es ſehr möglich ſei, 
daß die früheren Kabinettsräte wieder in ihre Stellen eingeſetzt würden 
und daß alles beim alten bleibe. Die „Augsburger Poſtzeitung“ prophezeit 
Unheil aus meiner Ernennung zum Miniſter, die andern Lokalzeitungen 
ſehen darin den Anfang einer paradieſiſchen Zeit; die „Augsburger Allgemeine“ 
ignoriert mich vornehm. 

Jedenfalls werden dieſe Intrigen noch einige Monate fortgehen. 
Das Proviſorium im Kabinett ſoll noch bis zum 1. Dezember fortdauern, 
wie mir von der Tann ſagt. Wenn aber Pfiſtermeiſter definitiv abgeſetzt 
ſein wird, ſo können Pfordten und Bomhard nicht bleiben. 

Ob ich Miniſter werde, hängt davon ab, ob Neumayr es in ſeinem 
Intereſſe erachtet, ſeine Popularität durch meinen Eintritt in das neue 
Miniſterium zu erhöhen, oder ob er fürchtet, daß ich ihm ſchaden könne. 
Iſt letzteres der Fall, jo wird ohne Zweifel der gute Bray?) oder eine 
andre Nullität aus der bayriſchen Diplomatie zum Miniſter des Aeußern 
gemacht. 

München, 3. November 1866. 


Am 25. Oktober erhielt ich einen Brief Holnſteins?) vom 18., in 
welchem er mich zu einer Beſprechung nach München über den Eintritt 
ins Miniſterium einlädt, und den darauffolgenden Tag einen zweiten Brief 
mit dem Rundſchreiben des Miniſters von der Pfordten und dem Auftrag 
des Königs, meine Anſicht darüber auszuſprechen. Ich machte mich alſo 
ſofort an die Arbeit und war einige Tage darauf fertig. Am 31. kam 
ich nach München. Tauffkirchen war der erſte, den ich ſah. Ich zeigte 
ihm das Rundſchreiben und mein Gutachten, mit welchem er vollkommen 
einverſtanden war, bis auf den Schluß, wo ich dann ſeinem Rat entſprechend 
einige Modifikationen anbrachte. 

Den 1. November kam Holnſtein. Er fing damit an, mir im Namen 
des Königs das Miniſterium des Hauſes und des Aeußern und die 
Miniſterpräſidentſchaft anzubieten, und ſtellte mir gleichzeitig die Ueber⸗ 
tragung der Kronoberſtkämmererſtelle in Ausſicht. Un honneur que je 
goüte fort médiocrement. Ich gab ihm dann das Gutachten und beriet 


1) Chefredakteur der „Münchner Neueſten Nachrichten“. 

2) Graf Bray⸗Steinburg, damals Geſandter in Wien, 1870 Miniſter des 
Aeußern. 

5) Oberſt⸗Stallmeiſter Graf Holnſtein. 
Fürft Hohenlohe, Denkwürdigkeiten. 12 
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mit ihm die etwaigen Aenderungen in den übrigen Miniſterien. Wir 
wurden darüber einig, daß Bomhard auch ausſcheiden müſſe, daß aber 
die übrigen Miniſter bleiben könnten. Der Schluß der ganzen Sache 
wurde aber noch vertagt, wenn Holnſtein mit Neumayr geſprochen haben 
würde. Dies ſollte den 2. geſchehen. Unterdeſſen ging ich auf Erkundi⸗ 
gungen aus und fand, daß eigentlich zurzeit kein Grund zu einer Miniſter⸗ 
veränderung gegeben ſei, und daß ich auf keinen außerordentlich günſtigen 
Empfang in der öffentlichen Meinung würde rechnen können. Man würde 
im allgemeinen wohl meinen Eintritt ins Miniſterium billigen, allein ein 
beſonderer Wunſch beſteht zurzeit nicht. Die Parteien haben ſich noch 
nicht organiſiert, und die antipreußiſche Stimmung hat ſich noch nicht 
genügend beruhigt. Zudem kann ich mir nicht verhehlen, daß allen Mit⸗ 
teilungen Holnſteins zufolge der Wunſch des Königs, mich zum Miniſter 
zu haben, aus ſeiner Paſſion für Wagner hervorgeht.!) Der König erinnert 
ſich, daß ich einmal die Entfernung Wagners als etwas Unnötiges be⸗ 
zeichnet habe, und hofft, daß ich ihm die Rückkehr Wagners ermöglichen 
würde. Ein Wagner⸗Miniſterium zu bilden, dazu habe ich aber keine 
Luſt, wenn ich auch die Rückkehr Wagners ſpäter für kein beſonderes 
Unglück halte. Dies und die Erwägung, daß ich nach dem Beginn des 
Landtags oder vielleicht unmittelbar vorher eine beſſere Stellung haben 
würde als jetzt, wo das Miniſterium nur durch eine Hofintrige zuſtande 
gekommen ſchiene, machte es mir ganz erwünſcht, daß Holnſtein am andern 
Tage kam und ſagte, daß Neumayr ganz entſchieden gegen mich ſei. Da 
nun aber Neumayr jetzt ſchon dem König zuwider iſt und ſich nicht lange 
halten wird, ſo wird er mir nicht lange ſchaden. Unterdeſſen wird ſich 
Holnſtein in der Gunſt des Königs zu halten ſuchen und meine Intereſſen 
vertreten. Nun höre ich allerdings auch von andrer Seite, namentlich 
von Dönniges?) und Umbſcheiden, daß die Kammer auf meiner Seite fein 
würde, wenn ich unmittelbar vor dem Zuſammentritt des Landtags ein 
Miniſterium bildete, daß aber, wenn das Miniſterium bis nach Eröffnung 
des Landtags bliebe, die Veränderung ſchwieriger werden könnte. Ich 
habe deshalb Tauffkirchen in einem Brief freie Hand gelaſſen, wenn er 
es für nötig hält, in dieſem Sinne zu wirken. Die Intrigen Neumayrs 
habe ich durch die Einwirkung von Dönniges und Umbſcheiden un⸗ 
gefährlich gemacht und damit das Terrain für mich günſtig vorbereitet. 


1) In einem Briefe vom 17. Januar 1867, welcher in Nr. 574 der „Münchner 
Neueſten Nachrichten“ vom 8. Dezember 1904 veröffentlicht iſt, nimmt Richard 
Wagner für ſich die Ehre in Anſpruch, dem König Ludwig zuerſt den Rat erteilt 
zu haben, ſich dem Fürſten Hohenlohe anzuvertrauen und ſeinen Rat einzuholen. 

2) von Dönniges (1814 bis 1872) damals, nachdem er als bayriſcher Geſchäfts⸗ 
träger in der Schweiz abberufen war, ohne Amt in München lebend. 
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Wenn alſo der König doch noch auf dem Gedanken beſtehen ſollte, daß 
ich vor dem Zuſammentritt des Landtags ein Miniſterium bilde, ſo habe 
ich Einleitungen getroffen, daß er mich telegraphiſch zurückrufen läßt. 
Unterdeſſen wird die Preſſe in meinem Sinne bearbeitet. 

Ich reiſe heute abend ab und werde ſuchen, die Sachen ſo ſchnell 
als möglich zu erledigen, um zu rechter Zeit wieder hier ſein zu können, 
oder wenigſtens à portée eines Telegramms, welches mir nach Rauden 
an Viktor zu adreſſieren wäre. 

Die Projekte, die hier gemacht werden, ſind wirklich ſo dumm und 
landesgefährlich, daß ich bei aller Beſcheidenheit meinen Eintritt ins Mini⸗ 
ſterium als eine Notwendigkeit anſehe. Ich bin einem Komplott auf der 
Spur, welches Neumayr zum Miniſterpräſidenten und Bray zum Miniſter 
des Aeußern machen will. Je Pai ébruité und habe damit vielleicht der 
Sache die Spitze abgebrochen. 


In dem Seite 177 erwähnten Rundſchreiben des Miniſters von der 
Pfordten, welches am 5. November 1866 abgeſendet wurde, wird über 
die künftige Stellung Bayerns zu Norddeutſchland folgendes geſagt: 

„Der Eintritt in den Norddeutſchen Bund kann auf keinen Fall als 
Ziel der bayriſchen Politik betrachtet werden. Seit dem Jahre 1848 hat 
Bayern konſequent den Grundſatz befolgt, jeder Reform des Deutſchen 
Bundes zuzuſtimmen, an welcher ſich Oeſterreich und Preußen gleichmäßig 
beteiligen, aber mit einer dieſer beiden Großmächte allein in kein Ver⸗ 
faſſungsbündnis einzutreten, ſowohl im bayriſchen als im allgemeinen 
deutſchen Intereſſe, weil darin ebenſo die Mediatiſierung Bayerns wie die 
Zerreißung Deutſchlands liegen würde. Dieſem Grundſatze gemäß hat 
die bayriſche Regierung die Reichsverfaſſung von 1849 abgelehnt und 
ihren Beitritt zu dem ſogenannten Dreikönigsbündnis mit dem Erfurter 
Parlament verweigert. Dieſem Grundſatze gemäß hat ſie im Jahre 1863 
nach dem Mißlingen des Fürſtentags ſich nicht dazu verſtanden, eine Neu⸗ 
geſtaltung des Bundes ohne Preußen durchzuführen. Dieſem ſelben Grund⸗ 
ſatze gemäß wird ſie auch jetzt von einem Eintritte in den Norddeutſchen 
Bund abſehen müſſen.“ 


Hiergegen wendet ſich das vorerwähnte Gutachten des Fürſten. Es 
heißt darin: 

Wie die Tätigkeit der bayriſchen Regierung in der deutſchen Frage 
ſeit 1849 eine weſentlich negative war, ſo geht die Abſicht des Herrn 
Miniſters von der Pfordten auch jetzt dahin, die bayriſche Selbſtändigkeit 
durch negative Beſtrebungen zu erhalten. 

Mir ſcheint aber die Lage Bayerns nach den neueſten Ereigniſſen zu 
gefahrvoll, um in einer abwartenden Haltung die genügende Sicherheit 
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für die Selbſtändigkeit des Throns und die Unabhängigkeit des Landes 
erblicken zu können. Das Uebergewicht Preußens in Deutſchland iſt ſeit 
dem Austritt Oeſterreichs aus dem Bunde und ſeit der Vergrößerung 
Preußens eine Tatſache. Das vergrößerte Preußen beherrſcht den deutſchen 
Norden, ſteht an der Spitze von dreißig Millionen Einwohnern und ver⸗ 
fügt über eine Armee von nahezu achthunderttauſend Mann. Ein Freund⸗ 
ſchaftsbündnis zwiſchen Bayern und dem deutſchen Norden iſt die Allianz 
eines Stärkeren mit einem Schwächeren, die gerade ſo lange von Preußen 
reſpektiert wird, als dies im Intereſſe Preußens liegt. 

Anders iſt es mit einem Verfaſſungsbündniſſe, welches, wie 
die Erfahrung zeigt, dauernde Garantien bietet. Was dem Deutſchen 
Bunde trotz ſeiner Mängel eine fünfzigjährige Dauer gewährte, war ſein 
Charakter als Verfaſſungsbündnis. Und obgleich Preußen ſeit Jahr⸗ 
zehnten an deſſen Auflöſung gearbeitet hat, konnte die Zerſtörung des 
Bundes nur durch das Zuſammentreffen außerordentlicher Umſtände erreicht 
werden. Bayern hat auch bisher nie ohne den Schutz eines ſolchen Ver— 
faſſungsbündniſſes beſtanden, denn der deutſche Reichsverband ſowohl wie 
der Rheinbund können als ſolche gelten. 

Nun ſoll aber das Experiment der ſelbſtändigen Stellung in einem 
Augenblicke verſucht werden, in welchem die Exiſtenz der Mittelſtaaten, 
abgeſehen von allem andern, ſchon durch das Streben der Völker nach 
großen Staatenbildungen und durch die prekäre Lage Europas überhaupt 
gefährdet erſcheint. 

Wäre Bayern ein Staat, der ſich ſelbſt genügte und ſelbſt genügen 
könnte, ſo wäre die Gefahr geringer. Allein, würde ſich Bayern ſelbſt 
genügen können in politiſcher Beziehung im Falle einer Bedrohung ſeiner 
Grenzen? 

Würde es, auf eigne Kraft angewieſen, auch nur die Pfalz gegen 
Frankreich verteidigen können? 

Ebenſowenig genügt es ſich ſelbſt in der Regelung der volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe. Wenn ſich der Zollverein auf Norddeutſchland 
zurückzöge und ſich gegen den Süden abſchlöſſe, ſo bliebe ihm immer noch 
ein Gebiet von dreißig Millionen. Dieſe Maßregel könnte aber die 
Induſtrie Bayerns nicht ertragen. Wenn der Norddeutſche Bund in 
bezug auf die Regelung des Verkehrs, auf Eiſenbahnen, Poſt⸗ und 
Telegraphenweſen, auf Münze, Maß und Gewicht gemeinſchaftliche Ein⸗ 
richtungen trifft, wenn für Zivilrecht und Strafrecht eine einheitliche 
Geſetzgebung entſteht, und wenn Bayern von all dieſen Vorteilen aus⸗ 
geſchloſſen bleibt, ſo wird damit eine Anziehungskraft auf die ſüddeutſche 
Bevölkerung ausgeübt, deren Folgen ſich nur zu bald erkennen laſſen 
werden. 
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Man hat in letzter Zeit mit gewiſſer Beruhigung auf Belgien und 
die Schweiz hingewieſen, um die Möglichkeit des Beſtehens für Bayern 
als alleinſtehender Staat nachzuweiſen. Allein man vergißt dabei, daß 
die Schweiz und Belgien teils abgegrenzte, teils beſtimmt ausgeprägte 
Nationalitäten ſind, die ſich in dieſer Abſonderung wohl fühlen und darin 
durch manche äußeren Umſtände unterſtützt werden, die Bayern fehlen, 
insbeſondere aber, daß ſie durch keine Nationalſympathien zu einem größeren 
Ganzen hingezogen werden. 

Dies führt mich aber zu der größten Gefahr, die der bayriſchen 
Selbſtändigkeit droht. Das bayriſche Volk, darüber darf man ſich keiner 
Illuſion hingeben, iſt von dem Einheitstrieb, der alle deutſchen Stämme 
erfaßt hat, durchdrungen. Dieſer, wie das Rundſchreiben ſich ausdrückt, 
„ſeit Dezennien erwachte Einheitstrieb“ iſt durch zahlreiche Kundgebungen 
der deutſchen Regierungen gepflegt und gefördert worden. Der Antrag 
der Kammer der Abgeordneten vom 30. Auguſt hat dieſem Streben aber: 
mals Ausdruck verliehen. 

Bei einer eintretenden Kataſtrophe, etwa bei dem Tode des Kaiſers 
der Franzoſen, werden die revolutionären Elemente wieder in den Vorder⸗ 
grund treten. Das Streben der deutſchen Bevölkerungen nach Einigung 
wird in einem ſolchem Falle Dimenſionen annehmen, die gar nicht zu be⸗ 
rechnen ſind. Schon jetzt gewinnt dieſe Stimmung in Süddeutſchland 
mehr und mehr Boden. Jetzt iſt es noch möglich, ſich auf den parti⸗ 
kulariſtiſchen Geiſt der ſüddeutſchen Bevölkerung zu ſtützen, um die parti⸗ 
kulare Selbſtändigkeit in gewiſſem Grade zu erhalten. Jetzt iſt die Ab⸗ 
neigung der Süddeutſchen gegen Preußen und ihre Anhänglichkeit an die 
angeſtammten Fürſtenhäuſer noch ſtark genug, um, geſtützt auf dieſe Ele⸗ 
mente, günſtige Bedingungen beim Abſchluſſe eines neuen Bundesvertrags 
zu erlangen. Dieſe Stimmung wird aber nicht immer dauern, deshalb 
wäre ſie jetzt zu benutzen, und zwar bei der Beratung eines neuen deutſchen 
Verfaſſungswerks. 

Wenn es allgemein anerkannt wird, daß durch die Auflöſung des 
Deutſchen Bundes die Exiſtenz der Mittelſtaaten bedroht iſt, wenn es Pflicht 
eines Miniſters Seiner Majeſtät des Königs iſt, dieſen Gefahren entgegen⸗ 
zutreten und die Rechte des Monarchen und ſeine Selbſtändigkeit zu ver⸗ 
teidigen, ſo müſſen die Wege eingeſchlagen werden, die dieſen Zweck am 
ſicherſten erreichen und die Krone auf möglichſt lange Zeit hinaus vor 
äußeren und inneren Angriffen bewahren. Das Rundſchreiben ſagt mit 
vollem Recht, „daß die Mittelſtaaten nicht ſowohl durch ihre Macht, als 
durch ihre geſchichtlichen und vertragsmäßigen Rechte exiſtieren“. Darum 
gebietet es aber die Pflicht der Selbſterhaltung, ſich ſobald als mög— 
lich wieder auf den Boden vertragsmäßiger Rechte zu ſtellen. 
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Journal. 
München, 12. Dezember 1866. 

Von Wien geſtern früh zurückkehrend, ſchrieb ich ſofort an Tauff- 
kirchen, um ihn zu bitten, zu mir zu kommen. Er erſchien um 1 Uhr 
und teilte mir mit, daß er Holnſtein zwar noch nicht geſprochen habe, 
aber aus Aeußerungen Schanzenbachs entnehme, daß Neumayrs Einfluß 
feſter ſtehe als je, und daß auch Holnſtein ſich von ihm habe überzeugen 
laſſen, daß die Kammer gegen mich ſei. Neumayr habe beim König 
Ludwig und Prinz Karl wahrſcheinlich die Verpflichtung eingegangen, 
mich vom Miniſterium fernzuhalten, und dadurch die Befürchtungen 
beſchwichtigt, die beide hohe Herren gegen ſeinen Eintritt ins Kabinett 
gehegt hatten. Es ſcheint alſo, daß es mit meinem Eintritt ins Miniſterium 
nichts ſein werde. Jedenfalls werde aber, meint Tauffkirchen, die Kammer 
ſich für mein Programm entſcheiden, und dann werde meine Stellung um 
ſo beſſer. Abends begegnete ich Tauffkirchen, der zu Holnſtein berufen 
war. Er verſprach, dann um 8 Uhr zu mir zu kommen. Dies geſchah, und 
nun zeigte es ſich, daß die Situation weſentlich verändert war. Pfordten 
hatte nach der Ankunft des Königs in der Nacht vom 10. bis 11. ſein 
Entlaſſungsgeſuch eingereicht, Neumayr liegt krank zu Bett, und der 
König verlangt Holnſteins Rat. Tauffkirchen hat ihm alſo geraten, den 
König zu beſtimmen, Pfordtens Entlaſſung anzunehmen, das Miniſterium 
bis zum Zuſammentritt und zur Meinungsäußerung der Kammern durch 
Staatsrat Daxenberger verwalten zu laſſen und dann erſt das Miniſterium 
zu bilden. Das ſtimmt mit meinen früheren Vorſchlägen überein. Jeden⸗ 
falls wird ſich die Kammer in meinem Sinne ausſprechen, und dann iſt 
meine Ernennung ſicher und meine Stellung eine ſehr gute. 

Heute früh war Tauffkirchen bei mir und ſagte mir, daß dies geſchehen 
ſei. Der König geht nach Hohenſchwangau und nimmt Lutz mit. Dieſer 
iſt nicht gegen mich und wird nun dadurch noch gewonnen werden, daß 
man ihm das Juſtizminiſterium in Ausſicht ſtellt. So bin ich ſicher, daß 
in der Zwiſchenzeit keine Intrigen gegen mich angezettelt werden. Neu⸗ 
mayr wird dann geſtürzt, und Aſſeſſor Riedel kommt als einfacher Ka⸗ 
binettsſekretär oder Rat ins Kabinett. 

Den 17. Dezember. 

Freitag den 14. Abends kam Holnſtein zu mir und teilte mir den 
Wunſch des Königs mit, daß ich mit Schlör!) reden möchte, den der 
König im Miniſterium behalten will. „Ich ſolle mich mit demſelben ver⸗ 
ſtändigen,“ da Neumayr dem König geſagt hatte, daß alle Miniſter ihre 


1) Schlör war als Direktor der Oſtbahnen und einflußreicher Abgeordneter 
der erſte Handelsminiſter in Bayern geworden. Er war damals Vertreter des 
Wahlkreiſes Amberg. 
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Entlaſſung nehmen würden, wenn ich ins Minifterium einträte. Am 
andern Morgen kam Tauffkirchen mit dem Brief des Appellationsgerichts⸗ 
rats Lutz, in dem dieſer Auftrag für mich enthalten war, und mit meiner 
Kritik des Pfordtenſchen Rundſchreibens zu mir, damit ich beide Aktenſtücke 
bei meiner Unterredung mit Schlör zur Hand hätte. Ich fand Schlör auf 
dem Miniſterium und gab ihm die Papiere mit dem nötigen Kommentar. 
Das Reſultat der Beſprechung war, daß wir in den Hauptpunkten 
einverſtanden waren, doch hielt Schlör die Erſtrebung eines Bundes⸗ 
vertrags mit Preußen im Augenblick nicht für zweckmäßig und nötig. 
Ich verſprach ihm nun ein Programm auszuarbeiten und ihm vorzu⸗ 
legen. Dies Reſultat beeilte ich mich ſofort dem König durch Holn⸗ 
ſtein mitzuteilen. Mein am Abend aufgeſetztes Programm beſprach ich 
am Sonntag mit Dönniges, gab es dann an Tauffkirchen, der es nicht 
entſchieden genug fand und nun ein neues Programm verfaßte, das er 
mir Montag brachte und mit dem ich mich um ſo mehr einverſtanden er⸗ 
klären konnte, als ich in der Zwiſchenzeit von Reuß gehört hatte, daß 
man aus Rückſicht auf Frankreich wegen der bevorſtehenden Beratungen 
des norddeutſchen Parlaments auf Unterhandlungen mit Süddeutſchland 
ſich nicht einzulaſſen geneigt ſei. Ich fragte Tauffkirchen am Schluß 
unſrer Beratung, ob er damit einverſtanden ſei, daß ich Schlör ſage, 
daß er das Programm gemacht habe, und knüpfte daran die Frage, ob 
er zur Uebernahme des Miniſteriums des Innern eventuell bereit ſei. Er 
bejahte beides und fügte die Bitte bei, daß er auch vor dem Lande als 
der Verfaſſer des Programms genannt werde, wenn es ſoweit komme, 
was ich ihm auch zuſagte, da ich das Motiv, ſich dadurch mehr Boden 
in der öffentlichen Meinung zu gewinnen, vollkommen anerkennen mußte. 

Am Abend desſelben Tages gab ich Schlör das Programm. Er 
brachte es am andern Tage (Dienstag) und erklärte ſich damit einverſtanden. 
Tauffkirchen war anweſend. Es wurden einige Abänderungen beſchloſſen, 
und ſo ſchickte ich es an Holnſtein. Da ich aber in der Zwiſchenzeit 
erfahren hatte, daß die Ernennung Tauffkirchens zum Miniſter auf große 
Mißbilligung im Lande ſtoßen würde, ſo faßte ich das Schreiben an 
Holnſtein ſo ab, daß daraus hervorging, ich beabſichtige keine Abänderung 
des Miniſteriums mit Ausnahme vielleicht des Juſtizminiſters, für deſſen 
Erſatz ich Präſident Neumayr ') in Vorſchlag brachte. Nun am 20. warte 
ich auf die Antwort des Königs. 


Das in den vorſtehenden Aufzeichnungen erwähnte „Programm“ hat 
folgenden Wortlaut: 


1) Ludwig von Neumayr, Appellationsgerichtspräſident, Bruder des ehemaligen 
Miniſters, bedeutender Juriſt, Landtagsabgeordneter für den Wahlkreis München. 
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; I 

1. Als der wenn auch entfernte, doch unverrückt im Auge zu behaltende 
Zielpunkt der Politik Bayerns erſcheint uns die Erhaltung Deutſchlands, 
die Vereinigung der Geſamtzahl und, ſoweit dies unmöglich, der größeren 
Zahl der deutſchen Stämme zu einem Bundesſtaat, geſchützt gegen außen 
durch eine ſtarke Zentralgewalt und im Innern durch eine parlamentariſche 
Verfaſſung, unter gleichzeitiger Wahrung der Integrität des Staats und 
der Krone Bayern. 

Dieſes Ziel direkt und unmittelbar zu verwirklichen, halten wir nicht 
an der Zeit. Oeſterreich, aus dem Bunde geſchieden, ſucht im Augenblick 
einen Haltpunkt in ſeinen außerdeutſchen Elementen. Die Bildung eines 
ſüddeutſchen Bundesſtaats unter Führung dieſes Geſamtöſterreichs halten 
wir weder für wünſchenswert noch für ausführbar. Preußen in Bildung 
eines dem Einheitsſtaate ſich nähernden Bundes mit den kleineren Staaten 
des deutſchen Nordens begriffen, will heute ſelbſt den Eintritt der ſüd⸗ 
deutſchen Staaten in dieſen Bund nicht, und auch wir halten bedingungs⸗ 
loſen Eintritt Bayerns in den Norddeutſchen Bund nicht für den geeigneten 
Weg, zur Einheit zu gelangen. Wir würden das Streben nach ſolchem 
Aufgehen im preußiſchen Staate mit den Pflichten der Räte der Krone 
Bayern für gänzlich unvereinbar halten. 

Ja, wir würden es als einen unnützen und deshalb beſſer zu unter⸗ 
laſſenden Verſuch anſehen, mit Preußen in dieſem Augenblick und ehe 
Norddeutſchland ſelbſt das Bedürfnis ſolcher Einigung fühlt, über eine 
Vereinigung zu irgendeiner andern Form des Bundesſtaats in Unter⸗ 
handlung zu treten. 

Ein Südweſtdeutſcher Bund mit parlamentariſcher Verfaſſung wäre 
zwiſchen den Staaten Bayern, Württemberg, Baden und dem nicht mit 
Norddeutſchland vereinigten Teile von Heſſen vielleicht anzuſtreben, wenn 
der Wunſch nach ſolcher Einigung in der Bevölkerung der ſämtlichen 
genannten Staaten lebendig wäre. Dies iſt aber jo wenig der Fall, daß 
von einem Verſuche, der nur dazu dienen könnte, die innere Zerfahrenheit 
zu offenbaren und zu vergrößern, entſchieden abzuraten iſt. 

Es iſt ſonach richtig, daß in der Frage der organiſchen Wieder- 
vereinigung aller deutſchen Stämme Bayern heute, wir ſagen leider, zu 
einer abwartenden Haltung gezwungen iſt. 

2. Mit dieſem Ausſpruche iſt aber nicht die heutige Aufgabe der 
bayriſchen Politik bezeichnet. 

Bayern als Staat zweiten Ranges kann nicht ohne Allianz mit einer 
europäiſchen Großmacht beſtehen. Es bedarf einer ſolchen Stütze nament⸗ 
lich in einem Augenblick, in welchem die Verfaſſung des Deutſchen Bundes 
zerriſſen iſt und die Möglichkeit ernſter europäiſcher Konflikte nicht beſtritten 
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werden kann. Der Großſtaat, an welchen ſich Bayern anzuſchließen und 
als deſſen Bundesgenoſſe im Kriegsfalle es ſich offen zu erklären hat, iſt 
nach unſrer beſtimmten Ueberzeugung Preußen. 

Es iſt nicht Oeſterreich, deſſen Organismus eine Gewähr einſtigen 
Erreichens unſers Zielpunktes nicht bietet, es iſt nicht Frankreich, welches, 
abgeſehen von den Bedenken, die das Wiedererſtehen eines von der Ge— 
ſchichte gebrandmarkten Bundes finden müſſen, ein ſolches Bündnis wohl 
nur im Intereſſe der Arrondierung ſeiner Grenzen eingehen könnte. 

Durch die Allianz mit Preußen ſind wir allein imſtande, nicht die 
Erhaltung des Friedens in Europa zu ſichern, aber doch ein Gewicht für 
die Erhaltung des Friedens in die Wagſchale zu werfen. 

Aber nicht Bundesgenoſſenſchaft allein; die gegenwärtigen Macht⸗ 
verhältniſſe bringen es mit Notwendigkeit mit ſich, daß Bayern, gegen 
beſtimmte Garantie der Souveränität ſeines Königs, im Falle eines Kriegs 
ſich der Führung Preußens unterſtellt, weshalb bei der Organiſation 
unſrer Wehrkräfte auf dieſe Möglichkeit Bedacht zu nehmen iſt. Eine ſolche 
Allianz ſofort anzubahnen, halten wir für geboten. 

Wenn es aber offen ausgeſprochen werden muß, daß Bayern im 
Falle eines Angriffs auf Preußen an deſſen Seite ſtehen würde, ſo iſt 
doch wohl ſelbſtverſtändlich, daß neben dieſer Allianz die freundſchaftlichen 
Beziehungen mit den übrigen Mächten und vor allem mit dem Kaiſertum 
Oeſterreich ſoweit möglich zu wahren ſind. 

3. Bezüglich der deutſchen Mittelſtaaten der ſüdweſtlichen Gruppe wird 
ſich nach dem Vorgetragenen unſre Politik in dem Streben betätigen, die 
gleiche Allianz mit Preußen und mit uns herzuſtellen. 


II 


1. Dem Zielpunkte der bayriſchen Politik in der nationalen Frage 
entſprechend, iſt es Aufgabe der bayriſchen Regierung, dahin zu wirken, 
daß Geſetzgebung und Verkehr in allen deutſchen Staaten gemeinſchaftlich 
und gleichartig geregelt werden. 

2. Die Beratung und Durchführung der ſozialen Geſetzgebung ſowie 
der allgemeinen Prozeßordnung ſind dieſem Grundſatz entſprechend zu 
leiten und möglichſt zu beſchleunigen. 

3. Die Heeresorganiſation iſt nach den Grundſätzen der allgemeinen 
Wehrpflicht, doch unter Vermeidung derjenigen Mißſtände durchzuführen, 
welche in der preußiſchen Heeresverfaſſung zu gegründeten Klagen Ber: 
anlaſſung geben. 

Geſetzliche Regelung aller im Falle eines Krieges zuläſſigen Ausnahme— 
beſtimmungen erſcheint nötig. 

Die Unterſuchung und Aburteilung gemeiner Verbrechen und Vergehen 
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der Soldaten im Frieden iſt den Zivilgerichten zu überlaſſen, wobei Geſetzes⸗ 
verletzungen der Offiziere als Verbrechen und Vergehen gegen die Standes- 
ehre erklärt und deshalb nach wie vor militärgerichtlicher Aburteilung 
unterliegen können. 

4. Den erſchütterten Handels- und Bodenkredit durch Aſſoziation des 
Kapitals zu heben und zu unterſtützen, iſt dringend geboten. Im Staats⸗ 
haushalt iſt ſtrengſte Ordnung und Vereinfachung der Perzeption durch⸗ 
zuführen. Auf allmähliche Beſeitigung der Gefahren, welche dem Kredit 
des Staats aus deſſen Haftung für Bankgeſchäfte und die Ausgabe von 
Staatsnoten entſtehen könnten, iſt hinzuwirken. 

5. Strenge Unterordnung aller Kreiſe der Verwaltung unter das 
Geſetz wird allmählich Achtung vor dem Geſetze auch im Volke zur Folge 
haben. Vereinfachung und damit Kräftigung des geſamten Verwaltungs⸗ 
organismus und einheitliche Leitung des geſamten Sicherheitsdienſtes werden 
genügen, um den berechtigten Anforderungen bezüglich der öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit zu entſprechen. Wirklichen Mängeln der Geſetze 
in dieſer Richtung iſt, wenn ſolche beſtehen, durch Antrag auf Modifizierung 
derſelben abzuhelfen. 

6. Vollkommene Unabhängigkeit des Richterſtandes und der Rechts⸗ 
pflege iſt zu wahren und die Aufſicht über die Richterbeamten durch ein 
Disziplinargeſetz zu regeln. Die Disziplin der Anwälte und Notare wird 
durch Kammern vermittelt, die von den Betreffenden zu wählen ſind. 

7. Der Friede unter den Konfeſſionen und insbeſondere der Friede 
mit der katholiſchen Kirchengewalt iſt unter gewiſſenhafter Beobachtung 
der beſtehenden Geſetze zu wahren. Kein Opfer iſt zu ſcheuen, um bezüglich 
des öffentlichen Unterrichts den Anforderungen der Zeit zu entſprechen. 

8. Das Recht des Landtags, die Regierung um Vorlage von Geſetz⸗ 
entwürfen zu bitten, wird anerkannt. 

9. Die Erweiterung der Kammer der Reichsräte iſt durch Vorlage 
eines Geſetzentwurfs zu bewirken. 

10. Nötig endlich erſcheint es, die Zuſtändigkeit des Miniſterrats zu 
regeln und hierdurch die Bildung und Erhaltung eines einheitlichen Ge- 
ſamtminiſteriums zum Schutz der Krone und der Verfaſſung zu ermöglichen. 


Aufzeichnung des Fürſten aus dieſen Tagen. 


Bei der Uebernahme des Miniſteriums ſind noch einige Punkte in 
Erwägung zu ziehen. 

Die Bildung eines Geſamtminiſteriums iſt notwendig, damit ſämtliche 
Miniſterien, geleitet von demſelben Geiſt und denſelben Grundſätzen, zu: 
ſammenwirken. Die darauf bezüglichen Vorſchläge, die Inſtruktion für 
ein ſolches Geſamtminiſterium und für den Miniſterpräſidenten würden 


nt 
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Gegenſtand einer ſpäteren Vorlage ſein. Der Vorſtand des Kabinetts 
könnte gleichzeitig Miniſter ohne Portefeuille ſein; dies gewährte den 
Vorteil, daß der direkte Ratgeber der Krone den Kammern verantwortlich 
wäre. Die Verfaſſung kennt aber keinen Miniſter ohne Portefeuille, die 
Kröierung dieſes Miniſteriums würde die Zuſtimmung der Kammern zu 
einer Verfaſſungsänderung bedingen, und ich glaube deshalb, daß man 
vorderhand davon abſehen und es bei der beſchloſſenen Ernennung des 
Herrn von Neumayr bewenden laſſen ſollte. 

Was die einzelnen Miniſter betrifft, ſo dürfte Herr von Pechmann 
in ſeinem Amte zu belaſſen ſein. Er iſt ein anſtändiger, geachteter Mann, 
der durch die Vorlage ſeiner ſozialen Geſetzentwürfe Gelegenheit hat, das 
Vertrauen des Landes zu erwerben. Ebenſo iſt gegen Herrn von Pfretz⸗ 
ſchner und Herrn von Schlör nichts zu erinnern. 

Miniſter Greſſer fehlt es vielleicht an der nötigen Energie, doch würde 
dieſer Mangel durch das Zuſammenwirken des Geſamtminiſteriums in 
wichtigen, die kirchlichen Angelegenheiten betreffenden, Fragen zu heben ſein. 

Miniſter Bomhard dürfte am zweckmäßigſten durch Herrn von Neu⸗ 
mayr zu erſetzen ſein. 

Graf Tauffkirchen hält ſeinen Eintritt in das Miniſterium aus Rück⸗ 
ſicht auf die bureaukratiſchen Vorurteile nicht für opportun und würde 
eine Ernennung zum Miniſterialrat im Miniſterium des Aeußern vorziehen. 
Die Beſetzung der erledigten Reichsratſtellen dürfte am zweckmäßigſten 
durch die Berufung ſolcher Männer geſchehen, die das Vertrauen des 
Landes, loyale Geſinnung und praktiſche Erfahrungen im Staatsleben oder 
in volkswirtſchaftlichen Zweigen haben. Ich nenne Graf Hegnenberg-Dur, 
Dingler in der Pfalz, Neuffer oder Fikentſcher in Regensburg. 


Journal. 
München, 22. Dezember 1866. 


Geſtern Abend um 11 Uhr kam Holnſtein zu mir und ſagte mir, der 
König ſei angekommen, ſei aber noch zweifelhaft, da von ſeiten der 
königlichen Familie, namentlich des Königs Ludwig, ſehr gegen mich ge⸗ 
arbeitet werde. Man halte mich für einen Verräter, der Bayern an 
Preußen bringen wolle u. ſ. w. Was die Sache noch mehr verzögere, ſei 
die Ungewißheit wegen Neumayr, deſſen Entlaſſung aber wohl kommen 
werde. Während wir noch ſprachen, kam ein Jäger des Königs, der 
Holnſtein das Entlaſſungsgeſuch Neumayrs !) brachte. Damit wäre alſo 


1) Neumayr war ſeit ſeiner Entlaſſung als Miniſter des Innern im November 
1865 außer Dienſt. Mit dem „Entlaſſungsgeſuch“ muß alſo ein Geſuch, bei den 
bevorſtehenden Veränderungen im Miniſterium nicht herangezogen zu werden, 
gemeint ſein. 
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wieder ein Hindernis beſeitigt. Nun ſchrieb Holnſtein noch ein Billett an 
Lutz, um ihm vorzuſchlagen, heute mit ihm über die Sache zu ſprechen. 

Die Beſprechung mit Lutz hat ſtattgefunden. Er ging auf alle einzelnen 
Punkte des Programms ein und hatte über einige noch genauere Auskunft 
zu verlangen, namentlich über die, welche das Innere betreffen. Er wollte 
wiſſen, ob ich in dem Ausdruck „ſtrenge Unterordnung unter das Geſetz 
wird u. ſ. w.“ die Abſicht habe, eine größere Abhängigkeit der Verwaltung von 
den Gerichten zu veranlaſſen, die Verwaltung mehr binden wolle und dies 
durch Vorlegung von Geſetzentwürfen zu tun beabſichtige. Gegen den 
Verwaltungsgerichtshof hatte er nichts zu erinnern. In der Frage wegen 
der Unabhängigkeit des Richterſtandes und der Rechtspflege fragte er, ob 
damit poſitive Aenderungen beabſichtigt würden, was ich ebenfalls verneinte 
und nur hervorhob, daß bei einem Programm, wenn es veröffentlicht 
würde, ſämtliche Zweige der Verwaltung durchgegangen werden müßten 
und dieſer Grundſatz alſo nicht übergangen werden könne. 

In betreff des Friedens der Konfeſſionen fragte er, ob ich zu Kon⸗ 
zeſſionen gegenüber der Kirche neige und zu Abänderungen oder Verbeſſerungen 
zugunſten der Kirche geneigt wäre, was ich ſo allgemein verneinte. Ich 
hielte, ſagte ich, eine Verſtändigung mit der Kirche, namentlich über das 
Verhältnis des Konkordats zur Verfaſſung für wünſchenswert. Die geſetz⸗ 
liche Regelung des Miniſterrats halte er für bedenklich, namentlich aber⸗ 
malige Vorlage des Verantwortlichkeitsgeſetzes an die Kammern, der Zweck 
werde auch ohne es erreicht. 

Schließlich kamen wir dahin überein, daß ich auf eine ſofortige 
Aenderung des Miniſteriums verzichten wolle, damit die einzelnen Miniſter 
noch Gelegenheit hätten, ſich gegen etwaige Angriffe vor den Kammern 
zu rechtfertigen. Selbſt der Juſtizminiſter ſolle bleiben. Vor den Weihnachts⸗ 
tagen ſei jetzt mit dem König nichts zu machen. Ich könnte alſo heute 
abreiſen, möchte aber am 27. abends wieder hier ſein, damit ich vom 
28. an zur Dispoſition des Königs ſtehe. 

Am 27. Abends kam ich wieder nach München zurück und ſetzte den 
nunmehrigen Miniſterialrat von Lutz, der an der Spitze des königlichen 
Privatkabinetts ſteht, von meiner Rückkehr in Kenntnis. Er kam den andern 
Vormittag den 28. zu mir. Hier erklärte er mir, der König habe die 
Abſicht, mich zum Miniſter des königlichen Hauſes und des Aeußern an 
Pfordtens Stelle zu ernennen. Von der Ernennung zum Miniſter⸗ 
präſidenten ſei auch die Rede geweſen, und er frage deshalb, ob beſtimmte 
Zuſicherungen durch den Grafen Holnſtein gemacht worden ſeien. Ich 
erwiderte, daß dies allerdings der Fall geweſen ſei, daß ich aber um jo 
weniger Wert auf den Titel Miniſterpräſident lege, als derſelbe eine 
Solidarität des Miniſteriums und eine Vertretung der Repräſentation 
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durch mich vorausfege, von der jetzt keine Rede ſei und auch keine Rede 
ſein könne. Ich würde deshalb vorziehen, mich mit der Vorſtandſchaft 
im Miniſterrat zu begnügen. Wir hatten dann eine längere Beſprechung 
über den Rang und erwogen das Für und Wider der Frage, ob ich mir 
den Rang vorbehalten ſolle oder nicht. Ich kam zuletzt zu dem Entſchluß, 
die Rangfrage nicht als Bedingung meines Eintritts zu behandeln. 

Wir kamen dann auf die noch zu beſprechenden Punkte des Programms. 
Was die Beziehung zur Kirchengewalt betrifft, ſo machte er darauf auf⸗ 
merkſam, dieſen Punkt lieber auszulaſſen, da es den Anſchein gewinnen 
könne, als wolle man der ultramontanen Partei Konzeſſionen machen, was 
ſofort einen Sturm erregen werde. Im übrigen ließ mich der König 
auffordern, die Grundzüge meiner politiſchen Anſchauungen in einem 
beſonderen Schreiben niederzulegen und dies an den König zu richten, 
darin zugleich mich darüber auszuſprechen, ob ich bereit ſei, wie dies 
Pfordten getan habe, jedes Schriftſtück an Geſandte oder auswärtige 
Regierungen vorher dem König vorzulegen. Ich beeilte mich, zu erklären, 
daß ich keinen Anſtand nähme, dies zu verſichern, da es mir nur von 
Wert ſein müſſe, der Zuſtimmung des Königs in allen vorzunehmenden 
Schritten ſicher zu ſein. In der Frage wegen Beſetzung von Geſandten⸗ 
poſten erklärte er, daß der König immer bereit ſein würde, auf meine 
Vorſchläge einzugehen, doch mache er mich darauf aufmerkſam, daß die 
Geſandten mit dem hieſigen Adel zuſammenhingen und daß jede Abberufung 
eines ſolchen mir eine große Anzahl von Feinden machen werde. (Das 
bin ich gewohnt.) 

In der Frage wegen des Kabinetts und ſeiner Stellung gegenüber 
dem Miniſterium erklärte er mir ſeine Anſicht, nachdem er Neumayrs 
Beſtrebungen charakteriſiert hatte. Er hält eine Einwirkung des Königs 
auf die Geſchäfte für nötig, will nicht, daß der König bloß die Unterſchreib— 
maſchine in den Händen ſeiner verantwortlichen Miniſter ſei, und will dem 
König dieſe Stellung wahren. Im übrigen verſprach er, loyal und offen 
mit mir zu verkehren. Dönniges rät er entſchieden nicht im Miniſterium 
zu verwenden; er wäre nur in der Schweiz zu brauchen, aber an keinem 
Hofe, in Florenz nicht wegen des ſchlechten Eindruckes, den das in Rom 
machen würde. An anderen Höfen nicht wegen ſeiner Grobheit u. ſ. w. 
Ich könnte mich übrigens aus den Akten ſelbſt überzeugen. 

Auch auf die Beſetzung der Reichsratſtellen kamen wir zu ſprechen, 
ich wies auf Hegnenberg hin, deſſen Ernennung mir wünſchenswert ſei. 
Er hatte dagegen nur einzuwenden, daß nach ſeiner Anſicht ein ganz 
populärer Name oder eine tüchtige juriſtiſche Arbeitskraft gewählt werden 
müſſe. Hegnenbergs Zeit ſei ſchon vorüber. Ich erwiderte darauf, daß 
was in der Kammer der Abgeordneten abgenützt ſei, in der Kammer der 
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Reichsräte noch ſehr brauchbar fein könne, und deshalb werde auch Hegnen- 
bergs Ernennung von großem Werte und gutem Eindruck im Lande ſein. Er 
meinte, Präſident Neumayr ſei beſſer. Der iſt aber in der Zweiten Kammer 
nicht zu entbehren. Endlich muß ich noch erwähnen, daß ich des Streites 
gedachte, welcher vor einigen Jahren in den beiden Kammern über das 
Recht der Anträge geführt worden iſt. Ich machte deshalb darauf auf: 
merkſam, daß ich auch jetzt noch dieſelbe Anſicht hätte, und Lutz war ein⸗ 
verſtanden, daß dieſer Punkt in dem an den König einzureichenden Schreiben 
zu erwähnen ſei. Wegen Wagner, meinte er, möchte ich nichts erwähnen, 
er werde jedenfalls nicht vor dem Frühjahr zurückkommen. 

Nach der Beſprechung ging ich zu Tauffkirchen, der darin eine Schlinge 
fand, daß Lutz mir geſagt habe, ich möchte das Programm kürzer zuſammen⸗ 
faſſen. Man rede in der Stadt, daß ich meinen Anſichten untreu würde, 
und deshalb ſei es ratſam, mich ſtrikte an das zu halten, was ich ſchon 
einmal ſchriftlich von mir gegeben habe, ſonſt werde man wieder ſagen, 
daß ich noch ein Programm eingereicht habe. 

Ich tat dies auch und ſchrieb dann das Schreiben vom 29. Dezember) 
an den König und einen Nachtrag, in welchem ich mich zur Vorlage der 
„Erlaſſe“ an den König bereit erklärte. Beide Schreiben gingen am 
Morgen des 29. an den Kabinettsſekretär ab. 

Am Nachmittag beſuchte ich den Miniſter des Innern, dem ich die 
Lage der Dinge auseinanderſetzte. Er war anfangs etwas befangen, und 
ich konnte ihm ſeine Mißſtimmung gegen mich anſehen. Ich teilte ihm die 
Punkte meines Programms mündlich mit. Er ſprach mir von ſeinen 
Maßregeln bezüglich der Preſſe. Dann bemerkte er, ich würde ohne Zweifel 
auch Vorſitzender des Miniſterrats werden, und da werde nun die Schwierigkeit 
entſtehen, daß der Vorſitzende bisher immer das Geſamtminiſterium bei 
Angriffen in den Kammern verteidigt habe, das werde nun in betreff der 
vorliegenden Geſetzentwürfe nicht der Fall ſein können. Ich ſchwieg darauf, 
da ich ihm nicht mitteilen wollte, daß ich den König um Ernennung zum 
Vorſitzenden des Miniſterrats gebeten habe. 

Bei Miniſter Greſſers) fand ich dieſelbe etwas erſchreckte und befangene 
Aufnahme. Er hörte auch meine Mitteilungen aufmerkſam an und teilte 
mir dann ſeine Grundſätze mit, nach welchen er das Kultusminiſterium 
leite. Möglichſte Unabhängigkeit der Kirche, ſoweit kirchliche Dinge berührt 
ſind, Hebung des Unterrichts, Entziehung der Schulaufſicht aus den aus⸗ 
ſchließlichen Händen des Klerus u. ſ. w. 


1) Das Konzept dieſes Schreibens iſt nicht erhalten. 
2) Freiherr von Pechmann. 
3) Kultusminiſter. 
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Um 7 Uhr ging ich zu Pfreßfchner, ') den ich in feinem Miniſterium 
fand. Ich teilte ihm den Zweck meines Beſuches mit. Er ſagte, er wiſſe 
ſchon durch Schlör von meinem Programm. Er geſtand, daß ihm beſonders 
daran gelegen ſei zu wiſſen, daß mein Programm die Selbſtändigkeit Bayerns 
betone. Er iſt gegen den Eintritt in den Norddeutſchen Bund, über die 
Frage des Süddeutſchen Bundes verhielt er ſich reſerviert. Allianz mit 
Preußen, Unterordnung unter Preußens Führung im Fall des Krieges 
unter Garantien gab er zu. Doch wollte er die Freiheit Bayerns gewahrt 
wiſſen, auch anderweitige Bündniſſe abzuſchließen. Dann kam er auf meine 
Rede, geſtand zu, daß ſie zu verſchiedenen Auslegungen Veranlaſſung gebe, 
daß ſie aber gewiſſe Befürchtungen erweckt habe. Die bayriſche Partei 
könne eben nicht glauben, daß es die Fortſchrittspartei mit ihrer Verſicherung, 
die Unabhängigkeit Bayerns nicht antaſten zu wollen, ernſt meine. 

Dann kam er auf die Frage der Solidarität der Miniſter, daß ſie ſich 
ſtets an Pfordten angeſchloſſen hätten, ein Herz und eine Seele geweſen 
wären. Wenn nun der Miniſterwechſel eine Aenderung der Politik 
bedeute, ſo müſſe er ſich fragen, ob er dann bleiben könne. Ich verwies 
ihn auf die Worte meines Programms, ſagte, daß Schlör und Lutz ſich 
damit einverſtanden erklärt hätten. Er deutete an, daß dann ein neues 
Programm verfaßt werden könnte, was ich aber, nachdem ich nun meine 
Grundſätze dem König vorgelegt habe, als unzweckmäßig ablehnte, um 
ſo mehr, als man mir ohnedies vorwerfe, mein Programm jeden Tag zu 
ändern. 

Heute, Sonntag den 30., war Morgens Dr. Lang bei mir, der mir 
intereſſante Mitteilungen über die Einrichtung von Preßbureaus machte und 
dem ich mit wenigen Worten mein Programm mitteilte. Er wird das 
für ſeine autographiſche Korreſpondenz verwerten. Dann kam Marquardſen 
aus Erlangen, dem ich ebenfalls meine Grundſätze mitteilte, und von dem 
ich hörte, daß er damit ganz einverſtanden iſt, und mir auch die Zu⸗ 
ſtimmung ſeiner Freunde in Ausſicht ſtellte. Dann kam Schanzenbach, der 
in ſeiner etwas poetiſchen Weiſe politiſierte und namentlich Tauffkirchen als 
den geeignetſten Miniſter des Innern bezeichnete. Abends kam Tauffkirchen 
zu mir, um mir verſchiedene Flöhe ins Ohr zu ſetzen. Zunächſt behauptete 
er, es ſeien wieder Schwankungen im Kabinett eingetreten, es ſcheine, daß man 
wieder von mir abgehen wolle, und man ſcheine zu erwarten, daß ich ſelbſt 
dem König die Mittel an die Hand gebe, mit der Feſtſtellung des Miniſteriums 
bis nach dem Landtag zu warten. Dann kam er auf die Gefahren, die 
mir drohten, wenn ich in dieſes Miniſterium einträte, ich würde mich ab⸗ 
nützen, endlich kam er darauf, ich möchte lieber Völderndorff ins Miniſterium 


) Finanzminiſter. 
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nehmen (als Miniſterialrat), da man feine Ernennung zum Miniſterial⸗ 
rat als ein Armutszeugnis für mich auffaſſe, da ſeine Tätigkeit bei meinem 
Programm bekannt geworden ſei. Ich glaubte zwar die Gefahr, die mir 
aus dem Eintritt in das beſtehende Miniſterium erwachſen würde, nicht, 
da die Anſichten über das Miniſterium im Lande ſehr geteilt ſind und die 
Agitation gegen dasſelbe vor allem durch Tauffkirchen ins Werk geſetzt iſt, 
eine Agitation, die ich nun ſchon den ganzen Sommer im Gang ſehe und 
die ſchließlich zum Sturz des Miniſters von der Pfordten geführt hat. In⸗ 
deſſen hielt ich die Sache doch zu wichtig, um nicht mit Lutz zu reden, und 
ging noch um 10 Uhr Abends zu ihm. Er ſagte, von einem Schwanken 
in der Meinung des Königs bezüglich meiner ſei keine Rede. Die Ver⸗ 
zögerung in der Ausfertigung habe lediglich formelle Gründe; er habe 
noch mit den Miniſtern geſprochen und deren Beiſtimmung zu dem 
Programm erholt, nur Pfretzſchner habe eine gemeinſchaftliche Beratung 
haben wollen, dem ſei er aber übers Maul gefahren, und nun ſei alles 
in Ordnung. Morgen würde ich die Aufforderung erhalten, zum König 
zu kommen, träte ich jetzt zurück, ſo würde ich den König in die größte 
Verlegenheit ſetzen und mich dem Vorwurf oder dem Verdacht ausſetzen, 
daß ich im letzten Augenblick vor dem Landtag zurückgeſchreckt ſei. Ich 
beeilte mich, ihm zu erwidern, daß ich nicht daran dächte, zurückzutreten, 
daß ich lediglich geglaubt hätte, entgegenkommen zu müſſen, im Fall der 
König etwa verzöge, noch mit der definitiven Bildung des Miniſteriums 
zu warten. Nun kamen wir überein, die ganze Sache beruhen zu laſſen 
und er verſprach mir, auch mit dem König nicht mehr darüber zu reden. 

Am darauffolgenden Tage, dem 31. Dezember, kam Miniſterialrat Lutz 
um 12 ½ Uhr zu mir und ſagte mir, der König wolle mich um 1 Uhr 
ſehen. Ich hatte nur gerade Zeit, mich in Frack und weiße Krawatte zu 
„werfen“, und da kein Wagen da war, mit einer Droſchke in die Reſidenz 
zu fahren. 

Der Adjutant führte mich in die Zimmer des Königs, die eigentlichen 
Wohnzimmer. Hier fand ich den König im ſchwarzen Frack mit Stern. 
Er empfing mich ſehr freundlich, dann ſetzte er ſich auf das Kanapee und 
lud mich ein, mich auf einen Fauteuil zu ſetzen. Ich dankte ihm für das 
Vertrauen, das er in mich geſetzt habe. Er ſagte dann, ich hätte nicht 
Miniſterpräſident werden wollen. Ich erwiderte, daß ich dies deshalb 
abgelehnt hätte, weil dieſe Stelle hier nicht exiſtiert habe, doch würde ich 
ihm für die Verleihung des Vorſitzes im Miniſterrat ſehr dankbar ſein. 
Er ſprach dann über die Miniſter, meinte, es wäre doch beſſer, wenn ich 
Miniſterpräſident geworden wäre, „dann könnte ich die andern Miniſter 
beſſer in Ordnung halten“, klagte über die Miniſter, ſprach ungünſtig über | 
| Pfretzſchner, der ſchwankend fei, ſehr günſtig über Schlör, ziemlich gut 
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über Pechmann und indifferent über Bomhard. Dann erinnerte er ſich 
beifällig eines Geſprächs, das wir am 7. April gehabt hatten, und wo ich 
ihm geraten hatte, ſich mehr an Preußen zu halten. Darauf kamen wir 
auf den Krieg zu ſprechen, auf den Prinzen Alexander von Heſſen, auf 
verſchiedene andre Gegenſtände. Er fragte mich nach meiner Korreſpondenz 
mit der Königin Viktoria, nach dem Prinzen von Wales, nach Prinz 
Albert u. ſ. w. Auch von der Preſſe wurde geſprochen. Ich ſagte, wenn 
doch ſchon in den Wirtshäuſern räſoniert werde, ſo ſei es gleichgültig, 
ob das geſprochene Wort auch noch in den kleinen Blättern veröffentlicht 
werde. Dies führte auf die Frage des Biertrinkens, auf das Münchner 
Klima, auf das Münchner Volksleben und vieles andre. Hegnenberg 
empfahl ich ihm in den Reichsrat, ſprach auch über die Erweiterung der 
Kammer der Reichsräte und ſagte dann, daß ich noch nicht in der Miniſter⸗ 
uniform kommen würde. Er meinte, das ſei ganz unnötig. Ich erwiderte, 
daß ich mich als Beamter betrachten würde, wenn ich einmal den Dienſt 
übernommen hätte, und daß ich auch auf meinen Rang verzichte. Dies 
wollte er nicht zugeben und verſicherte, er werde deshalb die nötigen Be⸗ 
fehle an das Oberſtkämmereramt ergehen laſſen. Ich nahm dies dankend 
an. Dann ſagte er, er hoffe mich ſpäter noch länger zu ſprechen, und 
entließ mich. 

Ich habe ſeitdem gehört, daß er ſehr entzückt war über unſre intereſſante 
Konverſation. Noch muß ich nachtragen, daß auch darauf die Rede kam, 
daß ſein Großvater und ſeine Onkels gegen mich ſeien, daß er ſich aber 
nicht habe irre machen laſſen. Ich ſprach ihm meine Bewunderung über 
ſeine Charakterfeſtigkeit aus. Auch erklärte ich ihm, warum ſein Vater 
ſo mißtrauiſch gegen mich geweſen ſei. 


Die Ernennung des Fürſten zum Miniſter des königlichen Hauſes 
und des Aeußern und zum Vorſitzenden des Miniſterrats erfolgte am 
31. Dezember 1866. 
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Aufzeichnung vom 4. Januar 1867. 
Reſultate der Diskuſſion im heutigen Miniſterrate. 


NMobden ich die Gründe entwickelt hatte, welche mich zu dem Antrage 
veranlaßten, den Geſetzentwurf !) jetzt noch nicht zu beraten, ſondern 
ihn erſt den Regierungen von Württemberg, Heſſen und Baden mit dem Er⸗ 
ſuchen mitzuteilen, ſich darüber auszuſprechen, ob ſie geneigt wären, ge⸗ 
meinſchaftliche Konferenzen der Miniſter des Aeußern und des Kriegs zu 
veranſtalten, welche über die Frage, ob eine gemeinſchaftliche, gleichartige 
Heeresreorganiſation in den genannten Staaten eingeführt werden ſolle, 
zu beraten hätten, wurde mir vom Kriegsminiſter entgegengehalten, daß 
er wünſchen müſſe, ſobald als möglich mit der Beratung des vorliegenden 
Geſetzentwurfs zu Ende zu kommen. Dies könne aber während des gegen⸗ 
wärtigen Landtags nicht geſchehen, wenn nicht ſofort zur Beratung im 
Miniſterrat, im Staatsrat und in den Kammern geſchritten würde. Er 
müſſe 1868 fertig ſein und, wenn er nicht im Frühjahr anfange, werde 
er bis dahin nicht fertig. Schlör ſagte, es werde wohl nichts dabei heraus⸗ 
kommen, die Württemberger hätten eine andre Idee. Indeſſen gebe er zu, 
daß man den Verſuch wagen könne. Die Herren vereinigten ſich ſchließlich 
zu der Anſicht, daß man die Beratung des Geſetzentwurfs im Miniſter⸗ 
rat anfangen ſolle. Ich könnte unterdeſſen die nötigen Anfragen an die 
betreffenden Regierungen ſtellen laſſen. 


Die Verhandlungen mit den ſüddeutſchen Regierungen wurden durch 
eine Depeſche an die bayriſchen Geſandtſchaften vom 9. Januar eingeleitet 
und führten zu einer Uebereinkunft mit Württemberg vom 18. Februar, 
nach welcher der Freiherr von Varnbüler die vier Südſtaaten zum 
3. Februar zu Konferenzen in Stuttgart einladen ſollte. Eine „Punktation“ 
ſtellte die Gegenſtände feſt, bezüglich deren gemeinſames Vorgehen zu 
erſtreben ſei, und durch ein „geheimes Uebereinkommen“ einigten ſich 
Bayern und Württemberg dahin, ſich bei den Konferenzen durch 
etwaigen Widerſpruch Badens und Heſſens nicht aufhalten zu laſſen, 
ſondern die Einrichtungen, über welche Einſtimmigkeit nicht zu erzielen 


1) Ueber die Heeresreorganiſation. 
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ſei, unter ſich einzuführen. Bezüglich der ſüddeutſchen Feſtungen beſtimmte 
das geheime Uebereinkommen, daß Baden veranlaßt werden ſolle, Raſtatt 
zu erhalten, während Bayern und Württemberg Ulm und Neu⸗Ulm als 
einen gemeinſchaftlichen Waffenplatz erhalten und verwalten wollten. 

Gemäß der Uebereinkunft wurden die Einladungen nach Stuttgart 
von der württembergiſchen Regierung vollzogen. 

Inzwiſchen gaben die Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten 
über die an den König zu richtende Adreſſe dem Fürſten die erſte Ge⸗ 
legenheit, ſich über die Ziele ſeiner deutſchen Politik öffentlich aus⸗ 
zuſprechen. 


Rede in der Kammer der Abgeordneten am 19. Januar 1867. 


Meine Herren! Der Ihnen vorliegende Antrag gibt mir die erwünſchte 
Gelegenheit, die Stellung zu bezeichnen, welche die Staatsregierung der 
deutſchen Frage gegenüber einzunehmen beabfichtigt. 

Ich werde verſuchen, dieſes mit möglichſter Beſtimmtheit zu tun. 

Nach der Auflöſung des Deutſchen Bundes und mit dem Austritt 
Oeſterreichs aus Deutſchland iſt die Stellung der deutſchen Mittelſtaaten 
vollkommen verändert und unleugbar gefährdet. 

Ich unterlaſſe es, einen Rückblick auf die bayriſche Politik der letzten 
Jahre zu werfen und zu unterſuchen, ob Bayern Mittel und Gelegenheit 
geboten waren, dieſer gefahrvollen Wendung der Dinge vorzubeugen. 

Die praktiſche Politik iſt angewieſen auf die Tatſachen der Gegenwart; 
die Vergangenheit kann ſie der Beurteilung der Geſchichte überlaſſen. 

Meine Herren! Ich habe zu verſchiedenen Zeiten die Gelegenheit 
gehabt, mich über das Verhältnis Bayerns zu Deutſchland auszuſprechen, 
und habe dies ſtets mit größter Offenheit getan. Ich bezeichne auch heute 
noch als den Zielpunkt der bayriſchen Politik: die Erhaltung Deutſchlands, 
die Einigung der Geſamtzahl der deutſchen Stämme und, ſoweit dies nicht 
möglich iſt, der größeren Zahl derſelben zu einem Bunde, geſchützt nach 
außen durch eine kräftige Zentralgewalt und im Innern durch eine parla⸗ 
mentariſche Verfaſſung, unter gleichzeitiger Wahrung der Integrität des 
Staates und der Krone Bayerns. 

Wenn ich nun, meine Herren, dieſen Bund als den Zielpunkt der 
bayriſchen Politik anerkenne, ſo darf ich mich doch der Wahrnehmung 
nicht verſchließen, daß ein ſolches Ziel jetzt und unmittelbar nicht zu er⸗ 
reichen iſt. 

Preußen war beim Abſchluſſe des Prager Friedens veranlaßt, ſich 
auf die Bildung eines engeren Bundesverhältniſſes nördlich von der Linie 
des Mains zu beſchränken, und hat dieſe Beſchränkung durch Unter⸗ 
zeichnung des Friedensvertrages als für ſich bindend anerkannt. Sie 


196 Das bayriſche Miniſterium (1867 bis 1870) 


können dieſe Tatſache beklagen, Sie werden aber die Folgen nicht beſtreiten 
können, welche ſich daran knüpfen. 

Es folgt daraus, daß Preußen jeden Verſuch der ſüddeutſchen Staaten, 
der auf den Eintritt in den Norddeutſchen Bund gerichtet wäre, zurück⸗ 
weiſen muß. 

Es folgt daraus ferner, daß die Staatsregierung nicht verſuchen kann, 
über die Vereinigung Bayerns mit dem Norddeutſchen Bund in Unter⸗ 
handlungen zu treten. 

Ich muß überdies ebenſo offen ausſprechen, daß die Entwicklung der 
norddeutſchen Bundesverhältniſſe, wie ſie ſich jetzt geſtaltet, eine ſo ent⸗ 
ſchiedene Hinneigung zum Einheitsſtaate bekundet, daß ich es mit der 
Würde des Landes und den Pflichten der Staatsregierung nicht vereinbar 
halte, den bedingungsloſen Eintritt in dieſen Norddeutſchen Bund anzu⸗ 
ſtreben. Ich wenigſtens würde einem ſolchen bedingungsloſen Eintritt 
meine Stimme nicht geben und die Verantwortung desſelben nicht über⸗ 
nehmen. 

Auch glaube ich nicht, daß man ſich bei der Bildung des Norddeutſchen 
Bundes durch die Rückſicht auf den Süden von Deutſchland aufhalten 
laſſen wird. Ebenſowenig wird man im gegenwärtigen Augenblick zu⸗ 
gunſten des Eintrittes der ſüddeutſchen Staaten Modifikationen in der 
Geſtaltung des Norddeutſchen Bundes vornehmen. 

Wir dürfen uns nicht täuſchen, die Entwicklung Deutſchlands auf 
dem Wege der Einigung ſchreitet nur langſam vorwärts. 

Wenn ich nun die Schwierigkeiten anerkenne, die der organiſchen 
Wiedervereinigung der deutſchen Stämme in den Weg treten, ſo bin ich 
doch anderſeits feſt entſchloſſen, mich jedem Schritt entgegenzuſtellen, der 
die Erreichung des von mir bezeichneten Zieles verhindern könnte. 

Meine Herren! Die Staatsregierung wird keinen ſüdweſtdeutſchen 
Bund unter dem Protektorate einer nichtdeutſchen Macht ſchließen. Ein 
ſolches Bündnis iſt in der zweiten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts 
einfach eine Unmöglichkeit. Ebenſo iſt Bayern nicht in der Lage, ein Ver⸗ 
faſſungsbündnis ſüddeutſcher Staaten unter der Führung Oeſterreichs ab⸗ 
zuſchließen. Wenn ich den Gang der Entwicklung der inneren Zuſtände 
Oeſterreichs richtig beurteile, ſo ſcheint mir das deutſche Element mehr in 
den Hintergrund zu treten und die Regierung ihre Stütze in den außer⸗ 
deutſchen Elementen der Monarchie zu ſuchen. 

Ein Verfaſſungsbündnis mit einem ſo geſtalteten Oeſterreich erſcheint 
weder wünſchenswert noch ausführbar. 

Wohl aber werde ich es mit Freuden begrüßen, wenn die öſterreichiſche 
Monarchie aus den inneren Kämpfen, in welchen fie begriffen iſt, gefräftigt 
und geſtärkt hervorgeht, damit ſie ihre ziviliſatoriſche Miſſion als öſtliche 


A 
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Grenzmacht erfüllen könne. Ich werde mich bemühen, darauf hinzuwirken, 
daß die freundſchaftlichſten Beziehungen Bayerns zu Oeſterreich erhalten 
und gefördert werden. 

Meine Herren! Die Staatsregierung wird auch nicht die Hand bieten 
zur Bildung eines in ſich abgeſchloſſenen ſüdweſtdeutſchen Bundesſtaates, 
weil unzweifelhaft eine Uebereinſtimmung der Regierungen und Bevölkerungen 
in dieſer Beziehung nicht zu erreichen iſt und weil ein ſolcher Bundesſtaat 
die Kluft zwiſchen dem Süden und Norden von Deutſchland noch er- 
weitern würde. 

Wenn ich aber erklärt habe, daß die Staatsregierung keinen Schritt 
zu tun gedenkt, der uns vom Ziele der deutſchen Geſamtpolitik entfernt, 
ſo darf ich mich auf dieſen negativen Standpunkt nicht beſchränken. Es 
würde dies die Proklamierung der Iſolierungspolitik ſein. Bayern als 
Staat zweiten Ranges kann nicht ohne Allianz mit einer europäiſchen 
Großmacht beſtehen. Es bedarf einer ſolchen Stütze namentlich im gegen⸗ 
wärtigen Augenblick, in welchem die Verfaſſung des Deutſchen Bundes 
zerriſſen iſt und die Möglichkeit europäiſcher Konflikte nicht beſtritten werden 
kann. Der Großſtaat aber, an welchen ſich Bayern anzuſchließen und als 
deſſen Bundesgenoſſe es im Falle eines Krieges gegen das Ausland ſich 
offen zu erklären hat, iſt Preußen. 

Dieſe Bundesgenoſſenſchaft, die in der Aufgabe der bayriſchen Re⸗ 
gierung liegt, bringt es mit ſich, daß Bayern gegen beſtimmte Garantie 
der Souveränität des Königs ſich im Falle eines Krieges gegen das Aus⸗ 
land der Führung Preußens unterſtelle; ſie bringt es mit ſich, daß das 
bayriſche Heer in einer Art und Weiſe organiſiert wird, die eine gemein⸗ 
ſchaftliche Kriegführung ermöglicht. Dieſe Bundesgenoſſenſchaft wird an 
Wert gewinnen, wenn es gelingt, nicht nur die Wehrkraft Bayerns zu 
erhöhen, ſondern auch die übrigen ſüdweſtdeutſchen Staaten zur Einrichtung 
einer gleichmäßigen und kräftigen Heeresorganiſation zu beſtimmen. Die 
Staatsregierung iſt beſtrebt, dieſe Uebereinſtimmung herbeizuführen und 
damit die Annäherung des Südens von Deutſchland an den Norden zu 
fördern, zugleich aber auch die eigne Unabhängigkeit, ſoweit dies an uns 
liegt, vor Annexionsgelüſten, von welcher Seite ſie auch kommen mögen, 
zu wahren. 

Erlauben Sie mir nun, meine Herren, zum Schluſſe noch einmal die 
Aufgabe der bayriſchen Politik in wenigen Worten zuſammenzufaſſen! 
Es iſt die Anbahnung eines Verfaſſungsbündniſſes mit den übrigen Staaten 
| Deutſchlands, ſobald und ſoweit dies unter Wahrung der bayriſchen 

Souveränitätsrechte und der Unabhängigkeit des Landes möglich iſt; 
bis zur Erreichung dieſes Zieles die Schaffung einer achtunggebietenden 
Macht, nicht durch die Organiſation des Heeres allein, ſondern auch durch 
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den Ausbau unſrer inneren Staatseinrichtungen auf freiſinniger Grund⸗ 
lage, durch Hebung des Selbſtbewußtſeins und des Vertrauens in unſre 
eigne ſtaatliche Exiſtenz. 

Wenn uns dies gelingt, ſo wird man unſer Bündnis ſuchen, und wir 
werden nicht nötig haben, uns ängſtlich nach einem ſchirmenden Dach um⸗ 
zuſehen; dann wird es auch gelingen, für die wichtige Frage über die 
Reorganiſation des Zollvereins eine würdige und den Intereſſen des 
Landes entſprechende Löſung zu erzielen. 


Aus einem Schreiben des Freiherrn von Roggenbach 
an den Fürſten. 
Neuwied, 24. Januar 1867. 

. . . Wer wie ich ſechs Jahre lang mit der politiſchen und moraliſchen 
Verwirrung zu tun hatte, die die Herren von Beuſt und von der Pfordten 
durch ihre Staatsſchriften, ihre Agenten und Preßorgane in den armen 
Köpfen unſrer ſüddeutſchen Landsleute angerichtet haben, und wer ſich 
über die Gefahren nicht täuſcht, welche durch die babyloniſche Sprach⸗ 
verwirrung für den Beſtand und die Zukunft unſers Volkstums und der 
deutſchen Staatsentwicklung ſchließlich bereitet wurden, der muß mit innigſter 
und aufrichtigſter Freude Ihre Aeußerung begrüßen. Sie ſagt mir, daß 
ein ſo bedeutender Staat wie Bayern und ein ſo wichtiges Element des 
europäiſchen Völkerſyſtems wie das ſüddeutſche endlich wieder unter den 
Einfluß einer verſtändigen und ehrlichen, einfachen und beſonnenen Leitung 
zurückgekehrt iſt und daß die finſtern Mächte entfernt ſind, welche ſeit 
Jahren an der Herbeiführung eines Brandes geſchürt haben, von dem ſie 
hofften, er werde Preußen und eine geſunde Kulturentwicklung in Deutſch⸗ 
land verzehren, der aber nun ſchließlich ſie ſelbſt und ihre böſen Ränke 
verſchlungen hat. 


Journal. 
München, 25. Januar 1867. 

Reuß!) las mir eine Depeſche von Bismarck vor, in welcher die 
Befriedigung der preußiſchen Regierung über meine Erklärung in der 
Kammer ausgeſprochen wird. Daran knüpft Bismarck Aeußerungen über 
die Heeresorganiſation und Finanzen, die mir Reuß noch vorlegen wird, um 
ſie techniſch beantworten zu laſſen. 

In betreff der deutſchen Frage ſagte die Depeſche, daß man ſich in 
Süddeutſchland täuſche, wenn man glaube, Preußen wolle die Verbindung 
mit dem Süden auf denſelben Grundlagen wie im Norden. Hier ſeien 


1) Prinz Reuß, damals preußiſcher Geſandter in München. 
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ſie durch die Rückſicht auf ihre eigne Sicherheit zu einem ſtrafferen Zu⸗ 
ſammenſchließen genötigt geweſen. Was den Süden betreffe, ſo ſei Preußen 
zufrieden, wenn es die Garantie habe, daß der Süden ſich nicht an fremde 
Mächte anlehnen werde, und daß die gemeinſame Wahrung und Pflege 
der materiellen Intereſſen geſichert ſei. Preußen werde in der Verſchmelzung 
des Südens mit dem Norden ſo weit gehen, als dies Bayern wünſche. 
Wenn man die Autonomie im Süden nicht in derſelben Weiſe beſchränken 
wolle wie im Norden, ſo ſei es auch bereit, in Unterhandlungen auf einer 
weiteren Grundlage einzugehen. 

Auf die Frage, wie ich mir die Verfaſſung und namentlich die Be⸗ 
ſchränkung der Autonomie dächte, behielt ich mir die weitere Aeußerung 
vor. Er erklärte ſich bereit, bei ſeiner Regierung anzufragen, ob ich ſeine 
Depeſche dem König vorleſen dürfe, was ich für notwendig erachtete. 


Am 3. Februar wurden die Stuttgarter Konferenzen unter dem Vor⸗ 
ſitze des Freiherrn von Varnbüler eröffnet. Außer den vier Miniſtern der 
auswärtigen Angelegenheiten nahmen die Kriegsminiſter und mehrere 
Kommiſſare an den Verhandlungen teil. 

In der einleitenden Beſprechung äußerte der badiſche Miniſter von 
Freydorf, er möchte wünſchen, daß dem bei den vorgeſchlagenen gemein⸗ 
ſamen Maßregeln doch wohl vor allem maßgebend geweſenen Beſtreben 
der Einigung Deutſchlands, welches nach der Auffaſſung der badiſchen 
Regierung dringend einen unumwundenen Anſchluß an die preußiſche 
Wehrverfaſſung erheiſche, in beſtimmter Weiſe Ausdruck gegeben werde 
und ſchlage deshalb eine Kundgebung folgenden Wortlauts vor: 

„Die verſammelten Vertreter der vier ſüddeutſchen Regierungen er⸗ 
kennen es als ein nationales Bedürfnis, die Wehrkräfte ihrer Länder 
nach den Prinzipien der preußiſchen Wehrverfaſſung einzurichten, ſo daß 
ſie als Beſtandteile eines deutſchen Heeres im Kriegsfalle anwendbar werden.“ 

Fürſt Hohenlohe führte dagegen aus, daß der badiſche Antrag leicht 
mißverſtändliche Auffaſſung finden könne, hauptſächlich weil die vor⸗ 
geſchlagene Faſſung der dermaligen Geſtaltung der politiſchen Verhält⸗ 
niſſe Deutſchlands doch nicht vollſtändig entſprechen dürfte. Die weiteren 
Debatten bezogen ſich weſentlich auf die Frage, bis zu welchem Grade der 
Anſchluß an das preußiſche Wehrſyſtem durchgeführt werden ſolle. Durch 
kommiſſariſche Beratungen der Kriegsminiſter wurde ſchließlich ein Schluß⸗ 
protokoll vereinbart, das die Zuſtimmung aller Mitglieder der Konferenz 
fand. Der badiſche Miniſter gab dabei unter Bezugnahme auf die ſchon 
im Laufe der mündlichen Verhandlungen mehrfach von ihm kundgegebenen 
Aeußerungen über die Stellung, welche ſeine Regierung in der Frage 
über die Regelung der deutſchen Verfaſſungsverhältniſſe, insbeſondere dem 
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zu gründenden Norddeutſchen Bunde gegenüber, einnehmen zu müſſen glaube, 
nachſtehende Erklärung zu Protokoll: 

„Die Großherzoglich badiſche Regierung iſt der Anſicht, daß die 
hier getroffenen Verabredungen etwaigen militäriſchen Vereinbarungen des 
Großherzogtums mit dem Königreich Preußen, beziehungsweiſe den nord⸗ 
deutſchen Staaten, nicht im Wege ſtehen und behält ſich nach Umſtänden 
ſolche Vereinbarungen vor.“ 

Der heſſiſche Miniſter von Dalwigk erklärte darauf, „daß auch er in 
Anbetracht der eigentümlichen Stellung, welche die heſſiſche Regierung 
dem zu gründenden Norddeutſchen Bunde gegenüber einzunehmen haben 
werde, ſich veranlaßt finden müſſe, die Zuſtimmung ſeiner Regierung zu 
den Beſchlüſſen mit einem Vorbehalte zu begleiten, wie ſolcher eben von 
der Großherzoglich badiſchen Regierung vorgetragen worden“. 

Das am 5. Februar unterzeichnete Schlußprotokoll!) beginnt mit der 
Erklärung, daß die Verſammelten es als ein nationales Bedürfnis erkennen, 
die Wehrkräfte ihrer Länder zu erhöhen und ſo zu organiſieren, daß ſie 
zu achtunggebietender gemeinſamer Aktion befähigt werden. Sie einigen 
ſich deshalb zu einer möglichſten Erhöhung ihrer Militärkräfte unter einer 
den Prinzipien der preußiſchen nachgebildeten Wehrverfaſſung. Als ſolche 
Prinzipien werden aufgeſtellt: die allgemeine Wehrpflicht, die dreijährige 
Präſenz, die Einteilung der Wehrpflicht in die Dienſtpflicht im ſtehenden 
Heere, die Reſervepflicht und die Landwehrpflicht. Erſtrebt wird eine 
Gleichartigkeit der Organiſation, welche die Heere zu gemeinſamer Aktion 
befähigt, gleiche taktiſche Einheiten, möglichſte Uebereinſtimmung der Regle⸗ 
ments, der Feuerwaffen und Munition, gemeinſchaftliche Uebungen und 
gleichmäßige Ausbildung der Offiziere. „Bezüglich der Feſtungen Ulm und 
Raſtatt“ heißt es am Schluſſe des Protokolls, „wird ein Entſchluß bis 
nach Beendigung der möglichſt zu beſchleunigenden Liquidationsverhand⸗ 
lungen aufgeſchoben.“ 2) 

) Abgedruckt bei Aegidi und Klauhold, Das Staatsarchiv, Bd. XII Nr. 2733. 

2) Artikel 7 des Prager Friedens beſtimmte, daß in Frankfurt a. M. eine 
Kommiſſion zuſammentreten ſollte, bei welcher ſämtliche Forderungen an den 
ehemaligen Deutſchen Bund anzumelden und zu liquidieren ſeien. Oeſterreich und 
Preußen wollten ſich in dieſer Kommiſſion vertreten laſſen. Allen andern Staaten 
des ehemaligen Bundes ſtand die gleiche Befugnis zu. Artikel 8 gab Oeſterreich das 
Recht, aus den ehemaligen Bundesfeſtungen das kaiſerliche Eigentum und von dem 
beweglichen Bundeseigentum den matrikularmäßigen Anteil Oeſterreichs fortzu⸗ 
führen oder ſonſt darüber zu verfügen. Die „Liquidationskommiſſion“ trat im Herbſt 
1866 zuſammen und führte ihre Arbeit bis zum Sommer 1867 ſo weit durch, daß 
Oeſterreich und Holland, letzteres für Luxemburg und Limburg, für ihre Anſprüche 
in Geld abgefunden wurden. Auch die Anſprüche der übrigen Staaten wurden 
rechneriſch feſtgeſtellt. Es wurde aber beſchloſſen, eine tatſächliche Teilung nicht 
auszuführen, vielmehr die endgültige Erledigung der Frage zu vertagen. 
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Unmittelbar nach den Stuttgarter Konferenzen am 6. Februar 1867 
hatte der Fürſt in Mühlacker eine Beſprechung mit dem Großherzog 
Friedrich von Baden. An denſelben ſchrieb er: 

München, 19. Februar 1867. 
Eure Königliche Hoheit 

haben mir erlaubt, mich ſchriftlich direkt an Höchſtdieſelben zu wenden, 
wenn es mir nötig ſchiene, über die in Mühlacker beſprochenen politiſchen 
Fragen weitere Mitteilungen zu machen. Der gegenwärtige Augenblick der 
bevorſtehenden Eröffnung des norddeutſchen Reichstags läßt es für die 
ſüddeutſchen Regierungen dringend geboten erſcheinen, ſich über die Haltung 
zu verſtändigen, die ſie den Beſchlüſſen des norddeutſchen Parlaments 
gegenüber einzunehmen haben. Es iſt vorauszuſehen, daß nach dem 
Schluſſe der Verhandlungen, wenn dieſe zu einem befriedigenden Reſultate 
führen, an uns die Frage geſtellt werden wird, in welcher Weiſe wir 
unſer Verhältnis zum Norddeutſchen Bunde regeln wollen. 

Hierbei dürfte es ſich um folgende Punkte handeln: 

1. Erhaltung der eignen Souveränität, 

2. Kräftigung Deutſchlands zur Beſeitigung äußerer Gefahren, 

3. Befriedigung des nationalen Strebens im Volke, 

4. Offenhalten des Beitritts Deutſch⸗Oeſterreichs. 

Ich glaube, daß das gemeinſchaftliche Vorgehen der ſüddeutſchen 
Staaten Bayern, Württemberg, Baden und (ſoweit es ſein kann) Heſſen 
auf folgender Baſis ratſam wäre: 

1. Wir bieten Preußen und dem Norddeutſchen Bunde an, in einen 
unauflöslichen Bund einzutreten. 

2. Preußen führt das Präſidium und den Oberbefehl im Krieg. 

3. Die vier Staaten treten, und zwar 

Bayern mit 6, 

Württemberg mit 4, 

Baden mit 3, 

Heſſen mit 2 Stimmen 
in den alſo erweiterten Bundesrat ein, der die Geſchäfte des Bundes 
leitet und die Streitigkeiten unter den Bundesgliedern entſcheidet. 

4. Durch Vertrag wird feſtgeſetzt: 

das allgemeine deutſche Indigenat und Heimatsrecht, 

der Deutſche Zollverein, 

gleiches Maß, Gewicht und Münze, 

das Bankweſen, 

gleiche Rechtshilfe (Prozeßordnung), 

gleiche Grundſätze in Beziehung auf Poſt, Eiſenbahn, Tele⸗ 
graphenweſen und Schiffahrt. 
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5. Die unter 4. vorgeſehenen gemeinſamen Angelegenheiten werden auf 
Initiative des Bundesrats geregelt, und ſoweit Geſetze zu erlaſſen ſind, wird 
auf dem bezüglich der Wechjel- und Handelsgeſetzgebung eingeſchlagenen Wege 
verfahren. Die Geſetzgebung bleibt im Norden dem Reichstag des Nord- 
deutſchen Bundes, im Süden den Kammern der vier Staaten. Bezüglich der 
Militärverfaſſung erkennt Preußen die Stuttgarter Konferenzbeſchlüſſe an. 

6. Zur Marine des Bundes und zur Vertretung der Handelsintereſſen 
durch Konſulate trägt der Süden eine durch Vertrag feſtzuſetzende Quote bei. 

7. Der Anteil an den Koſten und an der Beſatzung der Bundes⸗ 
feſtungen und Bundeshäfen wird im Prinzip gleichfalls durch Vertrag 
geregelt und durch den Bundesrat feſtgeſetzt. 

8. Bedingung des Abſchluſſes iſt gleichzeitiger Abſchluß einer Allianz 
des geſamten Deutſchlands mit Oeſterreich, in welcher die Integrität des 
deutſchen Gebiets gegenſeitig garantiert, dagegen von Oeſterreich unter 
Modifizierung des Prager Friedens der Deutſche Bund anerkannt wird. 

Ich lege auf letzteren Punkt deshalb großes Gewicht, weil bei den 
hier ſich mehr und mehr fühlbar machenden Einflüſſen Oeſterreichs nur 
dadurch die Stimmung und Zuſtimmung zum Abſchluß eines Bundes⸗ 
vertrags mit Preußen zu gewinnen ſein wird, wenn gleichzeitig Oeſterreich 
in der Allianz eine Entſchädigung dafür geboten werden kann, daß es 
ſeinen Einfluß auf Süddeutſchland durch das Zuſtandekommen eines 
Bundes der ſüddeutſchen Staaten mit dem Norden vermindert ſieht. Indem 
ich Eurer Königlichen Hoheit dieſe Skizze vorzulegen mir erlaube, bitte 
ich um Höchſtderen Aeußerung über dieſelbe und darüber, ob Eure König⸗ 
liche Hoheit eine detailliertere Darlegung befehlen. Ich würde für eine 
baldgnädige Antwort aus dem Grunde beſonders dankbar ſein, weil ich 
von Stuttgart in den nächſten Tagen Eröffnungen entgegenſehe, die ich 
nicht eher beantworten will, ehe ich die Anſicht Eurer Königlichen Hoheit kenne. 

Schließlich erlaube ich mir zu bemerken, daß die Ratifikationsurkunde 
über die Stuttgarter Konferenz Seiner Majeſtät dem Könige vorliegt und 
in dieſen Tagen abgehen wird. Ich wage die Bitte, die Auswechſlung 
der Ratifikationen gnädigſt ſobald als möglich anbefehlen zu wollen, 
wenn unſre Urkunde in Karlsruhe ankommt, da mir die Veröffentlichung 
der Reſultate der Konferenz in allſeitigem Intereſſe geboten erſcheint. 


Ueber die Beurteilung, welche die erſten öffentlichen Erklärungen des 
Fürſten in Berlin gefunden hatten, ſchrieb ihm der bisherige preußiſche 
Geſandte in München, Prinz Reuß: 

Berlin, 20. Februar 1867. 

Seit geſtern früh bin ich hier und habe den Grafen Bismarck ſogleich 
geſehen und ihm viel von München und von Ihnen erzählen müſſen. Ich 
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brauche Ihnen nicht erſt zu ſagen, daß er die beſten Wünſche für das 
Reuſſieren Ihres Miniſteriums hegt und alles tun wird, was in ſeinen 
Kräften ſteht, um Sie zu unterſtützen. Ich beſprach mit ihm Ihren 
Wunſch mit Beziehung auf ein eventuelles Eingeſtändnis der Exiſtenz des 
geheimen Vertrags.) Graf Bismarck ſah ein, daß es Ihnen und auch 
der württembergiſchen Regierung angenehm und für Ihre Stellung dem 
Lande gegenüber vorteilhaft ſein würde, wenn Sie den geheimen Vertrag 
avouieren könnten. Er hat nichts dagegen, daß dies ſeinerzeit geſchieht, 
und möchte nur abwarten, bis der Spektakel in der franzöſiſchen Kammer 
ſich etwas gelegt haben wird. Alſo vielleicht bis nach den Interpellationen 
über die auswärtige Politik des Kaiferd.?) Dann iſt er der Anſicht, auf 
die Sache durch ſcheinbare Indiskretionen in den Zeitungen vorzubereiten; 
er würde aber gern Ihre Anſichten hören, falls Sie die Oeffentlichkeit 
auf eine andre Weiſe haben möchten.?) Er trug mir auf, Ihnen zu 
ſchreiben und Ihnen zugleich zu ſagen, daß, wenn Sie das Bedürfnis 
fühlen ſollten, in dieſer oder einer andern Angelegenheit ſich direkt an ihn 
zu wenden, er ſehr gern bereit ſein würde, den Weg der direkten Privat⸗ 
korreſpondenz zu betreten. Er hat vollſtändiges Vertrauen in Werthern,“) 
glaubt aber, daß, bevor derſelbe zu dem Grad von Vertraulichkeit Ihnen 
gegenüber gelangt ſein ſollte, es Ihnen vielleicht lieber ſein dürfte, ſich 
gegen ihn (Bismarck) auszuſprechen. Montgelas s) wird von ihm als ein 
guter Geſchäftsmann und ehrlicher Menſch bezeichnet, er meint aber, daß 
es darüber hinaus aufhöre und intimere Geſchäfte nicht leicht mit ihm 
anzuknüpfen ſeien. 

In demſelben Sinne ſchrieb dem Fürſten der Herzog von Ratibor: 

Berlin, 3. März 1867. 

Heute Abend war ich bei Puttbus auf einem Ball und hatte dort 
Gelegenheit, mit Bismarck zu ſprechen. Er kam von ſelbſt auf Dich zu 
ſprechen, indem er am Büfett ein Glas Champagner auf Dein Wohl und 
das Gedeihen Deiner dortigen Beſtrebungen trank. Ich erzählte ihm, daß 
Du mir geſchrieben, und er iſt ganz darin einverſtanden, daß man dort 
vorſichtig zu Werke gehen müſſe. Man verlange hier von Bayern gar 


1) Das gleichzeitig mit dem Friedensvertrage geſchloſſene Schutz⸗ und Trutz⸗ 
bündnis. 

2) Die Debatte der franzöſiſchen Kammer über die auswärtige Politik fand 
vom 14. bis 18. März ſtatt. 

3) Die Veröffentlichung des Schutz⸗ und Trutzbündniſſes erfolgte am 19. März 
1867, unmittelbar nach der erſten Verhandlung des Norddeutſchen Reichstags, 
welche Luxemburg berührte. Sybel, Begründung des Deutſchen Reichs, Bd. 6 S. 58. 
4) Der preußiſche Geſandte in München. 

5) Bayriſcher Geſandter in Berlin. 
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nichts mehr, als es uns geben wolle, wenn er keinen Taler bekommen 
könne, nehme er einen Silbergroſchen. Man werde durchaus nicht drängen. 
Die materiellen Intereſſen Süddeutſchlands — das könne man Deinen 
Gegnern dort vorhalten — bedingten einen Vertrag mit dem Norddeutſchen 
Bunde; ohne einen ſolchen ſei auch der Zollverein gefährdet und dadurch 
der ganze Wohlſtand der dortigen Länder aufs Spiel geſetzt. Das könne 
den Leuten dort nicht oft genug geſagt werden. Er empfiehlt Vorſicht 
und keine Uebereilung. Er nimmt das größte Intereſſe an allem, was in 
München geſchieht. 

Die Königin ſprach ſich geſtern in demſelben Sinne aus und grüßt 
Dich vielmals. Feldmarſchall Wrangel läßt Dir auch Glück wünſchen zu 
Deinen bisherigen Erfolgen, hofft das Beſte für die Zukunft und empfiehlt 
ſich Dir. Auch Herr von Vincke ſprach mit mir über Dich und freute 
ſich darüber. Du ſiehſt, daß alle Parteien hier für Dich ſind. Bismarck 
betrachtet auch die Führung Bayerns unter den ſüddeutſchen Staaten als 
ſelbſtverſtändlich und hat alle Anträge von Württemberg und Baden 
zurückgewieſen, die nicht im Verein mit Bayern gemacht wurden. 


Großherzog Friedrich von Baden an den Fürſten 
Hohenlohe. 
Karlsruhe, 4. März 1867. 

Empfangen Sie meinen beſten Dank für Ihre beiden Briefe vom 
19. und 20. Februar, aus denen ich mit großer Freude entnehmen durfte, 
daß unſre Beſprechung in Mühlacker der Beginn eines vertraulichen Ver⸗ 
kehrs wurde, deſſen Wert ich ſehr zu ſchätzen weiß. 

Wir begegneten uns in dem Streben einer engeren Verbindung des 
Südens mit dem Norden von Deutſchland, und wir haben dabei ſchon 
beſprochen, in welchen verſchiedenen Stadien der Entwicklung wir uns 
dieſes Einigungswerk vollbracht denken. 

Mit aufrichtigem Danke habe ich ſomit Ihre Vorſchläge als einen 
hoch anzuerkennenden Verſuch begrüßt, dieſes Streben mehr und mehr zu 
betätigen, und werde nun nach gründlicher Prüfung verſuchen, Ihnen 
meine Anſchauungen darüber in Kürze darzulegen. 

Im allgemeinen bin ich gern bereit, auf Ihre Vorſchläge zu näherer 
Beratung einzugehen, würde aber ſehr wünſchen, über das Detail derſelben 
noch weitere Mitteilungen von Ihnen zu erhalten, um die ganze Ausdeh⸗ 
nung und Tragweite einzelner Punkte näher kennen zu lernen. 

Die vier Grundgedanken Ihrer Vorſchläge betrachte ich als den Aus⸗ 
druck für die in den ſüddeutſchen Staaten zu überwindenden Schwierig⸗ 
keiten und Vorurteile. Ich erkenne darin den Kreis von Rückſichten, welche 
Sie zu nehmen genötigt ſind, um einen Uebergangszuſtand für eine innigere 
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Vereinigung mit dem Norden vorzubereiten. Ich verkenne aber auch nicht 
die Schwierigkeit, dieſe vier Grundſätze ſo zu verbinden, daß ſie dem mehr 
und mehr ſich befeſtigenden Norddeutſchen Bunde annehmbar gemacht 
werden können. 

Der erſte Satz unter den acht Punkten, in welchen Sie die Grund⸗ 
lage des gemeinſchaftlichen Vorgehens der ſüddeutſchen Staaten erblicken, 
bezeichnet das Verhältnis zu Norddeutſchland als einen unauflöslichen 
Bund, und zwar als einen weiteren Bund im Gegenſatz zu dem engeren 
Norddeutſchen. Dieſer Gedanke genügt, um alle übrigen Punkte als mehr 
oder weniger untergeordnet erſcheinen zu laſſen, inſofern als dieſelben von 
einer Vereinbarung mit Preußen abhängen. Ich unterlaſſe es daher, mich 
auf das einzelne ſchon heute näher einzulaſſen, und will nur zwei Fragen 
Ihrer freundlichen Erwägung empfehlen. 

Diejenigen Teile der Geſetzgebung, wobei es unerläßlich iſt, eine volle 
Gleichmäßigkeit über Deutſchland zu verbreiten, ſind vorzugsweiſe auf dem 
Gebiete materieller Intereſſen zu finden. Es wird dabei die Frage des 
Zollvereins wohl die leichteſte Handhabe gewähren, um die Schwierigkeit 
zu löſen, welche jetzt noch in dem Mangel einer Zuſammenfaſſung aller 
deutſchen Staaten in einem gemeinſamen Reichstag beſteht. Vertrauliche 
Mitteilungen aus Berlin ſagen uns, daß der Eintritt von Vertretern ſüd⸗ 
deutſcher Regierungen in den Bundesrat und ſüddeutſcher Abgeordneten 
in den Norddeutſchen Reichstag für Zollangelegenheiten und ſomit die Ver⸗ 
wandlung desſelben in ein Zollparlament als eine vielleicht nahe bevor⸗ 
ſtehende erſte nähere Verbindung von Nord und Süd zu erwarten ſtehe. 
Ein ſolcher Anfang würde ſich wohl ſehr bald weiter ausbilden und über 
andre Gebiete verbreiten. Die ganze ſo ſchwierige Geſetzgebungfrage würde 
dadurch auf natürlichem, praktiſchem Wege eine gute Löſung finden, und 
es dürfte wohl geraten ſein, dieſe Löſung durch einen dahinzielenden 
Vorſchlag vorzubereiten. 

Die Ausſicht auf Beteiligung der ſüddeutſchen Staatsregierungen und 
Landesvertretungen bei den entſprechenden Organen des Norddeutſchen 
Bundes, insbeſondere die Ausſicht auf Bildung eines Zollparlaments, 
würde dann wohl auch dem Punkt 4 Ihrer Vorſchläge eine modifizierte 
Geſtalt verleihen, indem dann auf dem Wege der Geſetzgebung teilweiſe 
zu erlangen wäre, was dort Verträge feſtſetzen ſollen. 

Sofern nun aber ein Bundesvertrag zwiſchen den einzelnen ſüddeutſchen 
Staaten und dem Norddeutſchen Bunde abgeſchloſſen werden will, der 
nach dem Vorbilde der alten bisherigen deutſchen Bundesakte geſtaltet 
werden ſoll, frage ich mich, ob es nicht ratſamer wäre, ſich möglichſt 
ſtreng an dieſen alten Bundesvertrag anzuſchließen und danach zu ſtreben, 
deſſen entwicklungsfähige Keime zur Reife zu bringen. So wenig auch 
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dieſe alte Inſtitution während ihres langen Beſtehens Gutes zu leiſten 
vermochte, da es keine Abhilfe gegen die Rivalität zweier Großmächte in 
einem Bunde gibt, dürfte doch nun die Vorausſetzung geſchaffen ſein, mit 
welcher die weſentlichſten Beſtandteile der alten Bundesverfaſſung ſich 
vereinen laſſen. Dieſe Vorausſetzung iſt der Prager Friede, das Ende 
des langjährigen und für Deutſchland ſo ſchädlichen Dualismus. 

Der Artikel IV des Prager Friedens ſtellt eine nationale Verbindung 
der ſüddeutſchen Staaten mit dem Norddeutſchen Bunde in Ausſicht. Oeſter⸗ 
reich erkennt dieſen weiteren Bund in ſeiner Neugeſtaltung im voraus an. 

Dies iſt der zweite Punkt, den ich beſonders behandeln wollte, d. h. 
Nr. 8 Ihrer Vorſchläge. 

Sie halten es mit Bezug auf den ſich mehr und mehr in München 
fühlbar machenden Einfluß Oeſterreichs für unerläßlich, zur Gewinnung 
der Zuſtimmung Bayerns für den Abſchluß eines Bundesvertrags mit 
Preußen, wenn Oeſterreich durch eine Allianz mit Deutſchland dafür ent⸗ 
ſchädigt wird, daß es feinen Einfluß in Süddeutſchland durch das Zu- 
ſtandekommen eines Bundes desſelben mit dem Norden vermindert ſieht. 

Ich kann mir lebhaft denken, wie ſchwierig es für Sie ſein muß, die 
öſterreichiſchen Sympathien in gewiſſen maßgebenden Kreiſen zu behandeln 
und dieſen gegenüber den neuen Standpunkt des Prager Friedens zu ver⸗ 
treten. Auch erkenne ich gewiß ſehr gern an, daß gewiſſe Vorurteile nur 
bekämpft werden können, indem man ihnen möglichſt ſchonend entgegen⸗ 
tritt. Ich bin daher gern bereit, auch dieſen wichtigſten Punkt Ihrer Vor⸗ 
ſchläge weiter mit Ihnen zu erörtern, wenngleich ich mit einer ſolchen 
Bedingung des Vertragsſchluſſes mit Preußen mich nicht befreunden 
könnte. Ich möchte Ihnen aber in jeder Weiſe beſtätigen, daß es mir 
ernſt darum zu tun iſt, Sie, ſoweit ich kann und darf, in Ihrer ſchönen, 
aber ſchweren Aufgabe zu unterſtützen. 

Meine Gründe gegen den Vorſchlag einer ſolchen Allianz von ganz 
Deutſchland mit Oeſterreich unter den angegebenen Vorausſetzungen ſind 
mehrfacher Art. 

Zunächſt erſcheint mir nötig zu wiſſen, ob Preußen geneigt iſt, eine 
ſolche Bedingung anzunehmen, damit nicht durch Ablehnung derſelben die 
gewünſchte Verſtändigung verhindert werde. Ich kann nicht glauben, daß 
Preußen geneigt ſein wird, den Prager Frieden gerade in ſeinem wichtigſten 
Punkte zu modifizieren und damit eine europäiſche Frage aufzuwerfen, 
welche der genannte Friedensvertrag eben vermeiden will, indem er die 
nationale Verbindung von Süd- und Norddeutſchland als eine innere 
Frage vom Auslande anerkennen läßt. 

Eine Garantie des deutſchen Gebiets Oeſterreichs halte ich nicht für 
ratſam, ſolange dieſes Reich mit den unheilvollſten Entwicklungsleiden zu 
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kämpfen hat, die ſtets die Gefahr in ſich tragen, Deutſchland in ſeiner 
eignen inneren Entwicklung zu ſtören oder in äußere Verlegenheiten zu 
verwickeln. 

Es ſollte demnach wohl die Konſolidierung des öſterreichiſchen Kaiſer⸗ 
ſtaats abgewartet werden können, bevor Deutſchland eine Verpflichtung 
eingeht, deren Erfüllung vielleicht kaum ausführbar ſein dürfte. 

Endlich geſtatte ich mir einen Zweifel darüber zu äußern, ob es in 
Bayerns Intereſſe liegen kann, Preußen gegenüber als der Vertreter 
öſterreichiſcher Intereſſen zu erſcheinen, bevor Oeſterreich ſelbſt einen ſolchen 
Wunſch zu erkennen gegeben hat. 

Dürfte es unter dieſen Verhältniſſen nicht richtiger ſein, die Regelung 
der Beziehungen des durch Bündnis vereinten Deutſchlands zu Oeſterreich 
in dem Bundesvertrage auf ähnliche Weiſe in Ausſicht zu ſtellen, wie 
dies in dem Verfaſſungsentwurfe des Norddeutſchen Bundes in betreff der 
ſüddeutſchen Staaten geſchieht? 

Dieſe Form iſt viel eher für alle Teile annehmbar und dürfte wohl 
den Intereſſen, welche Sie zu berückſichtigen ſuchen, in genügender Weiſe 
entſprechen. 

Eine Bearbeitung aller derartigen Vorſchläge halte ich zwar für 
wünſchenswert, um ſich auf die Zeit vorzubereiten, wo das Verfaſſungs⸗ 
werk des Norddeutſchen Bundes ſeinen Abſchluß wird erreicht haben. In⸗ 
ſofern aber ſeit unſrer Beſprechung in Mühlacker die Lage der Verhält⸗ 
niſſe ſich bedeutend verändert hat, indem entſcheidende Ausſprüche in Paris 
und Berlin über manche Fragen ganz neues Licht verbreitet haben, er⸗ 
ſcheint es mir wünſchenswert, daß wir uns dieſen Verhältniſſen gegenüber 
vorerſt noch zuwartend verhalten. 

Die Verhandlungen des Reichstags in Berlin und die ganze Ent⸗ 
wicklung des Norddeutſchen Bundes werden uns wohl in nicht ferner Zeit 
ſichere Anhaltspunkte für den Inhalt und die Formen der von uns er⸗ 
ſtrebten Verbindung bringen. Es wird uns dann leicht ſein, ſolche zu 
erfaſſen und weiter zu verwerten. 

Ich glaube mich indeſſen mit Ihnen in Uebereinſtimmung zu befinden, 
wenn ich das zunächſt anzuſtrebende Bundesverhältnis mit Preußen als 
einen Uebergangszuſtand bezeichne, der damit endet, daß eine Verfaſſung 
ſämtliche deutſche Gebiete ſoll umfaſſen können. Mit großem Intereſſe 
und aufrichtiger Dankbarkeit werde ich Ihre weiteren Mitteilungen empfangen. 


Nach Empfang dieſes Schreibens ſandte der Fürſt den Miniſterialrat 
Grafen Tauffkirchen nach Karlsruhe, um dem Großherzog die Abſichten 
der bayriſchen Regierung näher zu erläutern. Nach deſſen Rückkehr ſchrieb 
er dem Großherzog: 
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München, 14. März 1867. 

Eurer Königlichen Hoheit erlaube ich mir meinen untertänigſten Dank 
für das gnädige Schreiben vom 4. d. M. auszuſprechen, ſowie für die 
huldvolle Aufnahme, welche Eure Königliche Hoheit dem Grafen Tauff⸗ 
kirchen zuteil werden zu laſſen geruht haben. 

Der Brief Eurer Königlichen Hoheit und der Bericht des Grafen 
Tauffkirchen haben mir einen neuen Beweis der freundlichen Geſinnung 
gegeben, mit welcher Eure Königliche Hoheit mich beehren, auch geben ſie 
Zeugnis von einer ſolchen Annäherung der Anſichten, daß meine Hoff⸗ 
nungen auf ein gedeihliches Zuſammenwirken der ſüdweſtdeutſchen Staaten 
in der deutſchen Frage neu belebt iſt. 

Ehe ich aber auf die beſprochenen Fragen näher eingehe, bitte ich 
Eure Königliche Hoheit, mir zu geſtatten, die beſtimmte Verſicherung vor⸗ 
auszuſchicken, daß meine in dem Briefe vom 19. Februar über die An⸗ 
bahnung freundlicher Verhältniſſe zu Oeſterreich gemachten Bemerkungen 
in keiner Weiſe durch Einflüſſe des Wiener Hofs oder der hier beftehen- 
den öſterreichiſchen Partei veranlaßt, ſondern der Ausdruck meiner eignen 
beſtimmten Ueberzeugung waren, nach welcher eine Allianz zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Oeſterreich als das geeignete Mittel erſcheint, europäiſche Ver⸗ 
wicklungen fernzuhalten und den Frieden zu ſichern, deſſen die ſüdweſt⸗ 
deutſchen Staaten nicht minder als Oeſterreich dringend bedürftig ſind. 

Wenn ich nun das Reſultat des bisherigen Gedankenaustauſches zu⸗ 
ſammenfaſſe, ſo glaube ich meinen Standpunkt, und zwar bis jetzt nur 
als eine höchſt perſönliche Anſicht, in folgenden Sätzen bezeichnen zu dürfen. 

Der Zeitpunkt, in welchem die zum Abſchluß des Norddeutſchen Bun⸗ 
des drängende preußiſche Regierung gemäß Artikel 711) des Verfaſſungs⸗ 
entwurfs die vertragsmäßige Regelung der Verhältniſſe zu Süddeutſchland 
verlangen wird, ſteht nahe bevor. Es iſt dringend zu wünſchen, daß in 
ſolchem Augenblick eine Einigung der ſüdweſtdeutſchen Staaten über ihre 
dann in dieſer Frage einzunehmende Haltung bereits ſo weit als möglich 
erzielt ſei. 

Dieſe Einigung wird namentlich ohne Verzug dann anzubahnen ſein, 
wenn die RR auf der fie beruht, unabhängig von den u 


1) Artikel 71 des Entwurfs lautete: „Die Beziehungen des Bundes zu den 
ſüddeutſchen Staaten werden ſofort nach Feſtſtellung der Verfaſſung des Nord- 
deutſchen Bundes durch beſondere dem Reichstage zur Genehmigung vorzulegende 
Verträge geregelt werden.“ 

Auf Antrag von Lasker und Miquel erhielt der Artikel durch Beſchluß des 
Reichstags vom 10. April den Zuſatz: „Der Eintritt der ſüddeutſchen Staaten oder 
eines derſelben in den Bund erfolgt auf Vorſchlag des n im Wege 
der Bundesgeſetzgebung.“ 


Fürſt Chlodwig zu Hohenlohe 
zur Zeit des bayriſchen Miniſteriums. 
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iſt, welche die Beratungen des Parlaments in den Entwurf der nord- 
deutſchen Verfaſſung bringen können. 

Die ſtaatsrechtliche Baſis, auf der wir allein uns frei und korrekt 
bewegen können und jeder Bedingung überhoben find, iſt Artikel IV des 
Prager Friedens. Derſelbe geſtattet die Bildung eines deutſchen Staaten⸗ 
bun des mit Ausſchluß Oeſterreichs nach dem Vorbild der Deutſchen Bundes⸗ 
akte vom 8. Juni 1815 unter den durch die Zeitverhältniſſe gebotenen 
Modifikationen, während zurzeit die Statthaftigkeit einer näheren unter den 
Begriff des Bundesſtaates fallenden Vereinigung mit dem Norden, namentlich 
eines gemeinſamen geſetzgebenden Körpers nach den Schlußworten des 
gedachten Artikels zweifelhaft erſcheint. 

Zu dem doppelten Zwecke, 1. dieſe Zweifel zu heben und hierdurch 
in die Lage verſetzt zu werden, den berechtigten Forderungen der Nation 
zu entſprechen, 2. der Gefahr einer Störung des Friedens in Mitteleuropa 
zu begegnen, wäre zugleich eine Allianz mit Oeſterreich anzubahnen, und 
zwar in ähnlicher Weiſe, wie ſolches in Artikel 71 des Entwurfs der 
Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes bezüglich der Regelung des Ver— 
hältniſſes zu Süddeutſchland geſchehen. 

Erſt nach Abſchluß einer ſolchen Allianz wird zum Ausbau des 
deutſchen Verfaſſungswerks mit Zentralgewalt und Parlament geſchritten 
werden können. 

Ich glaube hiernach meine Gedanken in folgenden vier Punkten for⸗ 
mulieren zu können: 

1. Bayern, Württemberg, Baden und Südheſſen einigen ſich, dem 
Norddeutſchen Bunde gemeinſchaftlich die Gründung eines dem früheren 
Deutſchen Bunde nachgebildeten Staatenbundes mit Ausſchluß Oeſterreichs 
anzutragen. 

2. Den Beratungen über dieſen gemeinſchaftlichen Antrag iſt die 
Bundesakte vom 8. Juni 1815 zugrunde zu legen und nur ſo weit zu modi⸗ 
fizieren, als es die durch Austritt Oeſterreichs veränderte Lage, die Ueber⸗ 
tragung des Präſidiums an Preußen und die Sicherung des Zollvereins 
nötig machen. 

3. Dieſem neuen Bundesvertrage iſt, ähnlich dem Artikel 71 der 
Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes, ein Artikel über Anbahnung einer 
Allianz mit Oeſterreich beizufügen. 

4. Der Ausbau dieſes Verfaſſungswerks zu einem Bundesſtaate mit 
parlamentariſcher Verfaſſung wäre vorzubehalten. 

Eine Formulierung der mir nötig ſcheinenden Modifikationen der 
Bundesakte will ich heute unterlaſſen, indem ich die Vorſchläge, welche Herr 
Staatsminiſter Mathy dem Grafen Tauffkirchen zuzuſichern die Güte hatte 
und welchen ich mit lebhaftem Intereſſe entgegenſehe, erwarte. 

Fürſt Hohenlohe, Denkwürdigkeiten. I 14 
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Bezüglich der Art, wie ſich die vier Staaten zu ſolchem gemeinſamen 
Antrag an den Norddeutſchen Bund zu einigen hätten, für heute nur ſo 
viel, daß die Berufung eines ſüddeutſchen Parlaments zu dieſem Zwecke 
mir nicht wünſchenswert erſcheint, im Gegenteil, je geheimer dieſes Einigungs⸗ 
werk betrieben wird, um ſo mehr Ausſicht dafür gegeben iſt, der Ein⸗ 
wirkung ſtörender Einflüſſe überhoben zu ſein. 

Eure Königliche Hoheit haben mit dem Miniſterialrat Grafen Tauff- 
kirchen die Frage berührt, ob nicht zu verſuchen wäre, die Anſicht des 
Grafen Bismarck über eine Allianz mit Oeſterreich zu erforſchen. Der 
dermalige Stand der orientaliſchen Frage legt demſelben offenbar die 
größte Reſerve in dieſer Beziehung auf, und würde deshalb vielleicht vor- 
zuziehen ſein, den ganzen eben dargelegten Plan vorläufig und bis wenigſtens 
Bayern, Württemberg und Baden Einigung über deſſen Grundzüge erzielt 
haben, gänzlich geheimzuhalten. 


Für dieſen Brief des Fürſten dankte der Großherzog umgehend am 
16. März. Im Begriff, nach Berlin abzureiſen, verſchob er die Fortführung 
der ſachlichen Verhandlung bis zur Rückkehr von dieſer Reiſe. In Berlin 
wollte er, ohne das Projekt des Fürſten dem Grafen Bismarck mitzuteilen, 
doch deſſen Anſichten über die Entwicklung des Verhältniſſes zu Süd⸗ 
deutſchland zu erforſchen ſuchen. „Da ich nun aber,“ ſchreibt der Groß⸗ 
herzog weiter, „nicht zu lange Zeit vorübergehen laſſen möchte, ohne Sie 
über meine Beurteilung Ihres jüngſten Schreibens zu unterrichten, will 
ich Ihnen hierzu eine mündliche Gelegenheit verſchaffen. Staatsrat 
Dr. Gelzer hat es übernommen, nach München zu reiſen, wo er wohl am 
Dienstag dem 19. eintreffen kann. Er iſt mein langjähriger, intimer und 
wohlerprobter Freund. Das hieraus entſpringende unbedingte Vertrauen 
zu ihm vergönnt mir, dasſelbe auf die vielfachſten Gebiete des Lebens aus⸗ 
zudehnen, und daher iſt er denn auch von Ihren Vorſchlägen und Briefen 
ſowie von meinen Anſchauungen genau unterrichtet. Es würde mich ſehr 
freuen, wollten Sie die Güte haben, Herrn Staatsrat Gelzer auch Ihr 
Vertrauen zu ſchenken, und ihm Gelegenheit geben, ſowohl meine als in3- 
beſondere ſeine eignen Anſchauungen darzulegen. Ich empfehle ihn daher 
recht angelegentlich Ihrem Wohlwollen.“ Gelzers Name war dem Fürſten 
ſchon aus ſeiner Jugend vertraut, da ſeine religiöſen Schriften beſonders 
von der Mutter des Fürſten geſchätzt waren.!) Die Wahl dieſes Mannes 
zur mündlichen Verhandlung der deutſchen Frage war daher dem Fürſten 
beſonders willkommen, und nachdem Gelzer am 21. März in München ein⸗ 
getroffen war, fanden zwiſchen ihm und dem Fürſten Beſprechungen ſtatt, 


1) Siehe Seite 34. 
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die zu einem vollkommenen Einverſtändnis führten. In denſelben Tagen 
war auch zum gleichen Zwecke der württembergiſche Miniſter Freiherr von 
Varnbüler in München anweſend. 
Journal. 
12. März 1867. 

Nachdem ſich Wagner vorgeſtern bei mir angemeldet, nachher aber 
wieder entſchuldigt hatte, da er krank geworden war, ſchrieb ich ihm heute, 
um ihn abends zu mir zu bitten. Er fam um ½7. Anfangs war er etwas 
befangen, ſprach von allgemeinen Dingen und entſchuldigte ſich, daß er 
überhaupt eigentlich kein Recht habe, zu mir zu kommen. Ich ſetzte ihn in 
eine behaglichere Stimmung, indem ich ihm ſagte, wir hätten zwei Vereinigungs⸗ 
punkte, wir ſeien von derſelben Partei gehaßt und einig in gleicher Ver⸗ 
ehrung für den König. Darauf wurde er [mitteilender, ſprach von der Art, 
wie man den König behandelt und gequält habe, ſo daß er zweimal ihm 
geſchrieben habe, er würde abdanken, erzählte unter Beteuerungen, daß er 
ſich damit nicht rühmen wolle, daß er mich dem König als Miniſter 
empfohlen habe; dann kam er auf die Aufgabe Bayerns als ein deutſcher 
Staat, deſſen Bevölkerung die Gewandtheit der Franken mit der Phantaſie 
der Schwaben und der Naturkraft der Bayern vereinige, daß der König 
ganz der Mann ſei, dieſen deutſchen Staat zu regieren und das Ideal 
des Deutſchtums zu verwirklichen, kam dann auf ſeine Kunſtrichtung zu 
ſprechen, auf ſeine hieſigen Erfahrungen, auf ſeine Pläne mit der Ein⸗ 
richtung einer Kunſtſchule, auf die Hinderniſſe, die ihm in den Weg gelegt 
worden ſeien, und endlich auf das Kabinett. Dazwiſchen ſprach er von 
der Notwendigkeit, daß ich im Miniſterium bleibe. Worauf ich ihm er⸗ 
widerte, daß dies nicht von mir abhinge. Ich könne nicht dafür einſtehen, 
daß man nicht das Vertrauen des Königs in mich untergrabe, und ſei 
deſſen um ſo weniger ſicher, als der König nach der Tradition des Königlichen 
Hauſes nicht direkt, ſondern nur durch das Kabinett mit mir verkehre. 
Er ſagte nun, daß dies nicht ſo bleiben könne, worauf ich ihn darauf 
aufmerkſam machte, daß es ſehr gefährlich ſei, ſich mit dem Kabinett in 
einen Kampf einzulaſſen, er wiſſe das am beſten. Mein politiſches Pro⸗ 
gramm erwähnte er, worauf ich auf einige Einzelheiten noch einging. 

Schließlich ſprach er noch die Hoffnung aus, daß der König nie das 
Vertrauen in mich verlieren würde. 


In der Sitzung der Kammer der Abgeordneten vom 16. März 1867 
war über den Antrag der Abgeordneten Dr. Edel und Dr. Völk betreffend 
die Errichtung eines Oberſten Verwaltungsgerichtshofs verhandelt worden. 
Der Antrag entſprach einem Beſchluſſe der Kammer vom 27. Juni 1865, 
weshalb nach einer eingehenden Befürwortung durch den Abgeordneten 
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Dr. Edel ſich niemand weiter zum Worte meldete. Der Präſident ſchloß 
deshalb die Diskuſſion vorbehaltlich einer Schlußbemerkung des Referenten 
und der Regierungsvertreter. Darauf erhob ſich der Miniſter von Bomhard 
und erklärte die Frage für noch nicht ſo reif, daß die Staatsregierung 
nicht noch Zeit beanſpruchen müſſe, um ſie näher in Erwägung zu ziehen. 
Der Präſident bemerkte nach dieſer Rede, daß er die Aeußerung des Staats⸗ 
miniſters der Juſtiz als einen Wiedereintritt in die Diskuſſion betrachte 
und annehme, daß Herr von Bomhard als Abgeordneter geſprochen habe, 
indem deſſen Aeußerung mit der ſonſtigen Stellung des Staatsminiſteriums 
kaum vereinbar ſei. In der nun wieder eröffneten Diskuſſion ging der 
Abgeordnete Dr. Völk zu einem ſcharfen Angriffe vor, erinnerte daran, 
daß ſchon am 27. Juni 1865 der Staatsminiſter des Innern erklärt habe, 
daß man ſich eingehend mit der Frage eines Verwaltungsgerichtshofs 
beſchäftigt habe und daß er von der Notwendigkeit dieſer Einrichtung 
durchdrungen ſei. „Es iſt für ein Staatsleben in jetziger Zeit,“ ſagte er, 
„keine Kleinigkeit, wenn man ihm auch nur mit einem Schein von Be— 
rechtigung nachſagen kann, daß es ein ſteuerloſes ſei, und das ſagt man 
dem bayriſchen Staatsweſen zurzeit nach.“ 


Journal. 
17. März 1867. 

Am Sonntag dem 17. März 1867 kam ich Abends ½ 12 Uhr von Ans⸗ 
bach zurück. Ich fand einen Brief von Miniſter Schlör, in welchem mir 
derſelbe mitteilte, daß den Tag vorher eine Szene in der Kammer der 
Abgeordneten ſtattgefunden habe, die ihn beſtimmte, mich zu bitten, einen 
Miniſterrat Montag den 18. anzuſetzen. Bomhard hatte nämlich in der 
Sitzung am Sonnabend bei der Beratung über den Verwaltungsgerichts⸗ 
hof ganz unnötigerweiſe das Wort ergriffen und in einer Weiſe geſprochen, 
die es offenkundig machte, daß über den Verwaltungsgerichtshof eine 
Meinungsverſchiedenheit unter den Miniſtern ſtattfände. Nachdem ich nun 
vorher einer Ausſchußſitzung in der Kammer der Abgeordneten beigewohnt 
hatte, kamen um 1 Uhr die Miniſter bei mir zuſammen. Hier wurde nun 
dem Juſtizminiſter Bomhard ſein Unrecht vorgeworfen und ihm deutlich 
zu verſtehen gegeben, daß er ſeinen Abſchied nehmen möchte. Er gab zu, 
daß er in ſeiner Rede etwas zu weit gegangen ſei, beſtritt aber, daß dies 
ſeine Entlaſſung zur Folge haben müſſe. Er werde nicht abgehen, aber 
dem König die Sache vortragen und dem König die Entſcheidung anheim⸗ 
ſtellen. Hierauf ging er weg. Wir andern, mit Ausnahme des Miniſters 
Pranckh, blieben nun noch beiſammen und berieten, was wir zu tun hätten, 
und kamen dann überein, daß Schlör bis zum andern Tag ein Promemoria 
für den König ausarbeiten ſolle. Montag Abends aß Varnbüler mit Schlör 
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| und Tauffkirchen bei mir zu Mittag, und nach Tiſch wurde viel über das 
Verhältnis Süddeutſchlands zum Norddeutſchen Bunde geſprochen. 
Den andern Vormittag verhandelte ich mit Varnbüler über die deutſche 
Frage, und mittags kamen die Miniſter mit Ausnahme Bomhards wieder 
bei mir zuſammen. Das Promemoria Schlörs ſchien uns allen zu grob, 
ſo daß Greſſer beauftragt wurde, ein höflicheres auszuarbeiten. Damit 
der König nicht allein von Bomhard Nachricht erhielte und ſich vielleicht 
ihm gegenüber engagiere, ſo ſchlug ich vor, mich zu ermächtigen, den andern 
Tag zum König zu gehen und ihm vorläufig mündlich den Stand der 
Sache darzulegen. Ich ſchrieb alſo an Lutz, er möge den König bitten, 
mich ſtatt Pfretzſchner, der in die Reichsratsſitzung mußte, zu empfangen, 
um ihm eine dringende Sache im Namen des Miniſterrats vorzutragen. 
Abends um ½ 12 Uhr bekam ich die Antwort, der König wünſche erſt zu 
wiſſen, worum es ſich handle, ehe er mich empfange. Am andern Morgen 
antwortete ich, ich hätte nur den Auftrag, mündlich dem König die An⸗ 
ſichten des Miniſterrats vorzutragen, wenn der König wolle, daß ich eine 
ſchriftliche Eingabe mache, ſo müſſe ich erſt den Miniſterrat berufen, um 
| einen Kollektivantrag zu veranlaſſen. 


Auf dieſes Schreiben erfolgte umgehend die Antwort, daß der König 
den Fürſten am ſelben Tage nach / 1 Uhr empfangen werde. 

Am 30. April erfolgte die Entlaſſung des Juſtizminiſters von Bomhard. 
Ein Geſetzentwurf betreffend die Errichtung eines Verwaltungsgerichtshofs 
wurde der Kammer der Abgeordneten am 27. November 1867 vorgelegt. 


Bericht an den König, die Verhältniſſe Bayerns zu 
den übrigen deutſchen Bundes ſtaaten betreffend. 

| München, 20. März 1867. 
Um in den Verhandlungen über die Stellung Bayerns gegenüber den 
übrigen deutſchen Staaten, wie ſolche von Preußen angekündigt, mit 
Württemberg, Baden und Heſſen vorbereitet, mit Oeſterreich ohne Zweifel 
zu eröffnen ſind, mit Ausſicht auf Erfolg vorgehen, wie überhaupt in der 
gegenwärtigen überaus ſchwierigen Lage ſeine Aufgabe erfüllen zu können, 
bedarf der treugehorſamſt Unterzeichnete vor allem andern der völligen 
Sicherheit, daß er mit den Anſichten ſeines Königs und Herrn über Ziele 
und Wege vollſtändig übereinſtimme, er bedarf des Vertrauens Eurer 
Königlichen Majeſtät, und zwar in dem Maße, daß ſowohl das Land als 
die obengenannten Regierungen über das Beſtehen dieſer Uebereinſtimmung 
und dieſes Vertrauens keinen Augenblick im Zweifel ſein können. Eure 
0 Königliche Majeſtät werden nicht verkennen, daß, wenn dieſe Ueberzeugung 
nicht eine feſtbegründete und allgemeine iſt, jeder Verſuch gedeihlicher 


ar 
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Löſung der ſchwebenden Frage ſchon in ſeinem Beginne ein verfehlter ſein 
würde. Zur Begründung dieſer Anſicht erlaubt ſich der treugehorſamſt 
Unterzeichnete an die letzten Wochen zu erinnern, in welchen umlaufende 
Gerüchte genügt haben, eingeleitete Vorbeſprechungen mit dem Großherzog 
von Baden und dem württembergiſchen Miniſter von Varnbüler ins 
Stocken zu bringen und die Partei, welche in Karlsruhe auf Eintritt in 
den Norddeutſchen Bund hinarbeitet, zu kräftigen. 

Dieſe Erwägungen müſſen daher dem treugehorſamſt Unterzeichneten 
die Pflicht auflegen, Eurer Königlichen Majeſtät den Standpunkt, den er 
bei den bevorſtehenden Unterhandlungen einzunehmen für nötig findet, ſchon 
jetzt mit aller Offenheit und mit möglichſter Genauigkeit vorzulegen. 

Nur wenn Eure Königliche Majeſtät dieſen Standpunkt im weſent⸗ 
lichen zu genehmigen geruhen, iſt der treugehorſamſt Unterzeichnete in der 
Lage, die ihm allergnädigſt übertragene Aufgabe zu erfüllen, und er kann 
um ſo hoffnungsvoller ans Werk gehen, je beſtimmter und zweifelloſer die 
Form iſt, in welcher ihm Eure Königliche Majeſtät dieſe Uebereinſtimmung 
zu erkennen zu geben geruhen würden. 

Die Gefahr, welche dem Königreiche durch die Fortdauer des gegen⸗ 
wärtigen Zuſtandes droht, iſt eine doppelte: 

1. Jede europäiſche Verwicklung, ſie mag für die eine oder die andre 
europäiſche Großmacht günſtig ausgehen, wird, wenn ſie Deutſchland berührt, 
für den Beſtand Bayerns und ſeine Selbſtändigkeit die größte Gefahr 
bringen. 

2. Das Streben des deutſchen Volkes, den nationalen Gedanken auch 
gegen den Willen der Regierungen zu verwirklichen, kann zu inneren Kämpfen 
führen, bei welchen die Dynaſtie bedroht wäre. 

Es muß alſo die Aufgabe der Staatsregierung ſein: 

1. Bündniſſe zuſtande zu bringen, durch welche der Gefahr europäiſcher 
Verwicklungen vorgebeugt wird, und 

2. eine nationale Einigung Deutſchlands anzuſtreben, welche den 
berechtigten Forderungen der Nation genügt, ohne die Souveränitätsrechte 
Eurer Königlichen Majeſtät oder die Integrität Bayerns zu beeinträchtigen. 

Je weniger es beſtritten werden kann, daß Bayern im gegenwärtigen 
Augenblicke noch in der Lage iſt, jedes dieſer Ziele zu verhindern, um 
ſo unzweifelhafter erſcheint es, daß Bayern für Erreichung dieſer Ziele ein 
ſehr gewichtiges Wort mitzuſprechen vermag. 

Dieſe Möglichkeit beruht aber in Umſtänden vorübergehender Natur, 
und die gebotene Gelegenheit dürfte nur eine kurzgemeſſene ſein. 

Mit dem Eintritt einer allgemeinen europäiſchen Verwicklung, mit 
dem Ausbruch einer intenſiven nationalen Bewegung in Süddeutſchland 
iſt dieſe Gelegenheit unwiederbringlich verloren. Aus dieſen Erwägungen 
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glaubt der treugehorſamſt Unterzeichnete vor allem der Anſicht entgegentreten 
zu ſollen, als könne es den Intereſſen des Königreichs entſprechen, abzu⸗ 
warten, bis Oeſterreich wieder in die Lage käme, die frühere Stellung in 
Deutſchland einzunehmen. Ich halte eine ſolche Aenderung der Verhältniſſe 
Oeſterreichs bei der dermaligen Geſtaltung der öſterreichiſchen Monarchie 
weder für wahrſcheinlich, noch glaube ich, daß der Wiedereintritt Oeſterreichs 
in den Deutſchen Bund bei dem unbedingten Widerſpruch Preußens möglich 
iſt, wie es denn nach den mir von Wien zugekommenen Nachrichten auch 
nicht in den Intentionen der öſterreichiſchen Regierung liegt. 

Jedenfalls würde der Verſuch zu einem europäiſchen Kriege führen, 
der die Exiſtenz Bayerns in Frage ſtellen müßte. 

Aber auch von ſolcher Kriegsgefahr abgeſehen, würde bei Fortdauer 
einer abwartenden und gänzlich iſolierten Stellung Bayerns Preußen nicht 
verfehlen, aus dieſer Iſolierung bei Behandlung der ſchwebenden materiellen 
Fragen Vorteile zu ziehen, welche den Wohlſtand des Landes und indirekt 
die Erhaltung geſetzlicher Zuftände im Lande in hohem Maße gefährden würden. 

Der treugehorſamſt Unterzeichnete glaubt daher verpflichtet zu ſein, 
den Eintritt in die von Preußen angekündigten Verhandlungen über das 
Verhältnis der ſüddeutſchen Staaten zu dem Norddeutſchen Bunde dringend 
anraten und vorher, ſoweit irgend möglich, eine Verſtändigung über 
gemeinſchaftliches oder doch gleichartiges Vorgehen der ſüdweſtdeutſchen 
Staaten in dieſer Frage herbeiführen zu ſollen. Mehren ſich ſchon täglich 
die Anzeichen, daß Preußen mit Inangriffnahme der Frage lange zu warten 
nicht geſonnen ſei, in welcher Beziehung der treugehorſamſt Unterzeichnete 
auf die Rede des Königs von Preußen vom 24. Februar und auf die 
Rede des Grafen Bismarck am 11. März 18671) Bezug nimmt, fo 


1) Die Thronrede König Wilhelms vom 24. Februar (bei Eröffnung des kon⸗ 
ſtituierenden Reichstags des Norddeutſchen Bundes) ſagte in bezug auf Süddeutſchland: 
„Die Ordnung der nationalen Beziehungen des Norddeutſchen Bundes Jzuf unſern 
Landsleuten im Süden des Mains iſt durch die Friedensſchlüſſe des vergangenen 
Jahres dem freien Uebereinkommen beider Teile anheimgeſtellt. Zur Herbeiführung 
dieſes Einverſtändniſſes wird unfte Hand den ſüddeutſchen Ländern offen und 
entgegenkommend dargereicht werden, ſobald der Norddeutſche Bund in Feſtſtellung 
ſeiner Verfaſſung weit genug vorgeſchritten ſein wird, um zur Abſchließung von 
Verträgen befähigt zu ſein. Die Erhaltung des Zollvereins, die gemeinſame Pflege 
der Volkswirtſchaft, die gemeinſame Verbürgung für die Sicherheit des deutſchen 
Gebiets werden Grundbedingungen der Verſtändigung bilden, welche vorausſichtlich 
von beiden Teilen angeſtrebt werden.“ Die Rede des Grafen Bismarck vom 11. März 
ſagte von Süddeutſchland: „Was dann noch die wichtige Machtfrage betrifft, ſo 
halte ich die Vereinigung von Norddeutſchland und Süddeutſchland allen Fragen 
gegenüber, wo es ſich um den Angriff des Norddeutſchen Bundes handelt, in allen 
Punkten geſichert. Sie iſt geſichert durch das Bedürfnis des Südens und durch 
die Pflicht des Nordens, ihm beizuſtehen.“ 
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erſcheint es um ſo mehr unverſchieblich, mit den ſüdweſtdeutſchen Staaten 
über gleichartige Behandlung der Frage ins Benehmen zu treten. 

Als den bezüglich dieſes Einigungswerkes zu betretenden Weg glaubt 
nun der treugehorſamſt Unterzeichnete Eurer Königlichen Majeſtät ganz 
ausſchließend denjenigen vorſchlagen zu ſollen, welcher mit den geltenden 
Staatsverträgen übereinſtimmt, alſo korrekt iſt und den Frieden nicht 
gefährdet, welcher Anknüpfungspunkte ſucht in der jüngſten Vergangenheit, 
alſo vernünftig konſervativ iſt und welcher mehr als jeder andre die 
Stellung Bayerns und die Rechte Eurer Königlichen Majeſtät zu wahren 
geeignet iſt. 

Die Baſis bildet der Friede von Prag vom 23. Auguſt 1866, welcher 
im Artikel IV feſtſtellt: 

1. daß Deutſchland ohne Beteiligung und mit Ausſchluß Oeſterreichs 
neu zu konſtituieren ſei, 

2. daß den ſüdweſtdeutſchen Staaten freiſtehe, eine nationale Verbindung 
mit dem deutſchen Norden zu vereinbaren, daß jedoch 

3. den ſüdweſtdeutſchen Staaten im Gegenſatz zu den Staaten des 
Norddeutſchen Bundes eine internationale unabhängige Exiſtenz zu wahren ſei. 

Dieſes letztere Erfordernis iſt gewahrt durch Abſchluß eines Staaten⸗ 
bundes, während ein Bundesſtaat, der ſich von erſterem insbeſondere durch 
ein Organ für gemeinſame Geſetzgebung (Bundesparlament) unterſcheidet, 
die gezogene Grenze überſchreiten würde. 

Die jüngſte Vergangenheit, an welche anzuknüpfen wäre, iſt der 
Deutſche Bund, aus dem Oeſterreich ausgeſchieden, der aber, wenn auch 
formell aufgehoben, doch bezüglich der tatſächlichen Verbindung der deutſchen 
Staaten untereinander nicht als vollſtändig gelöſt erachtet werden kann. 
Die Deutſche Bundesakte vom 8. Juni 1815 würde alſo eine geeignete 
Grundlage bieten. 

Eine Rekonſtituierung des Deutſchen Bundes mit Ausſchluß der öſter⸗ 
reichiſchen Staaten unter Zugrundelegung der Bundesakte und mit nur 
denjenigen Modifikationen derſelben, welche durch die eingetretenen Aenderungen 
von ſelbſt geboten ſind, dies iſt die Baſis, auf welcher nach der Ueberzeugung 
des treugehorſamſt Unterzeichneten Einigung der ſüdweſtdeutſchen Staaten 
zu erzielen und mit dem Norddeutſchen Bund zu unterhandeln wäre. 

Es würde hierdurch unter dem Namen „Deutſcher Bund“ ein Staaten⸗ 
bund geſchaffen, der allerdings den Uebergang zu engerer bundesſtaatlicher 
Vereinigung bilden, zurzeit jedoch als ein Verfaſſungsbündnis im recht⸗ 
lichen Sinne des Wortes nicht aufgefaßt werden könnte. 

Mitglieder dieſes Staatenbundes wären 

der Norddeutſche Bund, 
Bayern, 
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Württemberg, 
Baden und 
das ſüdliche Heſſen. 

Das Präſidium hätte Preußen als Vormacht des Norddeutſchen Bundes. 

Auf günſtige Verteilung des Stimmenverhältniſſes wäre möglichſt 
Bedacht zu nehmen. 

Für die Regelung der Militärverhältniſſe wären der Separatvertrag 
vom 22. Auguſt 1866 und die Stuttgarter Beſchlüſſe maßgebend. 

Artikel 19 der Bundesakte wäre in einer die Exiſtenz des Zollvereins 
ſichernden Weiſe zu modifizieren. 

Der Schwerpunkt der Geſetzgebung hätte in den Kammern der Einzel⸗ 
ſtaaten und für den Norddeutſchen Bund in deſſen Bundesrat und Par⸗ 
lament zu beruhen. 

Eintritt ſüddeutſcher Abgeordneter in dieſes Parlament wäre ab⸗ 
zulehnen. 

In allem übrigen würde die Selbſtändigkeit der Einzelſtaaten un⸗ 
berührt bleiben. 

So gewiß ſich auf dieſem Wege eine Einigung Deutſchlands anbahnen 
läßt, die gegebenen Falles auch den deutſchen Provinzen Oeſterreichs die 
Möglichkeit ſpäteren Eintrittes offen läßt, ſo gewiß wird auf die Dauer 
eine ſolche Form den berechtigten Wünſchen der deutſchen Nation bezüglich 
ihres Anteiles an der gemeinſamen Geſetzgebung und der kräftigen Wahrung 
der deutſchen Intereſſen nach Außen nicht genügen. 

Das Mittel, bei dem naturgemäßen und unaufhaltſamen Fortſchreiten 
dieſes deutſchen Einigungswerkes europäiſche Verwicklungen zu vermeiden 
und die Integrität der Einzelſtaaten und namentlich Bayerns zu wahren, 
findet der treugehorſamſt Unterzeichnete in Anbahnung einer Allianz dieſes 
Deutſchen Bundes mit Oeſterreich, welche beiden die Möglichkeit fried⸗ 
licher Rekonſtituierung und Entwicklung ſichern würde. 

Ganz analog dem Artikel 71 des Entwurfes der Verfaſſung des Nord⸗ 
deutſchen Bundes wäre daher in der neuen Akte des Deutſchen Bundes 
feſtzuſtellen, daß eine Allianz dieſes Bundes mit Oeſterreich ſofort an- 
zubahnen ſei. 

Der treugehorſamſt Unterzeichnete war bisher nur imſtande, mit 
der äußerſten Vorſicht indirekte Erkundigungen über Aufnahme dieſes 
ſeines Gedankens einzuziehen. Jedoch ſchon dieſe Erkundigungen haben 
Ausſicht dafür gegeben, daß eine ſolche Anregung weder in Wien noch in 
Berlin ungünſtige Aufnahme finden werde. 

In Karlsruhe ſcheint man bereit, auf den Plan einzugehen, auch an 
Einwilligung der württembergiſchen Regierung zweifelt der treugehorſamſt 
Unterzeichnete nicht. 


New 
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Auf dieſer Baſis nun in Stuttgart, Karlsruhe und Darmſtadt Unter⸗ 
handlungen zu eröffnen und in Berlin und Wien Anknüpfungspunkte zu 
ſuchen, dies iſt es, wozu ihn zu ermächtigen der treugehorſamſt Unterzeichnete 
an Eure Königliche Majeſtät hiermit den allerehrfurchtsvollſten Antrag ſtellt. 

Welches auch der Ausgang dieſer Verhandlungen ſein mag, ſo viel iſt 1 
gewiß und wohl zu erwägen, daß ſchon deren Eröffnung die Stellung 
Bayerns zu Preußen in den ſchwebenden und teilweiſe brennenden materiellen 
Fragen, nämlich: 

a) der Liquidation des Bundeseigentums, 

b) der Aufhebung des Salzmonopols, 

c) der Erneuerung des Zollverein, 1) 
in erheblicher Weiſe verbeſſern wird. 

Eurer Königlichen Majeſtät Miniſterrat hat ſich nach Vortrag dieſes 

Berichtes mit den Ausführungen und Anträgen desſelben mit Ausnahme 
des in der Sitzung des Miniſterrates nicht anweſenden Staatsminiſters 
von Bomhard einverſtanden erklärt. 


Marginalreſkript des Königs auf den vorliegenden Bericht: 


Die hierneben erbetene Ermächtigung erteilt 


München, am 30. März 1867. 5 
Ludwig. 


Aufzeichnung des Fürſten. 
Geſpräch mit Miniſterialrat Lutz den 29. März 1867. 


Lutz war ganz blaß vor innerer Aufregung, als ich zu ihm kam. 
Er wußte, daß es ſich um ſeine ganze Zukunft handle. Ich fing damit 
an, ihm zu ſagen, daß ich noch keine Gelegenheit gehabt habe, mich mit 
einem Kandidaten für das Juſtizminiſterium zu beſprechen. Ich habe 
andre Pläne, wie er auch von Tauffkirchen bereits gehört habe. Dieſe 
Pläne könnten aber nicht ohne ein vollſtändiges Revirement des Mini⸗ 
ſteriums ausgeführt werden. Es handle ſich von ihm ſelbſt. Es ſei nun 
jetzt für mich ſchwer, wenn nicht unmöglich, eine Aenderung des Mini⸗ 
ſteriums in Vorſchlag zu bringen, da ich mit den übrigen Miniſtern in 


1) Preußen hatte in Artikel VIIdes Friedensvertrags vom 22. Auguſt 1866 den 
proviſoriſchen Fortbeſtand des Zollvereins zugeſtanden, ſich aber eine ſechsmonatige 
Kündigungsfriſt vorbehalten und, nachdem durch die Verfaſſung des Norddeutſchen 
Bundes außer den Zöllen auch die indirekten Steuern für Bundesſache erklärt 
waren, ſofort eine dementſprechende Aenderung der Zollvereinsgeſetzgebung gefordert. 
Demgemäß mußte zunächſt das bayriſche Salzmonopol fallen, worüber am 9. Mai 
1867 ein Vertrag zuſtande kam. 


Een ß ⁊ĩ 
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keinem Zwieſpalt ſei und namentlich für Greſſer und Pechmann wahre 
Achtung hege. Indeſſen könne es wünſchenswert und notwendig erſcheinen, 
in den nächſten Monaten ein Miniſterium zu haben, auf das die Welt 
und namentlich unſre Nachbarn mit Achtung ſähen, und da ſei es nun 
nötig, daß geſcheite Leute in das Miniſterium kämen, da hätte ich nun 
auch an ihn gedacht. Dann ſetzte ich ihm auseinander, wie es nicht 
möglich ſei, daß er allein an Bomhards Stelle in das Miniſterium trete, 
und ſagte, die Schwierigkeit liege nur darin, daß, wenn jetzt das Juſtiz⸗ 
miniſterium beſetzt werde, für ihn ſpäter kein Platz ſei. 

Er erwiderte, wie dankbar er das Vertrauen anerkenne, das ich in 
ihn ſetze, doch glaube er, daß er bei dem Könige auf Widerſpruch ſtoßen 
werde. Er erzählte, daß er ſchon früher vom Miniſter Koch für das 
Kultusminiſterium in Vorſchlag gebracht worden ſei, und daß dies damals 
an dem Widerſpruch des Königs geſcheitert ſei. Auch könne er nicht ſich 
ſelbſt in Vorſchlag bringen. 

Ich erwiderte, daß ich jetzt keine Intrige gegen meine Kollegen be⸗ 
ginnen könne, da kein Anlaß dazu gegeben ſei, dieſer Anlaß könne aber 
ſpäter kommen. Es könne auch ohne Anlaß dringend erſcheinen, neue, 
junge Kräfte in das Miniſterium zu bringen. Für dieſen Fall wäre es 
erwünſcht, wenn er ſich möglich erhielte und die Beſetzung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums noch auf Monate hinausſchiebe. 

Auf die Frage, ob ein Hinſchleppen mit Bomhard möglich ſei, ver⸗ 
ſicherte ich ihm, daß wir uns dann zu ſehr blamieren würden. 

Endlich kamen wir überein, daß er dem Könige ſagen wolle, ich hätte 
zwar an Steyrer!) gedacht, hätte aber noch nicht mit ihm geſprochen und 
hielte es für wünſchenswert, wenn die Sache noch in suspenso bleibe und 
das Miniſterium noch ſo fortgeführt werde, nachdem Bomhard ſeine Ent⸗ 
f laſſung erhalten habe. 

Uebrigens müſſe er mir offen ſagen, daß ſich Einflüſſe geltend machten, 
die den König in andrer und günſtigerer Weiſe für Bomhard beſtimmten. 
Er habe alſo den König in dieſer Beziehung nicht mehr in der Hand und 
könne für nichts einſtehen. 


— 


Bericht an den König, Verhandlungen mit dem Nord- 
deutſchen Bunde betreffend. 
München, 31. März 1867. 
Eure Königliche Majeſtät haben durch Allerhöchſtes Signat vom 
30. dieſes Monats den treugehorſamſt Unterzeichneten zu ermächtigen geruht, 
in Stuttgart, Karlsruhe und Darmſtadt Unterhandlungen zu eröffnen, um 


) Damals Miniſterialrat im Juſtizminiſteriuw. 
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zwiſchen den ſüdweſtdeutſchen Staaten eine Verſtändigung über gemein⸗ 
ſchaftliches oder doch gleichartiges Vorgehen gegenüber den bevorſtehenden 
Verhandlungen mit Preußen und dem Norddeutſchen Bunde herbeizuführen. 

Inzwiſchen hat das Streben Württembergs und Badens, in dieſer 
Frage mit Eurer Königlichen Majeſtät Regierung ſich in Uebereinſtimmung 
zu ſetzen, tatſächlichen Ausdruck gefunden. 

Der württembergiſche Staatsminiſter Freiherr von Varnbüler und 
der Großherzoglich badiſche Staatsrat Dr. Gelzer waren, der letztere in 
beſonderem Auftrag des Großherzogs von Baden, in jüngſter Zeit in 
München, um die Grundlagen einer Uebereinkunft vorläufig mit dem treu⸗ 
gehorſamſt Unterzeichneten zu beſprechen. 

Das Ergebnis der Beſprechungen mit Freiherrn von Varnbüler iſt in 
anliegender Skizze!) niedergelegt, welche mit den von Eurer Königlichen 
Majeſtät genehmigten, im Original wieder anliegenden Vorſchlägen vom 
20. dieſes Monats vollſtändig übereinſtimmt und deshalb, wenn auch ohne 
jeden offiziellen Charakter, doch die gegründete Hoffnung dafür ergibt, daß 
Württemberg ſich dem vom treugehorſamſt Unterzeichneten aufgeſtellten 
Plane durchweg anſchließen wird. 

Auch Staatsrat Gelzer erklärte ſich im Auftrag des Großherzogs von 
Baden mit den ihm mitgeteilten Grundzügen der bei den Unterhandlungen 
mit Norddeutſchland zu beobachtenden Haltung vollkommen einverſtanden. 

Die Ausſicht, eine Uebereinſtimmung Bayerns, Württembergs und 
Badens auf dem vorgeſchlagenen Wege herbeizuführen, iſt demnach eine 
wohlbegründete. Anderſeits ſchreiten die Ereigniſſe mit jede Vorausſicht 
hinter ſich laſſender Schnelligkeit vor. Das norddeutſche Parlament — 
hieran iſt kaum mehr zu zweifeln — wird im nächſten Monat ſeine Aufgabe 
zu Ende geführt haben. 

Der Gedanke einer Allianz des zu bildenden deutſchen Staatenbundes 
mit Oeſterreich ſcheint nach offiziöſen Kundgebungen in Berlin und Wien 
alle Ausſicht auf Erfolg zu bieten, und handelt es ſich vielleicht nur um 
den erſten Schritt. Gleichzeitig tritt die luxemburgiſche Frage mit großem 
Ernſte an Deutſchland heran und mahnt dringend zur Einigung. 

Der treugehorſamſt Unterzeichnete hält es für unabweisbare Pflicht, 
Eure Königliche Majeſtät auf dieſe Verhältniſſe und auf die Gefahren, 
welche eine Zögerung für die Stellung Bayerns in dieſer Frage mit ſich 
bringen muß, in allertiefſter Ehrfurcht aufmerkſam zu machen und ver⸗ 
bindet hiermit die alleruntertänigſte Bitte, die Allerhöchſte Genehmigung 
darauf zu erſtrecken, daß die mit Freiherrn von Varnbüler beſprochene 


1) Dieſe „Skizze“ iſt nicht erhalten. Ihr Inhalt ergibt ſich aus dem Berichte 
vom 20. März und aus dem nachfolgenden Vertrag vom 6. Mai 1867. 


Das bayriſche Miniſterium (1867 bis 1870) 221 


Uebereinkunft abgeſchloſſen und derſelben entſprechend mit den übrigen 
ſüdweſtdeutſchen Staaten unterhandelt werde. 


Marginalreſkript des Königs auf den vorſtehenden Bericht: 

Die hier geſtellte Bitte genehmige Ich mit dem Beiſatze, daß die unter 
Ziffer II formulierte Ablehnung des Eintrittes der ſüddeutſchen Staaten 
in den Norddeutſchen Bund beim Abſchluß des Uebereinkommens noch in 
entſchiedenerer Weiſe ausgeſprochen und in der Folge ſtrengſtens 
feſtgehalten werden ſoll, und daß Mir die unter Ziffer IV 6 enthaltene 
Anerkennung der Notwendigkeit eines Parlaments!) nicht unbedenklich, aber 
auch entbehrlich zu ſein ſcheint, und daß Ich dieſelbe deshalb vermieden 
ſehen möchte. Ziffer IV 8 verſtehe Ich und genehmige Ich deshalb in 
dem Sinne, daß die vertragsmäßige Regelung?) ſogleich mit der Regelung 
der allgemeinen Beziehungen und vor dem Inkrafttreten der neuen Bundes⸗ 
verträge erfolge. 


München, 11. April 1867. 
Ludwig. 


In dieſem Zeitpunkte wurde der Gang der Verhandlungen durch die 
internationale Verwicklung unterbrochen, welche der franzöſiſche Plan der 
Erwerbung Luxemburgs verurſachte. 

Am 1. April 1867 Nachmittags erhielt Herr von Werthern das 
folgende Telegramm des Grafen Bismarck: 

Es würde dringend erwünſcht ſein, von Eurer Exzellenz Nachricht zu er⸗ 
halten, welchen Eindruck dem dortigen Kabinett der angebliche Verkauf von 
Luxemburg an Frankreich macht und auf welche Stimmung in Bayern, falls 
wir darüber in Weiterungen mit Frankreich gerieten, zu rechnen wäre. 

Bismarck. 


Eine Aufzeichnung des Fürſten ohne Datum berichtet den Inhalt 
dieſes Telegramms und fährt dann fort: 

Werthern antwortete: Die öffentliche Meinung erwarte, daß Preußen 
die Rechte Deutſchlands in Luxemburg wahre. Kabinett (d. h. Miniſterium) 
trage der Stimmung Rechnung, wenn es auch die Verhältniſſe unbefangen 
beurteile. Heute habe ich Werthern darauf aufmerkſam gemacht, in ſeinem 
ſchriftlichen Berichte an Bismarck die Feſtigkeit der öffentlichen Meinung 


1) Nach dieſer Beſtimmung ſollte „bezüglich der Fortbildung der 
Bundesgeſetzgebung die Berechtigung nationaler Vertretung am Bunde anerkannt“ 
werden. Zurzeit ſollte die Geſetzgebung des Bundes von der Zuſtimmung im 
Süden der Ständekammern, im Norden des norddeutſchen Parlaments ab⸗ 
hängig ſein. 

2) Des Verhältniſſes zu Oeſterreich. 
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in Bayern nicht allzuſehr hervorzuheben. Es ſei viel Parteitreiben dabei, 
und die Stimmung könne jeden Augenblick umſchlagen. 


Am 2. April erging an den bayriſchen Geſandten in Berlin, Grafen 
von Montgelas, die folgende Depeſche: 

Geſtern Abend ſprach mir Baron Werthern den Wunſch des Grafen 
Bismarck aus, die Anſicht der Königlichen Regierung in der Luxemburger 
Angelegenheit zu kennen. Ich habe mich beeilt, die Beſchlüſſe Seiner 
Majeſtät des Königs, meines allergnädigſten Herrn, einzuholen und ent⸗ 
ſpreche nunmehr dem ausgeſprochenen Wunſche in nachſtehender Weiſe: 

Graf Bismarck wird die Schwierigkeit einer bindenden Aeußerung in 
einer Angelegenheit anerkennen, von der mir bis jetzt jede offizielle Kenntnis 
fehlt, in welcher ich vielmehr auf Zeitungsgerüchte und auf die geſtern 
Abend hier eingetroffene telegraphiſche Notiz der Erklärung des Grafen 
Bismarck im Reichstage!) hingewieſen bin. 

Soweit hiernach eine Beurteilung möglich iſt, teilt die Königliche 
Regierung den von dem Grafen Bismarck angedeuteten Standpunkt voll⸗ 
kommen und möchte nur demſelben noch beifügen, daß ſie im Hinblick auf 
die Verträge vom 19. April 1839 und 27. Juli 1839 jede Veräußerung 
des Großherzogtums Luxemburg ohne freie Einwilligung der Wallramſchen 
Linie des Hauſes Naſſau, als Rechtsnachfolgers, für unzuläſſig hält. 
Jedenfalls vertraut die bayriſche Regierung, daß Graf Bismarck nichts 
unterlaſſen hat und nichts unterlaſſen wird, was dazu dienen kann, die 
Rechte Deutſchlands in dieſer Sache auf friedlichem Wege zu wahren. 

Sollten, was Gott verhüten wolle, die Dinge eine noch ernſtere 
Wendung nehmen, ſo erwartet die Königliche Regierung, daß ihr vom 
Grafen Bismarck vertrauliche Mitteilung ohne Verzug zuteil werde. 

E. H. wollen Seiner Exzellenz dem Herrn Grafen von Bismarck 


Kenntnis von dem Inhalte dieſer Depeſche geben. 


Laut Telegramm an Werthern vom 2. April wünſchte Graf Bismarck 
durch Vermittlung Bayerns zu erfahren, welche Haltung er im Falle eines 
Kriegs mit Frankreich von Oeſterreich zu erwarten habe. Nachdem eine 
Anfrage durch chiffriertes Telegramm an den bayriſchen Geſandten in 
Wien ergangen war, richtete der Fürſt an dieſen noch an demſelben Tage 
das folgende Schreiben: 

Durch chiffriertes Telegramm vom Heutigen habe ich E. H. aufgefordert 
zu verſuchen, Verläſſiges über die Stimmung der Kaiſerlichen Regierung im 
Falle kriegeriſcher Wendung der Luxemburger Frage zu erfahren. 


) Am 1. April auf die Interpellation Bennigſen. 
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Zwar geben die letzten Aeußerungen der preußiſchen Regierung zu 
keinen direkten und beſtimmten Befürchtungen Veranlaſſung, allein ſie ſind 
doch geeignet, zu ernſter Prüfung der Frage aufzufordern, welche Stellung 
die Königliche Regierung einzunehmen habe. Die Königliche Regierung 
hat neben dem dringenden Bedürfniſſe und Wunſche der Erhaltung des 
Friedens die ihr dem geſamten Deutſchland und insbeſondere Preußen 
gegenüber obliegenden Verpflichtungen im Auge zu behalten und in dieſer 
Erwägung eine Anfrage des Grafen Bismarck durch die in Abſchrift an⸗ 
liegende Depeſche beantwortet. 

Wenn ſchon in meinem Rundſchreiben vom 24. Februar 1867 der 
Wert freundlicher Beziehungen Bayerns und des übrigen Deutſchlands zu 
Oeſterreich hervorgehoben wurde, ſo tritt die Bedeutung einer ſolchen 
freundlichen Beziehungen Ausdruck gebenden Aeußerung der Kaiſerlichen 
Regierung durch die jüngſte Komplikation ſo ſehr in den Vordergrund, 
daß die Frage der Erhaltung des Friedens wohl vorzugsweiſe von der 
Stellung abhängen dürfte, welche die Kaiſerliche Regierung in dieſer Sache 
einzunehmen ſich entſchließt. 

Welchen Wert die Erhaltung des Friedens im gegenwärtigen Augen- 
blick für Oeſterreich hat, wie ſelbſt bewaffnete Neutralität die Entwicklung 
der angebahnten Aenderungen des Verfaſſungslebens in Oeſterreich ge⸗ 
fährden würde, wird von Herrn von Beuſt ſicher zugegeben werden. Durch 
eine den deutſchen Intereſſen günſtige Haltung könnte, wie kaum zu 
zweifeln, die öſterreichiſche Regierung nicht bloß dieſer Gefahr begegnen, 
ſondern Beziehungen zu Deutſchland wieder anknüpfen, die im allſeitigen 
Wunſche und Intereſſe liegen. Jedenfalls iſt es der bayriſchen Regierung 
von der höchſten Wichtigkeit, von den Entſchlüſſen Oeſterreichs in dieſer 
Beziehung Kenntnis zu erhalten. 

Im Auftrage Seiner Majeſtät des Königs, meines allergnädigſten 
Herrn, beauftrage ich Sie, ſobald irgend möglich vertrauliche Anfrage in 
dieſer Richtung an Herrn von Beuſt zu ſtellen, und ermächtige Sie, demſelben 
Kenntnis von dem Inhalte dieſer Depeſche zu geben. Ueber die Antwort 
und alle auf dieſe Frage bezüglichen Vorkommniſſe wollen E. H. mir mit 
möglichſter Beſchleunigung berichten. 


Am 3. April fand ein Miniſterrat ſtatt, in welchem der Fürſt ſich 
der einſtimmigen Zuſtimmung ſeiner Kollegen zu den bisher von ihm ge⸗ 
tanen Schritten verſicherte. An demſelben Tage telegraphierte Graf Bis⸗ 
marck an Herrn von Werthern: 

„Sagen Sie dem Fürſten Hohenlohe ganz vertraulich folgendes: 
Diplomatiſche Eröffnungen Frankreichs behaupten, daß der luxemburgiſche 
Handel abgeſchloſſen ſei. Der Kaiſer könne nicht mehr zurück, obwohl ich 
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Benedetti geſagt habe, daß wir nach Lage der öffentlichen Meinung nicht 
weichen können und werden. Graf Perponcher berichtet dagegen aus dem 
Haag, daß der Abſchluß nicht erfolgt ſei, und er hoffe, ihn zu hindern. 
Nach Stand der Dinge in Deutſchland müſſen wir meines Erachtens eher 
den Krieg wagen, ſo wenig auch das Objekt Luxemburg an ſich des Kriegs 
wert iſt. Die Auffaſſung der Sache in der Nation, deren Ehrgefühl ins 


Spiel gezogen, iſt das entſcheidende. Jedenfalls ſollten wir beide den 


günſtigen Einfluß des Inzidenzfalls auf Konſolidierung der nationalen 
Sache nach Kräften ausbeuten und uns daneben vom Kriege, der ſchnell 
eintreten kann, materiell nicht überraſchen laſſen. Die engliſche Regierung 
ſcheint den Krieg im geheimen nicht ganz ungern zu ſehen, hoffend, daß 
Frankreich unterliegen werde, vielleicht bereit, dazu mitzuwirken, ſobald das 
Glück uns günſtig iſt.“ 

Herr von Werthern ſendete dieſes Telegramm dem eben an der 
königlichen Tafel ſpeiſenden Fürſten zu. 


Aufzeichnung des Fürſten „über den Vortrag bei Seiner 
Majeſtät dem Könige den 4. April, vormittags 11 Uhr“. 


In der heutigen Audienz hielt ich dem Könige über den Stand der 
luxemburgiſchen Angelegenheit Vortrag. Fragte, welche Antwort auf die 
Depeſche des Grafen Bismarck von geſtern zu geben ſei und erhielt die 
Ermächtigung, zu erklären, daß im Falle eines Kriegs Bayern an der 
Seite Preußens in Gemäßheit des geheimen Vertrags ſtehen werde, daß 
es aber die ſüddeutſchen Verhältniſſe dringend wünſchenswert erſcheinen 
ließen, daß Bismarck das Ergebnis der Anfrage nach Wien abwarte, ehe 
zu äußerſten Entſchlüſſen geſchritten werde. 


Am 5. April wurde durch eine Note an Herrn von Werthern be⸗ 
ſtätigt, „daß, falls es in der Luxemburger Angelegenheit zu einem kriege⸗ 
riſchen Konflikte mit Frankreich kommen ſollte, die bayriſche Regierung 
ihre Stellung an der Seite Preußens und der übrigen deutſchen Staaten 
als durch die abgeſchloſſenen Verträge feſtſtehend erachtet“. 

Zur Beſchleunigung der am 2. April mit Oeſterreich angeknüpften 
Verhandlungen wurde zunächſt am 3. April Julius Fröbel“) nach Wien 
geſchickt. Dieſer kam am 7. April früh nach München zurück und berichtete 


1) Fröbel, der von 1862 bis 1866 im Dienſte der öſterreichiſchen Regierung 
geſtanden hatte und damals in Stuttgart für die württembergiſche Regierung 
arbeitete, war bereits am 26. Februar im Auftrage des Fürſten nach Wien gegangen, 
um die Stellung des Freiherrn von Beuſt zu dem deutſchen Programm des Fürſten 
zu erkunden. Fröbel, Ein Lebenslauf, Bd. II S. 469. 


— 
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— zufolge einer Aufzeichnung des Grafen Tauffkirchen —, er habe mit Beuſt 
am 4. April abends geſprochen. Beuſt habe geſagt: mit Frankreich ſei er 
in keiner Weiſe engagiert. Wohlwollende Neutralität liege in der Natur 
der Dinge. Sich ſelbſt in die Aktion zu engagieren, habe Oeſterreich zur⸗ 
zeit kein Motiv. Ja, wenn Preußen zu Gegenleiſtungen bereit wäre. 
Namentlich in der orientaliſchen Frage durch Sicherſtellung gegen eine 
Beſetzung Bulgariens durch Rußland. Man habe aber Beweiſe, daß 
Preußen den Beſtrebungen der Regierung im Lande feindlich entgegentrete. 
Dies müſſe jedenfalls aufhören. Ueberhaupt müſſe Preußen ſelbſt kommen. 
Bayern habe durch die Verträge die zu einer Vermittlerrolle nötige Selb⸗ 
ſtändigkeit verloren. Außerdem brachte Fröbel folgende Notizen: Beuſt 
müſſe ſehr vorſichtig ſein. Die hohe Adelspartei ſei ihm feind. Sie würde, 
wenn ſie ſiegte, ein Miniſterium Metternich mit abſolutiſtiſchem Regiment 
und franzöſiſchem Bündnis herbeiführen. Die Erfolge Beuſts auf dem 
Landtage in Prag!) könnten für feine Stellung entſcheidend ſein. Heinrich 
von Gagern teile jetzt ganz das bayriſche Programm. Fröbel vermutete, 
daß Napoleon eher einen Kongreß als den Krieg wolle. ?) 

Graf Tauffkirchen bemerkte: die Selbſtändigkeit Bayerns ſei durch 
den Vertrag ſo wenig aufgehoben, daß derſelbe dem Könige von Bayern 
das Recht ſelbſtändiger Kriegserklärung ſichere und für dieſen Fall Preußen 
zur Hilfe verpflichte. Habe Oeſterreich an der Erhaltung einer Selb⸗ 
ſtändigkeit Bayerns und Süddeutſchlands und der Nichtausdehnung des 
Norddeutſchen Bundes auf dasſelbe Intereſſe, ſo könne es ſolches nicht 
beſſer als durch Annahme der Vermittlung ſichern. 


Aufzeichnung des Fürſten vom 8. April 1867. 


Heute Vortrag beim Könige. Ich las ihm die Depeſche von Bismarck 
vor, welche die friedliche Wendung der Luxemburger Sache mitteilt. Dann 
kam er auf allerlei Nebendinge. Später auf das Miniſterium. Hier fragte 
er, wen von den Miniſtern ich als beſonders fähig anſehe. Ich nannte 
Schlör. Dann ſprach er von Pranckh und Orff, ich empfahl letzteren, er 
ſprach für Pranckh. Zuletzt ſchien er einzulenken. Dann kam er auf 
Greſſer, ſagte, daß dieſer nicht der Stelle gewachſen ſei, und verlangte, 
die Miniſter ſollten ſich mit ihm brouillieren ſowie mit Bomhard, damit 
man ihn los würde. Ich ſagte, das ſei gar nicht möglich, doch könne 


) Die Neuwahlen nach Auflöſung des böhmiſchen Landtags, welche vom 
22. bis 29. März vorgenommen waren, hatten eine ſtarke, verfaſſungstreue deutſche 
Majorität ergeben. Beuſt ſelbſt wurde von der Handelskammer von Reichenberg 
gewählt. Beuſt, Aus drei Vierteljahrhunderten, Bd. II S. 111. 

2) Die Aufzeichnungen des Grafen Tauffkirchen ſtimmen überein mit Fröbels 
eignem Berichte. Ein Lebenslauf, Bd. II S. 477. 

Fürft Hohenlohe, Denkwürdigkeiten. I 15 
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man ihn leicht irgendwo als Regierungspräſidenten unterbringen, wozu er 
fähig ſei. 
Depeſche an die bayriſche Geſandtſchaft in Berlin. 
München, 9. April 1867. 

In dem Berichte vom 6., hier eingetroffen am 8. d. M., iſt betont, 
daß Graf Bismarck eine beſtimmte Erklärung der bayriſchen Regierung 
über die Stellung wünſche, welche dieſelbe im Falle des Ausbruchs eines 
Kriegs mit Frankreich einnehmen würde. Ich hielt dieſe Frage ſchon durch 
mein chiffriertes Telegramm vom 6. d. M. und durch gleichlautende Er⸗ 
klärungen an Herrn von Werthern gelöſt, habe jedoch nicht verfehlt, die 
weiteren Befehle Seiner Majeſtät des Königs einzuholen, durch welche ich 
nunmehr zu der Erklärung ermächtigt bin, daß die bayriſche Regierung, 
wenn in der Luxemburger Frage zwiſchen dem Könige von Preußen und 
dem Kaiſer der Franzoſen ein Krieg ausbrechen ſollte, den Fall des Separat⸗ 
vertrags d. d. Berlin, 22. Auguſt 1866 für zweifellos gegeben erachtet, 
demnach für dieſen Fall dem Vertrage entſprechend zu handeln bereit ſein 
würde. Mit dieſer Erklärung verbinde ich jedoch die wiederholte Ver⸗ 
ſicherung, daß die Königliche Regierung, weit entfernt, zum Kriege zu 
drängen, an allen zur Erhaltung eines ehrenvollen Friedens geeigneten 
Schritten teilzunehmen, überhaupt alle hierzu geeigneten Mittel zu erſchöpfen 
bereit iſt. 


Die Depeſche trägt den Genehmigungsvermerk des Königs vom 9. April. 


Großherzog Friedrich von Baden an den Fürſten 


Hohenlohe. 
Karlsruhe, 9. April 1867. 

An demſelben Tage, an dem ich von Berlin zurückgekehrt war, meldete 
ſich Staatsrat Gelzer bei mir an, um mir mündlich über ſeine Reiſe nach 
München zu berichten. Was er mir über die Aufnahme, die ihm bei 
Ihnen zuteil geworden und über den Gedankenaustauſch, der in bezug 
auf die wichtigſten Fragen der Gegenwart mit Ihnen ſtattgefunden, 
mitteilte, konnte nur in hohem Grade die Eindrücke beſtätigen, die ich 
ſeinerzeit von der Unterredung in Mühlacker zurückbrachte. 

Staatsrat Gelzer hat Ihnen in meinem Namen die Verſicherung ge⸗ 
geben, daß ſein Beſuch hauptſächlich den Sinn habe: auch außerhalb des 
formellen Geſchäftsganges ein Vertrauensverhältnis zwiſchen Ihnen und 
mir zu befeſtigen, das für die glückliche Löſung der nationalen Aufgaben 
mir in hohem Grade wünſchenswert erſcheint. Staatsrat Gelzer ſprach 
mir wiederholt mit dankbarer Befriedigung davon, wie ſehr das Vertrauen, 
womit er Ihnen entgegentrat, in der wohltuendſten Weiſe erwidert wurde; 
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und gerade auf dieſe Vertrauensbaſis ſetze ich den höchſten Wert bei allen 
unſern Berührungen in Gegenwart und Zukunft. 

Was nun die Punktation betrifft, die auf Ihren Wunſch während 
der Anweſenheit des Staatsrats Gelzer in München als Grundlage 
künftiger Unterhandlungen mit Berlin entworfen und mir mitgeteilt wurde, 
ſo wiſſen Sie ſowohl aus meinen mündlichen und ſchriftlichen Erklärungen 
als aus den eingehenden Darlegungen des Staatsrats Gelzer, wie ich im 
Grunde meines Herzens zu den hier vorliegenden Fragen und Zielen ſtehe. 
Es war ganz in meinem Sinne gehandelt, wenn Gelzer in ſeinen Unter⸗ 
redungen mit Ihnen ſowie mit dem Herrn Grafen von Tauffkirchen allen 
Nachdruck auf die drei Tatſachen legte: 


1. daß die Vereinigung von Süd⸗ und Norddeutſchland in einen 
einzigen Bundesſtaat — ſei es durch Eintritt der Südſtaaten in den 
Norddeutſchen Bund, ſei es durch Weiterentwicklung des Zollvereins — mir 
ſtets als das wünſchenswerteſte Ziel vor Augen ſteht, zu deſſen Erreichung 
ich vor keinem perſönlichen Opfer zurückſchrecken würde, 

daß aber, ſolange dieſes Ziel noch nicht erreichbar iſt, ich es für ge⸗ 
boten halte, mich keinem Verſuche zu entziehen, der uns dem gewünſchten 
Ziele wenigſtens um einige Schritte näherbringt; 

2. daß ich eben darum mich ſchon früher bereit erklärte und auch 
jetzt wieder dieſe Erklärung erneure: den von Ihnen ausgehenden Vorſchlägen 
zu einer Verſtändigung über gemeinſame Unterhandlungen mit dem Nord⸗ 
deutſchen Bunde vertrauensvoll entgegenzukommen, weil ich gerade auf 
das aufrichtige Zuſammengehen mit Ihnen, ſolange ich der eignen Ueber⸗ 
zeugung nicht untreu werden muß, den größten Wert lege, daß ich mit 
einem Worte es für eine vaterländiſche Pflicht halte, Ihre Stellung und 
Ihren Einfluß in Bayern, ſoviel an mir liegt, zu unterſtützen; 

3. daß ich den für Sie maßgebenden Wunſch, für Erhaltung des 
europäiſchen Friedens und für die Verhütung einer Zerreißung Deutſch⸗ 
lands in zwei feindſelige Lager nach beſten Kräften zu wirken, vollkommen 
zu würdigen weiß, und daß ich in dieſem Zuſammenhange Ihre auf 
Oeſterreich bezüglichen Vorſchläge auffaſſe, wie ſie in Nr. VI der von 
Ihnen entworfenen Punktation formuliert ſind. 


Das Bisherige, in dieſe drei Tatſachen Zuſammengefaßte glaubte ich 
noch einmal hervorheben zu müſſen, um meine Geſinnung und Stellung 
Ihren Beſtrebungen gegenüber in ihren innerſten Beweggründen darzu⸗ 
legen. Es liegt mir daran, daß Sie über meine Abſichten und Ueber⸗ 
zeugungen vollkommen ins klare geſetzt ſeien. 

Eine andre Frage iſt nun aber die: welche Ausſichten für die ent⸗ 
worfenen Punktationen gegenwärtig in Berlin vorhanden ſeien? Während 
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meiner dortigen Anweſenheit ſind mir zwei Wahrnehmungen am bedeutungs⸗ 
vollſten in dieſer Beziehung erſchienen: 

Einmal glaube ich nicht, daß man dort für irgendein andres Intereſſe 
ein offenes Ohr und ein eingehendes Verſtändnis erwarten darf, bis die 
norddeutſche Bundesverfaſſung geſichert iſt. 

Sodann konnte ich mich dort überzeugen, daß nach Annahme der 
norddeutſchen Bundesverfaſſung ſofort die Beratung einer Zollvereins⸗ 
reviſion (wie dies auch gar nicht anders zu erwarten war) die erſte Stelle 
vor allen ſonſtigen Unterhandlungen einnehmen wird. Hierauf glaube ich 
Sie um ſo entſchiedener aufmerkſam machen zu müſſen, weil mir in Berlin 
von dem Grafen Bismarck nicht verhehlt wurde, welchen ungünſtigen Ein⸗ 
druck dort eine Denkſchrift in der Zollvereinsſache gemacht hatte, welche 
gerade in jenen Tagen von München eingetroffen war.“) 

Für Ihre neueſte gütige Mitteilung in betreff der Genehmigung, 
welche Sie von dem Könige erlangten, in den hier genannten Fragen 
die erſten Schritte zu tun, bin ich Ihnen ſehr dankbar. 

Mit Ihnen wünſche ich von Herzen, daß die Luxemburger Angelegen⸗ 
heiten keine neuen Störungen in die Entwicklung der deutſchen Verhält⸗ 
niſſe bringen. Immerhin kann aber dieſe Frage ein Probeſtein werden 
für den wahren Gehalt der deutſchen Nation, und in dieſem Falle dürfte 
Einigung und Kräftigung daraus erwachſen. 


Bericht an den König. 
München, 10. April 1867. 

Die Frage wegen Abtretung des Großherzogtums Luxemburg an 
Frankreich hat in wenigen Tagen die Gefahr eines Kriegs zwiſchen Preußen 
und Frankreich in drohende Nähe gerückt. Daß ſich Bayern der Teilnahme 
an einem ſolchen Kriege nach dem Wortlaute des Allianzvertrags vom 
22. Auguſt 1866 und der Stimmung im Lande nicht würde entziehen 
können, ſteht außer Zweifel. Um ſo dringender iſt es, jede gebotene 
Möglichkeit zu ergreifen, die Kriegsgefahr zu beſeitigen oder äußerſten⸗ 
falls durch eine Allianz zu verringern, die geeignet iſt, den Rücken zu ſichern. 

Von dieſem Geſichtspunkte aus iſt auch die Aufforderung des Grafen 
Bismarck aufzufaſſen, über die Geneigtheit Oeſterreichs zum Abſchluß 
einer Allianz mit Preußen und Bayern Erkundigungen einzuziehen. 

Die offiziellen, durch den Grafen Bray in dieſer Beziehung eingeleiteten 
Schritte haben zu der ziemlich kühlen Antwort geführt, welche Eurer 
Königlichen Majeſtät aus der vorliegenden Depeſche vom 7. d. M. erſicht⸗ 
lich iſt. Eingehender ſprach Baron Beuſt über die Frage mit einer 
Privatperſon, welche im Auftrage des treugehorſamſt Unterzeichneten ſich 


) Denkſchrift des bayriſchen Miniſterialrats Weber. 
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zur Erforſchung der Anſichten des Miniſters nach Wien begeben hatte.!) 
Hiernach wäre Oeſterreich nicht abſolut abgeneigt, eine aktiv freundliche 
Stellung zu Preußen in der Sache einzunehmen, es würde ſich vielmehr 
nur darum handeln, die Gegenleiſtungen und Garantien feſtzuſtellen, die 
Preußen und Deutſchland überhaupt, und zwar insbeſondere in der orien- 
taliſchen Frage, der öſterreichiſchen Regierung dafür bieten würde. 
Könnte es dem treugehorſamſt Unterzeichneten gelingen, eine Ver⸗ 
mittlung der Intereſſen Preußens und Oeſterreichs in dieſer Frage zu 
erzielen, ſo würde hierdurch die Stellung Bayerns in den Unterhandlungen 
mit Preußen einen Vorſchub der weſentlichſten Art gewinnen. Eben deshalb 
hält es der treugehorſamſt Unterzeichnete für wichtig, kein Mittel, das zu 
dieſem Ziele führen könnte, zu verſäumen. Als ein ſolches Mittel, welches, 
ſelbſt wenn es von direktem Erfolge nicht begleitet wäre, doch indirekt 
zur Ebnung manches Hinderniſſes dienen könnte, habe ich bereits mündlich 
Eurer Königlichen Majeſtät die Sendung eines Vertrauensmanns nach 
Berlin und Wien bezeichnet. Welche Aufgaben mit dieſer Miſſion zu 
verbinden wären, ergibt der anliegende Entwurf einer Inſtruktion, welchen 
der treugehorſamſt Unterzeichnete der Allerhöchſten Genehmigung unterſtellt. 
Als die Perſon, welche mit dieſer ebenſo wichtigen wie ſchwierigen 
Miſſion zu betrauen wäre, bringt der treugehorſamſt Unterzeichnete Eurer 
Königlichen Majeſtät den Miniſterialrat im Miniſterium des Aeußern, 
Grafen Tauffkirchen, alleruntertänigſt in Vorſchlag ... Es wird dem 
treugehorſamſt Unterzeichneten zur Beruhigung gereichen, wenn Eure 
Königliche Majeſtät vor der Faſſung des definitiven Entſchluſſes den Grafen 
Tauffkirchen empfangen und ſich Allerhöchſtſelbſt davon überzeugen wollten, 
ob die Auffaſſung der vorliegenden Aufgabe ſeitens des Grafen den 
Intentionen Eurer Königlichen Majeſtät vollkommen entſpricht. 


Der dem Berichte beigefügte Entwurf einer Inſtruktion bezeichnet als die 
Aufgabe der Miſſion des Grafen Tauffkirchen an die Höfe von Berlin und Wien: 

1. die einer Allianz zwiſchen Preußen und Oeſterreich entgegenſtehenden 
Hinderniſſe zu ermitteln und, ſoweit möglich, zu beſeitigen, 

2. eine ſolche Allianz im allgemeinen oder doch ſpeziell bezüglich der 
Luxemburger Frage zum Abſchluß zu bringen und derſelben für Bayern, 
vorbehaltlich der Genehmigung Seiner Majeſtät des Königs, beizutreten, 

3. dafür von Preußen günſtige Bedingungen bei den über die Stellung 
Bayerns und der übrigen ſüdweſtdeutſchen Staaten zum Norddeutſchen 
Bunde zu eröffnenden Unterhandlungen zu erzielen und ein Uebereinkommen 
hierüber, vorbehaltlich der Genehmigung Seiner Majeſtät des Königs, 
abzuſchließen. 


1) Fröbel. Siehe Seite 224. 
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Nach der Zuſtimmung des Königs trat Graf Tauffkirchen ſeine Reiſe 
an. Aus Berlin ſchrieb er dem Fürſten am 14. April: 

„Bismarck hat mich in ganz auffallender Weiſe mit Aufmerkſamkeit 
überſchüttet. Er ſcheint Oeſterreich ſehr notwendig zu brauchen. Deſto 
beſſer, wenn es gelingt, dort Eingang zu finden ... Der König von 
Preußen ſprach ſich über Eure Durchlaucht in der allervertrauensvollſten, 
anerkennendſten Weiſe aus und trug mir viele Grüße an Sie auf...“ 

In Wien war die Miſſion des Grafen erfolglos. Nach einer Unter⸗ 
redung mit dem Freiherrn von Beuſt am Vormittage des 18. April ſchrieb er 
dem Fürſten am 19. April: „Ich halte es für ganz zweifellos, daß der dem 
Könige zu gebende Rat kein andrer fein kann, als mich zurückzurufen.“ !) 


Fürſt Hohenlohe an die bayriſche Geſandtſchaft in 
Berlin. 
München, 23. April 1867. 
Baron Werthern hat mir vor einigen Tagen eine Depeſche des Grafen 
Bismarck vorgeleſen, in welcher die Königlich preußiſche Regierung zu 
wiſſen wünſcht, ob die Königlich bayriſche Regierung in eigner, freier 
Entſchließung bereit ſei, die Verantwortlichkeit, welche der Schutz der 
Unabhängigkeit Luxemburgs direkt oder indirekt haben kann, mit Preußen 
zu teilen. Die Depeſche hebt ferner hervor, daß ſich die deutſchen Regie⸗ 
rungen darüber klar werden müßten, was ihrem Intereſſe entſprechend 
ſei, entweder die Folgen, die aus der verweigerten Konzeſſion an Frank⸗ 
reich erwachſen könnten, zu tragen — und in dieſem Falle frage es ſich, 
ob Bayern gehörig gerüſtet ſei — oder dieſe Folgen abzulehnen, in welchem 
Falle ſich die betreffenden Regierungen erklären müßten, ob ſie die Abs 
lehnung des Kriegs und die ihr zugrunde liegende Zuſtimmung zu einer 
friedlichen Politik vor der Oeffentlichkeit zu vertreten entſchloſſen ſeien. 
Nachdem die Königliche Regierung ſchon durch die Depeſche vom 
9. April d. J. ihre Bereitwilligkeit erklärt hat, in ehrlichem Vollzuge des 
Separatvertrags vom 22. Auguſt 1866 der preußiſchen Regierung in den 
Entwicklungen der Luxemburger Frage zur Seite zu ſtehen, ſo folgt daraus, 
daß ihr Entſchluß auch unabhängig von den ihr zurzeit noch unbekannten 
Phaſen der in dieſer Frage von der Königlich preußiſchen Regierung 
befolgten Politik feſtſteht. Es dürfte ihr jedoch in dieſem Falle um ſo 
weniger eine Verantwortung für den etwaigen Ausbruch des Kriegs zur 
Laſt zu legen ſein, als ihr eine Einwirkung auf die betreffenden Ent⸗ 
ſchließungen nicht möglich war. 


) Die Unterredung iſt wiedergegeben in der Depeſche Beuſts vom 19. April 
an den Grafen Wimpffen in Berlin, abgedruckt bei Beuſt, Aus drei Viertel⸗ 
jahrhunderten, Bd. II S. 119. 
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In eigner, freier Entſchließung, alſo abgeſehen von dem Allianz⸗ 
vertrage, hält dagegen die Königlich bayriſche Regierung dafür, vor einem 
zur Aufrechterhaltung der Ehre und europäiſchen Stellung Deutſchlands 
nötigen Kriege nicht zurückzuſchrecken, jedoch anderſeits kein Mittel un⸗ 
verſucht zu laſſen, welches zur Erhaltung eines dieſe Ehre und Macht⸗ 
ſtellung wahrenden Friedens führen kann. Sie muß die Erhaltung eines 
ſolchen Friedens um ſo dringender wünſchen, je größer und imminenter 
das Unheil iſt, das ein Krieg mit Frankreich über den Süden Deutſchlands 
bringen würde, und je ſchwieriger es für die militäriſchen Kräfte des ſüd⸗ 
weſtlichen Deutſchlands ſein dürfte, einem Angriff der franzöſiſchen Armee 
genügenden Widerſtand entgegenzuſetzen. 

Die Königliche Regierung findet eine weitere Veranlaſſung zum 
dringenden Wunſche für die Aufrechterhaltung des Friedens in der Haltung 
des kaiſerlich königlich öſterreichiſchen Kabinetts, welches ſich, nach den 
neueſten aus Wien eingetroffenen Nachrichten, zurzeit auf eine abwartende 
Neutralität zu beſchränken entſchloſſen iſt. Wenn es hiernach nicht 
zweifelhaft ſein kann, daß eine ſolche friedliche Politik den Intereſſen 
Bayerns vorzugsweiſe entſpricht, ſo nimmt die Königliche Regierung auch 
keinen Anſtand zu erklären, daß ſie dieſe Politik und ihre Folgen auch 
vor der Oeffentlichkeit zu vertreten entſchloſſen ſei. Das kann ſie aber 
erſt dann, wenn ihr das Maß der Konzeſſionen bekannt ſein wird, welche 
zum Zwecke der Aufrechterhaltung des Friedens an Frankreich gemacht 
werden ſollen. Die Königliche Regierung muß ſich daher die Beantwortung 
dieſes Teils der an ſie geſtellten Frage bis zu dem Zeitpunkte vorbehalten, 
wo ihr über den Stand der Unterhandlungen zwiſchen den beteiligten 
Mächten und über die Bedingungen des Ausgleichs der zwiſchen Preußen und 
Frankreich ſchwebenden Differenz nähere Aufſchlüſſe zugekommen ſein werden. 

Soweit der Königlichen Regierung durch Mitteilungen des Baron Beuſt 
der Inhalt der öſterreichiſchen Vermittlungsvorſchläge!) bekannt iſt, ſteht 
ſie übrigens ſchon jetzt nicht an, dieſe für eine annehmbare Verhandlungs⸗ 
baſis zu erklären und hat nur den Wunſch beizufügen, daß Frankreich 
gleichzeitig die neuen Verhältniſſe in Deutſchland anerkenne. 

Die Frage des Zuſtands der bayriſchen Armee wird von dem könig⸗ 
lichen Generalmajor und Generalquartiermeiſter Grafen von Bothmer, 
welcher ſich heute zu dieſem Zwecke nach Berlin begeben hat, in rückhalt⸗ 
loſer Weiſe beantwortet werden. 

Ich erſuche E. H., dem Herrn Grafen von Bismarck dieſe Depeſche 
vorleſen und um Mitteilung über den gegenwärtigen Stand der Unter⸗ 
handlungen bitten zu wollen. 


1) Ueber Oeſterreichs Vorſchläge vom 12. April ſiehe Sybel Bd. VI S. 92. 
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Die inzwiſchen fortgeſetzten Verhandlungen mit Württemberg über die 
Regelung der Beziehungen zu Norddeutſchland führten zu einer Ver— 
ſtändigung, welche in der nachfolgenden „Miniſterialerklärung“ vom 
6./16. Mai 1867 ausgeſprochen wurde: 

Die Unterzeichneten, durchdrungen von dem hohen Werte gemeinſamen 
Vorgehens der ſüdweſtdeutſchen Staaten, insbeſondere Bayerns und 
Württembergs, bei den mit dem Norddeutſchen Bunde gemäß Artikel 71 
des Verfaſſungsentwurſes zu pflegenden Verhandlungen, haben ſich mit 
Allerhöchſter Genehmigung ihrer Souveräne über folgende Punkte geeinigt: 


Le 
Bayern und Württemberg find bereit, auf Anregung Preußens in 
Unterhandlungen über Abſchluß des im Artikel IV des Prager Friedens 
vorbehaltenen nationalen Bundes mit dem deutſchen Norden zu treten. 


XI. 

Der Eintritt in einen gemeinſamen Bund unter Ausdehnung der 
Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes auf die Südſtaaten, kann als Baſis 
für dieſe Unterhandlungen nicht anerkannt werden, vielmehr iſt der Ab⸗ 
ſchluß eines weiteren Bundes mit dem Norddeutſchen Bunde anzuſtreben. 


III. 

Für die Verfaſſung dieſes weiteren Bundes ſind die Prinzipien der 
Bundesakte vom 8. Juni 1815 mit den durch den Austritt Oeſterreichs 
und die Anforderungen der Zeit gebotenen Aenderungen zum Ausgangs⸗ 
punkte zu nehmen. 

IV. 

Die bayriſche Regierung behält ſich die Vorlage eines Entwurfes vor, 
deſſen Grundzüge hiermit wie folgt ſeſtgeſtellt werden: 

1. der Bund beſteht aus dem Norddeutſchen Bunde, Bayern, 
Württemberg, Baden und Südheſſen. 

2. Zweck des Bundes iſt, die nationale Zuſammengehörigkeit zu 
wahren, die Integrität des Bundesgebiets zu erhalten und die Wohlfahrt 
ſeiner Bewohner zu fördern. Alle Bundesglieder haben als ſolche gleiche 
Rechte; ſie verpflichten ſich gleichmäßig, die Bundesakte unverbrüchlich zu 
halten. 

3. Die Angelegenheiten des Bundes werden von einem Bundesrate 
unter dem Vorſitze Preußens geführt, bei welchem 

Preußen 17, 

Bayern 6 
und die übrigen ſouveränen Fürſten und freien Städte des Bundes die 
in Artikel VI der Bundesakte vom 8. Juni 1815 vorgeſehene Stimmen⸗ 
zahl haben. 
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4. Die Artikel III und IV des Entwurfes der Verfaſſung des Nord⸗ 
deutſchen Bundes werden als Baſis der Verhandlungen über Feſtſtellung 
der gemeinſamen Bundesangelegenheiten anerkannt. 

5. Um ſpäteren Schwierigkeiten bei der Geſetzgebung des Bundes 
vorzubeugen, und mit Rückſicht auf die unter der Herrſchaft der früheren 
Bundesakte gemachten Erfahrungen, ſoll die Regelung jeder einzelnen dieſer 
gemeinſamen Angelegenheiten, ſoweit möglich, auf dem Wege des Vertrages 
als Bundesgrundgeſetz erfolgen. 

6. Bezüglich der Fortbildung dieſer Geſetzgebung iſt die Berechtigung 
nationaler Vertretung am Bunde anzuerkennen, zurzeit jedoch, und ſolange 
das Verhältnis eines erweiterten Bundesparlamentes zu dem Parlament 
des Norddeutſchen Bundes unüberwindliche Schwierigkeiten bieten würde, 
ſoll die Geſetzgebung des weiteren Bundes von der Zuſtimmung im 
Süden der Ständekammern und im Norden des norddeutſchen Parlamentes 
abhängig ſein. Der Bundesrat bereitet die Bundesgeſetzgebung vor. 

7. Die Exekutive ſteht im Norden dem Präſidium des Norddeutſchen 
Bundes, im Süden den einzelnen Souveränen zu. 

8. Zu dem doppelten Zwecke, die Schwierigkeiten, welche aus den 
Schlußworten des Artikel IV des Prager Friedens für die nationale Ent⸗ 
wicklung des weiteren Bundes entſtehen könnten, zu beſeitigen und eine 
Bürgſchaft für Erhaltung des europäiſchen Friedens zu ſchaffen, iſt dem 
Bundesvertrage die dem Artikel 71 des Entwurfes der Verfaſſung des 
Norddeutſchen Bundes nachgebildete Beſtimmung beizufügen, daß eine 
Allianz des Bundes mit Oeſterreich anzubahnen ſei, ſoferne ſolche nicht 
gleichzeitig mit Abſchluß des Bundesvertrages zu erreichen iſt.!) 

7 

Bezüglich der Militärverhältniſſe der ſüddeutſchen Staaten, insbeſondere 
Bayerns und Württembergs, zum Norden, hat es bei den abgeſchloſſenen 
Allianzverträgen und unter den ſüddeutſchen Staaten unter ſich bei den 
Stuttgarter Beſchlüſſen vom 5. Februar 1867 ſein Bewenden. 

VI. 

Die Unterhandlungen ſelbſt ſollen nach vorheriger Anregung der 
preußiſchen Regierung in Form von Miniſterkonferenzen in Berlin ſtattfinden. 
VE 

Vorläufige Aeußerungen Bayerns und Württembergs in dieſer Frage 
ſollen, ſoweit tunlich, gegen Preußen erſt nach vorherigem Einvernehmen 
erfolgen, jedenfalls aber ſofort gegenſeitig mitgeteilt werden, und wird als 
Form für dieſe Mitteilung direkte Korreſpondenz der Unterzeichneten feſt⸗ 
geſetzt. 


1) Die ſpätere Faſſung dieſer Nummer ſiehe S. 244. 
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VIII. 
Bayern übernimmt es, den Anſchluß Badens und Heſſens zu dieſer 
Punktation womöglich zu vermitteln und bietet Württemberg in dieſer 
Beziehung ſeine guten Dienſte an. 


Durch Schreiben des bayriſchen Staatsminiſteriums vom 6. Mai 
wurden Baden und Heſſen zum Beitritt zu dieſer Vereinbarung aufgefordert. 

Gleichzeitig erfolgte eine vertrauliche Mitteilung des Projekts an die 
öſterreichiſche Regierung. 

Die bayriſch⸗württembergiſche Vereinbarung wurde von dem badiſchen 
Miniſterium eingehend geprüft. Der Miniſter des Auswärtigen von Frey⸗ 
dorf machte dazu folgende Bemerkungen: 

1. Aus Nr. I, II und IV8 iſt alles zu entfernen, was dem Eintritt 
ſüddeutſcher Staaten in den Norddeutſchen Bund widerſpricht. 

2. Nr. Wiſt jo zu faſſen, daß weitere Vereinbarungen ſüddeutſcher 
Staaten mit Preußen oder dem Norddeutſchen Bunde in militäriſchen An- 
gelegenheiten nicht ausgeſchloſſen ſind. (Baden trat damals mit Preußen 
in Verhandlungen über eine Militärkonvention.) 

3. Nr. IV5 iſt „rein unmöglich“, wenn der Bund in abſehbarer Zeit 
zuſtande kommen ſoll. 

4. Nr. IV3 und 6 find ebenſo unmöglich, daher ift eine Geſetzgebung 
durch die Vermehrung des Norddeutſchen Reichstags durch eine Anzahl 
ſüddeutſcher Abgeordneter erforderlich. 

Graf Bismarck, dem dieſe Verbeſſerungsvorſchläge mit dem bayrifch- 
württembergiſchen Uebereinkommen mitgeteilt waren, bemerkte darüber dem 
badiſchen Geſandten von Türkheim in Berlin am 14. Mai 1867: er werde 
einem Bunde nach Maßgabe des Protokolls vom 6. Mai nicht zuſtimmen, 
wolle dies aber nicht ſo beſtimmt öffentlich ausſprechen. Ueber die von 
Baden vorgeſchlagenen Modifikationen behielt er ſich die Erklärung vor, bis 
Bayern und Württemberg ihnen zugeſtimmt hätten. Für jetzt wollte er nur ſo 
viel mit Beſtimmtheit ſagen, daß Preußen fürs erſte einen weiteren Bund 
mit dem Süden wünſche und denſelben namentlich als die Grundlage für 
die Erneuerung des Zollvereins betrachte, daß aber für Bund wie für 
Zollverein eine Form einfacher Beſchlußfaſſung über gemeinſame, nicht 
immer lange vorauszuſehende Angelegenheiten gefunden werden müſſe. 
Ohne dieſe unerläßliche Vorausſetzung würde er lieber auf Bund und 
Zollverein mit dem Süden oder mit den Staaten, die grundſätzlich wider⸗ 
ſtreben, verzichten. Baden ſollte nach dem Wunſche des Grafen Bismarck 
in dieſem Sinne die Verhandlungen fortſetzen. Im gleichen Sinne ſchrieb 
Bismarck an den preußiſchen Geſandten in Karlsruhe am 17. Mai: „Die 
Baſis der Miniſterialerklärung vom 6. Mai iſt für uns unannehmbar. Die 
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Gemeinſchaftlichkeit der Geſetzgebung (Nr. IV 4) betrachten wir als ein Bene⸗ 
fizium nicht ſowohl für uns, für den Norddeutſchen Bund, als für die ſüd⸗ 
deutſchen Staaten. In betreff der Zollangelegenheiten namentlich können wir 
uns unmöglich auf ein Verhältnis einlaſſen, welches für eine gemeinſame Maß⸗ 
regel außer dem Beſchluß des Reichstags noch die Zuſtimmung von acht ſüd⸗ 
deutſchen Kammern erfordern und einer jeden der letzteren praktiſch ein Veto 
geben würde. Der einzige für uns annehmbare Modus einer gemeinſamen Zoll⸗ 
geſetzgebung iſt eine zum Behufe derſelben eintretende Erweiterung des Bundes⸗ 
tags und des Reichstags durch die Teilnahme von Vertretern Süddeutſchlands.“ 

Inzwiſchen hatte die badiſche Regierung ihre Abänderungsvorſchläge 
zu dem Protokoll vom 6. Mai in München mitgeteilt und nachdem dieſe 
durch den Fürſten Hohenlohe zum Teil angenommen waren, ſchien das 
ſo modifizierte Uebereinkommen eine mögliche Grundlage für gemeinſame 
Verhandlungen der ſüddeutſchen Staaten mit dem Norddeutſchen Bunde zu 
bieten. Durch Entſchließung des Großherzogs vom 27. Mai 1867 wurde 
daher das Miniſterium ermächtigt, „unter Zugrundelegung der bayriſch⸗ 
württembergiſchen Miniſterialerklärung vom 6.16. Mai mit den in der Note 
des Fürſten Hohenlohe vom 22. d. M. vorgeſchlagenen Modifikationen ge⸗ 
meinſchaftlich mit den drei andern Regierungen in Verhandlungen über 
die Gründung eines weiteren Bundes der ſüddeutſchen Staaten mit dem 
Norddeutſchen Bunde einzutreten“. 

Indeſſen wurde der Lauf dieſer Verhandlungen durch die eigne Initiative 
der preußiſchen Regierung in der Frage des Zollvereins unterbrochen. Ende 
Mai teilte der preußiſche Geſandte, Baron Werthern, dem Fürſten Hohenlohe 
mit, daß Graf Bismarck eine Konferenz von Miniſtern in Berlin zu veran⸗ 
ſtalten gedenke, um über die Rekonſtruktion des Zollvereins und die damit 
zuſammenhängenden Fragen zu beraten. Der Fürſt vermutete, daß dabei auch 
der Anſchluß der ſüddeutſchen Staaten an den Norddeutſchen Bund zur 
Sprache kommen könne und wünſchte daher vor der Berliner Konferenz die 
Verſtändigung mit den übrigen ſüddeutſchen Staaten zum Abſchluß zu bringen. 
Deshalb erklärte er dem Baron Werthern, daß ihm die Vertagung der Kon⸗ 
ferenz bis Ende Juni erwünſcht ſein würde. Gleichzeitig berichtete der bayriſche 
Geſandte in Stuttgart, daß Varnbüler mit dem Fürſten zur Beratung über die 
bevorſtehenden Zollkonferenzen zuſammenzutreffen wünſche. Infolgedeſſen be⸗ 
gab ſich der Fürſt am 30. Mai 1867 zu einer Beſprechung mit Varnbüler nach 
Nördlingen. Er war von dem Miniſterialrat Grafen Tauffkirchen begleitet. 


Aufzeichnung des Grafen Tauffkirchen. 
München, 30. Mai 1867. 
Auf die bei den Akten befindliche Einladung begab ſich der Königliche 
Staatsminiſter Fürſt Hohenlohe mit dem Königlichen Miniſterialrate Grafen 
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Tauffkirchen am Heutigen mit Frühzug nach Nördlingen, woſelbſt Freiherr 
von Varnbüler bereits anweſend war. 

In dem Wohnzimmer des Bahnhofsvorſtands fand hierauf zwiſchen 
den drei Genannten folgende Beſprechung ſtatt. 

Baron Varnbüler las feine Depeſche an Grafen Degenfeld vom 29. 
vor und behändigte ſie zu weiterer Verfügung dem Fürſten. 

Er fügte erläuternd bei: die Sendung des Grafen Tauffkirchen hat 
in Paris eine ſehr tiefgehende Mißſtimmung hervorgerufen. Der franzöſiſche 
Geſandte in Stuttgart, dem er wahrheitsgemäß erklärt, daß er an dieſer 
Miſſion weder Anteil noch von derſelben Kenntnis habe, gebrauchte die 
Worte: „Bayern wird, wenn es zum Kriege kommt und Frankreich ſieg⸗ 
reich iſt, teuer, ſehr teuer für dieſen Schritt büßen müſſen.“ Die Berichte 
des Baron Wächter aus Paris ſtimmten hiermit überein. Auch Baron 
Beuſt habe ſich Baron Thumb gegenüber, der inſtruktionsgemäß über die 
Frage der Rekonſtituierung Deutſchlands die größte Zurückhaltung be= 
obachtet habe, ungünſtig und unfreundlich über den bayriſch-württem⸗ 
bergiſchen Plan geäußert. Varnbüler las eine Stelle aus einer neueren 
Depeſche Thumbs vor, nach welcher — ſo wenigſtens las Varnbüler — 
Beuſt ihm geſagt habe: er gedenke nicht, den Ultramontanen in Bayern 
ein Pflaſter abzugeben. Das Wort „Allianz“ werde nun einmal mit den 
Konflikten zwiſchen Preußen und Frankreich in Beziehung gebracht und 
errege in Paris den größten Anſtoß. Es ſei demnach ſehr geraten, eine 
andre Faſſung zu ſubſtituieren, und er müſſe für Württemberg auf dieſer 
Aenderung um ſo mehr beſtehen, als ja bei den Beratungen in Wirklich- 
keit dieſem Ausdrucke ſolche aggreſſive Bedeutung nicht entfernt unterlegt 
worden ſei. 

Varnbüler fuhr fort: Nach den neueſten Berichten aus Berlin beſtehe 
daſelbſt zurzeit, eben um einen außerdem drohenden Krieg mit Frankreich 
zu vermeiden, die Abſicht, in nationaler Einigung mit dem Süden vor⸗ 
zuſchreiten, durchaus nicht. Varnbüler las Stellen aus einem Berichte des 
Geſandten Baron Spitzemberg vom 24. Mai 1867 vor, wonach Graf 
Bismarck demſelben eröffnet, er gedenke ſich für jetzt auf Regelung der 
Zollvereinsangelegenheiten zu beſchränken und werde, wenn es nicht einer 
der Südſtaaten ausdrücklich verlange, nicht weiter gehen. Auch eine be- 
ſondere Militärkonvention verlange er nicht. Energiſche und gleichmäßige 
Durchführung der Stuttgarter Beſchlüſſe genüge ihm. Spitzemberg habe 
darauf angeregt, ob es nicht geraten ſei, zur Abkürzung der nach Pfingſten 
beabſichtigten Zollkonferenzen, denſelben zur Feſtſtellung der Grundlagen 
Miniſterkonferenzen vorhergehen zu laſſen. Bismarck ſei auf dieſen Ge- 
danken ſehr bereitwillig eingegangen. Er meinte, die Einladung ſolle auf 
Konferenzen der Miniſter des Aeußern ohne vorher feſtgeſtelltes Programm 
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geſtellt und dieſes in der Einladung auf den Zollverein und mit demſelben 

in direkter Verbindung ſtehende Gegenſtände beſchränkt werden, wie die 
N Patentgeſetzgebung und das Gewerbeweſen. Die Miniſter der größeren 
Staaten des Norddeutſchen Bundes wären einzuladen. Er fürchte, daß 
man in München argwöhniſch ſein werde und würde wünſchen, daß Varn⸗ 
büler bei Fürſt Hohenlohe ſondiere. Er, Varnbüler, habe den Gedanken 
freudig — jedoch unter ausdrücklicher Beſchränkung der Konferenz auf 
Zollvereinsangelegenheiten — akzeptiert, indem er bei dem gegenwärtigen 
Streben, die Empfindlichkeit Frankreichs zu ſchonen und Oeſterreich zu 
verbinden, den günſtigſten Augenblick zu ſolchen Unterhandlungen gegeben 
erachte. Die Einladung in München habe er jedoch Bismarck überlaſſen. 
Nachdem er von dort erfahren, daß Fürſt Hohenlohe dilatoriſch geant- 
wortet und die Abſicht beſtehe, die Einladung zu wiederholen, auch wirklich 
geſtern, den 29., Nachts 11 Uhr eine ſolche wiederholte Einladung an ihn 
durch Baron Roſenberg gelangt und vermutlich derſelbe Auftrag gleichzeitig 
an Baron Werthern ergangen ſei, habe er dieſe mündliche Aufklärung 
nötig erachtet. 

Bezüglich der Stellung, welche die württembergiſche Regierung zur Frage 
ſelbſt einnehmen würde, fügte er bei, an der Punktation vom 6. Mai 1867, 
die Angelegenheit, ſoweit möglich, durch Vertrag zu regeln, feſtzuhalten. 

Der Zollvertrag würde 

1. das Zollgebiet, 

2. die Einnahmequellen, 

3. den Verteilungsmodus 
feſtzuſtellen haben. 

Als Einnahmequellen wären die Zölle, die Rüben-, Salz⸗ und allen⸗ 
falls Tabakſteuer anzuerkennen, Getränkeſteuern dagegen abzulehnen. Neue 
Steuern ſollen nur durch Vereinbarung eingeführt werden können. 

Auf Gleichheit der Verteilung ſei zu beſtehen. Ob der Vertrag auf 
Zeit, ob kündbar oder unkündbar abzuſchließen, laſſe er noch dahingeſtellt. 

Im übrigen: Beſchlußfaſſung einer aus Volkswahl hervorgegangenen 
Verſammlung zu übertragen. 

Die Anſchauungen der Weberſchen Denkſchrift hätten in Berlin übeln 
Eindruck gemacht und würden, wenn ſie von Bayern aufrecht erhalten 
würden, deſſen Austritt aus dem Zollverein zur Folge haben. Er könne 
ſich denſelben gleichfalls nicht anſchließen. Da Bismarck die Abſicht zu 
erkennen gegeben habe, dieſe Miniſterkonferenzen noch vor ſeiner Abreiſe 
nach Paris (am 5. Juni) abzuhalten, ſo ſei ein raſcher Entſchluß nötig. 
Varnbüler übergab eine bei der württembergiſchen Inſtruktion berückſichtigte 
Zuſammenſtellung der korreſpondierenden Beſtimmungen des Zollvereins⸗ 
vertrags und der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes. 
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Bezüglich der Militärverhältniſſe bemerkte Varnbüler ſchließlich, daß 
die württembergiſche Regierung in Vorbereitung eines Wehrverfaſſungs— 
geſetzes unausgeſetzt tätig, auch zur Ausführung der mit Bayern angebahnten 
Vereinbarungen bereit ſei und hierauf einen großen Wert lege, um allen⸗ 
fallſigen ſpäteren Prätenſionen Preußens ein Fait accompli entgegenſetzen 
zu können. 

Fürſt Hohenlohe ſprach Baron Varnbüler für dieſe Mitteilungen 
ſeinen Dank aus und erkannte deren Dringlichkeit in dem Maße an, daß 
er ſich entſchloß, den eben abgehenden Poſtzug zur Rückkehr nach München 
zu benutzen, um noch heute Seiner Majeſtät in den beiden zur Sprache 
gebrachten Angelegenheiten Bericht erſtatten zu können. 

Zum Schluß betonte Baron Varnbüler den Wunſch einträchtigen 
Vorgehens Bayerns und Württembergs und deutete an, wie wichtig es 
für Bayern im gegenwärtigen Augenblicke wäre, in Berlin durch eine 
Perſönlichkeit vertreten zu ſein, welche über die häufigen Schwankungen 
der dortigen Anſchauungen ſichere Nachrichten zu geben imſtande wäre. 

Um 3 Uhr 35 Minuten waren Fürſt Hohenlohe und Graf Tauff— 
kirchen in München zurück und übergab erſterer, nachdem er durch Baron 
Werthern erfahren hatte, daß eine weitere Einladung zu Miniſterkonferenzen 
noch nicht an ihn gelangt ſei, noch am ſelben Abend zu Berg den an⸗ 
liegenden Antrag.) 


Bericht an den König. 
München, 30. Mai 1867. 

Auf telegraphiſche Einladung des Freiherrn von Varnbüler hat ſich 
der treugehorſamſt Unterzeichnete heute früh zu einer vertraulichen Beſprechung 
nach Nördlingen begeben. 

Gegenſtand derſelben war eine an Herrn von Varnbüler bereits gelangte, 
dem treugehorſamſt Unterzeichneten aber bereits angekündigte und ſtündlich 
von ihm erwartete telegraphiſche Einladung der preußiſchen Regierung zur 
Teilnahme an Konferenzen der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, 
welche in den nächſten Tagen in Berlin eröffnet werden ſollen. Dieſe 
Miniſterkonferenz ſoll die Zollkonferenz einleiten und ſich auf die Frage der 
Rekonſtituierung des Zollvereins beſchränken. Nach Varnbülers Eröffnungen 
legt nicht bloß die württembergiſche Regierung auf allſeitige Annahme 
dieſer Einladung den größten Wert, ſondern hat ſich auch Freiherr von 
Beuſt mit den Zielen dieſer Konferenz unbedingt einverſtanden erklärt. 

Der treugehorſamſt Unterzeichnete glaubt um ſo mehr zur Annahme der 
Einladung raten zu ſollen, als nach Artikel VII des Berliner Friedens 


2) Der nachfolgende Bericht. 
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vom 22. Auguſt 1866 eine Berechtigung zur Ablehnung nicht beſteht und 

überdies die Kündigung des Zollvereins zu befürchten wäre, endlich gerade 
der gegenwärtige Augenblick, der Preußen wegen der geſpannten Verhält⸗ 
niſſe zu Frankreich Mäßigung auferlegt, zu ſolchen Unterhandlungen höchſt 
günſtig erſcheint. 

Ueber die Inſtruktion des treugehorſamſt Unterzeichneten wird weiterer 
Antrag erfolgen. 

Ferner hat Freiherr von Varnbüler dem treugehorſamſt Unterzeichneten 
die anliegende Note übergeben, in welcher der Austauſch der von Eurer 
Majeſtät genehmigten Miniſterialerklärung vom 6. d. M. von einer Aenderung 
der Faſſung des Artikels IV Ziffer 8 abhängig gemacht wird, welche geeignet 
iſt, die von Oeſterreich in der Eurer Majeſtät vorliegenden Note vom 
15. l. M. erhobenen Bedenken gegen das Wort, Allianz“ zu beſeitigen, welche 
ſohin als eine entſchiedene und durchaus unbedenkliche Verbeſſerung zu 
erklären iſt. 

Der treugehorſamſt Unterzeichnete muß den größten Wert auf als— 
baldigen Austauſch dieſer Miniſterialerklärung legen und ſtellt demgemäß 
den alleruntertänigſten Antrag: 

Eure Königliche Majeſtät wollen genehmigen, daß ſofort auf tele⸗ 
graphiſchem Wege 

1. die Einwilligung zur Teilnahme an den Miniſterkonferenzen unter 
der Bedingung, daß dieſelben auf Angelegenheiten des Zollvereins beſchränkt 
bleiben, erteilt und 

2. der von Freiherrn von Varnbüler beantragten Modifikation der 
Miniſterialerklärung vom 6. Mai zugeſtimmt werde. 


Marginalreſkript des Königs: 


Dieſe beiden Anträge genehmigt 
Schloß Berg, 30. Mai 1867. 
Ludwig. 


„Allerhöchſtes Signat“ vom 30. Mai 1867. 


Ich bin bei Genehmigung der zwiſchen Bayern und Württemberg 
gepflogenen Verhandlungen ſowie der nach Karlsruhe und Darmſtadt ges 
richteten Aktenſtücke von der wiederholt von Ihnen hervorgehobenen Voraus⸗ 
ſetzung ausgegangen, es ſei die Einleitung von Verhandlungen zwiſchen 
Süddeutſchland und Preußen über eine Rekonſtituierung des Bundes nicht 
von den ſüdweſtdeutſchen Regierungen anzuregen und werde keinenfalls 
von Bayern angeregt werden, daß mir aber jetzt doppelte Vorſicht vonnöten 
zu ſein ſcheint, da es ſich nicht bloß um Wahrung der Selbſtändigkeit 
Bayerns, ſondern im Hinblick auf die gereizte Stimmung Frankreichs und 
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Oeſterreichs gegen Preußen bei der auf Seite der erſteren einmal beſtehenden 
und für dieſelben maßgebenden, gleichviel ob berechtigten oder nicht berech⸗ 
tigten Auffaſſung des Prager Friedens, auch um Fernhaltung der Gefährdung 
des europäiſchen Friedens handelt. 

Ludwig. 


Schreiben des Fürſten an die bayriſche Geſandtſchaft 


zu Wien. 
München, 30. Mai 1867. 


Die ausſchließend zu vertraulicher Kenntnisnahme erfolgte Mitteilung 
der Grundlagen, über welche die Königliche Regierung eine Einigung der 
ſüddeutſchen Staaten bezüglich ihrer nationalen Beziehungen zum übrigen 
Deutſchland zu erzielen ſucht, hat eine mündliche Aeußerung des Freiherrn 
von Beuſt, welche die Königliche Geſandtſchaft am 12. Mai 1867 berichtet hat, 
und eine weſentlich weitergehende Note des Kaiſerlichen Kabinetts vom 15. l. M., 
welche mir Graf Trautmannsdorf vorgeleſen hat, hervorgerufen. Die 
offene Darlegung der letzteren macht der Königlichen Regierung eine ebenſo 
offene Erwiderung zur Pflicht. 

Weder die bayriſche noch eine andre der ſüddeutſchen Regierungen hat 
einen Vertrag eingegangen, welcher ſie in ihrer Berechtigung, ihre nationalen 
Beziehungen zum übrigen Deutſchland nach eignem freien Ermeſſen zu regeln, 
irgendwie beſchränkte. Der Nikolsburger Präliminarvertrag vom 26. Juli 
1866, auf deſſen Artikel II der zwiſchen Preußen und Bayern am 22. Auguſt 
1866 abgeſchloſſene Friedensvertrag in Artikel V Bezug nimmt, enthält eine 
ſolche Beſchränkung und namentlich die dem Artikel IV des Prager Friedens 
vom 23. Auguſt 1866 beigefügte Klauſel ) nicht. Er enthält keine Ver⸗ 


1) Artikel III des Berliner Friedens (zwiſchen Preußen und Bayern) vom 
22. Auguſt 1866: „Seine Majeſtät der König von Bayern erkennt die Beſtimmungen 
des zwiſchen Preußen und Oeſterreich zu Nikolsburg am 26. Juli 1866 abgeſchloſſenen 
Präliminarvertrags an und tritt denſelben, ſoweit ſie die Zukunft Deutſchlands 
betreffen, auch ſeinerſeits bei.“ 

Artikel IV des Prager Friedens vom 23. Auguſt 1866: „Seine Majeſtät der 
Kaiſer von Oeſterreich erkennt die Auflöſung des bisherigen Deutſchen Bundes an 
und gibt ſeine Zuſtimmung zu einer neuen Geſtaltung Deutſchlands ohne Beteiligung 
des öſterreichiſchen Kaiſerſtaats. Ebenſo verſpricht Seine Majeſtät, das engere 
Bundesverhältnis anzuerkennen, welches Seine Majeſtät der König von Preußen 
nördlich von der Linie des Mains begründen wird, und erklärt ſich damit ein⸗ 
verſtanden, daß die ſüdlich von dieſer Linie gelegenen deutſchen Staaten in einen 
Verein zuſammentreten, deſſen nationale Verbindung mit dem Norddeutſchen Bunde 
der näheren Verſtändigung zwiſchen beiden vorbehalten bleibt und der eine 
internationale, unabhängige Exiſtenz haben wird.“ Der Zuſatz der 
letzten acht Worte unterſcheidet den Prager Frieden von dem ſonſt gleichlautenden 
Artikel II der Nikolsburger Präliminarien. 
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pflichtung, ſondern nur den Ausdruck der Berechtigung der ſüdweſtdeutſchen 
Staaten, einen Staatenverein unter ſich zu bilden. Wenn die Königlich 
bayriſche Regierung ſich bei den Friedensunterhandlungen durch der Kaiſer⸗ 
lichen Regierung nicht unbekannte Umſtände iſoliert und hierdurch veran⸗ 
laßt fand, einen Allianzvertrag am 22. Auguſt mit Preußen abzuſchließen, 
ſo hat ſie hierdurch die Verträge und insbeſondere den Prager Frieden 
vom 23. Auguſt, an welchem ſie keinen Teil hatte, ſicherlich nicht verletzt. 

Ueber die Frage, ob dieſe Verträge mit den von Preußen zu Prag 
eingegangenen Zuſagen unvereinbar ſind, findet ſich die Königliche Regierung 
zurzeit nicht veranlaßt eine Anſicht auszuſprechen, muß ſich jedoch dagegen 
verwahren, daß dieſes ihr Stillſchweigen als Zuſtimmung aufgefaßt werde. 
Dagegen erkennt die bayriſche Regierung die moraliſche Verpflichtung voll- 
kommen an, bei ihren künftigen Verträgen mit Preußen den von dieſer 
Macht durch den Prager Frieden angenommenen Standpunkt auch ihrer⸗ 
ſeits feſtzuhalten und die volle Verantwortung, welche ſie treffen würde, 
wenn durch ihre Teilnahme an einer Abweichung von dieſem Vertrage 
europäiſche Verwicklungen hervorgerufen würden. Sie iſt ſich bewußt, 
dieſe Richtung bei ihren Beziehungen zu den übrigen deutſchen Staaten 
konſequent und nicht ohne Erfolg vertreten zu haben, ſie glaubt derſelben 
auch bei dem Vorſchlage vom 6. Mai treu geblieben zu ſein und muß der 
Auffaſſung, daß in dieſem Vorſchlage eine Abweichung vom Prager 
Frieden zu finden ſei, mit Beſtimmtheit entgegentreten. 

Daß durch vorherige Bildung eines ſüddeutſchen Staatenvereins die 
Rekonſtituierung Deutſchlands nach Maßgabe des Prager Friedens — 
alſo ohne Oeſterreich — erleichtert worden wäre, iſt nicht zu bezweifeln. 
Der Grund des Nichtzuſtandekommens eines ſolchen Vereins lag bis jetzt 
in der rein negativen Haltung der württembergiſchen, badiſchen und heſſi⸗ 
ſchen Regierung und in dem Mangel jedes Anklangs dieſer Idee im Volke, 
Umſtände, welche einen ſolchen Verſuch als vom Anbeginn verfehlt hätten 
erſcheinen laſſen. Die bayriſche Regierung mußte ſich deshalb bis jetzt 
auf die teilweiſe Einigung beſchränken, welche in den Beſchlüſſen der Stutt⸗ 
garter Konferenz Ausdruck gefunden hat. 

Für den demnächſt eintretenden Fall nun, daß bei Abſchluß des 
Norddeutſchen Bundes ein Verein der ſüddeutſchen Staaten nicht beſtehe, 
begegne ich zwei extremen Anſichten. 

Nach der einen wäre die Vorausſetzung, unter welcher Preußen eine 
beſchränkende Verbindlichkeit übernommen habe, nicht eingetreten, habe alſo 
Preußen nun unbeſchränkte Befugnis, ſich vertragsmäßig mit den ſüdweſt⸗ 
deutſchen Staaten nach Belieben zu verbinden. 

Nach der andern wäre die Bildung eines ſüddeutſchen Staatenvereins 
Vorbedingung, ohne welche jede nationale Annäherung der Was 

Fürſt Hohenlohe, Denkwürdigkeiten. I 


Staaten oder eines derjelben an den Norddeutſchen Bund einen Bruch 
des Prager Friedens begründe. 

Ich kann keine dieſer beiden Auffaſſungen als richtig anerkennen. 

Der Artikel IV des Prager Friedens enthält zwei Hauptſätze: 

1. die Anerkennung des Rechts der deutſchen Staaten, einen nationalen 
Bund an Stelle des früheren Deutſchen Bundes mit Ausſchluß von Oeſter⸗ 
reich zu bilden, 

2. die Beſchränkung dieſes Rechts durch die Verpflichtung Preußens, 
den Staaten ſüdlich des Mains innerhalb dieſes Bundes eine internationale, 
unabhängige Exiſtenz zu laſſen. 

Der in einer international unabhängigen Exiſtenz einzelner Staaten 
innerhalb eines nationalen Bundes liegende Widerſpruch löſt ſich durch 
einen Rückblick auf das frühere Bundesrecht, namentlich Artikel II der 
Bundesakte vom 8. Juli 1815, ) welcher die Selbſtändigkeit der den 
Beſchlüſſen der Bundesverſammlung unterworfenen einzelnen Staaten 
anerkennt. 

Eine Einigung der ſüddeutſchen Staaten mit Norddeutſchland auf den 
Grundlagen, auf denen auch die frühere Bundesakte beruhte, iſt demnach 
dem Prager Frieden nicht zuwiderlaufend. Eine ſolche Einigung glaubt | 
die bayrifche Regierung auch ohne vorherige Gründung eines ſüdweſt— 
deutſchen Staatenvereins anſtreben zu können, ohne hierdurch die mit der 
Abweichung von den Grundſätzen des Prager Friedens verbundene Ver⸗ 
antwortung auf ſich zu laden. 

Erachtet ſich die Königliche Regierung hiernach vollkommen berechtigt, 
auch ohne vorherige Zuſtimmung andrer Regierungen auf dem von ihr 
betretenen Wege vorzuſchreiten, ſo mußte ihr doch der Rat der Kaiſer⸗ 
lichen Regierung, eine rein zuwartende Stellung einzunehmen, die Ver⸗ 
pflichtung auferlegen, die Frage der Opportunität, der tatſächlichen 
nationalen und politiſchen Rückſichten wiederholt und reiflich zu prüfen. 
Bayern, welches durch die Ereigniſſe des letzten Jahres aus Deutſchland 
ſicherlich nicht ausgeſchieden iſt, hat die nationale Pflicht und Aufgabe, 
das zerriſſene nationale Band ſobald möglich neu zu knüpfen. In dem 
Gefühle dieſer Pflicht ſtimmt die Regierung mit dem weitaus größten Teile 
des Volks überein. 

Bayern hat, wie aus dem Wortlaut des Artikels I der Punktation 
vom 6. Mai 1867 erhellt, nicht die Abſicht einer Initiative in dieſer 
Beziehung, ſondern glaubt ſolche dem Norddeutſchen Bunde überlaſſen 
zu ſollen. 


N 
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) „Völkerrechtlicher Verein der deutſchen ſouveränen Fürſten und freien / 
Städte“, B. A. 1,2. 
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Wenn jedoch das Anerbieten von ſolchen Unterhandlungen von 
Preußen erfolgte, ſo würde die Königliche Regierung eine Weigerung, 
dieſen Unterhandlungen beizutreten, im eignen Lande nicht zu vertreten 
imſtande ſein. Doch geſetzt, es gelänge ihr, ſolche nationale Regungen 
gewaltſam niederzudrücken, ſo würde ihr zweifellos die Macht fehlen, die 
übrigen ſüdweſtdeutſchen Staaten zu gleicher Paſſivität zu beſtimmen. Würt⸗ 
temberg, Baden, Heſſen werden mit dem Norddeutſchen Bunde unter⸗ 
handeln. Bayern hat die Wahl, bei dieſen Unterhandlungen eine einfluß⸗ 
reiche Stellung einzunehmen und Ueberſchreitungen der durch die Verträge 
gezogenen Grenzen möglichſt zu hindern, oder ſich jedes Einfluſſes auf 
dieſe Neugeſtaltung zu begeben, ohne deshalb den möglicherweiſe aus den— 
ſelben entſtehenden Gefahren zu entgehen. 

Die materiellen Intereſſen Bayerns und des übrigen Deutſchlands 
ſind ſo mannigfach verknüpft, daß Bayern es auf eine Zerreißung dieſer 
Bande nur im Falle der äußerſten Notwendigkeit und immer mit Gefahr 
für die eigne ſtaatliche Exiſtenz ankommen laſſen könnte. Die Königliche 
Regierung demnach will und kann ſich nicht von Unterhandlungen mit dem 
Norddeutſchen Bunde über die Rekonſtituierung Deutſchlands ausſchließen. 

Die Königliche Regierung, welche den Wunſch und das Streben einer 
Wiederannäherung Oeſterreichs an Deutſchland deutlich genug manifeſtiert 
hat, wird bei dieſen Unterhandlungen beſtrebt ſein, alle nach ihren oben 
dargelegten Anſichten dem Prager Frieden zuwiderlaufenden Stipulationen, 
alle eine ſpätere friedliche Annäherung an Oeſterreich hindernden Verträge 
fernzuhalten. Ich glaube, daß die Kaiſerliche Regierung das Gewicht 
dieſer Gründe, daß ſie die Gefahr, welche in einem Ausſchluß Bayerns aus 
Deutſchland für friedliche Regelung der deutſchen Verhältniſſe und ins- 
beſondere für Regelung der Beziehungen zu einem durch Ausbau ſeiner 
Verfaſſung neu gekräftigten Oeſterreich liegen würde, kaum wird verkennen 
können. Ich hoffe demnach, daß die Kaiſerliche Regierung ſich zu der 
Tätigkeit der bayriſchen Regierung in dieſer Frage wenn nicht beiſtimmend, 
doch auch nicht hindernd verhalten und es unterlaſſen wird, der bayriſchen 
Regierung in Erreichung ihrer Ziele hindernd in den Weg zu treten. 

Um übrigens jede Mißdeutung des in Artikel IV Ziffer 8 der Punktation 
vorkommenden Worts „Allianz“ zu beſeitigen, ſind die bayriſche und die 
württembergiſche Regierung über eine andre, das Wort vermeidende 
Faſſung dieſer Stelle übereingekommen. 

Der Königliche Geſandte erhält den Auftrag, dem Freiherrn von Beuſt 
von dem Inhalt dieſer Depeſche in vertraulichſter Weiſe und mit dem 
ausdrücklichen Erſuchen Kenntnis zu geben, dieſelbe als ausſchließend für 
die Kaiſerliche Regierung beſtimmt und zu weiterer Mitteilung nicht ge— 
eignet erachten zu wollen. 
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Gemäß den vorſtehenden Verhandlungen wurde die Faſſung von 
Artikel IV Ziffer 8 der Miniſterialerklärung vom 6. Mai dahin geändert: 

„Dem Bundesvertrage iſt die dem Artikel 71 des Entwurfs der Ver⸗ 
faſſung des Norddeutſchen Bundes nachgebildete Beſtimmung beizufügen, 
daß eine der Gemeinſamkeit der Nationalität entſprechende Verbindung mit 
Oeſterreich anzuſtreben ſei, ſofern ſolche nicht gleichzeitig mit Abſchluß des 
Bundesvertrags zu erreichen iſt.“ 

In dieſer Form wurde der Vertrag am 31. Mai 1867 vollzogen, 
gleichzeitig mit ihm die folgende 

„Beſondere Uebereinkunft“ 
über gemeinſames Vorgehen Württembergs und Bayerns bei den Unterhandlungen 
mit dem Norddeutſchen Bunde. 
115 

Für den Fall, daß das Erfordernis der Einſtimmigkeit zu Abänderungen 
der Bundesgeſetze nicht durchzuſetzen iſt, ſoll darauf beſtanden werden, 
daß zur Aenderung einer Beſtimmung des Bundesvertrags bei Annahme 
des in Artikel IV Ziffer 3 der Miniſterialerklärung vorgeſehenen Stimmen⸗ 
verhältniſſes eine Majorität von drei Vierteilen erforderlich ſein ſoll. 


II. 

Es ſoll darauf beſtanden werden, daß der Anteil der Bundesglieder 
an dem Rechte der Bundeskriegserklärung, die Vertretung der Zollvereins⸗ 
intereſſen durch Generalkonſulate und die nach Verhältnis ihres Wertes 
für die einzelnen Bundesländer zu regelnde Beiſteuer zur deutſchen Marine 
durch Vertrag feſtgeſtellt werden. 

III. 

Auch mit dem Fürſten von Liechtenſtein wird die bayriſche Regierung 
über die Stellung, welche er in dieſer Frage einzunehmen gedenkt, ins 
Benehmen treten. 


Aufzeichnung des Fürſten über die Miniſterkonferenz 
am 3. Juni 1867 in Berlin. 


Nachdem ich geſtern um 520 Uhr von München abgereiſt war, kam 
ich heute um 12 Uhr in Berlin an. Graf Montgelas empfing mich auf 
dem Bahnhofe und begleitete mich nach dem Hotel de Rome, wo ich ſo— 
fort eine Einladung zu einer um 2 Uhr ſtattfindenden Miniſterkonferenz 
vorfand. Zuvor kam Baron Varnbüler und teilte in allgemeinen Grund⸗ 
zügen den Stand der Sache mit und die Vorſchläge der preußiſchen 
Regierung. Um 2 Uhr fuhr ich mit Miniſterialrat Weber zum Grafen 
Bismarck. Dort fanden wir die Miniſter von Varnbüler, Dalwigk und 
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Freydorf ſowie die Geheimräte Delbrück und Philippsborn, dann den 
Legationsrat von Nordeck, der mit Freydorf gekommen war. 

Bismarck leitete die Verhandlungen mit einem kurzen Vortrag ein und 
gab uns das Protokoll, welches den Standpunkt der Regierung kennzeichnet. 
Ich ergriff ſofort das Wort, bemerkte, daß ich gekommen ſei, um die 
Bereitwilligkeit der bayriſchen Regierung zu bekunden, ſich an den Ver⸗ 
handlungen über die Rekonſtruktion des Zollvereins zu beteiligen, obgleich 
ich von dem Programm und Plan des Gegenſtands der Verhandlungen 
gar keine Kenntnis gehabt habe, müſſe aber bemerken, daß der Standpunkt 
der preußiſchen Regierung, wie er in dem Protokoll ausgeſprochen ſei, 
durchaus nicht mit den Anſichten der bayriſchen Regierung übereinſtimme. 
Der Eintritt unſrer Abgeordneten in das Norddeutſche Parlament ſei 
eine Einrichtung, die bei uns auf keine Zuſtimmung rechnen könne. Hierauf 
fragte Baron Varnbüler, wie denn die preußiſche Regierung ſich das 
legislative Organ zuſammengeſetzt denke, worauf Bismarck erwiderte: 
analog dem früheren Bundestag werde die Einteilung der Stimmen in 
dem Bundeszollrat ſein. Das legislative Organ ſei eine dem Nord⸗ 
deutſchen Reichstage analoge Körperſchaft, gewählt aus direkten Wahlen, 
ein Abgeordneter auf 100 000 Einwohner. Die Kompetenz ſei beſtimmt 
durch die Verträge. Er erkläre, daß wenn wir Bedenken trügen, dem 
Zollparlament zuzuſtimmen, Preußen vorziehe, daß wir in Süddeutſch⸗ 
land ein eignes Zollgebiet bildeten, das ſich dann mit dem Nord⸗ 
deutſchen Bunde und dem Norddeutſchen Zollverein auf möglichſt guten 
Fuß ſetzen könne. Preußen werde aber nicht von dem Projekte abgehen. 
Die Auflöſung des Zollvereins werde die Folge der Nichtannahme ſein. 
Was die Wahl der Abgeordneten betrifft, ſo rät Bismarck zu direkten 
Wahlen, er überlaſſe das aber uns und empfehle die Streichung der Diäten. 

Ich führte nun aus, daß wir uns ein Zollparlament ganz anders 
gedacht hätten. Wir hätten eine Verſammlung im Auge gehabt, welcher 
das Norddeutſche Parlament und die ſüddeutſchen Kammern gewiſſe Rechte 
abzutreten hätten, welche auf die Zoll⸗ und Handelsangelegenheiten Bezug 
haben, nicht aber einen Eintritt in das Norddeutſche Parlament. Nach⸗ 
dem Varnbüler und Freydorf ſich für die preußiſchen Vorſchläge erklärt 
hatten und Dalwigk bemerkt hatte, daß ihm wohl auch nichts andres übrig 
bleiben werde, als zuzuſtimmen, hob Bismarck noch einmal die Vorteile 
hervor, die ein Zollvereinsparlament vor der bisherigen Einrichtung haben 
werde. 

Ich gab zu, daß bezüglich der reinen Zollangelegenheiten ſolche Vor⸗ 
teile nicht zu verkennen ſeien, müſſe jedoch auf die politiſche Seite der 
Frage aufmerkſam machen. Die Beſchickung des Norddeutſchen Parlaments 
zum Zwecke der Zollvereinsverhandlungen werde uns nach und nach in 
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den Norddeutſchen Bund führen. Es widerſtrebe uns aber, uns indirekt 
und nach und nach da hineinziehen zu laſſen. Wenn wir eintreten wollten, 
würden wir ſchon von ſelbſt kommen. Ich ſchlüge deshalb nochmals vor, 
eine beſondere Verſammlung zu berufen, der das Norddeutſche Parlament 
gewiſſe auf den Zollverein bezügliche Befugniſſe abzugeben hätte, ebenſo 
wie auch die ſüddeutſchen Staaten zugunſten des Parlaments auf ihre 
bezüglichen Befugniſſe verzichten würden. 

Hiergegen erklärte ſich Bismarck ganz entſchieden. Darin liege eine 
Auflöſung des Norddeutſchen Bundes. So lieb ihm der Zollverein ſei, 
ſo könne er doch nicht den Norddeutſchen Bund dem Zollverein opfern. 
Miniſter von der Heydt ſtimmte dem bei. 

Bismarck führte dann noch aus, daß wenn man gemeinſchaftliche Ein⸗ 
richtungen wolle, man auch auf Teile ſeiner Selbſtändigkeit verzichten müſſe. 
Er erkenne meine Offenheit an, erkläre aber hier, was er öffentlich nicht 
ſagen würde, daß Preußen die ſüddeutſchen Staaten nicht inkommodieren 
werde. Der preußiſchen Regierung liege nichts an unſerm Eintritt in 
den Norddeutſchen Bund, fie würde durch den Eintritt von achtzig ſüd⸗ 
deutſchen Abgeordneten in den Reichstag nur in große Verlegenheit kommen. 
Varnbüler meinte, man könne ja die Verſammlung „Zollabgeordneten⸗ 
verſammlung“ nennen, und Dalwigk erinnerte an die engliſche Verfaſſung. 
Der Reichstag könne ſich nach engliſcher Analogie in ein Komitee ver⸗ 
wandeln u. ſ. w. Nachdem hierüber kein weiterer Beſchluß gefaßt wurde, 
nahm nun Bismarck einen Konventionsentwurf vor, den er uns vorlas. 

Hierüber wurde bis abends ½9 Uhr diskutiert und das Protokoll 
entworfen, welchem den darauffolgenden Tag von Württemberg und 
Baden zugeſtimmt, während von mir eine beſondere Erklärung abgegeben 
wurde. 

Es iſt keinem Zweifel unterworfen, daß Preußen eher den Zollverein 
aufgeben als die Idee des Parlaments fallen laſſen wird. Was Seine 
Majeſtät beſchließen ſoll, iſt ſchwer zu raten. Für Annahme ſpricht der 
Umſtand, daß von weiteren Bundesverfaſſungsberatungen abgeſehen werden 
kann, wenn wir den Zollverein haben, dann die Gefahren, die aus der 
Auflöſung des Zollvereins entſtehen. Will der König mit einem andern 
Miniſterium die Auflöſung des Zollvereins verſuchen, ſo bin ich gern bereit, 
zurückzutreten. 


Während der Präliminarvertrag vom 4. Juni von Baden und Würt⸗ 
temberg ſofort, von Heſſen am 7. Juni unterzeichnet wurde, erklärte Fürſt 
Hohenlohe, daß er dieſen Entwurf einſtweilen nur als einen preußiſchen 
Vorſchlag betrachten könne, über den er die Erklärung der bayriſchen 
Regierung vorbehalten müſſe. In München ſchien Artikel 7 des Vertrags 
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mit der Erhaltung der Selbſtändigkeit des bayriſchen Staats unvereinbar. 
Nach dieſem Artikel ſollte die gemeinſame Geſetzgebung über Zölle und 
indirekte Steuern durch den Bundesrat des Zollvereins als gemeinſchaftliches 
Organ der Regierungen und ein Parlament als gemeinſchaftliche Vertretung 
der Bevölkerungen ausgeübt werden. „Die Uebereinſtimmung der Mehr⸗ 
heitsbeſchlüſſe beider Verſammlungen,“ ſagte der Vertrag, „iſt zu einem 
Vereinsgeſetz erforderlich und ausreichend.“ Bayern widerſprach der Ein⸗ 
richtung einer gemeinſamen, den Einzelſtaat bindenden Geſetzgebung in 
Zollangelegenheiten, welche eine Mediatiſierung der Einzelſtaaten zu bedeuten 
ſchien und wünſchte die Entwicklung der gemeinſamen Angelegenheiten des 
Zollvereins auf den Weg des Vertrags zu verweiſen. 

Zur Vertretung dieſes Standpunkts wurde der bereits zum Geſandten 
in St. Petersburg ernannte Graf Tauffkirchen am 14. Juni noch einmal 
nach Berlin geſandt. Er hatte in dem entſcheidenden Punkte keinen Erfolg, 
erreichte aber zweierlei: daß Bayern im Zollbundesrate ſechs ſtatt vier 
Stimmen führen ſolle und daß bei Verhandlungen mit Oeſterreich und mit 
der Schweiz Vertreter der angrenzenden Staaten zugezogen werden ſollten. 
Auch wurde für die geſetzgebende Verſammlung der Name „Zollparlament“ 
vereinbart. Mit einem dieſe Beſtimmungen enthaltenden Protokolle wurde 
der Vertrag vom 4. Juli vollzogen. Die Unterzeichnung des definitiven 
Zollvereinsvertrags durch die Vertreter aller Mächte fand zu Berlin am 
8. Juli ſtatt. 


Journal. 
München, 18. Juli 1867. 


Heute nach dem Miniſterrat ging ich zu Lutz, um ihm zu ſagen, daß 
es mit der Vakatur des Juſtizminiſteriums nicht mehr länger gehe und 
daß ich mich entſchloſſen hätte, ihn in Vorſchlag zu bringen. Er war 
davon angenehm berührt, riet aber, die Sache noch bis zur Rückkehr des 
Königs von Paris) zu verſchieben. Ich glaube, er fürchtete, man könne 
ihn dann um ſeine Reiſe nach Paris bringen. Er klagte dann über den 
Miniſter des Innern und verſicherte mir, daß es nicht mehr länger mit 
ihm gehe. Die Abgeordneten machten ſich über ihn luſtig und die An⸗ 
gelegenheit mit dem Bürgermeiſter von Nürnberg breche ihm beim König 
den Hals. Dort war ein Herr von Wächter Bürgermeiſter. Dieſen ſchlug 
Pechmann dem König als Regierungsdirektor vor. Der König ſagte, er 
wolle nicht, denn dann werde in Nürnberg ein Radikaler gewählt und es 
entſtünden Schwierigkeiten wegen der Beſtätigung. Pechmann inſiſtierte 
und behauptete, es würde jedenfalls ein Konſervativer gewählt, und dann 


) König Ludwig reiſte am 20. Juli nach Paris und kehrte am 29. zurück. 
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gab der König nach. Nun zeigt es ſich, daß die Nürnberger einen ſehr 
fortſchrittlich geſinnten Herrn von Stromer wählen wollen und daß die 
Behauptungen Pechmanns aus der Luft gegriffen ſind. Wir ſtimmten 
beide in dem ungünſtigen Urteil über Pechmann überein und Lutz verſichert, 
daß Pfeufer Ausſicht habe, Miniſter des Innern zu werden. Auf dieſe 
Art erreiche ich meinen Zweck. Schließlich fragte ich ihn noch, wie es 
mit meinem Antrag wegen Hegnenberg-Dur ſtehe und erhielt die erfreu- 
liche Nachricht, daß der König nichts dagegen einzuwenden habe, ſo hoffe 
ich, Graf Hegnenberg zum Geſandten in Berlin zu bekommen. Den An⸗ 
trag wegen der Uebertragung des Juſtizminiſteriums an Lutz werde ich 
alſo jetzt ins reine ſchreiben und dem König geben, ſobald er von 
Paris zurückkommt. 


In das „Programm“ des Fürſten, ) welches die Genehmigung des 
Königs und der im Amle bleibenden Miniſter gefunden hatte, war auch 
die „einheitliche Leitung des geſamten Sicherheitsdienſtes“ als zu er- 
reichendes Ziel vorgeſehen. Auf eine Anfrage des Miniſterpräſidenten 
nach dem Stande der Arbeiten für die Vorbereitung dieſer Reform er⸗ 
widerte der Miniſter des Innern Freiherr von Pechmann am 11. Juli 1867, 
daß „der vielfach angeregten Umgeſtaltung des Gendarmeriekorps in ein 
Zivilinſtitut dermalen und für die nächſte Zukunft die erheblichſten Bedenken 
und Schwierigkeiten entgegenſtänden“, daß ſich insbeſondere die Gewißheit 
ergeben habe, „daß im Falle der Vornahme dieſer Umgeſtaltung der 
Geſamtaufwand für die Gendarmerie (gegenwärtig 1500000 Gulden) nicht un⸗ 
beträchtlich zu erhöhen und gleichwohl die periodiſche Ergänzung des Mann- 
ſchaftsſtandes aufs äußerſte gefährdet ſein würde“. Der Miniſter hatte 
ſich danach für ein Syſtem entſchieden, nach welchem die Gendarmerie ein 
militäriſches Inſtitut bleiben, Offiziere und Mannſchaften dem Militär⸗ 
ſtande angehören und unter militäriſcher Disziplin und Gerichtsbarkeit 
ſtehen, in bezug auf die ihnen zugewieſenen Zivildienſtleiſtungen aber in 
ein „unmittelbares Verhältnis zu den Polizeibehörden“ gebracht werden 
ſollten. Die adminiſtrative Leitung der Gendarmerie ſollte von dem Kriegs⸗ 
miniſterium auf das Staatsminiſterium des Innern übergehen und in 
deſſen Budget der Geſamtaufwand für die Gendarmerie eingeſtellt werden. 
Der Miniſter berief ſich für dieſe Ordnung des Gendarmeriedienſtes auf 
das Vorbild Preußens und die dort und in andern Staaten gemachten 
Erfahrungen. 

Fürſt Hohenlohe wendete ſich gegen dieſes Projekt in dem folgenden, 
eigenhändig konzipierten Schreiben an den Miniſter des Innern. 


1) Siehe Seite 186. 
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München, 21. Juli 1867. 

Der Unterzeichnete hat die ſchätzbare Note Seiner Exzellenz vom 
11. d. M. empfangen und beehrt ſich, dafür ſeinen verbindlichſten Dank 
auszusprechen. 

Er bedauert jedoch, mit der hiernach in Ausſicht ſtehenden Maßregel 
ſein Einverſtändnis nicht erklären zu können. Die vollſtändige Reorganiſation 
der Gendarmerie iſt eine abſolute Notwendigkeit, wenn das in Angriff 
genommene Werk innerer Reformen in allen Richtungen mit Erfolg aus⸗ 
geführt werden ſoll; ſie iſt deshalb ein Poſtulat der Politik im allgemeinen, 
und eben deshalb glaubt der Unterzeichnete auch, indem er die Feſtſtellung 
der Detailbeſtimmungen und die Geſtaltung der Einrichtung an ſich als 
ſelbſtverſtändlich lediglich zum Reſſort des Königlichen Staatsminiſteriums 
des Innern gehörig unberührt läßt, bei der Entſcheidung über das Grund⸗ 
prinzip, welches bei der Reform zu befolgen ſein wird, weſentlich beteiligt 
zu ſein und erlaubt ſich deshalb, auf die Frage näher einzugehen. 

Die ſchätzbare Note von 11. d. M. läßt im Eingang erſehen, daß auch 
Seine Exzellenz der Staatsminiſter des Innern Freiherr von Pechmann 
die Umgeſtaltung der Gendarmerie in ein Zivilinſtitut als das wahrhaft 
Richtige anſehen. Der Unterzeichnete teilt nicht nur dieſe Anſicht, ſondern 
er iſt vollſtändig überzeugt, daß die Regierung mit einer andern Maß⸗ 
regel gar nicht in die bevorſtehende Budgetberatung eintreten kann, daß jeder 
Verſuch, die Gendarmerie als einen Teil des Militärſtands zu erhalten, 
die ganze Reform nutzlos machen und überdies ein völlig ausſichtsloſer 
ſein würde, welcher der Regierung eine eklatante Niederlage in der 
Kammer wie in der öffentlichen Meinung bereiten müßte. Daß der Be⸗ 
ſeitigung dieſes Militärverbands, insbeſondere aber der Abſchaffung der 
militäriſchen Offiziere große Schwierigkeiten entgegengeſtellt werden würden, 
hat ſich der Unterzeichnete nie verhehlt, allein gerade dieſer letztere Punkt 
iſt es, bei dem die Reform des Inſtituts vor allem anfangen muß; denn 
er iſt es zumeiſt, welcher verhindert, daß die Gendarmerie den berechtigten 
Anforderungen entſpricht. Es iſt eine ſo große Anomalie, die zum Polizei⸗ 
dienſte und zur Ausführung der Befehle der Verwaltungsbehörden be⸗ 
ſtimmten Organe unter das Kommando von Vorgeſetzten zu ſtellen, welche 
der Sache völlig fremd ſind, vom Polizeiweſen gar keine Kenntnis haben, 
nicht die mindeſte Erfahrung im Sicherheitsdienſte beſitzen und den Ver⸗ 
waltungsbehörden nicht ſubordiniert ſind, daß nur die gewichtigſten Gründe 
eine ſolche in ſich ſelbſt widerſprechende Einrichtung motivieren könnten. 

Dieſe Gründe kann nun der Unterzeichnete nirgends auffinden. 

Weshalb das Hinwegfallen des ſehr teuren Apparats eines Gendarmerie⸗ 
korpskommandos und einer Anzahl von Stabsoffizieren die Koſten der 
Gendarmerie vermehren ſoll, iſt nicht wohl abzuſehen. Aber ſelbſt wenn 
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die Koſten der Gendarmerie durch Organiſation derſelben als Zivilinſtitut 
auf das Doppelte ſteigen würden, ſo würde die Kammer jedenfalls für 
eine richtig reorganiſierte Gendarmerie eher drei Millionen zahlen als für 
das gegenwärtige Inſtitut auch nur eine halbe Million bewilligen. Daß 
aber die bisherige Ergänzung der Gendarmerie nicht gerade das beſte 
Material zuführt, daß vielmehr vielfach junge, unerfahrene, mehr dem 
Lebensgenuſſe als dem Dienſte ergebene Soldaten nicht die richtige Schutz⸗ 
mannſchaft ſind, darüber herrſcht im ganzen Lande nur eine Stimme. 
Wenn übrigens die Ergänzung der Gendarmerie bisher ſo ſchwierig war, 
ſo iſt dies erfahrungsgemäß gerade die Abneigung brauchbarer Elemente, 
ſich unter das Kommando von Militäroffizieren zu ſtellen und mit Exer⸗ 
zieren und andern für den Sicherheitsdienſt völlig unnötigen militäriſchen 
Uebungen und Dienſtleiſtungen behelligt zu werden. 

Die militäriſche Organiſation der Gendarmerie reduziert ſich nach der 
beabſichtigten Reform auf die Beibehaltung der militäriſchen Disziplin, 
die Militärgerichtsbarkeit und die Beſetzung der Offizierſtellen mit Linien⸗ 
offizieren, obwohl auch in dieſer Beziehung eine Konzeſſion an das von 
dem Unterzeichneten vertretene Prinzip durch die in Ausſicht geſtellte Be⸗ 
förderung von tüchtigen Brigadiers gemacht wird. Die militäriſche Dis⸗ 
ziplin kann ſelbſtverſtändlich bleiben, ohne daß die Gendarmerie dem 
Militärſtande angehört; es iſt hier nur auf die Grenzzollwache zu ver⸗ 
weiſen. Die Militärgerichtsbarkeit iſt um jo unmöglicher aufrechtzuer⸗ 
halten, als ſie künftig auch bei dem Heere auf ein Minimum beſchränkt ſein 
wird. Es kann ſich daher nur noch fragen, ob die Offiziere zur Polizei 
oder zum Militärſtande gehören ſollen. Dieſe Frage iſt aber durch die gar 
nicht zu umgehende Konzeſſion entſchieden, daß, „ſobald die Gendarmerie⸗ 
offiziere auf Anordnung des Miniſteriums des Innern oder einer Kreis⸗ 
regierung zu Zivildienſtleiſtungen kommandiert ſind, dieſelben den hierbei 
erhaltenen näheren Anordnungen pünktlich Folge zu leiſten hätten“. Je⸗ 
mand Gehorſam gegen die Befehle einer Stelle auflegen zu wollen, welche 
ihm nicht vorgeſetzt iſt, erſcheint aber ein innerer Widerſpruch und deshalb 
völlig untunlich. Ob das Kriegsminiſterium ein Intereſſe daran haben 
kann, ein Korps zu beſitzen, welches weder im Frieden noch in Kriegs⸗ 
zeiten zur Armee zugewieſen werden darf, und welches überdies „andern 
Militärbefehlshabern als ſeinen ſpeziellen Vorgeſetzten fernerhin nicht mehr 
unterſtellt ſein ſoll“, alſo einen Staat im Staate bildet, darf billig bezweifelt 
werden, und endlich mag hervorgehoben werden, daß die Sache durch 
Einſtellung des Budgets der Gendarmerie in das Budget des Miniſteriums 
des Innern entſchieden ſein dürfte, denn ein Militärinſtitut auf das 
Budget des Zivildienſtes zu ſtellen, kann wohl nicht beabſichtigt, jeden⸗ 
falls nicht durchführbar ſein. 


= 
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Der Unterzeichnete erſucht Seine Exzellenz dringend, die Frage noch⸗ 
mals in Erwägung ziehen zu wollen. Eine Erkundigung über die Stim⸗ 
mung der Mitglieder des Landtags wird Seine Exzellenz überzeugen, daß 
ein Projekt wie das in Betracht kommende auch nicht die geringſte Aus⸗ 
ſicht auf Erfolg hat, und außerdem würde der Unterzeichnete lebhaft be⸗ 
dauern, wenn er bei Beratung dieſes Vorſchlags im Miniſterrat demſelben 
mit Entſchiedenheit entgegentreten müßte 


Journal. 
24. Juli 1867. 

Seit der Abreiſe des Königs beſchäftigte mich zuerſt die nordſchles⸗ 
wigſche Frage. Frankreich hat in Berlin eine Mitteilung machen laſſen, 
daß es die Garantieforderung wegen der Deutſchen ſeitens Preußens!) 
nicht für begründet halte. Thile iſt darüber beunruhigt. Die Antwort von 
Dänemark an Preußen in derſelben Sache lautet ausweichend, doch ſchließt 
ſie eine Verſtändigung nicht aus. Es wäre klug, wenn Preußen die Sache 
nicht auf die Spitze treiben wollte. Ich habe dies Werthern geſagt und 
ihn darauf aufmerkſam gemacht, daß Preußen ſehr iſoliert bleiben würde. 
Mit Leſourd, dem franzöſiſchen Legationsſekretär, habe ich auch in dieſer 
Sache geſprochen und zur Vorſicht geraten. 

In der Zwiſchenzeit iſt die Reiſe des Sultans durch Bayern auf⸗ 
getaucht und machte mir viel zu tun. Anfragen in London und Paris 
führten zu dem Reſultat, daß der Sultan am 25. in Nürnberg über⸗ 
nachten werde. Ich beantragte ſofort beim König, er möge einen könig⸗ 
lichen Prinzen abordnen, um den Sultan zu begrüßen, und mich ebenfalls 
abſenden. Dies wurde genehmigt. Ich telegraphierte nun an Ferad 
Paſcha nach Aachen und zeigte ihm dies an und offerierte ein Souper. 
Die Antwort lautete, daß der Sultan das Souper nicht annehme, da er 
die Stunde ſeiner Ankunft nicht beſtimmen könnte, dagegen ſich freuen 
würde, den Prinzen zu ſehen. Von Graf Pückler aus Koblenz kam die 
Liſte der vierzig hoffähigen Türken, die an dem Souper teilzunehmen hätten. 
So war nun alles zur Reiſe bereit, und Hof und Stall wurden in Be⸗ 
wegung geſetzt, das Nötige nach Nürnberg zu ſchaffen. 

25. Juli. 

Nachdem die Vorbereitungen ſoweit getroffen waren, machte ich mich 
heute früh auf den Weg zur Eiſenbahn, die Taſche voll Telegrammen an 


1) Am 18. Juni hatte Preußen durch eine Note ſeines Geſandten in Kopen⸗ 
hagen „die nötigen Garantien für den Schutz der Deutſchen“ und die Uebernahme 
eines Teils der Schuld der Herzogtümer für die Vorausſetzung der im Prager 
Frieden (Artikel 5) vorgeſehenen Rückgabe der nördlichen Diſtrikte von Schleswig an 
Dänemark erklärt. Dies führte zur Einmiſchung Frankreichs. 
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die Regierungspräſidenten, Stadtkommandanten u. ſ. w., die ich dem 
Prinzen Adalbert zur Genehmigung vorlegte (er war zur rechten Zeit 
auf der Eiſenbahn) und dann abſandte. Um 6 Uhr ſtieg ich zum Prinzen 
in den Salonwagen. Wir unterhielten uns ganz gut. Der Prinz iſt 
recht angenehm und war äußerſt liebenswürdig. Seine politiſchen An⸗ 
ſichten zeugen von vielem Verſtändnis. 

In Gunzenhauſen wollte ich eine Taſſe Kaffee trinken, fand aber auf 
dem Weg zur Reſtauration den Revierförſter Geiger und mußte deshalb, 
da ich denſelben, der halb blind war und feiner Augen wegen nach Nürn⸗ 
berg reiſte, nicht vom Platz bringen konnte, wieder hungrig einſteigen. 
Hier fand ich nun den Prinzen vor einem Haufen von zwölf Würſteln, 
vielem Brot und einer Maß Bier. Er aß alle zwölf Würſteln! Mir 
wurde ganz flau vom Zuſehen. Um 12 Uhr waren wir in Nürnberg. 
Den offiziellen Empfang hatten wir uns verbeten. So war außer dem 
Eiſenbahnperſonal in Uniform niemand da. Der Prinz lud mich ein, 
mich zu ihm in den Wagen zu ſetzen. Das Volk begrüßte uns mit ſehr 
freundlichen Hochrufen. Der Prinz war über dieſe Manifeſtationen ſehr 
erfreut. 

Um 1 Uhr war Diner, dem die Generalität beiwohnte. Nach Tiſch 
war Sieſta, wie der Prinz es nennt. Um 4 Uhr beſahen wir das Schloß. 
Als der Prinz ſich aber zu tief in die Marterkammern, unterirdiſchen 
Gänge u. ſ. w. vertiefte, verlor ich mich mit Moy !) und machte einen 
Spaziergang durch die Stadt, die auffallend belebt war. Ganz Franken 
war hierher mit der Eiſenbahn gekommen. Als wir wieder auf die Burg 
in unſre Wohnung kamen, erhielten wir die Nachricht, daß der Sultan 
um 10 Uhr abends ankommen werde. 

Demgemäß wurde die Abfahrt von der Burg um 9 Uhr feſtgeſetzt. 
Moy und Graf Kreith fuhren voraus. Ich mit dem Prinzen in einem 
Galawagen nach. 

Die Straßen waren voll von Menſchen, Kopf an Kopf. Wir warteten 
im königlichen Salon. Pünktlich um 10 Uhr wurde das Zeichen gegeben, 
daß der Zug nahe. Bald kam er unter atemloſer Spannung der Menge 
herein. Die Muſik fing an zu ſpielen. Der Zug konnte lange nicht auf 
den richtigen Platz kommen, um dem Sultan das Ausſteigen auf dem 
Teppich vor dem Prinzen zu ermöglichen. Unterdeſſen hatte das Publi⸗ 
kum die Dächer der Waggons erklettert, um das Ausſteigen mitanzuſehen, 
zum großen Aerger des türkiſchen Geſandten in Berlin, der früher aus⸗ 
geſtiegen war und dem dieſe Nürnberger Rückſichtsloſigkeit ſehr mißfiel. 

Endlich konnte der Wagen geöffnet werden. Der Sultan, ein kleiner 


5 Oberzeremonienmeiſter von Moy. 
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Mann mit ſchwarzem Bart und freundlichen ſchwarzen Augen, ſtieg aus, 
Der Prinz geleitete ihn in den Salon, hielt ihm dort eine ſtattliche An⸗ 
rede in franzöſiſcher Sprache, die Ferad Paſcha überſetzte. Während der 
Anrede des Prinzen kratzte ſich der Sultan den Bart und ſah ſehr gelang⸗ 
weilt aus. Erſt als ihm Ferad die Rede überſetzt hatte, antwortete er 
ſehr leiſe, worauf der Prinz wieder einige höfliche Worte erwiderte. Dann 
ſtellte uns der Prinz dem Sultan vor; als er meinen Namen nannte, 
reichte der Sultan mir die Hand, ich ſtand aber ſo weit, daß ich erſt 
nach einem wie Beſcheidenheit ausſehenden Zögern die Hand ergreifen 
konnte. Nachdem die Vorſtellung beendigt war, beſtieg der Sultan den 
Wagen; erſt wollte er Ferad im Wagen haben, der Prinz aber drang 
ſehr artig darauf, die Ehre haben zu dürfen, mit ihm zu fahren, und 
Ferad, der in der Nähe ſein mußte, wurde nun ſofort von mir eingeladen, 
in den nächſten zweiſitzigen Wagen einzuſteigen. Ich ſetzte mich zu ihm, überließ 
Graf Zech, für die kaiſerlichen Prinzen, die noch irgendwo in einem Wagen 
ſitzengeblieben waren, zu ſorgen, und wollte fortfahren laſſen. Nun er⸗ 
klärte aber Ferad Paſcha, der premier chambellan müßte auch mit, ſo 
daß wir denſelben zwiſchen uns einklemmten. Wir kamen durch die furcht⸗ 
bare Volksmenge endlich glücklich im „Bayriſchen Hof“ an. Die Leute waren 
ziemlich anſtändig, johlten nur bisweilen und guckten mit der größten 
Neugierde in die Wagen, waren natürlich desappointiert, wenn ſie meine 
bayriſche Uniform ſtatt des erhofften Turbans zu ſehen bekamen. 

Im Hotel ging der Prinz mit dem Sultan in einen beſonderen 
Salon. Ich wurde ebenfalls eingeladen, mich dazu zu ſetzen. Der Sultan 
ſaß auf einem Kanapee, hatte ein Bein untergeſchlagen und unterhielt 
ſich mit Hilfe Ferad Paſchas mit uns. Bald darauf ſagte der Prinz: 
„Ich denke, jetzt könnten wir gehen.“ Worauf dann allgemein Auf⸗ 
bruch war. 

26. Juli. 

Der Sultan hatte ſich geſtern entſchloſſen, in Nürnberg bis heute 
Mittag zu bleiben. Wir konnten alſo ausſchlafen, was um ſo wünſchens⸗ 
werter war, als das Souper mit dem Prinzen Adalbert bis 1 Uhr dauerte. 

Heute früh kam die Nachricht, daß König Otto!) heute Nacht verſehen 
worden ſei.?) Das wird wieder viel zu tun geben. 

Um 11 Uhr fuhr ich mit Moy hinunter. Wir beſuchten erſt Ferad 
Paſcha. Dann als der Prinz nachkam, ging ich hinunter, um dem Ab⸗ 
ſchiedsbeſuch des Prinzen beim Sultan beizuwohnen. Der Sultan ſaß mit 
dem Prinzen auf einem Kanapee. Eine Türe, die auf den Balkon ging, 
war offen, ſo daß die Nachbarn und ſogar einzelne aus dem Volk auf 


) Von Griechenland, der in Bamberg reſidierte. 
2) Mit den Sterbeſakramenten. 
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der Straße die Entrevue mitanſehen konnten. Der Prinz bat den Sultan, 
einen Augenblick auf den Balkon zu treten, um ſich den Leuten zu zeigen. 
Es wurde dann etwas Hoch gerufen, doch mehr aus Scherz als aus irgend» 
welcher Sympathie für den Sultan, die man auch den Nürnbergern in 
keiner Weiſe zumuten kann. 

Die Konverſation wurde wieder durch Ferad Paſcha geführt. Der 
Sultan hat ein blaſiertes, ſkeptiſches, aber freundliches Weſen. Sehr viel 
Bewußtſein ſeiner Würde. Er macht ganz den Eindruck wie ein polniſcher 
Gutsbeſitzer. Sein Tarbuſch iſt anders als die, welche ich im Orient ge⸗ 
ſehen habe. Es ſcheint, daß die Mode ſich geändert hat. Die jetzigen 
roten Mützen haben die Form umgeſtülpter kleiner Blumentöpfe und ſind 
ſehr häßlich. Er trug einen ſchwarzen Anzug wie ein proteſtantiſcher 
Pfarrer, der kleine Prinz von zehn Jahren ebenſo. Auf dem Bahnhof, 
wohin wir uns nach dem Beſuch begaben, wurde der Kleine herbeigeholt 
und ſaß mit ſehr ernſter Miene vor Prinz Adalbert. ' 

Hier dauerte die Konverſation noch geraume Zeit. Endlich kam die 
Meldung, daß alles fertig ſei. Der Prinz begleitete den Sultan bis an 
den Waggon, dort wurde Abſchied genommen. Der Sultan gab auch mir 
noch die Hand, ſtieg ein, und nach einigem Zögern fuhr der Zug ab. Auf 
dem Weg vom Gaſthof zum Bahnhof fuhr ich wieder mit Ferad Paſcha. 
Ich fragte ihn nach ſeinen politiſchen Eindrücken. Er meinte, man ſei all⸗ 
gemein ſehr friedlich geſinnt. Nur die ſchleswigſche Frage habe ihn etwas 
beunruhigt. Der König von Preußen habe ſich aber in ſehr friedlicher 
Weiſe geäußert. 

Mir ſagte er in ſeiner orientaliſchen Manier viel Schmeichelhaftes, 
daß er ſich gefreut habe, „un des hommes les plus distingués de l’Alle- 
magne“ kennen gelernt zu haben, wofür ich ihm dann die Erwiderung 
an den Kopf ſchleuderte, daß ich ſehnlichſt gewünſcht hätte, „de faire la 
connaissance de homme d'Etat qui depuis bien des anndes avait pu 
conduire la politique de l’Empire Ottoman avec tant de talent et de 
succès“. Schließlich beauftragte mich Prinz Adalbert, ihm ein Telegramm 
aufzuſetzen, um dem König das Reſultat unſrer Miſſion und die „‚remerci- 
ments sincères“ des Sultans auszuſprechen. 

Dann um 1 Uhr Diner und 420 Uhr Abreiſe nach München, wo⸗ 
mit dieſe ſehr intereſſante Epiſode ſchloß. 

Von König Otto keine beſſere Nachricht. 

Auf der Rückreiſe nach Nördlingen erhielt ich das Telegramm, daß 
König Otto um 6¼ Uhr Abends geſtorben jei. 

München, 5. Auguſt 1867. 

Geſtern war ich um 12 Uhr nach Berg zum König beſtellt. Ich fand 
auf der Eiſenbahn den reußiſchen Geſandten Herrn von Schmertzing, 
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der um dieſelbe Zeit ſeine Audienz hatte. In Starnberg fanden wir eine 
offene Kaleſche vom Hof, welche uns nach Berg brachte. Herr von 
Schmertzing war ſehr erſtaunt über das ländliche Ausſehen des königlichen 
Etabliſſements. Die ganze Hofhaltung iſt faſt bürgerlich. Die Gänge 
wimmeln immer von Spülweibern und Mägden, die allerlei Gefäße tragen. 
Sauer!) empfing uns an der Treppe. Während der reußiſche Geſandte 
beim König war, ging ich zu Miniſterialrat Lutz, um ihn über das Mini⸗ 
ſterium zu fragen. Die Entlaſſung von Pechmann ſcheint in den Hinter⸗ 
grund getreten zu ſein. Was den Juſtizminiſter betrifft, ſo zeigte er eine 
lange Liſte aller nur irgend denkbaren Kandidaten, die er mit dem König 
beſprochen hat. Die Hauptkandidaten ſind Neumayr, Steyrer, Seuffert 
und Metz. Neumayr und Metz ſind mir unangenehm, weil ſie zu der 
Koterie der Miniſtermacher gehören. Steyrer iſt ſchwerfällig. Seuffert 
iſt auch nicht geeignet. Die Abgeordneten, die darauf verzeichnet waren, 
wie Hohenadel, Streit, Stenglein u. ſ. w. ſind auch keine paſſenden Leute; 

ich bleibe bei der Anſicht, daß Lutz der einzige iſt, der mir paßt. Er iſt 

ein geſcheiter, energiſcher Mann. In den politiſchen Anſichten ſtimmt er 
| mit mir überein, und im Minifterrat werde ich an ihm eine Stütze haben. 
Ich ſagte daher Lutz, daß ich den Antrag, der ihn vorſchlägt, dem König 
geben würde. 

Bald darauf wurde ich zur Audienz gerufen. Der König war ſehr 
liebenswürdig. Er teilte mir ſofort mit, daß die Königin von Griechen⸗ 
land die Maſern habe, ich alſo nicht nach Bamberg zu gehen brauche. 
Dann kamen wir auf die griechiſche Frage?) zu ſprechen, wobei ich ihm 
Tauffkirchens Vorſchlag mitteilte, wonach die Sache in Petersburg be⸗ 
ſprochen werden ſolle, womit er einverſtanden war. Er legt keinen Wert 
auf die ganze Sache und will ſie fallen laſſen. 

Ich erzählte ihm nun, daß Napoleon wegen der mexikaniſchen Kata⸗ 
ſtrophe nach Salzburg komme, las ihm einen Brief von Dönniges vor, 
der über die deutſchen Sympathien des Kaiſers Napoleon ſpricht, kam 
dann auf Hegnenberg, mit deſſen Ernennung nach Berlin der König 
einverſtanden ift, 3) auf die Reiſe Holnſteins nach Deſſau und anderes. End⸗ 
lich zog ich meinen Antrag bezüglich des Juſtizminiſters vor, worin ich 
Lutz in Vorſchlag bringe. Ich fragte, ob ich ihm denſelben direkt geben 
dürfe, da es ſich wohl nicht paſſe, ihn durch Lutz ſelbſt geben zu laſſen. 
Er war damit einverſtanden, ſagte aber, er könne Lutz nicht entbehren. 


Y) Flügeladjutant von Sauer. 

) Finanzielle Forderungen des Königs Ludwig I. an die griechiſche Regie⸗ 
rung aus der Zeit der bayriſchen Herrſchaft. 

) Graf Hegnenberg⸗Dux lehnte den Berliner Poſten ab, worauf Freiherr von 
Perglas, bis dahin in Paris, nach Berlin ernannt wurde. 
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Worauf ich erwiderte, daß ich den Antrag als acquit de conscience ge- 
ſchrieben hätte und er ihn überlegen möchte. 

Beim Weggehen ſprach er noch über Paris, erzählte, daß der Kaiſer 
ihn gewarnt habe, ſich nicht zu tief mit Preußen einzulaſſen und entließ 
mich dann mit Grüßen an meine Frau, der er ein Bukett ſchickt. 

Ich ging dann wieder hinunter, frühſtückte mit Herrn von Schmertzing 
und Sauer und fuhr dann nach München zurück. 

Auch von Paumgarten war die Rede. Der König glaubte, Paum⸗ 
garten ſei ſchon Geſandter in London, während ich ihm den Grafen 
Hompeſch nannte, der auch gut angeſchrieben zu ſein ſcheint. Dönniges 
nach Italien zu ſchicken wäre ihm nicht unangenehm, doch ſagte ich ihm, 
daß ich mich noch näher erkundigen würde. 


Bericht an den König. 
München, 4. Auguſt 1867. 


Wenn es der treugehorſamſt Unterzeichnete wagt, eine Frage zu be— 
rühren, die dem Kreiſe der ſeiner Amtstätigkeit zugewieſenen Gegenſtände 
fernliegt, ſo wollen Eure Königliche Majeſtät dieſen Schritt durch die 
allergnädigſte Erwägung entſchuldigen, daß es dem treugehorſamſt Unter⸗ 
zeichneten als Vorſitzendem des Königlichen Miniſterrats obliegt, diejenigen 
Hemmniſſe ſofort zur Kenntnis Eurer Königlichen Majeſtät zu bringen, 
welche ſich einer erſprießlichen Tätigkeit des Miniſterrats entgegenſtellen. 
Zu ſolchen Hemmniſſen muß der treugehorſamſt Unterzeichnete die längere 
Erledigung des Juſtizminiſteriums rechnen, wenn er auch ſehr wohl weiß, 
daß einer früheren Wiederbeſetzung des Königlichen Juſtizminiſteriums 
unüberwindliche Schwierigkeiten entgegenſtanden. 

Jetzt aber naht ſich im Geſetzgebungsausſchuſſe der Kammer der Ab— 
geordneten die Beratung des neuen Zivilprozeſſes ihrem Ende. Bevor 
die letzte Feſtſtellung erfolgt, ſollte der verantwortliche Chef des Juſtiz⸗ 
weſens denſelben nochmals prüfen, um die Intereſſen der Regierung voll- 
ſtändig zu wahren; bei den Verhandlungen im Ausſchuſſe der Reichsrats⸗ 
kammer kann der Juſtizminiſter ohnedies nicht fehlen. Die Entwerfung 
des Budgets iſt nicht länger zu verſchieben, und es kann ein ſolches für 
den Juſtizdienſt unmöglich von einem andern endgültig aufgeſtellt werden 
als von demjenigen, welcher es den Kammern gegenüber zu vertreten hat. 
Endlich, ſo unbedeutend an ſich die Sache iſt, macht doch der in Ausſicht 
ſtehende Juriſtentag gleichfalls eine baldige Entſcheidung zum Bedürfnis, 
da es ſicherlich eine für Bayern höchſt empfindliche Kritik hervorrufen 
müßte, wenn zur Zeit der Verſammlung das Juſtizweſen eines oberſten 
Leiters entbehren müßte. 
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Alle dieſe Gründe haben den treugehorſamſt Unterzeichneten veranlaßt, 
eine entſprechende Perſönlichkeit zu ſuchen, welche er Eurer Königlichen 
Majeſtät zur Wiederbeſetzung des Poſtens in Vorſchlag bringen könnte. 
Es iſt nicht zu leugnen, daß die Wahl eine ſehr ſchwere iſt. Denn wenn 

\ auch vor allem von dem zu ernennenden Juſtizminiſter verlangt werden | 

muß, daß er ein tüchtiger Juriſt und Geſchäftsmann und als ſolcher nicht 

bloß ſeinen näheren Amtsgenoſſen, ſondern in weiteren Kreiſen anerkannt 
ſei, ſo glaubt doch der treugehorſamſt Unterzeichnete, daß dieſe Eigenſchaften 
allein nicht genügen dürften. 

Das bayriſche Juſtizweſen und die Juſtizverwaltung ſelbſt bedürfen 
einer durchgreifenden und gründlichen Reform. Nur ein Mann von 
wahrer Energie, der ſtreng zu ſein verſteht, ohne tyranniſch zu werden, 
wird die ſchwere Aufgabe löſen können, aber auch nur ein Mann, welcher 
im bureaukratiſchen Leben nicht den Blick für die Fehler und Mängel 

ſeines Berufsſtands verloren hat und welcher die Bedürfniſſe der Gegen⸗ 
wart hinſichtlich einer volkstümlichen, vom hergebrachten Schlendrian be⸗ 
freiten, Juſtizverwaltung erkennt. 

Dies alles aber würde nach der Anſicht des treugehorſamſt Unter⸗ 
zeichneten nicht ausreichen, wenn der neue Juſtizminiſter nicht zugleich 
eine Perſönlichkeit iſt, welcher die Vertretung des Landes mit Vertrauen 
entgegenkommt und welche die Unterſtützung derſelben zu finden hoffen 
darf, um die unumgänglich nötigen pekuniären und disziplinären Maß⸗ 
regeln bei der Kammer durchzuſetzen. 

Endlich erfordert es wohl die allgemeine politiſche Lage, daß in dieſer 
Hinſicht Uebereinſtimmung des in das Miniſterium eintretenden Mannes 
mit den übrigen Miniſtern ſtattfinde, und iſt es daher ſchon aus dieſen 
Rückſichten untunlich, eine Perſönlichkeit aus einer jener Parteien zu 
wählen, welche nach der einen oder andern Seite hin die extremen An⸗ 
ſichten vertreten. 

Faßt nun der treugehorſamſt Unterzeichnete zuſammen, was nach 
ſeiner innerſten Ueberzeugung von dem zu ernennenden Juſtizminiſter ge⸗ 
fordert werden muß, und prüft er die möglicherweiſe in Betracht zu ziehen⸗ 
den höheren Juſtizbeamten, ſo muß er nach reiflicher Ueberlegung als den 
würdigſten Kandidaten den Miniſterialrat Lutz bezeichnen. Da Eure 
Königliche Majeſtät denſelben ſeit Jahren kennen, wird der treugehorſamſt 
Unterzeichnete ſich kurz zu faſſen haben und kann wohl darüber, daß in 
ihm ein Miniſter gefunden wäre, welchem die Wahrung der Selbſtändig⸗ 
keit Bayerns am Herzen liegt, ebenſo hinweggehen als darüber, daß der- 
ſelbe die nötige Energie und Willensſtärke beſitzt, im Juſtizweſen die ge⸗ 

botenen Reformen durchzuführen. Was aber die ſpezielle Befähigung im 


Juſtizdienſte betrifft, ſo hat ſich Herr von Lutz durch ſeinen hervorragenden 
Fürſt Hohenlohe, Denkwürdigkeiten. I 17 
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Anteil an der Beratung des deutſchen Handelsgeſetzbuchs nicht bloß in der 
bayriſchen, ſondern in der deutſchen Juſtizwelt einen ehrenvollen Namen 
erworben, und glaubt der treugehorſamſt Unterzeichnete noch beſonders 
bemerken zu müſſen, daß Miniſterialrat von Lutz dem Koterieweſen und 
den perſönlichen Beeinfluſſungen, welche ſich in den höheren Beamten⸗ 
kreiſen der Juſtiz mitunter fühlbar machen ſollen, fernſteht und daher der 
rechte Mann wäre, auch in dieſer Hinſicht durchzugreifen. Der treu⸗ 
gehorſamſt Unterzeichnete verkennt nicht, daß der Vorſchlag, Eure König⸗ 
liche Majeſtät wollen einen ſo treuen und zuverläſſigen Arbeiter Aller⸗ 
höchſtihrem unmittelbaren Dienſte entziehen, eine nicht geringe Anforderung 
enthält; allein die Ueberzeugung, daß es das Intereſſe Eurer Königlichen 
Majeſtät unabweisbar verlangt, den Poſten des Juſtizminiſters mit einem 
vollkommen geeigneten Manne zu beſetzen, legt dem treugehorſamſt Unter⸗ 
zeichneten die Pflicht auf, dennoch mit dieſem alleruntertänigſten Antrage 
hervorzutreten. 


Journal. 
München, 23. Auguſt 1867. 

Nachdem mir durch den franzöſiſchen Geſandten geſtern der Wunſch 
des Kaiſers Napoleon!) ausgeſprochen worden war, mich hier auf dem 
Bahnhof zu ſehen, und nachdem ich auch von dem König noch geſtern 
Abend den Auftrag erhalten hatte, den Kaiſer und die Kaiſerin in ſeinem 
Namen zu begrüßen, begab ich mich um 12 Uhr Mittags auf den Bahnhof, 
um den Zug zu erwarten. 

Dieſer kam um die beſtimmte Stunde. General Fleury fragte gleich, 
ob ich da ſei, und ich wurde ſodann, nachdem der Schlag geöffnet war, 
vom Kaiſer eingeladen, hereinzuſteigen. 

Nachdem der Kaiſer mich begrüßt und ſeine Dankbarkeit für Seine 
Majeſtät den König über den Empfang, den er in Bayern gefunden hatte, 
ausgeſprochen, erwähnte er, daß er für Bayern noch lebhaftes Intereſſe 
fühle, da er hier feine Jugend zugebracht habe. Ich benutzte die Ge- 
legenheit, ihn daran zu erinnern, daß er mir ſchon vor Jahren in Paris 
dieſe Geſinnungen ausgeſprochen habe, als ich die Ehre gehabt hätte, ihm 
vorgeſtellt zu werden. 

Dann nahm er mich beiſeite an eines der Waggonfenſter und be⸗ 
gann die politiſche Konverſation mit den Worten: „Vous trouvez beaucoup 
de difficultés?“ Ich erwiderte, daß allerdings die Lage der Mittelſtaaten 
eine ſchwierige ſei. Dazu komme, fuhr der Kaiſer fort, noch die Preſſe, 


) Auf der Rückreiſe von Salzburg, wo vom 18. bis 23. Auguſt die Begegnung 
mit dem Kaiſer von Oeſterreich ſtattgefunden hatte. König Ludwig hatte den Kaiſer 
am 17. Auguſt in Augsburg empfangen. 
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worauf ich erwiderte: „La presse chez nous est encore très peu 
civilisèe.“ 

Lachend antwortete er: „Oui, chez nous aussi elle n'est pas tres 
civilisèe.“ 

Dann fuhr er ernſthaft fort, er hoffe, daß der Friede erhalten werde. 
Er ſei immer für den Frieden, die Menſchheit bedürfe des Friedens, und 
der Gedanke, daß die Vergrößerung und Kräftigung eines Landes eine 
Drohung für einen Nachbarſtaat ſei, „est passée de mode“. Viel hänge 
freilich von Preußen ab. Die öffentliche Meinung in Frankreich ſei leicht 
irritiert, und es komme darauf an, ob Preußen den Norddeutſchen Bund 
noch weiter ausdehnen wolle. Ich erinnerte nun daran, daß Bismarck 
ſelbſt erklärt habe, er könne uns nicht brauchen. „Oui, M. de Bismarck,“ 
antwortete der Kaiſer, „m'a aussi parlé avec beaucoup de modeération, 
mais,“ fügte er lächelnd bei, „il prötend que ce sont les Etats du midi 
qui le forcent à aller plus loin.“ 

Ich erwiderte, daß dies Drängen nur von einer Partei ausgehe, und 
daß man ſich im allgemeinen in betreff des Eintritts in den Norddeutſchen 
Bund abgekühlt habe. 

Dann ſagte er, indem er mich halb fragend anſah: „Je regrette que 
vous n'ayez pu former la confédération (oder union) des Etats du midi 
de l’Allemagne, Mais c'était impossible?“ Ohne auf die Frage 
näher einzugehen, verwies ich auf die materiellen Intereſſen, die uns mit 
dem Norden von Deutſchland verbinden, und bemerkte, daß die Abneigung 
gegen einen Süddeutſchen Bund zum Teil ihren Grund in der Befürchtung 
fände, daß dadurch dieſe materiellen Intereſſen geſchädigt werden könnten. 
Er wiederholte dann nochmals die Friedensverſicherungen, und ich benutzte 
die Gelegenheit, zu ſagen, daß eine Einigung von Oeſterreich, Preußen 
und dem übrigen Deutſchland und eine Allianz dieſer Konföderation mit 
Frankreich jedenfalls das beſte Mittel zur Erhaltung des Friedens und 
zum Schutze der Ziviliſation ſei. Was der Kaiſer beifällig aufzunehmen 
ſchien, indem er ſagte: „Oui, la civilisation est bien menacée.“ Er ſprach 
noch von den Gefahren der ſozialen Bewegung und brach dann das 
Geſpräch ab. 

Darauf kam die Kaiſerin, die mir von meinem Bruder!) und meiner 
Schwägerin in Salzburg, von meiner Familie u. ſ. w. ſprach, und daran 
eine längere Unterhaltung über die Urlaube der Miniſter knüpfte, bis der 
Kaiſer kam und erinnerte, daß es Zeit ſei, abzureiſen. Er bedauerte, 
nicht länger mit mir ſprechen zu können, trug mir auf, dem König ſeinen 
Dank auszuſprechen, worauf ich den Waggon verließ. Mit mir war noch 


1) Dem öſterreichiſchen Oberſthofmeiſter Prinzen Konſtantin zu Hohenlohe. 
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im Waggon geweſen der franzöſiſche Geſandte und ſeine Frau, und Herr 
von Radowitz,!) der ſich der beſonderen Gunſt des kaiſerlichen Hofs 


erfreut. 
Großherzog Friedrich von Baden an den Fürſten 


Hohenlohe. 
Karlsruhe, 29. Auguſt 1867. 

Seit Sie die Güte hatten, mir zu ſchreiben, iſt eine ſo lange Zeit 
verſtrichen, daß ich faſt Anſtand nehme, noch auf die damals berührten 
Gegenſtände zurückzukommen. Ein Dank kann aber nie zu ſpät kommen, 
und ſomit hoffe ich, daß Sie ihn auch heute noch freundlich aufnehmen 
wollen. 

Eine gründliche Veränderung der Verhältniſſe hat aber inzwiſchen 
ſtattgefunden und die damals uns bewegende Luxemburger Frage hat bereits 
andern den Platz geräumt. 

Die Lage der Verhältniſſe von Südweſtdeutſchland hat, wie mir 
ſcheint, eine Verbeſſerung erfahren durch Erneuerung und Umgeſtaltung 
des Zollvereins. Wir haben wenigſtens ein feſteres Band mit Nord- 
deutſchland geſchlungen und können daraus noch beſſere Verbindungen in 
politiſcher Beziehung entwickeln. 

Dieſe Ausſicht ſcheint mir einen weſentlichen Antrieb zur Salzburger 
Zuſammenkunft gegeben zu haben. Die Verhinderung eines Bündniſſes 
zwiſchen Südweſt⸗ und Norddeutſchland bildet, wie ich mich perſönlich 
überzeugte, einen fortwährenden Gegenſtand der Sorge in Paris. 

Die Haltung der ſüddeutſchen Regierungen wird für die weitere Ent- 
wicklung der franzöſiſch⸗öſterreichiſchen Abſichten von entſcheidender Be⸗ 
deutung werden. Wir werden vielleicht ſchon bald in der Lage ſein, vor⸗ 
läufige Fragen zu beantworten, und es treten daher von neuem die Auf⸗ 
gaben an uns heran, mit denen wir beide unſre erſten geſchäftlichen 
Berührungen pflegten. 

Im Hinblick auf dieſe etwa bevorſtehenden Aufgaben ſchien es mir 
von Bedeutung, Ihre Aufmerkſamkeit einem Verhältnis zuzuwenden, deſſen 
Vorzüge ich für ſo hervorragend erachte, daß ich nicht verſäumen wollte, 
Ihnen die Möglichkeit zu geben, davon Nutzen zu ziehen. 

Als der König von Württemberg nach Paris reiſte, traf ich unter⸗ 
wegs mit ihm zuſammen, und da ſprach er mir von dem Wunſch, mit 
dem König von Preußen zuſammenzutreffen, wenn derſelbe etwa, wie ge⸗ 
wöhnlich, im Spätſommer zu uns ins Land kommen ſollte. Da der König 
von Württemberg meiſt bis Ende September in Friedrichshafen reſidiert, 


1) Legationsrat an der preußiſchen Geſandtſchaft. 
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ſo ſchlug ich ihm vor, eine ſolche Begegnung zu vermitteln, inſofern die 
Abſicht des Königs von Preußen ſich realiſiere, den Geburtstag der Königin 
Auguſta auf Schloß Mainau zuzubringen. Ich verſprach dem König von 
Württemberg, ihn ſofort in Kenntnis zu ſetzen, wenn dieſe Pläne der 
preußiſchen Majeſtäten feſtſtehen. 

Es iſt nun ſehr wahrſcheinlich, daß dieſe Abſichten ſich erfüllen werden, 
da der König von Preußen ſchon bald in Baden-Baden erwartet wird. 

Wie erfreulich es wäre, wenn der König von Bayern ſich entſchließen 
könnte, dieſe Gelegenheit zu benutzen, um ebenfalls den König von Preußen 
am Bodenſee aufzuſuchen, bedarf keiner Verſicherung. Hingegen will ich 
nicht verſäumen, Ihnen dieſe Frage ans Herz zu legen und dabei die 
Verſicherung zu geben, daß ich mich glücklich ſchätzen würde, dem König 
auf Schloß Mainau die Gelegenheit dazu zu bieten. Die Entfernung von 
Hohenſchwangau nach Lindau iſt gering, und von Lindau aus könnte der 
König an einem Tage hin und zurück einen Beſuch auf Mainau abſtatten. 
Es verſteht ſich aber von ſelbſt, daß wenn der König auch länger bei uns 
vorlieb nehmen will, es mich ſehr erfreuen würde. 

Ich ſtelle daher meine Vermittlung ſowohl als auch meine Gaſt⸗ 
freundſchaft Ihrem Könige zur Verfügung und würde mich freuen, 
wenn Sie ebenfalls daran teilnehmen wollten. Ich glaube indeſſen 
Ihnen allein überlaſſen zu müſſen, ob Sie meinen Gedanken verwerten 
wollen oder nicht. Sie würden mich ſehr verbinden, wenn Sie mir 
bald eine Andeutung über eine etwaige Annahme meines Vorſchlags 
geben wollten, damit ich mich rechtzeitig mit dem Könige von Preußen 
in Verbindung ſetzen könnte. Der Geburtstag der Königin von Preußen 
iſt der 30. September, und vorher gehen beide Majeſtäten nach Hohen⸗ 
zollern. 

Möchten Sie meine Abſicht nicht verkennen und überzeugt bleiben 
von der ausgezeichneten Verehrung 


Ihres ergebenen 
Friedrich, Großherzog von Baden. 


Bericht an den König. 


Auſſee, 1. September 1867. 
Eurer Königlichen Majeſtät beehrt ſich der treugehorſamſt Unterzeichnete 
alleruntertänigſt zu berichten, daß er ein Schreiben des Großherzogs von 
Baden erhalten hat, in welchem derſelbe den Vorſchlag einer Zuſammen⸗ 
kunft Eurer Königlichen Majeſtät mit den Königen von Preußen und von 
Württemberg macht. 
Der treugehorſamſt Unterzeichnete hält ſich verpflichtet, dieſes Schreiben 
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ehrfurchtsvollſt in Vorlage zu bringen. Eure Königliche Majeſtät werden 
Allerhöchſtſelbſt am beſten zu ermeſſen vermögen, inwiefern ein ſolcher 
Vorſchlag Allerhöchſtihren Intereſſen entſpricht. 

Wenn es dem treugehorſamſt Unterzeichneten erlaubt iſt, ſeine Anſicht 
ehrfurchtsvollſt auszuſprechen, ſo erlaubt er ſich zu bemerken, daß die 
Zuſammenkunft mit dem Könige von Preußen und der Beſuch auf der 
Inſel Mainau gemeinſchaftlich mit dem Könige von Württemberg manche 
Vorteile bietet. 

Abgeſehen von dem Zweck, die freundſchaftlichen Beziehungen Eurer 
Königlichen Majeſtät mit dem königlich preußiſchen Hofe zu erhalten, 
würde die Anweſenheit Eurer Königlichen Majeſtät bei der Zuſammen⸗ 
kunft der ſüddeutſchen Monarchen einſeitige Verabredungen, die den 
Intentionen und dem Intereſſe Eurer Königlichen Majeſtät zuwider⸗ 
laufen, verhindern. 

Indem der treugehorſamſt Unterzeichnete indeſſen alles dem weiſen 
Ermeſſen Eurer Königlichen Majeſtät anheimſtellt, bittet er um den 
Allerhöchſten Befehl, in welchem Sinne er auf das Schreiben des Groß⸗ 
herzogs antworten ſoll. 


Großherzog Friedrich von Baden an den Fürſten 
Hohenlohe. 
Karlsruhe, 5. September 1867. 

Aus Ihrer heute erhaltenen freundlichen Antwort vom 1. September 
habe ich mit Dank entnommen, daß Sie meinen Vorſchlag gern aufnehmen. 
Ich beeile mich daher, Sie in Kenntnis zu ſetzen, daß ein Brief des Königs 
von Preußen heute mich benachrichtigt, daß es ihn ſehr freuen werde, 
wenn Seine Majeſtät der König von Bayern ihn während ſeines Auf⸗ 
enthalts bei uns beſuchen wolle. Dem Könige erſcheint Schloß Mainau 
ebenfalls als geeignetſter Punkt für dieſe Begegnung. Er wird wohl bald 
nach Eröffnung des Reichstags Baden beſuchen, einige Tage dort bleiben 
und dann nach Mainau kommen. Die Tage ſtehen noch nicht feſt, werden 
aber wohl bald beſtimmt werden, und dann werde ich Sie ſofort davon in 
Kenntnis ſetzen. 

Nun aber habe ich noch die Frage, ob Sie es für richtig und der 
Sache förderlich halten, wenn ich ſelbſt an den König von Bayern ſchreibe, 
um ihn einzuladen, nach Mainau zu kommen. Ich würde in dieſem Falle 
dem König ſagen, daß, da der König von Württemberg dorthin kommen 
wolle, um den König von Preußen zu beſuchen, es mir eine Pflicht ſcheine, 
ihm die Möglichkeit zu gewähren, den gleichen Schritt in angenehmer 
Weiſe tun zu können u. ſ. w. Ich würde Ihnen dankbar ſein, wenn Sie 
mir Ihre Anſicht darüber mitteilen wollten. 
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Miniſterialrat von Lutz an den Fürſten Hohenlohe. 
Hohenſchwangau, 10. September 1867. 

Einen Tag nach Ihrem Schreiben vom Anfang dieſes Monats kam 
das Schreiben Eurer Durchlaucht an Seine Majeſtät den König nebſt dem 
beigebogenen Briefe des Großherzogs von Baden dahier an. Ich werde 
kaum Urſache haben, Eurer Durchlaucht näheres über die Aufnahme der 
Sache an der entſcheidenden Stelle zu ſchreiben. Daß ich gefaßt darauf 
war, manche Rede halten zu müſſen, wenn es zur Annahme der Einladung 
nach Mainau kommen ſollte, werden Eure Durchlaucht ohnedies ſehr wohl 
ermeſſen können. Ich habe es denn auch nicht daran fehlen laſſen, alle 
Gründe für die Reiſe nach Mainau ins Feld zu führen und ſo namentlich 
den Beweggrund, welchen Eure Durchlaucht mir an die Hand zu geben 
die Güte hatten, und welcher von der Rührigkeit des Herrn von Varn⸗ 
büler hergenommen iſt — aber bis jetzt vergebens. Bis heute wurden jeden 
Tag die Gründe für und wider in Erwägung gezogen; die Gründe gegen 
die Reiſe wurden aber von Seiner Majeſtät mit ſo viel Schärfe aufgeſucht 
und ward denſelben ſo großes Gewicht beigelegt, daß ich heute endlich 
den Befehl erhielt, Eurer Durchlaucht zu ſchreiben, Seine Majeſtät zögen 
es vor, die Einladung nach Mainau dankend abzulehnen. Seine Majeſtät 
haben mir befohlen, Eurer Durchlaucht folgendes dabei zu ſagen: nach 
der Anſicht Seiner Majeſtät gehe aus der Zeit der Einladung und aus 
den Motiven des Großherzogs unzweideutig hervor, daß die Abſicht dahin 
gehe, mit der Zuſammenkunft in Mainau eine politiſche Demonſtration 
gegen die Salzburger Zuſammenkunft zu machen, welche etwa dahinaus⸗ 
laufe, daß die ſüddeutſchen Fürſten laut vor aller Welt ihre Abneigung 
gegen die Teilnahme an einem franzöſiſch⸗öſterreichiſchen Bündniſſe und 
gegen jede Einmiſchung Frankreichs und Oeſterreichs in die deutſchen 
Angelegenheiten, anderſeits aber ihr Feſthalten an Preußen und an dem 
Beſtreben nach dem Anſchluſſe Süddeutſchlands an Norddeutſchland 
dokumentieren wollten, alles dieſes ſelbſt auf die Gefahr hin, daß dies 
von Frankreich oder Oeſterreich übel vermerkt werde. In welchem Sinne 
eine ſolche Trutzerklärung von dem Großherzoge aufgefaßt werde, dafür 
gebe die badiſche Thronrede genügenden Aufſchluß.!) Nun ſei zwar Bayern 
ſicher nicht gewillt, franzöſiſch⸗öſterreichiſche Bündniſſe zu ſuchen, ſondern 
wolle ehrlich und treu an dem abgeſchloſſenen Bündniſſe feſthalten, aber 
auf den Standpunkt des Großherzogs könne ſich Seine Majeſtät deshalb 


) In feiner Thronrede vom 5. September hatte der Großherzog gejagt: 
„Die .. . Friedensverträge haben ... Preußen an die Spitze des Norddeutſchen 
Bundes geſtellt und den ſüddeutſchen Staaten vorbehalten, eine nationale Einigung 
mit dieſem Bunde einzugehen. Mein Entſchluß ſteht feſt, dieſer nationalen Einigung 
unausgeſetzt nachzuſtreben.“ 
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doch nicht ſtellen, und zu einer Trutzerklärung gegen die andern Mächte, 
die Bayern mehr als nötig an Preußen knüpfe und letzteres nur noch zu 
weiteren Uebergriffen ermutigen werde, ſcheine die Salzburger Zuſammen⸗ 
kunft keinen genügenden Anlaß zu bieten. Man ſcheine die Sache in 
Berlin ſelbſt jetzt ruhiger zu betrachten als anfangs, wie unzweideutig 
aus der gemäßigten Sprache der offiziöſen Preſſe hervorgehe. Dazu 
komme, daß in Mainau doch leicht weitere Propoſitionen gemacht werden 
könnten, deren Ablehnung in der Tat unangenehmere Folgen haben könne 
als die Vermeidung der Gelegenheit zu deren Propoſition. 

Beifügen ſoll ich, daß Seine Majeſtät nichts dagegen zu erinnern 
fänden, ſondern ſogar nicht ungern ſehen würden, wenn Eure Durchlaucht 
nach der Mainau gingen und etwa den Herrn Miniſterialrat von Völdern— 
dorff mit ſich nehmen wollten. Wenn mich Eure Durchlaucht fragen, wie 
das letztere zu verſtehen ſei, ſo kann ich nur auf den Schlußſatz Ihres 
Briefs hinweiſen, wo es heißt: „Wenn Seine Majeſtät mich allein hin⸗ 
ſchicken, ſo genügt das nicht.“ Alle Verſuche der Interpretation dieſer 
Stelle in dem Sinne, daß Ihren Abſichten mit Völderndorffs Beiordnung 
nicht genügt werde, haben nicht zum Ziele geführt. Den Brief des Groß- 
herzogs lege ich wieder bei, ich habe für den Fall des Bedürfens Abſchrift 
zurückbehalten. Wenn Eure Durchlaucht nochmals in einem Berichte 
auf die Sache zurückkommen wollen, ſo iſt vielleicht doch noch ein andres 
Reſultat zu erreichen. Letzteres iſt übrigens nur meine Privatmeinung. 

Ueber den Juſtizminiſter hoffe ich in den nächſten Tagen Entſcheidendes 
melden zu können.!) 


Bericht an den König. 
Auſſee, 13. September 1867. 

Durch Schreiben des Kabinettsſekretärs Eurer Königlichen Majeſtät 
iſt dem treugehorſamſt Unterzeichneten der Auftrag erteilt worden, die von 
Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzog von Baden angeregte Zu— 
ſammenkunft mit den Königen von Preußen und von Württemberg dankend 
abzulehnen. 

Der treugehorſamſt Unterzeichnete wird dieſem Befehle ſofort nach— 
kommen und erlaubt ſich dabei, ehrfurchtsvollſt zu berichten, daß nach 
einem geſtern eingetroffenen Telegramm des Staatsrats Daxemberger der 
König von Württemberg die gemeinſchaftliche Begegnung mit dem König 
von Preußen abgelehnt, ſich dagegen vorbehalten hat, dem Könige von 
Preußen allein einen Beſuch auf Mainau zu machen. Hiermit fällt die 


1) Die Ernennung des Miniſterialrats Lutz zum Juſtizminiſter erfolgte am 
16. September, gleichzeitig die Ernennung des Polizeidirektors Lipowsky zum 
Kabinettsſekretär des Königs. 
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Vorausſetzung, auf welche der in dem alleruntertänigſten Antrage vom 
1. d. M. enthaltene Vorſchlag gegründet war, und bietet ſich ein paſſendes 
Motiv zur Ablehnung. 

Nachdem der treugehorſamſt Unterzeichnete indeſſen geſtern ein Schreiben 
des Großherzogs auf die vorläufige Anzeige des treugehorſamſt Unter⸗ 
zeichneten, daß er an Seine Königliche Majeſtät Bericht erſtatten werde, 
erhalten hat, in welchem der Großherzog ſchreibt: 

„Ich beeile mich, Sie in Kenntnis zu ſetzen, daß ein Brief des 
Königs von Preußen heute mich benachrichtigt, daß es ihn ſehr 
freuen werde, wenn Seine Majeſtät der König von Bayern ihn 
während ſeines Aufenthalts bei uns beſuchen wolle,“ 
ſo muß der treugehorſamſt Unterzeichnete dem Allerhöchſten Ermeſſen 
Eurer Königlichen Majeſtät anheimſtellen, ob Allerhöchſtdieſelben es für 
angemeſſen erachten, dem Könige von Preußen, und zwar zu einer andern 
Zeit als der König von Württemberg, einen Beſuch abzuſtatten, der in 
dieſem Falle ohne alle politiſche Bedeutung und nur ein Akt der Höflichkeit 
ſein würde. Inwiefern derſelbe den Charakter einer Erwiderung eines 
von Seiner Majeſtät dem Könige von Preußen Seiner Majeſtät gemachten 
Beſuchs tragen würde, vermag der treugehorſamſt Unterzeichnete bei ſeiner 
Unkenntnis der früheren Vorgänge nicht zu ermeſſen, auch glaubt er ſich 
jeder weiteren Beurteilung der nun den Charakter einer Etikettenfrage 
annehmenden Angelegenheit enthalten zu ſollen. 


An den Großherzog von Baden. 
Auſſee, 13. September 1867. 

Eurer Königlichen Hoheit gnädiges Schreiben vom 5. d. M. habe ich 
gleichzeitig mit der Antwort Seiner Majeſtät des Königs auf meinen 
Bericht über die Begegnung mit Seiner Majeſtät dem König von Preußen 
erhalten. Seine Majeſtät trägt mir auf, Eurer Königlichen Hoheit ſeinen 
herzlichen Dank für die freundliche Vermittlung einer Begegnung mit den 
Königen von Preußen und Württemberg zu jagen, glauben aber jetzt, nach⸗ 
dem die Nachricht eingelaufen iſt, daß Seine Majeſtät der König von 
Württemberg die Zuſammenkunft abgelehnt und ſich vorbehalten haben, 
einen geſonderten Beſuch bei Seiner Majeſtät dem König von Preußen 
zu machen, auch ſeinerſeits nicht in der Lage zu ſein, die freundliche Ein⸗ 
ladung Eurer Königlichen Hoheit anzunehmen. 

Ich habe nun den Inhalt des letzten Schreibens Eurer Königlichen 
Hoheit Seiner Majeſtät dem König mitgeteilt und Allerhöchſtdemſelben 
anheimgeſtellt, über den etwaigen geſonderten Beſuch Beſchluß zu faſſen. 

Was die Frage Eurer Königlichen Hoheit betrifft, ſo kann ich zwar 
der Entſchließung Eurer Königlichen Hoheit nicht vorgreifen, glaube aber 
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bei der gegenwärtigen Wendung, welche die Frage der Zuſammenkunft der 
Monarchen genommen hat, ehrfurchtsvollſt raten zu ſollen, keine Einladung 
an Seine Majeſtät den König, meinen allergnädigſten Herrn, ergehen 
laſſen zu wollen. Wenn es möglich iſt, den König zu einem Beſuche bei 
Seiner Majeſtät dem König von Preußen und bei Eurer Königlichen 
Hoheit zu beſtimmen, werde ich die nötigen Schritte tun. Sollte ich die 
Einladung Eurer Königlichen Hoheit ſpäter für erforderlich halten, ſo darf 
ich mir wohl erlauben, darauf zurückzukommen. 


Bericht an den König. 
München, 19. September 1867. 

Aus dem Schreiben des Kabinettsſekretärs Eurer Königlichen Majeſtät 
hat der treugehorſamſt Unterzeichnete erſehen, daß Eure Königliche Majeſtät 
beabſichtigen, den Gegenbeſuch dem König von Preußen nicht auf der 
Mainau, ſondern bei paſſender Zeit in Berlin zu machen. Wenn der 
treugehorſamſt Unterzeichnete deſſenungeachtet auf dieſen Gegenſtand zurück⸗ 
zukommen ſich erlaubt, ſo geſchieht dies im Gefühl der Verantwortung, 
die ihm ſeine Stellung auferlegt und ihn verpflichtet, das Intereſſe Eurer 
Königlichen Majeſtät nach Kräften zu wahren. 

Er erlaubt ſich daher, nachſtehendes ehrfurchtsvollſt vorzutragen. 

Nachdem der Großherzog von Baden und der König von Preußen, 
wie dies aus dem Briefe des Großherzogs erſichtlich iſt, beſtimmt auf den 
Beſuch Eurer Königlichen Majeſtät rechnen und nachdem auch der dieſem 
alleruntertänigſten Berichte beiliegende Brief des Großherzogs in derſelben 
Meinung geſchrieben zu ſein ſcheint, würde das Unterlaſſen dieſes Beſuchs 
— der, wie der treugehorſamſt Unterzeichnete aus dem Schreiben des 
Miniſterialrats Lutz entnehmen zu müſſen glaubt, ein Gegenbeſuch Eurer 
Königlichen Majeſtät wäre — jedenfalls große Verſtimmung hervorrufen. 

Hiermit nimmt die Frage eine politiſche Bedeutung an, und der treu⸗ 
gehorſamſt Unterzeichnete darf Eurer Königlichen Majeſtät ſeine Befürchtung 
nicht verſchweigen, daß bei der Stellung, welche Preußen jetzt in Deutſch⸗ 
land einnimmt und bei den Mitteln, welche der preußiſchen Regierung zu 
Gebote ſtehen, eine ſolche Verſtimmung des preußiſchen Monarchen für 
Eure Königliche Majeſtät wie für Bayern die nachteiligſten Folgen haben 
könnte. 

Es können Zeiten und Verhältniſſe eintreten, wo Eure Königliche 
Majeſtät der freundlichen Geſinnungen des Königs von Preußen bedürfen, 
und dieſe Zeiten können ſo bald eintreten, daß eine Verzögerung der 
Wiederherſtellung dieſer freundſchaftlichen Beziehungen im höchſten Grade 
bedenklich erſcheint. 

Der treugehorſamſt Unterzeichnete kann es deshalb nicht unterlaſſen, 
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Eurer Königlichen Majeſtät ebenſo ehrfurchtsvollſt als dringend zu raten, 
in eignem Allerhöchſtem Intereſſe einen Beſuch auf der Mainau zu machen. 

Sollten Eure Königliche Majeſtät anders beſchließen, ſo glaubt der 
treugehorſamſt Unterzeichnete durch dieſe alleruntertänigſte Darlegung ſeiner 
Pflicht genügt zu haben und kann die Verantwortung für alle Folgen, 
welche die Unterlaſſung des angeregten Beſuchs mit ſich führen wird, von 
ſich ablehnen. 


Großherzog Friedrich von Baden an den Fürſten 


Hohenlohe. 
Karlsruhe, 23. September 1867. 

Empfangen Sie meinen beſten Dank für Ihr freundliches Schreiben 
vom 13. d. M., aus dem ich mit Freuden entnahm, daß Sie noch nicht 
ganz die Hoffnung aufgeben, Seine Majeſtät den König von Bayern zu 
einem geſonderten Beſuche ſeines Herrn Oheims bewegen zu können. 

Ich bedaure ſehr, daß mein Vorſchlag einer gleichzeitigen Begegnung 
der drei Monarchen in Stuttgart einen Anlaß gab, nach München Be⸗ 
denken darüber zu äußern, und daß dadurch Ihr König ſich abhalten ließ, 
eine Sache auszuführen, welche bei der nahen Verwandtſchaft mit dem 
König von Preußen ſo unbedenklich wäre. 

Zur Unterſtützung Ihrer Bemühungen erlaube ich mir daher, über 
die Reiſepläne der preußiſchen Majeſtäten Ihnen noch folgendes mitzuteilen: 

Am 27. September trifft der König auf Schloß Mainau ein und 
bleibt dort bis zum 2. Oktober, an welchem Tage die Reiſe nach Hohen⸗ 
zollern angetreten wird. Am 1. Oktober wird der König den König von 
Württemberg bei uns empfangen, und es iſt wahrſcheinlich, daß am folgenden 
Tage die preußiſchen Majeſtäten dieſen Beſuch auf der Reiſe nach Hohen⸗ 
zollern in Friedrichshafen erwidern werden. 

Hienach wäre immer noch die Möglichkeit vorhanden, daß Ihr König 
entweder auf Mainau oder in Hohenzollern, etwa in Sigmaringen, dem 
König von Preußen einen geſonderten Beſuch abſtatten könnte. Der 
Aufenthalt in dieſem Fürſtentum wird doch wohl mindeſtens drei Tage 
in Anſpruch nehmen, und mein Onkel, der Fürſt von Hohenzollern, wird 
ſich gewiß ſehr freuen, Ihren König bei ſich bewirten zu dürfen. Auch 
hierfür übernehme ich die eventuelle Vermittlung. 

Möchten Sie in dieſen Mitteilungen nur die Abſicht erkennen, Ihnen 
möglichſt nützlich zu ſein bei Ausführung Ihres ſchwierigen Amts. 


Fürſt Hohenlohe an den Großherzog von Baden. 
München, 30. September 1867. 
Eurer Königlichen Hoheit gnädigſtes Schreiben vom 23. d. M. habe 
ich bisher nicht beantworten können, da die Entſcheidung des Königs 
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meines allergnädigſten Herrn, nicht erfolgt war und ich immer noch die 
Hoffnung nicht aufgegeben hatte, daß die Reiſe nach der Mainau noch 
ſtattfinden werde. Nun iſt indeſſen der negative Entſchluß gefaßt, und ich 
erlaube mir, Eure Königliche Hoheit zu bitten, mich auf den Ausdruck 
meines Bedauerns beſchränken zu dürfen und mich von der weiteren Aus⸗ 
führung der Gründe des Entſchluſſes zu dispenſieren. 


Die Bemühungen des Fürſten hatten ſchließlich den Erfolg, daß 
König Ludwig ſich entſchloß, den König von Preußen auf deſſen Rückreiſe, 
die ihn von Sigmaringen nach Nürnberg führte, auf bayriſchem Gebiete 
zu begrüßen. Die Begegnung fand am 6. Oktober 1867 Nachmittags 
von 4 bis 6 Uhr auf dem Bahnhofe zu Augsburg ſtatt. 


Am 28. September traten die Kammern zuſammen. Ihre erſte Auf⸗ 
gabe war die Beratung des neuen Zollvereinvertrags. 


Rede des Fürſten in der Kammer der Abgeordneten am 
8. Oktober 1867. 


Meine Herren! Die Vorlagen, welche Sie ſoeben entgegengenommen 
haben, gehören wohl zu den wichtigſten, welche im Laufe dieſer Landtags⸗ 
periode Ihrer Beratung unterſtellt worden. 

Die große politiſche Bedeutung derſelben mag es gerechtfertigt er- 
ſcheinen laſſen, wenn ich davon Anlaß nehme, einige Worte über die 
äußere Politik der Staatsregierung und insbeſondere über unſre Stellung 
zur deutſchen Frage zu ſprechen. 

Sie ſind mir, als ich das letztemal Gelegenheit hatte, dieſe Frage 
zum Gegenſtand meines Vortrages in dieſem hohen Hauſe zu machen, 
mit einem ſo hohen Grad ehrenden Vertrauens entgegengekommen, daß ich 
fürchten müßte, dieſes Vertrauens verluſtig zu gehen, wollte ich Ihnen 
nicht jetzt, nach Ablauf faſt eines Jahres, rückhaltlos über die Tätigkeit 
der Staatsregierung in einer Angelegenheit Rechenſchaft ablegen, die ebenſo 
tief das Nationalgefühl des deutſchen Volkes berührt, wie ſie in deſſen 
wichtigſte materielle Intereſſen eingreift. 

Ich werde verſuchen, Ihnen und damit dem Lande gegenüber den 
Beweis zu liefern, daß die Staatsregierung die Ziele, welche ich damals 
als diejenigen der bayriſchen Politik bezeichnet habe, nicht aus dem Auge 
verloren, daß ſie ſich unabläſſig bemüht hat, ſie zu erreichen; wie ſie denn 
auch die Hoffnung des Gelingens und damit die Hoffnung in die Zukunft 
Deutſchlands und Bayerns nicht aufgegeben hat. 

Ich weiß, daß man von einer Seite dieſe Bemühungen für ungenügend 
erklärt, daß man das Ziel als gegeben, als leicht zu erreichen betrachtet, 
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und daß man die einfachſte Löſung der deutſchen Frage in dem Eintritt 
Süddeutſchlands in den Norddeutſchen Bund erblickt. 

Meine Herren! Wenn es die Staatsregierung ſchon damals, als 
nur der Entwurf der norddeutſchen Bundesverfaſſung bekannt war, mit 
ihrer Pflicht nicht vereinbar hielt, den bedingungsloſen Eintritt in den 
Norddeutſchen Bund, das heißt den Eintritt ohne vorherige Abänderung 
der Bundesverfaſſung anzuſtreben, ſo muß ſie um ſo mehr jetzt, wo dieſe 
Verfaſſung abgeſchloſſen iſt und eine Umgeſtaltung derſelben nicht in 
Ausſicht ſteht, auf ihrem Standpunkt beharren. 

Gründe der äußeren und inneren Politik haben Preußen veranlaßt, 
die norddeutſchen Staaten mit einer Verfaſſungsform zu umſchließen, der 
man das Verdienſt nicht abſprechen kann, die ſtaatliche Einheit des Nordens 
von Deutſchland anzubahnen, die ſich aber eben deshalb in ihrer Entwick⸗ 
lung von dem Charakter einer Bundesverfaſſung im eigentlichen Sinne 
des Wortes mehr und mehr entfernen dürfte. 

Wohl habe ich es anerkannt, daß kein Bundes verhältnis dem nationalen 
Bedürfniſſe genügt, wenn nicht von den einzelnen Kontrahenten die ent⸗ 
ſprechenden Opfer zum Gedeihen des Ganzen gebracht werden; allein das 
Maß der Opfer, welches der Eintritt in den Norddeutſchen Bund den 
ſüddeutſchen Staaten auflegen würde, entſpricht nicht dem Grade der 
Selbſtändigkeit, welchen dieſe Staaten ſich zu erhalten berechtigt und, 
wie ich annehmen darf, ihrer überwiegenden Mehrheit nach auch ent⸗ 
ſchloſſen ſind. 

Die freie konſtitutionelle Entwicklung Süddeutſchlands, wie ſie ſich 
ſeit fünfzig Jahren geſtaltet hat, gibt dem ſüddeutſchen Volk zu dieſem 
Entſchluß das Recht und die Kraft. 

Es kann hierbei füglich unerörtert bleiben, inwieweit die Nikolsburger 
Präliminarien und der Prager Frieden einen berechtigten Grund abgeben 
würden, der Ausdehnung der norddeutſchen Bundesverfaſſung auf das 
geſamte Deutſchland entgegenzutreten. Jene Verträge ſind indeſſen unter 
Berückſichtigung realer Machtverhältniſſe abgeſchloſſen, deren Bedeutung 
derjenige nicht verkennen darf, der dazu berufen iſt, mit gegebenen Tat⸗ 
ſachen zu rechnen, und der verpflichtet iſt, alles zu vermeiden, was die 
Entwicklung der Geſchicke unſers Vaterlandes in unberechenbar gewaltſame 
Bahnen leiten könnte. 

Die preußiſche Regierung hat zudem ſelbſt erklärt, ſie verlange die 
Verbindung mit dem Süden keineswegs auf derſelben Grundlage wie 
jene, auf welcher der Bund mit den norddeutſchen Staaten beruht; es 
bedürfe nur eines unzweideutigen Ausdrucks der nationalen Gemeinſchaft, 
welcher gleichzeitig die Gewißheit gebe, daß die ſüddeutſchen Staaten nicht 
einer feindſeligen Tendenz gegen Norddeutſchland verfallen, und daß die 
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Pflege der gemeinſamen materiellen Intereſſen des deutſchen Volkes durch 
gemeinſame organiſche Einrichtungen ſichergeſtellt werde. 

Wenn demnach Gründe der äußeren Politik ſowohl als Rückſichten 
auf die Erhaltung der Selbſtändigkeit des Landes die Verbindung Bayerns 
mit dem deutſchen Norden auf der Grundlage der norddeutſchen Bundes⸗ 
verfaſſung nicht möglich erſcheinen ließen, ſo mußte die Staatsregierung 
einen andern Weg ſuchen, um dieſe Verbindung zu bewirken. Denn die 
Staatsregierung konnte und wollte ſich der Aufgabe nicht entziehen, welche 
von mir am 23. Januar mit den Worten bezeichnet wurde: 

„Durch vertragsmäßige Vereinbarung einen Zuſammenſchluß 
Deutſchlands zu ermöglichen auf Grundlagen, die mit der In⸗ 
tegrität des Staates und der Krone vereinbar ſind.“ 

Es ließen ſich hier drei verſchiedene Wege denken. 

Einmal: die Bildung zweier Bundesſtaaten, eines ſüddeutſchen 
gegenüber dem norddeutſchen, mit gemeinſamen Organen für einzelne be- 
ſtimmte Zwecke, 

zweitens: ein internationaler Bund aller einzelnen deutſchen Staaten, 
analog der früheren deutſchen Bundesverfaſſung, 

und drittens: ein internationaler Bund der ſüddeutſchen Staaten 
mit dem Norddeutſchen Bunde. 

Gegen den Verſuch einer organiſchen Verbindung eines für ſich be⸗ 
ſtehenden ſüddeutſchen Bundesſtaates mit dem nördlichen Deutſchland ſprach 
die Abneigung derjenigen Staaten, mit welchen Bayern dieſen ſüddeutſchen 
Bundesſtaat gründen müßte. Es ſprach dagegen die Schwerfälligkeit eines 
Organismus, in welchem der Keim des Unfriedens gelegen hätte, und 
endlich die Gefahr der Weiterausbildung des Gegenſatzes zwiſchen dem 
Norden und dem Süden von Deutſchland. 

Die internationale Verbindung ſämtlicher deutſcher Staaten auf 
Grund eines völkerrechtlichen Vertrags war durch die Auflöſung des 
früheren Deutſchen Bundes und durch den eben erſt ins Leben getretenen 
norddeutſchen Bundes ſtaat unmöglich geworden. Es konnte Preußen nicht 
zugemutet werden, die norddeutſche Bundesverfaſſung, die Frucht ſeiner 
Siege, wieder aufzugeben. 

Es blieb alſo der Staatsregierung kein andrer Weg, als auf die 
Wiedervereinigung Deutſchlands hinzuarbeiten unter Anerkennung der 
beſtehenden Tatſachen. 

Dieſe Tatſachen lagen vor: in dem Austritt Oeſterreichs aus dem 
Bunde, in dem feſtgeſchloſſenen norddeutſchen Bundesſtaate und in den 
auf ſich ſelbſt angewieſenen ſüddeutſchen Staaten. 

Der Weg einer internationalen Verbindung der letzteren mit dem 
Norddeutſchen Bunde war alſo vorgezeichnet. 
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Die Vorbedingung zur Erreichung eines günſtigen Reſultats in dieſer 
Richtung erblickte die Staatsregierung in einer Uebereinſtimmung der 
ſüddeutſchen Staaten untereinander über die Schritte, die zu geſchehen 
hätten, ſowie über die Zugeſtändniſſe, die zu machen wären, um eine 
praktiſch wertvolle Verbindung mit dem Norden herzuſtellen. In dieſem 
Gedanken begann die Staatsregierung alsbald, nachdem ich die Leitung 
der Geſchäfte übernommen hatte, diplomatiſche Verhandlungen, welche ſich 
zuvörderſt auf eine gemeinſame Aktion hinſichtlich derjenigen Maßregeln 
bezogen, die ein loyaler Vollzug der mit Preußen abgeſchloſſenen Schutz⸗ 
und Trutzbündniſſe notwendig machte. 

Es iſt Ihnen bekannt, daß deshalb zu Stuttgart ein Zuſammentritt 
der ſüddeutſchen Miniſter ſtattfand, daß hier in bezug auf die militäriſche 
Organiſation eine Reihe wichtiger Einverſtändniſſe erzielt wurde, und ich 
hoffe, daß die Militärkonferenzen, welche damals für den Monat Oktober 
verabredet wurden, und welche demgemäß in Bälde dahier zuſammentreten 
werden, die gleichmäßige Organiſation der ſüddeutſchen Wehrkräfte weiter 
entwickeln werden. 

Sobald dieſes Reſultat erreicht war, begannen auch Verhandlungen 
auf dem politiſchen Gebiete. Ich brauche wohl nicht zu verſichern, daß 
dieſe Verhandlungen mit großen Schwierigkeiten verknüpft waren — 
Schwierigkeiten, welche durch die bedenkliche Geſtaltung der Luxemburger 
Frage nicht wenig erhöht wurden. 

Es würde hier zu weit führen, den Gang und die Phaſen der Unter⸗ 
handlungen im einzelnen darzulegen; ich beſchränke mich darauf, als das 
Reſultat im allgemeinen zu bezeichnen, daß dieſelben zu einer vorläufigen 
Verſtändigung über die Grundlagen geführt haben, auf welchen mit dem 
Norddeutſchen Bunde unterhandelt werden ſollte. 

Hierbei wurde der Gedanke einer Allianz dieſes Staatenbundes mit 
Oeſterreich als einer notwendigen Ergänzung der nationalen Beſtrebungen 
feſtgehalten. 

Meine Herren! Ich bin weit davon entfernt, die Ereigniſſe der 
jüngſten Vergangenheit zu ignorieren oder der vergeblichen Arbeit mich 
anſchließen zu wollen, das Geſchehene ungeſchehen zu machen. Ich bin auch 
jetzt wie früher der Anſicht, daß ein Verfaſſungsbündnis der ſüddeutſchen 
Staaten unter der Führung Oeſterreichs nicht möglich iſt. Dabei will ich 
nicht anſtehen, zu erklären, daß uns weder von Oeſterreich noch von 
Frankreich in dieſer Richtung irgendwelche Andeutungen oder Vorſchläge 
gemacht worden ſind. Je weniger wir aber jetzt die Gefahr einer unheil⸗ 
baren Trennung Deutſchlands in ein Süd⸗ und Norddeutſchland zu be⸗ 
ſorgen haben, um ſo dringender tritt an uns die Anforderung heran, 
Oeſterreich, als dem natürlichen Verbündeten Preußens ſowohl wie des 
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ſüdlichen Deutſchlands, einen Weg nicht zu verſchließen, der allein geeignet 
iſt, den Frieden Europas auf ſicherſter Grundlage zu verbürgen. 

Dieſe Erwägung konnte nicht ohne Einfluß auf die Grundzüge bleiben, 
welche die Staatsregierung für eine deutſche Geſamtverfaſſung feſthalten 
zu müſſen glaubte. 

Im allgemeinen können dieſe Grundlagen dahin definiert werden, daß 
die in Artikel 3 und 4 des urſprünglichen Entwurfs der norddeutſchen 
Bundesverfaſſung enthaltenen Gegenſtände — ſonach ein nicht unbedeutendes 
Gebiet der Geſetzgebung und Verwaltung — für gemeinſam erklärt und 
als Bundesangelegenheiten behandelt werden ſollten, und daß im übrigen 
die Verbindung den Charakter eines Staatenbundes unter preußiſchem 
Präſidium zu tragen habe. 

Während dieſe Verhandlungen im Gang waren, erhielt die Staats⸗ 
regierung die Einladung zur Teilnahme an den Berliner Zollkonferenzen. 
Die Staatsregierung konnte ſich derſelben um ſo weniger entziehen, als 
fie hierzu durch die Beſtimmungen des Berliner Friedensvertrages ſowohl 
wie durch die Fürſorge für die materiellen Intereſſen des Landes ver⸗ 
pflichtet war. 

Der Vertrag, welcher aus dieſen Konferenzen hervorging, liegt Ihrer 
Beurteilung vor. 

Sie werden unſchwer erkennen, daß die Bedingungen, an welche 
Preußen die Aufrechterhaltung des Zollvereins knüpfte, nicht ohne Einfluß 
auf den weiteren Fortgang des begonnenen Werkes bleiben konnten. Die 
Staatsregierung mußte notwendigerweiſe das Inslebentreten der neuen 
Organiſation des Zollvereins mit ſeinen Folgen abwarten, um danach zu 
ermeſſen, in welcher Form neben derſelben der beabſichtigte Staatenbund 
zur Durchführung gebracht werden könne. 

Die Staatsregierung ſieht demnach ihre Aufgabe nicht als gelöſt an. 
Sie wird die Politik, die ſie als die allein richtige erkennt, nach wie vor 
feſthalten. Sie wird es verſuchen, in Uebereinſtimmung mit ihren ſüd⸗ 
deutſchen Bundesgenoſſen und unter Berückſichtigung beſtehender Verträge, 
auf den gewonnenen Grundlagen die nationale Verbindung mit dem 
deutſchen Norden herzuſtellen. 

Die Staatsregierung iſt ſich aber der Verantwortlichkeit bewußt, die 
ihr die Pflicht der ſtaatlichen Selbſterhaltung Bayerns und die gefahrvolle 
Lage Europas auflegt. 

Daraus ergibt ſich von ſelbſt die Richtung, welche die Staatsregierung 
einhalten wird. 

Ich will es verſuchen, dieſe Richtung möglichſt klar und einfach 
auszudrücken. 

Wir wollen nicht den Eintritt Bayerns in den Norddeutſchen Bund, 


1 


| 
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wir wollen kein Verfaſſungsbündnis der ſüddeutſchen Staaten unter der 
Führung Oeſterreichs; wir wollen keinen ſüdweſtdeutſchen Bundesſtaat, 
der für ſich abgeſchloſſen wäre oder ſich gar an eine nichtdeutſche Macht 
anlehnte; wir wollen ebenſowenig eine Großmachtspolitik und glauben 
nicht, daß Bayern in einer Vermittlerrolle das Endziel ſeiner Politik zu 
ſuchen hat. 

Das iſt es, was wir nicht wollen. 

Was wir aber wollen, und was wir auch ferner anſtreben werden, 
iſt die nationale Verbindung der ſüddeutſchen Staaten mit dem Nord⸗ 
deutſchen Bunde, und damit die Einigung des zurzeit getrennten Deutſch⸗ 
lands in der Form eines Staatenbundes. 5 

Es iſt dies dasſelbe, was die Nikolsburger Präliminarien und der 
Prager Frieden anerkennen. 

Meine Herren! Ich ſage nicht Verbindung Bayerns mit dem Nord- 
deutſchen Bunde, ich ſage Verbindung der ſüddeutſchen Staaten. Und 
ich wünſchte, daß darüber vollſtändige Klarheit herrſche. Wie ſich die 
Verhältniſſe jetzt geſtaltet haben, wäre es nach meiner Ueberzeugung weder 
politiſch korrekt noch zweckmäßig noch auch — man gebe ſich keinen Illu⸗ 
ſionen hin — in friedlicher Weiſe durchführbar, daß einzelne Staaten 
ſüdlich des Mains mit Norddeutſchland in nähere Verbindung träten. 

Das nationale Band, das zwiſchen uns und dem Norddeutſchen Bunde 
geſchaffen werden ſoll, muß den ganzen Süden umfaſſen. Nur in dieſer 
Form iſt es zuläſſig und zurzeit erreichbar. 

Hiermit habe ich Ihnen, meine Herren, dargelegt, nach welchen Grund⸗ 
ſätzen ich die auswärtige Politik Bayerns bisher geführt habe, und das 
Ziel bezeichnet, welches die Staatsregierung zu erreichen beſtrebt iſt. 

Sie werden bei Beratung der Ihnen heute gemachten Vorlagen Ge⸗ 
legenheit haben, ſich auszuſprechen, ob der Weg, den die Staatsregierung 
eingeſchlagen hat, den Anſichten des Landes entſpricht. 

Welches Urteil Sie aber auch über meine politiſche Tätigkeit fällen 
mögen, darin werden Sie mit mir übereinſtimmen, daß das Band nicht 
zerriſſen werden darf, welches die materiellen Intereſſen Deutſchlands 
ſichert und ohne welches eine nationale Verbindung irgendeiner Art 
unbedingt nicht gedacht werden kann. 


Die Rede des Fürſten wurde in Berlin gut aufgenommen. Die 
amtliche Provinzial⸗Korreſpondenz erkannte in der Erklärung des Fürſten 
ein ernſtes nationales Streben und hoffte, die Politik des bayriſchen 
Miniſterpräſidenten werde für die weitere Entwicklung der deutſchen Sache 
von wichtigen Erfolgen ſein. Preußen lege weniger Wert auf Namen, 
unter welchen die nationalen Beziehungen gepflegt werden, als auf die 

Fürſt Hohenlohe, Denkwürdigkeiten. I 18 
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tatſächliche einigende Gemeinſchaft für die praktiſchen Aufgaben und In⸗ 
tereſſen der Nation. Die offiziöſe „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ rühmte 
die antidualiſtiſche Tendenz in der Rede des Fürſten, bemerkte bezüglich 
der Ablehnung des Eintritts in den Norddeutſchen Bund, daß Preußen 
keine Anſtrengungen machen würde, dieſen Entſchluß zu ändern. Ueber 
die Aeußerungen betreffend die Bildung eines Staatenbunds zwiſchen 
Norddeutſchland und den ſüddeutſchen Staaten ſowie über die Allianz mit 
Oeſterreich ſeien weitere Aufklärungen abzuwarten. Gegenüber der Er⸗ 
klärung, daß dieſer Staatenbund den ganzen Süden umfaſſen müſſe und 
daß kein einzelner ſüddeutſcher Staat eine nähere Verbindung mit dem 
Norddeutſchen Bunde eingehen dürfe, wurde betont, daß in dieſer Beziehung 
jeder einzelne ſüddeutſche Staat ſeine freie Entſchließung haben müſſe. 
In der Kammer der Abgeordneten begegnete die Regierungsvorlage keinen 
weſentlichen Schwierigkeiten. Der Geſetzentwurf betreffend die Wahl der 
Abgeordneten zum Zollparlament ſchrieb die Wahlberechtigung jedem zu, 
„der dem Staate eine direkte Steuer entrichtet“. Gegen dieſe Beſchränkung 
des allgemeinen Stimmrechts wendete ſich ein Antrag der Abgeordneten 
Kolb und von Stauffenberg, daß „jeder ſelbſtändige Angehörige des 
bayriſchen Staats“ Wähler ſein ſolle. Der Antrag wurde von der Kammer 
abgelehnt. Am 22. Oktober wurde die Vorlage in der Kammer der Ab⸗ 
geordneten mit 117 gegen 17 Stimmen angenommen. 

Anders entwickelten ſich die Dinge in der Kammer der Reichsräte. Der 
Ausſchuß dieſer Kammer hatte die Regierungsvorlage mit neun gegen eine 
Stimme verworfen. Am 26. Oktober fand die Verhandlung im Plenum ſtatt, 
deren ungünſtiger Verlauf außer Zweifel ſtand. Dieſe Ausſicht bewog den 
Fürſten, einem Amendement des Fürſten Löwenſtein⸗Wertheim⸗Roſenberg, 
welches wenigſtens die Gefahr einer ſofortigen endgültigen Ablehnung zu be⸗ 
ſeitigen verſprach, freundlich zu begegnen. Das Amendement lautete: „In 
Erwägung, daß die Kammer der Reichsräte ſtets bereit ſein wird, dem Fort⸗ 
beſtehen des Zollvereins und dem großen Nutzen, den derſelbe dem Lande 
gewährt, Opfer zu bringen, ſobald dieſelben ſich nur auf dem Boden der 
materiellen Intereſſen bewegen, nicht aber, wenn ſie die Selbſtändigkeit 
Bayerns in Gefahr ſtellen, beſchließt die Kammer, den vorliegenden Ver⸗ 
trägen ihre Zuſtimmung nur unter der ausdrücklichen Bedingung zu er⸗ 
teilen, daß das dem Staate Bayern in dem bisherigen Zollvereinsvertrage 
zuſtehende Recht der Zuſtimmung oder Verwerfung in allen das Zollweſen 
und die innere Beſteuerung betreffenden Fragen auch in den neuen Ver⸗ 
trägen Ausdruck finde.“ 

Fürſt Hohenlohe erklärte, daß er als Reichsrat keinen Anſtand nehme, 
für dieſes Amendement zu ſtimmen, daß er als Vertreter der Regierung. 
ſich nicht in der Lage ſehe, ſich über den Erfolg dieſes Amendements aus⸗ 
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or 


zufprechen, daß aber die Regierung ſich für verpflichtet halte, wenn der 
Antrag zum Beſchluſſe erhoben werde, ihm eingehende Würdigung zuteil 
werden zu laſſen. Darauf wurde der Antrag Löwenſtein mit 47 gegen 
3 Stimmen angenommen. An demſelben Abend noch reiſte der Fürſt 
mit dem Berichterſtatter der Kammer der Reichsräte, dem Freiherrn von 
Thüngen, nach Berlin, um das bayriſche liberum veto noch einmal in 
loyaler Weiſe zu vertreten. 

Ueber die Berliner Reiſe findet ſich die folgende Aufzeichnung des 
Fürſten. 


Notizen über die Reiſe nach Berlin am 27. Oktober 1867. 


Abreiſe von München infolge des Kammerbeſchluſſes der Reichsräte, 
um zu verſuchen, ob weitere Konzeſſionen bezüglich des Vetos von Preußen 
zu erreichen und um Herrn von Thüngen Gelegenheit zu geben, ſich ſelbſt 
von der Lage der Dinge in Berlin zu überzeugen. Am 27. kamen wir, 

| Thüngen, Weber und ich, in Berlin an. Berglas!) auf dem Bahnhof, 

a der mir mitteilte, daß Bismarck uns um 2 Uhr empfangen werde. 

Um 2 Uhr zu Bismarck. Ich ſtellte Thüngen vor, indem ich den 

| Zweck unfrer Reife darlegte. 

| Thüngen ergriff ſodann das Wort, rechtfertigte in einer Anſprache 
die Auffaſſung der Kammer der Reichsräte und ſprach den Wunſch aus, 
daß durch ein Entgegenkommen Preußens die Zuſtimmung der Reichsräte 
ermöglicht werden möge, darauf hindeutend, daß das Bündnis zwiſchen 
Bayern um ſo feſter werden würde, wenn es nicht durch Zwang herbei⸗ 
geführt werde. 

r Bismarck entwickelte in längerer Auseinanderſetzung den Standpunkt 
der preußiſchen Regierung, beteuerte ſeine deutſche Geſinnung, verwies auf 

h die Verhandlungen des Friedensvertrages, in welchem er die Intereſſen 

Bayerns den in dem entgegengeſetzten Sinne geltend gemachten Strömungen 
entgegengeſtellt habe, verſicherte aber, daß die Rückſicht auf ihre Bundes⸗ 
genoſſen die preußiſche Regierung abhalte, weitere Konzeſſionen an Bayern 
zu machen. 

Thüngen ſchlug nun vor, wenn auch nicht den Regierungen, doch der 
Majorität der nichtpreußiſchen Abgeordneten im Parlament ein Ein⸗ 
ſpruchsrecht zuzugeſtehen. J 

Wogegen Bismarck einwendete, daß dadurch die norddeutſche Ver⸗ 
faſſung gefährdet würde. Er verſicherte dann, daß es der preußiſchen 
Regierung fern liege, auf die ſüddeutſchen Staaten irgendeinen Druck 
ausüben zu wollen. 


1) Der neuernannte bayriſche Geſandte in Berlin. 
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Dem Wunſch Thüngens auf Verlängerung der Ratifikationsfriſt bis 
nach neuen Wahlen in Bayern, glaubte Bismarck auch nicht entſprechen 
zu können, verſicherte aber, daß er auch dann, wenn wir verhindert wären, 
die Ratifikationsfriſt einzuhalten, dieſelben Bedingungen gewähren wolle, 
die er im Juni geboten habe. Er ſprach offen und nicht nach der Art 
der Pferdehändler. 

Wir entfernten uns nun, nachdem uns Bismarck auf 5 Uhr zum 
Diner geladen hatte. 

Hier fanden wir Delbrück und Keudel nebſt einigen Mitgliedern der 
Familie. Delbrück beſtätigte das, was Bismarck geſagt hatte, bedauerte, 
wenn ich aus dem Miniſterium ausſcheiden müſſe, verſicherte aber, daß 
man keine Konzeſſionen machen könne. 

Herr von Keudel war vollkommen unterrichtet über die Stimmung 
in Bayern. 

Ich fragte noch Bismarck, ob er bezüglich der Feſtung Ulm irgend— 
einen Druck auf die württembergiſche Regierung ausgeübt habe, was er 
entſchieden verneinte. Es ſei Preußen im Gegenteil ſehr angenehm, wenn 
Bayern mehr Einfluß in Ulm erlange. Sollte Württemberg von Preußen 
einen Beitrag zur Unterhaltung von Ulm verlangen, ſo würden ſie dieſen 
gewähren und gar keine Rechte in Ulm beanſpruchen während des Friedens; 
doch müßten ſie dann nur verlangen, daß man als Gegenleiſtung Ludwigs⸗ 
hafen befeſtige, was der ſtrategiſch wichtigſte Punkt ſei. Raſtatt habe 
wenig Bedeutung und ſei nur für Baden wichtig. Ludwigshafen und 
Germersheim ſeien die eigentlichen wichtigen Feſtungen für eine Aktion 
gegen Frankreich. 

Von Oeſterreich hätten wir nichts zu befürchten. Oeſterreich habe 
gar kein Bündnis mit Frankreich, da ſonſt ſofort ein Bündnis mit Ruß⸗ 
land in Ausſicht ſtehe, und auch England nicht zuſehen könne, wenn 
Frankreich die Oſtſeehäfen blockiere. 

Das Verhältnis zu Oeſterreich werde ſich nach und nach beſſern. 
Eine Verbindung Oeſterreichs, der ſüddeutſchen Staaten und Preußens 
bezeichnete er als „couronnement de l'œuvre“. 

Am andern Morgen, dem 28., Audienz beim König. Er forderte uns auf, 
zu reden. Baron Thüngen ſetzte ſeine Anſichten und die der Kammer der 
Reichsräte auseinander. Der König antwortete ſehr eingehend, aber ſehr 
beſtimmt, daß er ſich auf keine Modifikation des Vertrags einlaſſen könne, 
der eine Abänderung der Bundesverfaſſung vorausſetze. Glaubten wir 
nicht beitreten zu können, ſo ſollten wir austreten. Doch glaube er nicht, 
daß die Majorität des Landes auf ſeiten der Reichsräte ſei. 

Dann ſprach er länger über die preußiſche Politik im allgemeinen. 
Preußen ſei zu den Annexionen gegen ſeinen Willen gedrängt worden. 
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Fünfzig Jahre hätte man ruhig im Lande gelebt, und es ſei weder ſeinem 
Vater noch ſeinem Bruder noch ihm ſelbſt je eingefallen, ſich an dem 
Beſitz ſeiner Nachbarn zu vergreifen, bis die Ereigniſſe des Jahres 1866 
ihn dazu genötigt. Er habe Bayern gegenüber Mäßigung bewieſen. 


Am Abend des 28. verließen die bayriſchen Vertreter Berlin und 
kamen am 29. Oktober Abends nach München zurück. Der Freiherr von 
Thüngen war durch dieſe Reiſe überzeugt worden, daß das gewünſchte 
Veto für Bayern nicht zu erreichen ſei. Am 30. Morgens machte der Fürſt 
dem Ausſchuß der Kammer der Abgeordneten Mitteilung über das Er⸗ 
gebnis der Reiſe. Dieſer Ausſchuß beſchloß darauf, der von den Reichs⸗ 
räten beſchloſſenen Modifikation des Vertrags nicht beizutreten. Dieſer 
Antrag wurde an demſelben Nachmittag in einer Plenarſitzung der Kammer 
der Abgeordneten ohne Diskuſſion angenommen. Desgleichen ein Antrag 
des Ausſchuſſes: die zuverſichtliche Erwartung auszuſprechen, die Staats⸗ 
regierung werde dahin wirken, daß die Präſidialmacht Preußen das ihr 
nach § 12 des Vertrags eingeräumte Einſpruchsrecht nicht in einer den 
wirtſchaftlichen Intereſſen Bayerns nachteiligen Weiſe üben werde. Fürſt 
Hohenlohe hatte zu dieſem Antrage erklärt, die Staatsregierung habe gegen 
die Faſſung des von dem Ausſchuſſe vorgeſchlagenen Wunſches um ſo 
weniger etwas einzuwenden, als preußiſcherſeits erklärt worden ſei, von 
dem Rechte zum Widerſpruch gegen eine von Preußens Verbündeten 
gewünſchte Abänderung der gemeinſchaftlichen Geſetzgebung oder Verwaltungs⸗ 
vorſchriften jedenfalls nur dann Gebrauch machen zu wollen, wenn durch 
ſolche Abänderung nach Preußens wohlerwogener Ueberzeugung das Gedeihen 
oder die Einnahmen des Zollvereins gefährdet würden. Am Abend des 
30. Oktober, verhandelten die kombinierten Ausſchüſſe beider Kammern. 
Am 31. Oktober, dem letzten Tag vor Ablauf der vertragsmäßigen Rati⸗ 
fikationsfriſt, um 11 Uhr fand die Plenarverſammlung der Kammer der 
Reichsräte ſtatt. Vorher hatte der Ausſchuß dieſer Kammer mit 8 gegen 
1 Stimme die Zuſtimmung zu den Verträgen beſchloſſen. In der 
öffentlichen Sitzung ſprach ſich der Freiherr von Thüngen in demſelben 
Sinne aus. Die Annahme erfolgte mit 35 gegen 13 Stimmen. An 
demſelben Abend wurde die Ratifikation des Vertrags nach Berlin mit⸗ 
geteilt. 


Unterredung mit Baron Beuſt, 6. November 1867.) 
Baron Beuſt begann mit der Eröffnung deſſen, was er in Paris und 
London erfahren, bemerkte, daß der Kaiſer Napoleon die Idee eines Kon⸗ 


1) Es war die erſte Begegnung des Fürſten mit Beuſt. Siehe Graf Beuſt, Aus 
drei Vierteljahrhunderten, Bd. II S. 138. 


278 Das bayriſche Miniſterium (1867 bis 1870) 


greſſes zur Regelung der römiſchen Frage noch immer verfolge, auch ſei es 
nötig, den Kaiſer darin zu unterſtützen. Es werde nicht von einem Kongreß 
der katholiſchen Mächte, ſondern von einem Kongreſſe aller Mächte ge⸗ 
ſprochen, welche katholiſche Untertanen haben. Er meinte, wir hätten ſchon 
eine Einladung erhalten, was ich verneinte. Es werde ſich allerdings von 
den Geldmitteln handeln, die zur Unterhaltung des Papſtes nötig ſeien, 
etwa einem obligatoriſchen Peterspfennig. Doch ließ er das wieder fallen 
und kam darauf auf die deutſche Frage. 

Er erzählte, daß er mit Goltz in Paris eine längere Unterhaltung 
gehabt und dieſen darauf aufmerkſam gemacht habe, daß die deutſche Frage 
in einer Weiſe geregelt werden müſſe, die den Franzoſen den Vorwand 
zum Kriege nehme. Die Vorſtellung herrſche nun einmal, daß Preußen 
ganz Deutſchland ſich einverleiben wolle, und dieſe Vorſtellung müſſe man 
den Franzoſen benehmen durch Bildung eines ſüddeutſchen Bundes, einer 
Konföderation oder Union. Die Form ſei gleichgültig. Goltz habe ſich 
damit einverſtanden erklärt und dieſen Zuſtand, dieſes Projekt ein „provi⸗ 
ſoriſches Definitivum“ genannt. Beuſt gab zu, daß ein ſolches Arrangement 
nur mit der Zuſtimmung Preußens zu erreichen ſei, denn Baden werde 
nur auf Befehl Preußens zuſtimmen. Varnbüler!) habe ſich damit ein⸗ 
verſtanden erklärt, jedoch gegen ein ſüddeutſches Parlament proteſtiert. 
Beuſt ſchien darauf wenig Wert zu legen. Er meinte, die internationale 
Verbindung des Südens mit dem Norden beſtehe ſchon durch die Schutz 
und Trutzbündniſſe und den Zollvereinsvertrag, es handle ſich jetzt nur 
um die im Prager Frieden vorgeſehene Einigung der ſüddeutſchen Staaten 
unter ſich. Er riet wiederholt dazu, die Sache zu überlegen, was ich ver⸗ 
ſprach. Auf meine Frage, wie er ſich das Verhältnis Oeſterreichs dazu 
denke, ſagte er, Oeſterreich wolle daraus fernbleiben, da es glaube, dadurch 
die Sache zu fördern. Er behauptet, der Friede ſei nur dann zu erhalten, 
wenn eine ſolche ſüddeutſche Vereinigung gebildet werde. Wenn wir des⸗ 
halb Schritte in Berlin tun wollten, ſo werde er uns unterſtützen. Es 
iſt ungefähr die Idee eines Rheinbunds unter preußiſchem Protektorat, 
die hier wieder auftaucht. Bezeichnend war auch die Aeußerung, in Rom 
ſei jetzt die revolutionäre Partei beſiegt,?) die Regierungen in Europa 
hätten wieder mehr Macht, man müſſe alſo jetzt die Gelegenheit benutzen 
und auch in Deutſchland das revolutionäre Element bekämpfen. 

Der Gedanke Beuſts und des Kaiſers Napoleon würde wohl in einer 


1) Beuſt hatte eine Beſprechung mit Varnbüler am 6. November im Eiſen⸗ 
bahnzuge zwiſchen Bietigheim und Stuttgart. Nach einem Berichte des badiſchen 
Geſandten in Stuttgart hatte Beuſt geſagt, jedes Zeichen ſelbſtändigen Lebenstriebs 
der ſüddeutſchen Staaten würde im Sinne des Friedens wirken. 

) Durch die Niederlage Garibaldis bei Mentana am 3. November. 


Das bayriſche Miniſterium (1867 bis 1870) 279 


Union der ſüddeutſchen Staaten in militäriſcher und diplomatiſcher Be⸗ 
ziehung ſeine Realiſierung finden. 

Auf meine Frage, ob denn das bloße Abwarten dieſen Zweck nicht 
ebenſo erreiche, meinte er ſehr eifrig, damit werde der Krieg nicht ver⸗ 
mieden. 

Es ſcheint, daß die entſchiedene Abſicht beſteht, uns, wenn wir nicht 
gutwillig auf den Gedanken eingehen, bei der erſten Gelegenheit dazu zu 
zwingen. 

Jedenfalls dürften vor allem in Berlin und Stuttgart Erkundigungen 
einzuziehen ſein, was Bismarck davon hält und was Varnbüler zugeſagt hat. 

Bayern kann ſich am Ende eine ſolche Union gefallen laſſen, wenn 
damit kein wirklicher Bundesſtaat gebildet werden ſoll. Ob Württemberg 
und Baden ihre Geſandten aufgeben wollen und ſüddeutſchen Bundes⸗ 
geſandten die Vertretung ihrer Intereſſen zu übertragen geneigt ſein werden, 
ſteht dahin. Auch die militäriſche Einigung hat noch keine großen Fort⸗ 
ſchritte gemacht und berechtigt zu geringen Hoffnungen. 


Bericht an den König über die Lage der ſüddeutſchen 
Staaten. 
München, 23. November 1867. 

Eure Königliche Majeſtät haben dem treugehorſamſt Unterzeichneten 
durch Allerhöchſt Ihren Sekretär den Auftrag erteilen laſſen, über die 
dermalige Lage der ſüddeutſchen Staaten und den Stand des Erfolges 
des von dem treugehorſamſt Unterzeichneten angeſtrebten Zieles eines 
Bündniſſes unter denſelben Bericht zu erſtatten. 

Der treugehorſamſt Unterzeichnete erlaubt ſich daher, nachſtehendes 
alleruntertänigſt vorzutragen. 

Wie Eurer Königlichen Majeſtät aus den früher erſtatteten Berichten 
bekannt iſt, hatten die mit den ſüddeutſchen Staaten im März dieſes 
Jahres begonnenen Unterhandlungen den Zweck, eine gemeinſame Baſis 
für die mit dem Norddeutſchen Bunde anzuknüpfenden Verhandlungen 
zu ſchaffen. 

Das Reſultat war die zwiſchen Bayern und Württemberg abge⸗ 
ſchloſſene Miniſterialerklärung vom 16./31. Mai l. J., inhaltlich 
welcher gewiſſe Gegenſtände allgemeinerer Natur künftig als gemeinſame 
deutſche Angelegenheiten der Behandlung in einem weiteren zwiſchen 
Norddeutſchland und den ſüddeutſchen Staaten abzuſchließenden Bunde 
unterſtellt werden ſollten. 

Nachdem jedoch in der Zwiſchenzeit die Verhandlungen über die 
Erneuerung des Zollvereins ſtattgefunden hatten, glaubte der treugehorſamſt 
Unterzeichnete vorerſt weitere Schritte unterlaſſen und erſt das Insleben⸗ 


280 Das bayriſche Miniſterium (1867 bis 1870) 


treten des neuen Zollvereins mit ſeinen Folgen abwarten zu ſollen, ehe 
weitere Unterhandlungen über eine Verbindung mit dem Norddeutſchen 
Bunde begonnen werden könnten. 

Der treugehorſamſt Unterzeichnete unterließ es daher auch, die pro⸗ 
jektierte Miniſterialerklärung zwiſchen Bayern und Baden zum Abſchluſſe 
zu bringen und hat mit Genehmigung Eurer Königlichen Majeſtät am 
5. Auguſt l. J. eine Depeſche an den Königlichen Geſandten in Karlsruhe 
abgeſendet, in welcher der Wunſch der Königlichen Regierung ausgeſprochen 
wurde, die Unterhandlungen vorläufig beruhen zu laſſen. 

Aus einer dem treugehorſamſt Unterzeichneten vor kurzer Zeit durch 
den Königlich württembergiſchen Geſandten vorgeleſenen Depeſche des 
Miniſters von Varnbüler ergibt ſich, daß auch die Königlich württem⸗ 
bergiſche Regierung weitere Schritte zurzeit unterlaſſen will, welche eine 
Verbindung mit dem Norden Deutſchlands zum Zwecke hätten. ') 

So iſt nun dieſe Unterhandlung vorläufig als beruhend anzuſehen. 
Allein der treugehorſamſt Unterzeichnete kann ſich nicht verhehlen, daß mit 
dieſem rein negativen Verhalten den Intereſſen Bayerns nicht gedient wäre; 
die Zuſtände, wie ſie zurzeit liegen, ſind ſo unfertig, die Strömung der 
öffentlichen Meinung iſt ſo gewaltig, daß, wenn die Regierung die Initiative 
aus der Hand gibt, andre Elemente über fie hinweg Ereigniſſe hervor⸗ 
rufen können, welche die Selbſtändigkeit Bayerns bedrohen würden. Der 
Zuſtand der Zerriſſenheit Deutſchlands, wie er gegenwärtig beſteht, ſcheint 
der überwiegenden Mehrzahl der Bevölkerung ſo unerträglich, daß ſie ſich 
immer von neuem bemühen wird, eine Aenderung zu veranlaſſen, und 
bietet man nicht eine annehmbare Form der Einigung, ſo gewinnt, das 
iſt vorauszuſehen, nach und nach der Gedanke des unbedingten Eintritts 
in den Norddeutſchen Bund immer mehr Anhänger. Dies iſt insbeſondere 
bei Baden und Heſſen der Fall, deren Verhalten ſtets zweifelhaft bleibt 
und das ruhige Abwarten faſt zur Unmöglichkeit macht. 

Es iſt aber in jüngſter Zeit ein neues Element in dieſe ſchwierige 
politiſche Frage eingetreten. Dem treugehorſamſt Unterzeichneten ſind 
Andeutungen geworden, daß eine abwartende Stellung der ſüddeutſchen 
Staaten auch den Regierungen von Oeſterreich und Frankreich Beſorgniſſe 
ER und daß dort die isn des Prager Friedens erſt dann 


) Am 11. bin 1867 erklärte der Freiherr von Varnbüler bei der Beratung 
des Budgets des Auswärtigen in der Zweiten Kammer, es ſei entſchiedene Anſicht 
der Regierung, daß, nachdem ſie die beiden Verträge mit Preußen abgeſchloſſen und 
damit ihre nationale Pflicht erfüllt habe, kein Grund ſei, über dieſe Grenzlinie 
hinauszugehen. Schon am 7. November hatte der württembergiſche Geſchäftsträger 
eine Note des Freiherrn von Barnbiler von gleichem Inhalt dem badiſchen Miniſter 
von Freydorf mitgeteilt. 


Te en Ann 
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als erfüllt betrachtet werden, wenn die in denſelben in Ausſicht genommene 
Einigung der ſüddeutſchen Staaten nicht ganz ausſichtslos iſt. 
Wenn es dem treugehorſamſt Unterzeichneten auch nicht ratſam ſcheint, 
die ſüddeutſchen Staaten zu einem Bundesſtaate nach Analogie des Nord- 
a deutſchen Bundes zuſammenzuſchließen, ein Unternehmen, welches überdies 
auf entſchiedenen Widerſpruch ſowohl bei Württemberg als insbeſondere 
bei Baden ſtoßen würde, ſo glaubt doch der treugehorſamſt Unterzeichnete, daß 
jetzt der Zeitpunkt gekommen ſein dürfte, wo dieſe Staaten zu einer Ver⸗ 
bindung die Hand bieten würden, welche wenigſtens gemeinſame militäriſche 
Einrichtungen und eine gemeinſame Beratung über gleichmäßige politiſche 
Haltung zur Folge haben könnte. 
Ob dann hieraus eine weitere politiſche Verbindung, ein ſüddeutſcher 
Staatenverein zu geſtalten ſein wird, hängt zunächſt von der Haltung der 
preußiſchen Regierung ab, ohne deren Zuſtimmung weder Baden noch 
„ auch Heſſen und ſelbſt kaum Württemberg auf einen ſolchen Gedanken 
eingehen werden. 

Es wird demnach nunmehr nötig, vorerſt ſich der wohlwollenden 
Aufnahme eines Vorgehens in dem obenbemerkten Sinne von ſeiten Preußens 
zu verſichern, ferner über die in einem Geſpräche des Barons Beuſt mit 
dem treugehorſamſt Unterzeichneten nur im allgemeinen angedeuteten Ge⸗ 
danken der öſterreichiſchen und franzöſiſchen Regierung nähere Nachricht 
einzuziehen, und endlich ſich im allgemeinen der Mitwirkung Württembergs 
zu verſichern. 

Alle dieſe Schritte können aber nur höchſt vertrauliche ſein und müſſen 
mit der größten Vorſicht und Diskretion behandelt werden; dieſelben ſollen 
nur zur Information dienen und in keiner Weiſe bindende Verpflichtungen 
für Bayern in das Auge faſſen. 

* Inſofern Eure Königliche Majeſtät hiermit einverſtanden ſind und 
die Ermächtigung zu dieſer vorbereitenden Information zu erteilen geruhen, 
| wird der treugehorſamſt Unterzeichnete dieſelbe in Angriff nehmen und 
| deren Erfolg unter weiterer Antragſtellung allerehrfurchtsvollſt berichten. 


Marginalreſkript des Königs auf vorſtehenden Bericht: 


Ich bin wegen der Unabhängigkeit Meiner Krone und wegen der 
Selbſtändigkeit des Landes ſehr beſorgt. Deshalb habe Ich Sie zu einer 
Darſtellung der politiſchen Lage veranlaßt. Es gibt Mir nun Ihr Bericht 
doch einige Beruhigung, da Ich hieraus wahrnehme, daß es Ihnen gelingen 
werde, die drohenden Gefahren durch Bildung eines ſüddeutſchen Staaten⸗ 
vereins abzuwehren. Ich ſpreche Ihnen für Ihre Tätigkeit gerne Meinen 
Dank und Meine Anerkennung aus und bin auch mit den von Ihnen 


1 
— — . — 
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vorgeſchlagenen Schritten einverſtanden. Da dieſe Angelegenheit Meine 
Aufmerkſamkeit unausgeſetzt in Anſpruch nimmt, ſo ſind Mir Ihre Berichte 
ganz genehm. 
Hohenſchwangau, 26. November 1867. 
Ludwig. 


Fürſt Hohenlohe an den Freiherrn von Varnbüler in 
Stuttgart. 
München, 30. November 1867. 

Eure Exzellenz haben die Anſchauung geteilt, daß die Angelegenheit, 
welche in der Miniſterialerklärung vom 16./31. Mai d. J. ihren Aus⸗ 
druck gefunden, und welche zum Zwecke hatte, zwiſchen der Königlich 
württembergiſchen und der Königlich bayriſchen Regierung ein Einverſtändnis 
zu erzielen, auf welche Weiſe die im Prager Frieden in Ausſicht genommene 
nationale Verbindung des Südens mit dem Norden anzubahnen ſei, vor⸗ 
läufig auf ſich zu beruhen habe. Was mich betrifft, ſo bin ich dabei 
nicht von der Anſicht ausgegangen, eine ſolche Vereinigung aufzugeben, 
denn ich halte es nach wie vor für eine dringende Notwendigkeit, dieſelbe 
auf einer die Selbſtändigkeit der Südſtaaten gewährleiſtenden Grundlage 
zu erſtreben, um nicht Gefahr zu laufen, durch die wachſende Gewalt der 
nationalen Zentripetalkräfte wider unſern Willen in die norddeutſche 
Bundesverfaſſung hineingeführt zu werden. Ich habe aber geglaubt, vorerſt 
mit der Zollvereinsangelegenheit ins reine kommen zu müſſen, und darf 
wohl annehmen, daß auch hierin Eure Exzellenz meine Anſicht teile. 

Nunmehr tritt die Frage, was zu geſchehen habe, unabweisbar heran, 
und ich glaube mich nicht zu täuſchen, wenn ich behaupte, daß die Agitation 
ſich nicht lange mehr ſtill verhalten wird, wenn die Regierungen der Süd⸗ 
ſtaaten ſich auf eine lediglich negative Tätigkeit beſchränken wollten. 

Ich habe überdies Anhaltspunkte dafür, daß eine bloß negative Politik 
auch nach andern Richtungen hin nicht entſprechend erachtet werden würde. 
Es iſt Eurer Exzellenz ohne Zweifel gleichfalls bekannt, daß in Kreiſen, 
deren Gewicht nicht unterſchätzt werden darf, die Anſicht beſteht, der 
Abſchluß der Allianzverträge und des Zollvereinsvertrages entſpreche nur 
dann den Beſtimmungen des Prager Friedens, wenn auch der als Voraus⸗ 
ſetzung der nationalen Verbindung des Südens mit dem Norden in Artikel IV 
(nach jener Anſicht) ſtipulierte Verein der ſüddeutſchen Staaten unter 
ſich in das Leben trete. Man mag hiermit einverſtanden ſein oder nicht, 
ignorieren, meine ich, können wir im Süden dieſe Anſchauung nicht, um 
ſo weniger, als ich Andeutungen erhalten habe, daß ſchon ein Verſuch 
in dieſer Richtung, der Beginn von Verhandlungen, in jenen Kreiſen ſehr 
angenehm berühren würde. 
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Nachdem nun Seine Majeſtät der König mich ermächtigt hat, die 
erforderlichen Schritte zu tun, liegt mir bei der Achtung, welche ich ſtets 
gegen das hohe ſtaatsmänniſche Talent Eurer Exzellenz gehegt habe, und 
bei dem lebhaften Wunſche, nur gemeinſam mit Württemberg in der 
deutſchen Frage vorzugehen, vor allem daran, Eurer Exzellenz Anſicht in 
der Sache zu kennen. Ich habe die in das Auge zu faſſende Frage einſtweilen 
als einfache Privatarbeit!) etwas zu formulieren verſucht und erlaube 
mir dieſe Skizze ganz vertraulich Eurer Exzellenz anliegend zu überſenden. 
Es würde mir von höchſtem Werte ſein, Ihre Anſicht im allgemeinen und 
über einzelne Detailbeſtimmungen zu hören. Wenn einzelnes, wie zum 
Beiſpiel die Zuziehung eines preußiſchen Bevollmächtigten in die Militär⸗ 
kommiſſion, zu weit zu gehen ſcheint, ?) fo liegt hierbei der Gedanke zugrunde, 
daß ohne Zuſtimmung und tätige Beihilfe Preußens eine Vereinigung der 
ſüddeutſchen Staaten in irgendwelcher Form eine Unmöglichkeit ſein würde, 
und daß alſo, um dieſe Geneigtheit zu erzielen, demſelben günſtige Beſtim⸗ 
mungen aufzunehmen eine unumgängliche Notwendigkeit iſt. 

Die Frage, in welcher Weiſe die legislativen Faktoren ihre Tätigkeit 
bezüglich der gemeinſamen Angelegenheiten geltend zu machen hätten, habe 
ich noch unberührt gelaſſen. 

Ich wiederhole jedoch, daß ich dieſe Skizze nicht als Miniſter des 
Auswärtigen, ſondern lediglich als Freund Eurer Exzellenz vorlege, und 
daß ich weitere Schritte nicht unternehmen wollte, ohne die Anſicht Eurer 
Exzellenz gehört zu haben. 


Entwurf. 

Im Hinblick auf Artikel IV des Prager Friedens, welcher eine Ver⸗ 
einigung der ſüdlich des Mains gelegenen deutſchen Staaten zur Voraus⸗ 
ſetzung einer nationalen Vereinigung mit Norddeutſchland nimmt, ſind 
Ihre Majeſtäten und Königlichen Hoheiten, die Könige von Bayern und 
Württemberg und die Großherzoge von Baden und Heſſen, letzterer für 
die ſüdlich vom Main gelegenen Teile des Großherzogtums, überein⸗ 
gekommen wie folgt: 

I. Abteilung. 
Art. 1. 

Die Königreiche Bayern und Württemberg, das Großherzogtum 

Baden und der ſüdlich gelegene Teil des Großherzogtums Heſſen ver⸗ 


1) Der nachfolgende Entwurf war eine Arbeit des Miniſterialrats Freiherrn 
von Völderndorff. Ueber deſſen nahe geſchäftliche und perſönliche Beziehungen zu 
dem Fürſten, ſiehe die aus ſeinem Nachlaß herausgegebene, leider unvollendete Schrift: 
„Vom Reichskanzler Fürſten von Hohenlohe“, München 1902. 

) Artikel 6 Abſatz 2 des nachfolgenden Entwurfs. 
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binden ſich zu einem Staatenverein und führen fortan den Namen: 
„Vereinigte Süddeutſche Staaten“. 


Art. 2. 

Die gemeinſamen Angelegenheiten dieſes Vereines werden von einer 
Vereinsbehörde geregelt, welche aus Vertretern jedes der Vereinigten 
Staaten gebildet wird. 

Der Sitz der Vereinsbehörde befindet ſich an dem jeweiligen Vorort. 


Art. 3. 

In der Vereinsbehörde führt Bayern 6, Württemberg 4, Baden 3, 
Heſſen 2 Stimmen. 

In derſelben Weiſe wechſelt und zwar jährlich der Vorort, ſo daß 
in fünfzehn Jahren Darmſtadt zweimal, Karlsruhe dreimal, Stuttgart vier⸗ 
mal und München ſechsmal Vorort iſt. 

Der jeweilige Vorortsſtaat führt in der Vereinsbehörde den Vorſitz. 


Art. 4. 

Die Vereinsſtaaten verpflichten ſich, alle Streitigkeiten, ſowohl mit 
Vereinsgliedern als mit auswärtigen Staaten, vor die Vereinsbehörde 
zu bringen. 

Die erſteren werden, falls eine gütliche Ausgleichung nicht zu erzielen 
iſt, vor ein Austrägalgericht verwieſen, über deſſen Berufung, Zuſammen⸗ 
ſetzung und Verfahren ſofort detaillierte Beſtimmungen erfolgen werden. 

Streitigkeiten mit Nichtvereinsſtaaten werden, ſobald die Vereins- 
behörde den Vereinsſtaat im Rechte befindet, als gemeinſame Sache be— 
handelt werden. 

Art. 5. 

Das Heer der Vereinigten Süddeutſchen Staaten iſt ein gemeinſames, 
vorbehaltlich der für Heſſen beſtehenden beſonderen Vereinbarungen. 

Es wird in demſelben eine gleiche Organiſation und gleiche Einrichtungen 
eingeführt, ſoweit dies für eine Aktion im Felde nötig oder nützlich iſt. 

Im Frieden ſteht jeder Heeresteil unter dem alleinigen Befehle 
des betreffenden Staatsoberhauptes; er iſt nur von dieſem in Eid zu 
nehmen und kann nur innerhalb der betreffenden Landesgrenzen verwendet 
werden, vorbehaltlich jedoch der Beſtimmungen hinſichtlich der Beſetzung 
der Bundesfeſtungen. 

Art. 6. 

Zur Aufrechthaltung der Gemeinſamkeit der Heereseinrichtungen und 
zur Ausarbeitung und Ueberwachung der hierauf bezüglichen Maßregeln 
beſteht am jeweiligen Vororte eine Militärkommiſſion, in welcher jeder 
Vereinsſtaat (Heſſen ausgenommen) vertreten iſt, und je eine Stimme 
ührt. 
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Es bleibt hierbei vorbehalten, wegen Vertretung Preußens in dieſer 
Kommiſſion durch einen Bevollmächtigten mit beratender Stimme weitere 


Vereinbarung zu treffen. 
Art. 7. 


Es wird zur Ausbildung der ſüddeutſchen Offiziere in München 
eine gemeinſame Kriegsakademie, in Stuttgart eine gemeinſame Equitations⸗ 
ſchule, in Karlsruhe eine gemeinſame Ingenieur- und Artillerieſchule er⸗ 
richtet werden. Jedes Jahr finden gemeinſame Uebungen von Heeresteilen 
aller drei obengenannten Staaten ſtatt, wobei der Oberbefehl von dem 
jeweiligen Vorortsſtaate geführt wird. 


Art. 8. 

Als Feſtungen der Vereinigten Süddeutſchen Staaten werden erklärt: 
Ulm, Raſtatt und Germersheim. 

Die oberſte Aufſicht und Leitung derſelben ſteht der Militärkommiſſion 
zu. Im übrigen ſind für deren Beſatzung, Befehligung und Inſtand⸗ 
haltung die Grundſätze des früheren Bundesreglements maßgebend. 

Die Militärkommiſſion wird dieſe ſofort der benötigten Reviſion 
unterſtellen und zugleich für das Gebiet der Vereinigten Süddeutſchen 
Staaten ein vollſtändiges Defenſivſyſtem entwerfen, welches ſchleunigſt und 
auf gemeinſame Koſten in Ausführung zu bringen iſt. 

Art. 9. 

Die Vertretung nach außen übt jeder Vereinsſtaat da, wo er eine 
ſolche für nötig erachtet, ſelbſt aus. Jedoch iſt jeder Vereinsſtaat, welcher 
an einem auswärtigen Hofe eine Geſandtſchaft unterhält, verpflichtet, auch 
den Schutz der Angehörigen eines Vereinsſtaates, welcher daſelbſt keinen 
Vertreter hat, gleich dem der eignen zu übernehmen. Wo keiner der Ver⸗ 
einigten Süddeutſchen Staaten diplomatiſch vertreten iſt, ſoll für die An⸗ 
gehörigen des ſüddeutſchen Vereinsgebietes der Schutz der preußiſchen 
Geſandten erwirkt werden. 

Art. 10. 

Hinſichtlich der Konſulate ſoll dahin gewirkt werden, daß gemeinſame 
ſüddeutſche Konſuln aufgeſtellt werden. An überſeeiſchen Plätzen und wo 
es ſonſt zweckmäßig erſcheint, ſoll für die Angehörigen der Vereinsſtaaten 
der Schutz der norddeutſchen Konſuln erwirkt werden. 


Art. 11. 

In den Vereinigten Süddeutſchen Staaten beſteht ein gemeinſames 
Indigenat mit der Wirkung, daß hinſichtlich des Aufenthaltes, des Ge⸗ 
werbe⸗, Fabrik- und Handelsbetriebes, der Zulaſſung zu öffentlichen Aemtern, 
der Beſteuerung und des Genuſſes aller ſonſtigen bürgerlichen Rechte, 
endlich in betreff des Rechtsſchutzes und der Rechtsverfolgung der 
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Angehörige eines Vereinsſtaates als Landeseingeborner behandelt wird. 
Diejenigen Beſtimmungen, welche die Armenverſorgung und die Aufnahme 
in den lokalen Gemeindeverband betreffen, werden hierdurch nicht berührt. 
Ebenſo bleiben bis auf weiteres die Verträge in Kraft, welche zwiſchen 
den einzelnen Bundesſtaaten in Beziehung auf die Uebernahme von Aus⸗ 
zuweiſenden, die Verpflegung erkrankter und die Beerdigung verſtorbener 
Staatsangehöriger beſtehen. 

Seine Militärpflicht in der aktiven Armee, der Reſerve und der 
Landwehr kann im Frieden jeder Angehörige der Vereinigten Süddeutſchen 
Staaten in dem Staate, in welchem er ſich dauernd aufhält, erfüllen. 


Art. 12. 


Es ſoll für das Geſamtgebiet der Vereinigten Süddeutſchen Staaten 
ein gemeinſames Zivil- und Kriminalrecht und ein gemeinſamer Zivil- und 
Kriminalprozeß beſtehen. Hierbei ſoll zugleich die Gemeinſamkeit dieſer 
Geſetzgebung mit jener des Norddeutſchen Bundes ſoweit möglich an— 
geſtrebt werden. 

Art. 13. 

Zur fortdauernden Wahrung der Rechtseinheit ſollen alsbald nach 
Verwirklichung der gemeinſamen Geſetzgebung gemeinſame Obergerichte in 
das Leben gerufen werden. 

Schon jetzt wird für die Vereinigten Süddeutſchen Staaten ein ge⸗ 
meinſamer oberſter Gerichtshof in Handelsſachen zu Nürnberg errichtet. 


Art. 14. 

Außerdem ſind Vereinsangelegenheiten: 

1. die Ordnung des Maß- und Gewichtsſyſtems, das Münzweſen 
und die Feſtſtellung der Grundſätze über Emiſſion von fundiertem und 
unfundiertem Papiergeld; 

2. die allgemeinen Beſtimmungen über das Bankweſen; 

3. die Erfindungspatente; 

4. der Schutz des geiſtigen Eigentums; 

5. der Flößerei⸗ und Schiffahrtsbetrieb auf den mehreren Staaten 
gemeinſamen Waſſerſtraßen und der Zuſtand der letzteren ſowie die Fluß⸗ 
und ſonſtigen Waſſerzölle; 

6. Beſtimmungen über die wechſelſeitige Vollſtreckung von Erkennt⸗ 
niſſen in Zivilſachen und Erledigung von Requiſitionen überhaupt; 

7. Maßregeln der Medizinal- und Veterinärpolizei. 

Art. 15. 


Zwiſchen den Vereinigten Süddeutſchen Staaten und dem Norddeutſchen 
Bunde ſoll ein internationales Band, inſoweit dieſes nicht bereits durch 
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die Allianz⸗ und Zollvereins verträge beſteht, dadurch erzielt werden, daß 
im Wege des Vertrages die in Artikel 13 bis 14 aufgeführten Gegen⸗ 
ſtände gemeinſam geregelt werden. 

Eine zweite Abteilung des Entwurfs enthält Beſtimmungen über die 
„nationale Verbindung“ der Vereinigten Süddeutſchen Staaten mit dem 
Norddeutſchen Bunde. 


Freiherr von Varnbüler beantwortete das Schreiben des Fürſten vom 
30. November 1867 um Neujahr 1868 dahin, daß die gemeinſame Durch⸗ 
führung der militäriſchen Einrichtungen notwendig ſei, daß er aber be- 
treffs der übrigen Punkte zweifeln müſſe, daß dieſe zu einer organiſchen 
Einigung der ſüddeutſchen Staaten Stoff liefern, und daß die Tätigkeit 
eines Bundesorgans ohne gemeinſame Volksvertretung die öffentliche 
Meinung befriedigen werde. Ein ſüddeutſches Parlament aber wollte 
er nicht. 


Vom 4. bis 7. Dezember 1867 fanden in München Konferenzen der 
Kriegsminiſter von Bayern, Württemberg und Baden ſtatt zur Ausfüh⸗ 
rung der Stuttgarter Beſchlüſſe vom 5. Februar. Fürſt Hohenlohe er⸗ 
öffnete dieſe Konferenzen mit folgender Anſprache: 

Ich erlaube mir vor Beginn der militäriſchen Konferenz Ihnen, 
meine Herren, als den Vertretern der Königlich württembergiſchen und der 
Großherzoglich badiſchen Regierung den Dank der bayriſchen Staatsregie⸗ 
rung auszuſprechen dafür, daß Seine Majeſtät der König von Württem⸗ 
berg und Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Baden Sie beauf- 
tragt haben, an der Konferenz teilzunehmen. Es tritt damit eine Er⸗ 
gänzung der Stuttgarter Februarkonferenzen ein, die wir nicht hoch genug 
anſchlagen können. 

Wenn es, wie ich nicht zweifle, die Abſicht aller ſüddeutſchen Regie⸗ 
rungen iſt, an den mit Preußen abgeſchloſſenen Allianzverträgen feſtzuhalten 
und bei kommenden Eventualitäten gemeinſam mit unſern Alliierten des 
deutſchen Nordens die Integrität des deutſchen Gebiets zu verteidigen, ſo 
wird das Zuſammengehen der ſüddeutſchen Staaten die Erreichung dieſes 
Zwecks nicht ſtören, ſondern fördern. 

Die Verſtändigung der ſüddeutſchen Staaten unter ſich wird uns 
vom deutſchen Norden nicht entfernen, ſondern die Erfüllung unſrer Allianz⸗ 
pflichten erleichtern; ſie wird uns geſtatten, jene Beſonderheiten zu pflegen, 
auf deren Erhaltung wir in Süddeutſchland Wert legen; ſie wird uns 
geſtatten, den Grad der Selbſtändigkeit zu erhalten, den wir unbejchadet. 
des gemeinſamen Ziels erhalten dürfen; ſie wird uns endlich ſtärken und 
zu wertvollen Alliierten machen. 
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In dieſem Sinne wünſche ich den bevorſtehenden kameradſchaftlichen 
Beratungen das beſte Gedeihen und den erfolgreichſten Fortgang. 


Die Verhandlungen wurden nach dieſer Begrüßung von den mili⸗ 
täriſchen Bevollmächtigten allein fortgeſetzt. Die ſchließlichen Vereinbarungen 
wurden in zwei Protokollen vom 7. Dezember 1867 bekundet. Das erſte 
dieſer Protokolle ſtellt zunächſt feſt, daß den Stuttgarter Beſchlüſſen in 
allen Punkten allſeitig nachgekommen ſei, ſoweit es den einzelnen Staaten 
bisher möglich geweſen. Zur Ergänzung und Erläuterung der früheren 
Vereinbarungen wurde als wünſchenswert erklärt, im Einklange mit der 
inzwiſchen ergangenen norddeutſchen Bundeskriegsverfaſſung, ſoweit immer 
tunlich, die Kriegsformation von 2% und die Friedenspräſenz von 1% 
und damit prinzipiell die dreijährige Präſenz zu erreichen. Die übrigen 
Beſtimmungen betreffen die Erhaltung eines tüchtigen Unteroffizierſtands, 
die Friedensſtärke der Reiterei, die Notwendigkeit übereinſtimmender Exer⸗ 
zierreglements, übereinſtimmende Abzeichen für die Offizierschargen und 
gleiche Benennungen der Unteroffizierschargen. Das zweite Protokoll ver⸗ 
pflichtet die drei Regierungen zu Verhandlungen über im kommenden 
Sommer oder Herbſt zu veranſtaltende gemeinſchaftliche Uebungen und 
enthält bezüglich der Feſtungen folgende Beſtimmung: 

„Vom militäriſchen Standpunkte aus betrachtet kann die Frage über 
die Feſtungen Süddeutſchlands nur im Zuſammenhange mit dem Ver⸗ 
teidigungsſyſtem von ganz Deutſchland einer gedeihlichen Löſung zugeführt 
werden, und erkennen es daher die hier verſammelten Kriegsminiſter in 
dieſer Beziehung als militäriſches Bedürfnis, daß ein Organ beſtehe, 
welches unter ſtetem Hinblick auf das Verteidigungsſyſtem Deutſchlands 
überhaupt die näheren Anhaltspunkte für die einzelnen feſten Plätze und 
Poſitionen regelt. 

Nachdem jedoch die Durchführung dieſes Bedürfniſſes vorerſt nach 
den verſchiedenſten Seiten in Erwägung gezogen werden muß, ſo ſoll hier 
lediglich das Beſtehen desſelben konſtatiert, ein definitiver Beſchluß jedoch 
nicht ausgeſprochen ſein.“ 


Bericht an den König, die Neubildung der Kammer 
der Reichsräte betreffend. 
München, 12. Dezember 1867. 

In dem Programm, welches der treugehorſamſt Unterzeichnete vor 
Eintritt in ſein Amt Eurer Königlichen Majeſtät vorgelegt hat und welches 
die Billigung Allerhöchſtderſelben fand, iſt auch die Reform der Kammer 

der Reichsräte als eine anzuſtrebende Maßregel aufgeführt. 
Um dieſem für notwendig und den Staatsinterefjen erſprießlich er: 
achteten Verlangen Rechnung zu tragen, erlaubt ſich der treugehorſamſt 
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Unterzeichnete Eurer Königlichen Majeſtät ſechs Geſetzentwürfe!) vorzulegen, 
durch welche nach ſeiner Ueberzeugung ohne Gefährdung der wahrhaft 
konſervativen Grundlagen der Verfaſſung die Inſtitution der Erſten 
Kammer den ſteten Anfechtungen entzogen würde und gegen die berech⸗ 
tigten Bemängelungen, welche dieſelbe in jüngſter Zeit mehrfach gefunden, 
Abhilfe geſchaffen wäre. 

Die ſechs Geſetzentwürfe ſtehen in innigem Zuſammenhange. Der 
Entwurf über Abänderung des Fideikommißedikts ſchafft dem 
bürgerlichen großen Grundbeſitze die Möglichkeit, in die erbliche Pairie 
einzutreten; er beſeitigt ſonach die Ausſchließlichkeit dieſes Privilegiums, 
ohne deſſen konſervativen Charakter zu zerſtören. 

Der Entwurf über Abänderung des Titels VI § 3 der Ver- 
faſſungsurkunde ruft hingegen eine Anzahl alter adliger, mit großem 
Grundbeſitz verſehener Familien in den Reichsrat, welche bisher, offenbar 
ohne inneren Grund, dadurch von demſelben ausgeſchloſſen waren, daß ſie in 
ihrem Familieneigentum den uralten, echt germaniſchen Grundſatz des Ge⸗ 
meinguts aufrechterhalten haben. Der treugehorſamſt Unterzeichnete iſt 
der Meinung, daß in einer Erſten Kammer des Königreichs Bayern 
Familien wie die Crailsheim, Egloffſtein, Seckendorff, Thüngen, Tacher u. ſ. w. 
nicht unvertreten fein ſollten .. 

Ebenſo führt der Entwurf über die Stellvertretung der erb- 
lichen Reichsräte dazu, daß die von der Verfaſſung in die Erſte Kammer 
berufenen Familien mehr, als jetzt infolge häufiger und ſchwer zu ver⸗ 
meidender Hinderniſſe der Fall iſt, wirklich zur Ausübung ihrer Stand⸗ 
ſchaft gelangen. ?) 

Dieſer Vermehrung des erblichen Elements gegenüber jchien es 
erforderlich, auch dem königlichen Ernennungsrechte eine weitere Aus⸗ 
dehnung zu vindizieren, und dieſem Zwecke entſpricht der Entwurf 
eines Geſetzes, welches die in § 4 Titel VI der Verfaſſungsurkunde nor⸗ 
mierte Zahl von / auf ½ erhöhen ſoll. 

Was endlich den Entwurf über Erweiterung der Reichs- 
ratskammer ſpeziell betrifft, ſo erlaubt ſich zu deſſen Begründung der 
treugehorſamſt Unterzeichnete im allgemeinen auf die Motive desſelben 
allerehrfurchtsvollſt ſich zu beziehen. Er glaubt bei dem Verſuche einer 
Reform des Inſtituts ſich auf das Notwendigſte beſchränken zu ſollen, 
und insbeſondere eine vollſtändige Neugeſtaltung der Verfaſſungsbeſtim⸗ 
mungen über die Erſte Kammer nicht vorſchlagen zu ſollen, da eine ſolche 


1) Die ſechs Geſetzentwürfe waren eine Arbeit des Freiherrn von Völdern⸗ 
dorff. Siehe deſſen Schrift: „Vom Reichskanzler Fürſten von Hohenlohe“, S. 22. 
2) Der Geſetzentwurf wollte den erblichen Mitgliedern die Befugnis einräumen, 
ſich für die Dauer der Seſſion durch ein Familienmitglied vertreten zu laſſen. 
Fürft Hohenlohe, Denkwürdigkeiten. I 19 
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zu weitläufigen Debatten und möglicherweiſe zu weitgehenden Vorſchlägen 
in der Abgeordnetenkammer führen könnte, während der Entwurf in der 
kurzen Faſſung, die ihm gegeben wurde, zwar den dringendſten Bedürfniſſen 
Rechnung trägt, aber im großen ganzen die Grundlage der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Inſtitution der Erſten Kammer unangetaſtet beläßt. 

Der Entwurf über die Beſchlußfähigkeit der Kammer der 
Reichsräte gründet ſich, wie die Motive näher ausführen, auf einen 
von hervorragenden Mitgliedern dieſer Kammer bereits früher geſtellten 
Antrag und wird einem höchſt dringenden Bedürfniſſe abhelfen. 

Der treugehorſamſt Unterzeichnete glaubte, ehe in dem Miniſterrate die 
in Frage ſtehenden Entwürfe, welche als von dem Geſamtſtaatsminiſterium 
ausgehend den Kammern vorzulegen ſein dürften, einer Beratung unter: 
zogen würden, vorerſt die Befehle Seiner Königlichen Majeſtät einholen 
zu ſollen und erlaubt ſich demnach den allerehrfurchtsvollſten Antrag zu 
ſtellen, Eure Königliche Majeſtät möchten die Beratung der ſechs an— 
liegenden Entwürfe im Miniſterrate Allerhöchſt anzuordnen geruhen. 


Aus den Motiven der Geſetzentwürfe ſei folgendes mitgeteilt: 

1. Abänderung des Fideikommißedikts. 

Man kann darüber zweifelhaft ſein, ob das Inſtitut der Fidei⸗ 
kommiſſe, wie ſolches in der bayriſchen Verfaſſung hergeſtellt iſt, an ſich 
zweckmäßig und daher neu einzuführen wäre. Allein darüber beſteht wohl 
kein Zweifel, daß, wenn das Geſetz die Errichtung von Fideikommiſſen 
einmal zuläßt, die Beſchränkung desſelben auf den Adel weder mit den 
materiellen Verhältniſſen noch mit den Anſichten der Gegenwart über die 
Gleichheit vor dem Geſetze im Einklang ſteht. Wenn deshalb die Staats⸗ 
regierung dieſe Anomalie zu beſeitigen ſtrebt und durch Aufhebung des 
bisherigen Vorrechts der adligen Familien jedem die Befugnis einräumt, 
ſein Eigentum in der bisher nur dem Adel möglichen Form zugunſten 
der Familie zu binden, ſo wird dies keinenfalls als unbillig oder unzeit⸗ 
gemäß angefochten werden können. 

Aber auch nicht als unbillig oder indifferent erſcheint eine ſolche Aus⸗ 
dehnung des Fideikommißrechts, denn es wird dadurch dem bürgerlichen 
| Grundbeſitz der Eintritt in die Reichsratskammer geöffnet, es hört das 
| Inſtitut der erblichen Reichsratswürde auf, ein Privilegium des Adels 
zu ſein, und wird Gemeingut der ganzen Nation. 

2. Geſetzentwurf über die Verleihung der erblichen Reichsratswürde 
an im Geſamtbeſitze befindliche Perſonen. 

Die Verfaſſungsurkunde geht nicht nur von dem Prinzip aus, daß 
fideikommiſſariſcher Verband des Grundbeſitzes ohne gleichzeitige Herr⸗ 
ſchaft des Erſtgeburtsbeſitzes unzuläſſig ſein ſolle. Dieſelbe will auch, 
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wo eine ſolche Erſtgeburtsbevorzugung nicht ſtattfindet, dem Familien⸗ 
grundbeſitz eine politiſche Bedeutung nicht beigelegt wiſſen. 

Es läßt ſich nun anführen, daß das Fideikommißinſtitut in der zur⸗ 
zeit geltenden beſchränkten Sukzeſſionsweiſe beſteht, und man kann mit 
guten Gründen der Anſicht ſein, daß, wenn einmal das Vermögen zu⸗ 
gunſten der Familie gebunden werden dürfe, den Nutzgenuß auch allen 
Familiengenoſſen zuſammen zu gönnen, billiger und natürlicher ſei als die 
Bevorzugung der zufällig Erſtgeborenen. Allein die Regierung wollte nicht 
eine ſo tiefgreifende und immerhin erheblichen Bedenken unterliegende Neue⸗ 
rung vorſchlagen, glaubte vielmehr das Fideikommiß als ſolches einfach, 
wie es einmal in Bayern hergebracht, beſtehen laſſen zu müſſen. Da⸗ 
gegen iſt es ſo ungerechtfertigt, den Familienbeſitz, welcher auf dem alten 
echt deutſchen Grunde des gemeinſamen Nutzgenuſſes aller Familienglieder 
beruht, in ſeiner politiſchen Bedeutung dem auf Erſtgeburtsrecht Stehenden 
gegenüber zurückzuſetzen, daß hierin eine Aenderung angezeigt ſcheint. Die 
Frage der Teilbarkeit des Nutzgenuſſes und der Verwaltung iſt lediglich 
eine innere Angelegenheit der Familie und kann die Bedeutung des Grund— 
beſitzes als ſolchen nicht ändern oder mindern. 

Nun iſt die Zahl an Gütern der bezeichneten Art in den fränkiſchen 
Provinzen nicht unbedeutend, ja, es iſt eigentlich der größere Teil des 
Familiengrundbeſitzes in Bayern infolge jener Beſtimmungen bisher in 
der Reichsratskammer unvertreten geblieben. Eine Aenderung hierin muß 
daher als ebenſo billig wie zweckmäßig erachtet werden. 

3. Geſetzentwurf, die lebenslänglichen Reichsräte betreffend. 

Unter den Mängeln, welche ſich zurzeit in betreff der Zuſammen⸗ 
ſetzung der Kammer der Reichsräte ganz beſonders fühlbar machen, wird 
ohne Zweifel der Umſtand hervorzuheben ſein, daß in derſelben zu wenig 
eigentlich juriſtiſch, adminiſtrativ, finanziell und militäriſch gebildete Mit⸗ 
glieder zu finden ſind und eben deshalb die Uebertragung der Referate 
in ſolchen Fragen auf große Schwierigkeiten ſtößt. 

So politiſch richtig nun auch der in der Verfaſſungsurkunde für die 
Zuſammenſetzung der Reichsratskammer aufgeſtellte Grundſatz iſt, daß das 
Ernennungsrecht des Königs in einem gewiſſen Verhältniſſe zu den übrigen 
Kategorien ſtehen muß, und ſo wenig es ſich anempſehlen möchte, durch die 
Statuierung eines unbegrenzten ſogenannten Pairsſchubs den Charakter 
der Unabhängigkeit der Erſten Kammer zugunſten der einem raſchen Wechſel 
unterworfenen jeweiligen politiſchen Zeitſtrömung aufzugeben, ſo erſcheint 
doch anderſeits die Zahl, die in der Verfaſſungsurkunde für das Er- 
nennungsrecht des Königs vorgeſchrieben iſt, als eine zu eng bemeſſene, 
und es wird dies noch in höherem Grade der Fall ſein, wenn die Kammer 
etwa noch durch gewählte Mitglieder verſtärkt werden ſollte. Alle dieſe 
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Gründe ſprechen dafür, die beantragte Erhöhung der Verhältniszahl der 
lebenslänglichen zu den erblichen Reichsräten von / auf ½ vorzunehmen. 

4. Geſetzentwurf betreffend die Erweiterung der Reichsratskammer. 

Dieſer Geſetzentwurf will die Erweiterung der Kammer der Reichs⸗ 
räte durch 29 gewählte Mitglieder herbeiführen, nämlich 

| a) 5 Vertreter der Univerſitäten, des Polytechnikums und der Akademie, 
| b) 8 Vertreter des Handels und der Induſtrie, 
c) 8 Vertreter des Grundbeſitzes und 

d) 8 Vertreter der Städte. 

Wenn die Regierung nicht eine Umgeſtaltung, ſondern eine Erweite⸗ 
rung der Reichsratskammer vorſchlägt, ſo geht ſie vor allem davon aus, 
daß in dem Zweikammerſyſtem — ſofern dasſelbe überhaupt eine reelle 
politiſche Bedeutung haben ſoll — die Erſte Kammer durch Erblichkeit 
und lebenslängliche Ernennung eine gewiſſe Ständigkeit erhalten muß, 
daß fie dadurch das konſervative Element zu beſonderer Geltung bringen 
ſoll und eben damit befähigt wird, die raſch wechſelnde momentane Stim- 
mung des politiſchen Lebens vor einem Uebermaß und einer Ueberſtürzung 
zu bewahren. Ferner wird ſich nicht verkennen laſſen, daß der zurzeit 
durch die erblichen Reichsräte vertretene Grundbeſitz ein hiſtoriſch wie 
dem materiellen Gewichte der Intereſſen zufolge wohl berechtigtes Element 
einer Pairskammer zu bilden geeignet iſt; endlich, daß das Recht der 
königlichen Ernennung ein notwendiges Mittel bildet, um ſolche Kapazi⸗ 
täten zu der geſetzgebenden Tätigkeit beizuziehen, welche in andrer Weiſe 
hierzu nicht gewonnen werden könnten. Demnach ergibt ſich, daß das⸗ 
jenige, was in bezug auf Reform der Reichsratskammer zu geſchehen 

I} hat, in einem Beiziehen ſolcher Elemente beſtehen muß, durch welche, ohne 
den Grundcharakter des Inſtituts zu verwiſchen, eine lebendigere Entwick— 
lung der momentan im politiſchen Leben wirkenden Meinungen und 
| Reibungen ermöglicht wird. 
| Es muß alſo eine Verſtärkung durch gewählte Mitglieder eintreten. 
| Die Anzahl der gewählten Reichsräte ſoll ſelbſtverſtändlich in einem 
gewiſſen Verhältniſſe zu den übrigen Kategorien ſtehen, und wenn der 
Entwurf 29 Mitglieder durch Wahl berufen laſſen will, ſo iſt dies etwa 
das Doppelte der zurzeit lebenslänglich ernannten, und werden die erblichen 
Mitglieder künftig nicht zahlreicher ſein als die gewählten und ernannten 
zuſammengerechnet. 

Die Kategorien, aus welchen gewählt werden ſoll, anlangend, ſo iſt 
eine allgemeine Wahl nach örtlichen Bezirken von vornherein ausgeſchloſſen. 
Denn es wäre kein innerer Grund vorhanden, der auf dieſem Prinzip 
beruhenden Zweiten Kammer eine auf derſelben Baſis ruhende Vertretung 
in der Erſten Kammer entgegenzuſetzen. Anderſeits glaubte die Regierung 
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eine Abänderung im Wahlmodus durch Beſchränkung auf die höheren 
Steuerklaſſen allein nicht für genügend und auch nicht für zweckmäßig 
anſehen zu können, da hierdurch die Erſte Kammer als lediglich auf dem 
Vorzug des Geldes ruhend in der allgemeinen Volksanſchauung ſchwerlich 
zu einem geſteigerten Anſehen gelangen würde. 

Hiernach ergibt ſich von ſelbſt die vorgeſchlagene Wahl nach Standes⸗ 
klaſſen, und zwar müßten hierbei nicht die früheren, hiſtoriſch gewordenen, 
ſondern die in dem modernen Staatsleben ausgebildeten Kategorien der 
Bevölkerung in das Auge gefaßt werden. Was hier ſpeziell die Geiſt⸗ 
lichkeit betrifft, ſo iſt dieſelbe bisher ſchon in entſprechender Weiſe in der 
Kammer der Reichsräte vertreten und konnte daher bei der Aufſtellung 
übergangen werden. 


Rede des Fürſten in der Kammer der Abgeordneten bei Be— 
ratung des Geſetzes über die Wehrverfaſſung am 13. Dezember 
1867. 

Bei der geſtrigen und heutigen Debatte iſt auch das Gebiet der aus⸗ 
wärtigen Politik betreten worden. Ich will es indeſſen unterlaſſen, auf manche 
Behauptung, welche aufgeſtellt wurde, auf manche bittere Bemerkung, die 
gefallen iſt, näher einzugehen; ich würde ſonſt in die Notwendigkeit ver⸗ 
ſetzt ſein, die Grundſätze Ihnen nochmals vorzuführen, die ich für die 
bayriſche Politik feſthalten zu müſſen geglaubt habe, und ich würde fürchten, 
Sie durch die Wiederholung derſelben zu ermüden. Zudem ſind gerade 
jene Behauptungen auf Befürchtungen von eintretenden, kommenden Er⸗ 
eigniſſen gegründet, an denen eine Partei mit einer gewiſſen Vorliebe feit- 
zuhalten pflegt. Ich beſchränke mich deshalb für heute auf einige all⸗ 
gemeine Bemerkungen. Darin werden Sie, meine Herren, mit mir über- 
einſtimmen, daß unſre Zeit eine geſteigerte Anſtrengung in militäriſchen 
Dingen, eine möglichſte Erhöhung unſrer Wehrkraft unabweisbar fordert. 
Wir leben in einer Zeit des Uebergangs. Alte Allianzen ſind zerriſſen 
und neue ſind in der Bildung begriffen, die Leiden Europas haben, wenn 
ich ſo ſagen darf, einen akuten Charakter angenommen, und die fieberhafte 
Erregung läßt auf den baldigen Eintritt großer Erſchütterungen ſchließen. 
Welcher Art die Entwicklung dieſer Kriſen ſein wird, vermag niemand zu 
ſagen, allein darüber wird kein Zweifel beſtehen, daß auch wir davon 
nicht unberührt bleiben können. Wir werden Opfer zu bringen haben, 
aber dieſe Opfer werden nur dann das Maß des Erträglichen nicht über- 
ſteigen, wenn wir zu rechter Zeit Sorge tragen, den kommenden Gefahren 
gerüſtet, und ausreichend gerüſtet, entgegenzugehen. Die Entwicklung Eu⸗ 
ropas und Deutſchlands mag ſich wie immer geſtalten, Bayern muß durch 
ausreichende Entfaltung der ihm innewohnenden Kraft diejenige Achtung 
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erwerben, deren es bedarf, und als Teil des großen Ganzen jene Stellung 
einnehmen, die ſeiner allein würdig iſt. Daß zu dieſem Zwecke unſre 
gegenwärtige Wehrverfaſſung nicht ausreicht, iſt geſtern und heute in 
beredten Worten dargelegt worden; daß aber auch eine bloße Reform 
unſrer Wehrverfaſſung unter Belaſſung der Prinzipien nicht ausreicht, 
iſt gleichfalls außer Zweifel. Ebenſowenig endlich würde ein dem 
ſchweizeriſchen nachgebildetes Wehrſyſtem dem Zwecke genügen. Es blieb 
alſo der Staatsregierung kein andres Mittel, als zu der Wehrverfaſſung 
zu greifen, welche den Erfolg für ſich hat und welche uns die Gewißheit 
gibt, eine ſchlagfertige Armee zu ſchaffen, und welche namentlich den Vor⸗ 
teil hat, durch gleiche Formation und gleiche Bildung ein zu gemeinſamer 
Aktion mit unſerm Alliierten taugliches und dem ſeinigen ebenbürtiges Heer 
herzuſtellen. Durch die Einführung dieſer Heeresverfaſſung werden wir 
der Armee dasjenige Vertrauen in die eigne Kraft und die eigne Tüchtigkeit 
verſchaffen, ohne welches die Erreichung kriegeriſcher Erfolge nicht zu 
denken iſt; wir werden mit dieſem Wehrſyſtem uns dem geſamten Deutſch⸗ 
land näher und inniger anſchließen, wir werden aber zugleich auch damit 
diejenige Selbſtändigkeit wahren und erhalten, welche Bayern unbeſchadet 
der durch das Schutz- und Trutzbündnis eingegangenen Verpflichtung er⸗ 
halten kann und ſoll, indem wir der etwa drohenden Gewalt das mit der 
nötigen Macht unterſtützte Recht entgegenſtellen. Ich empfehle Ihnen 
daher den Geſetzentwurf zur Annahme. 


Journal. 
München, 19. Februar 1868. 

Das Reſultat der Wahlen !) hat die ultramontane Partei übermütig 
gemacht, und ſie glauben nun, es ſei nötig, daß auch die Regierung ſofort 
zu ihr übergehen müſſe. Das kopfloſe und unſtete Weſen des Kabinetts⸗ 
ſekretärs Lipowsky bietet ihr dazu die Möglichkeit. Dieſer Mann, der es 
mit allen Parteien halten will und darin die wahre Staatsweisheit er- 
blickt, hört viel und verdaut wenig, intrigiert aber deſto mehr. Der 
Artikel der „Süddeutſchen Preſſe“, der der ultramontanen Partei entgegen⸗ 
tritt, hat ſeine Indignation erregt, die er auch Fröbel ausgeſprochen hat. 
Trotzdem glaube ich nicht, daß der König ihm, wie er ſagt, zu dieſer 
Aeußerung Veranlaſſung gegeben hat. Die ultramontane Partei freilich 
iſt über Fröbels Artikel indigniert, und zwar deshalb, weil er ihre Pläne 
durchkreuzt, die darauf abzielen, die Regierung von der Fortſchrittspartei 
zu trennen, ſie ganz in das ultramontane Lager herüberzuziehen. Es geht 
das Gerücht, man wolle Schrenck an die Stelle von Schlör bringen. Trautt⸗ 


) Zum Zollparlament, die am 10. Februar ſtattgefunden hatten. 
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mansdorff !) möchte Schlör entfernen und dafür einen geſcheiteren einerſeits 
und ultramontaneren Miniſter anderſeits hineinbringen. Er behauptet, er 
wolle, daß ich bleibe, will aber zugleich, daß ich eine beſtimmte Schwenkung 
nach der Seite der Ultramontanen mache. Fröbel meint, daß er mit Beuſt 
in Widerſpruch ſei. Ich teile nicht dieſe Anſicht. Ich glaube, daß Beuſt 
hier mit den Ultramontanen und in Wien gegen ſie agiert. 

Morgen wird die Wahl von Schlör hier entſchieden. Ich höre ver⸗ 
ſchiedene Vermutungen. Die einen glauben, daß er gewählt wird, die 
andern meinen das Gegenteil. Jedenfalls wäre deſſen Entfernung aus 
dem Miniſterium kein Unglück. 

München, 22. Februar 1868. 

Schlör iſt alſo geſtern gewählt worden. Wäre er nicht durchgedrungen, 
ſo hätte er wahrſcheinlich bald aus dem Miniſterium austreten müſſen; ſo 
kann er bleiben. Ob dies ein Vorteil iſt, ſteht dahin. Bei Trauttmans⸗ 
dorff hatte ich eine lange Unterredung mit Feilitzſch über die Preſſe im 
allgemeinen. Wir ſtimmten darin überein, daß nichts ohne Geld zu machen 
ſei, und daß wir, da uns dies fehlt, nicht viel ausrichten werden. 

Dr. Haas hat Völderndorff Artikel gebracht, die er in verſchiedene 
Blätter hat einrücken laſſen, und die in meinem Intereſſe die Angelegenheit 
der Burg von Nürnberg) beſprechen und Pfordten verdammen. Völdern⸗ 
dorff wußte nicht, wie er ſich die Freundlichkeit des ultramontanen öſter⸗ 
reichiſchen Preßagenten deuten ſolle, bis ich ihm ſagte, daß auch Trautt⸗ 
mansdorff mir habe zu verſtehen gegeben, daß man von jener Seite 
einen Sturz des gegenwärtigen Miniſteriums nicht wolle. Der Moment 
ſcheint den Herren zu ungünſtig, gutes Einvernehmen mit Preußen vor⸗ 
zuziehen. Sie fürchten den Eindruck, den mein Sturz, wenn er durch die 
öſterreichiſche Partei veranlaßt würde, in Berlin hervorrufen könnte. 
Die Dummheiten des Königs von Hannover?) haben in Berlin eine 
irritierte Stimmung gegen Oeſterreich hervorgebracht, die ſie kein Intereſſe 
haben jetzt zu vermehren. So ſcheint es, werde ich einige Zeit Ruhe 
haben. Der Stephansorden wird dieſe Stimmung konſtatieren. 


) Graf Trauttmansdorff, öſterreichiſcher Geſandter. 

2) Nach dem Friedensſchluſſe hatte der König von Bayern durch einen Brief 
vom 30. Auguſt 1866 dem König Wilhelm angeboten, die „ehrwürdige Burg ſeiner 
Ahnen“ gemeinſam mit ihm zu beſitzen und bei etwaigem Aufenthalte in Bayern 
zu bewohnen, welches Anerbieten König Wilhelm mit Dank annahm. Zu einer 
Abtretung des Eigentums und überhaupt zu einem Staatsvertrage darüber kam es 
nicht. Dies wurde durch eine ofſiziöſe Aeußerung vom 15. Februar 1868 feſtgeſtellt. 

3) König Georg von Hannover feierte am 18. Februar 1868 in Hietzing feine 
ſilberne Hochzeit und empfing eine Maſſendeputation von Hannoveranern, welcher 
er in einer Tiſchrede ſeine Hoffnung auf Wiederherſtellung ſeiner Herrſchaft aus⸗ 
ſprach. Die hannoverſche Legion, welche bei Gelegenheit der Luxemburger Ver⸗ 
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Lipowsky war Abends bei mir, um über die fremde Preſſe zu klagen 
und mich im Auftrag des Königs zu bitten, Schritte dagegen zu tun. Sein 
eigentlicher Zweck war aber zu hören, ob ich ihm nicht etwas über den 
Nachfolger des kranken Miniſters von Pechmann ſagen würde. Er machte 
ſich ſehr lieb und ſchien auf eine Eröffnung der Art zu warten. Ich 
ſchwieg aber. Außerdem ſprach er von Gerüchten über den König und 
beklagte ſich über die Münchner und ihre böſen Zungen. 

Heute kam die Prinzeß Maria Thereſia mit dem Prinzen Ludwig ) 
an. Ich empfing ſie mit Moy und Trauttmansdorff auf dem Bahnhof. 
Sie glänzte ganz in ihren neuen Toiletten und war ſehr nett und graziös. 
Wir wurden vorgeſtellt, begleiteten ſie an den Wagen und fuhren dann 
nach Hauſe. Die höchſten Herrſchaften hielten ihren feierlichen Einzug, 
von dem ich nichts ſah. Der König liegt zu Bett. Es gibt wenig Leute, 
die glauben, daß er krank ſei. 5 


München, 24. Februar 1868. 

Fröbel erzählt mir ſoeben, daß er von Baron Gruben, dem Taxisſchen 
Beamten in Regensburg, neulich einen Mahnbrief erhalten habe, ſich mit 
der klerikalen Partei zu verſtändigen. Gruben iſt, wie mir Fröbel ſagt, 
ein Agent des Jeſuitenordens, der zum Fürſten Taxis geſetzt iſt, um das 
große Vermögen im Intereſſe des Ordens zu exploitieren. Er war mit 
Dörnberg der Hauptagent während des Fürſtentages im Jahre 1863 und 
hat damals mit Fröbel das Verfaſſungsprojekt beraten und dem Kaiſer 
vorgelegt, jedoch die zu demokratiſchen Beiſätze Fröbels geſtrichen, woran 
dann die Sache ſcheiterte. Man hatte damals in Regensburg weitgehende 
Pläne; der Erbprinz ſollte die Rheinlande bekommen, und es wurde des— 
halb auch mit Napoleon unterhandelt. Daher die Wut der Regensburger 
Ultramontanen gegen Fröbel. 

Pascal Duprat, der bekannte Republikaner, war kürzlich hier bei 
Fröbel und hat ihm ſeine Erlebniſſe in Ungarn, woher er kam, erzählt. 
Die ungariſche Linke zweifelt an dem Fortbeſtand des gegenwärtigen 
liberalen Regimes in Oeſterreich und unterhandelt deshalb ſchon in Aus⸗ 
ſicht auf eintretende Kataſtrophen mit den Südſlawen, um das große Donau⸗ 
reich oder die Donauföderation zuſtande zu bringen oder vorzubereiten. 


wicklung gebildet worden war, war im Januar 1868 aus der Schweiz nach Frank⸗ 
reich übergetreten. Am 20. Februar wurde Graf Beuſt in den Delegationen wegen 
der maſſenhaften Ueberſendung öſterreichiſcher Päſſe für die Welfenlegionäre durch: 
die Wiener Polizeidirektion in die Schweiz und wegen der Bankettrede des Königs 
Georg interpelliert. 

1) Prinz Ludwig von Bayern hatte ſich am 20. Februar 1868 zu Wien mit. 
Maria Thereſia, Erzherzogin von Oeſterreich-Eſte-Modena, vermählt. 


a — 


3 
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Die Südſlawen wollen von einem Anſchluß an Rußland nichts wiſſen, 
nehmen aber das ruſſiſche Geld, um damit ihre eignen Pläne zu fördern. 


4. März. 

Die letzten Tage war ich ſehr in Anſpruch genommen. Der Tod des 
Miniſters Pechmann und die Frage, wer ihn erſetzen ſolle, beſchäftigte 
mich vor allem. Da es mir ſchien, als wolle Lipowsky mich bei der 
Wiederbeſetzung des Miniſterpoſtens umgehen, ſo erklärte ich Mittwoch 
im Miniſterrat, daß ich bemerke, man wolle, ohne mich zu fragen, 
das Miniſterium ergänzen; ſei dies wirklich der Fall, ſo würde ich 
um meine Entlaſſung bitten. Dies wirkte. Die Miniſter bekamen 
einen heilſamen Schrecken, der König wurde ſofort davon in Kenntnis 
geſetzt, und am Donnerstag Abend ließ er mich rufen, um mit mir 
von allerlei zu reden. Er kam auch auf das Miniſterium des Innern, 
fragte nach Hörmann, den ich aber nicht als geeignet bezeichnete. Die 
Partei Neumayr arbeitet für Hörmann. Freitag kam Lipowsky, um 
mich direkt um meine Anſicht zu fragen. Ich ſagte ihm offen, daß ich 
Hörmann nicht wolle wegen ſeiner Beziehung zur Neumayrſchen Clique. 
Wir beſprachen noch Schubert, den er ſehr rühmt, und Pfeufer, den er 
nicht ſehr protegiert. 

Samstag kam die Nachricht vom Tode des Königs Ludwig I.!) 
Darüber viele Geſchäfte, Telegramme, Notifikationen u. ſ. w. 

Die Miniſterfrage iſt damit etwas in den Hintergrund getreten. Dazu 
iſt der König wieder krank, Fieber u. ſ. w. 

Im Ausſchuß am Montag wurde das Budget des Miniſteriums des 
Aeußeren beraten. Der Referent wollte mir für die Geſandtſchaften nur 
200 000 Gulden bewilligen, ich erklärte aber, daß ich nicht unter 250000 Gulden 
heruntergehen könnte und meine Entlaſſung nähme, wenn man mir ſie 
nicht bewillige. Darüber große Verſtimmung im Ausſchuß und ſchließlich 
Zuſtimmung zu meiner Forderung. 

Geſtern, Dienstag den 3. März, viele Beſuche im Miniſterium. Dar⸗ 
unter Stenglein, der wiſſen wollte, ob wir uns ebenſo paſſiv bei den 
nächſten Kammerwahlen verhalten würden wie diesmal bei den Wahlen 
zum Zollparlament. Was ich verneinte. Er ſagte, daß in dieſem Fall, 
wenn wir den Kammermitgliedern zur Wahl verhelfen wollten, die Bildung 
einer liberalen Partei in Ausſicht ſtehe. 

München, 22. März 1868. 

Heute Abend war Lipowsky bei mir und ſagte mir, Seine Majeſtät 
habe ihn beauftragt, mich zu fragen, welche Punkte ich ihm in betreff 


1) Starb in Nizza am 29. Februar. 
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der Beſetzung des Miniſteriums des Innern vortragen wolle.!) Seine 
Majeſtät könne mich nicht empfangen, da Allerhöchſtderſelbe eine geſchwollene 
Backe habe. 

Ich erwiderte, daß ich Seiner Majeſtät die Bitte vorgetragen hätte, 
mich vor der Entſcheidung über die Frage der Wiederbeſetzung des Mini⸗ 
ſteriums mündlich zu hören, und daß ich auf dieſer Bitte beſtehen müſſe 
und mich auf weiteres nicht einließe. Im Falle Seine Majeſtät mir 
dieſe Bitte nicht gewähren ſollten, müſſe ich mir meine Entſchließung vor⸗ 
behalten. Lipowsky beteuerte, daß er ſein Möglichſtes getan habe, den 
König zu veranlaſſen, mich heute zu ſehen, es ſei ihm aber nicht gelungen. 
Ich ſagte, es tue mir leid, darauf beſtehen zu müſſen. Ich ſei mir das 
ſelbſt ſchuldig. 


Am 30. März wurde der Regierungspräſident von Hörmann zum 
Miniſter des Innern ernannt. 


Bericht an den König. 
München, 30. März 1868. 


Durch den Königlich preußiſchen Geſandten iſt der treugehorſamſt 
Unterzeichnete in Kenntnis geſetzt, daß Seine Königliche Hoheit der Kron⸗ 
prinz von Preußen zu der am 20. April ſtattfindenden Vermählung des 
Kronprinzen von Italien nach Turin reiſen und dabei München berühren 
wird. Die Zeit der Reiſe dürfte auf die Woche nach Oſtern fallen. 

Nachdem der König von Preußen und andre Mitglieder des preußi⸗ 
ſchen Königshauſes verſchiedene Beſuche am Hofe Eurer Königlichen 
Majeſtät gemacht haben, welche Eure Königliche Majeſtät zu erwidern 
noch nicht in der Lage waren, jo dürften vielleicht Rückſichten der zwiſchen 
den Allerhöchſten Höfen beſtehenden Etikette dem Kronprinzen von Preußen 
den Beſuch am Hofe Eurer Königlichen Majeſtät nicht geſtatten. 

Da aber der Kronprinz über den Brenner nach Italien reiſt, ſo kann 
er München nicht umgehen. 

Der treugehorſamſt Unterzeichnete glaubt dies zur Kenntnis Eurer 
Königlichen Majeſtät bringen zu ſollen, indem er fürchtet, es möchte Eure 
Königliche Majeſtät vielleicht nicht angenehm berühren, wenn der Kron⸗ 
prinz von Preußen ſich hier aufhielte, ohne ſeinen Beſuch am Allerhöchſten 
Hofe zu machen. Wäre dies der Fall, würden Eure Königliche Majeſtät 
wünſchen, den Beſuch des Kronprinzen zu empfangen, ſo könnte der treu⸗ 
gehorſamſt Unterzeichnete die Angelegenheit durch Baron Perglas in Berlin 


) Der Fürſt hatte durch Bericht vom 21. März um eine Audienz nachgeſucht, 
um über die Wiederbeſetzung der Stelle des Miniſters des Innern ſeine Anſichten 
mündlich darzulegen. 


en 
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zur Sprache bringen laſſen und das etwa vorliegende Etikettenhindernis 
durch Hinweis auf einen von Eurer Königlichen Majeſtät beabſichtigten 
7 Beſuch in Berlin, deſſen Zeitpunkt nicht berührt zu werden brauchte, 
beſeitigen. 
Der treugehorſamſt Unterzeichnete erlaubt ſich daher ehrfurchtsvollſt 
um die Allerhöchſten Befehle zu bitten, ob und in welcher Richtung er 
den Baron Perglas mit Inſtruktionen verſehen ſoll. 


In der Sitzung der Kammer der Abgeordneten vom 6. April 1868 
hatte der Abgeordnete Ruland die Regierung heftig angegriffen wegen 
verſchiedener in der „Süddeutſchen Preſſe“ enthaltenen Artikel. 

Fürſt Hohenlohe ſagte darauf: ich muß vor allen Dingen hervor⸗ 
heben, daß die Staatsregierung eine eigentliche Regierungspreſſe nicht beſitzt. 
Sie wollte kein Regierungsorgan und ließ deshalb die „Bayriſche Zeitung“ 
eingehen. Die „Süddeutſche Preſſe“ iſt kein Regierungsorgan. Sie erhält 
keine Inſtruktionen, und die Regierung iſt alſo für die Aeußerungen, welche 

0 in der „Süddeutſchen Preſſe“ enthalten ſind, nicht verantwortlich. Sie 
können dieſes Verhältnis vielleicht auffallend finden, indeſſen werden Sie 
mir recht geben, wenn ich ſage, ich habe eine zu hohe Meinung von der 
Preſſe im allgemeinen, um mir ein größeres, bedeutenderes Organ der 
Preſſe zu denken, welches nach Inſtruktionen arbeiten, welches nach Vor⸗ 
ſchrift oder nach Anweiſung denken könnte. Ein ſolches Organ wäre nur 
denkbar in der beſchränkten Form eines Staatsanzeigers, für deſſen einzelne 
Teile die Regierung verantwortlich ſein kann. 

Ich muß alſo die Angriffe, welche gegen die Staatsregierung bezüglich 
der Regierungspreſſe erhoben worden ſind, als gegenſtandslos bezeichnen. 


Bericht an den König, die ſüddeutſche Frage betreffend. 
München, 10. April 1868. 
1 Durch das am 5. d. M. ergangene Allerhöchſte Signat verlangen 
Eure Königliche Majeſtät Aufklärung, aus welchen Gründen der Verſuch 
einer Bildung eines ſüddeutſchen Staatenvereins geſcheitert iſt. 

Der treugehorſamſt Unterzeichnete beeilt ſich demzufolge, nachſtehendes 
alleruntertänigſt vorzutragen. 

Die Gründung eines ſüddeutſchen Staatenvereins, welcher die Voraus⸗ 
ſetzung des Artikels IV des Prager Friedens erfüllen ſollte, hatte von 
vornherein nur dann eine Ausſicht auf Erfolg, wenn die Idee die voll⸗ 
ſtändige Billigung Eurer Königlichen Majeſtät fand und damit die Hoff⸗ 
nung gegeben war, daß Allerhöchſtdieſelben der beabſichtigten diplomatiſchen 
Aktion die unbedingteſte Zuſtimmung erteilen würden. 
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Aus dem Allerhöchſten Signate vom 28. Januar!) d. J. glaubte 
aber der treugehorſamſt Unterzeichnete entnehmen zu ſollen, daß Eure 
Königliche Majeſtät den beabſichtigten Vertragsabſchluß keineswegs voll⸗ 
kommen billigten, und daß bei Allerhöchſtdenſelben Bedenken gegen denſelben 
vorwalteten. Dies mußte in dem treugehorſamſt Unterzeichneten vom 
Anfange an die Befürchtung erwecken, daß der Erfolg der vorgeſchlagenen 
Maßregeln zweifelhaft ſein werde. 

Demungeachtet hatte der treugehorſamſt Unterzeichnete nicht verſäumt, 
dem Befehl Eurer Königlichen Majeſtät gemäß die Sache dem Miniſter⸗ 
rate vorzulegen; er hat, um eine ſorgfältige und erſprießliche Beratung 
zu ermöglichen, jedem der Herren Staatsminiſter ein Exemplar des Ver⸗ 
tragsentwurfes mitgeteilt und den Gang der bisherigen Verhandlungen 
ſowie die Gründe, welche ihn zu dem Vorſchlage beſtimmt hatten, ſchrift⸗ 
lich dargelegt. Auch in dem Miniſterrate zeigte ſich für den Vorſchlag 
keine Sympathie, es wurden bei den Beſprechungen faſt von ſämtlichen 
Miniſtern Bedenken erhoben, und nur der Kriegsminiſter ſprach ſich wenigſtens 
der Hauptſache nach für eine Verſtändigung der ſüddeutſchen Staaten 
untereinander aus. 

Soviel hat ſich ſchon jetzt herausgeſtellt, daß im Staatsminiſterium 
jene vollſtändige Uebereinſtimmung der Anſichten über die Rätlichkeit und 
Nützlichkeit des Projektes nicht beſteht, welche zur Durchführung einer ſo 
umfaſſenden Reform vollkommen unentbehrlich iſt. 

Abgeſehen von dieſen dem Plane entgegenſtehenden Umſtänden, haben 
ſich inzwiſchen die äußeren und inneren politiſchen Verhältniſſe ſo geſtaltet, 
daß der treugehorſamſt Unterzeichnete auf einen Erfolg der Eurer König— 
lichen Majeſtät am Anfange dieſes Jahres vorgeſchlagenen diplomatiſchen 
Schritte nicht mehr rechnen kann. 

Der treugehorſamſt Unterzeichnete war darüber nie im Zweifel, daß 
die direkten Wahlen zum Zollparlamente dasjenige Reſultat haben würden, 
welches ſie nunmehr in dem größten Teile von Bayern und in ganz 
Württemberg gehabt haben, denn es waren ſchon längſt Anzeichen genug 
vorhanden, welche den nunmehr offen zutage getretenen Bund der klerikalen 
und demokratiſchen Elemente erkennen ließen. Nachdem nun aber dieſes 
Bündnis zu ſolchen bedeutenden äußeren Reſultaten bereits geführt hat, 
und nachdem in der unter dem Deckmantel konſervativer Intereſſen be⸗ 
triebenen Agitation auch republikaniſche Tendenzen auftauchen, würde ein 
ſüddeutſcher Staatenbund ohne gleichzeitige Gewährung eines gemeinſamen, 
dem norddeutſchen Parlament entgegengeſetzten ſüddeutſchen Parlaments 
auch nicht die geringſte Ausſicht mehr haben, in der öffentlichen Meinung 


) Liegt nicht vor. 


Das bayriſche Miniſterium (1867 bis 1870) 301 


der Bewohner Süddeutſchlands Boden zu gewinnen. Die Gewährung 
eines ſüddeutſchen Parlaments aber wäre nach Anſicht des treugehorſamſt 
Unterzeichneten, ſo wie ſich die Sache jetzt geſtaltet hat, die äußerſte Gefahr, 
denn die Verbindung Ultramontaner und Republikaner würde dieſes Par⸗ 
lament nur dazu benutzen, um die Autorität der ſüddeutſchen Einzel⸗ 
regierungen, gegen welche ſchon jetzt ihre zügelloſe Preſſe Tag und Nacht 
mit allen Mitteln wirkt und wühlt, gänzlich zugrunde zu richten und 
damit jene Pläne fördern, welche als ihr Endziel die republikaniſche 
Föderativverfaſſung Süddeutſchlands mit dem Anſchluß an die Schweiz 
im Auge haben. Es liegen Anzeichen vor, daß dieſer Plan von Frankreich 
aus nicht ungern geſehen würde, weil man jenſeits des Rheines hofft, 
über derartig zerrüttete Staatenbildungen leicht ein Protektorat ausüben 
zu können. 

Was die äußeren politiſchen Verhältniſſe betrifft, ſo iſt Eurer König⸗ 
lichen Majeſtät aus den früheren Anträgen des treugehorſamſt Unter⸗ 
zeichneten bekannt, daß derſelbe nur deshalb den ſchwierigen Plan, einen 
ſüddeutſchen Verein zu gründen, neuerdings und in ſolch beſtimmter Weiſe 
aufgegriffen hat, weil gegen Ende des vorigen Jahres jene Konſtellationen ein⸗ 
getreten waren, unter welchen allein die Durchführung eines ſolchen Vereins 
möglich iſt; es iſt dies einerſeits die Entente cordiale zwiſchen Oeſterreich 
und Frankreich und anderſeits die Geneigtheit Preußens, zur Erhaltung 
des Friedens dadurch beizutragen, daß es ſeinen Einfluß auf Baden und 
Heſſen anwendet und zugleich einen gelinden Druck auf Württemberg 
ausübt, um dieſe Staaten zu einer Erfüllung der Prager Stipulationen 
zu veranlaſſen. Von dieſen beiden Vorbedingungen iſt zurzeit keine mehr 
vorhanden. Zwiſchen Oeſterreich und Frankreich iſt ſichtlich eine Erkaltung 
eingetreten; es ſcheint, daß Frankreich die Hoffnung aufgegeben habe, 
Oeſterreich zu einer ihm nützlichen Aktion zu bewegen, und daß es deshalb 
ſeine Pläne auf andre Weiſe zu erreichen ſtrebt. Preußen aber, welches 
zur Zeit jener vertraulichen Vorbereitung, welche der treugehorſamſt Unter⸗ 
zeichnete auf Grund der Allerhöchſten Ermächtigung vom 26. November 
vorigen Jahres begonnen hatte, ſich wenigſtens nicht ablehnend verhalten 
hatte, iſt ſeitdem offenbar andrer Meinung geworden. Die dezidierten 
Erklärungen gegen das Projekt eines ſüddeutſchen Bundes, welche Baden 
in ſeiner offiziellen „Karlsruher Zeitung“ geben ließ, und die wiederholt 
durch preußiſche offiziöſe Blätter provozierten Erklärungen, daß an einen 
ſolchen ſüddeutſchen Bund nicht gedacht werde, laſſen erkennen, daß Preußen 
keineswegs mehr geſonnen iſt, einen desfallſigen Plan zu unterſtützen.“) 


1) Baden wollte von Anfang an auf das Projekt des Südbunds nur dann 
näher eingehen, wenn gleichzeitig mit deſſen Gründung eine nähere Verbindung 
mit dem Norddeutſchen Bunde in Ausſicht genommen würde. Bismarck hielt in 
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Unter dieſen Verhältniſſen wäre jeder Verſuch, eine Maßregel wie 
die ſeinerzeit Eurer Königlichen Majeſtät proponierte durchzuführen, ohne 
alle Ausſicht auf Erfolg, und der treugehorſamſt Unterzeichnete glaubt, 
daß Bayern ſich einem Mißerfolg dieſer Art nicht ausſetzen dürfe. Sollten 
ſich dieſe Verhältniſſe ändern und für Gründung eines ſüddeutſchen Staaten⸗ 
vereins ſich wiederum günſtiger geſtalten, ſo wird der treugehorſamſt 
Unterzeichnete nicht verſäumen, die Sache neuerdings in Angriff zu nehmen, 
denn er iſt nach wie vor der Ueberzeugung, daß die größte Gefahr für 
Süddeutſchland noch immer in den nicht erfüllten Beſtimmungen des Prager 
Friedens liegt. Zu dieſem Zweck wird er den Gang der Ereigniſſe und die 
politiſchen Konſtellationen genau verfolgen, um in der Lage zu ſein, im 
richtigen Augenblick den Plan wieder aufgreifen zu können. Allein, wie 
bereits im Eingange dieſes Berichtes ehrerbietigſt bemerkt wurde, nur 
wenn Eure Königliche Majeſtät ſowohl als das Geſamtſtaatsminiſterium 
einem ſolchen Plane unbedingt und mit vollem Vertrauen zuſtimmen, 
läßt ſich ein Erfolg hoffen. 


Königliches Signat auf vorſtehenden Bericht: 


Ich habe von Ihrer Darſtellung Einſicht genommen und ſehe weiteren 
Berichten entgegen. 

München, 15. April 1868. 

Ludwig. 
Journal. 
München, 18. April 1868. 

Nachdem mir der Kronprinz!) geſtern hatte jagen laſſen, daß er mich 
heute zu ſprechen wünſche und ich bei ihm frühſtücken möchte, begab ich 
mich um 9 Uhr zu ihm. 

Er berührte zu Anfang flüchtig meine Stellung zum Könige, worauf 
ich aber nicht weiter einging. Wir kamen dann auf die große Politik 
zu ſprechen. Ich benutzte die Gelegenheit, ihn zu warnen, daß Preußen 
ja nicht zu übergreifend gegen den Süden vorgehen möchte, wies auf die 


einer Unterredung mit dem badiſchen Geſandten in Berlin am 1. Dezember 1867 
das Projekt des Südbunds für in vielen Punkten unannehmbar, widerriet aber 
deſſen ſofortige Abweiſung und empfahl die Fortſetzung der Verhandlungen. In 
derſelben Zeit lehnte er den in einem Privatſchreiben des Miniſters Mathy aus⸗ 
geſprochen Wunſch, er möge ſich bereit erklären, Baden in den Norddeutſchen Bund 
aufzunehmen und nur den Zeitpunkt mit Rückſicht auf die europäiſche Lage noch 
unbeſtimmt zu laſſen, ab und empfahl dabei der badiſchen Regierung, „nicht mit 
zu großer Schärfe Ziele zu bezeichnen, welche den mächtigſten ſüddeutſchen Staat in 
entgegengeſetzte Bahnen treiben müßten“. 

1) Der Kronprinz von Preußen traf am 17. April in München ein und ſtieg 
in der Reſidenz ab. Er blieb bis zum 18. Abends. 
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republikaniſch⸗ultramontanen Tendenzen in Württemberg hin, auf die 
Stimmung in Bayern und vor allem auf Frankreich. Er ſchien das ein⸗ 
zuſehen, ſprach dann länger über Württemberg und die dortigen Tendenzen, 
nicht über Baden und verhielt ſich überhaupt ſehr zurückhaltend. Als 
die Rede auf die preußiſchen Intrigen in Oeſterreich kam, ſchien er dies 
zu mißbilligen, wie denn überhaupt aus ſeinen Reden eine gewiſſe Oppo⸗ 
ſition gegen Bismarck hervorzuleuchten ſchien. 

Ueber den Krieg mit Frankreich ſagte er, daß die Allianz der füd- 
deutſchen Staaten mit Preußen ſelbſtverſtändlich das gemeinſame Vorgehen 
mit Preußen bedinge, fragte, wer der Oberbefehlshaber der bayriſchen 
Truppen ſein werde, ging dann über auf die Kriegstüchtigkeit der preußiſchen 
Armee und meinte, daß dieſe der franzöſiſchen mindeſtens gleich ſei. Auch 
die Tapferkeit der bayriſchen Armee hob er hervor. Im allgemeinen 
ſprach er ſich ſehr friedlich aus, ſagte, daß er den Krieg verabſcheue, und 
daß der Krieg zwar zuweilen unvermeidlich, aber nie als Mittel zum Zweck 
zu empfehlen ſei. 

Er ſcheint die Einigung Deutſchlands unter preußiſcher Führung als 
ſelbſtverſtändlich vorauszuſetzen, dagegen ſchien mir, daß er die moraliſchen 
Mittel den gewaltſamen vorzieht. 

Berlin, 26. April 1868. 

Von 8 Uhr bis heute früh 7 Uhr verbrachte ich die Zeit größtenteils 
ſchlafend, was ich um ſo bequemer tun konnte, als ich den ganzen Waggon 
für mich allein hatte. Gegen Leipzig zu ſah ich von Zeit zu Zeit aus 
dem Wagen und bemerkte an den Stationen verſchiedene nahrungſuchende 
Zollparlamentsmitglieder in verwahrloſtem Zuſtand. Später wurden die 
Mitglieder mitteilend, man trank zuſammen ſchlechten Kaffee und aß belegte 
Butterbrote. 

Um 12 ½ Uhr waren wir in Berlin. Die ganze Geſandtſchaft und 
Staatsrat Weber empfingen mich. Viktor war noch in Potsdam, kam aber 
bald, nachdem ich Beſitz von meiner Wohnung ergriffen hatte. Ein ſehr 
hübſcher Salon und ein geräumiges Schlafzimmer im dritten Stock. 

Um 3 Uhr kam Perglas, der mir verſchiedene politiſche Mitteilungen 
machte. Er ſagt, man wiſſe nicht, was Bismarck tun werde, wenn ein 
Antrag auf Erweiterung der Kompetenz des Zollparlaments geſtellt werde; 
Bismarck ſei unberechenbar. In der Frage der Feſtungen zeigte er mir 
eine Antwort, die ihm Bismarck geſchickt hat und die entgegenkommend 
iſt. Ich fürchte, er hat ſich etwas zu ſchnell eingelaſſen. 

Varnbüler kommt noch nicht. Er liegt zu Bett, doch glaubt man, 
daß er nicht wirklich krank iſt, ſondern nur den ſchlechten Empfang fürchtet. 

Mit Viktor ſprach ich über die Schwierigkeit meiner Lage. Dann 
kam Roggenbach, der verſicherte, Bluntſchli habe nicht die Abſicht, einen 
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Antrag auf Erweiterung der Befugniſſe des Zollparlaments zu ſtellen. 
Es komme ganz darauf an, ob die Stellung eines ſolchen Antrags meine 
eigne Lage in Bayern verſchlimmere; in dieſem Fall werde Bismarck 
Mittel finden, die nationalliberale Partei daran zu hindern. Roggenbach 
wollte, nachdem ich ihm die Nachteile auseinandergeſetzt hatte, die mir ein 
ſolcher Antrag brächte, darauf wirken, daß er unterbleibe, nur müſſe ich ſuchen, 
auf die Bayern zu wirken, was durch Luxburg geſchehen kann. Das 
einzige, was Bluntſchli beabſichtige, ſei, den einzelnen Staaten die Mög⸗ 
lichkeit zu verſchaffen, ſich in gewiſſen Fragen dem Zollparlament an⸗ 
zuſchließen, d. h. einzelne Gegenſtände ihres Staates dem Zollorganismus 
einzufügen. 

Dann kam er noch auf eine ihm eigene Idee, er meinte, ob man 
nicht die Ueberſchüſſe aus den Zolleinnahmen für beſtimmte Feſtungen 
verwenden könne, aus denen man eine Art Bundesfeſtungen machen 
würde. Der Zollbundesrat müſſe dann durch eine Militärkommiſſion 
verſtärkt werden. 

Abends war ich im Theater. Dort kam Graf Henckel von Donners- 
marck zu uns und erklärte, die Nationalliberalen ſeien alle dafür, mich 
als erſten Vizepräſidenten zu wählen, und nun möchte man ſich mit den Frei⸗ 
konſervativen über die Wahl des zweiten Vizepräſidenten einigen. Die Zu⸗ 
neigung der Nationalliberalen wird mir ordentlich unheimlich, doch fängt 
die Anſicht an Boden zu gewinnen, daß man nicht guttun würde, die 
ſüddeutſchen Antipathien durch weitergehende Anträge zu reizen. Ich hoffe 
die Freikonſervativen noch dahin zu bringen, daß ſie ſich gegen einen 
Antrag auf Erweiterung der Zollparlamentskompetenz erklären. Es iſt 
hier ein ſehr wohlorganiſiertes Fraktionsweſen, das ſeine Vorteile hat. 

Bismarck habe ich noch nicht geſprochen. Heute iſt die Eröffnung. 
Perglas muß als bayriſcher Zollbundesrat das Hoch auf den König von 
Preußen ausbringen, was ihn ſehr beſchäftigt. Es läßt ſich aber nicht 
vermeiden. 

Berlin, 28. April 1868. 

Geſtern war um 12 Uhr der Gottesdienſt, dem ich in der katholiſchen 
Kirche beiwohnte, und um 1 Uhr Eröffnung des Zollparlaments. Die Ver⸗ 
ſammlung im Weißen Saal war höchſt glänzend. Als wir hineintraten, 
war der Saal noch faſt leer, da der proteſtantiſche Gottesdienſt in der 
Schloßkapelle noch nicht beendigt war. Wir begrüßten uns gegenſeitig. 
Ich fand viele alt gewordene Jugendbekannte, ſo Roßhirt, den ich ſeit 
Heidelberg, Oheimb, den detmoldſchen Miniſter, den ich ſeit Bonn nicht 
mehr geſehen hatte. Erſterer iſt ultramontanes Mitglied des Zollparlaments, 
Oheimb iſt detmoldſcher Bundesrat. Nach und nach füllte ſich der Saal 
mit Beamten und Offizieren, die man, um den Saal zu füllen, dazu ein⸗ 
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geladen oder befohlen hatte. Endlich war die Predigt zu Ende, und es 
ging der Zug des Königs die Treppe herunter. Alles war ſehr glänzend. 
Der König ging durch den Saal, hielt ſich nur bei mir auf, um ſich nach 
dem Befinden Seiner Majeſtät unſers Königs zu erkundigen. Dann 
verließ er wieder den Saal, und unterdeſſen ſtellte ſich alles auf, links 
neben dem Thron die Mitglieder des Bundesrats, Bismarck und Perglas 
an der Spitze, rechts waren leere Stühle für die Prinzen, und wir ſtanden 
dem Thron gegenüber. Nun kam der König mit den Prinzen, nahm auf 
dem Thron ſtehend Platz, bedeckte ſich und las die Thronrede. Wir waren 
alle ſehr geſpannt; die Rede machte auf mich einen beruhigenden Eindruck 
und wird wohl auch ſo im allgemeinen wirken. Das Hoch beim Ein⸗ 
tritt des Königs brachte der Alterspräſident Baron Frankenberg aus. Am 
Schluß der Thronrede geſchah dies durch Perglas. Die Formel war vor⸗ 
her diskutiert worden zwiſchen Perglas, Delbrück und Bismarck, ob „König 
von Preußen“ oder „König Wilhelm“. Man entſchied ſich für „König 
Wilhelm“, weil man fand, daß dies rückſichtsvoller für die Süddeutſchen 
ſei. Perglas machte ſeine Sache ganz gut. Nach der Eröffnung wurde 
durch den Alterspräſidenten die Sitzung für 3 Uhr nachmittags angeſetzt. 
Ich hatte vorher Audienz beim König. Derſelbe empfing mich wie ge⸗ 
wöhnlich ſehr liebenswürdig. Er beklagte ſich über die ganz unbegründeten 
Befürchtungen der Süddeutſchen. Es ſei ungerecht, meinte der König, 
ihm Eroberungsgelüſte zuzuſchreiben. Er klagte dann über die Inſulten, 
mit welchen er in Süddeutſchland verfolgt würde. Ich entſchuldigte uns, 
daß wir nichts gegen die Preſſe tun könnten, da die Geſetzgebung mangel- 
haft ſei. Er erwiderte, daß er uns auch keinen Vorwurf mache. Wir 
ſprachen dann von dem Zollparlament. Ich betonte, daß es wünſchens⸗ 
wert ſei, wenn ſich dasſelbe ziemlich ruhig verhalte und keine Kompetenz⸗ 
überſchreitung anſtrebe. Der König ſagte, er ſei damit einverſtanden, ver⸗ 
wies aber auf die Elemente, welche ſich in Darmſtadt geltend machten 
und die auf den Eintritt in den Norddeutſchen Bund drängten, da ihre 
Stellung unhaltbar ſei. Uebrigens gab er gleichzeitig zu, daß die Franzoſen 
dies als eine Ueberſchreitung der Mainlinie anſehen würden, und daß es 
dann zum Krieg kommen könne, wenn nämlich Preußen auf dieſe Wünſche 
einginge. Da der König müde war und noch andre Leute warteten, ſo 
dauerte die Audienz nur ganz kurze Zeit. 

Um 3 Uhr war dann Sitzung des Zollparlaments. Hier fand nur 
die Ausloſung in die Abteilungen ſtat. Um 4 Uhr machte ich einige 
Beſuche, um 6 Uhr war Diner bei Perglas mit Viktor, Luxburg und 
Berchem. Um 8 Uhr hatte ich mit Bismarck ausgemacht ihn zu beſuchen. 
Ich fand ihn wie gewöhnlich ſehr liebenswürdig und zuvorkommend. 
Ueber das Zollparlament äußerte er ſich zurückhaltend. Er ſprach die 
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Fürſt Hohenlohe, Denkwürdigkeiten. I 
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Hoffnung aus, daß alles ruhig verlaufen werde. Wir kamen dann auf 
die Feſtungsfrage zu ſprechen, wo er ſeine Uebereinſtimmung mit dem 
Plan der Auseinanderſetzung des Bundeseigentums ausſprach, die Not⸗ 
wendigkeit hervorhob, daß Bayern bei der Frage der Verwaltung und der 
Beſatzung von Ulm die vorwiegende Stellung haben müſſe, daß Württem⸗ 
berg mehr bei Raſtatt beteiligt ſei, und daß es Preußen nicht einfalle, die ſüd⸗ 
deutſchen Staaten, namentlich Württemberg und Baden, durch Heraus⸗ 
zahlenlaſſen von Geldern zu benachteiligen. Es handle ſich darum, Süd⸗ 
deutſchland verteidigungsfähig zu machen. Man müſſe ſich über die Unter⸗ 
haltung von Mainz, Raſtatt und Ulm verſtändigen. Dies werde ſich 
dann bei der Beratung über die Auseinanderſetzung des Bundeseigentums 
ſchon ergeben. Was den Krieg mit Frankreich anbetreffe, jo ſei es eben⸗ 
ſo unmöglich, darüber etwas Sicheres zu ſagen, als über das Wetter, 
welches im Juli ſein werde. Doch glaube er nicht an den Krieg, da 
Frankreich ſich zweimal beſinnen werde, ehe es mit Deutſchland anbinde. 
Der franzöſiſche Kriegsplan beſtehe darin, in Süddeutſchland mit 
50000 Mann einzufallen und dieſe Staaten zur Neutralität zu zwingen. 
Da werde dann ein ſchwieriger Moment für Süddeutſchland kommen, 
denn Preußen werde zwar ſofort 200000 Mann bei Koblenz und bald 
500000 dort haben und damit auf Paris marſchieren, allein dazu gehöre 
Zeit. Seien wir gerüſtet und könnten wir die Franzoſen aufhalten, ſo 
ſei dies um ſo beſſer. 

Um neun Uhr ging ich zur Königin. Sie ſprach ſehr lange über 
den König von Bayern und drückte ihre Sympathie für ihn aus. Sie 
hoffte, daß er ſich bald verheiraten werde. Später kam der König, dann 
Roggenbach, Watzdorf und Viktor. Es war von verſchiedenen Dingen die 
Rede, beſonders von der Adreſſe, !) die alle Konſervativen mißbilligen. 
Bismarck ſoll dagegen ſein, doch äußert er ſich vorſichtig. Man will es 
hier offenbar mit der nationalliberalen Partei nicht verderben. 


In der Sitzung des Zollparlaments vom 28. April 1868 wurde 
Fürſt Hohenlohe mit 238 von 301 gültigen Stimmen (59 waren auf den 
Freiherrn von Thüngen gefallen) zum erſten Vizepräſidenten gewählt. 

Er nahm die Wahl mit den Worten an: 

Geſtatten Sie, meine Herren, Ihnen meinen tiefgefühlten Dank zu 
ſagen für die Ehre, die Sie mir erweiſen, indem Sie mich zu Ihrem 
erſten Vizepräſidenten ernennen. Ich weiß zwar wohl, daß ich dieſe Ehre 
nicht eignem Verdienſte, ſondern der Rückſicht verdanke, welche ein großer 


1) Der nationalliberale Antrag Metz und Genoſſen ging dahin, daß das Zoll⸗ 
parlament eine Adreſſe an den König von Preußen richten ſolle. 
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Teil dieſer Verſammlung den ſüddeutſchen Mitgliedern derſelben ſchuldig 
zu ſein glaubt. Allein dieſe Ueberzeugung vermindert nicht, ſondern er⸗ 
höht meine Dankbarkeit. Denn, ich darf wohl ſagen, Sie reichen uns 
damit freundſchaftlich die Hand, die wir ergreifen in dem Vertrauen, daß 
ſüddeutſche Eigenart und ſüddeutſche Anſchauungen in dieſer Verſamm⸗ 
lung Achtung und Anerkennung finden werden, daß es gelingen werde, 
die Aufgabe, die uns der Vertrag vom 8. Juli v. J. zugewieſen hat, in 
patriotiſcher Eintracht und Hingebung zu löſen. 


Journal. 
Berlin, 29. April, Abends. 

Heute Morgen war zunächſt Sitzung der Abteilungen. Ich fand 
Franckenſtein, Aretin und Eichthal, die Mitglieder derſelben Abteilung waren. 
Zum Vorſitzenden wurde Tweſten gewählt, zu Schriftführern einige Un⸗ 
bekannte. 

Dann begann die Wahl des Präſidenten und des Vizepräſidenten. 
Das dauerte einige Stunden. Simſon wurde mit großer Mehrheit ge⸗ 
wählt, ich desgleichen, worauf ich meine Dankrede hielt, die guten Ein⸗ 
druck machte, da ich ſie frei und fließend vortrug. Auch der Inhalt 
wurde allſeitig als taktvoll gerühmt. Ich war froh, auf dieſe Weiſe 
debütiert zu haben. Es iſt keine Kleinigkeit, vor dieſer Verſammlung zu 
ſprechen. Unmittelbar darauf ließen ſich mir eine Menge Mitglieder vor⸗ 
ſtellen. 

Hugos!) Wahl konnte erſt im zweiten Skrutinium zuſtande kommen. 

Dann ging ich nach Hauſe, um mich umzuziehen, und um 4 Uhr 
fuhren wir zu dem großen Bankett. Es war eine äußerſt glänzende 
Verſammlung, ſehr merkwürdig, der König und die Königin ſehr liebens⸗ 
würdig. Abends Kaſino und Theater. 


Berlin, 8. Mai 1868. 

Nachdem ich geſtern Morgen um acht Uhr in Berlin angekommen war, 
ſchickte ich zunächſt zu Roggenbach, um über den Stand der Verhandlungen 
über die Adreſſe genaue Auskunft zu erhalten. Roggenbach kam auch 
bald und teilte mir den Wortlaut ſeiner motivierten Tagesordnung mit, 
der ich vollſtändig beiſtimmen zu können glaubte. Auch mit Tauffkirchen 
und Luxburg, die etwas ſpäter kamen, wurde die Sache durchgeſprochen, 
und es zeigte ſich, daß nach vorhergegangenen Fraktionsbeſprechungen 
der Antrag auf einfache Tagesordnung die meiſten Ausſichten auf An⸗ 
nahme haben werde. Der Austritt der Fraktion von Thüngen war nach 


) Fürſt Hugo zu Hohenlohe-Oehringen, Herzog von Ujeſt. 


Fe 
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wie vor beſchloſſen, wenn die einfache Tagesordnung nicht angenommen 
werde, und die beiden württembergiſchen Miniſter waren entſchloſſen, 
ebenfalls den Saal zu verlaſſen. Ich ging mit der Abſicht, für die 
motivierte Tagesordnung zu ſtimmen, in die Sitzung.!) 

Bennigſen ſprach zuerſt als Referent für die Adreſſe. Er war 
durchaus ruhig und gemäßigt, und ſeine Rede machte guten Eindruck. 
Thüngen ſprach darauf in verſöhnlicher Abſicht, aber nicht beſonders gut. 
Der Ausdruck, daß die Freundſchaft zwiſchen Süd⸗ und Norddeutſchland 
„eine zarte Pflanze“ ſei, war offenbar unglücklich gewählt, denn er er⸗ 
regte große Heiterkeit in der Verſammlung. Nach ihm ſprach Blanken⸗ 
burg für einfache Tagesordnung und Bluntſchli für die Adreſſe. Blanken⸗ 
burg hatte einfache Tagesordnung beantragt, aber mit Motiven verſehen, 
die ſehr annehmbar waren. Seine Rede war geiſtreich, aber etwas zu 
ſehr auf die Heiterkeit des Hauſes berechnet. Bluntſchli ſprach lang, 
weitläufig, ermüdete die Verſammlung und ſchadete dadurch ſeiner Sache. 
Ich fand nun, daß nur die Nationalliberalen und die dem Eintritt in 
den Norddeutſchen Bund huldigenden Süddeutſchen gegen, und daß alle 
andern Fraktionen für die einfache Tagesordnung ſeien mit Ausnahme 
jener Mitglieder, welche wie Ujeſt und Roggenbach die motivierte Tages⸗ 
ordnung unterzeichnet hatten. So wäre ich als bayriſcher Miniſter in 
die ſchiefe Stellung geraten, nicht allein gegen die Konſervativen und 
Ultramontanen, ſondern auch gegen föderaliſtiſche Fraktionen zu ſtimmen. 
Damit hätte ich trotz des gemäßigten Wortlauts der motivierten Tages⸗ 
ordnung mich auf den Standpunkt der Partei geſtellt, die in ihren 
letzten Zielen die Aufhebung der Selbſtändigkeit der Einzelſtaaten anſtrebt. 
Eine ſolche Stellung wäre mehr als ſchief geweſen und hätte die bayriſche 
Regierung als ſolche kompromittiert. Nachdem alle Redner gegen die 
Adreſſe die Feſthaltung an den Verträgen, Thüngen ſelbſt — zum Entſetzen 
ſeiner Partei — die Fortentwicklung auf dem Wege des Vertrags hervor⸗ 
gehoben hatten, entſchloß ich mich, der einfachen Tagesordnung beizuſtimmen 
und beſprach dies auch mit Edel und einigen andern Bayern, die meinen 
Entſchluß vollkommen billigten. Selbſt Stauffenberg, der gegen die ein⸗ 


1) Die motivierte Tagesordnung des Freiherrn von Roggenbach lautete: „In 
Erwägung, daß die Neugeſtaltung des Zollvereins auf Grund des Zollvertrags 
durch Berufung von Vertretern des deutſchen Volks zu einer gemeinſamen Geſetz⸗ 
gebungstätigkeit das Unterpfand einer ſtetigen Fortentwicklung der nationalen 
Inſtitutionen gewährt und den berechtigten nationalen Anſprüchen auf wirkſame 
Einigung der Staatskräfte eine befriedigende Erfüllung ſichert, in Erwägung, daß 
ein einmütiges Zuſammenwirken für die Aufgaben des Zollparlaments dieſes Ziel 
am meiſten zu fördern geeignet iſt, wird über den Adreßantrag die Tagesordnung 
beantragt.“ 
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fache Tagesordnung zu ſtimmen gezwungen war, riet mir dazu, dafür 
zu ſtimmen. Die Majorität nahm dann die einfache Tagesordnung an, !) 
und damit wurde einer mehrtägigen unliebſamen Debatte ein Ende gemacht. 
Nach der Sitzung wurde dieſes Reſultat vielfach beſprochen, indeſſen 
neigt ſich die größere Mehrheit aller Urteilsfähigen dahin, dasſelbe als 
günſtig anzuſehen. Denn wenn auch damit die nationale Frage vertagt 
iſt, ſo entſpricht dies doch der gegenwärtigen Stimmung in Süddeutſchland 
und wird weſentlich zur Beruhigung der Gemüter beitragen, was vor⸗ 
läufig die Hauptſache iſt, wenn nicht die Annäherung der deutſchen 
Stämme aneinander bedroht werden ſoll. Den Franzoſen gegenüber 
würde ich ein andres Reſultat gewünſcht haben, denn dieſe werden dar⸗ 
über Freude empfinden. Allein wenn damit die Irritation in Frankreich 
beſchwichtigt und der Friede geſichert wird, ſo iſt das auch ein günſtiges 
Reſultat. 

Bismarck hat ſich bei der ganzen Debatte und bei den vorhergehenden 
Beſprechungen ſehr zurückhaltend benommen. Man ſagt, die Kriegs⸗ 
befürchtungen nehmen hier zu, namentlich infolge von Nachrichten aus 
England. Ich werde heute diplomatiſche Beſuche machen und hoffe näheres 
zu erfahren. 


Am 21. Mai fand in der neuen Börſe ein Bankett ſtatt, welches 
die Stadt Berlin zu Ehren der ſüddeutſchen Abgeordneten zum Zollparlament 
gab. Graf Bismarck hielt die erſte Rede, welche mit einem herzlichen 
„Auf Wiederſehen!“ an die ſüddeutſchen Brüder ſchloß. Darauf erwiderte 
Fürſt Hohenlohe: 

Die Begeiſterung, welche die Worte des Bundeskanzlers in den Herzen 
der Süddeutſchen hervorgerufen haben, mag Ihnen beweiſen, daß eine 
Annäherung zwiſchen Süd und Nord ſtattgefunden hat, welche nicht ver⸗ 
mindert, ſondern vermehrt worden iſt durch die Arbeit des Zollparlaments. 
Ich glaube, Sie werden mit mir übereinſtimmen, wenn ich ſage: die 
Arbeit deutſchen Geiſtes hat das Band der Stämme enger geſchlungen. 
Dieſem Verſtändnis deutſchen Geiſtes iſt eine Miſſion zuteil geworden, 
herrlicher und höher als andre ſogenannte ziviliſatoriſche Miſſionen. 
(Stürmiſcher Beifall.) Laſſen Sie uns in dieſem Geiſt, laſſen Sie uns 
in dieſer Miſſion zuſammenhalten, und in dieſem Sinne bringe ich ein 
Hoch der Vereinigung der deutſchen Stämme! 


Nach dem Fürſten redete Völk auf „die Zukunft des deutſchen 
Staats“. 


) Mit 186 gegen 150 Stimmen. Die Majorität beſtand aus den Konſer⸗ 
vativen, der Fortſchrittspartei und der ſüddeutſchen Fraktion. 
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Journal. 
Berlin, 23. Mai 1868. 


Infolge der vielen ermüdenden Sitzungen mußte ich meine Aufzeich⸗ 
nungen ausſetzen. Von Wichtigkeit kam auch wenig vor. Die Sitzungen 
waren intereſſant, ſind indeſſen ſtenographiert und gedruckt. Außerhalb 
der Sitzung war ein Geſpräch mit Varnbüler über die Feſtungsfrage und 
einige Unterredungen mit Bismarck und endlich eine von Bluntſchli ge⸗ 
wünſchte Beſprechung wichtig. Varnbüler ſieht meine Stellung hier mit 
ſcheelen Augen an, der Vizepräſident des Zollparlaments, meine guten 
Beziehungen zu Bismarck, der von mir weiß, daß ich ihn nicht betrüge, 
meine Stellung zum Hofe u. ſ. w., das alles „giftet“ ihn und hat ihn ver⸗ 
anlaßt, ſeinem Unwohlſein, welches nicht zu beſtreiten iſt, eine größere 
Ausdehnung zu geben, als es vielleicht nötig geweſen wäre. Bei meiner 
erſten Unterhaltung mit Varnbüler wurde die Feſtungsfrage verhandelt.!) 
Varnbüler wollte auf eine Verſtändigung kommen, glaubte mit mir allein 
leicht fertig zu werden und wollte deshalb direkte Verhandlungen mit mir 
führen. Ich aber berief Völderndorff von München mit den Akten. Bei 
der Beſprechung kamen wir darin überein, daß eine Verſtändigung vor 
der Berufung der Liquidationskommiſſion nötig ſei zwiſchen Bayern und 
Württemberg. Daß ſie aber zuſtande kommen wird, das iſt die Frage, 
und deshalb ging ich auf den Wunſch Varnbülers nicht ein und gab die 
Zuſammenberufung der Liquidationskommiſſion nicht auf, ſondern faßte 
das Protokoll in einer Art, daß die Berufung der Liquidationskommiſſion 
nicht von dem Zuſtandekommen der Verſtändigung zwiſchen Bayern und 
Württemberg (über Ulm) abhängig gemacht werde. Varnbüler wünſcht 
auch, daß vor dem Ausbruch eines Krieges mit Frankreich Preußen Zu⸗ 
ſicherungen mache, 

1. daß wir nach dem Krieg an den Friedensverhandlungen teilnehmen, 

2. daß nach dem Krieg der Rechtszuſtand bleibe, wie er iſt. 


) Die Bundesliquidationskommiſſion (ſiehe Seite 200) hatte ſich am 31. Juli 
1867 vertagt, ohne, wie Bayern gewünſcht hatte, die tatſächliche Auseinanderſetzung 
durchzuführen. Die gegenſeitigen Anſprüche waren nur rechneriſch feſtgeſtellt 
worden. Dieſe Rechtslage hinderte die freie Verfügung der Territorialſtaaten über 
das in den ſüddeutſchen Feſtungen befindliche bewegliche Material. Die bayriſche 
Regierung hatte daher im April 1868 Verhandlungen angeregt mit dem Zwecke, 
„die bisher noch beſtehende faktiſche Gemeinſchaft des beweglichen Eigentums der 
ehemaligen Bundesfeſtungen durch definitive Teilung auseinanderzuſetzen“. Den 
Mitgliedern der hierzu zu berufenden Kommiſſion ſollte nach dem Wunſche der 
bayriſchen Regierung zugleich die Beratung über die Bildung einer ſtändigen ſüd⸗ 
deutſchen Militärkommiſſion und über ein gemeinſames Feſtungsreglement übertragen 
werden. Ueber die Verhältniſſe der Feſtung Ulm, die wegen ihrer geographiſchen 
Lage nur als ein einheitlich verwalteter Waffenplatz ihren Zweck erfüllen konnte, 
war eine Verſtändigung zwiſchen Bayern und Württemberg äußerſt dringlich. 
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Ich machte dagegen darauf aufmerkſam, daß Preußen nicht darauf ein⸗ 
gehen werde. Varnbüler wünſchte zu wiſſen, ob ich nichts dagegen hätte, 
ohne Zweifel, um ſich darauf bei Bismarck zu berufen. Ich ſetzte indeſſen, 
da ich morgen abreiſe, Perglas davon in Kenntnis, um zu überwachen, 
was Varnbüler tut. 

Bluntſchli war bei mir, um mir zu ſagen, daß doch nun etwas ge⸗ 
ſchehen müſſe, um die nationale Sache zu fördern, man könne aber nichts 
tun ohne Bismarck, und Bismarck habe Rückſichten auf Bayern, und des⸗ 
halb komme viel auf uns an. Er führte dann aus, daß es für Baden 
und Heſſen unmöglich ſei, länger ſo zu bleiben, wie ſie jetzt ſind, Bismarck 
würde ſie auch in den Norddeutſchen Bund aufnehmen, kümmere ſich gar 
nicht um Frankreich, wohl aber um Bayern. Ob man uns denn nicht 
etwas bieten könne, eine Ausnahmeſtellung, wodurch wir ſo bevorzugt 
wären, daß wir dann uns leichter in eine Verbindung einlaſſen könnten. 
Bayern ſei ein Staat von berechtigter Bedeutung, den man nicht ebenſo 
wie Baden und Heſſen behandeln könne. 

Auf meine Frage, was er ſich denn unter der bevorzugten Stellung 
Bayerns denke, ſagte er, die Diplomatie und das Heer könne man Bayern 
belaſſen und dem König ein Ehrenamt einräumen, etwa ein Reichsvikariat. 
Ich ſetzte ihm auseinander, daß es ſehr ſchwer ſei, dieſe Konzeſſionen als 
genügend darzuſtellen. Die Gegner des Eintritts in den Norddeutſchen 
Bund würden ſich dadurch nicht beſtimmen laſſen. Die Dynaſtie würde 
nicht, um einer Eventualität zu entgehen, die noch nicht feſtſtehe, etwas 
ſicheres Unangenehmes annehmen. Uebrigens ſtellte ich ihm anheim, mir 
einmal ſchriftlich ſeine Anſichten mitzuteilen. Roggenbach, den ich nachher 
ſprach, war entgegengeſetzter Anſicht. Er meinte, man ſolle jetzt gar nichts 
tun. Es ſei gar kein Grund dazu vorhanden. 


Berlin, 24. Mai 1868. 

Bei meinem Abſchiedsbeſuch bei Bismarck kam zunächſt die Rede auf 
das Zollparlament, auf deſſen Erfolg, auf die Thronſchlußrede, die den 
Nationalliberalen nicht gefallen habe, was Bismarck mit einem gewiſſen 
Empreſſement hervorhob, und dann lenkte ich das Geſpräch auf die Militär⸗ 
und Feſtungsfrage. Er wiederholte in dieſer Beziehung, was er mir 
ſchon geſagt hatte, daß er nämlich vorziehe, wenn die Beratungen mit 
dem bayriſchen Militärbevollmächtigten allein ohne den württembergiſchen 
gepflogen würden, da aus einer gemeinſchaftlichen Beratung leicht Be⸗ 
unruhigung der öffentlichen Meinung hervorgehen könnte. Was die 
Feſtungsfrage betreffe, ſo legt er augenſcheinlich großen Wert auf die 
Auseinanderſetzungskommiſſion und bat, die Sache nicht fallen zu laſſen. 
Ueber die militäriſche Bedeutung von Ulm ſprach er ſich nicht deutlich 
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aus, doch ſchien aus ſeinen Aeußerungen die Befürchtung hervorzug ehen, 
daß, wenn wir Ulm ganz an Württemberg überließen und nicht vorher 
die Feſtung ganz eingelegt würde, dann Oeſterreich bei Gelegenheit die 
Hand darauf legen würde. Wie bedenklich überhaupt die Stellung von 
Oeſterreich gegenüber von Bayern ſei, ſuchte er nachzuweiſen, indem er 
erzählte, daß man in Nikolsburg ſich zu einer Abtretung von Oeſterreichiſch⸗ 
Schleſien bereit erklärt habe, wenn man dafür die Grenze an den Inn 
verlege; ebenſo hätten kühne Politiker in Nikolsburg von einer Abtretung 
des alten öſterreichiſchen Württembergs vom Schwarzwald bis Ulm ge— 
ſprochen. Jedenfalls muß bei der Auseinanderſetzung von dem Beſatzungs⸗ 
recht Bayerns in Ulm geſprochen werden. Es iſt gut, daß wir uns 
Varnbüler gegenüber nicht weiter gebunden haben, als wir es taten, und 
es iſt notwendig, daß wir bei der Beratung mit den württembergiſchen 
Kommiſſaren nicht das Geringſte aufgeben, da uns Preußen aus Furcht 
vor der künftigen Beſetzung Ulms durch Oeſterreich entſchieden unterſtützen 
wird. Die Zuſammenberufung der Liquidationskommiſſion wünſcht Bismarck 
nicht vor Ende Auguſt, da er ihr doch eine ſo große Wichtigkeit beilegt, 
daß er nicht gut ohne Kenntnis des dort Vorgehenden bleiben möchte und 
ſeinen Urlaub nicht früher unterbrechen will. 

Ich fragte dann, ob ſeit der Eröffnung des Grafen Wimpffen über 
das Geſpräch zwiſchen mir und Beuſt im November die Frage des füd- 
deutſchen Bundes nicht von öſterreichiſcher Seite wieder angeregt worden 
ſei. Er bemerkte natürlich, daß ich die Frage nur deshalb geſtellt hatte, 
um zu wiſſen, was er zu dem ſüddeutſchen Bunde ſage, und erklärte 
ſofort, er ſelbſt ſei eigentlich gar kein Gegner desſelben, er teile nicht die 
Anſicht, daß dadurch die Trennung Deutſchlands, die Verewigung der Main⸗ 
linie geſchaffen werde, führte dies aber nicht weiter aus. Doch fügte er 
bei, wenn er ſich nicht dafür ausſprechen könne, ſo liege der Grund darin, 
daß er damit die öffentliche Meinung und insbeſondere die National⸗ 
liberalen verletzen würde, die darin ein Attentat auf die Einigung der 
deutſchen Stämme erblickten. Er erkenne im Gegenteil darin ein Mittel 
zur Verſtändigung. Auf meine Bemerkung, daß eine Verſtändigung zwiſchen 
Preußen und Oeſterreich von Bedeutung ſei, um dieſen Plan zu fördern, 
ſagte er, daß Beuſt ſich immer zurückhaltend benehme, daß er die Tauff⸗ 
kirchenſche Miſſion falſch dargeſtellt und nicht benützt habe, daß die Folge 
davon eine engere Verbindung zwiſchen Rußland und Preußen geweſen 
ſei. Er verkannte nicht die Rückſicht, die Beuſt den Franzoſen ſchuldig 
war, bedauerte aber, ob nun aufrichtig oder nicht, daß eine Annäherung 
zwiſchen Preußen und Oeſterreich bis jetzt nicht möglich geweſen ſei. Was 
die Kriegsfrage anbetrifft, ſo wiederholte er mir, was er bereits früher 
geſagt, daß die Franzoſen nur 320000 Mann ins Feld ſtellen könnten, 


| 
| 
| 
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Norddeutſchland aber 500 000 zu feiner ſofortigen Dispofition habe. Er 
erzählte mir ferner ein Geſpräch, welches er geſtern gehabt, wo ein Gegner 
der Allianzverträge aus Württemberg ſich dahin ausgeſprochen habe, beim 
Ausbruch eines Krieges mit Frankreich müßten wir alle gegen Frankreich 
gehen. Er (Bismarck) habe ihm darauf erwidert, daß es eine ganz 
ungerechtfertigte Vermutung ſei, wenn man glaube, Preußen werde die 
Allianzverträge zu Eroberungskriegen benützen. Er wiſſe nicht, was 
Preußen erobern ſolle, er zählte die Länder an der Grenze auf, nannte 
Polen, Böhmen, Belgien und das Elſaß. 

Schließlich ſchieden wir auf das freundſchaftlichſte. Ich unterließ es, die 
Frage der Beglaubigung des bayriſchen Geſandten beim Norddeutſchen 
Bund zu berühren, da ich es für zweckmäßiger hielt, mich keiner aus⸗ 
weichenden Antwort auszuſetzen, und vorziehe, dies bei Werthern zur Sprache 
zu bringen. 


Rede, gehalten im „Bayriſchen Hof“ beim Diner am 
Konſtitutionsfeſt. 
26. Mai 1868. 

Meine Herren! Wenn es einen Tag gibt, an welchem wir ſtolz ſein 
können, uns Bayern zu nennen, wenn es ein Feſt gibt, das uns berechtigt, 
mit hoher Befriedigung auf die Vergangenheit und mit freudiger Zuverſicht 
in die Zukunft zu blicken, ſo iſt es das heutige Feſt der Einigung zwiſchen 
Fürſt und Volk, jener Einigung, die die Grundlage unſrer Freiheit, unſrer 
Selbſtändigkeit, unſrer ſtaatlichen Exiſtenz iſt. Daß wir aber dieſes Feſt 
in ungetrübter Freude feiern, das verdanken wir unſrer Dynaſtie, und 
darum iſt es gerechtfertigt, wenn heute vor unſerm dankbaren Blicke die 
erhabenen Geſtalten der Monarchen aufſteigen, in deren Hände in dieſer 
Zeit die Geſchicke unſers Vaterlandes geruht haben. 

Und hier ſehen wir zuerſt König Maximilian I., den das Volk mit 
Recht den Guten nennt, den unvergeßlichen Geber der Verfaſſung, den 
ſeltenen Monarchen, der aus eignem freien Antriebe das ſtaatsrechtliche 
Band dargeboten, welches nun ſeit fünfzig Jahren Krone und Volk zu 
einträchtigem Handeln umſchlingt. 

Wir ſehen König Ludwig J., wie er feſt und ſelbſtbewußt den Thron 
der Väter betritt und in langer und ſegensreicher Regierung und in 
längerem ſegensreichem Leben gerecht und beharrlich die Ziele verfolgt, die 
ſein hoher Geiſt ihm als die richtigen vorzeichnete. Was König Ludwig 
Bayern war, was er der Welt war, das haben beredtere Lippen vor 
kurzem geſchildert; jede Beredſamkeit muß aber zurücktreten vor ſeinen 
Werken und vor den Tränen, mit denen ſein Volk ihn zur letzten Ruhe⸗ 
ſtätte geleitet hat. 
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Ein harmoniſches Bild bietet die Erinnerung an den König Max II., 
deſſen warme Begeiſterung für Wahrheit und Recht, deſſen freund⸗ 
liche Milde, deſſen ſorgſame Gewiſſenhaftigkeit ihn ſtets die Mittel 
finden ließen, den Frieden mit ſeinem Volke zu erhalten oder, wenn er 
erſchüttert war, ihn wieder zu feſtigen. 

Und über dieſem ganzen Fürſtenhauſe ſchwebt ein Geiſt der Treue, 
der die Verſuchung fernhält, die da drehen und deuten möchte an dem 
gegebenen Fürſtenwort. 

So iſt unſer allergnädigſter König und Herr, des jetzt regierenden 
Königs Ludwig II. Majeſtät, unter Auſpizien erhabener Vorbilder an die 
Regierung getreten. 

Auch ihm ward eine reiche Fülle geiſtiger Gaben zuteil, in höherem 
Maße vielleicht als irgend einem ſeiner Vorgänger. Wir ſehen darin um ſo 
mehr eine ſichere Gewähr für die Zukunft, als es dem Könige in der kurzen 
Zeit ſeiner Regierung gelungen iſt, die Fortbildung unſrer inneren Zuſtände 
in einer Weiſe zu fördern, die zu den ſchönſten Hoffnungen berechtigt. 
Und wie heute der König in edeln Worten an ſein Volk es ausgeſprochen 
hat, „daß auch er nach dem Vorbild ſeiner Ahnen das Banner der Ver⸗ 
faſſung hochhalten werde“, ſo bringen wir ihm heute den Ausdruck des 
Dankes, der Verehrung und der Liebe dar, der Liebe ſeines Volkes, die 
das wahre Fundament jedes Fürſtenthrones iſt. 


Bericht des bayriſchen Geſandten in Berlin, Freiherrn 
von Perglas. 
Berlin, 25. Mai 1868. 

Nachdem Eure Durchlaucht bereits mündlich von mir über eine Mit⸗ 
teilung des franzöſiſchen Botſchafters in Berlin unterrichtet worden ſind, 
ermangle ich nicht, dieſelbe hier ſchriftlich vorzutragen. 

Herr Benedetti kam geſtern zu mir und beklagte ſich formell über 
den Ausdruck eines Paſſus in der Rede, welchen Eure Durchlaucht bei 
dem Feſte in der Börſe gebraucht hätten, als Hochdieſelben nämlich von 
„angeblich ziviliſatoriſcher Miſſion einer andern Nation“ geſprochen hätten. 
Da durch den öffentlichen Beifall, welcher dieſem Gedanken und ſeiner 
Faſſung gezollt worden ſei und durch die hier desfalls verbreitete und 
geltende Anſicht der Paſſus unverkenntlich ſich auf Frankreich beziehe, be⸗ 
daure er lebhaft, daß Eure Durchlaucht ſich bewogen gefunden hätten, 
dieſen Ausdruck als Miniſter von Bayern öffentlich zu gebrauchen, denn er 
werde von der Preſſe ausgebeutet und wegen des noch verletzenderen 
Worts „angeblich“ in Frankreich einen ſehr übeln Eindruck verurſachen. 
Er müſſe dieſes Verfahren Eurer Durchlaucht als nicht „courtois“ be⸗ 
zeichnen, insbeſondere im Hinblick auf die äußerſte Reſerve der fran⸗ 


— 


—m 
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zöſiſchen Regierung und die abſolute Zurückhaltung der franzöſiſchen Bot⸗ 
ſchaft in Berlin bei Gelegenheit der Zuſammenkunft des Zollparlaments 
und überhaupt der inneren Angelegenheiten Deutſchlands, daher ihm die 
Haltung Eurer Durchlaucht hier nicht billig und gerechtfertigt erſcheine 
und er mir nicht vorenthalten wolle, daß er in dieſem Sinne nach Paris 
berichtet habe, da überdies ſein Eindruck von allen Perſonen geteilt werde, 
mit welchen er über die Sache verkehrt habe. 

Herr Benedetti hatte den Ausfall auch als auf die Perſon des Kaiſers 
gerichtet bezeichnet. Hier, wie überhaupt bezüglich ſeiner Beſchwerde, wies 
ich zurück jede direkte Abſicht einer offiziellen miniſteriellen Verletzung der 
Rückſichten gegen Frankreich von ſeiten Eurer Durchlaucht und erinnerte 
vielmehr den Botſchafter an meine Miſſion in Paris, während welcher 
Eure Durchlaucht fortwährend durch mich Beweiſe an die franzöſiſche 
Regierung haben gelangen laſſen von dem Werte, den Hochdieſelben auf 
gute und intime Rapports mit der franzöſiſchen Regierung legten — ich 
könnte nicht zugeben, daß Eure Durchlaucht eine Nation reſp. die fran⸗ 
zöſiſche bezeichnet hätten, am wenigſten aber die Perſon des Kaiſers. 

Herr Benedetti erſuchte mich, von ſeiner Mitteilung Eurer Durch⸗ 
laucht Nachricht geben zu wollen. Er beharrte bei ſeiner empfindlichen 
Auffaſſung, bewahrte aber den Ton der freundlichen und guten Be⸗ 
ziehungen, welche zwiſchen mir und ihm beſtehen. 


Aufzeichnung des Fürſten vom 28. Mai 1868. 


Die Depeſche des Freiherrn von Perglas veranlaßte mich, bei Ge⸗ 
legenheit eines Geſprächs mit dem Marquis de Cadore dieſem mein 
Erſtaunen auszudrücken über die mir von Benedetti durch Perglas zu⸗ 
gegangene Mitteilung. Ich bemerkte ihm dabei, daß es vollkommen irrig 
ſei, wenn der Botſchafter in Berlin darin eine Aeußerung des bayriſchen 
Miniſters erblicke, daß ich als Zollparlamentsabgeordneter geſprochen, auch 
der franzöſiſchen Nation nicht Erwähnung getan habe und deshalb nur 
bedaure, wenn die überdies nur unvollkommen wiedergegebene Aeußerung 
Anlaß zu Mißverſtändniſſen habe geben können. 


An den bayriſchen Geſandten in Berlin. 
München, 28. Mai 1868. 
Infolge der in Ihrem Berichte enthaltenen Mitteilung begab ich mich 
geſtern zu dem hier beglaubigten Kaiſerlichen Geſandten Marquis de 
Cadore und drückte ihm mein Erſtaunen aus, wie Herr Benedetti dazu 
komme, mir eine derartige Eröffnung durch E. H. machen zu laſſen. Ich 
müſſe annehmen, daß dies lediglich eine Privatanſicht des Herrn Benedetti 
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ſei, was Herr de Cadore ebenfalls nicht bezweifelte. Ich fügte ferner bei, daß 
meine Aeußerung nicht als die Anſicht der bayriſchen Regierung gelten 
könne, daß ich überdem bei jenem Toaſt der franzöſiſchen Nation keine 
Erwähnung getan hätte und daß ich bedaure, wenn dieſe Aeußerung zu 
Mißverſtändniſſen Anlaß gegeben habe. Ich teile E. H. dies lediglich 
als Notiz zu Ihren Akten mit, ohne damit den Auftrag zu einer weiteren 
Mitteilung irgendeiner Art zu verbinden. 


Journal. 
München, 5. Juni 1868. 

Geſtern war ich bei dem Diner, welches der franzöſiſche Geſandte 
dem hier durchreiſenden Prinzen Napoleon!) gab. Anweſend waren 
außer dem Gefolge des Prinzen und dem Perſonal der franzöſiſchen Ge- 
ſandtſchaft: Graf Caſtell, Graf Moy, General von der Tann, Herr von 
Schrenck, der öſterreichiſche und der italieniſche Geſandte. 

Ich ſaß neben dem Prinzen. Während der Tafel ſprach er von ver⸗ 
ſchiedenen Gegenſtänden der inneren Verwaltung Bayerns, von der Zu— 
ſammenſetzung der Kammer der Reichsräte, von der Tätigkeit der Kammer, 
vom Budget u. ſ. w. Er ſchien ſehr genau bekannt, und feine Fragen 
bezweckten nur die Beſtätigung von dem, was man ihm ſchon früher ge- 
ſagt hatte. 

Nach Tiſch im Lauf des Abends zog der Prinz mich beiſeite und 
ließ ſich auf ein tiefer eingreifendes politiſches Geſpräch ein. 

Er ſprach über Württemberg, das er genau kennt, erzählte, daß der 
Geiſt der württembergiſchen Offiziere ſich eigentümlich geändert habe, daß 
die württembergiſchen Offiziere mißvergnügt ſeien, einer kleinen Armee 
anzugehören, und ſich danach ſehnten, Teile einer deutſchen Armee zu werden. 
Dann ſprach er vom Zollverein, von den Gefahren, die in der neuen 
Organiſation für die Selbſtändigkeit der einzelnen ſüddeutſchen Staaten 
lägen, es ſei kein Vertrag, ſondern ein Verein, der uns zu Teilen eines 
größeren Ganzen mache, erwähnte des bereits in der bekannten Depeſche 
des Grafen Quadt berührten Vergleichs mit Belgien, ſchloß aber damit, 
daß nichts zu machen ſei. Auch der Allianzverträge erwähnte er und be⸗ 
ſtritt die Gegenſeitigkeit derſelben. Er erzählte, er habe Bismarck gefragt, 
ob er den Casus foederis anerkennen werde, wenn einmal Bayern, um 
Tirol zu erobern, Krieg gegen Oeſterreich anfangen werde, worauf ihm 
Bismarck geantwortet habe: „de droit, oui, de fait, non.“ 


) Prinz Napoleon hielt ſich auf feiner Reiſe durch Deutſchland vom 3. bis 
5. Juni in München auf. König Ludwig hatte ſich nicht entſchließen können, ihn 
zu empfangen. 
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Der ſüddeutſche Bund ſei früher möglich geweſen, jetzt nicht mehr. 
Württemberg würde nur zugunſten einer grande Allemagne auf ſeine 
Autonomie verzichten, nicht aber zugunſten Bayerns. Ja, wenn der König 
von Bayern alles aufs Spiel ſetzen wollte, aufs Pferd ſteigen und mit 
Hilfe der Revolution den König von Württemberg und den Großherzog 
von Baden vertreiben wollte, dann ſei es möglich, ein ſüddeutſches Königreich 
zu gründen, das an Oeſterreich und Frankreich gute Alliierte haben werde. 
Er fügte bei: „Je n'ai jamais compris la triade avec deux souverains 
et une confédération.“ Nur eine zentraliſierte Monarchie könnte die 
Trias begründen. Das ſei aber ein gefährlicher Weg, und dazu gehöre 
ein ſchon gereifter Monarch, der ſehr populär in Deutſchland und der 
ſehr kühn vorzugehen entſchloſſen ſei. 

Auf die Kriegsfrage übergehend, erlaubte ich mir zu ſagen, daß es 
mir unbegreiflich ſcheine, wie man in Frankreich zum Krieg drängen könne. 
Niemand werde dabei gewinnen. 

Er gab dies zu, ſagte aber, man müſſe die Eigentümlichkeit des fran⸗ 
zöſiſchen Charakters in Anſchlag bringen. Der Franzoſe könne nicht warten 
wie der Deutſche. Was er für zweckmäßig halte, das ſuche er ſofort 
auszuführen. Die Stockung des Verkehrs ſei groß, der Franzoſe glaube, 
daß die Beunruhigung nach dem Krieg aufhören werde; und da der gegen⸗ 
wärtige Zuſtand ihm unerträglich ſei, ſo hoffe er zu Ruhe und Frieden 
und zur Geſchäftshebung durch den Krieg zu kommen. 

„Quant à moi,“ ſetzte er hinzu, „je trouve que la guerre est un 
immense malheur qu'il faut éviter à tout prix, elle n'aura que des 
consequences funestes et vous serez perdus les premiers. L’unite 
allemande sera faite. Vous avez donc tout inter&t à désirer la paix.“ 

Er ſei übrigens überzeugt, daß Preußen den Krieg nicht wolle, 
Preußen könne nichts dabei gewinnen. Es habe keinen Grund, die Ent⸗ 
wicklung Deutſchlands zu überſtürzen. Uebrigens, wenn er auch glaube, 
daß die Selbſtändigkeit der ſüddeutſchen Staaten bedroht ſei, ſo glaube er 
nicht, daß jetzt Gefahr drohe, der gegenwärtige Zuſtand könne noch lange 
Jahre fortdauern. 

Durch das ganze Geſpräch zog ſich eine große Bewunderung für 
Bismarck und großer Reſpekt vor den preußiſchen Inſtitutionen. Alles 
was man von den inneren Schwierigkeiten der preußiſchen Lage ſage, ſei 
dummes Zeug und Uebertreibung. Er kennt die Schattenſeiten des preußi⸗ 
ſchen Weſens ſehr genau, ſpricht den Süddeutſchen mehr Talent, mehr 
Selbſtgefühl und größeren Lebensgenuß zu, während der Norddeutſche 
ſich nie Ruhe gönne und ſtets nach Gewinn laufe. Allein er legt großen 
Wert auf die merkwürdige Disziplin im preußiſchen Volk, auf das Heer⸗ 
weſen und die Verwaltung. 
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Schließlich ſprach er vom König. Er ſagte: „On dit que votre roi 
est charmant, qu'il a beaucoup d’esprit et de talent, mais il est 
timide?“ Ich erwiderte, daß ich deshalb bedaure, daß er ihn nicht kennen 
gelernt habe, doch ſei der König ſehr leidend geweſen und bedürfe der 
Bewegung in der Gebirgsluft, was er ſehr natürlich fand. 


Bericht an den König. 
München, 5. Juni 1868. 

Eure Königliche Majeſtät erlaubt ſich der treugehorſamſt Unter⸗ 
zeichnete alleruntertänigſt um Gewährung eines Urlaubs vom 12. Juni 
bis Ende des Monats zu bitten, um ſich nach den überaus anſtrengenden 
Arbeiten während des vergangenen Winters und während ſeines Auf⸗ 
enthalts in Berlin etwas in der Gebirgsluft erholen zu können. 

Dabei wagt er der Allerhöchſten Erwägung anheimzugeben, ob 
Eure Königliche Majeſtät geruhen wollen, dem treugehorſamſt Unter⸗ 
zeichneten vorher noch eine Audienz zu bewilligen, um über ſeinen Auf⸗ 
enthalt in Berlin und insbeſondere über ſein Geſpräch mit dem Prinzen 
Napoleon mündlich Bericht zu erſtatten. 

Der treugehorſamſt Unterzeichnete würde in der Gewährung dieſer 
Bitte zugleich ein Mittel erblicken, um den ſtets von neuem von Parteien 
und einzelnen ehrgeizigen Individuen verbreiteten Gerüchten, nach welchen 
Eure Königliche Majeſtät dem treugehorſamſt Unterzeichneten Allerhöchſt⸗ 
ihr Vertrauen entzogen hätten, ein Ende zu machen. 


Marginalreſkript des Königs: 


Nachdem ich Sie in Audienz empfangen habe, gewähre ich den er⸗ 
betenen Urlaub mit dem Wunſche, daß derſelbe zur nötigen Erholung 
und Stärkung gereichen möge. 

Schloß Berg, 13. Juni 1868. 

Ludwig. 


Journal. 
Auſſee, 15. Juni 1868. 

Vor meiner Abreiſe von München hatte ich gewünſcht, dem König noch 
einen Vortrag über meinen Aufenthalt in Berlin ſowie über das Geſpräch 
mit dem Prinzen Napoleon zu halten, und bat deshalb in einem Antrag um 
Audienz. Der Sekretär Lipowsky antwortete mir, daß der König „als Zeichen 
des allerhöchſten Vertrauens“ mich wahrſcheinlich am Tage der Prozeſſion 
empfangen werde. Während der Kirche erhielt ich die Nachricht, daß der 
König mich unmittelbar nach der Prozeſſion ſehen wolle. 
Ich fand den König auffallend liebenswürdig und heiter. Er 
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erkundigte ſich, ob die Bukette, die er mir von Hohenſchwangau geſandt, 
richtig und gut angekommen ſeien, worauf ich Gelegenheit nahm, ihm 
nochmals dafür zu danken. Wir ſprachen dann von meinem Aufenthalt 
in Berlin, ich erzählte, daß ich beſſere Eindrücke mit weggenommen hätte, 
als ich anfangs gefürchtet, daß man die ſtaatliche Berechtigung Bayerns 
auch in der nationalliberalen Partei anerkenne, daß man einſehe, Bayern 
ſei zu groß, um in ein Verhältnis zum Norddeutſchen Bund wie Sachſen 
oder Mecklenburg zu treten, jedenfalls, ſagte ich, ſei zurzeit nichts von 
Preußen zu befürchten. Es kam dann die Rede auf die ultramontane 
Partei, über die ſich der König ſehr ungehalten zeigte. Ich hob hervor, 
daß man ſie im Intereſſe der Dynaſtie gebrauchen, ſie aber ſtets ſich vom 
Leibe halten müſſe. Die Ultramontanen hätten die Abſicht, Bayern an 
Oeſterreich zu bringen, man könne ihnen alſo nicht trauen. Das ſah der 
König ein. Als ich bemerkte, daß dieſe Partei auf meinen Sturz hin⸗ 
arbeite und ein neues Miniſterium ſchon fertig habe, ſagte er, daß die 
Ernennung der Miniſter von ihm abhinge. Ueber meinen Toaſt am 
Tage des Verfaſſungsfeſtes äußerte er ſich ſehr zufrieden und hob be⸗ 
ſonders die ſchwungvolle Sprache hervor. Dann ſprach er von den 
Miniſtern, ſagte, daß ich dieſelben mehr beherrſchen müſſe, ſie müßten tun, 
was ich wolle, da ich Miniſterpräſident ſei. Ich erwiderte, daß dazu nur 
das Vertrauen des Königs und der Beweis nötig ſei, daß ich das Ver⸗ 
trauen des Königs hätte, dies geſchähe am beſten, wenn er mich öfters perſön⸗ 
lich ſähe und mir direkt ſeine Aufträge an den Miniſterrat erteile. Auf den 
Beſuch des Prinzen Napoleon übergehend, meinte er, daß man ja die üble 
Laune des Kaiſers (wenn dieſelbe hervorgerufen ſei dadurch, daß er den 
Prinzen nicht empfangen habe) dadurch beſchwichtigen könne, wenn er 
ihm einen höflichen Brief ſchreibe. Ich beſtritt dies und ſagte: „qui 
s'excuse, s accuse,“ auch ließe ſich jetzt nichts machen; wolle der König 
ſpäter etwas tun, um den franzöſiſchen Hof zu gewinnen, ſo könne dies 
durch einen kurzen Beſuch in Paris am beſten geſchehen. Als ich ihm 
ſagte, daß der Prinz Napoleon ſehr bedauert habe, ihn nicht zu ſehen, da 
er ſchon ſo viel von Seiner Majeſtät gehört habe, ſo ſchien ihn das zu 
wurmen, und er kam öfters darauf zurück. Es war dann noch von den 
„Meiſterſingern“ die Rede, die am 21. aufgeführt werden ſollen, von 
Wagner und von Frau von Bülow. Schließlich bat ich um Urlaub auf 
vierzehn Tage. s 

Abends kam Guſtav Caſtell zu mir ins Theater. Er erzählte, daß 
ihm Holnſtein geſagt habe, ich ſtünde jetzt wieder feſt beim König, nach⸗ 
dem ich vor einigen Wochen gewankt hätte. Holnſtein habe erzählt, 
Lipowsky habe mit Platen unterhandelt, der mich erſetzen ſolle. Dies 
muß aber ein Mißverſtändnis ſein. Ich glaube eher, daß man mit Windt⸗ 
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horſt unterhandelt hat. Jedenfalls hat aber Lipowsky gegen mich in⸗ 
trigiert. Ich beauftragte daher vor meiner Abreiſe am andern Morgen 
Völderndorff, ſich nach jemand umzuſehen, der Lipowsky erſetzen könne, 
zugleich auch herauszubringen, ob dieſe Unterhandlungen über meinen 
Nachfolger wirklich ſtattgefunden hätten oder nicht, damit ich nach meiner 
Rückkehr auf ſeine Entfernung hinarbeiten kann. 


In dem Protokoll vom 7. Dezember 18671) war als ein militäriſches 
Bedürfnis die Bildung eines Organs bezeichnet worden, welches „unter 
ſtetem Hinblick auf das Verteidigungsſyſtem Deutſchlands überhaupt die 
näheren Anhaltspunkte für die einzelnen Plätze und Poſitionen“ regeln 
ſollte. Die Löſung dieſer Aufgabe ſollte nach der urſprünglichen Abſicht 
mit der Fortſetzung der Verhandlungen über die Regelung der unter den 
deutſchen Staaten beſtehenden Eigentumsgemeinſchaft durch die hierfür ein⸗ 
geſetzte Kommiſſion ) verbunden werden. Am 9. April 1868 regte die 
bayriſche Regierung die Wiederaufnahme der am 31. Juli 1867 vertagten 
Arbeiten der Liquidationskommiſſion an und ſchlug vor, den ſüddeutſchen 
Kommiſſaren zugleich die Beratung über die Einrichtung einer ſüddeutſchen 
Militärkommiſſion zu übertragen. Baden ſtimmte dieſem Vorſchlage im 
allgemeinen zu unter der Vorausſetzung, daß die zu ernennenden Kom⸗ 
miſſare über die Zuſammenſetzung und Kompetenz der zu bildenden ſtändigen 
Kommiſſion in freie Beratungen eintreten ſollten. Nachdem aber die Ver⸗ 
handlungen zwiſchen Bayern und Württemberg über Ulm in Berlin zu 
einem Vertrage geführt hatten,?) in welchem die ſüddeutſche Militärkom⸗ 
miſſion vorausgeſetzt wurde, mußte zur Ausführung dieſes Vertrags die 
baldige Löſung der in dem Protokoll vom 7. Dezember 1867 geſtellten 
Aufgabe erwünſcht fein. Außerdem wünſchte Bayern jetzt, daß dieſe Kom⸗ 
miſſion ins Leben treten möge, ehe die Liquidationskommiſſion ihre Arbeiten 
wieder aufnähme. Man wollte dadurch dem Beſtreben der badiſchen Re⸗ 
gierung, welches auf eine Vertretung des Norddeutſchen Bundes in der zu 
bildenden Kommiſſion gerichtet war, rechtzeitig begegnen. Deshalb legte 
der bayriſche Geſandte in Karlsruhe dem dortigen Miniſterium am 3. Juli 
1868 den Entwurf „der allgemeinen Grundlagen für Organiſation einer ſüd⸗ 
deutſchen Militärkommiſſion“ vor, welche am 15. Juli in München ins Leben 
treten ſollte. Der Entwurf ſah eine ſehr weitgehende Kompetenz der Kom⸗ 
miſſion vor. Die Feſtungsbehörden ſollten ihr „unterſtellt und eidlich ver⸗ 
pflichtet werden“ und „alle Weiſungen unmittelbar durch ſie empfangen“. 
Die badiſche Regierung fand dieſe Aufforderung, insbeſondere wegen der 


1) Siehe Seite 288. 
2) Siehe Seite 200. 
3) Siehe Seite 310. 
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Kürze der Friſt „überraſchend und verletzend“ und lehnte am 6. Juli die 
Einladung ab. 


Bericht an den König. 
München, 10. Juli 1868. 

Nachdem mündliche Mitteilungen des großherzoglich badiſchen Geſandten 
zu der Befürchtung Veranlaſſung geben, daß die von dem treugehorſamſt 

Unterzeichneten gemeinſchaſtlich mit dem Kriegsminiſter in Anregung gebrachte 

ſüddeutſche Militärkommiſſion in Karlsruhe auf Bedenken ſtoßen wird und 
dieſe vielleicht durch mündliche Beſprechung mit dem Großherzoge ſelbſt 
gehoben werden können, erlaubt ſich der treugehorſamſt Unterzeichnete um 
die Allerhöchſte Ermächtigung zu bitten, ſich unter dem Vorwand von Privat⸗ 
angelegenheiten nach Baden⸗Baden begeben zu dürfen, um dort zu verſuchen, 
die Bedenken des Großherzogs zu beſeitigen und ſeine Zuſtimmung zu den 
betreffenden Vorſchlägen zu erlangen. 

Zugleich erlaubt ſich der treugehorſamſt Unterzeichnete ehrfurchtsvollſt 
um die weitere Allerhöchſte Ermächtigung zu bitten, ſich bei dieſer Gelegenheit 
in Stuttgart aufzuhalten, um mündlich die Ratifikation des Ulmer Vertrags 
bei Freiherrn von Varnbüler zu betreiben. 


Journal. 
Baden, 14. Juli 1868. 


Am 13. früh kam ich in Stuttgart an, wo ich ein Telegramm Varn⸗ 
bülers fand, der mir ſeine Rückkehr von ſeinem Landſitz auf 10 Uhr in 
Ausſicht ſtellte. Schon um 9 Uhr ſchickte er aber, um zu fragen, ob er 
mich beſuchen könne, worauf ich mich zu ihm begab. 

Er empfing mich mit der Bemerkung, daß er ſoeben die Ratifikation 
des Königs empfangen, deshalb das Protokoll aufzuſetzen angeordnet habe 
und bereit ſei, die Unterzeichnung desſelben und den Austauſch ſogleich vor⸗ 
zunehmen. Er hob dann hervor, welche Konzeſſionen Württemberg gemacht 
habe.) Durch die Uebertragung der Vizegouverneurſtelle an Bayern, reſp. 
durch das Wegfallen des württembergiſchen Vizegouverneurs ſei die zweite 
Stadt des Königreichs beim Verhinderungsfalle des Gouverneurs in die 
Hände Bayerns gegeben; ebenſo ſei auch der Geniedirektor ein großes 
Opfer, und er habe dies alles nur ſehr ſchwer durchſetzen können. Auch 
werde ihm dies große Schwierigkeiten in der Kammer machen, denen er 
nur dann mit Erfolg entgegentreten könne, wenn wir ihm anderſeits in 
der Frage der Verkehrsverhältniſſe entgegenkämen. Hier habe er ſich ſchon 
mit Herrn von Schlör verſtändigt, und er bäte, daß ich die Abſichten des 

1) Bayern wurde durch den Ulmer Vertrag das Recht eingeräumt, den Vize⸗ 
gouverneur und den Geniedirektor zu ernennen. 

Fürſt Hohenlohe Denkwürdigkeiten. I 21 
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Herrn von Schlör unterſtützen möchte. Als ſeine Wünſche bezeichnete er 

die Abkürzung des Termins, innerhalb deſſen von Heidenheim nach Ulm 

nicht gebaut werden könne, die Frage des Anſchluſſes ſüdlich von Ulm 

und die beſchleunigte Ausführung der Bahn von Ansbach nach Crailsheim. 

Er wünſcht, daß dieſe Punkte in einem Staatsvertrag zuſammengefaßt ö 
werden möchten. Ich erwiderte ihm, daß ich mit Schlör, der in Urlaub 

ſei, darüber noch nicht geſprochen habe, verſprach aber mein möglichſtes 

zu tun, ſeinen Wünſchen entgegenzukommen. Was die Militärkommiſſion 

betrifft, ſo iſt er von deren Notwendigkeit überzeugt. An den Punkten, | 
die in München aufgeſetzt wurden, hat er nur zu erinnern: 1. die Eiſen⸗ 

bahnen, deren Erwähnung in dieſer Allgemeinheit er nicht zugeben will, 

da die Militärs vom Eiſenbahnweſen nichts verſtünden, er könne deren 

Leitung nicht aus der Hand geben, ſondern höchſtens das Gutachten über 

die Anlage derſelben vom ſtrategiſchen Standpunkt aus gewähren, ſowie | 
2. die Frage wegen des Vorſitzes. Wenn die Kommiſſion in München | 
zuſammentrete, jo ſei der gleichzeitige bayriſche Vorſitz zuviel. Wäre fie 
irgendwo ſonſt, ſo habe er gegen den bayriſchen Vorſitz nichts zu erinnern. 
Er habe vom preußiſchen Geſandten erfahren, daß man es in Baden übel⸗ 
genommen habe, daß wir in Berlin die Beſprechung gehalten und das 
Protokoll vom 23. Mai unterzeichnet hätten, die Majoriſierung geniere 
Baden und erhebe man überhaupt dort Schwierigkeiten. Es werde mir 
wohl nicht ſchwer fallen, das Mißverſtändnis beim Großherzog auf⸗ 
zuklären. 

Er ſei bereit, zu einer Beratung jemand abzuſchicken, rate aber, die 
Liquidationskommiſſion noch hinauszuſchieben, um vorher noch Zeit zu einer 
Beratung der ſüddeutſchen Staaten und zum Zuſtandebringen der Feſtungs⸗ 
kommiſſion (wie er ſie zu nennen rate) zu gewinnen. 

Wenn die Liquidationskommiſſion auf den 10. oder 20. September 
vertagt werde, ſo könne man die Vorberatung im Lauf des Auguſt vor⸗ 
nehmen. Am 1. September ſei ohnedies alles noch auf Reiſen. 

Er ſprach dann noch über die Wahlen, die ſo ſchlecht ausgefallen ſeien, 
weil die Ultramontanen, auf deren Unterſtützung die Regierung gerechnet 
habe, im letzten Augenblick umgeſchlagen hätten, und zwar infolge direkter 
Weiſung aus Rom! 

Dann kam er noch auf Degenfeld !) zu ſprechen, den er abberufen 
will, ſobald er es tun kann, nämlich ſobald die ritterſchaftlichen Wahlen 
vorüber ſeien, in welcher Klaſſe Degenfeld Freunde habe, und dann werde 
er entweder Linden oder Soden ſchicken. Wäre es ihm nicht möglich, 
Linden zu ernennen, ſo möchte ich ihm aus der Verlegenheit helfen, indem 


) Württembergiſcher Geſandter in München. 
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ich ihm einen Brief zugunſten Sodens ſchriebe. Er werde mir darüber 
Nachricht geben. 

Nachdem dieſe Beſprechung zu Ende war, wurde das Protokoll unter⸗ 
zeichnet. Der Austauſch der Urkunden wird durch Gaſſer erfolgen, der 
noch im Bett lag. 

Um 2 Uhr fuhr ich nach Baden. Dort empfing mich ein Brief des 
großherzoglichen Adjutanten mit der Bitte, um 8 Uhr Abends zum Groß— 
herzog zu kommen. Ich fand den Großherzog wieder ganz hergeſtellt; 
begann meine Anſprache ſofort mit der Darlegung der Verhältniſſe und 
der Aufklärung des Mißverſtändniſſes, darauf hinweiſend, daß eine Ab⸗ 
machung mit Württemberg nicht ſtattgefunden habe und die Beſprechung 
über die Militär- reſp. Feſtungskommiſſion ſich nur an die Ulmer Be⸗ 
ratungen angeknüpft habe, legte ausführlich die Notwendigkeit einer Ver⸗ 
ſtändigung der ſüddeutſchen Staaten über die Feſtungsfrage dar, betonte, 
daß, gerade bei den in Baden und Württemberg herrſchenden Befürchtungen 
vor einer Herauszahlung, eine vorher feſtſtehende Abmachung und die 
Bildung eines Verwaltungsorgans nützlich ſein werde und bat um Zu⸗ 
ſtimmung. Ich erklärte, daß eine Teilnahme Preußens an der Kommiſſion 
von Bayern und Württemberg nicht zugegeben werden könne und daß ich 
befürchte, wenn nichts ausgemacht ſei, werde die Liquidationsverhandlung 
zu gegenſeitiger größerer Verſtimmung dieſer Staaten gegenüber von Nord⸗ 
deutſchland führen. Ich hob endlich hervor, daß gerade die Angriffe, 
welche gegen den Gedanken der ſüddeutſchen Militärkommiſſion ſeitens der 
ultramontanen Preſſe erhoben würden, beweiſen, daß dieſelbe nicht zur Auf- 
löſung der Allianzverträge führen werde, mithin auch Baden dadurch nicht 
auf eine ſeiner bisherigen Politik entgegengeſetzte Bahn gedrängt werden ſolle. 

Der Großherzog antwortete ſehr eingehend. Er legte ſeine Politik dar, 
die durchaus nicht darauf ausgehe, ſeine Souveränität preiszugeben, ſondern 
deren Grundgedanke nur der ſei, daß ſich die kleineren Staaten Deutſch⸗ 
lands vor unbegründetem Souveränitätsſchwindel zu hüten hätten und 
ſich über ihre Machtſtellung keine Illuſionen machen ſollten. Durch das 
Feſthalten an den Allianzverträgen, durch Anlehnung an Preußen werde 
ihre Exiſtenz geſichert. Er ſtrebe nicht nach dem Eintritt in den Nord⸗ 
deutſchen Bund, allein das Militärweſen müſſe möglichſt mit dem preußiſchen 
auf gleichen Fuß gebracht werden. Die Militärkommiſſſon, wie wir ſie 
im Auge hätten, bilde eine Macht der ſüddeutſchen Staaten, die gegen 
Preußen angewendet werden könne, wenn ein Umſchlag ſtattfinde und die 
ultramontan⸗demokratiſchen Elemente hier zur Herrſchaft kämen. Er wolle 
Ausbildung des Allianzvertrags auf Grundlage des Prager Friedens, und 
dieſe werde durch eine Militärkommiſſion für ganz Deutſchland, gemein⸗ 
ſchaftliche Verwaltung ſämtlicher, nicht bloß der ſüddeutſchen Bundes⸗ 
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feſtungen am beſten erreicht. Dies werde am leichteſten bei Gelegenheit 
der Liquidationsverhandlungen bewerkſtelligt werden können. Ich erwiderte 
darauf, daß eine Herrſchaft der ultramontan⸗demokratiſchen Elemente noch 
in weitem Felde ſtehe, trete dieſe ein, ſo werde damit gleichzeitig ein ſolcher 
Umſchwung ſtattfinden, daß man dann keine Militärkommiſſion brauche, 
ſondern dann würden die Allianzverträge gekündigt. Auf die Kommiſſion | 
komme es alſo dann nicht mehr an. Was den Prager Frieden betreffe, 
ſo ſetze dieſer ja gerade die Vereinigung der ſüddeutſchen Staaten voraus. | 
Unſer Vorſchlag ſei alſo viel mehr in Uebereinſtimmung mit dem Prager 
Frieden als der Gedanke des Großherzogs. Wolle der Großherzog bei 
Beratung über die Militärkommiſſion Vorſchläge machen, die auf eine 
Verbindung der ſüddeutſchen Militärkommiſſion mit der Militärgewalt des 
Nordens Bezug hätten, ſo ſtehe das ihm immer frei. Wir wollten auch 
keine Trennung, wir wollten für den Kriegsfall die gemeinſame Aktion, 
aber keine Teilnahme eines preußiſchen Kommiſſars an den Beratungen 
der Kommiſſion. Das könnten und dürften wir nicht zugeben. Unſre 
Stellung ſei eine andre als die Badens, und dieſe müßten wir zu erhalten 
ſuchen. Auch ſähe ich dies gegenüber dem König als eine Ehrenſache an. 
Er, der Großherzog, könne als Souverän eine nationale Politik befolgen 
und ſo weit gehen, als er wolle, ich als bayriſcher Miniſter könne nicht 
dem König raten, auf ſeine Selbſtändigkeit zu verzichten. Ich bat deshalb, 
wenigſtens die Beratung nicht zurückzuweiſen. Damit erklärte ſich der Groß⸗ 
herzog einverſtanden und meinte, die Kriegsminiſter könnten ja zuſammen⸗ 
treten, um die Frage der Militärkommiſſion ſowie die Grundlagen, von 
welchen bei der Liquidationsverhandlung auszugehen ſei, zu beſprechen. 
Mit der Verſchiebung des Termins zur Eröffnung der Liquidations⸗ 
verhandlungen war er einverſtanden, um ſo mehr, als er Wert darauf legt, 
daß General Beyer, der noch nicht wieder hier iſt, gehört werde. 

Ich bat um die Erlaubnis, mit Freydorf das Nähere beſprechen zu 
dürfen, was er auch zugeſtand. 
| 14. Juli, Abends. 
Herr von Freydorf kam heute Abend von Karlsruhe zu mir. Ich 
| wiederholte in betreff der Mißverſtändniſſe das, was ich ſchon dem Groß⸗ 
herzog geſagt hatte, und empfahl ihm die Angelegenheit der Militärkommiſſion. 
Herr von Freydorf hatte (wie mir Riederer !) jpäter betätigte) eigentlich die 
Abſicht, ſich auf nichts einzulaſſen. Ihm ſcheint es im Intereſſe ſeiner 
Stellung zur liberalen Partei des Landes bedenklich, ſich einem Schritt an⸗ 
| zuſchließen, der ihm von der nationalliberalen Partei als ein Abweichen 
von ſeinen preußiſchen Tendenzen ausgelegt werden könnte, er geſteht dies 
| — N zu 
| 
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ſogar offen zu. Er drang alſo ſofort darauf, daß wir den urſprünglichen Plan 
feſthalten und die Frage der Feſtungskommiſſion während der Liquidations⸗ 
verhandlung beraten möchten, wo ſich dann der heilſame Einfluß preußiſchen 
Rates geltend machen werde. Das Abkommen, welches im Oktober 1866 
vorgeſchlagen worden war, ſchwebte ihm dabei als maßgebend vor. 
Dagegen erwiderte ich ſofort, daß die Zeiten ſich geändert hätten, was 
damals möglich geweſen, ſei jetzt nicht mehr durchzuführen, und bayriſcher⸗ 
oder württembergiſcherſeits werde auf eine Teilnahme Preußens an der 
Verwaltung der ſüddeutſchen Feſtungen nicht eingegangen werden. Auch 
an einzelnen Beſtimmungen der zwiſchen dem bayriſchen Kriegsminiſter und 
Suckow feſtgeſetzten Punkte hatte er manches auszuſetzen, behauptete nicht 
zu verſtehen, wie die Kommiſſion gegen den Willen der Regierungen Geld 
durch Majoriſierung bewilligen könne, wiederholte den Einwurf, der ſchon 
durch Riederer berichtet wurde, daß die Kommiſſion einen Verzicht auf 
einzelne Souveränitätsrechte ſeitens der ſüddeutſchen Staaten vorausſetze, 
und gebärdete ſich ganz unzugänglich und ängſtlich wie immer, wenn es 
ſich davon handelt, etwas zu tun, was in Berlin Anſtoß erregen könnte. 
0 Ich beruhigte ihn, indem ich ihm die Stelle aus Perglas' Bericht vor- 
las, wonach der König von Preußen ſeine Zufriedenheit mit dem Gedanken 
der ſüddeutſchen Militärkommiſſion ausgeſprochen habe, wiederlegte die 
Einwürfe bezüglich der einzelnen Punkte des Vorſchlags und legte ihm 
dar, daß wir an eine feindliche Stellung Preußen gegenüber nicht dächten, 
ſondern die Verbindung zwiſchen der Militärkommiſſion und dem preußiſchen 
Kriegsminiſterium, wenn auch auf diplomatiſchem Wege, aufrechtzuerhalten 
willens ſeien. Er ſolle nicht das Unmögliche anſtreben, ſondern das Gute, 
was in der Kommiſſion liege, annehmen. Nun kam er auf die formellen 
Schwierigkeiten, ſagte, daß der Großherzog abreiſe, daß der Kriegsminiſter 
noch nicht da ſei, daß ſie ſich noch nicht ſchlüſſig machen könnten u. ſ. w. 
Um nun doch zu einem Reſultat zu kommen und die badiſche Regierung 
aus ihrer negativen Haltung herauszubringen und wenigſtens ihre An⸗ 
weſenheit bei der Vorberatung zu erwirken, ſchlug ich vor, er möge das 
wenigſtens zugeben, daß eine Vorberatung über die bei der Liquidations⸗ 
kommiſſion einzunehmende Haltung unter den ſüddeutſchen Staaten reſp. 
deren Vertretern ſtattfinde und, um die Teilnahme daran für Baden zu 
ermöglichen, proponierte ich den Zuſammentritt dieſer Vorberatungskom⸗ 
miſſion in München am 20. Auguſt. Sei es nötig, ſo könne man den 
Beginn der Liquidationskommiſſion etwa bis zum 10. September vertagen. 
| Das gab er endlich zu, um ſo mehr, als ich ihn verficherte, daß der Groß⸗ 
herzog damit einverſtanden ſei. Wir kamen nun dahin überein, daß, ganz 
abgeſehen von der bisherigen Korreſpondenz, unter Hinweiſung auf unſre 
mündliche Beratung ſeitens Bayerns der Vorſchlag gemacht werden ſolle, 
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eine Beratung der zur Liquidationskommiſſion abzuordnenden Mitglieder 
oder auch der Kriegsminiſter (oder wenigſtens des badiſchen Kriegsminiſters, 
worauf der Großherzog Wert zu legen ſcheint) in München am 20. Auguſt 
zuſammentreten ſoll, wo 1. über die Grundſätze, von welchen die ſüd⸗ 
deutſchen Regierungen bei der Liquidationsverhandlung ausgehen wollen, 
Verſtändigung herbeigeführt werden ſolle, und wo 2. auch von ſeite Bayerns 
und Württembergs der Vorſchlag einer ſtändigen Feſtungs⸗ reſp. Militär⸗ 
kommiſſion in Beratung gezogen werden ſoll. Zwar behauptete Freydorf, 
das werde zu keinem Reſultat führen, da man ja noch nicht wiſſe, ob 
die Liquidationsverhandlungen dazu führen werden, das Objekt für dieſe 
Kommiſſion frei zu machen; allein er hatte gegen die Beratung nichts ein⸗ 
zuwenden und will die Sache dem Großherzog und dem Minifterrat vor⸗ 
legen. Wir haben alſo nicht abzuwarten, was ſie uns hier antworten, 
ſondern ſofort die nötigen Einleitungen zu treffen. Bis dahin können dann 
auch die Vorarbeiten für die Liquidationskommiſſion ſchon ſo weit ſein, daß 
das nötige Material vorbereitet iſt. 
15. Juli. 

Heute Morgen war ich bei dem preußiſchen Geſandten Grafen Flemming. 
Ich nahm keinen Anſtand, ihm mitzuteilen, was ich mit Freydorf abgemacht 
habe. Er fragte nach dem Grund, warum wir den urſprünglichen Gedanken, 
die Beratung über die Militärkommiſſion bei Gelegenheit der Liquidations⸗ 
kommiſſion vorzunehmen, wieder aufgegeben hätten. Ich ſagte ihm, daß 
eine Militärkommiſſion, die aus der Liquidationskommiſſion hervorgehe, 
in welcher preußiſche Kommiſſare ſitzen, jedenfalls in Süddeutſchland mit 
Mißtrauen betrachtet werden würde, daß ich das Zuſtandekommen einer 
ſolchen Kommiſſion im allgemeinen Intereſſe für notwendig hielte und daß 
wir die Teilnahme eines preußiſchen Kommiſſars oder Bevollmächtigten an 
den Beratungen nicht zugeben würden. Der Vorſchlag der gemeinſchaftlichen 
Verwaltung der früheren deutſchen Bundesfeſtungen, wie er im Oktober 
1866 gemacht worden ſei, wäre jetzt unmöglich. Auch widerlegte ich die 
Befürchtungen, die von ſeiten Freydorfs im preußiſchen Intereſſe gegen die 
ſüddeutſche Militärkommiſſion gemacht worden waren, indem ich auf den 
oft ausgeſprochenen Willen der ſüddeutſchen Regierungen hinwies, an den 
Allianzverträgen feſtzuhalten. 

Graf Flemming bat mich, ihm dieſe Punkte genau zu diktieren, um 
darüber ſeinem König Bericht erſtatten zu können, worauf ich um ſo lieber 
einging, als ich dadurch Gelegenheit hatte, die Angelegenheit in einer Weiſe 
dem König gegenüber dargelegt zu ſehen, wie ſie unſern Intentionen am 
meiſten entſpricht. 

Graf Flemming, auf deſſen Rat der Großherzog viel Gewicht legt, 
erklärte ſich mit der Beſchickung der Beratung am 20. Auguſt einverſtanden, 
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was zu der Hoffnung Anlaß gibt, daß die badiſche Regierung ſich bei 
der fraglichen Beratung vertreten laſſen wird. 
Am 16. Juli früh reiſte ich wieder von Baden ab. 


Bericht an den König. 
München, 22. Juli 1868. 

Wenn der treugehorſamſt Unterzeichnete wagt, Eurer Königlichen 
Majeſtät ſeine Anſicht in einer Angelegenheit darzulegen, die zu denen 
gehört, welche dem Allerhöchſteignen Ermeſſen vorbehalten zu werden 
pflegen, ſo darf er vielleicht auf Nachſicht rechnen, wenn Eure Königliche 
Majeſtät allergnädigſt in Erwägung ziehen wollen, daß es Entſchlüſſe im 
Privatleben Eurer Königlichen Majeſtät gibt, die von weſentlichem Ein⸗ 
fluſſe auf die Intereſſen des Staats im allgemeinen ſind. 

Eure Königliche Majeſtät haben den treugehorſamſt Unterzeichneten 
mit der Leitung der auswärtigen Angelegenheiten, mit der Sorge für die 
Erhaltung der Monarchie und der Rechte Eurer Königlichen Majeſtät 
betraut. Alles, was ſonach auf das Wohl des Staats, auf deſſen Selb⸗ 
ſtändigkeit und Machtſtellung Einfluß haben kann, muß der treugehorſamſt 
Unterzeichnete zum Gegenſtand ſeiner ſteten Aufmerkſamkeit machen. 

Hierzu gehören vor allem die Beziehungen Eurer Königlichen Majeſtät 
zu fremden Souveränen. 

Eure Königliche Majeſtät kennen die bedenkliche Lage, in welcher ſich 
die Mittelſtaaten Deutſchlands und insbeſondere Bayern ſeit dem Kriege 
von 1866 befinden. Mit der Auflöſung des Deutſchen Bundes iſt Bayern 
in eine Lage verſetzt, die große Vorſicht und Klugheit erheiſcht, wenn das 
Königreich bei eintretenden größeren Erſchütterungen ſeine Selbſtändigkeit 
erhalten ſoll. Kann nun auch das Königreich in der gegenwärtigen Lage 
keine Bündniſſe mit fremden Mächten eingehen, ſo liegt doch in den freund⸗ 
ſchaftlichen Beziehungen Eurer Königlichen Majeſtät zu fremden Souveränen, 
insbeſondere zu ſolchen, deren Stimmen im Rate der europäiſchen Mächte 
gehört und beachtet werden, eine nicht zu unterſchätzende Garantie. Zu 
ſolchen Mächten gehört ohne Zweifel Rußland. Die perſönlichen Be⸗ 
ziehungen Eurer Königlichen Majeſtät zu dem ruſſiſchen Hofe ſind zur⸗ 
zeit die beſten und freundſchaftlichſten. Der treugehorſamſt Unterzeichnete 
hat dies im Intereſſe Eurer Königlichen Majeſtät ſtets mit Freude und 
Beruhigung wahrgenommen. Er kann deshalb nur wünſchen, daß dieſes 
Verhältnis ungeſtört erhalten bleiben möchte. Hierzu bietet wohl die 
Anweſenheit der kaiſerlichen Familie in Kiſſingen den erwünſchten Anlaß. 
Eure Königliche Majeſtät haben dies dem treugehorſamſt Unterzeichneten 
gegenüber anzuerkennen und Allerhöchſtihre Abſicht, dem Kaiſer und der 
Kaiſerin von Rußland dort einen Beſuch zu machen, auszuſprechen geruht. 
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Der treugehorſamſt Unterzeichnete würde alſo nicht wagen, nochmals auf 
dieſen Gegenſtand zurückzukommen, wenn er nicht Grund hätte zu be⸗ 
fürchten, daß Eurer Königlichen Majeſtät von andrer Seite entgegen⸗ 
geſetzter Rat gegeben und die Anſicht ausgeſprochen werden könnte, es 
ſei ein ſolcher Beſuch nicht nötig oder ohne jede politiſche Bedeutung. 

Der treugehorſamſt Unterzeichnete glaubt im Gegenteil, daß die Unter⸗ 
laſſung dieſes Beſuchs ohne allen Zweifel vom kaiſerlich ruſſiſchen Hofe 
nicht nur als ein Zeichen der Gleichgültigkeit, ſondern als eine direkte 
Beleidigung angeſehen werden würde. Träte infolgedeſſen in der kaiſer⸗ 
lichen Familie eine Verſtimmung ein, ſo würden bei kommenden Ereigniſſen, 
in welchen Eurer Königlichen Majeſtät der Schutz oder die Fürſprache 
des ruſſiſchen Hofs erwünſcht ſein könnte, Allerhöchſtdieſelben ſtatt des 
Schutzes und der Fürſprache entſchiedener Feindſeligkeit begegnen. Nach 
der Anſicht des treugehorſamſt Unterzeichneten hat alſo ein wenn auch 
kurzer Beſuch in Kiſſingen, etwa nur mit kleinem Gefolge, vielleicht bei 
Gelegenheit des Geburtsfeſts der Kaiſerin, eine ſehr große und weitgreifende 
Bedeutung. Um nicht dem Verdachte Raum zu geben, der treugehorſamſt 
Unterzeichnete teile die Anſicht jener, welche dem Beſuche Eurer Königlichen 
Majeſtät in Kiſſingen eine geringe Bedeutung beilegen, hält ſich der treu⸗ 
gehorſamſt Unterzeichnete verpflichtet, Eurer Königlichen Majeſtät ſeine 
ehrfurchtsvollſte Anſicht auszuſprechen und in dem Bewußtſein treueſter 
Anhänglichkeit an Eure Königliche Majeſtät dringend zu raten, Allerhöchſt⸗ 
dieſelben wollen geruhen, der kaiſerlich ruſſiſchen Familie in Kiſſingen einen 
Beſuch abzuſtatten. 

König Ludwig begab ſich am 2. Auguſt in Begleitung des Prinzen 
Otto nach Kiſſingen und verblieb daſelbſt in lebhaftem Verkehr mit dem 
ruſſiſchen Kaiſerpaare bis zum 10. Auguſt. 

Am 13. Auguſt ging Fürſt Hohenlohe nach Kiſſingen. 


Journal. 
Starnberg, 28. September 1868. 


Durch den königlichen Befehl war ich veranlaßt, mich hierher zu be— 
geben, um als Miniſter des Hauſes der Vermählung der Herzogin Sophie 
mit dem Duc d'Alengon, Sohn des Herzogs von Nemours, anzuwohnen. 
Zu Trauungszeugen waren der Prinz Adalbert und Miniſter Pfretzſchner 
beſtimmt. Da letzterer vorzog, in Starnberg zu übernachten, ſo ent⸗ 
ſchloß ich mich, ſchon geſtern Nachmittag 1/,3 Uhr hierherzufahren. Wir 
kamen um 4 Uhr an, nahmen Beſitz von unſern Zimmern im Gaſthof 
„am See“ und gingen dann ſpazieren, um 5 Uhr aßen wir zu Mittag 
und gingen dann wieder Abends an das Seeufer in der Hoffnung, etwas 
von den Beleuchtungen zu ſehen, die angeblich zu Ehren der in Berg 
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weilenden Kaiſerin von Rußland ſtattfinden ſollten. Es wurde aber 9 Uhr, 
und da nichts kam, ſo zogen wir vor, uns nicht weiter zu langweilen, und 
legten uns bald zu Bett. Das Feuerwerk und die Beleuchtung ſoll ſehr 
ſchön geweſen ſein, war aber von hier aus wenig zu ſehen. Es war 
Sonntag, und ſo hatte ſich ein zahlreiches biertrinkendes Publikum vor 
unſern Fenſtern etabliert, das ſchauderhaft lärmte und johlte. Mitunter 
ſangen ſie „volkstümliche Weiſen“, die aber ſofort in beſtialiſches Schreien 
ausarteten. Ich ſchlief aber doch bald ein, um ſo mehr, als ein heilſamer 
Regenguß die Bande vertrieb. Heute Morgen ging ich auf den Bahnhof, 
um die Kaiſerin von Rußland abreiſen zu ſehen. Auch Tauffkirchen !) 
war da, um ſich der Kaiſerin zu präſentieren. Der König begleitete die 
Kaiſerin und fuhr auch mit ihr auf der Eiſenbahn gegen München mit, 
ich weiß nicht bis wohin. 

Um 10 Uhr fuhren wir in meinem Wagen, den ich geſtern hatte 
hierherkommen laſſen, nach Poſſenhofen. Es war noch nicht 11 Uhr, 
weshalb wir noch in unſre Zimmer geführt wurden. In dem meinigen 
roch es ſehr ſchlecht. Bald kam die Zeit der Trauung, die in einem Saal 
des Schloſſes, der zur Kapelle umgewandelt war, ſtattfand. Die Hochzeits⸗ 
gäſte verſammelten ſich in dem anſtoßenden Salon, wo ein Klavier den 
engen Raum noch mehr beſchränkte. Pfretzſchner und ich beeilten uns, 
uns allen hohen Herrſchaften vorſtellen zu laſſen. Außer der Familie des 
Herzogs Max waren da Prinz Adalbert und Prinz Karl. Letzterer be⸗ 
grüßte mich nur von weitem mit einem Geſicht, wie man einen Skorpion 
anzuſehen pflegt. Dann Graf und Gräfin Trani. Die Erbprinzeſſin 
Taxis trug ein violettes oder veilchenfarbenes Gewand mit weißem Beſatz. 
Ferner waren da der Graf von Paris und ſein Bruder Due de Chartres, 
zwei junge wohlgebildete Prinzen, die aber eher den Eindruck preußiſcher 
als franzöſiſcher Prinzen machen. Der Due de Nemours ſieht aus wie 
ein eleganter Franzoſe du cercle de union. Er trug den Hubertus, 
ebenſo ſein Sohn, der Bräutigam. Der Due de Nemours erinnert an 
die Bilder Heinrichs IV., doch hat er einen eigentümlichen Ausdruck, der 
auf Pedanterie ſchließen läßt. Der junge Duc d' Alengon iſt ein hübſcher 
junger Menſch von friſchem Ausſehen. Der Prince de Joinville und ſein 
Sohn, der Duc de Penthievre, ſehen nicht auffallend aus. Erſterer iſt 
etwas alt und gebeugt, zu alt für ſein Alter, liebenswürdig und höflich. 
Der Duc de Penthieèvre hat ein gelbes, etwas jüdiſches Geſicht und ſpricht 
gedehnt, war aber mir gegenüber ſehr freundlich und mitteilend. Herzog 
Auguſt von Koburg iſt langweilig wie immer. Intereſſant war mir, ſeine 
Frau kennen zu lernen, die Prinzeſſin Klementine, eine geſcheite, lebhafte 


) Graf Tauffkirchen war damals bayriſcher Geſandter in St. Petersburg. 
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Dame. Die Prinzeſſin Joinville, eine braſilianiſche Prinzeß, iſt etwas 
mumienhaft, mit großen rollenden Augen in einem langen blaſſen faltigen 
Geſicht. Dann waren noch zwei Töchter Nemours' da, eine erwachſene 
und eine kleine. Alles war en robe montante. Die Braut in weißer 
Seide, mit Orangenblüten garniert, mit Coiffure von Orangenblüten und 
Tüllſchleier. Auf den Aermeln Atlaslitzen, nach Analogie des Leibregiments. 
Eine Hofdame der Nemours war in feuerfarbener Seide mit ſtrohgelbem 
Beſatz. Als alles beiſammen war, ging man in die Kapelle. Das Braut⸗ 
paar kniete vor dem Altar. Links dahinter Prinz Adalbert, hinter dieſem 
wir beiden Miniſter und dann hinter uns die Herren des Hauſes Orléans. 
Auf der andern Seite der Due de Nemours und die Herzogin ſowie alle 
Prinzeſſinnen. Haneberg begann die Zeremonie mit einer paſſenden Anrede. 
Niemand weinte, nur der Herzog Max hatte einigemale ein ſehr weiner⸗ 
liches Ausſehen. Die Braut ſah ſehr gleichmütig aus. Vor dem Jawort 
machte der Bräutigam erſt ſeinem Vater ein Kompliment und ebenſo die 
Braut ihren Eltern. Das Ja der Herzogin klang, als wollte ſie ſagen: 
„von mir aus ja“, oder „meinetwegen“. Doch will ich damit nichts 
Böſes ſagen, mir klang es ſo. Nach der Trauung küßte ich der Herzogin 
die Hand und beglückwünſchte ſie. Sie ſchien recht zufrieden und ver⸗ 
gnügt. Die Pauſe zwiſchen der Trauung und dem Diner brachten wir 
in unſerm Zimmer zu. Ich vergaß noch zu ſagen, daß während der 
Meſſe die Militärmuſik im Freien ſpielte zur Begleitung des Gottesdienſtes. 
Es fing an mit der Ouvertüre zu einer Oper von Verdi, ich weiß nicht, 
ob es die „Traviata“ oder der „Trovatore“ war. Es war eine etwas ge- 
mäßigte Tafelmuſik. 

Das Diner fand unten in zwei Sälen ſtatt. In einem Saal ſaßen 
alle königlichen Herrſchaften und ich mit Pfretzſchner, im andern die Hof⸗ 
leute. Der Toaſt auf das Brautpaar wurde ohne Reden getrunken. Ich 
ſaß zwiſchen der jungen Prinzeß von Koburg und dem Herzog Ludwig. 
Das Diner war nicht beſonders lang, aber auch nicht beſonders gut. 
Nach Tiſch wurde noch etwas herumgeſtanden, und dann ging alles aus⸗ 
einander. Die Orléansſchen Herrſchaften reiſten ſofort um 4½ Uhr ab, 
ebenſo die andern Prinzen. Nur der Herzog von Nemours bleibt bis 
übermorgen mit ſeinen Kindern. 

Wir fuhren in einem herzoglichen Wagen nach Starnberg zurück, 
von wo aus wir heute noch nach München mit dem Zug um 8 Uhr 
zurückkehren. 

Bei Tiſch wurde der Brautchor aus „Lohengrin“ geſpielt. Es muß 
der Exbraut des Königs ſonderbar zumute geweſen ſein. Eigentümlich 
war auch das Zuſammentreffen, daß gerade am Vorabend der See 
und Berg beleuchtet waren (für die Kaiſerin), und daß auf dieſe 
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Weiſe der König ſeiner ehemaligen Braut den „Polterabend“ verherr⸗ 
lichen mußte. 

Der Comte de Paris ſprach mit mir von Krieg und Frieden und 
behauptet, man ſei im Volk in Frankreich gegen den Krieg. Doch ſei es 
ſchwer, die öffentliche Stimme in Frankreich zu beurteilen, da die Preſſe 
zu wenig unabhängig ſei. 

Er iſt ein recht vernünftiger, wohlwollender Mann, der ſich zu einem 
konſtitutionellen König von Frankreich wohl eignen würde. 


München, 1. Oktober 1868. 

Bei dem heutigen Empfang der Diplomaten erſchien auch der päpſt⸗ 
liche Nunzius und brachte mir einen Artikel der „Neueſten Nachrichten“, 
in welchem die Verleihung der Goldenen Roſe durch den Papſt an die 
Königin von Spanien und die Ordensverleihung an Bucher in Paſſau 
einer Kritik unterzogen wird. Der Nunzius beklagte ſich darüber. Ich 
erwiderte ihm, daß ich dieſe Ausſchreitungen bedaure, und daß ich bereit 
ſei, wenn er mir deshalb den Antrag auf ſtrafgerichtliche Verfolgung des 
genannten Blattes zukommen laſſe, die nötigen Schritte zu tun, wie ich 
dies fremden Geſandten gegenüber bisher getan habe. 

Was Bucher betreffe, ſo könne ich, fügte ich bei, übrigens mein Er⸗ 
ſtaunen nicht unterdrücken, wie die päpſtliche Regierung einem Manne 
eine Auszeichnung zuteil werden laſſe, der es ſich zur Aufgabe ſetze, die 
bayriſche Regierung in einer gemeinen und pöbelhaften Weiſe zu beſchimpfen, 
einem Manne, deſſen perſönlicher Charakter der ſchlechteſte ſei, und den 
ich als einen „Chenapan“ bezeichnen müſſe. Durch ſolche Ordens— 
verleihungen könnten die Beziehungen zwiſchen befreundeten Regierungen 
nicht gefördert werden. 

Der Nunzius war durch dieſe etwas rückſichtsloſe Aeußerung ziemlich 
frappiert, behauptete nichts davon zu wiſſen, berief ſich darauf, daß man 
Bucher in Rom als einen der Kirche ergebenen Mann geſchildert habe, 
und deutete an, daß die Sache durch Kardinal Reiſach in Szene geſetzt 
worden ſei. Ich nahm dies als wahr an, bemerkte aber noch ſchließlich, 
daß die Kirche nicht gewinne, wenn ihr Oberhaupt einem gemeinen Jour⸗ 
naliſten gegen den Biſchof, deſſen Frömmigkeit und Eifer von niemand 
in Zweifel gezogen werde, recht gebe. 


Die Bemühungen des Fürſten in Baden !) hatten den Erfolg gehabt, 
daß die badiſche Regierung in die Verhandlungen über Bildung einer 
ſüddeutſchen Feſtungskommiſſion eintrat. Entſcheidend dafür war beſonders 


) Siehe Seite 323. 


332 Das bayriſche Miniſterium (1867 bis 1870) 


der Rat der preußiſchen Regierung.!) Am 31. Juli erklärte der badiſche 
Geſandte in München, Robert von Mohl, die Zuſtimmung ſeiner Regierung 
zu dem Zuſammentritt einer Kommiſſion am 21. September „zur Vor⸗ 
beratung über die Bildung einer Feſtungskommiſſion“. Am 24. Auguſt 
wurde die Einladung nach München durch Entſchließung des Großherzogs 
angenommen. Die Inſtruktion der badiſchen Bevollmächtigten ging auf 
möglichſte Förderung der Verbindung Süddeutſchlands mit dem Ntord- 
deutſchen Bunde und Verhinderung alles deſſen, was dieſer Verbindung 
zum Nachteil gereichen könnte. Als das einfachſte Mittel hierfür wurde 
die Erhaltung des gemeinſamen Eigentums an dem Feſtungsmobiliar be⸗ 
zeichnet. Am 21. September trat die Kommiſſion in München zuſammen. 
Bayern war durch den Fürſten Hohenlohe und den Kriegsminiſter von 
Pranckh, Württemberg durch den Kriegsminiſter Freiherrn von Wagner, 
den Staatsrat von Scheuerlen und den Oberſt von Suckow, Baden durch 
den Kriegsminiſter General von Beyer und Robert von Mohl vertreten. 
Preußen hatte ſeinen Geſandten in München dahin inſtruiert, daß Preußen 
keine volle Beteiligung an der zu bildenden Kommiſſion verlange, daß ihm 
vielmehr die Zuziehung in beſtimmten Fällen und unter beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen genüge, und daß ein Scheitern der Verhandlungen an der Frage 
der Beteiligung Preußens zu vermeiden ſei. Nach vielfachen Diskuſſionen 
in den erſten Sitzungen machte Bayern in der Sitzung vom 25. September 
den den badiſchen Abſichten entgegenkommenden Vorſchlag, der preußiſche 
Militärbevollmächtigte am Sitze der Militärkommiſſion ſolle von allen 
Verhandlungen in Kenntnis geſetzt, bei wichtigen Gegenſtänden ſolle ſeine 
Aeußerung im voraus eingeholt und tunlichſt berückſichtigt werden, zu 
Feſtungsinſpektionen ſolle Preußen eingeladen werden. Am 27. September 
ſprach der preußiſche Geſandte in Karlsruhe wiederholt die Anſicht ſeiner 
Regierung aus, daß Preußen an der Militärkommiſſion teilzunehmen 
nicht verlange und das Zuſtandekommen des Vertrags wünſche. Nach 
einem vorläufigen Abſchluß der Verhandlungen der Kommiſſion am 
26. September wurde zur Redaktion der Ergebniſſe eine Pauſe verabredet 
und die nächſte Sitzung auf den 5. Oktober feſtgeſetzt. In dieſem Stadium 
wurde das Gelingen des Werks durch Württemberg in Frage geſtellt. 
Baden hatte bei ſeiner Zuſtimmung den Vorbehalt gemacht, daß die 
Feſtungskommiſſion erſt nach dem Beginne der Verhandlungen der 
Liquidationskommiſſion und nach der Zuſtimmung Preußens zu den Ver⸗ 


1) Der badiſche Kriegsminiſter General von Beyer hatte am 19. und 20, Juli 
in Berlin mit Roon, Moltke und Thile verhandelt, und am 21. und 22. in Ems 
dem Könige Vortrag gehalten. Dieſer war durch den Bericht des preußiſchen Ge- 
ſandten über die Badener Verhandlungen (S. 326) befriedigt. 
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einbarungen über die Beteiligung des Norddeutſchen Bundes ins Leben 
treten ſollte. Hieran anknüpfend erklärte Württemberg nunmehr, daß der 
Abſchluß des Vertrags vor dem Beginne der Liquidationsverhandlungen 
keinen Sinn mehr habe. Auch ſei es ſachgemäß, die Einräumungen zu⸗ 
gunſten Preußens und des Norddeutſchen Bundes vor Bildung der 
Feſtungskommiſſion in Verhandlungen mit dem Norddeutſchen Bunde feſt⸗ 
zuſtellen. Gegen den bayriſchen Vorſitz in der Feſtungskommiſſion wurde 
eingewendet, daß hiermit der Schein einer bayriſchen Hegemonie in Süd⸗ 
deutſchland hervorgerufen werde. Schließlich einigte man ſich dahin, daß 
die in Artikel 7 des Vertrags aufgenommenen Einräumungen zugunſten 
Preußens wieder geſtrichen wurden, worauf Baden dieſen Satz in den 
Vorbehalt aufnahm, mit dem es dem Vertrage zuſtimmte. 


Journal. 
München, 4. Oktober 1868. 

Geſtern kam Herr von Baur, der württembergiſche Legationsſekretär, 
zu mir und brachte mir eine Depeſche ſeines Miniſters, von der er eine 
Abſchrift zurückließ, die ſo abgefaßt war, daß ich annehmen mußte, daß 
Württemberg die Verhandlungen über die Feſtungskommiſſion ganz ab⸗ 
brechen wolle. Ich konnte mir dieſelbe, die im Widerſpruch mit früheren 
Aeußerungen Varnbülers ſtand, nicht zuſammenreimen, und teilte ſie 
Völderndorff mit, der ſofort zu extremen Schritten riet. Ich legte ſie 
indeſſen ruhig beiſeite und wartete auf die Ankunft des württembergiſchen 
Bevollmächtigten, der auch heute ankam. Im Laufe der Konverſation mit 
demſelben zeigte es ſich, daß ſeit dem Abgang jener Depeſche in Stuttgart 
wieder ein Umſchwung ſtattgefunden hat, und nun erklärt ſich Württem⸗ 
berg bereit, auf den Abſchluß des Vertrags einzugehen, wenn der Vertrag 
bezüglich der Stellung von Preußen in einer Art modifiziert wird, daß 
die eigentliche Feſtſtellung des Verhältniſſes der ſüddeutſchen Feſtungen 
zum Norddeutſchen Bund bis zur Verhandlung der Liquidationskommiſſion 
ausgeſetzt bleibt. Ich bedaure dies, weil bei der Liquidationskommiſſion 
Preußen eine Preſſion ausüben wird, aber Scheuerlen erklärte, daß man 
dieſe Preſſion in Stuttgart nicht fürchte, und ſich derſelben lieber aus⸗ 
ſetze, als daß man ſelbſt ein Angebot mache. Wir riskieren am Ende 
wenig dabei, und da dies das einzige Mittel iſt, die Kommiſſion zuſtande 
zu bringen, ſo werde ich die Modifikation annehmen. 

Vor ½2 Uhr fuhr ich zum Empfang auf dem Oktoberfeſt. Ich nahm 
Oettingen mit mir, der keinen Wagen hatte. Wir kamen gegen ½2 Uhr 
hinaus. Dort fanden wir das diplomatiſche Korps und einige andre 
uniformierte Herren im Zelt. Der König kam um 2 Uhr und wurde mit 
Hurra empfangen. Erſt ſprach er mit dem diplomatiſchen Korps und 
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dann mit uns. Mit mir ſprach er abſichtlich ſehr lange über die Kaiſerin, 
über politiſche Dinge, über die Intrigen, die gegen mich gemacht würden, 
und daß er davon nichts wiſſen wolle, und war überhaupt auffallend 
liebenswürdig. Der Cercle dauerte ſehr lange, dann beſah er ſich die 
Tiere, worauf die Preisverteilung ſtattfand, und ſchließlich das abſcheuliche 
Pferderennen, ein wahrer Skandal, der aber nicht abzuſtellen iſt. 


München, 6. Oktober 1868. 


Heute Morgen war der Prediger der freien Gemeinde in Nürnberg, 
ein gewiſſer Scholl, bei mir, um mir eine Eingabe ſeiner Gemeinde an 
das Kultusminiſterium zu bringen. Sie beſchwert ſich darin, daß ihr 
Prediger alle Handlungen vornehmen könne, die ſich auf den Kultus be⸗ 
ziehen, nur nicht am Grabe reden, da er nicht das bayriſche Indigenat 
habe. Ich verſtehe das nicht, daß man das bayriſche Indigenat haben 
muß, um eine Grabrede zu halten! 

Der Mann ſah recht germaniſch aus, lange, ins Graue ſpielende Haare, 
einen Schnurrbart und kleinen Zwickelbart, ſchwarz angezogen, ungeheuer 
groß und ſchwärmeriſchen Ausſehens. Die Deutſchen bleiben Schwärmer 
ſelbſt im Unglauben. Er ſagte nur, ſie hätten kein Dogma, ihr Bekenntnis 
ſei das: Humanität zu verbreiten, ſittliches Leben u. ſ. w. Nachdem er mir 
ſeine Angelegenheiten expliziert hatte, fragte ich ihn nach der politiſchen 
Richtung der Gemeinde. Er ſagte, ein Teil ſei großdeutſch⸗demokratiſch, 
der andre größere Teil nationalliberal, mit den Ultramontanen hätten erſtere 
kein Bündnis. Ihr Zuſammengehen bei den Zollparlamentswahlen ſei 
lediglich ein zufälliges, vorübergehendes. 

Nach ihm kam Oberbaurat Ritgen von Gießen, der mir vom germani⸗ 
ſchen Nationalmuſeum ſprach. Er erzählte, daß er an der Geſchichte des 
Wohnhauſes arbeite, und machte nunmehr intereſſante hiſtoriſche Bemer⸗ 
kungen über die Entwicklung der menſchlichen Wohnungen, deren Urſprung 
in Hochaſien ſei und die ſich alle in gleicher Weiſe entwickelt hätten. 
Urſprünglich Zuſammenleben mit dem Vieh, dann Trennung, und ſpäter 
Trennung der Familienmitglieder durch Abteilungen der Räume. Er will 
es publizieren. 


München, 10. Oktober 1868. 


Nachdem wir mit Württemberg im reinen waren, glaubte ich, daß 
die Konferenz nun zu einem baldigen Abſchluß kommen werde. Leider 
aber erhielt General Beyer von Karlsruhe nicht die Ermächtigung zum 
Unterzeichnen und entſchloß ſich deshalb, geſtern Abend ſelbſt nach Karlsruhe 
zurückzufahren, um dort Inſtruktionen zu erholen für den hier zurück⸗ 
bleibenden Geſandten. 


Das bayriſche Miniſterium (1867 bis 1870) 335 


Die beiden württembergiſchen Bevollmächtigten kamen geſtern um 5 Uhr 
zu mir, und da ſie den ganzen Tag auf eine Sitzung gewartet hatten, ſo 
hatten ſie ſich, um die Zeit zu vertreiben, mit Trinken beſchäftigt. Staats⸗ 
rat Scheurlen ſah ſehr rot aus und roch wie ein altes Weinfaß. Er 
lud mich ein, mit ihm bei Marſchal zu eſſen, einer Reſtauration auf dem 
Dultplatz. Ich nahm dies an und fand dort außer Völderndorff noch 
Baur und einen württembergiſchen Finanzrat Knapp. Es wurde viel 
gegeſſen und noch mehr getrunken, Scheurlen hielt dann eine lange 
Rede auf mich, in welcher er mein „deutſches Herz“ und das „im Auge 
behalten großer Ziele“ hervorhob, worauf ich antwortete, daß, wenn 
man mir ſonſt wohl das Lob verſöhnlichen Charakters gegeben habe, ich 
heute die Wahrheit dieſes Lobes ſelbſt anerkennen dürfe, nachdem es mir 
gelungen ſei, die ſchwäbiſchen Querköpfe zu Freunden zu haben. Ich 
ſchloß dann mit einem Hoch auf den ſchwäbiſchen Volksſtamm und auf 
die hier anweſenden Vertreter desſelben. Um 8 Uhr trennte ſich die 
Geſellſchaft „in gehobener Stimmung“. Ich ging mit Suckow ins Theater, 
wo ich von General Beyer Abſchied nahm. 


11. Oktober 1868. 

Geſtern Mittag erhielt ich die Nachricht, daß die badiſchen Bevoll⸗ 
mächtigten ihre Inſtruktion hätten. Ich beeilte mich ſofort, die Einladung 
zur Konferenz auf 3 Uhr abzuſenden. Um 3 Uhr war alles da. Nur 
der Kriegsminiſter Pranckh fehlte. Wir ſchickten nach ihm, doch war er 
nirgends zu finden. Ich hielt alſo die Sitzung ohne ihn, wir vereinigten 
uns bald, und um 5 Uhr waren wir glücklich fertig. Etwa um 6 Uhr 
ging ich zum Kriegsminiſter, um ihm die Beſchlüſſe mitzuteilen und ihn 
zur Unterzeichnung auf ½8 Uhr einzuladen. Ich fand ihn eben in fein 
Bureau zurückgekehrt, wo er gerade erſt meinen Brief von Mittags erbrochen 
hatte. Von 12 Uhr bis 6 Uhr war er alſo ſpazieren gegangen. Um das 
Maß voll zu machen, fragte er, ob es nötig ſei, daß er um ½8 Uhr 
käme, da er bei ſich zu Hauſe um 8 Uhr eine Spielpartie hätte! Er 
ſah aber doch, daß er durch dieſe Frage eine Dummheit geſagt hatte, und 
verſicherte ſofort, daß er kommen würde. Ich war den ganzen Tag im 
Miniſterium geweſen und hatte nur eine halbe Stunde verwendet, um bei 
Quatreſous!) zu eſſen. Der Kriegsminiſter, den die Sache doch zunächſt 
anging, verwendet alſo ſechs Stunden des Tags zum Spazierengehen und 
den Abend zur Spielpartie, an einem Tag, wo wirklich die Ehre Bayerns 
auf dem Spiele ſtand, denn hätten wir gar nichts zuſtande gebracht, 
ſo wären wir ungeheuer ausgelacht worden! 


) Ein Weinreſtaurant. 
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Abends wurde unterzeichnet, ich hielt eine Abſchiedsrede, man dankte 
mir für die vorzügliche Leitung der Verhandlungen, und alles ging um 
| 9 Uhr auseinander. 
| Der „Vertrag, die Errichtung einer Feſtungskommiſſion betreffend“, 
| vom 10. Oktober 18681) beſtimmt, daß der Sitz der Kommiſſion zwiſchen 
München, Stuttgart und Karlsruhe jährlich wechſeln ſoll und daß Bayern 
„vorläufig zunächſt auf drei Jahre“ den Vorſitz führt. Jeder Staat kann 
mehrere Vertreter ernennen, die aber zuſammen nur ein Votum abgeben. 
Aufgabe der Kommiſſion iſt, die Verwaltung der drei Feſtungen Ulm, 
Raſtatt, Landau, ihre Verteidigungsfähigkeit nach militäriſchen und tech- 
niſchen Rückſichten, ihr ſtrategiſches Verhältnis zu einander ſowie zu den 
übrigen deutſchen Feſtungen und Defenſivanlagen zu überwachen, auch 
den Bau, die Unterhaltung und die Vorſorge für die militäriſche Be⸗ 
nutzung ſtrategiſch wichtiger Eiſenbahnen und Straßen zu erwägen. Sie 
inſpiziert die Feſtungen. Gegenüber den Regierungen iſt die Kommiſſion 
eine „beratende und vorſchlagende Behörde“. Die Regierung, welche ein 
Votum der Kommiſſion nicht berückſichtigt, iſt verpflichtet, den übrigen 
Regierungen ihre Gründe mitzuteilen. Artikel 7 des Vertrags beſtimmt: 
„Die drei Regierungen anerkennen die Notwendigkeit des Zuſammenhangs 
des Defenſivſyſtems von Nord- und Süddeutſchland und verpflichten ſich, 
die Prinzipien für die Wahrung dieſes Zuſammenhangs ſowie für die 
Verwaltung des bisherigen geſamten Bundesfeſtungsmaterials in der dem- 
nächſt einzuberufenden Liquidationskommiſſion dementſprechend zu regeln.“ 
Artikel 8 beſtätigt, daß die mit Preußen geſchloſſenen Allianzverträge durch 
die Bildung der Kommiſſion nicht berührt werden. Im Kriegsfalle wird die 
Tätigkeit der Feſtungskommiſſion ſuspendiert. Gleichzeitig mit dem „Ver⸗ 
trage“ wurden zwei „Protokolle“ gezeichnet. Das eine dieſer Protokolle 
bekundet die Verſtändigung der drei Regierungen über ihre bei den bevor⸗ 
ſtehenden Verhandlungen der Liquidationskommiſſion einzunehmende Haltung. 
Alle drei Regierungen erklären eine Verteilung des vormaligen beweglichen 
Bundeseigentums, ſei es in Natur oder durch Teilung des durch eine 
Verſteigerung erzielten Erlöſes, für unzuläſſig. Bayern würde von ſich 
aus gegen eine Ablöſung des in den einzelnen Feſtungen liegenden Ma⸗ 
terials durch die Territorialſtaaten nichts einzuwenden haben. Da aber 
Baden und Württemberg widerſprechen, ſo wird verabredet, einen ſolchen 
Antrag nicht zu ſtellen und eventuell dagegen zu ſtimmen. Baden erachtet 
als das Erſtrebenswerteſte die Verwaltung des gemeinſchaftlichen Eigentums 
durch eine geſamtdeutſche Kommiſſion unter dem Vorſitz Preußens. Da 
aber Bayern dem widerſpricht, „ſo verpflichten ſich Württemberg und 


) Abgedruckt in Hirths Annalen des Deutſchen Reichs 1872, S. 1579. 
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Baden, vorerſt weder einen ſolchen Antrag zu ſtellen noch für dieſe Mo⸗ 
dalität zu ſtimmen“. Bayern und Württemberg wünſchen die Verwaltung 
des Materials durch die Feſtungskommiſſion. Da aber Baden eine ſo 
weitgehende Kompetenz dieſer Kommiſſion nicht zugeſtehen will, ſo ſoll die 
Verwaltung den Territorialregierungen zuſtehen und durch die Feſtungs⸗ 
kommiſſion nur überwacht werden. Ein „Separatprotokoll“ vom 10. Oktober 
beſtimmt zunächſt, daß ſowohl das ebengenannte Protokoll wie der Ver⸗ 
trag vor dem Zuſammentritt der Liquidationskommiſſion der preußiſchen 
Regierung mitzuteilen ſind. Ferner erklärt Baden, daß „die Feſtungs⸗ 
kommiſſion erſt nach Beendigung der Verhandlungen der Liquidations⸗ 
konferenz und nach Zuſtimmung Preußens zu der Feſtſtellung der Betei⸗ 
ligung des Norddeutſchen Bundes definitiv ins Leben treten könne“ und 
daß ſeine Zuſtimmung zu dem Vertrage als „unter dieſem Vorbehalt 
erteilt zu erachten ſei“. Ferner erklärt die badiſche Regierung zu Artikel 7 
des Vertrags, daß ſie im Geſamtintereſſe Deutſchlands eine Beteiligung des 
Norddeutſchen Bundes an der Wirkſamkeit der Feſtungskommiſſion erſtreben 
müſſe mindeſtens in der Form, daß die Kommiſſion dem an ihrem Sitze 
befindlichen preußiſchen Militärbevollmächtigten von dem Ergebniſſe aller 
ihrer Verhandlungen Mitteilung mache und bei wichtigeren Fragen deſſen 
Anſicht vernehme und daß dem Norddeutſchen Bunde zuſtehe, ſich bei 
den periodiſchen Inſpektionen der Feſtungen durch einen Abgeordneten 
vertreten zu laſſen. 


Aus einem Schreiben an den bayriſchen Geſandten 
Freiherrn von Perglas in Berlin. 
München, 8. November 1868. 

. . . Die Frage des Verhältniſſes von Preußen und Oeſterreich habe 
ich noch viel hin und her überlegt. Ich muß dabei vorausſchicken, daß 
ich mit Ihnen übereinſtimme, daß weder uns noch Europa, d. h. dem 
europäiſchen Frieden, mit einer bloßen Allianz der deutſchen Großmächte 
genutzt wird. Abgeſehen von den Bedingungen, welche eine ſolche Allianz 
mit ſich bringen kann und die uns ſpeziell in bedenklicher Weiſe berühren 
könnten, ſind Allianzen auch leicht lösbar und bieten niemand eine Ga⸗ 
rantie, wenn der Zweck erreicht iſt, zu welchem ſie geſchloſſen wurden. 
Was uns allein retten kann und was auch allein geeignet iſt, den europäi⸗ 
ſchen Frieden dauernd zu ſichern, iſt ein ſtaats rechtlicher Bund, welcher 
Oeſterreich, Preußen (reſp. den Norddeutſchen Bund) und Bayern zuſammen⸗ 
faſſen würde. Ich ſage „Bayern“, indem ich damit die ſüddeutſche Gruppe 
verſtehe, welcher Bayern vorzuſtehen berufen wäre. 

Wir hätten damit die Schaffung einer großen Zentraldefenſivmacht 
in Europa, „ohne deren Willen kein Kanonenſchuß abgefeuert würde“. 

Fürſt Hohenlohe, Denkwürdigkeiten. I 22 
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Es verſteht ſich dabei von ſelbſt, daß Preußen die Aufnahme Geſamt⸗ 
öſterreichs mit Ungarn bewilligen und daß es die Intereſſen Oeſterreichs 
an der unteren Donau zu den ſeinigen machen, ſich alſo zu einer ſehr 
großartigen Politik emporſchwingen müßte. Ich weiß, daß Bismarck 
darauf antworten würde: „Ich kann nicht die ruſſiſche Allianz aufgeben 
gegen Eintauſch eines Bundesgenoſſen, deſſen ich nie ſicher bin.“ 

Allein hier kommt es wieder auf den Unterſchied zwiſchen Allianz 
und ſtaatsrechtlichem Bund an, und die Bedenken Bismarcks würden 
zurücktreten, wenn es gelänge, die deutſchen Verhältniſſe in einer dauernden 
Art definitiv zu regeln. 

Hier liegt ein Problem vor, welches ich heute noch nicht gelöſt habe, 
deſſen Löſung ich aber als eine Notwendigkeit, als etwas nicht zu Um⸗ 
gehendes anſehe. 

Es fragt ſich nur, zieht Preußen den unvermeidlichen Krieg mit Frank⸗ 
reich mit allen ſeinen Gefahren, dem Aufgeben der Inkorporation Süd⸗ 
deutſchlands in den Nordbund vor? Mit andern Worten: Verzichtet 
Preußen darauf, die Mainlinie zu überſchreiten, gegen den Vorteil 
der dauernden Konſtituierung ſeiner gegenwärtigen Macht? Tut Preußen 
dies, ſo iſt die Frage lediglich die der Formulierung eines Verfaſſungs⸗ 
projekts. Will aber Preußen oder kann es auf dem bisherigen Wege nicht 
umkehren, ſo wird es auch auf keinen Schritt eingehen, der jenen Verzicht 
unbedingt vorausſetzt. 

Hier iſt aber weniger Graf Bismarck maßgebend als die öffentliche 
Stimmung und namentlich die Stimmung im Lager der nationalliberalen 
Partei. Ich würde daher bitten, erſt die Aeußerungen dieſer Kreiſe auf— 
merkſam zu verfolgen, ehe Sie ſich mit Bismarck oder andern offiziellen 
Perſönlichkeiten in ein wenn auch noch ſo allgemeines Geſpräch wieder 
einlaſſen. 

Solange das preußiſche Volk und die dasſelbe leitende national⸗ 
liberale Partei alles eher aufs Spiel ſetzen, als auf den Weg der Herr⸗ 
ſchaft „des Adlers vom Fels zum Meer“ verzichten will,!) jo lange wird 
Bismarck ſich auf nichts einlaſſen, ſo lange iſt auf eine Umkehr nicht zu 
rechnen. 


) Emanuel Geibel war in jenen Tagen die Penſion, welche er aus der 
Königlichen Kabinettskaſſe bezog, und die Münchner Ehrenprofeſſur entzogen worden, 
weil er den König Wilhelm bei deſſen Beſuche in Lübeck mit einem Gedichte be— 
grüßt hatte, das mit den Worten ſchloß: 

Und ſei's als letzter Wunſch geſprochen, 
Daß noch dereinſt dein Aug' es ſieht, 
Wie übers Reich ununterbrochen 

Vom Fels zum Meer dein Adler zieht. 
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In der Zwiſchenzeit will ich die Sache theoretiſch ausarbeiten, um 
auf alle Fälle geſichert zu ſein. Konſul Schwab ſchreibt, daß der Krieg 
in Frankreich beſchloſſene Sache ſei und im Januar ausbrechen werde. 
Ich teile dieſe Befürchtung nicht, wohl aber die, daß der Krieg un⸗ 
vermeidlich iſt — wenn auch erſt bei einer den Franzoſen günſtigen 
Gelegenheit —, wenn jene Geſtaltung einer Defenſivmacht im Herzen von 
Europa nicht gelingen ſollte. 


München, Ende November 1868. 

Geſtern war die Taufe der neugeborenen Prinzeſſin.!) Um 12 Uhr 
begab ich mich in die Reſidenz im Frack und weißer Halsbinde; die 
Uniform war verbannt, weil die Taufe ganz en famille ſein ſollte, der 
Prinzeſſin Alexandra wegen. 

Ich fand dort die Königin und die königlichen Prinzen Otto, Ludwig 
und Leopold, die Prinzeß Ludwig, Graf und Gräfin Trani. Beide 
Prinzeſſinnen waren in blauem Atlas mit weißem Pelz verbrämt. Die 
Prinzeß Alexandra in einer lila Jacke und Hut. Die Taufe fand in dem 
Weißen Saal ſtatt, der vor den Gemächern des Prinzen Adalbert iſt, die 
Einrichtung zu einer Kapelle war recht geſchmackvoll arrangiert. 

Die Prinzeſſinnen ſtanden links, die Prinzen rechts, Prinzeß Alexandra 
mit dem Prinzen Adalbert vor dem Altar vor roten Betſchemeln. Die 
kleine Prinzeß Iſabella trug die Kerze. Sie ſah mit ihren roten lockigen 
Haaren gar niedlich aus und war ſehr ſtolz auf ihr Amt. Die beiden 
Söhne des Prinzen trugen ſpaniſche Orden in Miniaturformat, der ältere 
das Goldene Vlies, der jüngere den Orden Karls III. Sie zeigten mir 
ihn nach der Taufe, wo ich mit den Kindern bekannt wurde. Die Prinzeß 
Alexandra beantwortete alle Tauffragen ſehr geläufig. Der Domdechant 
Reindl hielt eine taktvolle Rede. Die Namen der kleinen Prinzeß ſind 
Elvira, Alexandra, Klara, Cäcilie, Eugenie. Der Name Elvira mißfällt 
der Prinzeß Adalbert, die ihn mit Recht zu theatraliſch findet, aber Prinz 
Adalbert findet ihn ſehr hübſch. Er ſagte mir: „Die Mutter iſt eine 
Spanierin, deshalb iſt es ſehr paſſend, daß die eine Tochter Iſabella und 
die andre Elvira heißt.“ 

Nach der Taufe wurde Schokolade ſerviert, und nach einem langen 
Cerele wurden wir um 2 Uhr entlaſſen. 

Um 4 Uhr war das Begräbnis des Staatsrats Hermann.?) Sein 
Tod iſt ein Verluſt. Mir war er eine intereſſante Perſönlichkeit durch 
ſeine anregenden Geſpräche. Dekan Mayer hielt eine recht intereſſante 

1) Prinzeſſin Elvira, Tochter des Prinzen Adalbert und der Prinzeſſin Amalie, 
Infantin von Spanien, geboren am 22. November 1868. 

2) Nationalökonom und Statiſtiker, ſtarb am 23. November 1868. 
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Rede, doch begriff ich nicht, warum er mit ſo beſonderem Nachdruck die 
| Phraſe wiederholte: „Der Herr Zebaoth hat's gewollt, wer will's ihm wehren!“ 
| Daran denkt ja niemand. Mir ſcheint, daß er den Herrn Zebaoth des 
Wohlklanges wegen ſo oft in ſeinen großen Mund nahm. Um 6 Uhr 
war Miniſterrat, der bis nach 11 Uhr dauerte. Außer der Frage der 
katholiſchen Univerſität wurde auch die Reorganiſation der Kammer der 
Reichsräte eingehend diskutiert. Schlör ſprach ſich merkwürdigerweiſe 
gegen die Erweiterung durch gewählte Mitglieder aus. Die andern 
Miniſter ſtimmten für die Wahl, modifizierten aber meinen Vorſchlag 
dahin, daß nur zwei Mitglieder in jedem Kreis von den dreihundert Höchit- 
beſteuerten genommen werden ſollten, dazu die Vertreter der Univerſitäten 
und der Akademie ſowie des Polytechnikums. So wird wohl der Antrag 
in der Kammer durchgehen. Miniſter Hörmann wird nun den Antrag 
an den König ſtellen. Die Reichsräte gehen mit dem Gedanken um, ſelbſt 
einen Entwurf einzubringen, doch wird es beſſer ſein, wenn wir ihnen 
zuvorkommen. 

Um ½ 12 Uhr war ich endlich fertig. Jedenfalls war der geſtrige 
Tag einer der mühſamſten Miniſtertage. 


München, 6. Dezember 1868. 

Geſtern war Graf Uſedom auf ſeiner Rückreiſe nach Florenz bei mir 
und benützte ſeinen Beſuch, mir einen Vortrag über ſeine Tätigkeit in 
Florenz während des Jahres 1866 zu halten. 

Er begann damit, zu erzählen, wie man von Florenz aus ſchon im 
Jahre 1865 Verſuche gemacht habe, die Oeſterreicher zum Verkauf von 
Venedig zu veranlaſſen. Der Abgeſandte, ein gewiſſer Landau, habe in 
Wien viel Anklang gefunden, ſogar Graf Mensdorff habe ſich nicht ab⸗ 
geneigt gezeigt, doch ſei die Sache an dem Widerſpruch des Kaiſers und 
der Militärpartei geſcheitert, welche es nicht mit der militäriſchen Ehre 
Oeſterreichs für vereinbar gehalten hätten, Venedig ohne Kampf aufzugeben. 
Dies benützte nun Uſedom, um die Italiener zum Bündnis mit Preußen 
zu drängen, um anderſeits die preußiſchen Pläne in Deutſchland mit der 
Hilfe Italiens zur Ausführung zu bringen. Govone wurde nach Berlin 
geſchickt. Lamarmora, der der Anſicht war, man könne ja warten, bis 
die reife Frucht den Italienern in den Schoß falle, war dagegen. Uſedom 
aber machte geltend, daß, wenn Preußen ohne Italien Krieg führe, das 
Reſultat zweifelhaft ſei, und wenn Oeſterreich ſiege, Italien nicht auf 
Venedigs Abtretung rechnen könne. Dieſes Räſonnement ſcheint den 
Ausſchlag gegeben zu haben. So kam das Bündnis mit Italien zuſtande. 
Während nun England und Frankreich auf Lokaliſierung des Krieges N 
drangen, drängte Preußen auf den Einmarſch der Italiener in Ungarn. 
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Daher die Inſtruktionen Bismarcks und die darauf verfaßte bekannte Note 
Uſedoms. Das Dementi ſei dann von Bismarck gemacht worden, der ihn, 
Uſedom, nicht leiden könne und die Akten in Varzin nicht gehabt habe, 
aus welchen er ſich hätte überzeugen können, daß Uſedom ſeinen Inſtruktionen 
gemäß gehandelt habe. 

Auf meine Frage, was denn Lamarmora zu der Veröffentlichung 
der Note veranlaßt habe, erwiderte Uſedom, dies ſei ein Coup monté aus 
Frankreich, um Preußen mit Italien zu entzweien und ihn in Florenz 
unmöglich zu machen. Dies ſei aber den Franzoſen nicht gelungen, da 
die bekannte Note den Italienern nur die Aufrichtigkeit Preußens bewieſen 
habe. So hätte er auch von allen Seiten die freundlichſten Zuſchriften 
von Italienern bekommen, und Lamarmoras Coup ſei verfehlt. Er be⸗ 
hauptet, die italieniſche Einheit ſei in ganz Italien populär, niemand 
wolle auf die alten Zuſtände zurück, die Behauptungen in Rom, Italien 
werde nächſtens zerfallen u. ſ. w. ſeien Lügen. Die Franzoſen machten, 
fuhr er fort, ſehr viele Fehler, ſie behandelten die italieniſche Regierung 
als Vaſallen und zeichneten ſich durch Ueberhebung und Unverſchämtheit 
aus, wodurch ſie ſich die Italiener zu Feinden machten. Der Kaiſer ſtütze 
ſich auf die klerikale Partei in Frankreich und werde dadurch zu dieſer 
Politik gegenüber Italien gedrängt. Lamarmora ſei auf franzöſiſcher 
Seite, weil er nichts wolle als die Präponderanz Piemonts, die Herrſchaft 
der piemonteſiſchen Partei in Italien, nicht aber das Aufgehen Piemonts 
in Italien; es ſei die italieniſche Kreuzzeitungspartei. Dem König von 
Preußen ſei die Allianz mit Italien ſowie der Krieg mit Oeſterreich ſehr 
ſchwer gefallen. Seine alten legitimiſtiſchen Ideen hätten ihm den Ent⸗ 
ſchluß erſchwert. Habe er aber einmal einen Entſchluß gefaßt, ſo halte 
er daran feſt. 

In der deutſchen Frage und über das Verhältnis Preußens zu 
Oeſterreich äußerte ſich Uſedom ſehr vorſichtig. Meine Darlegung unſrer 
Bemühungen im Jahre 1867 für einen weiteren Bund Süddeutſchlands 
mit dem Norddeutſchen Bund hörte er ſehr aufmerkſam an und ſchien 
mit mir darin übereinzuſtimmen, daß Preußen einen Fehler gemacht habe, 
uns dieſen Plan durch die Abſchließung der Zollvereinsverträge zu durch⸗ 
kreuzen. Jetzt, meinte er, müßte man abwarten, man könne keinen 
Acker pflügen, ſolange er gefroren ſei. 

Intereſſant war mir ſeine Anſicht über die nordſchleswigſche Frage. 
Er ſagte, wir ſind alle einig, daß man einen Teil im Norden abtreten 
muß, doch auf die militäriſchen Poſitionen Düppel und Alſen nicht 
verzichten darf, aber der König iſt eigenſinnig und macht Schwierig⸗ 
1 keiten. 

Von Bismarck ſagt er, er ſei fanatiſch für den Frieden und werde 
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ſich ſehr vorſichtig benehmen, um Frankreich und Oeſterreich keinen Anlaß 
zum Krieg zu geben. 

Bei Gelegenheit einiger lobender Bemerkungen über Hompeſch hob 
Uſedom hervor, daß im Juni 1866 Bismarck darauf gedrungen habe, daß 
Italien an Bayern den Krieg erkläre. Er (Uſedom) habe es aber ver— 
hindert. 

München, 6. Dezember 1868. 

Da Uſedom Auskunft über die Frage der engliſch-indiſchen Ueberland- 
poſt haben wollte, ſo ging ich heute zu ihm und gab ihm dieſelbe nach 
Lage der Akten. Dabei kamen wir wieder in ein längeres Geſpräch. Er 
zeigte mir einen Brief eines württembergiſchen Nationalliberalen, der 
darauf hinweiſt, daß die dortige nationalliberale Partei Gefahr laufe, 
beim Volk allen Boden zu verlieren, wenn man in Preußen im Innern 
eine reaktionäre Politik befolge. Ich bemerkte darauf, daß beſonders die 
ungeſchickte Rede des Juſtizminiſters Leonhardt!) und die pietiſtiſche 
Richtung Mühlers hier Anſtoß erregten, was er vollkommen zugab. Nur 
meinte er, daß der König ſich ſchwer dazu entſchließen würde, dieſe 
Männer zu entlaſſen. Der Kultusminiſter ſtehe unter dem Einfluß ſeiner 
frommen Frau, weshalb man das Kultusminiſterium „das Miniſterium 
Adelheid“ nenne. Dieſe Frau ſei ſehr rührig und miſche ſich in alles. 
Dann kamen wir auf die ultramontane Partei zu ſprechen, wobei wir 
darin vollkommen übereinſtimmten, daß deren Intrigen eine große Gefahr 
für die ganze Entwicklung des menſchlichen Geſchlechtes ſeien und daß die 
meiſten Menſchen dieſe Gefahr zu leicht nehmen. Von Guſtav und den 
gegen ihn gerichteten Intrigen ſprach er mit vieler Sachkenntnis. 

Schon geſtern hatte Uſedom bemerkt, daß in Berlin eine große 
Konfuſion in der Organiſierung der Kompetenz der preußiſchen gegen- 
über den Behörden des Norddeutſchen Bundes herrſche. Heute kam er 
darauf zurück. Der Norddeutſche Bund ſei eigentlich „ridikül“. Man 
könne keinem Preußen zumuten, im Norddeutſchen Bund aufzugehen, in 
Deutſchland ja, das ſei etwas andres. Als ich ihm ſagte, da liege wohl 
der alte Gedanke an den Kaiſer von Deutſchland noch vor, ſagte er, ja, 
das ſei beſſer und man könne damit den König von Preußen erhöhen, 
ohne daß die andern Souveräne tiefer geſtellt zu werden brauchten. 
Eine etwas ſchwer zu beweiſende Behauptung! Bei Gelegenheit, als wir 


) Der Juſtizminiſter Leonhardt hatte am 30. November bei Vorlage des 
Entwurfs der neuen preußiſchen Hypothekengeſetzentwürfe die Hoffnung ausgeſprochen, 
daß dieſes neue Recht in kurzem für ganz Deutſchland Geltung gewinnen werde. 
Wenn das Geſetz ſich bewähre, werde es für den Norddeutſchen Bund angenommen 
werden, und zwiſchen dieſem Momente und der Einführung in Süddeutſchland 
werde ein nur nach Monaten zu berechnender Zeitraum liegen. 
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von Bismarck ſprachen, erzählte mir Uſedom als ein Beiſpiel wie man 
ſeine Anſichten ändern könnte, daß es Bismarck war, der Manteuffel nach 
Olmütz trieb. Bismarck hielt damals die öſterreichiſche Allianz für das 
einzige Heilmittel und blieb dieſer Anſicht, bis er ſich als Bundestags⸗ 
geſandter davon überzeugte, daß dies nicht möglich ſei. 


München, 21. Dezember 1868. 

Heute war Fröbel bei mir, der eben von Berlin und Wien zurückkam. 
Er erzählte mir, daß er in Wien die Stimmung vollſtändig verändert 
gefunden habe. Während man voriges Jahr noch an den Zerfall Dejter- 
reichs geglaubt habe, ſei jetzt das Selbſtvertrauen wieder groß, und man 
gehe ſchon wieder ſoweit, ganz beſtimmt zu verlangen, Süddeutſchland 
müſſe ſich an Oeſterreich anſchließen, damit Oeſterreich nicht ganz magyari- 
ſiert werde. Auf die kleinen deutſchen Dynaſtien brauche man, meint man 
dort, keine Rückſicht zu nehmen, da dieſe ſich feindlich oder unbrauchbar 
erwieſen hätten. Dies iſt die Stimmung in den deutſchparlamentariſchen 
Kreiſen. Die Miniſter äußern ſich vorſichtiger. Mit Beuſt hatte Fröbel 
ein längeres Geſpräch, in welchem dieſer ihm wegen der Haltung der 
„Süddeutſchen Preſſe“ Vorwürfe machte, ſpäter ſich aber beruhigte. Beuſt 
behauptet, ſich nicht in die deutſchen Angelegenheiten miſchen zu wollen. 
Allein aus ſeinen Geſprächen ging doch hervor, daß er es nicht ehrlich 
meint. Im allgemeinen bezeichnet Fröbel die Stimmung in Wien ſo, daß 
dort eine friedliche Löſung der deutſchen Frage nicht für möglich ge— 
halten wird. 

Mit Bismarck hat Fröbel eine einſtündige Unterredung gehabt. 
Bismarck ſagte, er werde Süddeutſchland gegenüber ſich paſſiv verhalten. 
Die Entwicklung Deutſchlands könne noch dreißig Jahre dauern, und das 
ſchade nicht. Es ſei eine große Entwicklung, die Zeit brauche. Vom 
Zollparlament verſpricht ſich Bismarck die weitere Ausbildung der deutſchen 
Verhältniſſe. Er beſprach auch das Jahr 1866 und meinte, daß wenn 
er auch damals ganz Süddeutſchland und Deutſch-Oeſterreich mit Preußen 
hätte vereinigen können, er es nicht getan haben würde, weil damit zu 
viele heterogene Elemente zuſammengeworfen worden wären und daraus 
keine dauernde Geſtaltung geſchaffen worden wäre. Gegen den ſüddeutſchen 
Bund hatte er nichts zu erinnern, doch gab er zu, daß damit die erneute 
Teilnahme Oeſterreichs an den deutſchen Verhältniſſen ermöglicht werde, 
woraus Schwierigkeiten entſtehen könnten. Von einem Bedrohen der 
ſüddeutſchen Selbſtändigkeit ſeitens Norddeutſchlands hatte Fröbel in Berlin 
nichts gemerkt. Unſre Selbſtändigkeit werde von Oeſterreich aus bedroht. 
Ein Brief eines Mannes aus Wien, der keine politiſche Stellung habe, 
aber mit Beuſt in Verbindung ſtehe, und den Fröbel hier erhalten hat, 
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beweiſt, daß man in Wien an eine Verſtändigung mit Preußen auf unſre 
Koſten denkt. 
München, 31. Dezember 1868. 

Der öſterreichiſche Geſandte Graf Ingelheim!) führte heute bei dem 
diplomatiſchen Donnerstagsbeſuch das Geſpräch auf die Rede des Miniſters 
von Barnbüler?) und bemerkte, daß damit jede Hoffnung auf den Süd⸗ 
bund abgeſchnitten ſei. Ich erwiderte, daß ich dies ohne jedes Erſtaunen 
geleſen habe, weil mir die Anſichten Varnbülers bekannt ſeien und ich 
ebenſo die Tendenzen des württembergiſchen Volks kenne, welche dahin 
gingen, vor allem ſeine Autonomie zu erhalten. Ohne Aufgabe eines 
Teils dieſer Selbſtändigkeit aber ſei auch der Südbund nicht denkbar, 
weshalb derſelbe in Württemberg wenig Ausſicht habe, es ſei denn, man 
gehe auf den Plan ein, eine ſüddeutſche Föderation von Republiken zu 
bilden, was jedenfalls weder im Intereſſe noch im Plane der ſüddeutſchen 
Regierungen liege.?) Ingelheim riet nun zu einer Verabredung der füd- 
deutſchen Staaten dahin gehend, ſich gegenſeitig zu verpflichten, keinen 
Schritt weiter zur Annäherung an Preußen zu machen. Nur dadurch 
könne die Gefahr einer Abſorbierung durch Preußen abgewendet werden. 
Ich wandte dagegen ein, daß eine ſolche Verabredung nur einen negativen 
Zweck habe und wohlüberlegt ſein wolle. Der Prager Frieden ſtipuliere 
die nationale Verbindung der ſüddeutſchen Staaten mit dem Nordbunde 


) Nachfolger des am 14. November von dem Könige in Abſchiedsaudienz emp⸗ 
fangenen Grafen Trauttmansdorff. Am 12. Dezember hatte Fürſt Hohenlohe ſein 
Beglaubigungsſchreiben entgegengenommen. 

) Bei der Adreßdebatte der Zweiten Kammer am 18. und 19. Dezember hatte 
Varnbüler geſagt: die Vereinigung der ſüddeutſchen Staaten, die man von der 
Regierung verlangt, iſt nichts andres als der Südbund ... Alſo nicht bloß eine 
Verſtändigung mit den Nachbarſtaaten, ſondern ein ſtaatliches Gebilde. Ich frage 
nun: iſt ein ſolches möglich? ... Sie werden mir zugeben, daß eine jtaatliche 
Organiſation etwas zu tun, eine Kompetenz haben muß. Wie wollen Sie nun dieſe 
für Ihre Zentralgewalt, für Ihr Parlament beſtimmen? Doch nicht geringer als 
die Kompetenz des norddeutſchen Bundesrats? Dann müßten die ſüddeutſchen 
Staaten an das Bundesorgan abtreten alle diejenigen Gegenſtände, welche in den 
15 Ziffern des Artikels IV der norddeutſchen Bundesverfaſſung aufgeführt ſind. 
Dabei haben Sie zu bedenken, daß Württemberg und Baden in den Bundesorganen 
gegenüber von Bayern ſtets in der Minorität wären ... Das ganze württem⸗ 
bergiſche Volk würde gegen ein ſolches Experiment ſich erheben ... Wenn Sie alle 
die Gegenſtände ins Auge faſſen, welche dem Bunde zufielen, ſo würde gewiß bald 
der Gedanke Platz greifen, wenn wir einmal ſolche Dinge haben ſollen, ſo wollen 
wir ſie lieber mit ganz Deutſchland als mit Bayern gemeinſchaftlich haben. 

) Die württembergiſche Volkspartei hatte den Südbund in ihr Programm 
aufgenommen. Ihr Vertreter Karl Mayer ſagte in der Adreßdebatte vom 18. und 
19. Dezember: „Ich glaube, wenn wir den Südbund gründen, machen wir keinen 
Hemmſchuh für die republikaniſche Entwicklung Europas.“ 


——— 
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(was Ingelheim zuerſt beſtreiten wollte, was ich ihm aber durch Vorleſen 
des Artikels IV des Prager Friedens beweiſen konnte). Ich zeigte ihm 
dann, daß Oeſterreich ſelbſt die Notwendigkeit einer neuen Geſtaltung 
Deutſchlands in Artikel IV anerkannt habe, daß alſo dieſe Geſtaltung 
ſtattfinden müſſe und daß man ſich auf eine negative Haltung nicht be⸗ 
ſchränken dürfe, ohne dem Prager Frieden zuwiderzuhandeln. Die Ver⸗ 
bindung der ſüddeutſchen Staaten in Form eines Staatenvereins und 
deſſen Verbindung mit Norddeutſchland ſei nicht unmöglich, und deshalb 
dürfe man keinen Vertrag abſchließen, der möglicherweiſe ein ſolches Ziel 
ausſchließe. Uebrigens wollte ich mir ſeinen Rat überlegen. 


Der bayriſche Geſandte in Karlsruhe Freiherr von Riederer hatte am 
15. Januar berichtet, daß Großherzog Friedrich von Baden ihm bei 
mehreren Gelegenheiten den Wunſch ausgedrückt habe, mit König Ludwig 
in einen perſönlichen Gedankenaustauſch über die politiſche Lage Deutſch⸗ 
lands zu treten. Hierauf bezieht ſich der folgende Bericht des Fürſten 
vom 22. Januar 1869: 


Eure Königliche Majeſtät haben dem treugehorſamſt Unterzeichneten 
durch Schreiben Allerhöchſtihres Kabinettsſekretärs den Auftrag erteilen 
zu laſſen geruht, ſich über den in der Depeſche des Königlichen Geſandten 
in Karlsruhe angedeuteten Wunſch des Großherzogs von Baden, mit Eurer 
Königlichen Majeſtät zuſammenzutreffen, gutachtlich zu äußern. 

Der treugehorſamſt Unterzeichnete muß dieſe Begegnung um ſo mehr 
als im Intereſſe Eurer Königlichen Majeſtät liegend bezeichnen, als die 
Begründung perſönlicher freundſchaftlicher Beziehungen zwiſchen Eurer 
Königlichen Majeſtät und dem Großherzog von Baden weſentlich dazu 
beitragen wird, die Bemühungen des treugehorſamſt Unterzeichneten zu 
unterſtützen, Baden von einer einſeitigen Politik abzuhalten und dahin zu 
führen, eine mit der Politik der übrigen ſüddeutſchen Staaten mehr 
harmonierende Stellung einzunehmen. Der Umſchwung, welcher ſich in 
dieſer Beziehung in der Stimmung des badiſchen Volks vorbereitet, ſcheint 
dieſe Aenderung der badiſchen Politik fördern zu wollen, und ein Zu: 
ſammentreffen mit Eurer Königlichen Majeſtät wird dem Großherzog von 
Baden Vertrauen und Mut geben, ſich mehr demjenigen Teile ſeiner 
Untertanen zu nähern, welcher das Aufgeben der badiſchen Selbſtändigkeit 
als ein Unglück für das Land betrachtet. Eure Königliche Majeſtät wiſſen, 
daß die Tätigkeit des Miniſters in gewiſſen Situationen nicht ausreicht. 
Das perſönliche Hervortreten Eurer Königlichen Majeſtät und Allerhöchſt⸗ 
deren Zuſammentreffen mit den übrigen deutſchen Monarchen kann zur= 
zeit noch auf die Geſtaltung der Dinge in Deutſchland bedeutenden 
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Einfluß ausüben und die Stellung Bayerns zu der machen, auf welche 
das Königreich durch ſeine Geſchichte und die ihm innewohnende Kraft 
Anſpruch machen darf. Möchten Eure Königliche Majeſtät dieſen Zeit⸗ 
punkt nicht unbenutzt vorübergehen laſſen! 

Der treugehorſamſt Unterzeichnete würde eine Begegnung Eurer 
Königlichen Majeſtät mit dem Großherzog von Baden als ein folgenreiches 
Ereignis betrachten und könnte dasſelbe nur mit Freuden begrüßen. 
Nachdem der Großherzog Eurer Königlichen Majeſtät bereits beim Regierungs⸗ 
antritt einen Beſuch gemacht hat, dürfte einem Beſuche Eurer Königlichen 
Majeſtät in Karlsruhe vom Standpunkte der Etikette ein Hindernis nicht 
im Wege ſtehen, ja derſelbe aus dieſem Grunde einer Begegnung am 
dritten Orte vorzuziehen ſein. 


Aus einem Schreiben an Profeſſor Aegidi in Bonn.!) 
München, 28. Februar 1869. 

. . . Ich will den müßigen Streit nicht berühren, ob der Prager 
Frieden und die Nikolsburger Präliminarien den Verein ſüddeutſcher 
Staaten als den einzigen Weg offen laſſen, mit dem Norden in nähere 
Verbindung zu kommen oder nicht. Ich faſſe die Sache nur vom praktiſchen 
Geſichtspunkte ins Auge. 

Wer die ſüddeutſchen Zuſtände aufmerkſam beobachtet, wird leicht er⸗ 
kennen, daß die Gefahr für Deutſchland in der mehr und mehr um ſich 
greifenden Entfremdung zwiſchen Süddeutſchland und Norddeutſchland liegt. 
Je ſtrammer das Band gezogen wird, welches die Staaten des Nord— 
deutſchen Bundes umſchließt, um fo ſchwerer wird es dem Süddeutſchen, 
ſich mit dem Gedanken einer Vereinigung mit dem Norden zu befreunden. 
Die nationale Abneigung der ſüddeutſchen Stämme gegen die Norddeutſchen 
iſt eine nicht zu leugnende Tatſache. Dieſe Abneigung, verbunden mit der 
Furcht vor dem Aufgehen in dem preußiſch⸗deutſchen Einheitsſtaate, hat ſeit 
dem Jahre 1866 auffallend zugenommen, und alle Feinde Preußens und 
Deutſchlands benutzen dieſe Stimmung, um die Kluft von Tag zu Tag zu 
erweitern. So werden die ſüddeutſchen Staaten unmerklich zu einer feind- 
lichen Stellung gegenüber dem Norden geführt, und bricht irgendeine von 
den Gegnern Preußens gewünſchte und geförderte Kataſtrophe aus, ſo 
tritt die Gefahr nahe, daß Süddeutſchland von Norddeutſchland dauernd 
abgetrennt werde. Um dieſe Gefahr abzuwenden, iſt es nötig, ſo bald als 


1) Aegidi, mit welchem der Fürſt im Zollparlament zuſammengetroffen war, 
hatte ihm am 7. Februar einen Entwurf eines ſüddeutſchen Staatenvereins ge⸗ 
ſandt, deſſen Inhalt ſich im weſentlichen auf den der Schutz- und Trutzbündniſſe 
beſchränkte und nur durch die Bildung des „Vereins“ als ſolche eine Förde⸗ 
rung der ſüddeutſchen Verfaſſungsfrage herbeiführen wollte. 


— 


es 
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möglich aus allen Proviſorien herauszukommen und die Neugeſtaltung 
Deutſchlands ernſtlich zu Ende zu führen. 

Dieſe Neugeſtaltung kann aber, wie die Dinge heute liegen, nicht 
durch einfachen Eintritt der ſüddeutſchen Staaten in den Norddeutſchen 
Bund bewerkſtelligt werden. Wer ſich dieſes Ziel ſetzt, wird das Proviſo⸗ 
rium und damit den gegenwärtigen prekären Zuſtand ins Unbeſtimmte 
verlängern. Wird aber zugegeben, daß das Proviſorium gefahrbringend 
iſt, ſo wird anerkannt, daß wir ſobald als möglich zu einer Form 
gelangen müſſen, die den Süddeutſchen die Erhaltung ihrer Autonomie, 
ihrer Eigentümlichkeit, ihres, ich möchte ſagen, gemütlichen Staatslebens 
garantiert und gleichzeitig die Verbindung mit dem Norden ermöglicht. 

Haben die Süddeutſchen dieſe Garantie, ſo werden ſie ſich nach und 
nach in das große deutſche Gemeinweſen einleben, wenn nicht, nicht! 

Ein ſüddeutſcher Staatenverein, der mehr wäre als eine bloße völker⸗ 
rechtliche Allianz, ein Verein, an deſſen Spitze ein gemeinſames Bundes⸗ 
organ (wenn auch ohne Parlament) ſtände, gemeinſame Regelung der 
Militärangelegenheiten und der auswärtigen Politik, gemeinſame Leitung 
der Verkehrsangelegenheiten u. ſ. w. — dies würde etwa die Form fein, 
welche den ſüddeutſchen Staaten jene obenerwähnte Garantie bieten könnte, 
und hiermit wäre denn auch den Süddeutſchen der feſte Boden geſchaffen, 
von welchem aus ſie den norddeutſchen Brüdern ehrlich und ohne Rück⸗ 
halt die Hand reichen könnten. Niemand gibt gern die Hand über einen 
Graben hinüber, wenn er nicht vorher auf dem diesſeitigen Ufer feſten 


Fuß gefaßt hat. 


Fürſt Hohenlohe hatte ſchon im November 1868 den Verſuch ge⸗ 
macht, die badiſche Regierung zur Aufgabe ihres Vorbehalts, daß die 
ſüddeutſche Feſtungskommiſſion erſt nach Beendigung der Liquidations⸗ 
verhandlungen ins Leben treten ſollte, zu beſtimmen. Er wünſchte die 
Feſtungskommiſſion ſofort in Wirkſamkeit zu ſetzen und durch diplomatiſche 
Verhandlungen mit Preußen die Frage des Feſtungsmobiliars zu erledigen, 
ſo daß ein neuer Zuſammentritt der Liquidationskommiſſion überflüſſig ge⸗ 
worden wäre. Baden ging darauf nicht ein. Trotz deſſen ſetzte die 
bayriſche Regierung die Bemühung fort, vor dem Zuſammentritt der 
Liquidationskommiſſion, wenigſtens eine Garantie dafür zu erhalten, daß 
nicht in dieſer von den preußiſchen Vertretern eine gemeinſame Verwaltung 
des Feſtungsmaterials gefordert werden würde. 

Einen Einblick in dieſe Verhandlungen gewährt der nachfolgende 
Entwurf eines Schreibens an den bayriſchen Geſandten in Berlin, welcher 
nach einem Vermerk auf dem Manuſkript „in veränderter Form“ abge⸗ 
gangen iſt. Er ſtammt aus dem Ende Februar 1869. 
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Auf die Anfrage, welche ich unter dem 15. v. M. durch E. H. 
an den Grafen Bismarck über die Maßregeln ſtellen ließ, welche Preußen 
bezüglich der Behandlung des früheren beweglichen Bundeseigentums etwa 
als geeignet erachten würde, und von welchen Anſichten die Königlich 
preußiſche Regierung in dieſer Beziehung bei der Inſtruierung ihrer Be- 
vollmächtigten zu der in Ausſicht genommenen Liquidationskommiſſion aus⸗ 
gehen würde, hat mir Graf Bismarck durch den Freiherrn von Werthern 
am 28. v. M. eine Mitteilung zugehen laſſen. Dieſe gibt die Bereit⸗ 
willigkeit der Königlich preußiſchen Regierung zu erkennen, auf den 
Wunſch der ſüddeutſchen Regierungen einzugehen, das gemeinſame Eigen— 
tum an jenem Feſtungsmateriale fortbeſtehen zu laſſen, welches ſich aus der 
Zeit des ehemaligen Deutſchen Bundes her in Ulm, Raſtatt und Landau 
noch befindet, zeigt aber gleichzeitig, daß die Königlich preußiſche Regierung, 
ſolange die Gemeinſchaft fortbeſteht, auf eine gemeinſchaſtliche Beauf— 
ſichtigung des Materials nicht verzichten zu können glaubt. Wenn ich ſo⸗ 
mit in dieſer Aeußerung eine Begründung der Hoffnung erblicke, daß die 
insbeſondere von den Regierungen von Württemberg und Baden nicht 
gewünſchte Ablöſung des vormaligen Bundeseigentums vermieden werden 
könne, ſo kann ich auch ein zu weitgehendes und für uns unannehmbares 
Verlangen darin nicht erblicken, daß die Wahrung der Eigentumsrechte 
Norddeutſchlands auf dem Wege gegenſeitiger Beaufſichtigung zur Aus⸗ 
führung gebracht werde. Die protokollariſche Vereinbarung vom 10. Oktober 
v. J., welche wir ſofort zur Kenntnis der Königlich preußiſchen Regie— 
rung gebracht haben,!) ſpricht denn auch keineswegs davon, Norddeutſch— 
land vollſtändig von jeder Mitwirkung auszuſchließen, im Gegenteil 
iſt hier bereits eine Mitwirkung desſelben, ſolange das gemeinſame Eigen⸗ 
tum fortdauert, beſtimmt in Ausſicht genommen. Nur über das Maß 
dieſer Beteiligung war uns bisher die Anſicht der Königlich preußiſchen 
Regierung nicht bekannt, und der Umſtand, daß von verſchiedenen Seiten 
die Errichtung einer Feſtungskommiſſion als beabſichtigt bezeichnet wurde, 
welcher nicht nur die Auſſicht, ſondern auch die Verwaltung des in den 
ſüddeutſchen Feſtungen befindlichen Materials übertragen werden ſollte, 
mußte der Königlichen Regierung im Hinblick auf die protokollariſche Ver⸗ 
einbarung der ſüddeutſchen Staaten vom 10. Oktober v. J., in welcher 
eine ſolche Feſtungskommiſſion ausdrücklich ausgeſchloſſen wird, die Pflicht 
auferlegen, ſchon jetzt zu erklären, daß ſie auf einen derartigen Vorſchlag 
einzugehen nicht in der Lage wäre. 

Wenn die Königliche Regierung dieſe Erklärung heute wiederholen zu 


) Durch Mitteilung des Fürſten Hohenlohe an den preußiſchen Geſandten 
vom 14. Oktober 1868. 


— 


Das bayriſche Miniſterium (1867 bis 1870) 349 
müſſen glaubt, ſo beſtimmt ſie hierzu der Bericht des Königlichen Majors 
Freiherrn von Freyberg über eine mit dem Grafen von Bismarck gepflogene 
Unterredung, aus welcher hervorgeht, daß Seine Exzellenz eine Kommiſſion, 
gemiſcht aus Vertretern aller beteiligten Staaten des Südens und aus 
ſolchen des Nordbundes, mit der Sorge der Inſtandſetzung und zeit⸗ 
gemäßen Verbeſſerung der fortifikatoriſchen und artilleriſtiſchen Mittel 
u. ſ. w. als wünſchenswert bezeichnet hat. Wenn ich hierin auch keinen 
offiziellen Vorſchlag der preußiſchen Regierung, ſondern lediglich die im 
Laufe eines Geſprächs über militäriſche Dinge hervorgetretene Aeußerung über 
das im militäriſchen Intereſſe Wünſchenswerte erblicken zu können glaube, 
ſo zeigt doch dieſe Aeußerung Seiner Exzellenz, zu welchen Vorſchlägen 
die Beratung über die Behandlung des früheren Bundeseigentums führen 
kann, und beſtätigt die Notwendigkeit des in meiner Depeſche vom 15. v. M. 
niedergelegten Wunſches, vor dem Zuſammentritt der Liquidations⸗ 
kommiſſion die Anſchauungen der Königlich preußiſchen Regierung kennen 
zu lernen, um ſchon jetzt in der Lage zu ſein, Vorſchläge als unannehm⸗ 
bar zu bezeichnen, welche eine gedeihliche Löſung der Aufgabe der Liqui⸗ 
dationskommiſſion zu hindern geeignet wären. 

Ich bemerke hierbei, daß, wenn meine Depeſche vom 15. v. M. davon 
ſpricht, daß Forderungen vermieden werden, welche dazu führen könnten, 
das Band zu lockern, welches zwiſchen den ſüddeutſchen Staaten und dem 
Norddeutſchen Bunde noch beſteht, ich dabei nur an jenes Band denken 
konnte, welches eben in der Gemeinſamkeit des Eigentums an dem früheren 
Bundesfeſtungsmaterial liegt. An das Schutz⸗ und Trutzbündnis, welches 
zwiſchen Bayern und Preußen beſteht und auf welches Graf Bismarck 
meine Aeußerung bezogen zu haben ſcheint, konnte ich ſchon aus dem 
Grunde nicht denken, weil nach Anſicht der Königlich bayriſchen Regierung 
der Allianzvertrag lediglich ein Akt der äußeren Politik geweſen iſt. Auch 
mußte mir der Gedanke, daß die Regelung des gemeinſamen Feſtungs⸗ 
materials irgendeinen Einfluß auf den Allianzvertrag äußern könnte, 
um ſo ferner liegen, als in dem gleichfalls der Königlich preußiſchen 
Regierung mitgeteilten Vertrage vom 10. Oktober v. J. ausdrücklich er⸗ 
klärt iſt, die Beſtimmungen der Allianzverträge ſollten durch die Verein⸗ 
barung über die Feſtungskommiſſion in keiner Weiſe berührt werden. 

Ich bin weit davon entfernt, auch nur die Möglichkeit zuzugeben, 
daß durch irgendeinen Anlaß der inneren Politik die Vereinbarung be⸗ 
rührt oder gelockert werden könnte, welche zur gegenſeitigen Garantierung 
der Integrität ihres Gebiets zwiſchen Bayern und Preußen beſtehen. 
Mag die Angelegenheit des früheren Bundeseigentums zu allſeitiger 
Zufriedenheit gelöſt werden oder nicht, mag ein gemeinſames Eigentum 
zwiſchen Norddeutſchland und Süddeutſchland forterhalten bleiben oder 
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Bayern ſich zur Ablöſung ſeines Anteils veranlaßt ſehen, die Königlich 
bayriſche Regierung wird an dem Schutz- und Trutzbündnis loyal feſt⸗ 
halten. Die durch jene Bündniſſe geſchaffene nationale Gemeinſamkeit in 
der Verteidigung deutſchen Bodens ſteht nach unſrer Ueberzeugung ſo 
über allen Zweifel erhaben, daß verſchiedene Anſichten über jene Detail⸗ 
fragen in keiner Weiſe dieſes feſte Band erſchüttern können. 

Ich freue mich, aus der Mitteilung des Freiherrn von Werthern zu 
entnehmen, daß Graf Bismarck in dieſer Hinſicht mit mir die gleiche An⸗ 
ſchauung teilt. Was nun die Grundſätze betrifft, von welchen bei der 
Regelung des gemeinſamen Feſtungsmaterials ausgegangen werden dürfte, 
ſo eröffnet die Mitteilung des Freiherrn von Werthern die Ausſicht, daß 
ſich die Königlich preußiſche Regierung darin mit der Königlich bayriſchen 
Regierung werde einverſtanden erklären können, daß die Verwaltung 
jenes Materials keine mit dem Norddeutſchen Bunde gemeinſame ſein ſolle. 

Der Anſicht der Königlichen Regierung würde es mehr entſprechen, 
wenn die Verwaltung des in Süddeutſchland gelegenen Materials nicht 
den ſüddeutſchen Territorialregierungen, wie dies im Protokoll vom 
10. Oktober v. J. vereinbart wurde, ſondern der Feſtungskommiſſion ſelbſt 
übertragen würde. Nur um dem Wunſche Badens nachzukommen, hat 
ſich die Königliche Regierung jener Faſſung des Protokolls angeſchloſſen. 
Wie indeſſen dieſe Regelung auch ſtattfinden mag, darin waren die jüd- 
deutſchen Regierungen einig, daß dem Norddeutſchen Bunde als Miteigen- 
tümer eine Beteiligung an der Oberaufficht des gemeinſchaftlichen Materials 
zugeſtanden werden müſſe. Es dürfte nicht ſchwer ſein, eine Form zu 
finden, in welcher dieſe gegenſeitige Inſpizierung des Materials, welches 
in den früheren Bundesfeſtungen lagert, ſtattfinden könnte. Ich gebe mich 
alſo der Hoffnung hin, daß die etwa beſtehenden Differenzen in der An⸗ 
ſchauung der beiden Regierungen bald gelöſt werden können, und füge 
noch bei, daß es wohl am zweckmäßigſten ſein würde, die ſüddeutſche Feſtungs⸗ 
kommiſſion ſofort ins Leben treten zu laſſen, nachdem durch eine zwiſchen 
den ſüddeutſchen Staaten und dem Norddeutſchen Bunde getroffene Ver⸗ 
ſtändigung die in Artikel VII des Vertrags vom 10. Oktober v. J. vor⸗ 
behaltene Beteiligung des Norddeutſchen Bundes an der Oberaufſicht über 
die Verwaltung des Feſtungsmaterials geregelt ſein wird. 

Indem ich E. H. bitte, dieſe Depeſche zur Kenntnis des Herrn 
Grafen von Bismarck zu bringen u. ſ. w. 


Dieſe Verhandlungen mit Preußen führten zu keinem Ergebnis. Im 
März 1869 erklärte der preußiſche Geſandte, daß Graf Bismarck jeden- 
falls der ſchleunigen Einberufung der Liquidationskommiſſion entgegenſehe. 
Am 9. März konferierte Fürſt Hohenlohe auf Befehl des Königs mit 
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Varnbüler in Nördlingen, und das Ergebnis dieſer Beſprechung war, daß 
am 10. März die Liquidationskommiſſion auf den 4. April zuſammenberufen 
wurde. 


Der Nachlaß des Fürſten bietet leider nur wenige Zeugniſſe von dem 
lebhaften Verkehr mit Ignaz von Döllinger, welcher in der Periode vor 
dem Zuſammentritt des Vatikaniſchen Konzils eine ſo bedeutſame Ein⸗ 
wirkung auf die Kirchenpolitik des Fürſten geübt hat. Dieſer Verkehr 
war naturgemäß in der Hauptſache ein perſönlicher, und nur zur Ergänzung 
mündlichen Austauſches wurden gelegentlich kurze Briefe geſchrieben. 

Am 23. März 1869 überſendet Döllinger dem Fürſten den Entwurf 
zu dem nachfolgenden Rundſchreiben vom 9. April. 

Das Rundſchreiben iſt bis auf die Schlußſätze, beginnend mit den 
Worten: „Ich habe bisher gewartet“, von Döllinger verfaßt. Eine fran⸗ 
zöſiſche Ueberſetzung des Rundſchreibens hat der Fürſt eigenhändig geſchrieben. 


Rundſchreiben an die bayriſchen Geſandtſchaften 
vom 9. April 1869. 


Es läßt ſich gegenwärtig mit Beſtimmtheit annehmen, daß das von 
Seiner Heiligkeit dem Papſte Pius IX.“) ausgeſchriebene Allgemeine Kon⸗ 
zilium, wenn nicht unvorhergeſehene Ereigniſſe dazwiſchentreten, wirklich 
im Dezember ſtattfinden wird. Ohne Zweifel wird dasſelbe von einer 
ſehr großen Zahl von Biſchöfen aus allen Weltteilen beſucht und zahl⸗ 
reicher werden als irgendein früheres und wird alſo auch in der öffent⸗ 
lichen Meinung der katholiſchen Welt die hohe Bedeutung und das Anſehen, 
welches einem ökumeniſchen Konzilium zukommt, entſchieden für ſich und 
ſeine Beſchlüſſe in Anſpruch nehmen. 

Daß das Konzilium ſich mit reinen Glaubensfragen, mit Gegenſtänden 
der reinen Theologie beſchäftigen werde, iſt nicht zu vermuten, denn der⸗ 
artige Fragen, welche eine konziliariſche Erledigung erheiſchten, liegen 
gegenwärtig nicht vor. Die einzige dogmatiſche Materie, welche man, 
wie ich aus ſicherer Quelle erfahre, in Rom durch das Konzilium ent⸗ 
ſchieden ſehen möchte und für welche gegenwärtig die Jeſuiten in Italien 
wie in Deutſchland und anderwärts agitieren, iſt die Frage von der Un⸗ 
fehlbarkeit des Papſtes. Dieſe aber reicht weit über das rein religiöſe 
Gebiet hinaus und iſt hochpolitifcher Natur, da hiermit auch die Gewalt 
der Päpſte über alle Fürſten und Völker, auch die getrennten, in welt⸗ 
lichen Dingen entſchieden und zum Glaubensſatz erhoben wäre. 


) Durch Bulle vom 29. Juni 1868. 
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Iſt nun ſchon dieſe höchſt wichtige und folgenreiche Frage ganz ge⸗ 
eignet, die Aufmerkſamkeit aller Regierungen, welche katholiſche Untertanen 
haben, auf das Konzil zu lenken, ſo muß ihr Intereſſe, richtiger ihre Be⸗ 
ſorgnis, ſich noch ſteigern, wenn ſie die bereits im Gange befindlichen 
Vorarbeiten und die Gliederung der für dieſe in Rom gebildeten Aus⸗ 
ſchüſſe ins Auge faſſen. Unter dieſen Ausſchüſſen iſt nämlich einer, welcher 
ſich bloß mit den ſtaatskirchlichen Materien zu befaſſen hat. Es iſt alſo 
ohne Zweifel die beſtimmte Abſicht des römiſchen Hofes, durch das Kon⸗ 
zilium wenigſtens einige Beſchlüſſe über kirchlich⸗politiſche Materien oder 
Fragen gemiſchter Natur feſtſtellen zu laſſen. Hierzu kommt, daß die von 
den römischen Jeſuiten herausgegebene Zeitſchrift, die „Civilta cattolica“, 
welcher Papſt Pius in einem eignen Breve die Bedeutung eines offi⸗ 
ziöſen Organs der Römiſchen Kurie zugeſprochen hat, es erſt kürzlich als 
eine dem Konzilium zugedachte Aufgabe bezeichnet hat, die Verdammungs⸗ 
urteile des päpſtlichen Syllabus vom 8. Dezember 1864 in poſitive Be⸗ 
ſchlüſſe oder konziliariſche Dekrete zu verwandeln. Da dieſe Artikel des 
Syllabus gegen mehrere wichtige Axiome des Staatslebens, wie es ſich 
bei allen Kulturvölkern geſtaltet hat, gerichtet ſind, ſo entſteht für die 
Regierungen die ernſte Frage: ob und in welcher Form ſie teils die ihnen 
untergebenen Biſchöfe, teils ſpäter das Konzil ſelbſt hinzuweiſen hätten 
auf die bedenklichen Folgen, welche eine ſolche berechnete und prinzipielle 
Zerrüttung der bisherigen Beziehungen von Staat und Kirche herbeiführen 
müßte. Es entſteht ferner die Frage, ob es nicht zweckmäßig erſcheine, 
daß die Regierungen gemeinſchaftlich, etwa durch ihre in Rom befindlichen 
Vertreter, eine Verwahrung oder Proteſtation gegen ſolche Beſchlüſſe ein⸗ 
legten, welche einſeitig, ohne Zuziehung der Vertreter der Staatsgewalt, 
ohne jede vorhergehende Mitteilung über ſtaatskirchliche Fragen oder Gegen⸗ 
ſtände gemiſchter Natur von dem Konzilium gefaßt werden möchten. Es 
erſcheint mir unumgänglich nötig, daß die beteiligten Regierungen gegen⸗ 
ſeitiges Einverſtändnis über dieſe ernſte Angelegenheit zu erzielen ver- 
ſuchen. 

Ich habe bisher gewartet, ob nicht von einer oder der andern 
Seite eine Anregung ausgehen werde; nachdem dies aber nicht geſchehen 
und die Zeit drängt, ſehe ich mich veranlaßt, Eure zu beauftragen, 
vorſtehende Angelegenheit bei der Regierung, bei welcher Sie beglaubigt 
ſind, zur Sprache zu bringen, um über deren Geſinnungen und Anſchau⸗ 
ungen bezüglich dieſer wichtigen Sache Erkundigung einzuziehen. 

. wollen dabei der Erwägung vorgedachter Regierung die 
Frage unterſtellen, ob nicht eine gemeinſame, wenn auch nicht kollektive 
Maßnahme der europäiſchen Staaten in einer mehr oder minder identiſchen 
Form zu ergreifen wäre, um den römiſchen Hof über die dem Konzil 
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gegenüber von ihnen einzunehmende Haltung im voraus nicht im un⸗ 
gewiſſen zu laſſen und ob nicht etwa eine Konferenz von Vertretern 
ſämtlicher beteiligten Regierungen als das geeignetſte Mittel erachtet werden 
könnte, jene gemeinſame Haltung einer eingehenden Beratung zu unterziehen. 

Eure wollen, wenn es gewünſcht wird, Abſchrift dieſer Depeſche 
in den Händen des Herrn zurücklaſſen und über die Aufnahme, 
welche dieſelbe gefunden hat, baldigſt berichten. 


Gleichzeitig mit dieſem Rundſchreiben erging an die katholiſch⸗theo⸗ 
logiſchen und an die juriſtiſchen Fakultäten der bayriſchen Univerſitäten die 
Aufforderung zur Aeußerung auf die nachfolgenden von Döllinger formu⸗ 
lierten Fragen: 

1. Wenn die Sätze des Syllabus und die päpſtliche Unfehlbarkeit 
auf dem nächſten Konzilium zu Glaubenswahrheiten erhoben werden, welche 
Veränderungen würden hierdurch in der Lehre von den Beziehungen zwiſchen 
Staat und Kirche, wie ſie bisher in Deutſchland praktiſch und theoretiſch 
gehandhabt wird, herbeigeführt? 

2. Würden in dem vorausgeſetzten Falle die öffentlichen Lehrer der 
Dogmatik und des Kirchenrechts ſich verpflichtet erachten, die Lehre von 
der göttlich angeordneten Herrſchaft des Papſtes über die Monarchen und 
Regierungen (ſei es als Potestas directa oder indirecta in temporalia) 
als jeden Chriſten im Gewiſſen verpflichtend zugrunde zu legen? 

3. Würden die Lehrer der Dogmatik und des Kirchenrechts ſofort ſich 
verpflichtet erachten, die Lehre, daß die perſönlichen und realen Immuni⸗ 
täten des Klerus Juris divini ſeien, alſo auch zum Gebiete der Glaubens⸗ 
lehre gehören, in ihre Vorträge und Schriften aufzunehmen? 

4. Gibt es allgemein anerkannte Kriterien, nach welchen ſich mit 
Sicherheit beſtimmen läßt, ob ein päpſtlicher Ausſpruch ex cathedra, alſo 
nach der eventuell feſtzuſtellenden Konziliumsdoktrin unfehlbar und für 
jeden Chriſten im Gewiſſen verpflichtend ſei; und wenn es ſolche Kriterien 
gibt, welches ſind dieſelben? 

5. Inwieweit dürften die angeſtrebten neuen Dogmen und ihre not⸗ 
wendigen Konſequenzen auch einen alterierenden Einfluß auf den Volks⸗ 
unterricht in Kirche und Schule und auf die populären Lehrbücher 
(Katechismus u. ſ. w.) ausüben? 


Am 31. Oktober 1867 hatte die Regierung den Entwurf eines Schul⸗ 
geſetzes bei der Kammer der Abgeordneten eingebracht. Dieſer Geſetz⸗ 
entwurf wurde ſchon vor der Diskuſſion in der Kammer der Gegenſtand 
einer lebhaften Agitation der ultramontanen Partei, weil er prinzipiell 

Fürſt Hohenlohe, Denkwürdigkeiten. I 23 
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das ausſchließliche Recht des Staats auf Leitung und Beaufſichtigung der 
Schule, mit Ausnahme des Religionsunterrichts, feſtſtellte, demgemäß an 
die Stelle des Pfarrers als alleinigen Ortsſchulinſpektors eine örtliche 
Schulinſpektion ſetzte, an der die Gemeinde, die Kirche, die Familie und der 
Lehrerſtand gleichmäßig beteiligt waren, und gleichzeitig die techniſche Be— 
aufſichtigung des Unterrichts ſtaatlichen Bezirksſchulinſpektoren übertrug. 
In dieſen Maßregeln ſah die ultramontane Partei die Trennung der Schule 
von der Kirche und die Entchriſtlichung der Schule. Eine Adreſſe des 
bayriſchen Epiſkopats an den König war durch Handſchreiben vom 
13. Oktober 1868 dem Kultusminiſter „zur ſorgfältigen und unparteiiſchen 
Prüfung“ überwieſen worden. Die Beratungen der Kammer der Ab— 
geordneten fanden vom 15. bis 23. Februar 1869 ſtatt und endigten 
mit der Annahme des Geſetzes durch eine Mehrheit von 114 gegen 26 
Stimmen. Fürſt Hohenlohe beteiligte ſich an der Diskuſſion nicht. Am 
26. Februar kam der Entwurf an die Kammer der Reichsräte, in welcher 
der Biſchof von Dinkel Referent und der proteſtantiſche Oberkonſiſtorial⸗ 
präſident von Harleß Korreferent war, beide entſchiedene Gegner der prin— 
zipiellen Beſtimmungen des Entwurfs. Bezeichnend für die politiſche Lage 
iſt ein Brief Döllingers an den Fürſten vom 15. April 1869. „Eure 
Durchlaucht,“ ſchreibt Döllinger, „werden es mir nicht als Unbeſcheiden⸗ 
heit deuten, wenn ich mir erlaube, den dieſen Morgen geäußerten münd⸗ 
lichen Bemerkungen noch zur Ergänzung ein paar ſchriftliche nachfolgen 
zu laſſen. 

Indem ich mich als treuer Diener meines Königs auf den Standpunkt 
der Königlichen Regierung ſtelle und meinen Blick auf die gegenwärtige 
Lage, die Parteienſtellungen und die bevorſtehenden Landtagswahlen richte, 
ergeben ſich mir folgende Erwägungen: 

Es liegt im Intereſſe der Regierung, daß noch vor dem Beginn der 
Wahlen eine verſöhnliche und vertrauenerweckende Maßregel von ihr 
ausgehe. Bei der Mehrheit des Klerus (hoch und niedrig) iſt nun ein⸗ 
mal, hauptſächlich infolge des Schulgeſetzentwurfs, die Anſicht verbreitet, 
daß die Regierung ihn in ſeiner bisherigen Stellung zu beeinträchtigen 
und zurückzudrängen beabſichtige. Daß bei der Beratung des Entwurfs 
keine Vertreter der Pfarrgeiſtlichkeit zugezogen wurden, hat dieſe Anſicht 
ſehr befeſtigt. Wenn nun die Regierung ankündigte: bei den großen 
Meinungsdifferenzen, welche ſich zwiſchen den drei Faktoren der Geſetz— 
gebung hinſichtlich dieſes Geſetzes herausgeſtellt haben, erſcheint eine noch- 
malige Erwägung desſelben mit Zuziehung der Beteiligten, alſo einerſeits 
des Klerus, anderſeits des Lehrerſtandes, zweckmäßig, und die Regierung 
behält ſich vor, das ſo gereifte Geſetz den beiden Kammern des künftigen 
Landtags vorzulegen, ſo würde dieſe Maßregel allſeitig befriedigen, und 
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insbeſondere würde der Klerus in ſeiner Mehrheit bei den Wahlen wohl 
eine andre, ruhigere und beſonnenere Haltung beobachten, als ſonſt, wie ich 
beſorge, der Fall ſein dürfte. Habe ich doch erſt vor wenigen Tagen von 
einer Seite her, von welcher ich es nicht erwartete, den Wunſch äußern 
hören, daß das gegenwärtige Miniſterium durch ein andres erſetzt werden 
möge. 

Kommt das Geſetz wirklich zur Diskuſſion im Reichsrate, ſo iſt die 
notwendige Folge davon, 

a) daß alle Leidenſchaften wieder aufgeregt werden, 

b) daß Herr Miniſter von Greſſer ſozuſagen zwiſchen die beiden 
Mühlſteine der beiden Kammern gerät, da er durch die in der Abgeordneten- 
kammer bereits getanen Aeußerungen und gegebenen Zuſagen gebunden 
erſcheint und vorausſichtlich einer ſehr großen Majorität des Reichsrats 
ohne Möglichkeit einer Verſtändigung gegenüberſtehen wird, 

c) daß auf die Regierung der ungünſtige Schein fällt, als ob ſie — 
und zwar in einer jo hochwichtigen Frage — unterlegen ſei, ein Schein, der 
durch freiwilliges Zurückziehen und Ankündigung einer neuen Reviſion 
vermieden wird. 

Alles dem Ermeſſen Eurer Durchlaucht anheimſtellend, verharre ich 
verehrungsvoll 

Eurer Durchlaucht 
untertänigſter 
Döllinger.“ 


In der Sitzung der Kammer der Reichsräte vom 19. April 1869 
begann die Plenarberatung. Fürſt Hohenlohe hielt an dieſem Tage folgende 
Rede: 

Ich muß mir erlauben, in der allgemeinen Diskuſſion das Wort zu 
ergreifen, weil ich es für Pflicht halte, in einer Frage, die in ſo eklatanter 
Weiſe die Gegenſätze der Parteien wachgerufen hat, nicht ſtillzuſchweigen, 
ſondern offen meine Meinung zu bekennen. 

Es gibt Zeiten und Fragen, in welchen man nicht neutral bleiben 
kann. Unſre Zeit iſt eine ſolche, und der Gegenſtand der Diskuſſion liegt 
ſo, daß jeder, der berufen iſt, im öffentlichen Leben zu wirken, die Pflicht 
hat, zu ſagen, wie er dazu ſteht. Ueber die Notwendigkeit der Reform 
unſers Schulweſens ſind die Meinungen, wie es ſcheint, ungeteilt, wenn 
auch über die Art und Weiſe der Ausführung der Reform die Anſichten 
auseinandergehen. Schon vor zwanzig Jahren hat ein beredtes Mitglied 
dieſer hohen Kammer, das wir noch zu den unfrigen zählen, die durch- 
greifende Reform unſers Elementarſchulweſens als eine unerläßliche Not⸗ 
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wendigkeit bezeichnet. Jener Herr Reichsrat ſagte damals: „Ich hoffe, 
man wird endlich von der in früherer Zeit ſo ziemlich verbreiteten Anſicht 
abgekommen ſein, daß das Glück des Staats in der Verdummung der 
unteren Klaſſe beruhe; unſre erleuchtete Staatsregierung wird die Ueber⸗ 
zeugung hegen, daß Gefahr für den Staat nicht durch Bildung des Volks, 
wohl aber durch das Gegenteil, durch Mangel an Bildung, entſtehen könne, 
daß die Kraft der Nation und mit derſelben der Nationalwohlſtand zu⸗ 
nächſt auf der Intelligenz des Volks beruhe. Von dieſer Ueberzeugung 
ausgehend, wird ſie nicht ſäumen, die Sünden der Vergangenheit gutzu⸗ 
machen und zunächſt unſer Schulweſen der gründlichſten Reviſion zu 
unterſtellen; hiermit zugleich aber wird ſie eine Haupturſache zunehmender 
Verarmung beſeitigen.“ 

Indem ich mich dieſen Worten aus vollem Herzen anſchließe, glaube 
ich, daß ich wohl von keiner Seite dieſes hohen Hauſes einem Widerſpruch 
begegnen werde. Dieſe Mahnung war nicht die einzige, welche durch die 
Kammer an die Staatsregierung gerichtet wurde. Ich erinnere Sie nur 
an den Geſamtbeſchluß der beiden Kammern vom Jahre 1866, in welchem 
um die Vorlage eines Schulgeſetzes auf freiſinniger Grundlage gebeten 
wurde.!) Die Staatsregierung iſt dieſen Wünſchen nachgekommen und hat 
ein dieſen Forderungen entſprechendes Geſetz vorgelegt. Seitdem hat zu⸗ 
erſt außerhalb der Landesvertretung und dann in den Kammern die 
Diskuſſion begonnen. Es iſt einer der Vorzüge des konſtitutionellen 
Lebens, daß Fragen, welche die öffentliche Meinung aufregen, durch die 
Diskuſſion der geſetzlichen Vertreter verarbeitet und geklärt werden und 
daß infolgedeſſen die Ruhe in die Gemüter zurückkehrt. Auch in der vor⸗ 
liegenden Frage war dies der Fall und, wenn mich nicht alles täuſcht, 
hat die anfängliche Aufregung gegen das, wie man es zu nennen beliebte, 
heilloſe Schulgeſetz einer mehr unbefangenen Auffaſſung Platz gemacht. 
Auch die Beratungen Ihres Ausſchuſſes zeigen, ſoweit die Protokolle 
darüber Auskunft geben, nichts von einer leidenſchaftlichen Erregung der 
Herren Mitglieder, und auch die Reden der beiden Herren Referenten 
zeigen die ruhige und unbefangene Beurteilung des vorliegenden Geſetz⸗ 
entwurfs. Jene vielgehörte Klage, daß durch ein Schulgeſetz, wie das 
von der Regierung entworfene, die Kirche in ihren Rechten bedroht werde, 
fängt wenigſtens außerhalb der Kammer an zu verſtummen, denn, wer 
unbefangen das Geſetz beurteilt, wird nach und nach zu der Ueberzeugung 
kommen, daß der Unterſchied zwiſchen dem gegenwärtigen Zuſtande und 
den Vorſchlägen der Staatsregierung nicht ſo groß ſei, als man urſprüng⸗ 
lich geglaubt hatte. Allerdings gehen die Beſchlüſſe des Ausſchuſſes und 


) Siehe Seite 174. 
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die Aeußerungen des Herrn Erzbiſchofs von Scherr weit über den Geſetz⸗ 
entwurf ſowie über die beſtehenden Verhältniſſe hinaus. Dieſe Beſchlüſſe 
gehen zum Teil wohl aus dem grundſätzlichen Beſtreben hervor, der Kirche 
den vorwiegenden, wenn auch nicht ausſchließlichen Einfluß auf die Volks⸗ 
ſchule zu vindizieren, ein Beſtreben, das auch in dem Breve Seiner Heilig- 
keit des Papſtes Pius IX. an den Erzbiſchof von Freiburg vom 14. Juli 
1864 ſeinen ſehr beſtimmten Ausdruck gefunden hat. Hier nun begegnen 
ſich zwei entgegengeſetzte Strömungen. Denn, wenn die Kirche die un— 
beſchränkte Einwirkung auf den Volksunterricht in Anſpruch nimmt, ſo 
kann anderſeits der Staat ſeine Rechte auf die Leitung der Volksbildung 
und erziehung ebenſowenig aufgeben. Könnten wir freilich von einer 
idealen Auffaſſung des Staats und der Kirche ausgehen, ſo müßten wir 
zu der Folgerung kommen, daß es für den Staat nur erwünſcht ſein 
kann, wenn der Kirche, der Spenderin des Heils und des Troſtes, der großen 
Erzieherin des Menſchengeſchlechts, ein möglichſt großer Einfluß auf die 
Volkserziehung eingeräumt würde. Allein wir ſtehen nicht auf einem 
idealen Standpunkt, ſondern auf dem Boden des poſitiven Verfaſſungs⸗ 
rechts, und dieſes allein iſt für uns maßgebend. Dieſes Verfaſſungsrecht 
iſt der Ausdruck der Idee des modernen Staats, wie er ſich aus dem 
politiſchen Leben der Nation entwickelt hat und an welchem das bayriſche 
Volk feſthalten will. Ich weiß wohl, daß der Ausdruck „moderner Staat“ 
in gewiſſen Kreiſen perhorresziert wird, allein ich wüßte keinen andern 
Namen für den Staat, der dazu berufen iſt, unſer ganzes Kulturleben 
zu ſchützen und zu pflegen und der den chriſtlichen Glauben nicht gefährdet, 
ſondern nur gefördert hat, wie mir ſelbſt die hier anweſenden Mitglieder 
des hohen Klerus beſtätigen werden, wenn ich ſie verweiſe auf die groß— 
artigen Kundgebungen katholiſcher Geſinnungen, welche in neuerer Zeit 
ſtattgefunden haben. Die Schwierigkeit für ein harmoniſches Zuſammen⸗ 
wirken beider Gewalten, der Kirche und des Staats, liegt aber meines 
Erachtens darin, daß in neuerer Zeit Aeußerungen kundgegeben ſind, die 
eine Abneigung der in der Kirche zurzeit herrſchenden Partei gegen den 
Staat erkennen laſſen. 

Ich erinnere Sie an die Enzyklika Gregors XVI. „mirari vos“, 
welche die geſetzliche Sicherſtellung der Gewiſſensfreiheit eine „sententia 
erronea et absurda“, ein „deliramentum“, eine irrige und abſurde 
Meinung, einen Wahnſinn nennt. Ich erinnere Sie an die Enzyklika 
vom 8. Dezember 1864, welche die Freiheit des Kultus zu den verdammens⸗ 
werten Irrtümern rechnet, ich erinnere endlich an die Stelle derſelben 
Enzyklika, welche aufs beſtimmteſte in Abrede ſtellt, daß der Papſt ſich 
je mit dem Fortſchritt, je mit dem Liberalismus und je mit der modernen 
Ziviliſation verſöhnen und vergleichen könne. 
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Wenn Herr Präſident von Harleß von „revenants“ geſprochen und 
dieſelben aus dem Gebiete des Rationalismus des vorigen Jahrhunderts 
hat erſcheinen laſſen, ſo kann ich es Ihrer Erwägung anheimgeben, 
ob die Aeußerungen, die ich Ihnen eben vorgeführt habe, nicht auch 
zur Kategorie der revenants und zwar aus einer längſt verfloſſenen 
Zeit zu zählen wären, und ob nicht dann ein revenant den andern 
hervorruft. 

Ich bin übrigens weit entfernt, dieſe Kundgebungen einer Kritik 
unterſtellen zu wollen, ich will dieſelben nur anführen, um zu zeigen, daß 
hier die Tatſache eines Widerſpruchs zwiſchen jenen Aeußerungen und 
dem modernen Liberalismus nicht nur, ſondern auch mit dem poſitiven 
bayriſchen Verfaſſungsrechte beſteht. Ich erinnere Sie, um das zu be⸗ 
weiſen, daran, daß die Verfaſſung die Gewiſſensfreiheit als eines der 
Grundrechte des bayriſchen Volks verkündet und garantiert. 

Die Verfaſſung iſt eine liberale, ſie iſt das Produkt des modernen 
Liberalismus, ſie erkennt ausdrücklich an, daß das „Fortſchreiten zum 
Beſſern“ — es find dies die Worte der Verfaſſung ſelbſt — „nach ge⸗ 
prüften Erfahrungen nicht ausgeſchloſſen ſei“. 

Dieſer Widerſpruch, dieſe prinzipielle Verſchiedenheit der Auffaſſung 
ſtört jenes harmoniſche Zuſammenwirken von Staat und Kirche, auf welches 
ich mir vorhin als das Ideal hinzuweiſen erlaubte. Unter ſolchen Umſtänden, 
bei ſo entſchiedenen Gegenſätzen mußte für die Staatsregierung, wenn ſie 
ein Schulgeſetz vorlegen wollte, nichts andres übrigbleiben, als ein Akko⸗ 
modement oder, wie man es auch zu nennen pflegt, einen Modus vivendi 
vorzuſchlagen. 

Dieſer Vorſchlag hat allerdings die Nachteile jedes Mittelwegs, allein 
nach dem Obengeſagten war ein prinzipieller Ausgleich nicht denkbar. Ich 
bin alſo der Anſicht, daß wir uns damit begnügen ſollten, den Gejeß- 
entwurf im weſentlichen nach den Vorſchlägen der Staatsregierung an⸗ 
zunehmen, er bietet manche Verbeſſerungen, die den Gemeinden und den 
Lehrern zugute kommen, und er wird auch meiner Ueberzeugung nach die 
Kirche nicht ſchädigen. 

Meine hohen Herren! Es wird zu allen Zeiten Menſchen geben — 
ja, es iſt die große Mehrzahl —, die in dem Kampf und Sturm des Lebens 
Schiffbruch zu leiden fürchten oder Schiffbruch gelitten haben, und die 
ſich in den ſichern Hafen der Kirche flüchten, um bei ihr Troſt, Hilfe 
und Verſöhnung zu finden. Die Menſchheit bedarf dieſer helfenden, 
tröſtenden und verſöhnenden Kirche zu allen Zeiten, und die 56 Schul⸗ 
inſpektoren werden ſie nicht erſchüttern. Ob die Menſchheit auch einer 
ſtreitenden und verdammenden Kirche bedarf, das mögen die Theologen 
entſcheiden. 
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Das Schulgeſetz wurde in dem Landtage nicht verabſchiedet, da eine 
Verſtändigung zwiſchen beiden Kammern nicht zu erzielen war. 


Die im April und Mai eingegangenen Antworten der Mächte auf das 
Rundſchreiben vom 9. April wurden Döllinger mitgeteilt, welcher darauf 
dem Fürſten die folgenden „Bemerkungen“ einſendete: 

Wie groß die Wahrſcheinlichkeit ſei, daß mit der Proklamation der 
päpſtlichen Unfehlbarkeit auf dem Konzil Ernſt gemacht werden ſolle, dürfte 
ſich aus folgendem ergeben: 

a) Die Sache wird ſchon ſeit längerer Zeit betrieben. Rom hat ſeit 
etwa ſieben oder acht Jahren nachdrücklich zur Haltung von Provinzial⸗ 
ſynoden und Diözeſanſynoden gedrängt und dabei zu bewirken gewußt, 
daß der Artikel von der päpſtlichen Unfehlbarkeit ſchon in die Beſchlüſſe 
oder Akten dieſer Synoden aufgenommen worden iſt. 

b) Die zwei deutſchen Biſchöfe, welche bisher eigne Schriften über 
das Konzil herausgegeben haben, Ketteler von Mainz!) und Feßler von 
St. Pölten, 2) haben ſich beide zugunſten des neu zu machenden Dogmas er⸗ 
klärt. Feßler iſt bereits vom Papſt, wie zur Belohnung, zum Sekretär 
des Konzils ernannt worden. 

c) Wenn die Jeſuiten gleichzeitig in Rom und in Deutſchland in der 
„Civiltaͤ“ wie in den „Laacher Stimmen“ ankündigen, daß das Konzil das 
neue Dogma machen werde, ſo iſt das bei der Macht, Organiſation und 
umfaſſenden Perſonenkenntnis des Ordens von großem Gewichte. 

d) Wer die Biſchöfe in den romaniſchen Ländern kennt, weiß, daß 
die übergroße Mehrheit derſelben in Italien, Spanien, ſelbſt in Frankreich 
der Unfehlbarkeitstheorie anhängt. Es wird ihnen das als ein Funda⸗ 
mentalartikel ſchon in den Seminarien beigebracht. Selbſt die nord⸗ 
amerikaniſchen Biſchöfe haben ſich durch das Mittel eines in ihre Synodal⸗ 
dekrete eingerückten Paragraphen bereits einfangen laſſen. Von den 
italieniſchen, deren wohl an 130 auf dem Konzil erſcheinen können, wird 
vorausſichtlich jeder dafür ſtimmen. Von der Tragweite der Sache haben 
dieſe Biſchöfe — ich meine die italieniſchen und ſpaniſchen und einen 
großen Teil der franzöſiſchen — keinen Begriff. 

Folgen des neuen Glaubensſatzes von der Unfehlbarkeit des Papſtes: 

1. Der Syllabus von 1864 wird eo ipso ein mit unfehlbarer Auto⸗ 
rität bekleidetes Glaubensdekret. 


1) Ketteler, Das allgemeine Konzil und feine Bedeutung für unſre Zeit, 1869. 
2) Feßler, Das letzte und das nächſte allgemeine Konzil 1869. Feßler wurde 
am 27. März 1869 zum erſten Sekretär des Konzils ernannt. 
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2. Der Papſt beſtimmt aus eigner ſouveräner Autorität die Grenzen 
zwiſchen Kirche und Staat. In Gegenſtänden gemiſchter Art entſcheidet 
einzig das unfehlbar gewordene Urteil des Papſtes, von welchem dann 
kein Nachfolger mehr abweichen darf. 

3. Die Bulle Pauls IV., die jeden andersgläubigen Fürſten abzu⸗ 
ſetzen u. ſ. w. gebietet, wird Dogma (man nennt ſie die Bulle „Cum ex 
apostolatus officio“). 

4. Desgleichen die Bulle „Unam Sanctam“. 

5. Da die Päpſte die gegenwärtig allenthalben beſeitigten Immuni⸗ 
täten des Klerus für eine auf göttlicher Anordnung beruhende Sache (Juris 
divini) erklärt haben, ſo würde dies Glaubensſatz werden. 

6. Infolge davon würde zum Beiſpiel jeder Biſchof, ja jeder Geiſtliche 
überhaupt der weltlichen Gerichtsbarkeit ganz entzogen ſein, oder dies doch 
nur wie im öſterreichiſchen Konkordat als ein einſtweiliger Notſtand vom 
Papſte auf gewiſſe Zeit geduldet werden, würde Klerus und Kirchengut 
nur mit Erlaubnis des Papſtes beſteuert werden können u. ſ. w. 

7. Es würde für die Katholiken Gewiſſenspflicht werden, immer einem 
katholiſchen Beherrſcher vor dem wenn auch angeſtammten, aber einem 
andern Religionsbekenntnis angehörigen Landesfürſten den Vorzug zu 
geben. Dieſe Konſequenz könnte auch in unſern Tagen bald ſehr praktiſch 
werden. 

Damit ſind jedoch die teils möglichen, teils ſicheren Folgen noch nicht 
erſchöpft. 


Entſcheidend für den Mißerfolg der durch die Zirkulardepeſche vom 
9. April eröffneten Politik war die Haltung der öſterreichiſchen Regierung. 
Es iſt daher geboten, an dieſer Stelle die bereits mehrfach veröffentlichte 
Antwort des öſterreichiſchen Reichskanzlers einzufügen. 


Graf Beuſt an den öſterreichiſchen Geſandten Grafen 
Ingelheim in München. 
Wien, 15. Mai 1869.) 

Der Königlich bayriſche Geſandte Herr Graf von Bray hat mir von 

einer Depeſche Kenntnis gegeben, welche ſeine hohe Regierung an ihn 

gerichtet hat, um die Frage bei uns in Anregung zu bringen, welche 

Haltung die europäiſchen Regierungen gegenüber dem nach Rom ein⸗ 

berufenen ökumeniſchen Konzil anzunehmen haben werden. Graf Bray hat 

dieſe Depeſche mir in Händen gelaſſen, und ich überſende Eurer Exzellenz 
im Anſchluſſe eine Abſchrift derſelben zu perſönlicher Kenntnisnahme. 


) Die Depeſche iſt auch abgedruckt und verteidigt in den Erinnerungen des 
Grafen Beuſt, Aus drei Vierteljahrhunderten, II S. 278. 
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Unter Berufung auf die ihr zugekommenen Nachrichten über die Vor⸗ 
bereitungen zu der bevorſtehenden Kirchenverſammlung und über vermutete 
Abſichten des römiſchen Hofes richtet die Königlich bayriſche Regierung an 
uns — wie ohne Zweifel auch an andre Kabinette — die Anfrage, ob nicht 
zum Schutze der modernen Staatsprinzipien vorbeugende Maßregeln, wie zum 
Beiſpiel Abmahnungen an die Ziſchöfe der einzelnen Länder oder Proteſtation 
in Rom ins Auge zu faſſen ſeien, und ob es nicht für angezeigt gehalten 
werde, ein Einverſtändnis über derartige, wenn nicht kollektive, doch möglichſt 
identiſche Schritte durch gemeinſame Beratungen, vielleicht ſelbſt durch eine 
Konferenz von Vertretern ſämtlicher beteiligten Regierungen, herbeizuführen. 

Ich habe dieſe Mitteilung, wie die hohe Wichtigkeit ihres Gegenſtandes 
es erheiſcht, der aufmerkſamſten Erwägung unterzogen, und mich zugleich 
für verpflichtet gehalten, vor Beantwortung der von dem Herrn Fürſten 
von Hohenlohe angeregten weittragenden Fragen mich vertraulich ſowohl 
mit dem Kaiſerlich Königlich öſterreichiſchen wie mit dem Königlich ungariſchen 
Miniſterium zu beraten. 

Im vollen Einverſtändniſſe mit den Miniſterien beider Reichshälften 
und mit allerhöchſter Ermächtigung Seiner Majeſtät des Kaiſers und 
Königs habe ich nunmehr die Ehre, durch Eurer Exzellenz gefällige Ver⸗ 
mittlung dem Münchner Kabinette in Erwiderung auf ſeine Anfrage die 
nachſtehenden Bemerkungen mitzuteilen. 

Eine Regierung, welche wie die öſterreichiſch-ungariſche die Freiheit 
der verſchiedenen Religionsbekenntniſſe innerhalb der freiheitlich konſtituierten 
bürgerlichen Geſellſchaft zum leitenden Grundſatze erhoben hat, würde nach 
unſrer Auffaſſung die volle Konſequenz ihres Prinzips nicht feſthalten, 
wenn ſie einem in der Verfaſſung der katholiſchen Kirche begründeten 
Vorgange, wie es die Einberufung eines allgemeinen Konzils iſt, ein Syſtem 
präventiver, einſchränkender Maßnahmen gegenüberſtellen wollte. Es wird, 
was dieſen prinzipiellen Ausgangspunkt für unſre Betrachtung betrifft, 
zugleich darauf hingewieſen werden dürfen, daß, ſoviel bis jetzt bekannt, 
keine derjenigen Mächte, von denen der Grundſatz der Unabhängigkeit der 
Kirche am vollſtändigſten anerkannt und in deren Bereich er am tiefſten 
in das öffentliche Bewußtſein eingedrungen iſt, Beſorgniſſe über mögliche 
Beſchlüſſe des künftigen Konzils an den Tag gelegt oder ſich bereits mit 
dem Gedanken an abwehrende Gegenmaßregeln beſchäftigt hat. 

Steht es nun aber als allgemeine Regel feſt, daß den anerkannten 
Religionsgeſellſchaften in ihren inneren Lebensäußerungen, ſolange dieſe 
nicht mit dem ſtaatlichen Standpunkte kollidieren, die vollſte Freiheit gelaſſen 
werden müſſe, jo hat die Kaiſerliche und Königliche Regierung in der Sad): 
lage, wie ſie ſich bis heute darſtellt, keine genügenden Motive des Rechts 
oder der Opportunität zu erblicken vermocht, um ſchon jetzt dem an ſich 
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ſo beachtungswerten Vorſchlage der Königlich bayriſchen Regierung Folge 
zu geben. 

Ueber den Verlauf des Konzils können nämlich dermalen nur Ver⸗ 
mutungen, mehr oder weniger wahrſcheinliche, aufgeſtellt werden. Nicht 
einmal über das Programm der Beratungsgegenſtände des Konzils ſind 
andre offizielle Aufſchlüſſe als die überſichtlichen Andeutungen der päpſtlichen 
Einberufungsbulle vorhanden. Das Gebiet der wirklich rein dogmatiſchen 
Fragen wird ohnehin niemand dem allgemeinen Kirchenrate ſtreitig machen 
wollen. Was aber ſtaatskirchliche Angelegenheiten ſowie diejenigen Ma⸗ 
terien betrifft, welche mit der Konfeſſion zugleich das bürgerliche Recht 
berühren, ſo läßt ſich heute ſchwerlich ſchon ein Urteil darüber gewinnen, 
ob die Gefahr vorhanden ſei, daß die in dieſem Bereiche ſeither hervor— 
getretenen Gegenſätze durch Verhandlungen und Beſchlüſſe des Konzils 
noch geſchärft und zu größerer Gefährlichkeit für die Ruhe der Staaten 
geſteigert werden könnten. Wir können das Vorhandenſein einer ſolchen 
Gefahr weder beſtätigen noch in Abrede ſtellen. Doch dürfte im all- 
gemeinen kaum vorauszuſetzen ſein, daß die Biſchöfe der katholiſchen Welt, 
die der großen Mehrzahl nach in Ländern mit vollkommen ſäkulariſierter 
Geſetzgebung leben und wirken müſſen, nicht eine genaue Kenntnis der 
praktiſchen Notwendigkeit unſers Zeitalters nach Rom mitbringen ſollten. 
Und wenn die Erwartung berechtigt iſt, daß es dem Zwecke der Erhaltung 
des Friedens zwiſchen Staat und Kirche an Wortführern unter den Prälaten 
des Konzils nicht fehlen werde, ſo liegt es vielleicht nicht im Intereſſe der 
Regierungen, dieſe Stimmen als von Staats wegen patroniſiert erſcheinen 
zu laſſen und dadurch in ihrer Autorität zu beeinträchtigen. Es läßt ſich 
ferner dermalen noch nicht erkennen, wie die päpſtliche Kurie, welche in 
der jetzigen Weltlage die Präzedenzien früherer Jahrhunderte in bezug auf 
die Teilnahme der weltlichen Fürſten an den Konzilien nicht wird erneuern 
können noch wollen, gegenüber den Regierungen hinſichtlich derjenigen 
Verhandlungsgegenſtände ſich zu verhalten gedenkt, in welchen die Beſchlüſſe 
des Konzils nicht ohne ſtaatliche Anerkennung zur Ausführung gelangen 
könnten. Nach unſrer Auffaſſung ſind aber die Regierungen vollkommen 
in der Lage, die in dieſer Richtung etwa erforderlich werdenden Schritte 
des Kirchenregiments abzuwarten. Würde demnächſt das verſammelte Konzil 
ſich wirklich anſchicken, in die Rechtsſphäre der Staatsgewalt überzugreifen, 
oder würden ſich beſtimmte Indizien für eine derartige Abſicht in authentiſcher 
Weiſe herausſtellen, dann wäre auch nach der Anſicht der Kaiſerlichen und 
Königlichen Regierung der Fall ſicher nicht auszuſchließen, daß neben den 
abwehrenden und abmahnenden Schritten der einzelnen Staaten auch 
gemeinſame Beratungen der Kabinette zum Zwecke übereinſtimmender 
Wahrung der Staatshoheitsrechte ſich als nötig oder nützlich erweiſen 
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könnten. Dagegen vermögen wir nicht dafür zu ſtimmen, daß der bloßen 
Präſumtion möglicher Eingriffe in dieſe Rechte die Tatſache einer diplo⸗ 
matiſchen Konferenz entgegengeſtellt und dadurch — abgeſehen von der 
erhöhten Schwierigkeit, auf ſo unſicherem Grunde zu feſten Einverſtändniſſen 
zu gelangen — vielleicht der Schein einer beabſichtigten Kontrolle und 
Beſchränkung der Freiheit der katholiſchen Kirche hervorgerufen und die 
Spannung der Gemüter ohne Not vermehrt werden könnte. 

Die hier dargelegte Auffaſſung hat übrigens die Kaiſerlich Königliche 
Regierung nicht abhalten können, die von dem Königlich bayriſchen Kabinette 
ausgegangene Anregung zu einem Meinungsaustauſche über dieſe bedeutungs⸗ 
volle Angelegenheit in ihrem ganzen Werte anzuerkennen. Wir fühlen 
uns dem Herrn Fürſten von Hohenlohe für die Mitteilung ſeiner Anſicht 
und für den uns dadurch gebotenen Anlaß, unſer Verhältnis zur Sache 
darzulegen, aufrichtig verpflichtet, und Eure Exzellenz wollen es übernehmen, 
dieſer Geſinnung bei Seiner Durchlaucht den wärmſten Ausdruck zu ver 
leihen. Eine Abſchrift des gegenwärtigen Erlaſſes ſind Sie ermächtigt 
dem Herrn Miniſterpräſidenten, falls es gewünſcht wird, zur Verfügung 
zu ſtellen. 

von Beuſt. 


Von dem Fürſten Hohenlohe geſchriebener Artikel für die 
„Augsburger Abendzeitung“. 


Die Antwort des Grafen Beuſt auf die Depeſche des Fürſten Hohen: 
lohe betreffend das Konzil iſt ein zu eigentümliches Aktenſtück, als daß wir 
es unterlaſſen könnten, demſelben einige erläuternde Worte zu widmen. 

Graf Beuſt geht zunächſt von dem Grundſatze aus, daß eine Regierung, 
welche wie die öſterreichiſch-ungariſche die Freiheit aller verſchiedenen Religions⸗ 
bekenntniſſe innerhalb der freiheitlich konſtituierten Geſellſchaft zum leitenden 
Grundſatze erhoben hat, dem Konzil kein „Syſtem präventiver, ein⸗ 
ſchränkender Maßnahmen“ gegenüberſtellen könne. Wer die Depeſche des 
Fürſten Hohenlohe geleſen hat, wird mit Erſtaunen hören, daß ſie ein 
Syſtem präventiver, einſchränkender Maßnahmen enthalte. Von einem 
ſolchen Vorſchlage iſt in der Depeſche keine Spur zu finden. Der bayriſche 
Miniſter erkundigt ſich danach, welche Haltung die Regierungen dem Konzil 
gegenüber einzunehmen beabſichtigen, und ſchlägt beſtimmte Wege vor zur 
Verſtändigung unter den Regierungen zu dem Zwecke, die römiſche Kurie 
über die Anſchauungen dieſer Regierungen nicht im Zweifel zu laſſen. Der 
Zweck der bayriſchen Regierung war alſo kein andrer, als die Regierungen 
aufzufordern, ihre Stellung gegenüber dem Konzil ernſtlich ins Auge zu 
faſſen. Allerdings würde Graf Beuſt berechtigt geweſen fein, die Oppor: 
tunität und die Berechtigung „einſchränkender Maßnahmen“ zu bezweifeln, 
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wie er es in dem darauffolgenden Satze tut, nachdem es ſich aber da- 
von nicht handelt, iſt ſein Einwurf ebenſo unbegründet wie die der bayriſchen 
Regierung untergeſchobene Abſicht eine willkürliche Maßnahme. 

Graf Beuſt behauptet weiter, über den Verlauf des Konzils könnten 
nur Vermutungen aufgeſtellt werden, während er doch wohl durch ſeinen 
Geſandten unterrichtet ſein mußte, daß das offizielle Organ des Heiligen 
Stuhls und alle maßgebenden Perſönlichkeiten in Rom über die Ziele des 
Konzils kein Hehl gemacht haben. Denn es iſt ohne Zweifel dem öſter⸗ 
reichiſchen Geſandten in Rom fo gut wie jedermann bekannt, daß die 
Unfehlbarkeit des Papſtes zum Dogma erhoben werden ſoll und daß die 
Abſicht beſteht, die Sätze des Syllabus in konziliariſche Beſchlüſſe zu ver⸗ 
wandeln. Graf Beuſt mußte daher ſo gut wiſſen, wie man es in München 
weiß, daß die Tendenz einer in der Kirche herrſchenden Partei dahin geht, 
das Verhältnis zwiſchen Kirche und Staat in einer Weiſe ſchroff zu geſtalten, 
daß dem Staat nur die Unterwerfung oder die vollſtändige Trennung übrig— 
bleibt. Wenn Graf Beuſt deſſenungeachtet nicht an dieſe Tatſache glauben 
will, wenn er die Hoffnung ausſpricht, daß, im Falle das verſammelte 
Konzil ſich anſchicke, in die Rechtsſphäre des Staats überzugreifen, es immer 
noch Zeit ſei, abwehrende oder abmahnende Schritte zu ergreifen, ſo über⸗ 
ſieht der öſterreichiſche Staatsmann, daß das Konzil ſich eben nicht „an⸗ 
ſchicken“ dürfte, überzugreifen, ſondern ſofort handeln und übergreifen wird, 
ohne daß den Regierungen dann etwas andres übrigbleiben wird, als zu 
proteſtieren. Wenn ſich aber Graf Beuſt der Erwartung hingibt, die 
Biſchöfe würden eine genaue Kenntnis der praktiſchen Notwendigkeiten 
unſers Zeitalters mit nach Rom bringen, und es werde dem Zwecke der 
Erhaltung des Friedens zwiſchen Staat und Kirche an Wortführern unter 
den Prälaten des Konzils nicht fehlen, ſo erfreut ſich der Graf eines 
beneidenswerten Optimismus, der ſich um fo praktiſcher ausnimmt, wenn 
man ihn der eben beendigten Schwurgerichtsverhandlung in Linz !) gegenüber⸗ 
ſtellt. Wir glauben nicht zu irren, wenn wir behaupten, daß keiner der 
öſterreichiſchen Bifchöfe die Verkündigung des Dogmas der Unfehlbarkeit 
zu verhindern ſuchen wird. In dieſem Dogma liegt die Zukunft des 
Ultramontanismus, in ihm liegt der Keim der abſolutiſtiſchen Organiſation 
der Hierarchie, es iſt die Krönung des Werks, dem die ultramontane Partei 
ſeit Jahren zuſtrebt, und kein Biſchof wird es wagen, dieſem Ziel entgegen⸗ 
zutreten. Aus dem Konzil wird die Hierarchie ſtärker und mächtiger hervor⸗ 
gehen und den Kampf gegen die moderne Ziviliſation mit friſchen Kräften 


) Biſchof Rudigier von Linz wurde durch das Schwurgericht wegen feines 
Hirtenbriefs vom 12. September 1868, in welchem er das neue Staatsgrundgeſetz 
behandelt hatte, wegen Verſuchs der Störung der öffentlichen Ruhe zu zwölf Tagen 
Kerker verurteilt. Der Kaiſer begnadigte ihn am folgenden Tage. 
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beginnen. Ob das „freiheitlich konſtituierte“ Oeſterreich zu ſeinen übrigen 
Schwierigkeiten auch noch eine Vertiefung des Riſſes zwiſchen Staatsgewalt 
und Kirchengewalt brauchen kann, mag der geiſtreiche Staatsmann an der 
Donau mit ſich ſelbſt ausmachen. Bedauerlich bleibt es immer, daß die 
mahnende Stimme des Fürſten Hohenlohe in Wien unbeachtet verhallt iſt. 
Wir wollen dabei nicht unterſuchen, ob, wie ein Schweizer Blatt behauptet, 
der Wunſch, die Schwierigkeiten der inneren Lage Bayerns zu vermehren, 
die Veranlaſſung iſt, daß der öſterreichiſche Staatsmann ſich nicht auf jene 
Antwortdepeſche beſchränkte, ſondern die öſterreichiſchen Geſandtſchaften 
beauftragte, den Bemühungen des Fürſten Hohenlohe namentlich an den 
deutſchen Höfen ſoviel möglich entgegenzuarbeiten. Wir wollen nicht unter⸗ 
ſuchen, ob trotz aller wohlklingenden Phraſen die alte traditionelle Politik 
auch heute noch in der Wiener Staatskanzlei ihr Intereſſe darin findet, 
mit dem Jeſuitenorden Hand in Hand zu gehen, um denſelben bei gelegener 
Zeit in der auswärtigen Politik, ſei es gegen Rußland in Polen, ſei es 
gegen Preußen in Weſtfalen und am Rhein, ſei es wo immer, zu ver⸗ 
werten und zu verwenden, uns genügt es vorläufig, angedeutet zu 
haben, daß die Depeſche des Grafen Beuſt ſich lediglich in Scheingründen 
bewegt und die eigentlichen Motive, welche die öſterreichiſche Regierung ab⸗ 
halten, ſich zu einer beſtimmten Haltung gegenüber dem Konzil zu entſchließen, 
mit Stillſchweigen übergeht. Wir geben damit aufmerkſamen Politikern 
Stoff zum Nachdenken. 


Döllingers „Bemerkungen“ zu den ihm mitgeteilten 
Antworten der Mächte. 


Der italieniſche Geſandte Herr Artom ſcheint die Angelegenheit mehr 
weltmänniſch als ſtaatsmänniſch anzuſehen. Wenn er meint, die Regierungen 
könnten ſich den bedenklichen Folgen von Konziliumsbeſchlüſſen einfach durch 
Nichtannahme derſelben entziehen, ſo überſieht er dabei, daß, wenn einmal 
gewiſſe Sätze als Glaubenslehre (oder „juris divini“, wie man kirchlicher⸗ 
ſeits ſich ausdrückt) durch das Konzil proklamiert ſind, dann der Klerus 
ſie auch als ſolche dem Volke verkündigt und ſie demſelben als nunmehr 
zum Weſen der Religion gehörig und unbedingt jeden Chriſten verpflichtend 
darſtellt; dies kann dann keine Regierung der Welt mehr hindern, noch 
auch die Folgen, die ſich daran knüpfen werden, abwehren. An ſolchen 
Faits accomplis läßt ſich nichts mehr ändern. Seine Hinweiſung auf das 
Konzil von Trient, deſſen Beſchlüſſe ja auch einige Staaten nicht an⸗ 
genommen hätten, geht von einer ganz unrichtigen Vorausſetzung aus. 
Die dogmatiſchen Dekrete dieſes Konzils ſind in allen katholiſchen 
Ländern ohne irgendeine Widerrede angenommen worden, oder vielmehr ſie 
bedurften gar keiner Annahme, ſie galten ſofort von ſelbſt; nur die dis⸗ 
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ziplinären Verordnungen (3. B. über geiſtliche Immunitäten oder die Strafen 
eines Duells und ähnliches) wurden von einigen Staaten (z. B. Frankreich) 
zurückgewieſen. Nun ſollen aber gerade auf dieſem Konzil neue Glaubens⸗ 
lehren, und zwar ſolche, welche in kirchenpolitiſcher Hinſicht höchſt bedenklich 
werden würden, aufgeſtellt werden. Wenn dies wirklich geſchieht, ſo wäre 
es völlig vergeblich, daß die Regierungen etwa hintennach kämen mit der 
Erklärung: „wir nehmen ſie nicht an,“ man würde ihnen lachend er⸗ 
widern, eure Völker, von ihren Prieſtern belehrt, glauben ſie bereits, ohne 
euch darum zu fragen. Wird zum Beiſpiel die Unfehlbarkeit des Papſtes 
zum Dogma erhoben, jo iſt eo ipso die berühmte Bulle „Unam Sanctam“ 
Regula fidei, unverbrüchliche Glaubensvorſchrift für die ganze katholiſche 
Welt, und damit iſt die vollſtändige Oberherrſchaft des Papſtes über alle 
Monarchen und Regierungen auch in weltlichen Dingen und in der Politik 
mit einem Male zum göttlich geoffenbarten Dogma geſtempelt, welches nun 
konſequenterweiſe auch in den Katechismen, im Beichtſtuhl und auf allen 
Kanzeln und Kathedern gelehrt werden muß. Die römiſchen Jeſuiten in der 
„Civilta“ haben vor wenigen Tagen (in ihrem Heft vom 3. April S. 21) 
dieſe Konſequenzen bereits vollkommen und mit aller Offenheit akzeptiert. 
Man ſteuert alſo in Rom mit klarem Bewußtſein auf dieſes Ziel los. 

Nach der Anſicht des Herrn von Beuſt wäre zu beſorgen, daß ein 
zeitiges Hervortreten der Regierungen eher ermutigend auf die ultramontane 
Partei wirken und ſie in Rom zu entſchloſſenem Fortſchreiten auf der 
betretenen Bahn beſtimmen möchte. 

Es iſt aber dagegen zu erinnern, daß die römiſche Kurie ſelber ſchon 
ſeit Jahrhunderten ſich vorzugsweiſe durch das Motiv der Furcht hat 
leiten laſſen und daß ſie alsbald zurückzuweichen oder einzuhalten pflegt, wo 
ſie auf energiſchen Widerſtand ſtößt, ganz beſonders dann, wenn dieſer 
Widerſtand ein kombinierter mehrerer Mächte wäre. Wozu noch kommt, 
daß nach übereinſtimmenden Berichten in Rom auch eine gemäßigte, oder 
antijeſuitiſche Partei beſteht, zu welcher ſelbſt einige Kardinäle gehören. 
Dieſe Partei würde ſich durch eventuelle Erklärungen oder Schritte der 
Regierungen ermutigt und geſtärkt fühlen und ſich in den Stand geſetzt 
ſehen, dem bis jetzt allerdings überwiegenden Einfluſſe der Gegenpartei, 
welche die neuen Dogmen anſtrebt, ſich mit Erfolg zu widerſetzen. 

Zirkular an die königlichen Geſandtſchaften 
vom 29. Mai 1869.1) 


Nachdem nunmehr auch die Erklärungen der bei den letzten Neuwahlen 
mehrfach Gewählten abgegeben ſind und ſonach die Zuſammenſetzung der 


) Veröffentlicht im Oktober 1869 durch die „Donauzeitung“ A. A.⸗Z. 17. 10. 
1869 Nr. 290. 
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künftigen Kammer!) vollſtändig bekannt iſt, ergibt ſich, daß in derſelben 
vertreten ſein werden: 1 Mitglied der Volkspartei, 56 Mitglieder der 
Fortſchrittspartei, 20 Mitglieder der Mittelpartei, ſonach 77 Liberale und 
77 von der klerikalen Partei vorgeſchlagene Kandidaten. 

Der Regierung konnte dieſes Reſultat nicht unerwartet ſein; es iſt 
eine bekannte Erfahrung im politiſchen Leben, daß in erregten Zeiten, und 
wenn ſich die Beſtrebungen der Parteien in leidenſchaftlicher Weiſe ge— 
ſteigert haben, ſtets die Extreme von einem gewiſſen äußerlichen Erfolg 
begleitet ſind und diejenigen Parteien, welche mit Ruhe und Beſonnenheit 
vorangehen wollen, für eine Zeitlang in dem Wahlkampfe in der Minder⸗ 
heit bleiben. 

Bei der großen Rührigkeit, insbeſondere der klerikalen Richtung, bei 
den bedeutenden Mitteln zur Agitation, über welche ſie verfügt, wäre 
ſogar ein Sieg dieſer Partei keineswegs unmöglich geweſen und war ſogar 
von verſchiedenen Seiten erwartet worden. Um ſo mehr kann die Regie⸗ 
rung ſich damit zufrieden erklären, daß es ungeachtet aller Anſtrengungen 
ihren Gegnern nicht gelungen iſt, die Majorität in der Kammer zu er— 
langen, und daß ſelbſt das gegenwärtige Reſultat nur dadurch erreicht 
werden konnte, daß die antiliberale Richtung, um deren Sieg es ſich im 
Schoße dieſer Partei eigentlich handelte, mittels der vorgeſchobenen Sorge 
für die Selbſtändigkeit der Krone und des Landes und mittels der wohl— 
benutzten Abneigung der Mehrheit des Volkes gegen eine Unterwerfung, 
unter preußiſche Oberhoheit maskiert wurde. Die ausgeſprochene An- 
ſchauung der überwiegenden Mehrheit der Bevölkerung aber, nicht in den 
Norddeutſchen Bund eintreten zu wollen, kann die Regierung nur als 
eine — wenn auch von den gegneriſchen Führern nicht beabſichtigte — 
Zuſtimmung zu der von ihr bisher verfolgten Politik anſehen, denn gerade 
dieſer Grundſatz war es, der die äußere Politik Bayerns bisher leitete, 
und welchen zu verlaſſen das Miniſterium weder Anlaß noch Neigung 
gehabt hätte. Dagegen hat es ſelbſt die extremſte klerikale Richtung nicht 
gewagt, mit einem Programm aufzutreten, welches den Bruch der Allianz- 
verträge, eine Anlehnung an eine fremde Macht oder auch nur eine inter⸗ 
nationale Politik gefordert hätte, vielmehr haben ſelbſt die ausgeſprochenſten 
Feinde des Miniſteriums für notwendig gehalten zu betonen, daß auch ſie 
eine nationale Verbindung mit den norddeutſchen Stammesgenoſſen anſtreben. 
Ueberdies hat ſich gezeigt, daß jedenfalls in den Städten und in einem 
großen Teile des Landes die klerikale Richtung überhaupt keinen Boden hat. 

Unter dieſen Umſtänden iſt dem gegenwärtigen Miniſterium ſein Ver⸗ 
halten klar vorgezeichnet. Dasſelbe hat keine Veranlaſſung, ſolange Seine 


) Die Wahlen hatten am 20. Mai ſtattgefunden. 
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Majeſtät der König ihm ſein Allerhöchſtes Vertrauen bewahrt, die Geſchäfte 
niederzulegen, und noch viel weniger, eine andre als die bisherige Politik 
im Innern ſowohl als nach außen einzuſchlagen. Was insbeſondere die 
Geſetzgebung in inneren Angelegenheiten betrifft, ſo iſt allerdings bei der 
vorausſichtlich ſchwankenden Majorität zurzeit ein weiteres Vorangehen 
in den Reformbeſtrebungen nicht wohl tunlich; es iſt dies aber auch 
keineswegs nötig. Denn es wird nur zum Beſten des Landes dienen, 
wenn die vielen umfangreichen neuen Geſetze allmählich ſich in dem ſozialen 
Leben einzubürgern Zeit haben, wenn eine Pauſe in der bisherigen Frucht⸗ 
barkeit der Legislation eintritt, und wenn man eine Konſolidierung der 
bisherigen Erfolge abwartet, ehe man mit Neuerungen weiter vorangeht. 
Daß aber die bisherigen Errungenſchaften wieder aufgehoben würden und 
eine den Beſtrebungen der letzten Jahre entgegenarbeitende Strömung in 
der Geſetzgebung Platz greifen könnte, dazu reicht die Macht der klerikalen 
Partei in der Kammer nicht aus; ganz abgeſehen davon, daß ſich jetzt 
ſchon Anzeichen finden, es werde ſich alsbald innerhalb dieſer 77 klerikal 
Gewählten eine Scheidung vollziehen, indem hierunter eine große Anzahl 
wohldenkender, ruhiger und patriotiſcher Männer zu zählen ſind, welche 
keineswegs geneigt ſein werden, die Zwecke der extremen Parteiführer 
mitzuverfolgen. 

Die äußere Politik der Regierung hat, wie ich bereits oben erwähnt 
habe, materiell die Zuſtimmung des Landes gefunden, und es wird deshalb 
das Miniſterium wie bisher auch fortan beſtrebt ſein, die Selbſtändigkeit 
der Krone im vollſten Maße zu wahren, ohne dabei die Aufgabe aus den 
Augen zu laſſen, welche die Friedensverträge des Jahres 1866 für die 
künftige Entwicklung Deutſchlands ausgeſprochen haben, die Aufgabe, die 
Trennung zwiſchen dem Norden und Süden Deutſchlands durch ein 
nationales Band wieder aufzuheben, welches Macht und Anſehen des 
Vaterlandes gegen fremde Angriffe ſichert, ohne der Gleichberechtigung der 
Stämme und ihrer Fürſten einen Eintrag zu tun. 

Ich erſuche Sie, in dieſem Sinne ſich bei der Regierung, bei welcher 
Sie alkreditiert ſind, auszuſprechen, und benütze dieſen Anlaß u. ſ. w. 


Journal. 
Berlin, 3. Juni 1869. 
Abreiſe von München geſtern abend 6 Uhr. Auf dem Bahnhof fand 
ich Arco⸗Valley mit Familie. Arco fuhr mit mir, was mir inſofern 
unangenehm war, als er Konverſation machte, was mir auf der Eiſenbahn 
ſehr unbequem iſt; ich legte mich daher bald in die Ecke und ſchlief. Um 
4 Uhr früh kamen wir nach Hof, wo er mich aufweckte, um Kaffee zu 
trinken. Dort traf ich eine Anzahl Abgeordneter, Franckenſtein, Zu Rhein 
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und ähnliche, auch mehrere Fortſchrittler. Arco-Valley verſpätete ſich in 
Altenburg und mußte zurückbleiben. 

In Berlin fand ich Viktor, Perglas und das Perſonal der Geſandt⸗ 
ſchaft. Ich fuhr mit Viktor ins Hotel, zog mich ſchnell an und fuhr 
dann um 2 Uhr zu der Eröffnung des Zollparlaments, welche ohne alle 
Zeremonie im Weißen Saal durch Delbrück geſchah. Wir waren im Frack. 
Nachher war eine Sitzung, in der nur Formalien abgemacht wurden. 


4. Juni 1869. 

Geſtern bei der erſten Sitzung wurde ich von vielen alten Bekannten 
begrüßt, u. a. von dem im Reichstag berühmten Finanzredner Benda, der 
mit mir vor fünfundzwanzig Jahren bei der Regierung in Potsdam war. 
Er hat ſich ſeit jener Zeit ſo verändert, daß ich ihn nicht wiedererkannt 
hätte. Damals ein junger ſchöner Mann mit ſchwarzen Locken, jetzt ein 
alter Profeſſor mit grauem Haar und ohne Zähne. Andre ſind wieder 
gar nicht verändert. Ich mache die Erfahrung, daß leidenſchaftliche 
Charaktere am ſchnellſten alt werden, während ruhige Naturen die äußere 
Hülle am wenigſten abnutzen und ſich deshalb „konſervieren“. 

Eben komme ich aus der Sitzung, in der ich wieder zum erſten Vize⸗ 
präſidenten gewählt worden bin. Ich war bis zum letzten Augenblick 
zweifelhaft, ob ich mich bei meiner Antwort auf wenige Worte beſchränken 
oder etwas mehr ſagen ſollte. Nun zeigte ich Viktor die Rede, wie ich 
ſie aufgeſetzt hatte und wie ich ſie dann wirklich gehalten habe, und dieſer 
riet mir unbedingt dazu, da ſie auf die Verſammlung den beſten Eindruck 
machen werde und es mir am Ende gleichgültig ſein könne, was die 
ultramontane Partei, mit der ich es doch verdorben hätte, dazu ſage. 
Was Viktor vorausgeſagt hatte, war auch der Fall. Meine Rede wurde 
lebhaft begrüßt und hat mir meine Poſition verſtärkt. Ich wurde nachher 
vielfach behändedrückt. Bei der Lage der Dinge, wie ſie ſich nach und 
nach geſtaltet, iſt es notwendig, immer klar zu ſagen, was man denkt, 
und nur nie ſich dem Vorwurf auszuſetzen, daß man nicht den Mut habe, 
ſeine Ueberzeugung zu bekennen. Simſon wurde wieder zum erſten Präſi⸗ 
denten und Hugo zum zweiten Vizepräſidenten gewählt. 


Rede. 


Indem Sie mich zum zweiten Male zu Ihrem Vizepräſidenten er⸗ 
wählen, erweiſen Sie mir eine Ehre, für welche ich Ihnen zu aufrichtigem 
Danke verpflichtet bin. Dieſe Ehre iſt um ſo größer, als ich im ver⸗ 
gangenen Jahre nicht Gelegenheit hatte, Beweiſe für meine Befähigung 
zu dem mir übertragenen Amte abzulegen. Wenn Sie mir heute deſſen⸗ 


ungeachtet Ihre Stimmen geben, ſo bin ich berechtigt, das 1 r 
Fürſt Hohenlohe, Denkwürdigkeiten. I 
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Vertrauens in der Beurteilung meiner außerhalb des Kreiſes dieſer Ver- 
ſammlung liegenden Tätigkeit zu ſuchen. Damit gewinnt aber Ihre Ab- 
ſtimmung für mich eine höhere politiſche Bedeutung. Das Votum dieſer 
Verſammlung gibt mir den Mut, auszuharren auf dem Wege, den ich 
für den richtigen halte, auszuharren in dem Beſtreben, die Verſöhnung, 
Verſtändigung und Eintracht der deutſchen Stämme nach Kräften zu 
fördern. 

In dieſem Geiſte nehme ich das mir übertragene Amt an und bitte 
Sie nur noch, mir Ihre wohlwollende Nachſicht nicht zu entziehen, wenn 
ich berufen ſein ſollte, die Verhandlungen dieſer hohen Verſammlung zu 
leiten. 

Berlin, 7. Juni 1869. 

Geſtern war ich zum Diner nach Potsdam eingeladen. Ich fuhr 
um 3/,2 Uhr auf den Bahnhof, wo ich Hugo und Stillfried fand, 
mit denen ich in einen Waggon ſtieg. In Neuendorf (zu meiner Zeit 
hieß es Nowawes) fanden wir die königlichen Equipagen, die uns nach 
Babelsberg brachten. Ich war ſeit vierundzwanzig Jahren nicht dort ge⸗ 
weſen. Das Schloß iſt ſehr ſchön geworden, noch ſchöner der Park. Wo 
zu meiner Zeit nur elende Anpflanzungen waren, iſt jetzt ein ſchöner 
engliſcher Park mit großen Bäumen. Alles prächtig gehalten. Beim Diner 
waren der König, die kronprinzlichen Herrſchaften, der Prinz von Heſſen 
mit Prinzeß Alice und alle ſonſtigen Herrſchaften. Der König war 
liebenswürdig wie immer, erkundigte ſich nach dem König von Bayern 
und Prinz Otto, ließ ſich aber ſonſt nicht in politiſche Geſpräche ein. Die 
Kronprinzeß ſprach viel eingehender, fragte, wann der König kommen 
werde, und erging ſich in deutſch-politiſchen Erörterungen. Prinzeß Alice 
erinnerte mich an Osborne. Ueberhaupt war man ſehr liebenswürdig 
und ſagte mir viel Schmeichelhaftes über meine Rede. Ich ſaß neben 
Prinz Georg, mit dem ich viel über Wagner ſprach. Nach Tiſch kam 
eine Menge kleiner Prinzen und Prinzeſſinnen, die den alten König um 
ringten und ihm die Hand küßten. Es ſah recht hübſch und patriarchaliſch 
aus. Um 6 Uhr war ich wieder zurück, ging dann noch zu Perglas, wo 
ich eigentlich hätte eſſen ſollen, und begrüßte die dort eingeladenen Größen, 
die bei der Zigarre in „angegeſſenem Zuſtand“ im Salon ſaßen. Abends 
machte ich einen Spaziergang zu Kroll, wo ich die „ſüddeutſche Fraktion“ 
fand: Schrenck, Franckenſtein, Aretin u. ſ. w., mit denen ich freund⸗ 
ſchaftlich nach Hauſe wanderte. 

Heute Morgen war Zollparlament. Ich hatte die nationalliberale 
Partei bewogen, die Frage wegen des bayriſchen Wahlgeſetzes zum Zoll⸗ 
parlament, die voriges Jahr unangenehme Debatten veranlaßt hatte und 
die wieder auftauchen wollte, fallen zu laſſen, indem ich ihnen verſprach, 


a 


eine beruhigende Rede zu halten. Dies tat ich auch; die Rede erntete 
Bravos, und wir kamen ohne Diskuſſion über die ganze Geſchichte weg. 
Um 6 Uhr war Diner bei dem amerikaniſchen Geſandten. Ich ſaß neben 
ſeiner Frau, einer alten Amerikanerin, ſehr elegant, mit der ich ſcheußliches 
Engliſch ſprach. Sie ſchwärmt für Erckmann⸗Chatrian und empfiehlt 
ſeine Bücher allen young ladies. Nachdem wir die verſchiedenartigſten 
Weine getrunken hatten, brachte Miſter Baneroft einen Toaſt auf den 
König von Bayern aus. Ich erwiderte, daß ich dieſen Toaſt dem König 
melden würde, der eine große Sympathie für die Amerikaner habe, daß 
ſeine Worte um ſo mehr Wert hätten, als ſie von einem ſo ausgezeichneten 
Manne wie Miſter Bancroft kämen, ſprach noch von der Verbrüderung 
der Nationen und von der Hoffnung, welche alle Wohlgeſinnten beſeele, 
daß die Völker dieſes Ziel erreichen würden, und trank dann in einem 
nicht ſehr glücklichen Uebergang auf das Wohl des Mannes, der dieſe 
Hoffnung teile, nämlich auf Miſter Bancroft. Die Rede war nicht 
ſehr abgerundet, aber doch erträglich. 
| Berlin, 8. Juni 1869, 
Heute Morgen war Perglas lange bei mir, um mit mir über die 
Liquidationsverhandlungen zu ſprechen. Während er da war, kam auch 
ein Herr Sterkow (oder wie er heißt), der mit dem Zeichen (—) Kor⸗ 
reſpondenzartikel in die „Allgemeine Zeitung“ ſchreibt. Ein wohlunterrichteter 
Mann, aber der Typ eines Preßhuſaren. Dann fuhr ich Viſiten. Zuerſt 
bei Prinz Auguſt von Württemberg, der mir ſeinen mit Jagdgegenſtänden 
reich verzierten Saal zeigte, dann zu verſchiedenen Prinzen, wo ich mich 
einſchrieb, und endlich zu Moltke, mit dem ich ein langes Geſpräch über 
den Krieg hatte, das ich beſonders aufzeichnen werde. Es iſt ein merk— 
würdiger, klarer, entſchloſſener Mann. Um 4 Uhr war großes Diner bei 
Hof zu Ehren des Vizekönigs von Aegypten. Wir fuhren, Viktor und 
ich zuſammen, in der Galaequipage. Im Schloß war ſchon alles ver- 
ſammelt, mit Ausnahme des Königs. Der Vizekönig kam etwas früher 
als der König. Er iſt ein kleiner Mann mit einem Bart; trotz ſeiner 
geſtickten Uniform und dem Schwarzen Adler machte er mir den Eindruck 
eines franzöſiſchen Caféwirts. Bei Tiſch ſaß ich neben Boguslaw Radzi⸗ 
will und Viktor. Erſterer ſprach ſchwärmeriſch von ſeinen verſchiedenen 
Kindern, die im geiſtlichen Stande ſind. Eine Tochter Nonne und zwei 
Söhne Geiſtliche. Es war rührend, wie er mir erzählte, daß er ſeine 
Tochter, die für ihn eine wahre Freundin geweſen ſei, ſo ungern habe 
ins Kloſter gehen laſſen, daß ſie jetzt aber ſehr glücklich ſei. Sie iſt 
| barmherzige Schweſter. Nach Tiſch hatte ich eine lange Unterhaltung mit 
Prinzeß Karl, dann mit Prinzeß Alice, die ſehr heiter und liebenswürdig 
iſt, endlich mit der Kronprinzeß, für die ich ein ganz beſonderes tendre 
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habe, und dann ließ ich mich dem Vizekönig vorſtellen, der glücklich war, 
mit mir über Aegypten ſprechen zu können. Er ſpricht ſehr gut 
Franzöſiſch. Alles, was Berlin an großen Tieren beſitzt, war anweſend. 
Auch Bluntſchli traf ich, mit dem ich über Jeſuiten, Konzil und 
Proteſtantentag redete. 

Nun bin ich aber von alldem ganz ſchwindlig, um ſo mehr, als man 
die grauenhafte Idee hatte, eine Militärblechmuſik während der Tafel 
ſpielen zu laſſen, was wahrhaft betäubend wirkte. 


Geſpräch mit General von Moltke am 8. Juni 1869. 


Bei einem Beſuche bei General von Moltke kam die Rede auf die 
ſüddeutſchen Verhältniſſe. Moltke verkannte nicht, was wir bisher getan 
hätten, bemerkte aber, daß wir möglicherweiſe bei einem auswärtigen 
Kriege die Politik des Zuſpätkommens befolgen würden. Wir ſeien nicht 
gerüſtet und würden dieſe Politik befolgen, ohne uns eines Vertragsbruchs 
ſchuldig zu machen. Ich erwiderte, daß man zu einer tüchtigen Aus— 
bildung der Armee viel Geld brauche. Dieſes werde aber von den 
Kammern abhängen. Dieſe teilen ſich in Ultramontane und Liberale. 
Letztere bewilligten überall nicht gern Geld für die Armee. Erſtere würden 
mehr Geld bewilligen, wenn ſie nicht die Befürchtung hegten, daß der 
Krieg doch ſchließlich mit dem Verluſt der Selbſtändigkeit des Landes ende. 
Hätte dieſe Partei die Gewißheit, daß der Krieg das Reſultat des Ver— 
luſts der Selbſtändigkeit nicht habe, ſo würden ſie eher zu Geldbewilli— 
gungen bereit ſein. Eine ſolche Garantie biete uns nur ein ſtaatsrechtliches 
Band unter den ſüddeutſchen Staaten. Moltke erwiderte, ohne auf letzteren 
Punkt einzugehen, daß die Befürchtung vollkommen grundlos ſei. (Das 
gleiche wurde mir eingehend von dem General der Artillerie Prinzen 
Hohenlohe auseinandergeſetzt.) 

Auf den Krieg ſelbſt eingehend, ſagte er: Frankreich werde keinen Krieg 
beginnen, wenn Oeſterreich nicht mitgeht, ſo dumm ſeien die Franzoſen 
nicht. Sie wüßten zu gut, daß ſie Preußen nicht gewachſen ſeien, wenn 
ſie allein angriffen. Oeſterreich aber ſei jetzt nicht gerüſtet. Wenn der 
Krieg mit Frankreich und Oeſterreich ausbreche, ſo werde ſich Preußen 
in feinem Feldzugsplan nicht irre machen laſſen. Man werde alle Streit- 
kräfte auf Frankreich werfen und die Oeſterreicher möchten unterdeſſen 
tun, was ſie wollten, und wenn ſie bis Berlin marſchierten. 

Was Ulm betrifft, ſo ſagte Moltke, es ſei eine öſterreichiſche Feſtung 
und habe wenig Wert. Man könne es aber doch nicht aufgeben. 

Bezüglich der Liquidationskommiſſion erwähnte er nur, daß man in 
Preußen nichts wolle, als ſich vergewiſſern, daß die Kanonen, welche doch 
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Preußen mitgehörten, ſo placiert ſeien, daß man ſie nicht gleich weg⸗ 
nehmen könne. 
Berlin, 10. Juni 1869. 

Geſtern eine kurze Sitzung des Zollparlaments. Göler wollte über 
einen Artikel des Vertrags mit Japan eine nationalgefärbte Rede halten. 
Ich hielt ihm meine Gründe entgegen, und er verſchluckte ſeine ſchöne Rede 
und ſchwieg. Eine ſeltene Selbſtbeherrſchung. 

Nachmittags Fahrt nach Potsdam, wohin wir zum Theater „in 
kleiner Uniform“ eingeladen waren. Wir kamen um 6 Uhr dort an, be- 
gaben uns von der Station Wildpark zu Fuß in das Neue Palais, wo 
man uns unterdeſſen, bis das Theater anging, ein Zimmer gab. Wir 
brachten aber den größten Teil der Zeit auf der Terraſſe zu, obgleich das 
Wetter nicht ſehr ſchön war. Um 7 Uhr begann das Theater. Es iſt 
ein hübſches kleines neukonſtruiertes Theater im Neuen Palais. Die 
höchſten Herrſchaften ſaßen vorn auf Stühlen. In der Mitte die Kron⸗ 
prinzeß mit Prinzeß Alice von Heſſen. Links der Vizekönig, rechts der 
König von Preußen, dann die übrigen Prinzen. Hinter der Kronprinzeß 
ſaßen die Prinzeß Charlotte und die Prinzeß von Heſſen, zwei Mädchen 
von ſechs oder acht Jahren, und zwiſchen ſich hatten ſie den Sohn des 
Vizekönigs. Die beiden Mädchen waren ſehr vertraut mit ihrem Spiel⸗ 
kameraden im roten Tarbuſch und dem impaſſibeln türkiſchen Geſicht. Die 
kleine Prinzeß von Heſſen arrangierte ihm den ſeidenen Büſchel auf ſeinem 
Tarbuſch, und als das Theater vorbei war und ſie wegging, küßte ſie ihn, 
worüber er ſehr erſtaunt war. Sie fragte ihn auch, wo denn ſeine Mama 
wäre, worüber er keine Auskunft geben konnte. So erzählte die Kron⸗ 
prinzeß nachher. Das Theater beſtand aus einem franzöſiſchen Luſtſpiel 
„Les souliers de bal“ und einem horrend dummen Ballett unter dem wenig 
franzöſiſchen Titel „La féte du jour de naissance“. Unter anderm kam 
auch ein „pas styrien“ zur Aufführung. Zwei Tänzer in kurzen ſchwarzen 
Schwimmhoſen, roſenfarbenem Trikot und weißen Socken bis etwas über 
die Knöchel tanzten mit zwei Damen mit roten Strümpfen. Die übliche 
Bewegung der Daumen in den Hoſenträgern fehlte nicht, dazu ſang ein 
Chor abenteuerlicher Steirer, mit grünen Hüten und roten Weſten, die 
bekannten angeblichen Gebirgsjodler „Wenn ich nun von der Alpe weka 
geh u. ſ. w.“, durch und durch Berliner Holdrio. Viktor und ich ſowie 
Fritz, die wir nebeneinander ſaßen, unterhielten uns ſehr darüber. 

Nach dem Theater war Souper, wo ich zwiſchen General Los und 
Ariſtarchi Bei ſaß. Dann war Cercle, und um 10 Uhr wurden wir 
entlaſſen, um mit dem Extrazug nach Berlin zurückzufahren. Bismarck 
lud mich ein, mit ihm zu fahren, und benützte die Gelegenheit, mit mir 
von Geſchäften zu ſprechen. 
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12. Juni 1869. 

Geſtern übergab mir Simſon das Präſidium des Zollparlaments bei 
Beratung des neuen Zollgeſetzes. Ich brachte die 166 Paragraphen in 
drei Stunden durch. Glücklicherweiſe kam keine Streitigkeit und Un⸗ 
annehmlichkeit vor. Die Redner ſprachen alle von der Sache und niemand 
machte Unfug. So ging mein erſter Verſuch glücklich ab, und ich bin nun 
genug eingewöhnt, um auch bei weniger ruhigen Sitzungen zu präſidieren. 
Simſon war ſehr unwohl, und wenn es bis Montag nicht beſſer iſt, ſo 
wird er ernſtlich krank. Dann bleibt mir der Vorſitz für den Reſt der 
Seſſion, doch hoffe ich nicht. Um 5 Uhr war Diner bei Scheidt, Geheimer 
Kommerzienrat, im Hotel Royal. Ein langes lärmendes Vergnügen mit 
viel Wein. 

Abends, um mir Bewegung zu machen, Kegelpartie im Unionsklub 
bis ½1 Uhr. 


Unterredung mit Bismarck am 12. Juni 1869. 


Nach einem Diner bei Bismarck lud dieſer mich und Varnbüler ein, 
mit ihm in den Garten zu gehen. Bismarck brachte ſofort das Geſpräch 
auf das Konzil, das ihn ganz beſonders zu intereſſieren ſcheint. Er erging 
ſich zunächſt in allgemeinen Bemerkungen und ſprach ſeine Uebereinſtimmung 
mit meiner Auffaſſung aus. Varnbüler dagegen verteidigte ſeinen Stand⸗ 
punkt, welcher darin beſteht, die in Rom beabſichtigten Extravaganzen als 
einen Nagel zum Sarg der ultramontanen Beſtrebungen anzuſehen. Ich 
verteidigte dagegen die Anſicht, daß eine ſolche Hoffnung ſich als trügeriſch 
erweiſen und die Beſchlüſſe des Konzils nicht allein die katholiſche Kirche 
ſchädigen, ſondern auch den Staat in Gefahr bringen würden. 

Nachdem Varnbüler aber ſich bereit erklärt hatte, ſeinen Standpunkt 
inſoweit aufzugeben, daß er ſich von gemeinſamen Schritten nicht ausſchließen 
werde, kam Bismarck auf den Vorſchlag, es ſollten die deutſchen Staaten 
gemeinſame vertrauliche Schritte in Rom tun, um dort vor zu weit⸗ 
gehenden Maßregeln abzumahnen. !) Er denke ſich, ſagte Graf Bismarck, 


) Bismarck hatte bereits in der Depeſche an Arnim vom 26. Mai 1869, in 
welcher deſſen Antrag auf Sendung von Oratores zum Konzil abgewieſen wird, 
dem Geſandten geſchrieben: „Seine Majeſtät der König haben mich ermächtigt, 
mit der Königlich bayriſchen Regierung und eventuell mit den übrigen ſüddeutſchen 
Regierungen in vertrauliche Verhandlungen zu treten und womöglich im Namen 
des geſamten Deutſchlands, auf welches es uns zunächſt hier nur ankommen kann, 
gemeinſame Einwirkungen auf die Kurie zu verſuchen, welche ihr die Gewißheit 
geben würden, daß ſie bei etwa beabſichtigten Ausſchreitungen einem entſchiedenen 
Widerſtand der deutſchen Regierungen begegnen werde.“ Friedrich, Geſchichte des 
Vatikaniſchen Konzils, Bd. I S. 785. 
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| die Sache jo: Bayern ſolle an die deutſchen Regierungen den betreffenden 
Vorſchlag machen, dann würden ſich die preußiſche und die übrigen Re⸗ 
gierungen damit einverſtanden erklären, und dieſe Noten könnten dann 
dem Bevollmächtigten, welchen Bayern in Form eines Reiſenden von 
Diſtinktion nach Rom ſchicken müſſe, als Beglaubigung dienen. Der be⸗ 
treffende Bevollmächtigte müſſe keinen offiziellen Charakter haben, ſondern 
zu ſeinem Vergnügen nach Rom reiſen, dürfe aber dort über ſeine Qualität 
als offiziöſer Bevollmächtigter keinen Zweifel laſſen. Wer dieſe Perſon 
ſei, müſſe freilich noch überlegt werden. Wir gingen verſchiedene 
Perſönlichkeiten durch, konnten aber zurzeit niemand finden und be⸗ 
ſchloſſen, daß die Frage der Perſon des Abzuſendenden noch in suspenso 
bleiben ſolle. 
Den andern Tag kam der Geheime Rat Abeken, Referent für die 
Konzilſachen im auswärtigen Miniſterium, zu mir, und wir verabredeten 
die in dem anliegenden Promemoria enthaltenen Schritte. 


Promemoria. 
Berlin, 14. Juni 1869. 


Am 13. Juni begab ich mich im Auftrage des Herrn Miniſters zu 
dem hier anweſenden Königlich bayriſchen Staatsminiſter und Miniſter 
des Aeußern, Herrn Fürſten von Hohenlohe, Durchlaucht, um demſelben 
nebſt andern auf das bevorſtehende ökumeniſche Konzil bezüglichen Schrift⸗ 
ſtücken auch die unter dem 28. v. M. an den Königlichen Geſandten in 
München gerichtete Depeſche vorzulegen. Seine Durchlaucht erklärte ſich 
mit dem Inhalt derſelben vollkommen einverſtanden und fügte noch hinzu, 
daß er ebenſo einverſtanden ſei mit dem in bezug auf die Form des 
in Rom zu tuenden Schrittes ihm mündlich gemachten Vorſchlage des 
Grafen Bismarck, daß die vertraulichen Vorſtellungen und Mahnungen 
durch eine von der Königlich bayriſchen Regierung in vertraulicher Miſſion 
nach Rom zu entſendende Perſönlichkeit gemacht werden ſollten. Dieſer 
Abgeſandte würde nicht im Namen Bayerns allein, ſondern im Namen 
aller deutſchen Regierungen zu ſprechen haben, deren Beteiligung an dieſem 
Schritte durch beſondere Schreiben, welche dem Abgeſandten gleichſam zur 
Beglaubigung ſeines gemeinſchaftlichen Auftrags dienen würden, zu kon⸗ 
ſtatieren ſei. 

Der Königlich bayriſche Herr Miniſter ſprach ſeine Abſicht aus, nun⸗ 
mehr ohne weiteres mit dem Vorſchlage zu einer ſolchen Sendung und 
zur Verſtändigung über die Sprache, die in Rom geführt werden ſolle, 
wofür Seine Durchlaucht die in der diesſeitigen Depeſche vom 28. Mai 
angedeuteten Grundſätze billigte, ſich an die Regierungen von Württem⸗ 
berg, Baden und Heſſen⸗Darmſtadt zu wenden. Die Perſönlichkeit, welche 
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zu der Sendung zu wählen, müſſe er vorerſt noch in suspenso laſſen. 
Von der erfolgten Mitteilung an die gedachten Höfe verſprach der Fürſt 
hierher Mitteilung zu machen, damit der Vorſchlag von preußiſcher Seite 
unterſtützt werde. Ob Sachſen von ſeiten Bayerns oder von ſeiten Preußens 
aufzufordern ſei, möge noch weiterer Erwägung vorbehalten bleiben. 

Im Laufe der Beſprechung zeigte ſich Seine Durchlaucht der Fürſt 
Hohenlohe auch dem von preußiſcher Seite angeregten Gedanken nicht ab⸗ 
geneigt, daß neben den Schritten in Rom auch an die deutſchen Biſchöfe 
vor ihrem Abgange nach dem Konzil reſpektive bei der ihnen dafür zu 
erteilenden Erlaubnis eine Kundgebung der deutſchen Regierungen, und 
zwar ebenfalls in völliger Uebereinſtimmung des Inhalts, gerichtet würde, 
um ihnen den Standpunkt, welchen die Regierung dem Konzil gegenüber 
einnehme, klarzumachen und ſie vor der Teilnahme an Beſchlüſſen, 
welche in die Rechte des Staats übergriffen, zu warnen. Hierüber wollte 
der Königlich bayriſche Herr Miniſter indes noch weitere Mitteilung er⸗ 
warten; der nächſte nach Rom hin zu tuende Schritt ſolle aber dadurch 
nicht aufgehalten werden. 

Bei dem mündlichen Vortrage, welchen ich dem Herrn Miniſter— 
präſidenten Grafen Bismarck noch am 12. vor ſeiner Abreiſe hierüber er⸗ 
ſtattete, erklärte ſich derſelbe mit der von dem Königlich bayriſchen Herrn 
Miniſterpräſidenten beabſichtigten Behandlung der Sache vollkommen ein⸗ 
verſtanden. 

Abeken. 
Journal. 
Berlin, 19. Juni 1869. 

In der geſtrigen Sitzung des Zollparlaments kam der Metzſche Antrag 
zur Beratung, der dahin ging, den Zollbundesrat aufzufordern, Maß- 
regeln zu ergreifen, um das gleichzeitige Tagen von Einzellandtagen mit 
dem Zollparlament zu verhindern. Nun iſt Metz ein unverſchämter, ge⸗ 
meiner Schreier, und der Ton des Antrags hatte mich ſchon lange geärgert. 
Ich dachte aber, es würde von irgendeiner Seite eine Modifikation kommen, 
und kümmerte mich nicht darum. Als ich nun in die Sitzung kam, hörte 
ich zu meinem Erſtaunen, daß ſelbſt die ſüddeutſche Fraktion keine Ein⸗ 
wendung erheben wolle. Nun wußte ich aber zu gut, daß Metz dem Antrag 
eine ſolche Deutung geben würde, die es mir ſchließlich unmöglich machen 
würde, zuzuſtimmen. Da der Antrag an ſich zweckmäßig war, ſo machte 
ich noch in der Sitzung eine Modifikation und zeigte ſie Schrenck, Varn⸗ 
büler und Simſon. Alle fanden meine Faſſung anſtändiger. Varnbüler 
aber, der von einer großen Eiferſucht über meine Stellung im Parlament 
beſeelt iſt, riet mir ab, die Modifikation einzubringen, es ſei nicht nötig, 
Delbrück werde ſchon etwas ſagen u. ſ. w., nur weil er wußte, daß ich 
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mir wieder einen parlamentariſchen Sukzeß erringen würde. Da ich nun 
unſre lieben, gemütlichen Landsleute kenne, ſo ſchwieg ich, war aber um 
ſo mehr entſchloſſen, meinen Antrag einzubringen. Nun kam die Dis⸗ 
kuſſion. Der Referent ſtellte den Antrag ſehr harmlos dar. Ein Heſſe 
ſprach dagegen, und nun wollte man ſchon ſchließen, worauf dann Metz 
nur allein noch geſprochen haben würde. Ich bat alſo ums Wort und 
motivierte kurz meinen Antrag. Darauf ſprach Metz, gerade wie ich es 
vorausgeſehen hatte, mit Ausfällen auf den ſüddeutſchen Partikularismus, 
in ſeinem gewöhnlichen, verletzenden, marktſchreieriſchen Ton. Da ich geſagt 
hatte, der Antrag verletze in der Form mein äſthetiſch⸗diplomatiſches Gefühl, 
ſo gab er mir einen kleinen Hieb, rühmte aber meine „nationale Geſinnung“ 
und erklärte ſich mit meiner Modifikation einverſtanden und zog ſeinen 
Antrag zurück. So kam denn mein Antrag faſt einſtimmig zur Annahme. 
Faſt alle Ultramontanen ſtimmten mit. Ich habe dadurch mir den Boden 
in München für die Rückkehr wieder smooth gemacht, ohne mir hier zu 
ſchaden. Was meine Rede anbetrifft, ſo hatte ich den Fehler begangen, 
ſie vorher zu notieren, wodurch ſie ſchlecht wurde, wie ich nachher aus 
den ſtenographiſchen Aufzeichnungen erſah. Der Erfolg blieb aber doch. 

Nach der Sitzung fuhr ich in den Friedrichshain, den ich noch nie 
geſehen hatte, da er am Ende der Königſtraße liegt. Eine hübſche, 
engliſche Anlage. 

Abends war ich mit Karl und Kraft im Wallnertheater, um „Heyde⸗ 
mann und Sohn“ zu ſehen. Ein außerordentlich amüſantes Stück. Das 
Wallnertheater iſt das einzige, das ich beſuche. Das Ballett „Fantaska“ habe 
ich einmal geſehen. Es iſt das unſinnigſte Zeug, der glänzendſte Blödſinn, 
der noch je auf dem Theater dargeſtellt wurde. Die Ausſtattung iſt 
prachtvoll, doch iſt es ſchade, ſo viel Geld auf ein ſo wahnſinniges 
Machwerk zu verwenden. Wenn man ſieht, wie ſolche Sachen bewundert 
werden, ſo überſchleicht einen das wehmütige Gefühl, daß die Menſchheit 
zurückgeht. 


Geſpräch mit Graf Bismarck. € 
Berlin, 23. Juni 1869. 

Der preußiſche Miniſter ſprach zuerſt von der Beendigung des Parla⸗ 
ments und deſſen Reſultaten und von der Haltung der Parteien, er er⸗ 
klärte ſich ſehr zufrieden, daß wenigſtens etwas zuſtande gebracht worden 
ſei. Was die politiſchen Diskuſſionen betrifft, ſo habe er die Parteiführer 
darauf aufmerkſam gemacht, daß es gegenüber der Stimmung in Süd⸗ 
deutſchland ganz unfruchtbar ſei, Fragen zu berühren, bei welchen doch 
nur eine ſüddeutſche Minderheit über die ſüddeutſche Mehrheit mit Hilfe 
der Norddeutſchen den Sieg davontragen werde. 
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Davon abſpringend, berührte er die Frage der Liquidationskommiſſion, 
erklärte ſein Einverſtändnis mit den Münchner Verabredungen und fügte 
bei, daß er den Antrag bei dem König von Preußen geſtellt habe, dieſe 
Vereinbarungen genehmigen zu wollen; er habe nur noch den Wunſch, 
der ihm durch das Kriegsminiſterium nahegelegt worden ſei, und der darin 
beſtehe, es möchten Mitglieder der Subkommiſſion, bayriſche und preußiſche 
(oder auch andre), eine Reiſe nach Landau machen, um dort zu beraten, 
ob es nicht zweckmäßiger ſei, das bewegliche Material nach Germersheim 
zu bringen und Landau ganz aufzugeben. Er bat mich, ich möchte die 
Sache in München in Anregung bringen. Auf die deutſche Frage zurück⸗ 
kehrend, erging ſich Graf Bismarck in einer längeren Darlegung der 
Gründe, weshalb Preußen gar nicht daran denke, irgendwie die Selb⸗ 
ſtändigkeit Bayerns oder der andern ſüddeutſchen Staaten zu beeinträchtigen. 
Baden habe für Preußen keinen Wert, und das Entgegenkommen Badens 
könne von Preußen nicht berückſichtigt werden. Dort ſeien Offiziere, aber 
keine Soldaten — politiſch geſprochen. Damit könne man nichts machen. 

Die Entwicklung in Deutſchland werde ſehr langſam gehen, und 
Preußen habe noch zu viel im Norddeutſchen Bund zu tun, um ſich darauf 
einzulaſſen, heterogene Elemente in den Bund aufzunehmen oder mit den⸗ 
ſelben einen Bund einzugehen, der den Kriſtalliſationsprozeß des Nord⸗ 
deutſchen Bundes nur ſtören würde. 

Darauf bemerkte ich, es liege in dem gegenwärtigen Zuſtand von 
Deutſchland eine große Gefahr ſowohl für den Norden als den Süden. 
Solange Frieden bleibe, habe dies nichts zu ſagen, aber breche der Krieg 
aus, ſo würde man ſich in Süddeutſchland fragen, wozu führen wir den 
Krieg? Siegen wir, ſo werden wir nachher in den Norddeutſchen Bund 
eintreten, werden wir beſiegt, ſo ſind wir auch verloren. Um ſolche Er⸗ 
wägungen zu beſeitigen, um den Süden zu rückhaltloſer freudiger Mit⸗ 
wirkung zu bringen, ſei es notwendig, ihm die Garantie ſeiner Selb⸗ 
ſtändigkeit nach dem Kriege zu verſchaffen, und dies geſchehe durch einen 
weiteren Bund nach Analogie des alten Deutſchen Bundes zwiſchen Süd⸗ 
deutſchland und dem Norden. Ich fragte alſo Graf Bismarck, ob er auch 
dieſe Verbindung als eine ſolche anſehe, welche die Entwicklung und Aus⸗ 
bildung des Norddeutſchen Bundes ſtöre. Er erwiderte eifrig, da müſſe 
er ſich nicht klar ausgedrückt haben, dieſer Gedanke ſei ihm fern, jede 
Verbindung, die wir ihm böten, werde er dankbar annehmen. Jene Be⸗ 
fürchtungen ſeien aber unbegründet; erſtens werde Preußen nach dem Krieg, 
wenn er mit Hilfe Süddeutſchlands geführt werde, nicht ſo niederträchtig 
ſein, ſeinen Bundesgenoſſen Bedingungen vorzuſchreiben, die ſie nicht an⸗ 
nehmen könnten, und dann werde der Krieg jedenfalls für Preußen ſiegreich 
ausfallen, da Frankreich Preußen nicht gewachſen ſei. Er führte das 
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durch Aufzählung der preußiſchen Truppen und durch Vergleichung mit 
den Franzoſen weitläufig aus. Außerdem wies er auf die Allianz mit 
Rußland hin, widerlegte meine Einwände bezüglich einer antipreußiſchen 
Stimmung in Rußland, indem er nachwies, daß dies nur die Preßmanöver 
der Hietzinger Intriganten ſeien, welche durch Vermittlung des Groß— 


fürſten Konſtantin gleichzeitig dieſelben Artikel in die „Moskauer Zeitung“, 
den „Beobachter“ und die „Sächſiſche Zeitung“ einrücken ließen. 

An den Bruch der Allianzverträge ſeitens der ſüddeutſchen Staaten 
glaube er nicht im entfernteſten. Auch ſei dies für Bayern viel zu ge— 
fährlich, da trotz ſeiner deutſchen Geſinnung und ſeinem guten Willen 
im Fall des Bruchs der Allianzverträge dann eine Strömung eintreten 
könne, die zur Teilung Bayerns zwiſchen Norddeutſchland und Oeſterreich 
führen würde. Er würde dagegen ſein, aber er werde es in einem ſolchen 
Falle nicht hindern können. Die Allianz Frankreichs mit Italien habe 
für erſteres keinen Wert, die Italiener würden nicht marſchieren, wenn 
auch Viktor Emanuel, der durch Geld und Frauenzimmer zu allem zu 
bringen ſei, einen Vertrag mit Frankreich abſchließen wolle. 

Er kam dann auf die franzöſiſche Diplomatie zu reden, äußerte ſich 
wegwerfend über Grammont und Mouſtier, günſtig über Benedetti. 
Dann ging er auf die Erinnerungen von 1866 über. Hier erzählte er, 
der eigentliche Grund, weshalb er ſich beeilt habe, den Frieden in Nikols⸗ 
burg zu ſchließen, habe in der ungariſchen Frage gelegen. Sie hätten 
nicht daran gedacht, die ungariſche Revolution loszulaſſen, wenn ſich 
Frankreich nicht eingemiſcht hätte. In dem Augenblick der franzöſiſchen 
Einmiſchung habe man aber den Krieg mit Frankreich befürchten müſſen, 
und deshalb habe er dann Klapka losgelaſſen. Nun ſei aber daraus die 
Gefahr entſtanden, dieſe Bewegung zu einer Ausdehnung heranwachſen 
zu ſehen, die zu europäiſchen Verwicklungen geführt und namentlich Ruß⸗ 
land beunruhigt haben würde. Die Befürchtung, den Krieg ſo große 
Dimenſionen annehmen zu ſehen, die Rückſicht auf die Gefahren, welchen 
die preußiſche Armee durch Cholera und Fieber ausgeſetzt geweſen, hätten 
ihn veranlaßt, in Nikolsburg entſchieden auf Frieden zu dringen, ſelbſt 
mit Anbieten ſeiner Entlaſſung. 

„Man glaubt immer,“ ſagte er, „ich hätte damals nur in Triumphen 
geſchwommen, und ich kann Sie verſichern, daß ich nie eine ſchrecklichere 
Zeit durchgemacht habe. Alle im Hauptquartier ſahen mich wie einen 
Verräter an, und wenn ich an den hohen Fenſtern des Schloſſes ſtand, 
ſo dachte ich oft: Tuſt du nicht am Ende beſſer, wenn du da hinunter⸗ 
ſpringſt?“ Ich habe oft im Konſeil ſolche Szenen gehabt, daß ich auf⸗ 

| ſprang, hinauslief, die Türe zuwarf, mich aufs Bett legte und wie ein 
| Schloßhund heulte.“ 
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Von der Bundesverfaſſung ſprechend, ſagte er, mit dem König von 
Sachſen hätte man einen Bundesvertrag ſchließen können, das ſei ein 
vernünftiger, gewiſſenhafter Mann von deutſcher Geſinnung. Mit dem 
König von Hannover ſei dies nicht möglich geweſen, deshalb habe man 
Hannover annektieren müſſen. 

Schließlich fragte ich ihn noch über mein Projekt eines weiteren 
Bundes. Er erklärte, auf Verhandlungen eingehen zu wollen, doch möchte 
ich dies direkt mit ihm tun. (Ich bemerke, daß ich beſonders betont hatte, 
daß es ſich nur von einem Staatenbund wie in der alten Bundesverfaſſung 
handle, ohne Parlament.) Auch möchte ich ihm eigenhändig ſchreiben, 
wie er mir eigenhändig antworten werde. Natürlich ſollte dies nur eine 
vorläufige unverbindliche Korreſpondenz ſein, was nicht ausſchließt, daß 
wir die Korreſpondenz als eine ſehr ernſte und vorſichtig zu behandelnde 
Sache zu betrachten haben. Das Reſultat des Geſprächs iſt, Bismarck 
will zurzeit nichts von Süddeutſchland, er glaubt nicht an den Krieg mit 
Frankreich, er iſt aber im Fall des Krieges ebenſo wie Moltke überzeugt, 
daß Preußen ſiegen wird, und er wird Bayern zu vernichten trachten, 
wenn es den Allianzvertrag nicht hält. 

Berlin, 23. Juni 1869. 

Mit Roggenbach das Verfaſſungsprojekt beſprochen. Er ſagt, die 
nationalliberale Partei und Preußen überhaupt ſehe in einem ſolchen 
Projekt nur eine Desorganiſation des bisher beſtehenden Zuſtands. Sie 
wollen alles oder nichts. Keine gemeinſchaftliche Geſetzgebungsarbeit, ſagt 
man hier, ohne Unterordnung unter die Gewalt des Bundes. 

Baden werde nicht zuſtimmen wegen der Furcht, majoriſiert zu werden. 

Er rät: kein Parlament, weder ſüddeutſches noch norddeutſches, 
Zurückkommen auf das frühere Projekt: Staatenbund, gemeinſchaftliche 
Militärangelegenheiten, Analogie des alten Bundes. Keine weiteren 
Konzeſſionen an die ſüddeutſchen Nationalliberalen. 


München, 3. Juli 1869. 

Geſtern erhielt ich um 12 ½ Uhr Mittags ein Telegramm von Lipowsky, 
welches mir mitteilte, daß der König mich und Schlör in Berg zu ſehen 
wünſche zwiſchen 2 und 3 Uhr. Der Wagen, hieß es am Schluß, werde 
uns in der Wohnung abholen. Zuerſt dachte ich, daß der Nachſatz ein 
Irrtum ſei, es fand ſich aber wirklich ein Wagen ein, der uns durch den 
Fürſtenrieder Park nach Berg brachte. Wir kamen dort nach 3 Uhr 
an. Der König empfing mich zuerſt. Er gab mir, was er ſelten tut, 
die Hand und war ſehr liebenswürdig. Ich ſprach ihm zuerſt von meinem 
Bericht über das Geſpräch mit Bismarck und führte die Gründe, weshalb 
jetzt an eine weitere Bedrohung Bayerns durch Preußen nicht zu denken 
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ſei, weiter aus. Der König iſt immer voll Mißtrauen, was in ſeinem 
äußerſt ſkeptiſchen Weſen begründet iſt. Den Allianzvertrag, behauptete 
er, könnten wir jeden Augenblick löſen, es ſei darin ein Paſſus, der uns 
dies ermögliche, was ich natürlich beſtreiten mußte, wogegen ich zugab, 
daß man jeden Vertrag kündigen kann, wenn man es in ſeinem Intereſſe 
findet. Dies aber ſei hier nicht der Fall. Ich führte die Gefahr aus, 
die uns das bringen würde. Beſſer ſei es, ein Bündnis nach Art des 
Deutſchen Bundes mit Preußen abzuſchließen. Dagegen ſeien zwar die 
Miniſter, die behaupteten, daß ein ſolches Bündnis den Fortſchrittlern zu 
wenig und den Ultramontanen zu viel ſei. Der König erwiderte ſehr 
treffend, das ſei gleichgültig, auf die öffentliche Meinung dürfe man nicht 
zu viel geben. Auch begreife er nicht, was die Miniſter damit zu tun 
hätten. „Sie ſind ja Miniſter des Aeußern, die andern geht das gar 
nichts an.“ 

Ich erwiderte, daß die auswärtige Politik auf die Lage des ganzen 
Miniſteriums fo viel Einfluß habe, daß man es den Miniftern nicht übel⸗ 
nehmen könne, wenn ſie wiſſen wollen, was ich tue. Dazu kommt, daß 
der König den andern Miniſtern ſein Erſtaunen ausſpricht, wenn ſie nichts 
von dem wiſſen, was im Miniſterium des Aeußern geſchieht, wodurch 
dieſe Herren natürlich gegen mich aufgehetzt werden. Das iſt ſo die Natur 
des Königs, die Leute hintereinander zu hetzen. Ich kann das nur durch 
die größte Ehrlichkeit und Offenheit konterkarieren. In bezug auf das 
Konzil machte ich einen kurzen Vortrag über die gegenwärtige Lage. Der 
König fand wieder ſehr richtig den Kern der Sache, indem er bemerkte, 
daß das Recht der Staaten der Kirche gegenüber auf den Konkordaten 
beruhe und dieſe durch einſeitiges Vorgehen der Kirche verletzt würden. 
Wir kamen dann auf die Todesſtrafe. Der König erwähnte, es habe 
ihn vielfach beſchäftigt, daß ich ihm in der letzten Unterredung geſagt 
hätte, ich ſei ein Gegner der Todesſtrafe. Wir beſprachen weitläufig die 
bekannten Gründe für und gegen.!) Endlich machte er mich noch auf 
die Aquarelle aufmerkſam, die er in ſeinem Zimmer hatte, und entließ 
mich dann. Schlör wurde dann gerufen, und als er wiederkam, aßen 
wir mit Sauer zu Mittag und fuhren nach Starnberg, wo wir den 
Bahnzug nach München beſtiegen und um ½ 9 Uhr nach Haufe kamen. 

Der König war wie immer ſehr ſcharfſinnig in ſeinen Fragen und 
Antworten. Es iſt ſchade, daß ſeine Fähigkeiten ſo brach liegen und er 


1) Die Kammer der Abgeordneten hatte am 22. März 1867 in namentlicher 
Abſtimmung mit 87 gegen 44 Stimmen einen Antrag angenommen, „daß dem gegen⸗ 
wärtig verſammelten Landtage ein Geſetzentwurf über die Abſchaffung der Todesſtrafe 
vorgelegt werde“. 
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ſich mehr und mehr auf die ſchlechte Geſellſchaft des Bereiters Hornig 
beſchränkt. Geſtern Abend wollte er noch nach der Riß fahren, wahr⸗ 
ſcheinlich um der Ankunft des Kaiſers von Oeſterreich zu entgehen. 


Die Kommiſſion zur „Auseinanderſetzung des vormaligen beweglichen 
Bundeseigentums“ war am 4. April 1869 zuſammengetreten. Die end⸗ 
gültigen Vereinbarungen enthält das Protokoll der neunten Sitzung vom 
6. Juli 1869. Dieſes Protokoll beſtimmt: 1) 

1. Eine Teilung des gemeinſamen Materials der vormaligen Bundes— 
feſtungen Mainz, Ulm, Raſtatt, Landau wird zurzeit nicht beſchloſſen. 
Dieſes Material verbleibt im gemeinſchaftlichen Eigentum der auf der 
Konferenz vertretenen Staaten und wird „im Intereſſe des allgemeinen 
deutſchen Verteidigungsſyſtems verwaltet, erhalten und ergänzt“. 

2. Das Material in Ulm, Raſtatt, Landau wird durch die Territorial⸗ 
regierungen, das in Mainz durch den Norddeutſchen Bund verwaltet. 

3. Die Koſten der Unterhaltung und Ergänzung tragen die Staaten, 
welche die Verwaltung übernehmen. 

4. Alljährlich im Monat September findet eine Inſpizierung ſtatt 
durch beſondere Kommiſſionen, deren Zuſammenſetzung für die verſchiedenen 
Feſtungen beſtimmt iſt, und zwar ſo, daß in jeder Kommiſſion Preußen 
und der Norddeutſche Bund und die ſüddeutſche Feſtungskommiſſion neben 
der Territorialregierung vertreten ſind. 

5. Der Umfang der Inſpektion und der Geſchäftsgang der Kommiſſionen 
iſt beſtimmt. 

6. Der preußiſche Militärbevollmächtigte am Sitze der ſüddeutſchen 
Feſtungskommiſſion wird von den Ergebniſſen der Verhandlungen der 
letzteren, ſoweit ſie das bewegliche Eigentum betreffen, fortlaufend unter⸗ 
richtet. Bei Beratungen der Feſtungskommiſſion, welche weſentliche 
Aenderungen der Subſtanz des Feſtungsmaterials betreffen, wird er zu— 
gezogen. 

7. Bei denjenigen Fragen, welche ſich auf die Wahrung des Zu— 
ſammenhangs des Defenſipſyſtems zwiſchen Norddeutſchland und Süddeutſch— 
land beziehen, und in ſolchen Angelegenheiten, welche von weſentlichem 
Einfluſſe auf das geſamte deutſche Verteidigungsſyſtem ſind, werden die 
ſüddeutſchen Regierungen vor Erledigung ſolcher Gegenſtände die An⸗ 
ſichten des Norddeutſchen Bundes in der Regel durch Vermittlung des 
Militärbevollmächtigten hören, und wenn fie den Vorſchlägen des Nord⸗ 
deutſchen Bundes nicht Folge geben, dem Norddeutſchen Bunde die Gründe 
mitteilen. 


) Abgedruckt in Hirths Annalen des Deutſchen Reichs, 1872, S. 1579. 
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An den bayriſchen Geſandten Baron Perglas in Berlin. 
München, 12. Juli 1869. 

Euer Hochwohlgeboren haben in Ihrem Bericht vom 8. d. M., welchen 
ich Seiner Majeſtät vorgelegt habe, Ihre Anſchauungen über die Haltung 
der preußiſchen Regierung gegenüber dem Konzil in einer Weiſe dargelegt, 
die eine Kritik der Schritte der bayriſchen Regierung deutlich erkennen 
läßt. Ich glaubte in der ganzen Sache Euer Hochwohlgeboren bisher 
ſtets mit voller Bereitwilligkeit Auskunft über die Motive gegeben zu 
haben, welche mich veranlaßten, die Initiative in dieſer Angelegenheit zu 
ergreifen. Jene Kritik läßt mich aber erſehen, daß ich mich nicht deut⸗ 
lich genug ausgeſprochen haben muß, da Sie von der Anſicht auszugehen 
ſcheinen, als habe die bayriſche Regierung ohne Rückſicht auf ihre 
katholiſche Bevölkerung und ohne ſich der Stütze bewußt zu ſein, welche 
dieſe Bevölkerung der Macht und Selbſtändigkeit der Krone bietet, un- 
bedacht die Frage angeregt und damit die Sympathien eines Teils des 
Landes verſcherzt. Wenn überhaupt zugegeben wird, und darüber dürfte 
kein Zweifel beſtehen, daß die weltlichen Regierungen es ſich ſelbſt ſchuldig 
ſind, nicht unvorbereitet das Konzil an ſich herankommen zu laſſen, ſo 
mußte eine Regierung die Initiative ergreifen. Es braucht aber keiner 
machiavelliſtiſchen Suppoſitionen, um einzuſehen, daß die preußiſche Regie⸗ 
| rung als eine akatholiſche nicht in der Lage war, den erſten Schritt zu 
tun. Er würde nicht allein ihre Stellung gegenüber den katholiſchen 
Untertanen erſchwert haben, ſondern auch als ein unberechtigter bezeichnet 
worden ſein. Das gleiche gilt von Württemberg und Baden. Oeſterreich 

hatte ſeine eignen Gründe, ein doppeltes Spiel zu ſpielen. 
So blieb von den deutſchen Regierungen nur Bayern. Gerade aber um 
Konflikte zu vermeiden, die das bevorſtehende Konzil, wenn es die angekündigten 
Beſchlüſſe faßt, mit ſich bringen würde, gerade um den Frieden zwiſchen der 
Staatsregierung und der katholiſchen Bevölkerung nicht noch mehr gefährden 
zu laſſen, mußte die bayriſche Regierung darauf denken, wie jenen extremen 
Beſchlüſſen entgegenzuarbeiten ſei. Daß eine einzelne Regierung in Rom nichts 
ausrichten werde, war klar. Nur vereinigte Maßregeln aller oder mehrerer 
Regierungen können dort Eindruck machen, und um dieſe herbeizuführen, war 
eine Mitteilung an die Regierungen der andern beteiligten Staaten nötig. 
Die bayriſche Regierung hat damit zwar die Sympathien des Jeſuiten⸗ 
ordens verſcherzt, wenn ſie dieſe überhaupt je gehabt hat, ſie hat aber die 
Zuſtimmung aller guten Katholiken erworben, die nicht unter dem Ein’ 
fluß jenes Ordens ſtehen, und ſie glaubt in keiner Weiſe ein Aergernis 
| bereitet zu haben. Auch kann ſie hoffen, jene religiöſen Konflikte entfernt 
zu haben, welche für die Stellung Bayerns und für das Heil der Kirche 

ſelbſt verderblich werden könnten. 


F 
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Aus einem Bericht an den König vom 14. Juli 1869. 

. . . Sämtliche Regierungen ſtimmen darin überein, daß dem Konzil 
auf dem religiöſen Gebiete die vollſtändigſte Freiheit der Entſcheidung 
gewahrt bleiben, daß dagegen ebenſo entſchieden jedes Herübergreifen dieſer 
geiſtlichen Verſammlung in das Gebiet des Staats abgewehrt werden 
müſſe, und daß Konziliarbeſchlüſſe von der Beſchaffenheit, wie ſie der 
Unterzeichnete vorherſieht, die höchſte Gefahr für den religiöſen Frieden 
und für die Ruhe des ſozialen Lebens mit ſich bringen werden. 

Dagegen beſteht darüber eine Differenz, ob ſchon jetzt Schritte, um 
derartige Beſchlüſſe zu verhindern, geſchehen ſollen oder ob man zuwarten 
ſoll, bis derartige Beſchlüſſe gefaßt ſeien. Wenn die Motive, welche für 
die letztere Alternative angeführt werden, wirklich die richtigen wären, 
wenn es nämlich wirklich, wie namentlich öſterreichiſcherſeits hervorgehoben 
wird, unglaublich wäre, daß die Mehrheit der Biſchöfe ſich zu ſolchen 
extremen Entſcheidungen hinreißen laſſen werde, ſo ließe ſich allerdings 
gegen ein Zuwarten nicht viel einwenden. Allein die von dem treu⸗ 
gehorſamſt Unterzeichneten gehegte Beſorgnis iſt nach allen Informationen 
eine wohlbegründete, und der treugehorſamſt Unterzeichnete kann ſich der 
Meinung nicht entſchlagen, daß auch jene Staaten, welche dieſe Beſorgnis 
nicht zu hegen vorgeben, in Wirklichkeit nicht von dieſen Motiven, ſondern 
von andern geleitet werden, insbeſondere von einer gewiſſen Eifer- 
ſucht auf die Initiative Bayerns, dann wohl auch, weil es im Intereſſe 
mancher Staaten gelegen ſcheint, wenn namentlich Bayern noch tiefer 
in die Kämpfe mit der ultramontanen Partei verwickelt und dadurch in 
ſeiner politiſchen Aktion nach außen gelähmt wird. 

Der treugehorſamſt Unterzeichnete glaubt daher, daß, ungeachtet dieſer 
gegen ſeine Maßregel von einzelnen Staaten verſuchten politiſchen Di⸗ 
verſion, dennoch auf dem betretenen Wege vorgegangen werden ſollte, jedoch 
mit um jo größerer Vorſicht und Delikateſſe ... Es erſcheint jetzt als 
wünſchenswert, daß durch einen zuverläſſigen und ſeiner Perſönlichkeit wie 
ſeinem ſozialen Stande nach paſſenden Bevollmächtigten der deutſchen 
Staaten in Rom die nötigen Schritte geſchehen, um einen näheren Auf- 
ſchluß über die beabſichtigten Maßregeln zu erlangen und um nochmals 
auf die Gefahren aufmerkſam zu machen, welche für den religiöſen Frieden 
und die Kirche ſelbſt aus den Beſchlüſſen des Konzils hervorgehen müßten, 
die in die Rechtsſphäre des Staats übergreifen würden. 


Marginalreſkript des Königs: 
Die bisherigen Verhandlungen haben die Schwierigkeiten nachgewieſen, 
die Regierungen zu einem gemeinſamen präventiven Vorgehen in der 
Konzilfrage zu beſtimmen, aber dazu gedient, die Aufmerkſamkeit zu ſchärfen 


A 
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und ſomit ihren Zweck teilweiſe erfüllt. Die Abordnung eines Agenten 
ohne Kreditiv, jedoch mit der Beſtimmung, im Namen ſämtlicher deutſchen 
Regierungen zu ſprechen, ſcheint mir gegenüber der bisherigen Ablehnung 
gemeinſchaftlichen Handelns und der verſchiedenen Stellung der ver⸗ 
ſchiedenen Regierungen nicht recht ausführbar und im Erfolge zweifelhaft. 
Halten Sie aber dafür, daß Verfaſſung und Geſetze Mittel zur Abwehr 
ausreichend nicht in die Hand geben und daß daher Ihre Sorge für volle 
Sicherung meines königlichen Oberaufſichtsrechtes und der ſtaatlichen 
Intereſſen nebiges Mittel nicht umgehen läßt, ſo will ich nicht hindern, 
daß Sie es anwenden, verfüge jedoch in dieſem Falle, daß Sie mir 
hierüber Bericht erſtatten und über die Perſon des Abgeordneten gut⸗ 
achtlichen Vorſchlag machen. 
Hohenſchwangau, 31. Juli 1869. 


Ludwig. 


An den Grafen Bismarck. 
München, 5. Auguſt 1869. 

Eure Exzellenz haben die Güte gehabt, mit Baron Varnbüler und 
mir über die in Konzilsangelegenheiten zu ergreifenden weiteren Maßregeln 
ſich zu beſprechen, und es wurde damals als das zweckmäßigſte anerkannt, 
einen gemeinſamen Bevollmächtigten in vertraulicher Miſſion nach Rom 
zu ſenden, um auf die Entſchließungen, welche dort gefaßt werden, in 
mäßigender Weiſe einzuwirken. Wie ich mich ſeither überzeugt habe, wird 
dieſe Maßregel inſolange nicht auf die Zuſtimmung der ſämtlichen 
deutſchen Regierungen rechnen können, als nicht zugleich mit dem Vorſchlage 
auch die Perſönlichkeit benannt werden kann, welcher die ebenſo ſchwierige 
als delikate Miſſion übertragen werden ſollte. Eine ſolche Perſönlichkeit 
zu finden iſt mir bisher nicht gelungen. Ich wollte die Gründe, weshalb 
ich in der beſprochenen Angelegenheit noch nicht weiter vorgegangen bin, 
Eurer Exzellenz nicht länger vorenthalten, behalte mir aber weitere Mit⸗ 
teilung vor, ſobald es mir gelungen ſein wird, einen Vertreter zu finden, 
deſſen allſeitige Akzeptation gehofft werden kann. 


Graf Bismarck an den Fürſten Hohenlohe. 


Varzin, 11. Auguſt 1869. 
Eurer Durchlaucht danke ich verbindlichſt für die gefällige Mitteilung 
vom 5. d. M., welche mir verſpätet über Berlin zugegangen iſt. Von 
ſeiten der diesſeitigen Regierung bitte ich das Einverſtändnis mit der 
Wahl jeder Perſönlichkeit, welche der Königlich bayriſchen für den be⸗ 
abſichtigten Zweck geeignet erſcheinen wird, vorauszuſetzen. Eurer Durch⸗ 


laucht wird es zur Genugtuung gereichen, daß ſchon jetzt die 9 
Fürſt Hohenlohe, Denkwürdigkeiten. I 
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der deutſchen Regierungen untereinander, wie ſie auf die von Bayern 
ergangene Anregung ſtattgefunden, in Rom im Sinne der Vorſicht und 
des Friedens nicht ohne Wirkung geblieben ſind. Es gibt dort eine 
Partei, welche mit bewußter Entſchloſſenheit den kirchlichen und politiſchen 
Frieden Europas zu ſtören beſtrebt iſt, in der fanatiſchen Ueberzeugung, daß 
die allgemeinen Leiden, welche aus Zerwürfniſſen hervorgehen, das Anſehen 
der Kirche ſteigern werden, anknüpfend an die Erfahrungen von 1848 
und auf die pſychologiſche Wahrheit fußend, daß die leidende Menſchheit 
die Anlehnung an die Kirche eifriger ſucht, als die irdiſch befriedigte. Der 
Papſt indeſſen ſoll angeſichts des Widerſtands, der ſich in Deutſchland 
ankündigt, bedenklicher und dem Einfluſſe jener Partei weniger zugäng⸗ 
lich geworden ſein. 

Wir haben ohne Zweifel in der parlamentariſchen Geſetzgebung, in 
Norddeutſchland wenigſtens, eine durchſchlagende Waffe gegen jeden un⸗ 
gerechten Uebergriff der geiſtlichen Gewalt. Aber beſſer iſt es gewiß, wenn 
wir nicht gezwungen werden, von derſelben Gebrauch zu machen, und ich 
halte es daher für eine Wohltat, die den geiſtlichen wie den weltlichen 
Obrigkeiten erwieſen wird, wenn der Konflikt zwiſchen beiden ſich durch 
die von uns beſprochenen Warnungen und Vorſorgen verhüten läßt. 
Auf unſer Epiſkopat hat das Kultminiſterium ſich bemüht in vertrau⸗ 
lichem Wege vorbeugend einzuwirken. 

Mit meiner Geſundheit geht es langſam beſſer, und wenn ich mich 
auch von den Landtagsverhandlungen nach Möglichkeit fernhalte, ſo hoffe 


ich doch für den Norddeutſchen Bund zu Anfang des Jahres vollkommen 
geſchäftsbereit zu ſein. 
Genehmigen Sie den Ausdruck der ausgezeichnetſten Hochachtung, mit 
der ich die Ehre habe zu ſein 
Eurer Durchlaucht 
gehorſamſter Diener 
von Bismarck. 


Journal.!) 
Warſchau, 10. Auguſt 1869. 
Geſtern früh fuhr ich über Pilchowitz nach Gleiwitz, um von da nach 
Warſchau zu reiſen. In Kattowitz beſtiegen wir den polniſchen Zug, auf 
dem ſchon Polniſch ſprechende Kondukteure waren. In Sosnowize wurde 
das Gepäck revidiert, da aber der Marſchall Berg dorthin Befehle erteilt 
hatte, ſo wurden wir ohne Reviſion durchgelaſſen. Der Zug war ſehr 
beſetzt, doch ließ man uns allein. Ich las die ganze Zeit den „General 


1) Von einer Reiſe nach den Wittgenſteinſchen Gütern. 
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Leberecht von Knopf“, fand aber die Lektüre etwas ermüdend, wie alle 
gar zu lang ausgeſponnenen Satiren. In Warſchau empfing uns ein 
Adjutant des Feldmarſchalls, der mich in einer kaiſerlichen Equipage in 
das Hotel Viktoria geleitete, und zwar durch den erleuchteten Salon der 
kaiſerlichen Familie, wo auch der Oberpolizeimeiſter, ein General in großer 
Uniform, mir vorgeſtellt wurde. Das Publikum wurde mir zulieb auf die 
Seite gepufft, und ich ward wie ein gekröntes Haupt angeſtaunt. Nach 
einem kleinen Souper ging ich um 11 Uhr zu Bett. Heute machte 
ich früh einen Spaziergang in dem ſchönen Jardin de Saxe, und 
nach dem Frühſtück fuhr ich, dem Feldmarſchall Berg einen Beſuch zu 
machen. Er empfing mich ſehr freundlich, führte mich in ſein Kabinett, 
d. h. einen großen Salon mit Säulen, wo er mir während 1½ Stunden 
über hohe Politik ſprach. Er ging davon aus, daß die Ruhe in Europa 
nur erhalten und die Möglichkeit einer Entwaffnung nur dann geſchaffen 
werden könne, wenn Oeſterreich, Rußland und das übrige Deutſchland 
einig wären. Dieſe Entente ſei aber ſehr ſchwer herzuſtellen. Er erklärte 
mir nun die Gründe, wodurch Oeſterreich und Rußland einander feind 
geworden ſeien. Um dies zu tun, ging er zurück auf die Geſchichte von 
1840 bis 1854. Der erſte Grund ſei Krakau. Er erzählte, wie er die 
Beſeitigung der Republik Krakau in Berlin durchgeſetzt habe.!) Damals, 
als der Vertrag zwiſchen ihm, Canitz und Ficquelmont in Berlin unter⸗ 
zeichnet wurde, habe er vorgeſchlagen, Oeſterreich die Bedingung auf⸗ 
zuerlegen, das Salz von Wieliczka zu einem beſtimmten Preis an Ruß⸗ 
land abzugeben und ſich zu verpflichten, Krakau nicht zu befeſtigen. Kaiſer 
Nikolaus habe dies nicht genehmigt. Bald darauf habe Oeſterreich Krakau 
befeſtigt, und dies habe Kaiſer Nikolaus verletzt. 

Im Jahre 1849, als der ungariſche Krieg ſchlecht ging, habe der 
Kaiſer von Oeſterreich den Kaiſer von Rußland um Hilfe gebeten. Berg 
wurde damals nach Wien abgeſchickt, um die Vorbereitungen zum Krieg 
zu treffen. Er erzählte nun, wie er nach Brünn zum Kaiſer von Oeſter⸗ 
reich, nach Wien zu Schwarzenberg und nach Preßburg gefahren ſei. 
Alles wurde ſchnell und freundſchaftlich verabredet. Der Kaiſer von Ruß⸗ 
land kam nach Warſchau, dort beſuchte ihn der Kaiſer von Oeſterreich. 
Alles war abgemacht bis auf den Oberbefehl. Der Kaiſer Nikolaus 
wünſchte, daß Paskiewitſch den Oberbefehl haben ſolle, weil er den Ehr⸗ 
geiz Paskiewitſchs kannte. Allein Kaiſer Franz Joſef erklärte, daß ſich 
dies mit ſeiner Ehre nicht vereinigen laſſe, da es ſich um einen Krieg 
gegen feine Untertanen handle. „Plutôt perir qu'agir contre mon 
honneur!“ habe er geſagt, worauf ihn Kaiſer Nikolaus umarmt hätte. 


) Treitſchke, Deutſche Gedichte, Bd. V S. 546. 
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Nun aber wurde Paskiewitſch tückiſch und boshaft und tat alles, um die 
Kampagne ſchlecht zu führen, wodurch er nichts andres erreichte, als dem 
öſterreichiſchen General mehr Vorteil zuzuwenden. 

Der dritte Grund der Sziſſion kam dann noch dazu während des 
Krimkriegs, wo Oeſterreich eine Armee in Galizien aufſtellte, was den 
Ruſſen den größten Schaden brachte. Da entbrannte denn die Abneigung 
gegen Oeſterreich auch im ruſſiſchen Volk. 

Graf Berg ſcheint ein Anhänger der alten nordiſchen Allianz. Er 
wünſcht dieſelbe wiederhergeſtellt zu ſehen, beklagt, daß Gortſchakow die 
Avancen, die Beuſt in Petersburg gemacht, zurückgewieſen habe, und hofft, 
daß es doch noch gelingen werde, auf eine Politik zurückzukommen, die 
Europa den Frieden erhalten werde. Nur wenn Rußland, Oeſterreich 
und Preußen zuſammengingen, würde Frankreich ruhig ſein, und England 
ſich den drei alliierten Mächten anſchließen. Heute Nachmittag will 
er mir die Politik der ruſſiſchen Regierung gegenüber der katholiſchen 
Kirche auseinanderſetzen. 

Graf Berg kam um 4 Uhr zu mir, um ſein politiſches Geſpräch 
weiter fortzuſetzen. Er erzählte mir den ganzen polniſchen Aufſtand von 
1863. Die Polen würden nicht angefangen haben, wenn ſie nicht von 
Frankreich und England das Verſprechen erhalten hätten, ſie zu unter⸗ 
ſtützen. Daraufhin wurde die ganze Inſurrektion von den Chefs der 
Bewegung eingeleitet. Er berührte dann die Periode des Miniſters 
Wielopolski, der auch von ſeinen eignen Leuten betrogen wurde, und 
kam dann auf die Zeit, wo er ſelbſt die Verwaltung zu führen hatte. 
Die ganze Polizei war in den Händen von Polen. Er nahm deshalb 
60 Offiziere und 3000 Soldaten und ſchaffte ſich damit eine Polizei für 
einige Wochen. Dreimal gelang es ihm, die geheime Nationalregierung 
aufzuheben und zu verurteilen und dreimal kamen wieder neue. Bis beim 
dritten Male die Polen die Sache aufgaben. 

Bei den Unterſuchungen, welche hierauf folgten, fand ſich, daß 
der Klerus weſentlich kompromittiert war. Es konnte daher nicht ver- 
mieden werden, einzelne Geiſtliche zu entfernen. Die Biſchöfe waren im 
allgemeinen gut. Nachdem der Erzbiſchof Fialkowski von Warſchau ge⸗ 
ſtorben war, wurde auf Empfehlung der Frau von Meggendorf ein in 
Petersburg beſchäftigter junger Geiſtlicher zum Erzbiſchof gemacht, er hieß 
Felinsky. Dieſer war aber, wie man erſt ſpäter erfuhr, bei Mieroslawski 
geweſen, hatte Barrikaden gebaut und war wegen einer unglücklichen Liebe 
in den geiſtlichen Stand getreten. Dieſer machte nun auch den Revolutions⸗ 
ſchwindel mit, bis man ihn wegſchickte. 

Von Lubienski erzählte er, daß er anfangs ganz vernünftig geweſen, 
ſpäter aber plötzlich umgeſchlagen ſei. Er ſtand in Korreſpondenz mit 
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Ledochowski und Chigi, die ihn aufhetzten. Er ſtarb auf der Reiſe, weil 
er zuviel Obſt gegeſſen, ſich einen Ruhranfall zugezogen hatte und dieſen 
durch ſtarken Wein kurieren wollte. 

Nachdem er mir dies und vieles andre erzählt hatte, fuhr mich 
Graf Berg in ſeinem offenen Wagen, von Tſcherkeſſen begleitet, nach 
dem Schloß Lazienki, wo uns ſeine Schwägerin und ſeine Nichte erwarteten. 
Es war noch der Chef des Generalſtabs von Minkwitz da und ein andrer 
General ſowie ein junger Graf Berg, der Neffe des Generals. Das Diner 
fand in einem ſehr ſchönen Saal ſtatt, und nach Tiſch tranken wir auf 
einem Balkon, von dem man die Ausſicht auf den Garten hat, Kaffee. 
Es war leider etwas kühl. Bei warmem Wetter muß der Aufenthalt in dem 
von Teichen und Gartenanlagen umgebenen Schloſſe ſehr angenehm ſein. 

Heute den 11. Auguſt fuhren wir mit dem Zug um 10 Uhr nach 
Biala, wo wir um 3 Uhr ankamen. 


Biala, 13. Auguſt 1869. 


Der heutige Tag war beſtimmt zum Beſuch des Guts Olſzyn. Es 
iſt einige Meilen von hier entfernt. Wir fuhren um 8 Uhr weg. Der 
Weg geht durch Felder, wo Hafer geſchnitten wurde, und durch den Wald. 
Alles fremde Güter. Eine halbe Stunde von Olſzyn kamen wir in den 
eignen Wald, etwa tauſend Morgen, meiſtens kleine Eichen und Buchen, 
ohne Wert hierzulande. Olſzyn iſt ein trauriger Ort. Der Boden iſt 
aber nicht ſchlecht. Dort empfing uns der Pächter Herr Gerlicz, der 
früher ein bedeutendes Vermögen und eignen Beſitz hatte, das aber alles 
durchgebracht hat und nun Pächter iſt. Im Salon hingen einige Oel⸗ 
bilder, die er gemalt hat. Auffallend war eine heilige Magdalena, ein 
ſehr dekolletiertes Frauenzimmer mit einem roten Schurz, welches vor 
einem Tiſch kniet, auf dem ein von innen beleuchteter Totenkopf liegt, der 
die Formen der Heiligen erleuchtet. Nachdem wir die Gebäude beſehen, 
eine Bauerndeputation angehört und den Obſtgarten bewundert hatten, 
betrachteten wir die Photographien der Verwandtſchaft im Salon und ich 
unterhielt mich mit Madame Gerlicz, einer blonden feinen Polin, für die Oberſt 
Devel, der Landrat des Kreiſes, ſchwärmt. Er war auch anweſend. Herr 
Gerlicz und Oberſt Devel hatten ſich Arm in Arm photographieren laſſen, 
und das Bild hängt im Kabinett der Madame Gerlig. Wir mußten 
dann das pflichtmäßige Diner eſſen und ſchließlich eine große Produktion 
der Madame Gerlicz auf dem Flügel mitanhören. Gerliez ſagte: Ma 
femme, elle est artiste.“ Es war von Chopin, und ſie ſpielte mit großer 
Fertigkeit. Als wir um 5 Uhr nach Hauſe kamen, waren ſchon die beiden 
jungen Grafen Berg angekommen, die Neffen des Marſchalls, die morgen 
mit uns jagen ſollen. 
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14. Auguſt. 

Heute Jagd. Um 8½ Uhr fuhren wir von Biala weg. Ich mit 
einem der jungen Berg, die andern folgten. Auf einem Hügel an der 
Eiſenbahn fand ſich die Jagdgeſellſchaft zuſammen. Der Oberſt Devel 
in Uniform, fein Adjutant, ein Major von der Gendarmerie, ein Ab- 
löſungskommiſſär und verſchiedene andre Tſchinowniks. Wir hofften Wölfe 
zu ſchießen, das Wetter war ſchön, und wir glaubten, daß es nicht fehlen 
könne. Aber wir jagten den ganzen Tag ohne Reſultat. Die ver⸗ 
ſchiedenen Sonntagsſchützen, die ſtatt Jagdtaſchen alte Geldtaſchen um⸗ 
hängen hatten, freuten ſich eines reichhaltigen Frühſtücks und wurden 
Abends zu einem großen Diner eingeladen, das von 8 bis 11 Uhr dauerte. 
Mir tat der Spaziergang im Wald ſehr wohl. Die jungen Grafen Berg 
ſind ſehr wohlerzogene nette Leute, mit denen ich mich befreundete. Der 
eine war in Iſchl, um Gemſen zu jagen, was ihm natürlich nicht gelang. 
Ich proponierte ihm, nächſtes Jahr zu uns zu kommen. 


16. Auguſt. 

Abfahrt um 8 Uhr nach Domaczew zur Jagd. Wir fuhren am Bug 
her, dann durch den Fluß nach dem Dorf Domaczew. Von da nach dem 
Wald führt der Weg durch eine deſolate Sandwüſte. Ich habe ſelten 
etwas Traurigeres geſehen, dazu der graue Himmel mit ſchweren Regen⸗ 
wolken, die ſich auch bald zu entladen begannen. In einem Dorf am 
Wald war die „Oblawa“, die Treiber, etwa zweihundert an der Zahl, in den 
maleriſchſten Koſtümen. Die Frauen in braunen Röcken, mit ſonderbaren 
roten oder weißen Mützen auf dem Kopf. Die Männer auch in Braun 
und mit Sandalen von Birkenrinde. Die Jagd war wenig ergiebig. Der 
eine Graf Berg ſchoß einen Wolf, wir ſahen nichts. Der Regen wurde 
immer ſtärker, und wir kamen ziemlich naß zu dem Wagen. 


. 17. Auguft. 

Fahrt durch die Wälder von Kuzawka nach Januwka; hier waren 
gegen vierhundert Bauern zur Oblawa verſammelt. Alle mit ihren braunen 
Röcken, roten Schärpen und Strohhüten, auch Juden waren aufgeboten. 
Man ſah verſchiedene Judenbuben mit langen Stecken, um ſich gegen die 
Wölfe zu verteidigen. Großes Geſchrei, bis die Oblawa in Bewegung 
geſetzt wurde. Dann gingen wir auf die Stände. Ich bekam einen Platz 
an einer ſchmalen Waldwieſe. Lange hörte man nichts. Endlich gingen 
die Treiber, dann plötzlich fielen rechts und links einige Schüſſe. Ich ſah 
weit auf der Wieſe zwei Wölfe und dachte ſchon, daß alles vorbei ſei, 
da kam plötzlich ein großer weißlichgelber Wolf in vollem Lauf über die 
Wieſe gegen mich. Ich ſchoß. Er ſtürzte, raffte ſich wieder auf und 
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verſchwand. Ich lief nach, ſah ihn noch einmal, wollte wieder ſchießen, 
da verſagte das Gewehr. Nun glaubte ich ſchon, er ſei ſchlecht geſchoſſen. 
Nach dem Treiben fand er ſich aber wenige Schritte hinter mir verendet. 
Große Freude und Aufregung. Alle andern Wölfe, deren es ſieben waren, 
wurden gefehlt. Nur zwei Rehe und einige Haſen waren geſchoſſen. Nach 
einem zweiten Treiben, bei welchem ich einen Fuchs ſchoß, verließ ich die 
Jagd, um nach Holiszow zu fahren. 
20. Auguſt 1869. 

Um 11½ Uhr fuhren wir von Biala ab und kamen um ½6 Uhr 
in Warſchau an. Die beiden jungen Bergs erwarteten mich mit der 
Equipage ihres Onkels und fuhren mich ins Hotel. Nach dem Eſſen kam 
Graf Berg und lud mich für morgen zum Diner ein. Er brachte mir 
ein ganzes Paket der von ſeiner diplomatiſchen Kanzlei jeden Tag gemachten 
Zeitungsberichte, aus welchen ich mich über den Stand der Politik unter⸗ 
richten konnte. Der alte Marſchall hat eine rührende Zärtlichkeit für 
ſeine Neffen und Adoptivſöhne. Er ſpricht gern von ihnen und iſt glück— 
lich, daß ich ihnen die Freude machen will, ſie zur Gemsjagd einzuladen. 
Graf Berg iſt überhaupt ein ſehr guter Mann, der ſeine ſchwierige Stel⸗ 
lung mit großem Takt und aller nur irgend möglichen Rückſicht ausfüllt. 
Jeden Tag wird es mir aber deutlicher, daß zwiſchen Polen und Ruſſen 
kein Friede möglich iſt. Die Antipathie liegt in den Raſſen. Der Ruſſe 
iſt energiſch, rückſichtslos, gefühllos und dabei klug. Der Pole leiden⸗ 
ſchaftlich, feinfühlend, leicht verletzt und nicht ausdauernd. „Le Francais 
du Nord“, wie er ſich gern nennt. Die Unterdrückung der einen Raſſe 
durch die andre tritt überall zutage. Der Haß wird dadurch ſtets von 
neuem angefacht. Man glaubt in Rußland zu ſein, wenn man über die 
Grenze bei Sosnowize fährt, und doch iſt man in einem durchaus anti⸗ 
ruſſiſchen Lande, deſſen Bewohner nur ſo lange ruſſiſch bleiben, als ſie 
durch die ruſſiſchen Soldaten, Beamten und Prieſter unterdrückt werden. 
Jetzt ſetzen ſie ihre Hoffnung auf Oeſterreich und auf eine angeblich be- 
vorſtehende Revolution in Rußland. Ich glaube, ſie täuſchen ſich. Der 
ruſſiſche Koloß liegt wie ein Alp auf Polen, und ich zweifle, daß ſie 5 
je dauernd werden abſchütteln können. 

Wien, 25. Auguſt 1869. 

Nach zweitägigem Aufenthalt in Rauden heute früh in Wien an⸗ 
gekommen. Beſuch um 3 Uhr bei Graf Beuſt. Er war ſehr liebens⸗ 
würdig und zuvorkommend wie immer. Erzählte zunächſt von ſeinem 
Zeitungskrieg mit Preußen,) hoffte, daß nun alles vorüber ſein werde, 


1) Veranlaßt durch die Depeſche des Herrn von Thile vom 4. Auguſt, welche 
gegen Aeußerungen Beuſts in den Delegationen Verwahrung einlegte. 
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hob aber hervor, daß es ſehr ſchwer ſei, jede Verſtimmung zu vermeiden. 
Die Aeußerungen in den Delegationen ſeien in Berlin falſch aufgefaßt 
worden. Im allgemeinen von dem Verhältnis zwiſchen Preußen und 
Oeſterreich ſprechend, meinte er, und das habe er auch Werthern oft ge— 
ſagt, daß eine Verſtändigung nur dann möglich ſei, wenn Oeſterreich ſich 
entſchlöſſe, Preußen in Deutſchland freie Hand zu laſſen, dann werde 
Preußen ſofort davon profitieren, damit verliere Oeſterreich aber die 
freundliche Stimmung Frankreichs, und die ruſſiſch⸗franzöſiſche Allianz fei 
die Folge davon. Damit würden die Intereſſen Oeſterreichs im Orient 
aufs ſchwerſte bedroht, und Oeſterreich ſei ſchließlich doch nicht ſicher, ob 
ihm die Allianz Preußens gegenüber von Rußland den Erſatz für die 
freundſchaftlichen Geſinnungen Frankreichs biete. So folge aus einem 
Schritt ein zweiter, und man müſſe die ganze Reihenfolge im Auge be⸗ 
halten. Ich hob hervor, daß ich gerade deshalb, weil ich für Oeſterreich 
eine dauernde Stellung innerhalb einer Vereinigung von Oeſterreich, 
Preußen und Süddeutſchland wünſchte, auf die verſchiedenen Projekte ge⸗ 
kommen ſei, denn dazu nötige uns ja auch das eigne Intereſſe, welches die 
Verſtändigung Oeſterreichs und Preußens auf unſre Koſten durchaus nicht 
wünſchen laſſe. f 

Beuſt erinnerte, daß er ebendeshalb auch den ſüddeutſchen Bund 
(ohne Oeſterreich) als eine Garantie des Friedens anſehe, worauf ich ihm 
bemerkte, daß der ſüddeutſche Bund an der Eiferſucht Württembergs das 
größte Hindernis finde, ein Hindernis, welches eben nur durch Mittel 
beſeitigt werden könnte, welche ich als zu abenteuerlich dem Könige nicht 
vorſchlagen könne. (Adoptierung des Programms der ſüddeutſchen Demokratie.) 

Nach dieſen und ähnlichen Geſprächen empfahl ich mich. Noch muß 
ich bemerken, daß auch das Konzil zur Sprache kam. Ich machte Beuſt 
darauf aufmerkſam, daß über die Pläne in Rom nicht zu zweifeln ſei, 
erwähnte Manning, die „Civiltà“ u. ſ. w. Er gab das zu, erwähnte aber, daß 
man ſich gedulden müſſe. Er hoffe auf eine Spaltung innerhalb des 
öſterreichiſchen Klerus, dieſe würde ſich aber nicht vollziehen, wenn ſich 
die Regierung nicht ganz paſſiv verhielte. Er hofft viel in dieſem Sinne, 
d. h. im liberalen, vom Biſchof von Salzburg. 


Aus einem Brief Döllingers. 
Herrnsheim bei Worms, 5. September 1869. 
Der Brief behandelt die Antwort, welche die theologiſche Fakultät in 
München auf die Fragen der Regierung (ſiehe Seite 353) gegeben hatte. 
Der Entwurf zu dem Gutachten, welcher von Döllinger verfaßt war, iſt 
„durch die Kollegen nicht gerade weſentlich verändert worden, aber es ſind 
Zuſätze, Erweiterungen hinzugekommen, welche — die Klugheit, d. h. das 
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Beſtreben, bei den kirchlichen Autoritäten möglichſt wenig anzuſtoßen, ein⸗ 
gegeben hat. Aber wie vorſichtig und behutſam ſie nun auch lautet, ſie 
wird dennoch ohne allen Zweifel in Rom, in Regensburg, in Würzburg, 
überhaupt bei der ultramontanen Partei das ſtärkſte Mißfallen erregen. 
Ich habe mich zuletzt ſelbſt gewundert, daß meine Kollegen doch ſo viel zu 
ſagen ſich entſchließen konnten, mehr als vielleicht das große, gemiſchte 
Publikum aus dem Dokument, wenn es bekannt werden ſollte, herausleſen 
wird. Aber ſie ſind freilich von der Größe des Unheils, welches der 
Kirche droht, ebenſo ſtark überzeugt wie ich. 

Erſt vor wenigen Stunden hat mich der Biſchof von Orleans,) der 
zu einem Beſuche hierhergekommen war, verlaſſen. Aus ſeinen Mitteilungen 
erſehe ich, daß die Zahl der Biſchöfe, welche den römiſch-jeſuitiſchen Plänen 
abgeneigt ſind und ihnen entgegentreten wollen, doch bedeutend größer iſt, 
als ich zu hoffen wagte. Er glaubt auf die Stimmen von faſt fünfzig 
franzöſiſchen Biſchöfen rechnen zu können, meint aber zugleich, daß auf die 
Haltung der deutſchen Biſchöfe ſehr viel ankomme, ja daß dieſe eigentlich 
den Ausſchlag zu geben berufen ſeien. Selbſt in Italien ſind nach ſeiner 
Verſicherung mehrere Prälaten geneigt, ſich den Gegnern der Unfehlbarkeits⸗ 
theorie anzuſchließen. Die Anſicht nämlich, daß die Proklamierung dieſes 
neuen Dogmas ſehr inopportun ſei und nur die Verlegenheiten der Biſchöfe 
vermehren würde, ſcheint glücklicherweiſe dort ſehr verbreitet zu ſein.“ 


Kardinal Prinz Hohenlohe an den Fürſten. 
Rom, 15. September 1869. 

. . . Vielleicht beſinnt ſich der Heilige Vater noch, doch zweifle ich daran. 
Bei allem Reſpekt für das Oberhaupt der Kirche wird mein Gehorſam auf 
eine harte Probe geſtellt. Ich vertraue, Gott wird mir beiſtehen. 

Oft frage ich mich, was ſoll ich tun in dieſen Stürmen? Man hat 
mich ſo viel als möglich iſoliert. Um nur ein Beiſpiel anzuführen, halten 
Reiſach und der Rektor der hieſigen deutſchen Anſtalt (Anima) Monſignore 
Gaßner u. a. jeden Deutſchen ab, mich zu beſuchen, und dann das fort⸗ 
währende Heben beim Heiligen Vater, jo daß er in fortwährender Auf⸗ 
regung gegen mich iſt; alles das und vieles andre macht meine Stellung 
zu einer ſchwierigen. Ich habe durch das Iſolement allerdings den Vor⸗ 
teil, mehr freie Stunden für mich zu haben. Ich würde, wenn Döllinger 
hierherkäme, ihn bei mir logieren, oder wenn du oder er einen ver- 
läßlichen Theologen (weltlich oder geiſtlich) wüßtet, den ihr mir zur Zeit des 


1) Ueber die Zuſammenkunft des Biſchofs Dupanloup mit Döllinger und Lord 
Acton in Herrnsheim bei Worms ſiehe Friedrich, Geſchichte des Vatikaniſchen Konzils, 
Bd. II S. 396. 
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Konzils und womöglich ſchon vorher ſchicken wolltet, ſo würde ich ihn bei 
mir logieren und verköſtigen, und es wäre mir ſehr lieb, einen ſolchen Mann 
in meiner Nähe zu haben ſo lange als möglich. 

Von den Jeſuiten wird jetzt wieder die große Komödie aufgeführt, 
wonach ſie vor dem Publikum in zwei Parteien geteilt ſind, aber au 
fond ſind ſie eins und werden von einem Zentrum regiert. Es exiſtieren 
alſo vor dem Publikum zwei Parteien unter den Jeſuiten. Die einen 
ſchreien und jubilieren für die Unfehlbarkeit des Papſtes (wie z. B. die 
„Civilta“), um Pius IX. für ſich zu haben, provozieren alle guten 
Katholiken, die nicht jeſuitiſch ſind, gegen die Unfehlbarkeit zu ſprechen, 
entfernen ſie dadurch vom Papſt, ſo daß der Papſt die Herren der 
„Civilta“ für feine Leibhuſaren auserleſen muß. Die andre Partei, wor⸗ 
unter, wie es ſcheint, auch der Pater Bekr, der General, (früher glaubte 
ich, Döllinger gehöre au fond auch dazu) ſchütteln bedächtig den Kopf wie 
alte erfahrene Leute, die Pius IX. als einen leichtfertigen Jungen anſehen, 
aber nur im tiefen Vertrauen. Dieſe halten ſich die Türe offen, ſei es für ein 
nächſtes Pontifikat, ſei es namentlich für den Epiſkopat, zum Beiſpiel den 
franzöſiſchen, und ſobald ſich der Wind hier einmal gedreht haben würde, 
werden die Jeſuiten die erſten fein, die die „Civilta“ (dies Spielzeug, er⸗ 
funden für Pius IX.) perhorreszieren, ſich über Pius IX. luſtig machen 
und die „Civilta“-Väter womöglich nach Auſtralien ſchicken, woher man fie 
dann ſpäter einmal als reumütige Sünder wieder zurückkommen laſſen 
kann. Ein Beiſpiel haben wir im vorigen Jahrhundert, wo in Rom die 
Jeſuiten die Gallicam propositionem verabſcheuten, während gleichzeitig 
in Frankreich der Jeſuitengeneral mit feinen bons pères die Gallicam propo- 
sitionem unterſchrieb und verteidigte, und dies, weil ſie dadurch hofften, 
die Bourbonen und das Parlament u. ſ. w. von der Idee der Aufhebung 
des Ordens abzubringen. 

Ich glaube, daß die Frage der Unfehlbarkeit des Papſtes von der 
der Jeſuiten vollſtändig zu trennen iſt. Wie die Unfehlbarkeit auch entſchieden 
wird, den Jeſuiten iſt dies im Grunde einerlei. Sie werden nach wie vor 
ihre falſche Moral, ihre Intrigen und ihr gottloſes Treiben mit Gemüt⸗ 
lichkeit fortſetzen. Sie haben die Frage der Unfehlbarkeit jetzt nur als eine 
Standarte aufgebracht und dieſe Standarte der „Civiltà“ in die Hand gegeben, 
damit ſie dem Papſt damit Wind vormacht. Der Papſt, entzückt davon, 
ohne zu ahnen, was die alte Jeſuitenpartei ſagt und tut, wirft ſich der 
„Siviltä” gerührt in die Arme, umfaßt gar in ſeiner Verblendung den ganzen 
Orden als die Retter ſeiner Ehre in der (ganz unnötig aufgebrachten) 
Unfehlbarkeitsfrage, flieht alle andern, macht den Jeſuiten alle möglichen 
Konzeſſionen, und les bons peres lachen ſich ins Fäuſtchen. Wie erklärt 
ſich's, daß Dupanloup überall herumfährt und gegen die Unfehlbarkeit des 
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Papſtes agitiert? Er iſt doch auch Jeſuit (wenn er gleich jetzt jo tut, 
als habe er ſich von ihnen getrennt) — nur um une masse de monde 
zu kompromittieren und womöglich im entſcheidenden Augenblick in einen 
Chauſſeegraben zu werfen. Die Unfehlbarkeitsentſcheidung, günſtig oder 
ungünſtig, bringt uns in der Jeſuitenfrage nicht vor noch zurück. Wohl 
aber hat die Unfehlbarkeitsfrage Pius IX. den Jeſuiten ſo in die Arme 
gebracht, daß von allen den Plänen und Ideen Pius' IX. gegen die Jeſuiten 
keine Spur mehr übrig iſt. Die Patres wiſſen, daß ſie Pius IX. nur 
dadurch feſthalten können, daß er in die Enge getrieben wird und ſich zu 
ihnen flüchten muß. Pius IX. muß vollſtändig iſoliert bleiben, deshalb 
hetzen ſie ihn auch gegen alle Regierungen, damit er, mit allen Regierungen 
verfeindet, nie mehr auf einen grünen Zweig komme. 

. . . Wenn das Konzil zuſtande kommt, jo mag wohl manches anders 
kommen, als wir fürchten. Aber eben darum, daß es anders komme, muß 
man ſich rühren. Du biſt einer der wenigen, die das einſehen. 

Wie geſagt, iſt es mir etwas bange, wenn ich ſehe, daß Dupanloup 
ſich nun auf einmal als Konvertit geriert, überall herumfährt — auch zum 
Kölner Erzbiſchof vor der Fuldaer Konferenz —, und man auch in Paris, 
ſogar in den Kreiſen des Erzbiſchofs von Paris, ſich einredet, Dupanloup 
habe ſich ganz geändert. Mit Caſa Borgheſe, ſagt er, habe er ſich ganz 
verfeindet und hat ſich der Fürſtin Roſpiglioſi (natürlich nur geiſtig) in 
die Arme geworfen. Ob er aber nicht gerade im entſcheidenden Augen⸗ 
blick ſeine neue Partei in den Graben wirft? Hoffen wir das Beſte! Ein 
ſehr nützlicher, verläßlicher Mann iſt Hefele, der neuernannte Biſchof 
von Rottenburg. Man ſcheint hier ſeine Präkoniſation noch hinausſchieben 
zu wollen... 


Bericht an den König. 
München, 23. September 1869. 
Eurer Königlichen Majeſtät beehrt ſich der treugehorſamſt Unterzeichnete 
ehrfurchtsvollſt anzuzeigen, daß er heute den Beſuch des öſterreichiſchen 
Miniſters Grafen Beuſt erhalten hat, welcher auf ſeiner Rückkehr von 
Baden und der Schweiz nach Wien ſich einen Tag in München aufhält. 
Der treugehorſamſt Unterzeichnete glaubt, daß der Inhalt des Geſprächs 
mit dem Grafen Beuſt für Eure Königliche Majeſtät nicht ohne Intereſſe ſein 
dürfte und erlaubt ſich darüber im nachſtehenden alleruntertänigſt zu berichten. 
Der Beſuch, den der öſterreichiſche Miniſter bei Ihrer Majeſtät der 
Königin von Preußen in Baden gemacht hat, war bloß ein Akt der Cour⸗ 
toiſie. Ueber Politik hat Graf Beuſt mit der Königin nicht geſprochen. 
Dies erſcheint auch um ſo wahrſcheinlicher, als die Tatſache des Beſuchs 
und der Einladung zum Diner bei der Königin vollſtändig dem Zweck 
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entſprach, der nach dem Erachten des treugehorſamſt Unterzeichneten darin 
beſtand, vor der Welt die beſſeren Beziehungen Oeſterreichs zu Preußen 
zu dokumentieren. Von Baden ging Graf Beuſt zunächſt nach Straßburg, um 
der dort in der Nähe wohnenden Familie Pourtalds einen Beſuch zu machen, 
wo er mit dem öſterreichiſchen Botſchafter Fürſten Metternich zuſammentraf. 
Die Erwähnung dieſes Beſuchs führte natürlich auf die Verhältniſſe in Frank— 
reich. Graf Beuſt kann ſo wenig wie irgend jemand vorausſehen, was 
beim Eintritt des Todes des Kaiſers Napoleon in Frankreich geſchehen 
wird. Er glaubt aber, und hat dies dem Kaiſer durch den Fürſten 
Metternich ſagen laſſen, daß nur das Aufgeben des perſönlichen Regimes 
und das unbedingte Eintreten in die konſtitutionelle Regierungsform die 
Dynaſtie retten könne. Graf Beuſt hat dem Kaiſer deshalb dringend an⸗ 
empfohlen, auf dem Wege der Reform der Staatsverfaſſung nicht ſtehen 
zu bleiben. Er hat auf das Beiſpiel Oeſterreichs hingewieſen, wo die 
Folge des Konſtitutionalismus Beruhigung der Gemüter und Wiederauf⸗ 
blühen der Geſchäfte und eine geſicherte Stellung gegen außen geweſen ſei. 
Was die Reiſe der Kaiſerin nach dem Orient!) betrifft, jo behauptete Graf 
Beuſt, daß dieſelbe unternommen werde, um die Kaiſerin, die ihrer ultra⸗ 
montanen Richtung wegen ſehr unpopulär ſei, den Franzoſen etwas aus 
dem Geſicht zu bringen. 

Der wichtigſte Beſuch, den der öſterreichiſche Miniſter auf ſeiner Reiſe 
gemacht hat, war ohne Zweifel der bei dem ruſſiſchen Miniſter Fürſten 
Gortſchakow in der Schweiz. Er hatte mit ihm eine mehrſtündige Konferenz, 
in welcher über die ganze europäiſche Lage geſprochen wurde. Es ſcheint 
aus den Mitteilungen über die Unterhaltung mit ziemlicher Sicherheit 
hervorzugehen, daß der Zweck der Reiſe Beuſts vor allem darin beſtand, 
in Anbetracht der bevorſtehenden Ereigniſſe in Frankreich ein beſſeres Ein⸗ 
vernehmen mit den nordiſchen Mächten herbeizuführen. Graf Beuſt gab 
zu, daß der treugehorſamſt Unterzeichnete ſeine Anſicht richtig formuliere, 
als er ihm ſagte, es erſcheine nötig, daß die ſoliden Mächte des europäiſchen 
Kontinents ſich gegenüber den in Frankreich vorauszuſehenden Eventualitäten 
dahin verſtändigten, vorläufig ihre gegenſeitigen kleinen Mißverſtändniſſe 
auf ſich beruhen zu laſſen, oder, wie Beuſt ſich ausdrückte, „die Häkeleien 
beiſeite zu laſſen“. Man ſei, fügte er bei, ſelbſtverſtändlich weit davon 
entfernt, dieſen „guten Beziehungen“ eine beſtimmte Form zu geben. Von 
einer Allianz ſei keine Rede, und man unterlaſſe das, um Frankreich nicht 
zu verletzen, welches in einer nordiſchen Allianz immer eine Koalition ſehen 
werde. Aber man hat ſich verſtändigt, und im Intereſſe des europäiſchen 
Friedens iſt damit viel erreicht. 


1) Zur Eröffnung des Suezkanals. 
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Die Befürchtung, daß eine Verſtändigung Oeſterreichs und Preußens 
auf Koſten der ſüddeutſchen Staaten ſtattfinden könnte, dürfte hierbei nicht 
außer acht gelaſſen werden. Der treugehorſamſt Unterzeichnete hat des⸗ 
halb den Grafen Beuſt ſorgfältig ſondiert und hat zu ſeiner Beruhigung 
gefunden, daß der öſterreichiſche Miniſter nach wie vor den gleichen Wert 
auf die Erhaltung des Status quo legt; denn er nahm die Darlegung des 
treugehorſamſt Unterzeichneten über das Unſinnige der Gerüchte, welche 
Bayern die Abſicht zuſchreiben, in den Norddeutſchen Bund einzutreten, 
mit entſchiedenem Beifall und großem Intereſſe auf, was nicht der Fall 
geweſen wäre, wenn er etwa ſeine Abſicht geändert hätte. Dabei bemerkte 
er, daß theoretiſch der Zuſtand in Deutſchland unbefriedigend ſei, daß es 
aber am Ende in der Politik nicht auf Theorien, ſondern auf die tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe ankomme, und dieſe ſeien für Süddeutſchland nicht 
ungünſtig. 


Journal. 
München, 28. September 1869. 

Heute Morgen erhielt ich ein Telegramm mit der Aufforderung, mich 
bereit zu halten, um 12 Uhr von einem königlichen Wagen abgeholt zu 
werden, da mich der König um 2 Uhr ſprechen wolle. Ich tat dies und 
wurde um 12 Uhr abgeholt. Miniſter Hörmann fuhr mit. Unterwegs 
beſprach ich mit ihm die Thronrede und überzeugte ihn, daß ſie, ſo wie 
ſie jetzt vorgeſchlagen wurde, nicht bleiben könne. Wir fuhren ziemlich 
raſch durch den Fürſtenrieder Park und kamen um 2 Uhr an; Sauer 
empfing uns. Zur beſtimmten Stunde wurde ich zum König geführt, der 
mir die Hand drückte und mich mit ganz beſonderer Liebenswürdigkeit 
behandelte. Er hoffte mich dadurch zu beſtimmen, mich ſo auszuſprechen, 
wie er es wünſchte, nämlich, daß es nicht nötig ſei, daß er die Kammern 
ſelbſt eröffne. Dies tat ich aber nicht, ſondern ſagte ihm, mir ſei die 
Thronrede und Adreßdebatte zuwider, aber ich könnte ihm nicht verſchweigen, 
daß man über ihn ſchimpfen werde, wenn er nicht ſelbſt zur Eröffnung 
käme. Darüber wurde nun hin und her geredet, immer verſuchte er wieder 
mich zu der Aeußerung zu bewegen, es ſei nicht nötig, bis er ſich endlich 
überzeugte, daß es ihm nichts helfe. Er runzelte die Stirne nach allen 
Richtungen, es half ihm aber nichts, und ſchließlich erklärte er, er werde 
ſich die Sache überlegen. Wir ſprachen dann von allem möglichen, und 
die Unterhaltung dauerte über zwei Stunden. Nach mir kam Hörmann 
an die Reihe, der dann die üble Laune ſchlucken mußte, in die ſich der 
König meinetwegen hineingearbeitet hatte. Schließlich wurde auch noch 
Perglas gerufen. Ich ging unterdeſſen im Park ſpazieren. Ich hatte 
Sauer geſagt, daß ich das tun würde, und dieſer glaubte deshalb erſt beim 
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König anfragen zu müſſen. Ueber Lipowsky äußerte ſich der König dem 
Miniſter Hörmann gegenüber ſehr wegwerfend. Es ſcheint, daß Lipowsky 
ſich ſeine Stellung durch ſein unſinniges Geſchwätz verdorben hat. Als 
alle Audienzen vorbei waren, aßen wir, ich, Hörmann, Perglas und Sauer 
in einem Gartenpavillon zu Mittag. Es war 6 Uhr geworden, und nach 
Tiſch fuhren wir nach Starnberg, um mit der Eiſenbahn hierher zurück⸗ 
zufahren. 

Heute Abend um 10 Uhr war ich noch im Klub, wo ich nur einen 
verſchlafenen Kellner fand. Dies find die Zerſtreuungen von München. 
Die Kammer der Abgeordneten hat einige Wahlen beanſtandet, dadurch 
ſind neun Abgeordnete außerſtande, den Präſidenten mitzuwählen, ein 
Abgeordneter iſt verhaftet, kann alſo nicht erſcheinen, ſo daß die Kammer 
144 Mitglieder zählt. Davon gehören 72 der ultramontanen und 72 der 
liberalen Partei an. Morgen iſt Präſidentenwahl; wenn ſie ſich nicht 
verſtändigen, ſo kommt keine Wahl zuſtande, und dann löſen wir die Kammer 
auf. Ich denke aber, man wird ſich vereinigen und Edel wählen. Es iſt 
ſchade, denn ſo hätten wir vier Wochen Ruhe gehabt, während neu gewählt 
worden wäre. 


29. September. 

Die Präſidentenwahl in der Kammer der Abgeordneten hat noch 
immer zu keinem Reſultat geführt. 71 Stimmen für Edel und 71 für 
Weiß. Die Abgeordneten erwarten, daß wir die Kammer auflöſen. Völdern⸗ 
dorff rät, ſo lange fortwählen zu laſſen, bis einer krank wird. Doch dürfte 
das nicht möglich ſein. Ueberall große Aufregung. Heute Abend war 
ich in dem Trauerſpiel „Drahomira“ von Weiler. Schrecklicher Unſinn und 
Phraſen. Profeſſor Zachariä von Göttingen beſuchte mich in der Loge. 


Der Kardinal Prinz Hohenlohe an den Fürſten. 
Tivoli, 3. Oktober 1869. 

. . . Was den Profeſſor Friedrich betrifft, jo ſoll er ja kommen, nur 
wäre es gut, die Sache geheimzuhalten, bis er bei mir iſt. In den 
Unterhandlungen mit ihm wird es gut ſein, ihm zu jagen, daß er den 
Hauptzweck ſeines Aufenthalts hier nicht mitteilt, ſondern einen andern 
Grund, Rom zu ſehen oder dergleichen. Du wirſt das beſſer verſtehen, 
als ich es ſagen kann 

Was Sigmund!) betrifft, ſo habe ich allerdings Grund zu vermuten, 
daß er ſich nach und nach der ultramontanen Partei genähert hat, wenn 
auch nicht aus Ueberzeugung, doch aus Intereſſe, „weil er es nicht mit 


) Bayriſcher Geſandter in Rom. 
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den Leuten verderben will“. Dann ſoll er aber nicht mehr Geſandter | 
bleiben unter Deinem Miniſterium, wenn er ehrlich handeln will. Denn 

wenn zum Beiſpiel Kardinal Antonelli ihm ſagt: „Le Prince de Hohen- 

lohe veut faire le théologien“, jo könnte er ihm darauf eine bündige | 
Antwort geben, das tut er aber nicht, ſondern erzählt das noch obendrein | 
mit einer gewiſſen unpaſſenden Manier andern. Und ſeine Beziehungen 
zu dem Corps diplomatique ſind auch verfahren. Nachdem er mich jede 
Woche zweimal beſuchte und jetzt gar nicht mehr kommt, nachdem er hier 
einen immenſen Nutzen hätte ſtiften können durch feſtes würdiges Auf⸗ 
treten, ſtatt deſſen ganz paſſiv (und nicht einmal immer das) bleibt, jo 
habe ich einigen Verdacht über ſeine veränderte Stellung, die er wohl 
eingenommen haben mag, hauptſächlich um ſich nicht zu ſchaden für die | 
Zukunft. Nun iſt aber zu bedenken, daß es jetzt ſchon zu ſpät iſt, vor | 
dem Konzil einen andern herzuſchicken. Indeſſen ein anſtändiger Menſch, 
der tut, was Du ihm ſagſt, ſich auch in wichtigen Fällen mit den Ge⸗ 
ſandten gleichgeſinnter Regierungen ins Einvernehmen ſetzt, ſicher in ſeinen 
Anſichten, namentlich nicht ultramontan iſt, Dich verteidigt, wo es nottut | 
— aber wo findet man das alles vereinigt? Ich wünſchte ſehr, daß | 
beim Konzil ein würdiger ficherer Vertreter von Bayern wäre, aber ich 
fürchte, daß es ſchwer fein wird, einen zu finden. Wenn Döllinger keine 
Persona minus grata hier wäre, ſo wäre er ſehr geeignet dazu. Uebrigens | 
jemand, der kein Lumen mundi wäre und dem man einen tüchtigen Adlatus 
gäbe, in der Art wie Profeſſor Huber, wäre auch gut.!) 


Journal. 


München, 6. Oktober 1869. 
Am Sonnabend hörte ich, daß Haneberg?) ſich bemüht habe, die Ab⸗ 
geordneten zu einer milderen Stimmung zu bewegen. Ich ging deshalb 
zu ihm; er ſagte mir, daß er es verſucht habe, daß es ihm aber nicht | 
gelungen ſei, wenngleich der Wunſch beſtehe, ſich dem Terrorismus des 
Herrn Weiß, der die ultramontane Partei beherrſcht, zu entziehen. Sonntag 
war das Oktoberfeſt. Montag keine Sitzung. Dienstag ſollte das letzte 
Skrutinium ſein. Es blieben mir alſo noch zwei volle Tage zur Unter⸗ 
handlung. Ich ließ ſofort alle Minen ſpringen, Völderndorff, Hegnen⸗ 
berg, Dönniges u. a. machten ſich auf die Beine. Es war ein immer⸗ 
währendes Hin⸗ und Herrennen. Die Sache war dadurch ſchwierig, daß 
meine Kollegen aus verſchiedenen Gründen gegen die Verſtändigung und 


) Der bayriſche Geſandte von Sigmund wurde noch im Oktober nach dem 
Haag verſetzt. Zu ſeinem Nachfolger wurde Graf Tauffkirchen berufen. 
) Damals Abt von St. Bonifaz in München. 
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für Auflöſung intrigierten. Endlich gelang es, die ultramontane Partei 
zu beſtimmen, mir Montag um 11 Uhr eine Deputation zu ſchicken. Dieſe 
kam und beriet mit mir. Sie hatten zum Wortführer den Advokaten 
Schüttinger aus Bamberg beſtellt, der dann auch erklärte, ſie hätten die 
Majorität und wollten die beiden Präſidenten wählen. Ich machte den 
Herren begreiflich, daß dies keine Verſtändigung möglich mache; ſie 
ſollten wenigſtens ohne vorherige Beſtimmung eines Kandidaten für das 
Präſidium eine Beſprechung mit Abgeordneten der Linken vornehmen. 
Das wollten ſie aber nicht, ſondern verlangten, daß die Wahl von 
Weiß zum erſten Präſidenten außer Diskuſſion bleiben müſſe. Nun kamen 
abends die Bevollmächtigten der Fortſchrittspartei zu mir. Dieſe erklärten, 
ſie könnten ſich nur dann auf eine Unterredung einlaſſen, wenn alle 
Kandidaten diskutiert würden, dagegen ſeien ſie bereit, von ihrem Kandi⸗ 
daten (Edel) abzugehen. Unter dieſen Unterhandlungen kam der Dienstag 
heran und mit ihm wieder die Abſtimmung. 71 gegen 71. Nun trat 
der Miniſterrat zuſammen. Trotzdem daß die Unterhandlung im Gang 
war und Hörmann dies wußte, beantragte er ſofortige Auflöſung. Ich 
erwiderte, daß dies mich kompromittieren würde und wurde äußerſt un⸗ 
angenehm. Stürmiſche Szene im Miniſterrat. Schließlich gaben die 
Herren nach. Ich telegraphiere an den König um Aufſchub. Der König 
gewährt ihn. Da kommt geſtern Abend der Abgeſandte der Ultramontanen 
und ſagt, die Fraktion könne ſich nicht darauf einlaſſen, Weiß noch in 
Frage zu ſtellen. Um 9 Uhr kommt die Fortſchrittspartei und ſagt, daß 
ſie unter dieſen Umſtänden ſich auf keine Beſprechung einlaſſe. Damit 
war die Unterhandlung zu Ende, und die Auflöſung wurde beſchloſſen und 
entſprechend an den König telegraphiert. Ich fürchte, daß wir bei der 
Auflöſung nichts gewinnen werden. Doch konnte ich mich nicht länger 
widerſetzen, da, wenn weitere Unterhandlungen nicht zum Ziel geführt 
hätten, mir der Vorwurf nicht erſpart worden wäre, die Sache in die 
Länge zu ziehen, und man das Mißlingen, welches nicht unwahrſcheinlich 
war, mir ſchlecht ausgelegt haben würde. Hätten die Miniſter weniger 
gedrängt, ſo wäre es möglich geweſen, mit Ruhe zur Verſtändigung zu 
kommen. Jedenfalls wird man mir den Verſuch der Verſtändigung ſpäter 
um ſo mehr danken, je ſchlechter das Reſultat der Wahl ausfallen wird. 
Ein Umſchwung der öffentlichen Meinung, die jetzt für Auflöſung iſt, 
wird eintreten. Doch iſt das ein geringer Troſt. Vorläufig haben wir 
ſechs Wochen Ruhe. 


München, 26. Oktober 1869. 

| Die Ankunft des Königs von Württemberg, die Sonnabend den 23. 
Il Abends 10 Uhr ſtattfand, hatte nicht die gewöhnlichen Unruhen und 
Schreibereien veranlaßt, da der König diesmal von beſonderer Liebens⸗ 
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würdigkeit beſeelt und ſeinem königlichen Nachbarn alle möglichen Liebens⸗ 
würdigkeiten zu erweiſen bereit war. Leider kam aber der König von 
Württemberg im ſtrengſten Inkognito hierher, ſo daß das Anerbieten der 
Wohnung in der Reſidenz und andre Höflichkeiten nicht angenommen 
wurden. Doch fuhr unſer König nach Augsburg entgegen und mit den 
Herrſchaften hierher, wo Souper auf dem Bahnhofe war. Sonntag 1 Uhr 
hatte ich Audienz bei dem König von Württemberg. Ich hatte dem König 
ſagen laſſen, ob er nicht am Montag, wo kein Hofdiner war, bei mir 
eſſen wolle. Er lehnte es aber ab. Als ich nun Montag mein Diner 
den Miniſtern und Staatsräten gab, ließ er Schlör während des Eſſens 
abholen, eine Rückſichtsloſigkeit, die ich ihm ſehr übelnehme, da er die 
Stunde meines Diners wußte. 

Viel liebenswürdiger war der Großherzog von Weimar, der heute 
Morgen ankam. Ich hatte dem Adjutanten einen Beſuch per Karte ge⸗ 
macht, worauf er ſich bei mir um 7 Uhr anmeldete. Wir ſprachen ſehr 
lange über die gegenwärtigen Zuſtände, über den König, über die Wahlen, 
über das Konzil u. ſ. w. Da er nun beſonders in letzterer Beziehung 
Fragen ſtellte, die ich ziemlich ausführlich beantworten mußte, ſo wurde 
meine Auseinanderſetzung mitunter etwas lang, ſo daß ich bemerken 
konnte, wie ihn der Schlaf übermannte. Denn ſeine Augen verloren 
ihren wenigen Glanz, was mich dann ſofort zur Abkürzung meiner 
Vorleſung veranlaßte. Dann lebte er wieder auf und war überhaupt 
„recht nett“ und liebenswürdig. 

Morgen iſt Miniſterrat, wo das Rundſchreiben Hörmanns beſprochen 
werden ſoll. Ich bin darauf ſehr neugierig. 


München, 22. November 1869. 

Die Wahlen!) ſcheinen zuungunſten des Miniſteriums ausfallen zu 
wollen. Geſtern ſagte mir Feilitzſch, daß in dieſem Falle Hörmann ſeine 
Entlaſſung geben wolle. Lutz hat Völderndorff heute geſagt, daß das 
ganze Miniſterium die Entlaſſung geben müſſe, da doch nichts mehr zu 
machen ſei. Lutz konſpiriert aber ohne Zweifel mit Schlör, um mich und 
einige andre Miniſter hinauszudrücken und vielleicht ſelbſt Miniſter des 
Aeußern oder wenigſtens Vorſitzender des Miniſterrats zu werden. Unter 
dieſen Umſtänden ſcheint die Partie verloren oder wenigſtens ſehr verwickelt. 

Um 11 Uhr ging ich zu Döllinger, um ihm die Inſtruktion Tauff⸗ 
kirchens zur Einſicht zu geben. Wir beſprachen die Situation, und da 
erzählte er mir, er habe eben ein Handbillett des Königs erhalten, welches 
ihn wegen ſeiner Broſchüre gegen die Infallibilität belobt, und zugleich einen 


1) Die Wahlen fanden am 16. und 25. November ſtatt. 
Fürft Hohenlohe, Denkwürdigkeiten. I 26 
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Brief von Sauer, den er aber noch nicht geleſen habe. Wir laſen ihn 
nun zuſammen; und hier fand ſich, daß Sauer ihn um Rat fragt, was 
er in der gegenwärtigen ſchwierigen Lage dem König vorſchlagen ſoll, 
insbeſondere was der König tun ſoll, wenn etwa das Miniſterium ſeine 
Entlaſſung nach dem Ergebnis der Wahlen einreiche. Ob er raten ſolle, 
ſie anzunehmen oder nicht. Ich machte nun mit Döllinger, der gerade 
mehrere Leute hatte, aus, daß er in dieſen Tagen zu mir kommen ſolle, 
wo wir das Nötige beſprechen und ausdenken wollten, was er Sauer 
raten ſolle. Zugleich ſolle er jetzt ſchon an Sauer ſchreiben, er würde 
ihm den gewünſchten Rat erteilen. Es handelt ſich jetzt darum, ein kurzes 
Memoire zu machen, um darin die Ratſchläge zuſammenzufaſſen, die 
darauf abzuzielen hätten, der König ſoll das Miniſterium entlaſſen, 
d. h. die Entlaſſung annehmen, und mich mit der Bildung eines neuen 
Miniſteriums beauftragen, oder beſſer geſagt, mir ſagen, ich ſolle ihm 
Vorſchläge machen. Zugleich könnte ihm Döllinger ſagen, wenn der 
König dies nicht wolle, ſo möchte er gleich die Miniſter an Stelle 
der zu entlaſſenden ernennen. Mit Völderndorff bin ich über folgende 
übereingekommen: 

Ich Miniſter des Aeußern wie bisher, Pfretzſchner Finanzen, Pranckh 
Krieg, Pfeufer Inneres (Hörmann in die Pfalz), Schubert Kultus, Lutz 
Juſtiz, Hegnenberg an Schlörs Stelle. 

Dies würde alſo Döllinger mitzuteilen ſein. 

Wenn der König, wie dies aus dem Briefe Sauers hervorgeht, mein 
Entlaſſungsgeſuch nicht anzunehmen Luſt hat, ſondern mich in einem neu⸗ 
zubildenden Miniſterium belaſſen will, ſo wäre dem König zu raten, nicht 
mich mit der Bildung eines neuen Miniſteriums zu beauftragen, da dies 
den Traditionen, welche hierzulande üblich ſind, nicht entſpricht, ſondern 
gleich diejenigen Miniſter durch neue zu erſetzen, welche er nicht bei- 
zubehalten willens iſt. Dadurch wird dem ganzen Getriebe des Ehrgeizes, 
welches während einer Miniſterkriſis zutage zu treten pflegt, die Wurzel 
abgeſchnitten, und die Beruhigung des Landes tritt ſchneller ein. 

Ich weiß, daß die ultramontane Partei mir nichts zumuten wird, 
was ich nicht tun kann. Eine Verſtändigung iſt deshalb möglich, wenn 
nicht gleichzeitig Miniſter ernannt werden, mit welchen ich nicht gehen 
kann. Ich würde daher zu behalten raten: Pfretzſchner, Pranckh, Lutz, 
dagegen die Entlaſſung annehmen ſeitens der Miniſter Greſſer, Hörmann 
und Schlör. An Stelle Greſſers wäre Staatsrat Schubert zu ernennen, 
der für den Augenblick genügt und ſpäter durch einen andern erſetzt 
werden kann. Greſſer könnte an ſeine Stelle in den Staatsrat kommen. 
An die Stelle Hörmanns würde ich Pfeufer ernennen und Hörmann als 
Präſidenten in die Pfalz ſchicken. Endlich wäre Schlör durch Graf 
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Hegnenberg zu erſetzen, einen Mann, deſſen Integrität des Charakters, 
deſſen politiſche Vergangenheit und Talent von immenſem Wert wären 
und deſſen Ernennung weſentlich zur Beruhigung des Landes beitragen 
würde. Ich getraue mir, Hegnenberg zur Annahme zu bewegen, weshalb 
es zweckmäßig wäre, mich zu beauftragen, mit ihm zu verhandeln, wenn 
der König nicht vorzieht, ihn ſofort zu ernennen. In dieſem Falle 
müßte ich rechtzeitig in Kenntnis geſetzt werden, um ihn zu verhindern, 
die Ernennung abzuweiſen. Auf dieſer Ernennung beruht die ganze 
Ausſicht des Erfolgs der vorgeſchlagenen Kombination. 


München, 23. November 1869. 

Heute ¾11 Uhr in die Kapelle des Pfarrers der Ludwigskirche, wo 
die Trauung Tauffkirchens mit Erneſtine Pfeffel zelebriert wurde. In 
dem Salon des Pfarrers verſammelte man ſich. Es war die „Elite“ der 
Geſellſchaft anweſend. Die Braut im eleganten weißen Atlaskoſtüm mit 
Orangenblüten, Tauffkirchen im Frack mit dem ſchwarzen Kordon des 
ſchwediſchen Nordſternordens. Ich war Tauffkirchens Trauzeuge und hatte 
einen eignen Betſchemel mit rotem Samt in der Kapelle. Als alles ver⸗ 
ſammelt war, ging man in die Kapelle. Der Pfarrer Weber von der 
Frauenkirche hielt die Rede, in welcher viele Gemeinplätze enthalten waren, 
der man es aber anmerkte, daß er lebhaften Anteil nahm, da er der lang⸗ 
jährige Beichtvater von Erneſtine Pfeffel iſt. Hinter mir kniete die alte 
Pocci, die ihrem Schnupfen oder ihrer Rührung durch häufiges lärmendes 
Nieſen Luft machte. Nach der Trauung ging man wieder in den Salon 
des Pfarrers, wo umarmt wurde. Von da fuhr man zu Pfeffel, wo 
Champagner getrunken und wieder umarmt wurde. Nachmittags fuhren 

die Neuvermählten nach Italien. 

Hier iſt alles in Aufregung wegen der Wahlen. Die Ultramontanen 
haben ohne Zweifel geſiegt. Das Miniſterium wird ſeine Entlaſſung 
einreichen, wenn die Wahlen bekannt ſein werden. Alle kleinen Ambitionen 
werden rege, die Raben rüſten ſich zum Fluge, da ſie ein Aas wittern. 
Das Miniſterium ſagt: „Es will Abend werden, und der Tag neigt 
ſich zu Ende.“ Ich ſehne mich danach, den Feinden offen und 
rückhaltlos entgegentreten zu können. Ich kann nicht daran denken, zu 
bleiben, wenn ich die Majorität der Kammer gegen mich habe, und ich 

geſtehe, daß ich gerne abgehe. Drei Jahre Miniſterium iſt vorläufig 
genug. 

Morgen wird ſich die Sache entſcheiden. Wenn die Majorität der 
ultramontanen Partei ganz entſchieden gegen mich iſt, reiche ich wahr⸗ 
ſcheinlich mit dem ganzen Miniſterium meine Entlaſſung ein. Wir werden 
dann ſehen, was der König tut. 


u. 
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Der Kardinal Prinz Hohenlohe an den Fürſten. 
Rom, 26. November 1869. 

Ich habe Dir neulich durch die Poſt geſchrieben. Der Brief war, 
wie Du bemerkt haben wirft, darauf berechnet, daß er auf der Poſt ge- 
leſen würde reſp. in der Staatsſegretaria. Secramondo hatte gegen ſeinen 
Nachfolger alle möglichen horreurs hier verbreitet, deshalb habe ich auf 
alle Weiſe dem Unfug entgegenzuarbeiten geſucht . . . Daß der Biſchof 
von Paſſau nicht kommt, iſt ſchade. Es wird manchen herben Kampf 
geben, und ich fürchte, die Ultramontanen werden die Majorität haben. 
Frech und waghalſig ſind ſie, und wenn auch für den Augenblick der 
Papſt ziemlich verſtimmt iſt ob der verſchiedenen Manifeſtationen, als da 
find Dupanloup, !) nordamerikaniſche Biſchöfe ) u. ſ. w., jo glaube ich, 
im entſcheidenden Augenblicke wird die freche Partei alle zu überſchreien 
ſuchen. Ich bin jetzt obendrein noch recht unwohl, ſo daß ich mich in 
einer ziemlich melancholiſchen Stimmung befinde. 

Dupanloups Brief iſt gut. Man ſieht, Janus und andre Bücher 
find ihm in die Naſe geſtiegen . 

Es ſcheint, daß Haneberg nun auch nicht kommen wird zum Konzil, 
während er doch alles Recht als Konſultor hatte. Kardinal Schwarzen⸗ 
berg wünſcht ſehr, Döllinger hier zu haben, aber er weiß nicht, wie er 
es anfangen ſoll. Ich riet ihm, ihn als ſeinen Theologen zu berufen, 
aber er ſchien mir noch unentſchloſſen. Friedrich wird nun wohl gegen 
Ende des Monats kommen. Man hat es übrigens ſo eingerichtet, daß 
die Kardinäle, die nicht zur Partei gehören, möglichſt wenig zu tun be⸗ 
kommen. Man hatte davon geſprochen, ich ſolle die deutſchen Biſchöfe 
hier bei mir wöchentlich empfangen. Ich habe mich aber bei der großen 
Irritation der Parteien dazu nicht entſchließen können, um ſo mehr, als, 
wie ich glaube, der Papſt ziemlich mißtrauiſch gegen mich iſt und er am 
Ende gar noch in ſeinem Wahn den Biſchöfen verbieten könnte, ſich bei 
mir zu verſammeln. Kardinal Schwarzenberg hat mir verſprochen, die 
Biſchöſe bei ſich in der Anima zu verſammeln. 


Journal. 
München, 26. November 1869. 


Heute kamen die Miniſter bei mir zuſammen, um die Nachricht über 


Pinfallibilité au prochain coneile“ vom 11. November 1869 erſchien in der „Gazette 
de France“. Friedrich, Geſchichte des Vatikaniſchen Konzils, Bd. II S. 396. 

) Die nordamerikaniſchen Biſchöfe hatten ſich bei der Durchreiſe durch Paris 
gegen die Opportunität der Definition der Unfehlbarkeit ausgeſprochen. Friedrich 
Bd. II S. 378. 
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Hörmann aufzufordern, über das Reſultat der Wahlen Vortrag halten 
zu wollen, was ſehr ſchnell beendigt war, da die Zahl bereits bekannt 
und kein Zweifel war, daß die Ultramontanen 80, die Liberalen nur 74 
Stimmen hätten. Darauf entſtand eine Pauſe. Ich benützte dieſelbe ſofort, 
um das Wort zu ergreifen und den Herren auseinanderzuſetzen, daß ich 
es ſei, gegen den ſich die allgemeine Antipathie in der patriotiſchen Partei 
richte, ich rekapitulierte mein früheres Programm, hob die Aenderung in 
der Stimmung des Landes hervor und ſtellte die Frage an die Miniſter, 
ob ſie nicht glaubten, daß die Aufregung ſich beſchwichtigen ließe und 
ein Modus vivendi mit der Kammer dann herzuſtellen ſein werde, wenn 
ich das Miniſterium verließe. Sie möchten mir darauf offen ihre Ant⸗ 
wort ſagen. 

Hörmann ergriff ſofort das Wort, um zu erklären, daß er jedenfalls 
ſich mir anſchließen werde, da ihn das Mißtrauensvotum des Landes vor 

5 allen getroffen. Er rechtfertigte ſich in eingehender Weiſe, indem er nach⸗ 
wies, daß eine Regierung in der gegenwärtigen Zeit nicht parteilos ſein 
könne. Es handle ſich, den modernen Staat gegen die reaktionären Ge⸗ 
lüſte der Ultramontanen zu verteidigen. Wie die Regierung beſtehen 
könne, wenn ſie in dieſem Kampfe nicht Partei nehmen wolle! 

Ihm ſchloß ſich Greſſer !) an, indem er eine würdige Handbewegung 
machte. Er ſchien einen römiſchen Senator darſtellen zu wollen und war 
äußerſt pathetiſch. 

Pfretzſchner, der nun das Wort ergriff, geſtand „mit aller kollegialen 
Offenheit“ zu, daß allerdings die Animoſität der Parteien ſich gegen die 
drei Kollegen gerichtet habe, und „ließ die Frage unentſchieden“, ob durch 
eine partielle Modifikation des Miniſteriums nicht am beſten der Verlegen⸗ 
heit abgeholfen werden könne. 

Schlör ſprach ſodann gegen den Gedanken einer allgemeinen Ent⸗ 

lafjung des Miniſterrats. Er deutete darauf hin, daß man ja auch bei 

0 der Entlaſſung des Miniſters Bomhard nicht den Weg der allgemeinen 
Entlaſſung eingeſchlagen habe, ſprach von der ſchlimmen Lage, in welche 
das Miniſterium wohl auch aus dem Grunde gekommen ſei, weil die 
Solidarität des Miniſterrats nur leerer Schall geweſen, führte verſchiedene 
Fälle an, welche beweiſen ſollten, daß ich das Miniſterium im ganzen in 
die Verantwortung von Handlungen hineingezogen hätte, ohne daß die 
andern Miniſter etwas davon gewußt hätten. Er erwähnte rühmend, wie 
Pfordten jeden Miniſterrat mit Vorlegung von Depeſchen begonnen habe, 
tadelte, daß Ernennungen im diplomatiſchen Korps ſtattgefunden hätten, 


1) Der Miniſter des Kultus und Unterrichts, der durch ſein Schulgeſetz die 
beſondere Feindſchaft der Ultramontanen ſich zugezogen hatte. 
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ohne daß das Miniſterium etwas davon erfahren, und daß die Liquidations⸗ 
verhandlungen beendet worden ſeien ohne Zutun der übrigen Miniſter. 
Er ſchien offenbar ſeine Abſicht dahin zu richten, mir die Schuld der 
gegenwärtigen Lage in die Schuhe ſchieben zu wollen, um die andern 
Miniſter gegen mich aufzubringen. Ich widerlegte ſofort die einzelnen 
Vorwürfe, bemerkte, daß, wenn Pfordten im Jahre 1866 die Depeſchen 
vorgelegt habe, dies ſehr natürlich geweſen ſei, führte den Herren vor, 
daß ich öfters verſucht hätte, die äußere Politik zum Gegenſtand der 
Beratung im Miniſterrat zu bringen, ſtets aber ſehr wenig Auf⸗ 
merkſamkeit gefunden habe, vindizierte mir das Recht der Ernennungen 
im diplomatiſchen Korps, ſogut wie Schlör ſich das Recht, Eiſen⸗ 
bahnbeamte anzuſtellen, nicht ſtreitig machen laſſen werde, wies nach, 
daß die Liquidationsverhandlung exit nach einem Miniſterratsbeſchluß 
angefangen worden ſei, und rechtfertigte mich vollſtändig. Darauf kam 
Pranckh, der in ſeiner gewöhnlichen derben Weiſe erklärte, wenn man ſich 
die Achtung der Welt erhalten wolle, müſſe man jetzt ſeine Entlaſſung 
einreichen, und was der König dann tun wolle, ſei ſeine und nicht unſre 
Sache. E 
Hörmann ſprach dann noch eingehend und ſehr treffend in dem oben⸗ 
erwähnten Sinne. 

Lutz erklärte ſich dahin, er halte es für bedenklich, wenn das Syſtem 
des Parlamentarismus und der Majoritätsregierung eingeführt werden 
wolle, deshalb würde er einen partiellen Miniſterwechſel vorgezogen haben, 
nach der Aeußerung Pranckhs könne er aber nur auch der Geſamt⸗ 
entlaſſung zuſtimmen und werde nicht allein bleiben. Jedenfalls erkläre 
er ſich gegen ein Koalitionsminiſterium, in welches etwa Weiß oder ein 
andrer Patriot eintrete. In einem ſolchen werde er nicht bleiben. 

Schlör kam dann wieder auf den Fall der Entlaſſung Bomhards 
zurück, der ihm als ein Muſter vorſchwebte, und ſchloß mit dem Vorſchlag, 
ich möchte nach Hohenſchwangau gehen und dem König die Lage der Dinge 
mündlich auseinanderſetzen. 

Dagegen erklärte ich mich jedoch ſofort auf das entſchiedenſte, da 
ich nicht Luſt hätte, die Sache zu verwickeln, ſondern ſie klar haben 
wollte. Der König könnte mir die Entlaſſung verweigern, und dann werde 
man mir den Vorwurf machen, daß ich den König dazu beſtimmt habe. 

Schließlich reſümierte ich als Vorſitzender, indem ich bemerkte, daß 
ein Majoritätsbeſchluß in dieſer Sache nicht gefaßt werden könne. Jeden⸗ 
falls ſei ich aber entſchloſſen, bis morgen Mittag 12 Uhr meine Ent⸗ 
laſſung zu geben. Die Herren möchten ſich bis dahin die Sache überlegen. 
Man kam dann überein, daß Lutz einen Entwurf einer Eingabe an den 
König machen ſolle, den er morgen mitbringen wird. 


N 
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28. November 1869. 
Am 27. brachte Lutz ſeinen Entwurf in den Miniſterrat. Die Dar⸗ 

ſtellung gefiel mir nicht, da ſie manches Ueberflüſſige enthielt. Doch wurde 
ſie modifiziert, wenn auch unvollſtändig. Nachmittags wurde unterzeichnet. 
Abends kam Holnſtein zu mir, der mir erzählte, man behaupte, ich würde 
nicht abgehen, da ich die Beſoldung nicht entbehren könne. Ich beruhigte 
ihn durch die Verſicherung, daß das Entlaſſungsgeſuch bereits abgegangen 
ſei. Es wird mir immer klarer, daß ich nicht bleiben kann. Ich würde 
nur dann bleiben können, wenn die ultramontane Partei beſtimmt erklärte, 
daß ſie meine Politik billigt, was ſie nicht tun wird. Der Neid und die 
Mißgunſt meiner Kollegen im Reichsrat würden Waffen in die Hand 
bekommen, gegen die ich wehrlos wäre, wenn ſie mir vorwerfen könnten, 
ich bliebe aus Eigennutz gegen den Willen und ohne das Vertrauen des 
Landes. Ich würde dieſen Angriffen in kürzeſter Zeit unterliegen, und 
dann nicht mehr wie jetzt mit Ehren, ſondern mit Spott und Schande 
weggeſchickt werden. Gehe ich jetzt, ſo werde ich regrettiert und bleibe 
immer wieder möglich. Auch kann ich mit Schlör nicht bleiben. 


Entlaſſungsgeſuch des Fürſten. 

München, 29. November 1869. 
Als mir Eure Königliche Majeſtät vor nun drei Jahren die Gnade 
erwieſen, mich zur Leitung des Staatsminiſteriums des königlichen Hauſes 
und der auswärtigen Angelegenheiten und zum Vorſitze im Miniſterrate 
zu berufen, begann ich meine amtliche Tätigkeit mit einer öffentlichen Er⸗ 
klärung, in welcher ich die Zielpunkte der bayriſchen Politik in folgende 

Sätze zuſammenfaßte: 

j Anbahnung eines Verfaſſungsbündniſſes mit den übrigen Staaten 
Deutſchlands, ſobald und ſoweit dies unter Wahrung der bayriſchen 
Souveränitätsrechte und der Unabhängigkeit des Landes möglich iſt; bis 
| zur Erreichung dieſes Zieles die Schaffung einer achtunggebietenden Macht, 
nicht durch die Organiſation des Heeres allein, ſondern auch durch den 

Ausbau unſrer inneren Staatseinrichtungen auf freiſinniger Grundlage. 


Die Zuſtimmung Eurer Majeſtät hat es dem unter meinem Vorſitze 

vereinigten Miniſterium möglich gemacht, dieſe Grundſätze während der 

Zeit meiner Amtsführung im weſentlichen zur Ausführung zu bringen. 

Wenn auch die politiſche Geſamtlage Europas nicht geſtattete, ein Ver⸗ 
faſſungsbündnis zu ſchließen, in welchem nach meiner Ueberzeugung die 

| Exiſtenz Bayerns mehr als bisher geſichert erſchiene, fo iſt es doch ge⸗ 
f lungen, die guten Beziehungen Bayerns zu den verbündeten deutſchen 
Staaten in einer Weiſe zu pflegen, welche jene Stütze gewährt, ohne 
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welche ein Staat in der Lage Bayerns nicht beſtehen kann. Die Er⸗ 
neuerung des Zollvereins hat die wirtſchaftlichen Intereſſen Bayerns ſicher⸗ 
geſtellt und das Ergebnis der Verhandlungen über das frühere deutſche 
Bundeseigentum hat die nötige Gemeinſamkeit mit den deutſchen Staaten 
in militäriſchen Angelegenheiten befeſtigt, ohne Bayern Opfer aufzulegen, 
die mit der Selbſtändigkeit des Königreichs nicht vereinbar geweſen wären. 
Die Durchführung der ſozialen Geſetze bildet die freiſinnige Grundlage 
für den Ausbau der inneren Zuſtände des Landes, wie auch in der neuen 
Heeresorganiſation der Keim jener achtunggebietenden äußeren Macht ge⸗ 
legt iſt, welche ich damals als die Lebensbedingung des bayriſchen Staats 
bezeichnet hatte. Dieſe Grundſätze und ihre Konſequenzen find aber ſchon 
vom erſten Tage meiner amtlichen Tätigkeit an von einer zu jener Zeit 
nur wenige Stimmen in der Kammer der Abgeordneten zählenden Partei 
bekämpft worden. Dieſe Partei hat ſeitdem nicht aufgehört, die Tätigkeit 
der Räte der Krone als eine verderbliche für Eure Königliche Majeſtät 
und das Land zu bezeichnen. Es iſt ihr gelungen, das von ihr zur Schau 
getragene Mißtrauen in weitere Kreiſe zu verbreiten. 

Eure Königliche Majeſtät haben mich während dieſer Zeit trotz alle⸗ 
dem mit einem Grade des Allerhöchſten Vertrauens beehrt, der mich zu 
um ſo tieferer Dankbarkeit verpflichtet, als mir bewußt iſt, welche An⸗ 
ſtrengungen ſeitens meiner Gegner bei Eurer Königlichen Majeſtät ſelbſt 
gemacht wurden, um dieſes Allerhöchſte Vertrauen zu untergraben. 

Geſtützt auf dieſe gnädigen Geſinnungen, konnte ich bisher die Angriffe 
der Gegner unbeachtet laſſen. Nach dem Ausfall der jüngſten Wahlen 
aber war es meine Pflicht, in Erwägung zu ziehen, ob ich auch noch 
ferner imſtande ſei, Eurer Königlichen Majeſtät meine Dienſte mit Erfolg 
zu weihen. Ich mußte mir die Frage verneinen. Die alleruntertänigſte 
Vorſtellung des Geſamtminiſteriums vom geſtrigen Datum hat Eurer 
Königlichen Majeſtät die Gründe darzulegen verſucht, aus welchen die 
Fortführung der Geſchäfte durch das gegenwärtige Miniſterium nicht 
ratſam erſcheint. 

Indem ich mich den Schlußfolgerungen der in jenem Schriftſtücke 
enthaltenen Ausführungen anſchließe, kann ich nur noch hervorheben, daß 
ich gegenüber einer Kammer, welche die Gegner des Miniſteriums in feſt⸗ 
geſchloſſener Majorität vereinigt, und gegenüber der Oppoſition der 
Kammer der Reichsräte, der ich in erhöhtem Maße ausgeſetzt wäre, weil 
mir dieſelbe den Mangel des Vertrauens im Lande zu jeder Zeit entgegen⸗ 
halten würde, es nicht mit meiner Pflicht vereinbaren zu können glaube, 
ein Amt ferner zu führen, zu deſſen erfolgreicher Erfüllung eine energiſchere 
Tätigkeit gehört, als die iſt, welche mir unter den obwaltenden Verhält⸗ 
niſſen ermöglicht würde. 


—y — 
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Indem ich daher Eure Königliche Majeſtät ehrfurchtsvollſt zu bitten 
wage, die mir übertragenen Geſchäfte andern Händen anvertrauen zu 
wollen, welche zurzeit mehr geeignet ſind, die Intereſſen Eurer Königlichen 
Majeſtät zu wahren, lege ich an den Stufen des Thrones den Ausdruck 
des unauslöſchlichen Dankgefühls nieder, zu welchem mich die Beweiſe des 
Vertrauens und der Gnade Eurer Königlichen Majeſtät, deren ich in den 
letzten drei Jahren in ſo reichem Maße teilhaftig geworden bin, für alle 
Zeiten verpflichten werden. 


An den König. 
. München, 1. Dezember 1869. 


Eure Königliche Majeſtät haben mir durch Allerhöchſtihren Kabinetts⸗ 
ſekretär ausſprechen laſſen, daß mir Allerhöchſtihr Vertrauen auch jetzt 
noch zur Seite ſtehe, und daß ich deshalb ungeachtet des Ausfalls der 
Wahlen die Geſchäfte fortführen möge. Gegenüber dieſem Allerhuldvollſten 
Beweiſe des Königlichen Vertrauens kann es mir nicht länger geziemen, 
meine Ueberzeugung zur Geltung zu bringen, daß ich Eurer Königlichen 
Majeſtät und dem Lande möglicherweiſe ſpäter beſſere Dienſte leiſten 
könnte, wenn ich mich jetzt von der politiſchen Tätigkeit zurückziehen würde. 
Es iſt vielmehr meine Pflicht, dem Allerhöchſten Wunſche zu gehorchen, 
und habe ich demnach nunmehr zu erwägen, in welcher Weiſe ich Eurer 
Königlichen Majeſtät, indem ich auf meinem Poſten ausharre, am meiſten 
nützlich ſein könne. 

Ich kann nun in dieſer Hinſicht wohl als den Willen Eurer 
Königlichen Majeſtät anſehen, daß ich nicht die Aufgabe haben ſoll, 
den Parteikampf, welcher unglücklicherweiſe im Lande allzuſehr überhand⸗ 
genommen hat, noch mehr zu ſteigern und mit einſeitigen Maßregeln den 
Verſuch zu machen, die ſogenannte patriotiſche Partei zu Boden zu werfen. 
Vielmehr glaube ich, daß Eure Majeſtät den Verſuch gemacht wünſchen, 
ob nicht die gemäßigten und loyalen Elemente dieſer Partei mit denen 
der andern zu gemeinſamem Wirken für das Beſte des Landes vereinigt 
und die beſtehende Kluft im Volke geſchloſſen werden könne. Verſöhnung 
wird alſo, wie ich glaube, die Hauptaufgabe ſein, die ich mir zu ſtellen 
habe und wohin ſich die Politik Eurer Königlichen Majeſtät Regierung 
zu richten haben wird. 

In der äußeren Politik wird dies eine Veränderung nicht nötig 
machen. Wie Eurer Majeſtät bekannt iſt, iſt mein Beſtreben in dieſer 
Richtung nie ein andres geweſen als die Politik der Verſöhnung zwiſchen 
den ſtreitenden deutſchen Großmächten, ebenſo wie die Verſöhnung zwiſchen 
den unabweisbaren Forderungen des nationalen Gedankens und dem 
Rechte der Gleichberechtigung aller deutſchen Stämme, dem unbeſtreitbaren 
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Rechte der bayriſchen Selbſtändigkeit und der unantaſtbaren Souveränität 
der Krone Eurer Königlichen Majeſtät. Allerhöchſtderſelben iſt jeder 
Schritt bekannt und Eure Königliche Majeſtät haben jeden Schritt ge⸗ 
billigt, welchen ich in der Leitung der äußeren Politik getan habe. Auch 
glaube ich nicht, daß die Mehrzahl der ſogenannten patriotiſchen Partei 
etwas andres will, als was ſeit den letzten Jahren geſchehen, daß ſie 
ebenſowenig wie Eurer Königlichen Majeſtät Miniſterium die Zerreißung 
der Allianzverträge, des Zollvereins, der nationalen Rechtsgemeinſamkeit 
begehrt, welche den Süden und den Norden verbinden. Es bedarf daher 
wohl nur einer loyalen und offenen Darlegung der Tatſachen und einer 
klaren Bezeichnung der Endziele, um das beſtehende Mißtrauen zu be- 
ſeitigen. 

Sollte aber dies nicht der Fall ſein, ſollte ſich das Mißtrauen an 
meine Perſon heften oder ſollte die Mehrzahl der patriotiſchen Partei 
wirklich andre Tendenzen verfolgen und eine antinationale Politik an⸗ 
ſtreben, dann allerdings würde es mir mit dem beſten Willen, dem Be⸗ 
fehle Eurer Königlichen Majeſtät nachzukommen, doch unmöglich fein, 
länger die Geſchäfte fortzuführen. Denn ein Aufgeben des Programms, 
mit welchem ich das Miniſterium des Aeußern übernommen habe, den 
Verzicht auf das Beſtreben, die troſtloſe, durch das Jahr 1866 geſchaffene 
Lage Deutſchlands zu beſeitigen und auf Grund des Prager Friedens den 
Süden und Norden Deutſchlands wieder verfaſſungsmäßig zu einer höheren 
Einheit zu verbinden, könnte ich niemals eingehen. Doch bezweifle ich, 
wie geſagt, daß die patriotiſche Partei eine ſolche Politik verlangt. Was 
dagegen die innere Politik betrifft, ſo iſt kein Zweifel, daß hier eine 
Wendung inſofern eintreten muß, als die Regierung volle Unparteilichkeit 
wiederzugewinnen und mit Gewiſſenhaftigkeit feſtzuhalten hat. Dieſe 
Unparteilichkeit dürfte ſich aber nicht durch Schwäche gegenüber den Exzeſſen 
aller Parteien, ſondern in dem Beſtreben dokumentieren, ohne Rückſicht 
auf die Parteien dem Geſetze Achtung zu verſchaffen. Hierzu gehört vor 
allem die Wiederbelebung des Glaubens an die Unparteilichkeit der Beamten, 
wodurch allein ihrem Vorgehen wieder Achtung und Nachdruck verſchafft 
werden kann. Es muß vermieden werden, daß die Entſcheidungen der 
Staatsbehörden als von der Parteigeſinnung diktiert erſcheinen. Die 
Regierung und ihre Organe müſſen objektiv handeln und damit zeigen, 
daß ſie über den Parteien ſtehen. Wird nun einerſeits in dieſer Richtung 
vorgegangen werden müſſen, ſo wird man anderſeits auch die dringendſten 
Wünſche der ſämtlichen Parteien, ſoweit ſie berechtigt ſind, nicht länger 
unbefriedigt laſſen dürfen. 

Zu dieſen rechne ich in erſter Reihe die Gewährung des allgemeinen 
direkten Wahlrechts. Ich würde daher die Allerhöchſte Genehmigung 
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Eurer Königlichen Majeſtät erbitten müſſen, daß ſchon in der nächſten f 
Thronrede in dieſer Beziehung Erklärungen gegeben werden. Als zweite 
mit dieſer verbundene Maßregel erſcheint die Reform der Kammer der 
Reichsräte. Eurer Majeſtät iſt bekannt, daß ich dieſes Verlangen bereits 
{ beim Eintritt in mein jetziges Amt unter die vorgeſchlagenen Maßregeln 
meines Programms aufgenommen habe. Ich halte es für nötig, dieſe 
Frage nicht länger beruhen zu laſſen, würde jedoch, um den Wünſchen 
Eurer Königlichen Majeſtät entgegenzukommen, das Wahlprinzip aufgeben 
und an deſſen Stelle das Prinzip der Präſentation zu ſetzen vorſchlagen. | 
Endlich glaube ich auch hinſichtlich der von der vorigen Kammer dringend 
gewünſchten Einräumung des Rechts der Initiative von Eurer Königlichen 
Majeſtät die Ermächtigung erbitten zu ſollen, einem unfruchtbaren Streite 
zwiſchen Krone und Landesvertretung ein Ende zu machen. 

Um nun dieſe Maßregeln in dem Sinne durchzuführen, wie ich glaube, 
daß ſie durchgeführt werden ſollen, wird allerdings notwendig werden, 
eine Modifikation des Miniſteriums eintreten zu laſſen und insbeſondere 
das Miniſterium des Innern mit einem Manne zu beſetzen, der imſtande 
iſt, mit voller Ueberzeugung für dieſe Richtung der Politik einzutreten und 
der die Fähigkeit beſitzt, dieſelbe vor der Kammer zu verteidigen. Nachdem 
der Staatsminiſter von Hörmann, welchem es an Befähigung hierzu, an 
Hingebung an Eure Königliche Majeſtät und an Energie keineswegs fehlt, 
ſeinen Austritt aus dem Miniſterium für unvermeidlich hält und auch 
\ Eure Königliche Majeſtät dieſe Anficht teilen, würde es ſich zunächſt um 

die Beſetzung der beiden Miniſterien des Innern!) handeln. Eure 

Königliche Majeſtät haben mir durch Allerhöchſtderen Kabinettsſekretär die 

Frage ſtellen laſſen, ob ich mit der Wahl des Staatsrats Schubert für 
die Stelle des Miniſters des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten 
1 und mit der Ernennung des Präſidenten Lerchenfeld zum Miniſter des 
Innern einverſtanden ſei. Was den Staatsrat von Schubert betrifft, ſo 
habe ich gegen denſelben nichts einzuwenden. Bezüglich des Freiherrn von 
Lerchenfeld dagegen erlaube ich mir, nachſtehende ehrfurchtsvollſte Bedenken 
vorzutragen. Freiherr von Lerchenfeld iſt ein tüchtiger Beamter und ehren⸗ 
hafter Charakter. Bei der Wahl eines Miniſters, insbeſondere wenn der⸗ 
ſelbe in ein Miniſterium tritt, welches einen beſtimmt ausgeprägten 
Charakter trägt, ſind aber nicht allein die Eigenſchaften des zu Wählenden 
ins Auge zu faſſen, ſondern es iſt auch der politiſche Ruf in Anſchlag 
zu bringen, welchen derſelbe genießt. Nun gilt Freiherr von Lerchenfeld 
als ultramontan. Er mag dieſen Ruf nicht verdienen, allein er hat als 
Präſident ein Verhalten gezeigt, welches mit Grund zu dieſem Urteil 


— Tu 


2) Das Miniſterium des Innern und das Kultusminiſterium. 
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Anlaß gibt, und ſeine Ernennung an Hörmanns Stelle würde deshalb 
einem Syſtemwechſel gleichgeachtet werden, die Hoffnungen der Gegner 
des Miniſteriums verſtärken, obwohl nicht befriedigen und gleichzeitig das 
Vertrauen des liberalen Teils der Bevölkerung zu dem Miniſterium auf 
das tiefſte erſchüttern. Dieſe Ernennung trüge das Gepräge der Nach⸗ 
giebigkeit gegenüber der ultramontanen Partei in einem Grade, der den 
Charakter der Verſöhnung und des Ausgleichs weit überſchreiten würde. 
Ohne alſo mich mit mir ſelbſt in Widerſpruch zu ſetzen, könnte ich nicht 
mit Freiherrn von Lerchenfeld gemeinſam in einem Miniſterium wirken. 
Ehe Eure Königliche Majeſtät über dieſe Punkte einen Allerhöchſten 
Entſchluß faſſen und ehe ich überhaupt raten könnte, eine Modifikation 
des Miniſteriums vorzunehmen und damit die beſtehende Kriſis zu be⸗ 
endigen, würde ich es für geradezu unumgänglich nötig halten, daß Eure 
Königliche Majeſtät vorher dem Miniſterium einen reellen Boden ſchaffen 
und ihm die Exiſtenz möglich machen, indem Allerhöchſtdieſelben, dem kon⸗ 
ſtitutionellen Gebrauche folgend, die Häupter der Gegenpartei, welche die 
Majorität der Kammer der Abgeordneten hat, hören und deren Anſichten 
und Vorſchläge entgegennehmen. Eure Königliche Majeſtät vergeben da⸗ 
durch nichts dem der Krone zuſtehenden Rechte der alleinigen und letzten 
Entſcheidung über die Wahl der Miniſter und können, wenn Allerhöchſt⸗ 
dieſelben dieſe Vorſchläge gehört haben, unbeirrt nach Allerhöchſtihrem 
eignen Ermeſſen handeln. Allein Eure Königliche Majeſtät ſind König 
des ganzen Landes und aller Parteien, und ich bin feſt überzeugt, es 
liegt in Eurer Königlichen Majeſtät wohlverſtandenem Intereſſe, wenn 
Allerhöchſtdieſelben auch die andre Seite hören. Man wird darin einen 
Beweis der landesväterlichen Unparteilichkeit finden, und ich glaube, die 
vielen ehrlichen Anhänger Eurer Königlichen Majeſtät, welche ſich ohne 
Zweifel in den Reihen der ſogenannten Patrioten finden, find dieſer 
Allerhöchſten Gnade nicht unwürdig. Wenn ich demnach Eurer Königlichen 
Majeſtät meine alleruntertänigſte Anſchauung unterbreiten darf, ſo glaube 
ich, daß Allerhöchſtdieſelben vor allem einen und den andern Führer der 


vatriotiſchen Partei, zum Beiſpiel Miniſterialrat Weiß, Staatsrat von 


Schrenck oder Freiherrn von Thüngen entweder nach Hohenſchwangau 
beſcheiden oder durch Allerhöchſtihren Kabinettsſekretär nicht nur über die 
Lage im allgemeinen, ſondern ſpeziell über die Bildung eines Miniſteriums 
aus jener Partei und deſſen Programm befragen ſollten. Entſprechen 
dieſe Vorſchläge den Anſichten Eurer Königlichen Majeſtät nicht, ſo haben 
Eure Königliche Majeſtät dann erſt den vollen Anlaß, meine obige ehr⸗ 
furchtsvolle Darlegung in Betracht zu ziehen, und ich wiederhole, falls die⸗ 
ſelbe Eurer Königlichen Majeſtät genehm iſt, wie ich es bereits telegraphiſch 
anzuzeigen mir erlaubt habe, meine volle Bereitwilligkeit, den Befehlen 
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Eurer Königlichen Majeſtät gemäß das Miniſterium fortzuführen. Dann 
nur wird das Miniſterium mit Sicherheit vor die Kammer treten und 
kann die baldige Wiederholung der Kriſis vermieden werden. 


Journal. 
Hohenſchwangau, 3. Dezember 1869. 


Reſultat der Beſprechungen in Hohenſchwangau. 


Der König und ſeine Umgebung ſind durch die zahlreichen Briefe von 
allen Seiten, die ſie von München bekommen haben, zu der unerſchütter⸗ 
lichen Ueberzeugung gekommen, daß Hörmann und Greſſer nicht zu halten 
ſind und daß dieſe beiden Miniſter gewechſelt werden müſſen. Ich wider⸗ 
ſprach und ſchlug vor, die Aenderung des Miniſteriums bis nach der 
Kammereröffnung und den erſten Debatten zu vertagen. Die Befürchtung, 
daß dies zu größeren Eingriffen führen und das Werk der Verſöhnung 
mit dem Lande hindern könne, überwog aber in einem Grade, daß ich 
mit meiner Anſicht nicht durchdrang. 

Der König verſicherte mich ſeines vollen Vertrauens und wollte zuerſt 
die Entlaſſung aller Miniſter annehmen und mich mit der Neubildung 
des Miniſteriums reſpektive den betreffenden Vorſchlägen beauftragen. Ich 
lehnte dies ab, da hierzu nicht der Moment ſei. Es werde bei dieſer 
Neubildung doch nichts andres herauskommen als höchſtens die Ent⸗ 
fernung Hörmanns und Greſſers, wozu da die großen Worte von Neu- 
bildung des Miniſteriums anwenden. Auch ſei dies gegen die bisherige 
Uebung. Nun beauftragte mich der König, ihm für Hörmann und 
Greſſer andre Miniſter vorzuſchlagen. Pracher und Lerchenfeld, gegen die 
ich mich beſtimmt erklärte, ließ er fallen, wollte aber dagegen von Feder 
und Pfeufer nichts wiſſen. Ich diskutierte mit ihm über dieſe und kam 
ſchließlich zu dem Reſultat, daß ich nach Rückſprache mit den Miniſtern 
und nach näheren Erkundigungen auch bei Hörmann ſelbſt, „der am beſten 
ſeinen Nachfolger nennen könne“, dem König in den nächſten Tagen 
ſchreiben ſolle. 

Mit der Vorlage eines Wahlgeſetzes an die Kammer iſt der König 
einverſtanden. Ferner ſoll ich Eiſenhart) Vorſchläge machen über die Form, 
in welcher die Entlaſſung der Miniſter zu geſchehen habe und in welcher 
das Promemoria der Miniſter zu beſcheiden wäre. 


) Am 21. September 1869 war der Miniſterialrat von Lipowsky ſeiner 
Funktion als Sekretär des Königs enthoben worden. An ſeine Stelle trat der 
Appellationsgerichtsrat Eiſenhart, deſſen Ernennung zum Miniſterialrat und 
Sekretär des Königs am 5. Januar 1870 erfolgte. 


Bi 


Auf eine vorherige Beſprechung mit Ultramontanen will der König | 
nicht eingehen, und zwar aus dem nicht zu widerlegenden Grunde, daß 
man gar keiner feſtgeſchloſſenen Partei gegenüberſtehe, alſo nicht mit 
Parteichefs verhandeln, ſondern nur mit Privatperſonen reden könne. 
Letzteres ſei ſchon genügend durch Eiſenhart geſchehen, und der König wolle 
von ihren Vorſchlägen nichts wiſſen. Der König verſicherte mich wiederholt 
ſeines beſonderen Vertrauens. Er kannte alle Geſchichten, Intrigen, 
Schwätzereien u. ſ. w. auf das genaueſte. 
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An den Kabinettsſekretär Eiſenhart. 
München, 5. Dezember 1869. 

. . . Ich habe heute Morgen ſofort mit Lutz und Schlör geſprochen, 
mit erſterem die Lage beſprochen und ihm die Entſchließungen Seiner | 
Majeſtät mitgeteilt, mit letzterem die kleinen Häkeleien, die zwiſchen uns 
beſtanden, weggeräumt, ſo daß ich glaube, jetzt mit Schlör gut fortkommen 
zu können. Dann ging ich zu Hörmann, ſetzte ihn von dem Willen Seiner 
Majeſtät in Kenntnis und benachrichtigte Greſſer. Um 1 Uhr war Miniſter⸗ 
rat. Hier berichteten Pranckh und ich über unſre Reiſe, und ich eröffnete 
nun im Plenum des Miniſterrats den Miniſtern, daß Seine Majeſtät die 
Entlaſſung der Herren von Hörmann und Greſſer annehme, dagegen die 
der übrigen Miniſter nicht genehmige. Was die Form anbetrifft, ſo wurde 
es von den beiden Beteiligten ſowohl als von den übrigen Miniſtern als 
der geeignete Weg angeſehen, wenn Euer Hochwohlgeboren Seiner Majeſtät 
vorſchlügen, daß durch Allerhöchſtes Signat die Entlaſſung der Miniſter, 
welche Seine Majeſtät im Amte behalten wollen, nicht genehmigt, dagegen 
die der Herren von Hörmann und Greſſer angenommen würde. Dies 
könnte auf den Antrag des Geſamtminiſteriums geſchehen. Doch dürfte |. 
noch an jeden der beiden abgehenden Miniſter ein Handbillett angezeigt N 
fein. Auch würde ich vorſchlagen, daß mit den beiden Herren über ihre 
Weiterverwendung Rückſprache genommen würde. Die Verweſung der 
beiden Miniſterien könnte durch Staatsräte geſchehen. 

Was die Wiederbeſetzung der beiden Stellen betrifft, ſo iſt unter den 
einſichtigen Menſchen, die ich gefragt habe, kein Zweifel, daß der geeignetſte 
Herr von Feder iſt. Ich weiß durchaus niemand anders. Die Konzeſſion, 
die der ultramontanen Partei durch die Entlaſſung Hörmanns und Greſſers 
gemacht wird, iſt ſo groß, daß es nicht der weiteren Konzeſſion bedarf, | 
einen ultramontan gefärbten Minifter zu nehmen. Feder iſt liberal, hat 

5 aber nie den Ultramontanen Anlaß zu Unzufriedenheit gegeben. Lieber 
wäre mir Graf Hegnenberg, der nimmt aber ohne Zweifel nicht an. 

Jedenfalls wäre es gut, wenn ich telegraphiſch die Antwort erhielte. 
Dann könnte ich gleich mit Feder reden, und die Sache käme zu Ende. 
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Wenn es noch einige Tage dauert, ſo wird die Aufregung in den Kreiſen 
der Miniſterkandidaten immer größer. Jeder, der ſeinen Namen ſchreiben 
kann, bildet ſich in ſolcher Zeit ein, daß er zum Miniſter berufen ſei und 
wird zum Unzufriedenen, wenn man ihn nicht wählt. 


An den König. 
München, 5. Dezember 1869. 

Eure Königliche Majeſtät haben die Gnade gehabt, mich zu beauftragen, 
über die Wiederbeſetzung der Miniſterien des Kultus und des Innern 
Allerhöchſtderſelben Vorſchläge zu machen. Ich habe nun, ſoweit es bei 
der Kürze der Zeit möglich war, die umfaſſendſten Erkundigungen ein⸗ 
gezogen, mit erfahrenen Mitgliedern des Beamtenſtands und insbeſondere 
auch, dem ſpeziellen Auftrage Eurer Königlichen Majeſtät entſprechend, mit 
dem derzeitigen Miniſter des Innern Rückſprache gepflogen, und von allen 
iſt als die zurzeit geeignetſte Perſönlichkeit für das Miniſterium des Innern 
der Präſident der Kreisregierung in Ansbach Herr von Feder bezeichnet 
worden. Es wird an ihm gerühmt, daß er ein allſeitig gebildeter, ſehr 
erfahrener, durchaus loyaler Beamter iſt, daß er Redegabe beſitzt und daß 
er durch die Verſöhnlichkeit des Charakters die Garantie bieten werde, in 
der jetzigen ſchwierigen Lage nach keiner Seite hin zu verletzen. 

Alle andern höheren Staatsbeamten, welche ihrer Stellung nach zu 
einem Miniſterpoſten berufen werden könnten und welche ich mit meinen 
Kollegen durchgeſprochen habe, ſind in einer oder der andern Weiſe ent⸗ 
weder Eurer Königlichen Majeſtät nicht genehm oder unbrauchbar oder 
zurzeit nicht möglich. Unter dieſen Umſtänden und da Eure Königliche 
Majeſtät den Zuſtand der Ungewißheit baldmöglichſt beendigt zu ſehen 
wünſchen, bleibt mir nichts, als Eure Königliche Majeſtät alleruntertänigſt 
zu bitten, mir allergnädigſt zu geſtatten, im Allerhöchſten Auftrage mit 
dem Präſidenten von Feder unterhandeln zu dürfen. Bezüglich des 
Miniſteriums des Innern für Kultus⸗ und Schulangelegenheiten haben 
mich Eure Königliche Majeſtät bereits beauftragt, mit Staatsrat von 
Schubert zu ſprechen, ein Auftrag, den ich morgen ausführen werde. 


Aufzeichnung. 
München, 7. Dezember 1869. 

Sonntag Miniſterrat. Hörmann und Greſſer den Entſchluß des 
Königs mitgeteilt, daß er ſie entlaſſen will. Abends mit Schlör und Lutz 
beraten. Es wurde beſchloſſen, Präſident Feder dem Könige vorzuſchlagen. 
Ich berichte ſofort an den König. Montag früh zu Hegnenberg. Er iſt 
nicht abgeneigt, das Miniſterium des Innern zu übernehmen. Bittet um 
24 Stunden Bedenkzeit. Dienstag den 7. ſchickt er mir den Brief ſeines 
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Arztes, der ihm auf das entſchiedenſte abrät. Nun nach Berg telegraphiert 
und um die Ermächtigung gebeten, mit Feder unterhandeln zu dürfen. 
Der König will von Feder nichts wiſſen. Ich antworte, daß ich keinen 
andern wiſſe. 

Einladung an die Miniſter zur Beratung morgen 10 Uhr früh. Heute 
mit Schubert verhandelt, der ſeine Bedenken äußert und ſeine Geſundheit 
als zu geſtört angibt. Doch will er die Sache bis morgen überlegen. !) 


München, 9. Dezember 1869. 

Heute Morgen dem königlichen Auftrag entſprechend mit Graf 
Hegnenberg nochmals geſprochen. Er beweiſt, daß es gar nicht möglich 
iſt, da er an einem Herzfehler leidet, wodurch ihm jede Tätigkeit un⸗ 
möglich wird. 

Mit Marquard Barth geſprochen. Er iſt ſehr erfreut zu hören, daß 
ich kein Koalitionsminiſterium bilden will, perhorresziert Lerchenfeld, Daxen⸗ 
berger und Völderndorff. Mit Feder und Schubert einverſtanden. Rät 
auch zu Hohe! Auch Pfeufer wäre der Fortſchrittspartei recht. 

Mittags zu Schubert, den ich nicht zu Hauſe traf, der aber zu mir 
kam. Er wird wieder in ſeinem Entſchluß ſchwankend und bittet ſich noch 
Bedenkzeit aus. 

Dann an Feder telegraphiert, der hierherkommen wird. 

Nachmittags Diplomatentag, abends die Miniſter. 


10. Dezember, Abends. 

Um 12 Uhr mit Feder geſprochen. Aengſtlicher Bureaukrat, der ſich 
nicht traut, das Miniſterium zu übernehmen. Er geht weg und verſpricht 
Antwort. Ich konferiere mit den Miniſtern und ſchreibe dann an Feder, 
was wir ihm bieten. Abends kommt ſeine und Schuberts Ablehnung. 
Nun Brief an Eiſenhart, worin ich Pfeufer als das ultimum refugium 
bezeichne. 

München, 15. Dezember 1869. 

Beſchluß im Miniſterrat: Einberufung der Kammern notwendig. 

Proviſoriſches Verſehen des Miniſteriums des Innern bis zum Zu⸗ 
ſammentritt der Kammer nicht ratſam. 

Alſo Miniſter des Innern Pfeufer oder Braun (direkte Wahlen), 
Kultus Lutz. Nach Hohenſchwangau berichten laſſen. Telegramm mit 
vorläufiger Anzeige. 

Am 17. Dezember an Eiſenhart telegraphiert, daß Braun annimmt. 


) Laut Telegramm an Eiſenhart vom 8. Dezember lehnte er an dieſem Tage ab. 
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In der Thronrede, mit welcher der Landtag am 17. Januar 1870 
eröffnet wurde, ſagte König Ludwig in Rückblick auf die Parteikämpfe 
der Wahlperiode: 


„Der Widerſtreit entgegenſtehender Meinungen hat in der letzten Zeit 
einen Grad ungewöhnlicher Heftigkeit erreicht. Infolgedeſſen haben ſich 
vielfach irrtümliche und beunruhigende Vorſtellungen verbreitet. Im Ver⸗ 
trauen auf Ihrer aller Vaterlandsliebe und Einſicht gebe ich mich der 
Hoffnung hin, daß das Vorbild maßvoller Haltung, welches Sie dem 
Lande geben werden, weſentlich zu ſeiner Beruhigung beitragen wird. 

Ich weiß, daß manche Gemüter die Sorge erfüllt, es ſei die wohl⸗ 
berechtigte Selbſtändigkeit Bayerns bedroht. Dieſe Befürchtung iſt un⸗ 
begründet. Alle Verträge, welche ich mit Preußen und dem Norddeutſchen 
Bunde geſchloſſen habe, ſind dem Lande bekannt. Treu dem Allianzvertrage, 
für welchen ich mein königliches Wort verpfändet habe, werde ich mit 
meinem mächtigen Bundesgenoſſen für die Ehre Bayerns einſtehen, wenn 
es unſre Pflicht gebietet. 

So ſehr ich die Wiederherſtellung einer nationalen Verbindung der 
deutſchen Staaten wünſche und hoffe, ſo werde ich doch nur in eine 
ſolche Geſtaltung Deutſchlands willigen, welche die Selbſtändigkeit Bayerns 
nicht gefährdet. 

Indem ich der Krone und dem Lande die freie Selbſtbeſtimmung 
wahre, erfülle ich eine Pflicht nicht allein gegen Bayern, ſondern auch gegen 
Deutſchland. Nur wenn die deutſchen Stämme ſich nicht ſelbſt aufgeben, 
ſichern ſie die Möglichkeit einer gedeihlichen Entwicklung Geſamtdeutſch⸗ 
lands auf dem Boden des Rechts.“ 


Die Kammer der Reichsräte hatte am 18. Januar 1870 einen Aus⸗ 
ſchuß für den Entwurf einer Adreſſe an den König zur Beantwortung 
der Thronrede gewählt. Dieſem Ausſchuſſe gehörten an außer dem Direk⸗ 
torium — dem durch den König ernannten erſten Präſidenten, Freiherrn 
von Stauffenberg, dem von der Kammer gewählten zweiten Präſidenten, 
Freiherrn von Thüngen, und den ebenfalls von der Kammer gewählten 
beiden Sekretären, Reichsrat von Niethammer und Grafen von Lerchen⸗ 
feld — drei für dieſen Zweck beſonders gewählte Mitglieder, nämlich der 
Präſident des proteſtantiſchen Oberkonſiſtoriums von Harleß, Freiherr 
von Aretin und Reichsrat von Bomhard. In dem von dieſer Kommiſ⸗ 
ſion vorgelegten Entwurfe lauteten die Abſätze 4 und 5 wie folgt: 


„Entſprechend der tiefgefühlten Treue gegen Eure Majeſtät und der 
feſten Anhänglichkeit an das Land und deſſen ſelbſtändige Entwicklung, 
hat ſich in der Majorität des Volkes ein durch die * des 

Fürft Hohenlohe, Denkwürdigkeiten. I 
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W noch geſteigertes Mißtrauen gebildet, deſſen Ausdruck der 
Erfolg der Wahlen iſt. 

Wohl jind die erhabenen Worte Eurer Majeſtät geeignet, die er⸗ 
regten Gemüter zu beruhigen. Allein ein wirkliches Vertrauen wird nur 
dann zurückkehren, wenn es Eurer Majeſtät gelingt, Männer als Räte 
der Krone zu finden, welche den entſprechenden Willen mit der Feſtigkeit 
des Handelns vereinen und die in gleicher Weiſe das Vertrauen Eurer 
Majeſtät wie das des Landes beſitzen.“ 


Nachdem in der Generaldebatte über den Entwurf der Adreſſe der 
zweite Präſident, Freiherr von Thüngen, das Mißtrauensvotum gegen die 
Politik des Fürſten Hohenlohe begründet hatte, erwiderte dieſer: 

Nachdem der zweite Herr Präſident meinem Wunſche entgegen⸗ 
gekommen iſt, mir Gelegenheit zu geben, mich gegen die Anſchuldigungen, 
welche in der Adreſſe enthalten ſind, zu verteidigen, ſo werde ich von dieſer 
Gelegenheit Gebrauch machen. Ich kann dabei ein gewiſſes Erſtaunen 
nicht unterdrücken, daß die Mitglieder des hohen Ausſchuſſes erſt jetzt 
von einem ſolchen Mißtrauen gegen die Königliche Staatsregierung befallen 
werden, nachdem ſie ſich drei Jahre demſelben Miniſterium gegenüber be⸗ 
fanden, ohne demſelben je ein Zeichen des Mißtrauens gegeben zu haben, 
ja der bedeutendſte, der folgenreichſte Akt des Miniſteriums, welchem ich 
vorzuſtehen die Ehre habe, die Erneuerung des Zollvereins iſt unter Zu- 
ſtimmung der Majorität des hohen Hauſes, in welcher ſich auch der größte 
Teil der Ausſchußmitglieder befunden hat, vollzogen worden. Seitdem 
ſind zwei Jahre vergangen. In dieſer Zeit iſt nicht ein Akt meiner amt⸗ 
lichen Tätigkeit in dieſem hohen Hauſe auch nur einer Kritik unterſtellt 
worden, und ich denke, Sie würden es nicht unterlaſſen haben, wenn ein 
Grund dazu vorhanden geweſen wäre. 

Das letztemal haben ſich die Kammern im Mai v. J. getrennt. 

Was iſt ſeitdem Neues geſchehen, um den Tadel zu rechtfertigen, 
welcher heute gegen die Miniſter ausgeſprochen werden ſoll? 

Der zweite Herr Präſident ſagt, es ſeien nicht beſtimmte Tatſachen, 
ſondern mehrere kleine Tatſachen, die zuſammengerechnet das Mißtrauen 
rechtfertigen. 

Der zweite Herr Präſident hat auf meine Haltung im Zollparlament 
hingewieſen. Es wird mir dadurch Gelegenheit gegeben, die Angriffe, 
welchen ich in dieſer Beziehung in einem Teil der Preſſe ausgeſetzt ge⸗ 
weſen bin, zu beleuchten. Es handelt ſich von der Rede, welche ich bei 
Gelegenheit meiner Wahl zum Vizepräſidenten gehalten habe.!) 


1) Siehe Seite 369, 
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Ich bitte, meine hohen Herren, ſich ins Gedächtnis zurückzurufen, was 
ich damals geſagt habe. Ich wies darauf hin, daß ich meine Wahl zum 
Vizepräſidenten dem Vertrauen er Mitglieder des Zollparlaments ver⸗ 
danke, und ich konſtatierte, daß dieſes Vertrauen ſich auf meine außerhalb 
des Parlaments liegende Tätigkeit beziehe. 

Ich präziſierte dieſe Tätigkeit aber mit den Worten: Es ſei das 
Beſtreben, die Eintracht, die Verſöhnung und Verſtändigung der deutſchen 
Stämme zu befördern. Ich begreife nicht, wie ein ſolches Beſtreben 
mir von den Organen der ſogenannten patriotiſchen Partei als Vergehen 
angerechnet werden kann. 

Ich will aber die kleinen Tatſachen nun beiſeite laſſen und zu dem 
eigentlichen Kern der Sache übergehen. 

Der Herr Präſident Freiherr von Thüngen hat es offen geſagt, der 
Tadel ſei vorzugsweiſe mir beſtimmt, das Mißtrauen richte ſich gegen 
meine ganze politiſche Anſchauung und Haltung ſeit zwanzig Jahren. 

Wenn Sie nun, meine hohen Herren — ich meine damit die Herren 
Ausſchußmitglieder —, bisher keinen Tadel gegen das Miniſterium aus⸗ 
geſprochen haben, ſo darf ich annehmen, daß Sie es deshalb nicht getan 
haben, weil Sie auf Erfolg nicht rechnen konnten. 

Gegen ſolche Anklagen brauche ich mich übrigens nicht weiter zu ver⸗ 
teidigen, allein ich bin es mir ſelbſt ſchuldig, einen Rückblick auf meine 
ganze politiſche Tätigkeit während der letzten drei Jahre zu werfen, und 
ich bin hierzu um ſo mehr veranlaßt durch die ſchönen und tiefgedachten 
Worte Seiner Königlichen Hoheit des Herzogs Karl Theodor in Bayern.!) 

Meine hohen Herren! Ich will nicht zurückgehen auf die Ereigniſſe 
vor dem Jahre 1866. 

Ich will nicht unterſuchen, ob das Schickſal, welches Bayern im 
Jahre 1866 getroffen hat, nicht durch rechtzeitiges Eingehen auf die 
Vorſchläge bezüglich der Reform der deutſchen Bundesverfaſſung zu ver- 
meiden geweſen wäre. Jene Vorſchläge find von der damaligen Staats⸗ 
regierung nicht mit der Bereitwilligkeit aufgenommen worden, welche not⸗ 
wendig geweſen wäre, um zu einem befriedigenden Reſultate zu führen. 
Darin hat der zweite Präſident vollkommen recht, daß er mich auf meine 
frühere Tätigkeit in dieſem hohen Hauſe verweiſt. Ich habe es damals 


1) Herzog Karl Theodor hatte „die Notwendigkeit der Wiederherſtellung eines 
ganz Deutſchland umfaſſenden nationalen Bandes“ betont und der bisherigen 
Führung der auswärtigen Angelegenheiten bezeugt, daß ſie das doppelte Ziel, Er⸗ 
haltung der Selbſtändigkeit Bayerns und Herſtellung einer ganz Deutſchland um⸗ 
faſſenden Bundesverfaſſung ſtets angeſtrebt habe. Er hatte es aus dieſem Grunde 
abgelehnt, ſich dem in dem Adreßentwurfe enthaltenen Mißtrauensvotum anzu⸗ 
ſchließen. 


— 
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ſchon an Warnungen nicht fehlen laſſen, die aber nicht beachtet wurden. 
So wurde Bayern unvorbereitet von den Ereigniſſen des Jahrs 1866 
überraſcht, und es mußte nun die Folgen früherer politiſcher Fehler 
büßen. 

Die Lage Bayerns am Schluſſe des Jahrs 1866 war eine troſtloſe. 
Die Verbindung, welche bis dahin die deutſchen Staaten geeinigt hatte, 
war zerriſſen, der deutſche Bund aufgelöſt, Oeſterreich aus jeder näheren 
Verbindung mit Deutſchland ausgeſchieden, der Zollverein war gekündigt und 
Bayern demnach nicht allein in ſeiner politiſchen Stellung bedroht, ſondern 
auch der Gefahr ausgeſetzt, ſeine wirtſchaftlichen Intereſſen geſchädigt zu 
ſehen. Die norddeutſchen Staaten waren teils Preußen einverleibt, teils 
im Begriffe, dem engeren Bunde beizutreten. Den ſüddeutſchen Staaten 
bot der Prager Friedensvertrag den Troſt, ſich zu einem Vereine zu⸗ 
ſammenſchließen zu können, deſſen nationale Verbindung mit dem Norden 
der näheren Verſtändigung zwiſchen beiden vorbehalten blieb. 

Schon im Auguſt des Jahrs 1866 habe ich in dieſem hohen Hauſe 
darauf hingewieſen, welche Gefahren aus einer ſolchen Geſtaltung der 
Dinge entſtehen würden. Ich habe durchaus nichts zurückzunehmen von 


dem, was ich damals hier gejagt habe.!) Ich riet, die Zeit zu benutzen, 


ſolange noch alles im Fluß ſei, die Vereinigung der ſüddeutſchen Staaten 
mit Norddeutſchland anzubahnen, ehe der Norddeutſche Bund ab⸗ 
geſchloſſen ſei. 

Ich ſagte: Wenn das Gebäude des Norddeutſchen Bundes fertig ſei, 
ſo würden wir entweder ausgeſchloſſen bleiben oder wir müßten Be⸗ 
dingungen annehmen, welche die Rechte der Dynaſtie und des Landes 
ſchädigen könnten. Die hohe Kammer und die Staatsregierung waren 
damals andrer Anſicht als ich, und als ich Ende des Jahrs 1866 in das 
Miniſterium trat, waren die Prinzipien des Norddeutſchen Bundes feſt⸗ 
geſtellt und die Annexionen in Preußen vollzogen. 

Einem ſo gearteten Bunde beizutreten, konnte ich nicht raten. 

Meine Erklärungen, welche ich im Januar 1867 gegeben habe, laſſen 
über die Abſichten der Staatsregierung bezüglich des Nichteintritts in den 
Norddeutſchen Bund keinen Zweifel. Allein es wäre ein Fehler geweſen, 
wenn man im bloßen Abwarten das Ziel der bayriſchen Politik ſich hätte 
vorſetzen wollen, und ich habe nicht gewartet, bis man mir Vorſchläge 
entgegentrüge. 

Ich begann zunächſt mit den ſüddeutſchen Staaten die bekannten 
Verhandlungen, welche den Zweck hatten, die militäriſchen Kräfte der 
ſüddeutſchen Staaten auf gleichmäßiger Grundlage ſo zu organiſieren, daß 


2) Siehe Seite 171. 


* 
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ſie zu gemeinſamer achtunggebietender Macht befähigt werden. Dies führte 
zur Stuttgarter Vereinbarung vom Februar 1867. 

Wenn es aber, meine hohen Herren, unbeſtreitbar iſt, daß die 
deutſchen Mittelſtaaten ihre Exiſtenz nicht ſowohl ihrer Macht als viel⸗ 
mehr ihren geſchichtlichen und vertragsmäßigen Rechten verdanken, ſo 
mußte es ſich mir als unabweisbare Pflicht aufdrängen, ſobald als 
möglich für die Stellung der Mittelſtaaten wieder den Boden vertrags⸗ 
mäßiger Rechte zu finden. Dies war die Veranlaſſung zu den Ver⸗ 
handlungen mit Württemberg und Baden über ein Verfaſſungsprojekt, 
welches die Gründung eines weiteren Bundes für die ſüddeutſchen 
Staaten mit dem Norddeutſchen Bunde zum Zweck hatte. Ich habe im 
Herbſt des Jahres 1867 eingehend darüber Auskunft erteilt, aber ehe 
noch dieſe Vereinbarung zum Abſchluß kam, wurde der Zollverein auf 
ſeiner neuen Grundlage abgeſchloſſen. Schon damals konnte ich mir nicht 
verhehlen, daß die Entwicklung, die Neugeſtaltung des Zollvereins ab— 
gewartet werden müſſe, ehe man ermeſſen könne, ob das Verfaſſungs⸗ 
projekt, welches jenen Verhandlungen zugrunde lag, ſeine Lebensfähigkeit 
werde bewähren können. Die Erfahrungen, welche wir innerhalb des 
neugeſtalteten Zollvereins gemacht haben, zeigen, daß jenes Verfaſſungs⸗ 
projekt in ſeiner damaligen Form Ausſicht auf Verwirklichung nicht hat. 

Wenn mir der Vorwurf gemacht wird, daß ich niemals verſucht habe, 
das erfolgreichſte Mittel für die Aufrechterhaltung der Selbſtändigkeit der 
ſüddeutſchen Staaten anzuwenden, nämlich die Gründung des ſüddeutſchen 
Bundes, ſo wird mir die Verantwortung darüber nicht ſchwer. 

Zu einem ſüddeutſchen Bunde gehören ſüddeutſche Staaten, die ihn 
abſchließen. 

Daß Baden einem ſüddeutſchen Bunde ungünſtig geſtimmt iſt, wird 
Ihnen bekannt ſein. Aber auch in Württemberg iſt keine Ausſicht auf 
Gründung eines ſüddeutſchen Bundes, wenngleich in Württemberg eine 
anſehnliche Partei beſteht, welche den ſüddeutſchen Bund auf ihr Pro— 
gramm geſchrieben hat. Die württembergiſche Regierung hat ſich in 
den Kammern ſchon vor längerer Zeit und wiederholt auf das entſchie⸗ 
denſte gegen dieſe Anſicht ausgeſprochen und Sie, meine hohen Herren, 
werden mir am wenigſten zumuten, mit Umgehung der württembergiſchen 
Regierung jener Südbundpartei die Hand zu reichen.!) 

Wenn aber auch ein Südbund mit einem ſüddeutſchen Parlament 
und einer ſüddeutſchen Exekutive eine Unmöglichkeit iſt, ſo halte ich es doch 
noch heute für das eigentliche Ziel, welches ein bayriſcher Miniſter an⸗ 
ſtreben muß, eine möglichſt nahe Verbindung der ſüddeutſchen Staaten 


) Siehe Seite 344. 
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und ein gemeinſames Handeln derſelben in allen politiſchen Fragen an⸗ 
zubahnen, und in dieſer Beziehung glaube ich behaupten zu können, daß 
ich mehr geleiſtet habe, als jemals ein bayriſcher Miniſter geleiſtet hat. 

Die Gründung der ſüddeutſchen Feſtungskommiſſion und der Abſchluß 
der Liquidationsverhandlungen bieten dafür den deutlichſten Beweis. 

Es iſt damit eine ſüddeutſche Einrichtung geſchaffen, die einzige, die 
ſeit fünfzig Jahren ins Leben getreten iſt. 

Ob dieſe Einrichtung Ihren Beifall ſindet, kann ich nicht ermeſſen. 
Was mich betrifft, ſo glaube ich damit nicht nur im bayriſchen, ſondern 
im deutſchen Intereſſe gehandelt zu haben, da die Erfüllung der Allianz⸗ 
verträge durch dieſe Einrichtung erleichtert wird. 


Am Schluß der Generaldiskuſſion ſagte der Fürſt: 


Meine hohen Herren! Ich will Ihnen offen ſagen, was ich als den 
Grund Ihres Mißtrauensvotums anſehe. Ihre Wortführer haben ſich 
einer Partei angeſchloſſen, welche zwar von den Allianzverträgen ſpricht, 
im Grunde ihres Herzens aber mir die Vertragstreue dem Norddeutſchen 
Bunde gegenüber zum Vorwurf macht. Nur ſo kann ich das Mißtrauens⸗ 
votum, welches Sie zu formulieren im Begriffe ſind, mir erklären, und 
wenn ich es mir ſo erkläre, ſo muß ich es als ein ehrenvolles Zeugnis 
meiner politiſchen Tätigkeit hinnehmen. 


Das Mißtrauensvotum und die ganze Adreſſe wurde mit unweſent⸗ 
lichen Aenderungen des Wortlauts von der Kammer angenommen. Mit 
„Nein“ ſtimmten zwölf Reichsräte, unter ihnen der Herzog Karl Theodor 
in Bayern. Die übrigen königlichen Prinzen, nämlich Prinz Otto, Prinz 
Luitpold, Prinz Ludwig, Prinz Leopold, Prinz Adalbert und Herzog 
Ludwig in Bayern ſtimmten der Adreſſe zu. 

Der Empfang der Adreſſe und der zu ihrer Ueberreichung gewählten 
Deputation wurde durch königliches Schreiben vom 1. Februar 1870 ab⸗ 
gelehnt. Das Schreiben lautet: 


„Die Adreſſe der Kammer der Reichsräte hat durch prinzipielle An⸗ 
griffe auf den Geſamtbeſtand des gegenwärtigen Miniſteriums ohne jede 
tatſächliche oder geſetzlich greifbare Begründung dem Geiſt der Verſöhnung 
nicht entſprochen, welchen ich in meiner Thronrede der Landesvertretung 
entgegengebracht habe, und hierdurch die Möglichkeit ihrer Annahme für 
mich ausgeſchloſſen. Uebrigens werde ich deshalb nicht vermeiden, dem 
Lande die durch das Uebermaß der Parteibewegung geſtörte Ruhe wieder⸗ 
zugeben. Von dieſer Entſchließung iſt der erſte Präſident der Kammer 
der Reichsräte ſofort zu verſtändigen.“ 


dr 
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In der Kammer der Abgeordneten begann die Adreßdebatte am 
29. Januar 1870. Das Mißtrauensvotum gegen den Fürſten Hohenlohe 
war in den Abſätzen 3 und 4 des Adreßentwurfs ſo formuliert: 


„Eurer Majeſtät Königliches Wort: ‚Alle Verträge, welche ich mit 
Preußen und dem Norddeutſchen Bunde abgeſchloſſen habe, ſind dem Lande 
bekannt, legt den Grund zur Beruhigung der durch ein ſchweres Schickſal 
beunruhigten Gemüter. Nie wird eine Lockung zum Vertragsbruch bei 
unſerm Volke Eingang finden. 

Aber wir leben in einer Zeit, die zu entſcheidenden Kriſen führt und 
wo von europäiſchen Rechtszuſtänden kaum mehr die Rede ſein kann. Die 
Verträge mit Preußen ſind erfahrungsmäßig der Deutung fähig und die 
möglichen Deutungen verbreiten Beängſtigung im Volke. Daraus ent⸗ 
ſpringt unwillkürlich das Verlangen nach einem Leiter unſrer auswärtigen 
Angelegenheiten, dem das Vertrauen des Landes entgegengetragen werde.“ 


Gleich nach Beginn der Generaldebatte hielt der Fürſt die folgende 
Rede: 


Meine Herren! Der Entwurf der Adreſſe verlangt einen Leiter der 
auswärtigen Angelegenheiten Bayerns, welchem das Vertrauen des Landes 
entgegengetragen würde. Er will damit offenbar ſagen, daß mir dieſes 
Vertrauen fehle. 

Die Adreſſe gibt Gründe hierfür nicht an, ſie bezeichnet jenes Ver⸗ 
langen als ein „unwillkürliches“ und weiſt nur ganz im allgemeinen auf 
bevorſtehende Kriſen und auf die Möglichkeit von Deutungen, deren die mit 
Preußen geſchloſſenen Verträge erfahrungsmäßig fähig ſeien. 5 

Auf dieſes Gebiet der ſubjektiven unwillkürlichen Gefühle, der Anti⸗ 
pathien und Sympathien, kann ich nicht eingehen. Wenn der Herr Refe⸗ 
rent!) und feine Parteigenoſſen und mit ihnen die Majorität des Aus⸗ 

5 ſchuſſes mich nicht für fähig halten, die Verträge mit Preußen in einer 
Weiſe zu deuten und vielleicht umzudeuten, wie ſie den Anſchauungen 
ſeiner Parteigenoſſen entſpricht, ſo will ich darüber nicht ſtreiten. 

Ich möchte aber der Debatte eine poſitive Grundlage ſchaffen, und 
deshalb erlauben Sie mir, daß ich ſchon jetzt Ihnen in kurzen Worten 
meine politiſche Tätigkeit während meiner dreijährigen Amtsführung dar⸗ 
lege. Dieſe meine Ausführung kann aber nur darin beſtehen, Sie auf 
die Grundſätze zu verweiſen, mit welchen ich in das Miniſterium getreten 
bin, und darzulegen, daß ich dieſen Grundſätzen treu geblieben bin. 


dr 


1) Referent war Edmund Jörg, der Herausgeber der „Hiſtoriſch-politiſchen 
Blätter“. 
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Die Grundſätze nun, nach deren Darlegung Seine Majeſtät der König 
mich vor drei Jahren an die Spitze der Geſchäfte geſtellt hat, ſind die⸗ 
ſelben, welche die jüngſte Thronrede feſt und beſtimmt ausſpricht. Zu 
verteidigen brauche ich dieſelben nicht; der Entwurf ſtimmt dieſen Grund⸗ 
ſätzen mit ſo viel Wärme zu, daß nichts zu wünſchen übrigbleibt. 

Meine Herren! Ich kann den leitenden Gedanken meiner Politik in 
zwei Sätze zuſammenfaſſen. Es iſt die Erhaltung des Zuſammenhangs 
der ſüddeutſchen Staaten mit dem Norden und die Aufrechterhaltung der 
Selbſtändigkeit Bayerns. 

Wenn Sie die Verhandlungen der bayriſchen Kammern ſeit dem 
Jahre 1848 durchgehen, ſo werden Sie nicht leicht eine Diskuſſion 
allgemein politiſchen Inhalts ſinden, in welcher nicht der nationale Gedanke 
zum Ausdruck gekommen wäre. Dieſer Gedanke des Zuſammenhangs der 
deutſchen Stämme, die Wiederherſtellung der nationalen Verbindung hat 
durch die Ereigniſſe des Jahres 1866 an Bedeutung nicht verloren. 
Gerade das Gefahrvolle der Lage, in welche die Mittelſtaaten durch 
jene Ereigniſſe — die Zerſtörung des Deutſchen Bundes — verſetzt 
waren, hat den Ruf nach Sicherſtellung dieſer Lage vermehrt. Aus⸗ 
gehend von dem Grundſatze, daß die Mittelſtaaten nicht ihrer Macht, 
ſondern ihrem vertragsmäßigen und hiſtoriſchen Rechte ihre Stellung 
verdanken, mußte die Staatsregierung darauf Bedacht nehmen, den Mittel⸗ 


ſtaaten ſobald als möglich den Boden vertragsmäßiger Rechte wieder⸗ 


zugewinnen. Wir ſind einmal die Schwächeren in Deutſchland, und 
die Geſchichte lehrt, daß der Schwächere, wenn er in ungünſtiger Lage 
iſt, durch Abwarten nicht gewinnt, ſondern immer nur verliert. Aus 
dieſem Grunde habe ich ſtets von neuem geſtrebt, die Beſtimmungen des 
Nikolsburger Präliminarvertrags, der zurzeit die Grundlage der deutſchen 
Politik bildet, zum Vollzug zu bringen, und wer auch zur Leitung der 
auswärtigen Angelegenheiten in Bayern berufen ſein wird, der wird die 
Erfahrung machen, daß, je ſpäter die nationale Verbindung zwiſchen dem 
Norden und dem Süden Deutſchlands auf vertragsmäßigem Wege ge⸗ 
regelt wird, um ſo größer die Opfer ſein werden, welche Bayern zu bringen 
haben wird. 

Die praktiſche Anwendung meiner ſoeben entwickelten Grundſätze er⸗ 
gab ſich ſofort bei Erneuerung des Zollvereins. Wenn wir damals aus 
der wirtſchaftlichen Verbindung mit dem Norden ausgetreten wären, wenn 
wir damit eine geſonderte Stellung eingenommen hätten, die nicht nur 
in bezug auf die wirtſchaftlichen Intereſſen, ſondern auch in bezug auf 
unſre ganze politiſche Stellung eine iſolierte geworden wäre, ſo unterliegt 
es keinem Zweifel, daß wir dieſe Stellung in kurzer Zeit und mit weit 
größeren Opfern an unſrer Selbſtändigkeit wieder hätten aufgeben müſſen. 


——— — — . —ñꝛ— — — — 
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Meine Herren! Ich bin ſtolz darauf, daß ich damals jene Verhand⸗ 
lungen zu einem glücklichen Reſultate geführt habe und daß es mir ge⸗ 
lungen iſt, die Zuſtimmung beider Kammern zu dem Zollvereinsvertrag 
zu erhalten und jene Abtrennung des Südens oder, um mich beſſer aus⸗ 
zudrücken, nachdem Württemberg und Baden der Erneuerung des Zoll: 
vereinsvertrags zugeſtimmt hatten — die Abtrennung Bayerns von dem 
übrigen Deutſchland zu verhindern. 

Eine weitere Frage, in der jene Grundſätze zur Anwendung gekommen 
ſind, war die gleichmäßige Geſtaltung des deutſchen Wehrſyſtems. 

Ich beklage mit Ihnen die Laſten, welche dem Volke für militäriſche 
Zwecke auferlegt werden, allein, meine Herren, ſo wenig angenehm Ihnen 
dieſe Behauptung klingen mag, dieſe Laſten ſind notwendig, um Bayern 
das Schickſal zu erſparen, im Momente der Gefahr wehrlos dazuſtehen 
und dann Opfer bringen zu müſſen, im Vergleich zu welchen diejenigen 
Leiſtungen, die wir jetzt für die Armee verlangen, eine Kleinigkeit ſind. 
Aber dieſe Laſten können auch deshalb nicht vermindert werden, weil wir 
die Verpflichtungen erfüllen wollen, welche uns das Geſamtintereſſe 
Deutſchlands auferlegt. Die Verträge, welche Süddeutſchland zur Wahrung 
der Integrität deutſchen Gebiets mit Preußen abgeſchloſſen hat, waren 
vorhanden, als ich ins Amt trat, und ich möchte dieſe Gelegenheit nicht 
vorübergehen laſſen, ohne einem in der Preſſe aufgetauchten Vorwurf 
entgegenzutreten. Ich nehme Anlaß, um mit Entſchiedenheit hervorzu- 
heben, daß ich dieſe Verträge nie geleugnet habe. Wenn ich in meiner 
Rede vom 19. Januar 1867, wo ich das Geheimnis noch zu bewahren 
hatte, den Inhalt jener Verträge als dasjenige hinſtellte, was Bayern auch 
aus allgemein politiſchen Gründen zu erſtreben habe, ſo kann mir daraus 
ſicherlich ein Vorwurf nicht gemacht werden. Der Adreßentwurf betont 
ſo entſchieden, daß ein Vertragsbruch in Bayern unmöglich ſei, daß ich 
kein Wort in dieſer Richtung weiter verliere. 

Aber, meine Herren, es gibt eine zweifache Art des Vertragsbruchs, eine 
offene und eine verſteckte. Sollte der Allianzvertrag nicht illuſoriſch werden, 
ſo mußte die Wehrkraft des Südens der des Nordens ebenbürtig gemacht 
werden, nicht weil der Wortlaut des Allianzvertrags uns dazu verpflichtete, 
ſondern aus freiem Entſchluſſe und weil Bayern ſeiner Stellung, ſeiner eignen 
Würde ſchuldet, ein wertvoller Alliierter zu fein. Weil ich aber auch auf die 
Gemeinſchaft des Südens ſtets einen entſcheidenden Wert gelegt habe, ſo wurde, 
um dieſe Organiſation möglichſt gleichmäßig für Süddeutſchland zu erzielen, 
die Vereinbarung von Stuttgart im Februar 1867 getroffen, an welche 
ſich dann der Vertrag vom 10. Oktober 1868 ſowie die Verhandlungen 
der Liquidationskommiſſion in dieſem Sommer anſchloſſen, deren Reſultate 
bekannt ſind. Wenn ſich hieraus ergibt, daß die Regierung alles getan 
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hat, um Deutſchland vor weiterer Zerſplitterung zu bewahren, eine Tätig⸗ 
keit, die, wie ich mich wohl rühmen darf, unzweifelhaft zur Erhaltung des 
europäiſchen Friedens beigetragen hat, ſo wird doch niemand imſtande 
fein, in allen dieſen Handlungen irgend etwas zu finden, was der Selb⸗ 
ſtändigkeit Bayerns zu nahe treten und die Rechte der Krone oder des 
Landes ſchädigen könnte. 
Was ich außerdem angeſtrebt habe, um die deutſchen Verhältniſſe 
einer definitiven Regelung zuzuführen, iſt Ihnen bekannt. Ich habe darüber 
bei früheren Gelegenheiten ausführlich Rechenſchaft gegeben. Man mag 
darüber urteilen wie man will, das eine aber wird die Zukunft lehren, 
es wird keinem bayriſchen Miniſter gelingen, einen andern Weg zu finden, 
um der Aufgabe, welche nach dem Inhalt der Nikolsburger Präliminarien 
geſtellt iſt, gerecht zu werden und die nationale Einheit mit der be⸗ 
rechtigten Selbſtändigkeit Bayerns in Einklang zu bringen, als den, welchen 
| ich gegangen bin. ö 
Meine Herren! Es konnte, und damit werden die praktiſchen Poli⸗ | 
. tiker dieſes Hauſes einverjtanden ſein, nicht Aufgabe der Regierung 1 

eines Staats von der Stellung Bayerns ſein, ſich der unfruchtbaren 

Bemühung hinzugeben, theoretiſchen Ausarbeitungen Anerkennung zu 

verſchaffen, deren Annahme nicht durch inneren Wert der Arbeit, ſondern 

durch die politiſche Lage Europas bedingt iſt. 

In dieſe Kategorie theoretiſcher Arbeiten gehört auch das Projekt 
des ſogenannten ſüddeutſchen Bundes. Nachdem die Nikolsburger Präli⸗ 
minarien den Satz aufſtellen, daß die ſüdlich der Mainlinie gelegenen 
deutſchen Staaten in einen Verein zuſammentreten ſollen u. ſ. w., iſt der 1 
Gedanke, ja der Wunſch gerechtfertigt, das gegenwärtige Proviſorium auf 
dieſem Wege in ein Definitivum umzuwandeln. Wenn Sie den Süd⸗ 
bund näher betrachten, Sie mögen ihn nun ſüddeutſchen Staatenverein 
oder wie immer nennen, wenn Sie darunter kein bloßes Scheingebilde, 
ſondern einen lebensfähigen, ſtaatsrechtlich konſtruierten Organismus ver⸗ 
ſtehen, ſo werden Sie zugeben, daß derſelbe nicht zuſtande kommen 
kann, ohne daß die einzelnen Staaten, welche ihn bilden, auf einen Teil 
ihrer Souveränitätsrechte verzichten. Sowohl die geſetzgebende als die 
exekutive Gewalt der Einzelſtaaten würde zugunſten der Kollektivgewalt 
des Bundes beſchränkt werden müſſen. Um nur ein Beiſpiel anzuführen, 
ſo würde die auswärtige Vertretung nicht etwa eine bayriſche, württem⸗ 
bergiſche oder badiſche ſein, ſondern eine Vertretung des ſüddeutſchen 
Bundes werden müſſen. Dies würde nun für Bayern, welches im ſüd⸗ 
deutſchen Bunde ſchon durch die Zahl ſeiner Einwohner eine überwiegende 
Stellung einnimmt, kein Nachteil ſein. Ob aber unſre Nachbarſtaaten | 
Luft hätten, die Beſchränkung ihres Selbſtbeſtimmungsrechts zugunſten 
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eines Südbundes ſich gefallen zu laſſen, das iſt die Frage. Sie iſt, was 
Württemberg betrifft, beantwortet, und zwar durch die Rede des württem⸗ 
bergiſchen Staatsminiſters des Aeußern in der Sitzung der Kammer vom 
19. Dezember 1868. Er ſagt: 

„Ich frage Sie, meine Herren, wollen Sie für Württemberg dieſe 
Dinge in die Hand eines Bundes geben, bei welchem Sie in verſchwin⸗ 
dender Minorität ſind, wollen Sie ſich von Bayern vorſchreiben laſſen, 
wie Ihre Eiſenbahnen, wie Ihre Poſten zu verwalten ſeien, wollen Sie 
ſich in dieſer Beziehung von Bayern Beſtimmungen geben laſſen; iſt dies 
der Sinn des hohen Hauſes? Ich werde es nie und nimmer glauben, 
und das ganze württembergiſche Volk würde gegen ein ſolches Experiment 
ſich erheben, wenn es einmal die Folgen zu tragen hätte.“ 

Wenn mir nun eingewendet wird, dies ſei nur die Anſicht des 
württembergiſchen Miniſters, ſo erinnere ich daran, daß Württemberg 
nicht eine von Freiherrn von Varnbüler regierte abſolute Monarchie iſt, 
ſondern ein konſtitutioneller Staat, in welchem Freiherr von Varnbüler 
damals die Majorität der Volksvertretung für ſich hatte und in welchem 
er, ſoviel ich weiß, dieſelbe noch immer für ſich hat. Ich will auch die 
Aeußerung eines andern württembergiſchen Miniſters anführen über den⸗ 
ſelben Gegenſtand. Es iſt die Rede des Miniſters von Mittnacht. Er 
ſagte: 

„Ein Südbund, wie man ihn auf jener Seite einrichten würde, ein 
Südbund, in dem ein in ſich uneiniges, von Parteiungen zerriſſenes 
Parlament regieren wollte, wäre die wirkſamſte Propaganda für unſer 
raſches Aufgehen im Nordbund, welches ſchwerlich abgewendet würde 
durch das geträumte Milizheer von einigen Millionen Streitern.“ 

Das ſind die maßgebenden Anſichten über den Südbund in Württem⸗ 
berg, und ich glaube nicht, daß ein Miniſterwechſel in Württemberg eine 
Aenderung hervorrufen würde. Der Württemberger verzichtet ungern auf 
die volle Unabhängigkeit und Selbſtändigkeit ſeines Landes, vielleicht zu⸗ 
gunſten einer deutſchen Republik, möglicherweiſe zugunſten einer ge⸗ 
ſamtdeutſchen Monarchie, nie und nimmer aber zugunſten eines aus 
Bayern, Württemberg und Baden beſtehenden Südbunds, wie er von den 
Verteidigern desſelben geträumt wird. Wenn aber ſchon in Württemberg 
dem Südbunde unüberwindliche Schwierigkeiten begegnen, ſo werden Sie 
zugeben, daß er in Baden der Unmöglichkeit entgegenſieht. 

Ich habe Ihnen nun dargelegt, welche Politik ich bisher befolgt habe 
und daß ich eine andre nicht befolgen konnte. Ich habe ſtets erklärt, daß 
die Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes nicht ſo geſtaltet iſt, daß Bayern 
dieſelbe annehmen könnte. Ich habe dieſen Grundſatz in allen meinen 
politiſchen Handlungen feſtgehalten. Allein, meine Herren, wenn ich 
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zugebe, daß die Pflege des nationalen Gedankens bis zu einem Grade aus- 
gedehnt werden kann, welcher mit der Pflicht eines bayriſchen Miniſters 
nicht vereinbar wäre, ſo wollen Sie nicht vergeſſen, daß es auch eine 
Pflege der Selbſtändigkeit Bayerns gibt, die mit den Pflichten nicht ver⸗ 
einbar iſt, welche die Tatſache uns auferlegt, daß Bayern einen Teil 
unſers großen deutſchen Vaterlands bildet. Die Grenze iſt hier genau 
beſtimmt, erwarten Sie von mir nicht, daß ich ſie jemals überſchreite; ich 
werde mich mit den zentrifugalen Elementen, welche ſich zurzeit in Süd⸗ 
deutſchland geltend machen, nie verbinden. 

Der Adreßentwurf geſteht zu, daß für Bayern eine andre Politik 
nicht möglich ſei als diejenige, welche von der gegenwärtigen Staatsregierung 
befolgt worden iſt. Die Adreſſe erklärt ſich mit allen Grundſätzen ein⸗ 
verſtanden, welche die Thronrede proklamiert hat und welche wir auf 
Befehl Seiner Majeſtät des Königs ſeit drei Jahren durchführen. Dabei 
ſpricht aber der Entwurf aus, daß die Geſinnung des gegenwärtigen 
Miniſters des Aeußern dem Lande kein Vertrauen einflöße. Ich glaube 
nicht, daß es irgend jemand gelingen würde, mir durch Tatſachen nach⸗ 
zuweiſen, daß ich dieſes perſönliche Mißtrauen in meine Pflichttreue gegenüber 
der Dynaſtie, gegenüber dem Lande verdient habe. Wenn aber dieſes Miß⸗ 
trauen darin beſteht, daß man von mir annimmt, ich ſei unfähig, ein 
doppeltes Spiel zu ſpielen, ich ſei unfähig, Jahre hindurch freundliche 
Geſinnungen gegen Norddeutſchland zu heucheln und dieſelben bei gelegener 
Zeit in feindliche umzuwandeln, dann hat dieſes Mißtrauen allerdings 
Grund. Zu einer ſolchen Politik bin ich nicht fähig, aber ich kann dann 
verlangen, daß man auch klar, deutlich und ohne Umſchweife ſage, daß 
ich deshalb das Vertrauen der patriotiſchen Partei nicht beſitze. 


Auf verſchiedene Bemerkungen „patriotiſcher“ Redner bezüglich des 
Rundſchreibens vom 9. April 1869 erwiderte Fürſt Hohenlohe am 4. Februar: 

. . . Ich bitte Sie, meine Tätigkeit bezüglich des Konzils lediglich vom 
Geſichtspunkte der einfachen Pflichterfüllung aufzufaſſen. Als ich im Jahre 
1868 zuerſt von der Zuſammenberufung des Konzils Kenntnis erhielt, 
mußte es für mich Pflicht ſein, die Stellung mir klarzumachen, welche 
die Regierung dem Konzil gegenüber einzunehmen habe. Ich habe deshalb 
die Geſchichte zu Rate gezogen und habe gefunden, daß bei dem letzten, 
dem Tridentiniſchen Konzil, die Regierungen an der Beratung teilgenommen 
haben. Ich verweiſe Sie auf die Tätigkeit des bayriſchen Geſandten Paum⸗ 
gartner, welcher bekanntlich einen lebhaften Anteil an den Beratungen des 
Konzils gehabt und insbeſondere dadurch ſich bekannt gemacht hat, daß er 
die Aufhebung des Zölibats in Antrag brachte. Daß von einer ſolchen 
Tätigkeit zu unſrer Zeit nicht mehr die Rede ſein kann, iſt ſelbſtverſtändlich. 
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Allein es ſchien nach den Berichten, welche ich aus Rom erhielt, die Frage 
über die Teilnahme der Regierungen am Konzil noch keineswegs entſchieden 
zu ſein. 

Die Berichte im Sommer 1868 ließen alle erſehen, daß Kardinal 
Antonelli damals noch im Zweifel war, ob eine Einladung an die Re⸗ 
gierungen zur Teilnahme erfolgen ſolle. Wir mußten uns alſo darauf 
gefaßt machen, zu dem Konzil eingeladen zu werden. Das war alſo ein 
formeller Grund, weshalb die Regierung verpflichtet war, ſich näher mit 
der Sache zu beſchäftigen und ſich mit den übrigen europäiſchen Regierungen 
ins Benehmen zu ſetzen, damit eine gleichmäßige Haltung gegenüber dem 
Konzil ermöglicht werde. Ein zweiter Grund, weshalb die Regierung ihre 
Aufmerkſamkeit dem Konzil zuwenden mußte, war der Inhalt der bevor⸗ 
ſtehenden Verhandlungen. Hier boten ſich uns offiziöſe Mitteilungen aus 
Rom dar, in welchen die Abſichten, welche von einer ſehr mächtigen Partei 
in Rom gehegt wurden, dargelegt waren. Es waren dies die „Civilta 
cattolica“ und die „Laacher Blätter“. Was in jenen Zeitſchriften über 
die Abſichten enthalten war, welche dem Konzil zugeſchrieben wurden, mußte 
die Regierung mit einiger Beſorgnis erfüllen. Das war der Grund, wes⸗ 
halb ich mich an die andern Regierungen gewendet und auf die Gefahren 
aufmerkſam gemacht habe, die aus ſolchen Beſchlüſſen hervorgehen könnten, 
und ich habe zugleich darauf angetragen, ſich durch gemeinſchaftliche Be⸗ 
ratungen darüber klar zu werden, in welcher Weiſe man etwaigen Beſchlüſſen 
der Art, welche Staat und Kirche in Zwieſpalt zu bringen geeignet wären, 
entgegenarbeiten könnte. Es lag darin durchaus keine feindliche Abſicht 
gegenüber der Kirche. Um nun aber auf feſtem Boden zu ſtehen, wurden 
auch noch ſowohl die theologiſchen als die juriſtiſchen Fakultäten zu Gut⸗ 
achten aufgefordert; dieſe ſind durch die Preſſe veröffentlicht, und ſie beweiſen, 
daß die Befürchtungen der Staatsregierung nicht unbegründet waren. 
Der Herr Abgeordnete Weſtermayer hat gefragt, was denn in der Zwiſchen⸗ 
zeit geſchehen iſt, um die Tätigkeit der Regierung zu rechtfertigen. Ich 
will Sie nicht weiter mit Ausführungen ermüden, ſondern lediglich bitten, 
wenn die Sitzung vorüber iſt, die „Allgemeine Zeitung“ von heute zu 
leſen, in der Sie das „Schema de ecclesia Christi“ !) finden. Ich glaube, 
daß, wer dieſes Schema, welches den Beratungen des Konzils unterſtellt 
werden wird, aufmerkſam durchlieſt, keinen Zweifel darüber haben wird, 
daß hier der Keim zu einem Konflikt zwiſchen Staat und Kirche gegeben 
ſein dürfte. 


1) Das von dem Jeſuiten Perrone verfaßte „Schema de eeclesia“ erneuerte, 
die Anſprüche der Päpſte auf Oberherrſchaft über Fürſten und Völker. Friedrich, 
Das Vatikaniſche Konzil, Bd. III S. 542. 
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Auf die Begründung des Mißtrauensvotums durch den Referenten 
Jörg erwiderte der Fürſt am 5. Februar: 

. . . Der Herr Referent hat am Anfang der Adreßdebatte gejagt: 
Europa blicke auf dieſen Saal. Es iſt richtig, meine Herren, die Ent⸗ 
ſcheidung, welche Sie hier treffen werden, wird von weittragender Bedeutung 
ſein, nicht deshalb, weil die Ereigniſſe unſers Königreichs für die Welt 
von ſo großer Wichtigkeit wären, ſondern deshalb, weil der Kampf, der 
hier ſeit einer Woche entbrannt iſt, nur einen Teil des großen Kampfs 
bildet, der zurzeit die Welt bewegt. Es iſt der Streit der beiden An⸗ 
ſchauungen, deren eine im modernen Rechtsſtaate und in der ganzen frei⸗ 
heitlichen Entwicklung der Gegenwart etwas zu Erhaltendes und zu Pflegendes 
erblickt und deren andre dieſen modernen Staat und die ganze moderne 
Entwicklung perhorresziert und das Heil der Menſchheit in einer Neu⸗ 
geſtaltung des Staats auf andern Grundlagen ſucht, in einer Neugeſtaltung, 
welche durch die Kirche, und zwar durch eine im abſolutiſtiſchen Sinne 
rekonſtruierte Kirche, vervollſtändigt und getragen würde. In dieſem Kampf 
eine Aenderung der Ueberzeugungen durch Worte herbeiführen zu wollen, 
wäre die vergeblichſte aller Bemühungen. Meine Auffaſſung wird auch 
nicht beirrt durch die Verſicherungen jener, welche ſich frei wiſſen von Ab⸗ 
ſichten, wie ich ſie eben bezeichnete, auch nicht durch die glänzende Rede 
eines ſehr geehrten Mitglieds, welches die Verſöhnung des Liberalismus 
mit der Kirche zur Aufgabe ſeines Lebens macht, welches aber wohl dem- 
ſelben Schickſal entgegengehen wird, welches alle diejenigen getroffen hat, 
welche dieſelben Beſtrebungen hatten. Denn, meine Herren, ich kann mich 
des Gedankens nicht entſchlagen, daß ein Teil der Gegner nur deshalb 
mit den Feinden des modernen Staats gemeinſame Sache macht, weil es 
dieſen gelungen iſt, für ihre Tendenzen jene erregte Stimmung zu benutzen, 
in welche die Gemüter durch die Ereigniſſe des Jahres 1866 gebracht 
worden ſind. Dieſe Erregtheit beruht aber einesteils auf der Furcht, welche 
der gegenwärtige Zuſtand Deutſchlands einflößt, nachdem das Band zerriſſen 
iſt, welches die deutſchen Stämme bis zum Jahre 1866 zuſammengehalten 
hat. Sie beruht ferner auf der Furcht vor den Beſtrebungen derjenigen, 
welche den nationalen Gedanken zum endlichen Ausdruck zu führen ſuchen, 
ohne den gegebenen Tatſachen und den Gefühlen des Volks allſeitig Rechnung 
zu tragen. 

Ich habe mich ſeit drei Jahren redlich bemüht, Bayern aus dieſem 
Zuſtande der Unſicherheit herauszuführen, ich habe mich bemüht, ſchon 
jetzt und gerade vor jener Zeit, wo eine Kündigung des Zollvereins ſtatt⸗ 
finden kann, zu vertragsmäßig geordneten Zuſtänden zurückzugelangen. 
Freilich haben einzelne Redner gemeint, daß überhaupt eine vertragsmäßige 
Verbindung der ſüddeutſchen Staaten mit dem Norden vom Uebel ſei. 
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Allein das kann ich nicht als die Ueberzeugung der ganzen Partei annehmen. 
Denn ſonſt würden Ihre Verſicherungen in Ziffer IV des Adreßentwurfs 
nicht denjenigen Grad von Glaubwürdigkeit verdienen, welchen ich Ihnen, 
wie man es einem loyalen Gegner ſchuldig iſt, gern zugeſtehe. 

Sie ſprechen aus, daß Sie eine nationale Verbindung der deutſchen 
Stämme wollen und verlangen, und ich darf annehmen, daß Sie dieſen 
Wunſch und dieſe Hoffnung nicht in eine nebelhafte Ferne und in eine 
Zeit verlegen wollen, in welcher durch ungeahnte und nicht zu erwartende 
Ereigniſſe nicht etwa bloß die Baſis der Friedensverträge von 1866 beſeitigt, 
ſondern auch der ganze ſeit Jahrhunderten vollzogene Entwicklungsgang 
der deutſchen Staaten in ſein Gegenteil verkehrt ſein würde. Wenn Sie 
aber, meine Herren, darauf nicht warten wollen, ſo gibt es nur einen 
Weg, dieſe nationale Verbindung zu erlangen, und das iſt derjenige, welchen 
die bayriſche Regierung verſucht hat. Es iſt der Weg, durch Verträge, alſo 
durch Akte der gleichberechtigten Staatsſouveränität, eine verfaſſungsmäßige 
Gemeinſchaft des Südens mit dem Norden herbeizuführen .. 

Ich muß es gegenüber den Aeußerungen des Herrn Referenten noch⸗ 
mals betonen, ich habe niemals, auch nicht im Auguſt 1866, ) mich für 
den Eintritt in den Norddeutſchen Bund ausgeſprochen. Der Norddeutſche 
Bund war damals noch nicht abgeſchloſſen, und der Herr Referent würde 
im Verfolg meiner Aeußerungen von damals gefunden haben, daß ich eben 
deshalb für die Annäherung an den Norden Deutſchlands geſprochen habe, 
weil es damals noch nicht unmöglich geweſen wäre, Bedingungen zu 
erlangen, mit welchen die Selbſtändigkeit Bayerns vereinbar geweſen wäre. 
Sie werden vielleicht eine ſolche Vorausſetzung naiv finden, ich bitte Sie 
aber, nicht zu vergeſſen, daß ich noch nicht Miniſter war und als Privat⸗ 
mann nicht die volle Kenntnis aller tatſächlichen Verhältniſſe beſitzen konnte. 
Ich halte auch den Eintritt in den Norddeutſchen Bund nicht bloß für 
eine Frage der Zeit, wie mir der Herr Abgeordnete Pfahler imputieren 
wollte. Ich habe die Gründe — und es ſind nicht bloß Geldgründe, wie 
derſelbe Herr Redner meinte, weshalb ich die Verfaſſung des Norddeutſchen 
Bundes nicht für die geeignete Form einer nationalen Vereinigung für 
uns Süddeutſche anſehen kann — ſo oft und ſo verſtändlich auseinander⸗ 
geſetzt, daß es wohl genügen dürfte. Aber meine Herren, das iſt doch 
vollkommen unmöglich, überhaupt eine nationale Verbindung zu ſchaffen, 
wenn gar keine Rechte, gar keine Gegenſtände, gar keine Legislative, über⸗ 
haupt gar nichts, was bisher der einzelne Staat für ſich beſorgte, künftig 
gemeinſam beſorgt werden ſoll; und ich erachte die Selbſtändigkeit Bayerns 
dadurch allerdings nicht für gefährdet, wenn es gewiſſe Angelegenheiten 
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einer gemeinſamen Behandlung unterſtellt, bei welcher Behandlung aber 
allerdings — und das iſt das Unterſcheidende — Bayern ebenſo viele 
Rechte hat und eine ebenſo entſcheidende Stimme führt wie jeder andre 
Staat. Ich bin nun mit dem Herrn Referenten einverſtanden, daß wir 
die Beaufſichtigung über dieſe Angelegenheiten und die Geſetzgebung inner— 
halb derſelben nicht einer Bundesbehörde übertragen ſollen, wie ſie an der 
Spitze des Norddeutſchen Bundes ſteht und in welcher Bayern keine andern 
Befugniſſe hätte, als daß ihm im Bundesrate nur etwa ſechs oder acht 
Stimmen zuſtänden, und wo dann im Reichstage die Minorität von fünfzig 
bayriſchen Abgeordneten in der großen Maſſe der norddeutſchen verloren 
ginge. Ich habe auch in meiner Rede vom 8. Oktober 1867 nicht geſagt, 
wie der Herr Referent meint, daß ich beſtrebt ſei, dieſe Rechte und Be⸗ 
fugniſſe an das norddeutſche Parlament zu übertragen; auch ich halte die 
Organiſation des Norddeutſchen Bundes und die dadurch bedingte Be— 
handlungsart der Bundesangelegenheiten nicht für geeignet, die damals als 
gemeinſam projektierten Angelegenheiten ihr zu unterſtellen. Ich habe 
getrachtet, in jenen Verhandlungen eine vertragsmäßige Gemeinſamkeit aller 
der Angelegenheiten zu erzielen, bei welcher die einzelnen ſüddeutſchen Staaten 
als gleichberechtigte Faktoren in Behandlung dieſer Angelegenheiten aner⸗ 
kannt worden wären. Das iſt es, was meine Verhandlungen im Auge 
hatten, welche ich mit den ſüddeutſchen Staaten — denn mit dem Nord⸗ 
deutſchen Bunde haben gar keine Verhandlungen ſtattgefunden — bezüglich 
eines weiteren Bundes zwiſchen Süddeutſchland und Norddeutſchland geführt 
habe. Und deshalb bezeichnet meine damalige Rede die anzuſtrebende Ver- 
bindung ausdrücklich als einen Staatenbund. Sie wiſſen, woran jene 
Verhandlungen geſcheitert ſind. Der Verſuch der Gründung eines ſüd— 
deutſchen Staatenvereins, unter deſſen Vorausſetzung die Beſtimmungen 
der Nikolsburger Präliminarien hinſichtlich einer nationalen Verbindung 
mit dem Norden Deutſchlands allein zur Ausführung zu bringen wären, 
iſt bisher nicht gelungen. Es gibt politiſche Situationen, in welchen der 
Wille des einzelnen Menſchen, ja der Wille eines Staats ſich als unzu⸗ 
länglich erweiſt. Die Schwierigkeiten, welche ſich einer befriedigenden Neu— 
geſtaltung Deutſchlands entgegenſtellen, ſind durch den Gang, welchen die 
Erneuerung des Zollvereins genommen hat, in gewiſſer Beziehung vermehrt 
worden. Ich habe es damals verſucht, die Rekonſtruktion des Zollvereins 
auf andern, mehr föderativen Grundlagen zu erwirken. Allein meine Vor⸗ 
ſchläge ſind in Berlin vereinzelt geblieben, und wenn wir den Zollverein 
nicht aufgeben wollten, mußten wir der neuen Form zuſtimmen. Damals 
ſtand der Weg offen, auszuſcheiden aus der deutſchen Gemeinſchaft und 
eine iſolierte Stellung ſowohl in wirtſchaftlicher als politiſcher Beziehung 
einzunehmen, es ſtand der Weg offen, uns auf uns ſelbſt zurückzuziehen. 
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Ich hätte einer ſolchen Politik nicht zuſtimmen können, ich war bereit, im 
Sommer 1867, als ich von Berlin zurückkam und bevor der Zollvertrag 
abgeſchloſſen war, mein Amt niederzulegen. Ich habe die Entſcheidung 
Seiner Majeſtät dem König und dem Lande überlaſſen. Seine Majeſtät 
der König und das Land haben ſich für Erhaltung des Zollvereins auf 
der von Preußen vorgeſchlagenen Grundlage entſchieden ausgeſprochen. 
Damit war die Geſtaltung Deutſchlands in föderativer Richtung weſentlich 
erſchwert; daß auch der Gedanke des Südbundes dadurch nicht gefördert 
wurde, werden Sie begreifen. 

Ich konſtatiere bei dieſer Gelegenheit mit Vergnügen, daß auch der 
Herr Referent ſeine Anſicht dahin ausgeſprochen hat, es hätte auch kein 
andrer als ich den Südbund zuſtande gebracht. Wenn der Herr Abgeordnete 
Greil aber verſtanden hat, ich halte den Südbund nicht für ratſam, weil 
dadurch die Selbſtändigkeit der einzelnen Staaten gefährdet werde, ſo hat 
der Herr Abgeordnete mich falſch verſtanden. Ich habe nur auf die 
Schwierigkeiten hingewieſen, welche der Konſtruierung des Südbunds des— 
halb entgegenſtanden, weil derſelbe nur dann zuſtande kommen könne, wenn 
jeder der ſüddeutſchen Staaten auf einen Teil ſeiner Selbſtändigkeit, auf 
einen Teil ſeines Selbſtbeſtimmungsrechts verzichtet. Ich fügte bei, Bayern 
könne dieſes Opfer bringen, da wir die ſtärkſte Macht innerhalb des Süd⸗ 
bunds ſein und die gebrachten Opfer durch die Stellung wieder ausgeglichen 
würden, welche Bayern im Südbunde einzunehmen hätte. Ich fügte dann 
bei, daß Württemberg und Baden auf einen ſolchen Verzicht einzugehen, 
wenig Grund hätten. 

Der Herr Abgeordnete Greil will aber weder den Bundesſtaat noch 
den Staatenbund, ja nicht einmal ein „Anlehnen an den Palaſt des Nord- 
deutſchen Bundes“. Damit iſt aber auch der von mir angeſtrebte weitere 
Bund verurteilt und die Politik des Abwartens als die eigentlich bayriſche 
Politik proklamiert. Es iſt möglich, daß wir vorderhand dazu gezwungen 
ſein werden; allein, meine Herren, es gibt für uns zwei Arten des Ab— 
wartens. Die eine beſteht darin, daß wir die gegebenen Verhältniſſe offen 
und rückhaltlos akzeptieren und ſie nicht als ſolche anſehen, die wieder zu 
zerſtören wären, daß wir aufmerkſam beobachten, ob und wann der Augen- 
blick gekommen ſein wird, in welchem an der großen nationalen Aufgabe 
mitgewirkt werden kann unter Wahrung der Rechte und Intereſſen unſers 
engeren Vaterlands, und es gibt eine andre Art des Abwartens, die darin 
beſteht, mit Ungeduld nach dem Augenblick zu ſpähen, wo man das Ge⸗ 
ſchehene ungeſchehen, wo man die Ereigniſſe rückläufig machen und Revanche 
für das Erduldete nehmen könne. Daß, meine Herren, ich mit letzterer Art des 
Abwartens nicht einverſtanden bin, das werden Sie begreifen, ich würde da- 


durch mit meiner ganzen politiſchen Vergangenheit in Widerſpruch geraten .. 
Fürſt Hohenlohe, Denkwürdigkeiten. I 28 
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Ich kann nicht ſchließen, ohne noch einem Vorwurfe zu begegnen, der 
mir von ſeite des Herrn Referenten gemacht worden iſt, es iſt meine viel⸗ 
beſprochene Rede im Zollparlament.!) Ich glaube, der Herr Referent 
hat nicht die ganze Rede vorgeleſen, ich glaube der Schluß wurde vergeſſen. 
Der letzte Satz beginnt: „Das Vertrauen dieſer hohen Verſammlung wird 
mir die Kraft geben, auszuharren“ — dieſer Anfang des Satzes wurde 
von dem Herrn Referenten noch geleſen, aber der Schluß nicht, welcher 
lautet: „in dem Beſtreben, für Verſtändigung, Verſöhnung und Eintracht 
der deutſchen Stämme mit allen Kräften zu wirken“. 

Meine Herren! Ich habe dieſe Erklärung nicht abgegeben in einer 
Verſammlung eines fremden Landes, ich habe ſie abgegeben in einer Ver⸗ 
ſammlung, welche auf Grund des Vertrags vom 7. Juli 1867 in Berlin 
tagte, ich habe ſie abgegeben in einer deutſchen Verſammlung. Ich habe 
nicht im Sinne der nationalliberalen Partei geſprochen, ſondern ich habe 
meine Tätigkeit dahin bezeichnet, daß ich für Verſöhnung, Eintracht und 
Verſtändigung der deutſchen Stämme fortarbeiten werde, und inſofern konnte 
ich mich auf meine Tätigkeit als bayriſcher Miniſter des Aeußern beziehen. 
Wahrlich, meine Herren, es wäre weit gekommen, wenn man von Ver⸗ 
ſöhnung und Eintracht deutſcher Stämme nicht mehr reden könnte, ohne 
ſich die Vorwürfe eines Teils ſeiner deutſchen Mitbürger zuzuziehen. Ich 
bin überzeugt, daß ein andrer Miniſter nicht anders geſprochen hätte. Aber 
wie etwa ein Miniſter hätte ſprechen müſſen, der nach dem Sinne des 
Herrn Referenten geweſen wäre, das will ich Ihnen ſagen; er hätte ſprechen 
oder wenigſtens denken müſſen: „Dank meinen Bemühungen, dank den 
Bemühungen der Preſſe meiner Partei iſt es nicht möglich, von Verſöhnung, 
Verſtändigung und Eintracht der deutſchen Stämme in dieſem Saale zu 
reden.“ Daß ich, meine Herren, ſo nicht ſprechen konnte und ſo nicht 
geſprochen habe, darauf bin ich ſtolz. 


Schreiben des Königs Ludwig an den Fürſten 
vom 6. Februar 1870. 


Mit großem Intereſſe habe ich ſoeben die meiſterhafte, in der Tat 
unwiderlegliche Rede, welche Sie geſtern in der Zweiten Kammer gehalten 
haben, geleſen, und es drängt mich, noch ganz unter dem Eindruck derſelben, 
Ihnen meine Freude und meine vollſte Anerkennung hierüber aus ganzem 
Herzen auszuſprechen. 

Möge es Ihren beſtimmten und beredten Worten gelingen, die letzten 
Nebel des leider immer noch nicht gänzlich verſcheuchten Mißtrauens zu 
bannen. 


) Siehe Seite 369. 


Das bayriſche Miniſterium (1867 bis 1870) 435 


Mögen Sie ausharren in Ihrem ehrenvollen Amte, getragen von dem 
Bewußtſein meines unerſchütterten Vertrauens und mich nicht durch Ihr 
Ausſcheiden in die Gefahren eines etwaigen Syſtemwechſels mit ſeinen 
unausbleiblich unheilbringenden Folgen ſtürzen. Indem ich Ihnen und 
der Fürſtin meine freundlichſten Grüße ſende, bleibe ich mit bekannten 
Geſinnungen 

Ihr ſehr geneigter König 
Ludwig. 


Der das Mißtrauensvotum enthaltende Satz der Adreſſe wurde am 
10. Februar mit 77 gegen 62 Stimmen angenommen. 


Fürſt Hohenlohe an den Prinzen Otto von Bayern. 
München, 12. Februar 1870. 
Durchlauchtigſter Prinz! 
Gnädigſter Herr! 

Eure Königliche Hoheit wollen mir gnädigſt geſtatten, in nachſtehendem 
eine Angelegenheit zur Sprache zu bringen, in welcher nur Eure König⸗ 
liche Hoheit die nötige Aufklärung geben können. 

In einer Nummer der „Donauzeitung“ vom 9. d. M. finde ich 
folgende Stelle: „Die Kölniſche Volkszeitung berichtet: Man erzählt ſich 
vom Prinzen Otto, derſelbe ſei mit dem Vorſatze in die Kammer ge⸗ 
kommen, ſeine Stimme gegen die Adreſſe abzugeben; allein vor Beginn 
der Sitzung habe ein andrer Prinz des königlichen Hauſes ihn in einem 
Nebenzimmer von Aktenſtücken Einſicht nehmen laſſen, die beweiſen ſollen, 
daß Miniſterpräſident von Hohenlohe ſich dem Grafen Bismarck gegenüber 
zu Dingen engagiert habe, die der Selbſtändigkeit Bayerns Gefahr bringen 
müßten.“ 

Eure Königliche Hoheit werden mit mir einverſtanden ſein, daß 
dieſer Artikel die ſchwerſte Anſchuldigung enthält, die gegen einen bayriſchen 
Miniſter erhoben werden kann, und daß ich verpflichtet bin, ſolchen Ge⸗ 
rüchten entgegenzutreten. Ich erlaube mir daher, Eure Königliche Hoheit 
ehrfurchtsvoll zu bitten, mir gnädigſt ſagen zu wollen, ob irgendein Vor⸗ 
kommnis Veranlaſſung zu obigem Gerüchte geben konnte oder ob die ganze 
Sache eine gewöhnliche Erfindung iſt. 


Prinz Otto von Bayern an den Fürſten Hohenlohe. 
Eure Durchlaucht! 
In Beantwortung Ihrer Zeilen vom 12. d. freue ich mich, Eurer 
Durchlaucht verſichern zu können, daß jener Artikel nur lügenhafte An⸗ 


gaben enthält, und ermächtige Eure Durchlaucht, von dieſer meiner Aus⸗ 
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ſage im Falle einer Dementierung obigen falſchen Gerüchtes Gebrauch zu 
machen. 
Zugleich füge ich den Ausdruck meiner ausgezeichnetſten Hochſchätzung 
bei und verbleibe 
Eurer Durchlaucht 


freundlich geneigter 
Otto. 
München, 13. Februar 1870. 


Journal. 
Miniſterrat am 13. Februar 1870. 

Zur Beſprechung der Lage traten heute um 11 Uhr die Miniſter zu⸗ 
ſammen. Ich eröffnete die Sitzung mit dem Bemerken, daß wohl alle 
Herren mit mir einverſtanden ſein würden, daß ich nicht bleiben könne. 
Ich hätte indeſſen nicht vorgehen wollen, ohne die Kollegen davon in 
Kenntnis zu ſetzen. 

Pfretzſchner war damit einverſtanden und hob in ſeinem Votum 
hervor, daß die Kammer der Abgeordneten den übrigen Miniſtern kein 
Mißtrauensvotum gegeben habe. 

Schlör begann damit, zu ſagen, er würde an meiner Stelle nicht einen 
Tag länger in dieſem Miniſterium bleiben. Was die übrigen Miniſter 
betreffe, ſo habe er ſich die Sache reiflich überlegt. Ein Entlaſſungs⸗ 
geſuch ihrerſeits ſollten ſie nicht einreichen, das ſei ein abgenutztes Mittel. 
Dagegen ſchlage er vor, daß die übrigen Miniſter gleichzeitig mit meinem 
Entlaſſungsgeſuch ein Memorandum an den König einreichen ſollten, in 
welchem ſie ihre Anſchauung von der Lage der Dinge darſtellen müßten. 

Pranckh hielt dieſen Weg nicht für korrekt. Die Stellung der 
übrigen Miniſter werde nach meinem Rücktritt unhaltbar. Alle müßten 
zugleich ihre Entlaſſung einreichen und abwarten, ob bei einer Neubildung 
einer oder der andre wieder eintreten könne. Er begründete ſeine Anſicht 
durch Hinweis auf die Haltung der Kammer der Reichsräte. 

Lutz ſagt: Was die Entſchließungen des Fürſten Hohenlohe betrifft, 
ſo muß ich ſie ihm allein überlaſſen. Will der Fürſt bleiben, ſo bleibe 
ich mit ihm. Eine Entlaſſung einzureichen und dann wieder zu bleiben, 
ſei eine Komödie. 

Nach längerem Hin- und Herreden fand wieder ein Umſchwung der 
Meinung ſtatt, und es wurde anerkannt, daß man doch nicht wohl ohne 
mich bleiben könne. 

Schließlich wurde beſchloſſen, ſich die Sache allſeitig noch einmal zu 
überlegen. Ich erklärte übrigens, daß ich nicht bleiben könne. Ich ſei in einer 
andern Lage, mit zwei Mißtrauensvoten könne kein Miniſter bleiben u. ſ. w. 
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Fürſt Hohenlohe an ſämtliche Miniſter mit Aus nahme 
des Kriegsminiſters. 
München, 14. Februar 1870. 
Eurer Exzellenz 

beehre ich mich ganz ergebenſt mitzuteilen, daß ich nach Rückſprache mit 
Seiner Exzellenz dem Herrn Kriegsminiſter und nachdem derſelbe die 
Bedenken, welche er im geſtrigen Miniſterrate gegen mein einſeitiges Vor⸗ 
gehen erhoben hatte, fallen gelaſſen hat, mich entſchloſſen habe, noch heute 
mein Entlaſſungsgeſuch Seiner Majeſtät zu überreichen. Ich habe mich 
zu dieſem Schritte auch aus dem Grunde veranlaßt geſehen, daß ich heute 
Abend von Seiner Majeſtät empfangen werde und es mir notwendig 
erſchien, daß Seine Majeſtät vorher ſchon die Motive in Händen habe, 
welche mich zu der fraglichen Bitte zwingen. 


An König Ludwig. 

Die Hoffnung, welche Eure Königliche Majeſtät in Allerhöchſtderen 

Handſchreiben vom 6. d. M. an mich auszuſprechen geruhten, daß es 

gelingen möchte, das Mißtrauen zu beſeitigen, welches gegen mich beſteht, 

iſt leider unerfüllt geblieben. Die Partei, welche nach dem Ausfalle 

der Wahlen die Mehrheit in der Kammer der Abgeordneten bildet, iſt 

trotz aller Mühe nicht zu überzeugen geweſen, daß ihr Mißtrauen un⸗ 
begründet iſt. Die geſetzlichen Vertreter des Landes haben ſich in ihrer 
Mehrheit gegen mich ausgeſprochen, und ſo ſtehe ich zwei Beſchlüſſen der 

beiden Kammern des Landtags gegenüber, welche die entſchiedene Abſicht 
bekunden, meine fernere Tätigkeit im Miniſterium unmöglich zu machen. 

Dieſes Mißtrauen mag auf vorgefaßten irrigen Meinungen oder auf Ein- 

| wirkung von außen beruhen, Tatſache iſt, daß beide Körperſchaften, mit 
ö welchen die Regierung das Wohl des Landes zu beraten hat, eine feind- 


ſelige Stellung gegen mich genommen haben. Ich bin Eurer Königlichen 
. Majeſtät für die Feſtigkeit, mit welcher Allerhöchſtdieſelben mich bisher 
| zu unterſtützen die Gnade hatten, aus tiefſtem Herzen dankbar. Aber 


eben dieſe Dankbarkeit und die treue Anhänglichkeit an Eure Majeſtät 
legten mir die Pflicht auf, mit mir zu Rate zu gehen, ob ich einen weiteren 
Anſpruch auf die Unterſtützung Eurer Königlichen Majeſtät erheben darf, 
ohne Eure Königliche Majeſtät den ernſteſten Gefahren preiszugeben. Nie, 
ſolange die bayriſche Verfaſſung beſteht, haben ſich die Monarchen Bayerns 
vom konſtitutionellen Wege entfernt. Selbſt nach den ſtürmiſchen Er⸗ 
eigniſſen des Jahres 1848, wo zur Wiederherſtellung geordneter Rechts⸗ 
zuſtände in faſt allen Staaten Europas Oktroyierungen oder Staatsſtreiche 
ſtattfanden, hat ſich Bayern nicht auf dieſen Weg drängen laſſen. In 
dieſer Tatſache wurzelt neben der angeborenen Anhänglichkeit das tiefe 
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Vertrauen, welches das bayriſche Volk in ſeine Dynaſtie ſetzt. Ich kann 
Eurer Königlichen Majeſtät nicht raten, einen andern Weg einzuſchlagen, 
welcher das Vertrauen des Volks in Eure Königliche Majeſtät vermindern 
und Allerhöchſtdieſelben, wenn auch nicht mit Notwendigkeit, doch mög⸗ 
licherweiſe zu gewaltſamen Schritten führen könnte. 

Eure Königliche Majeſtät würden damit einer um ſo größeren Gefahr 
entgegengehen, als ſich in nicht zu ferner Zeit gewaltſame Umwälzungen 
in Frankreich und vielleicht auch in andern europäiſchen Staaten voraus⸗ 
ſehen laſſen. Träfe eine ſolche Zeit mit einer Beunruhigung des König⸗ 
reichs zuſammen, welche in dem Umſtand Nahrung fände, daß den kon⸗ 
ſtitutionellen Rechten zuwidergehandelt worden iſt, ſo würde die Be⸗ 
wegung ſich nicht mehr gegen das Miniſterium, ſondern gegen die Aller⸗ 
höchſte Perſon Eurer Königlichen Majeſtät ſelbſt richten. Einer ſolchen 
Eventualität dürfen Eure Königliche Majeſtät nicht ausgeſetzt werden. 
Ich erlaube mir den ehrfurchtsvollen Rat, Eure Majeſtät wollen ſich in 
den konſtitutionellen Formen eine ſtets bereite Handhabe erhalten, um 
die Beruhigung des Landes nach der einen oder der andern Richtung 
herbeizuführen. In dieſer Erwägung und lediglich im allerhöchſten Inter⸗ 
eſſe Eurer Königlichen Majeſtät wage ich daher die alleruntertänigſte 
Bitte, mich von dem mir allergnädigſt übertragenen Amte entheben zu 
wollen. Ich bin bereit, die Geſchäfte des Miniſteriums fortzuführen bis 
es Eurer Königlichen Majeſtät gelungen ſein wird, den Eurer Königlichen 
Majeſtät geeignet erſcheinenden Nachfolger zu finden. 


Journal. 
München, 14. Februar 1870. 

Um 3 Uhr ſchickte ich mein Entlaſſungsgeſuch an den König. Um 
1/,7 Uhr ging ich in die Reſidenz. Der König empfing mich ſehr liebens⸗ 
würdig, bedauerte die Lage der Dinge und daß es ſoweit gekommen ſei, 
ſchien aber wohl einzuſehen, daß ich nicht anders habe handeln können. 
Er war über die Verhandlungen in der Kammer der Abgeordneten ſehr 
wohl unterrichtet, zitierte Stellen aus meiner Rede und ſprach ſeine Ent⸗ 
rüſtung über die „Patrioten“ aus. Er meinte, es ſei eine Schwäche, nach⸗ 
zugeben, und beſtritt meine Auffaſſung. Ich ſuchte ihm zu beweiſen, daß 
ich nur in ſeinem Intereſſe handle, indem ich ihn nicht in eine Lage ver⸗ 
ſetzte, entweder nachzugeben oder zu einem Staatsſtreich zu kommen. Ich 
ſagte, daß er vollkommen in ſeinem Recht geweſen ſei, der Kammer der 
Reichsräte ſein Mißfallen zu erkennen zu geben, daß aber der Beſchluß 
der gewählten Vertreter des Landes eine andre Bedeutung habe und das 
Verbleiben eines Miniſters, dem die Kammer ſo feindlich gegenüberſtehe, 
zu übeln Folgen führen könne. Er proteſtierte dagegen, daß er unkon⸗ 
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ſtitutionell verfahren wolle, kam aber immer wieder darauf zurück, daß in 
meiner Entlaſſung eine Schwäche und ein Nachgeben liege. Er fragte 
mich, wen er denn nehmen ſolle, und ich nannte ihm Bray. Ultramon⸗ 
tane Miniſter und insbeſondere Thüngen will er um keinen Preis. Es 
wurde dann noch viel hin und her geredet über Konſtitutionalismus, ab⸗ 
ſolute Monarchie u. ſ. w. Schließlich fragte er mich, ob ich nicht die 
Geſchäfte vorläufig noch fortführen wolle, was ich bejahte. Beim Nach⸗ 
hauſegehen begegnete ich Hörmann, der mir beſtätigte, daß ich vollkommen 
recht getan habe und daß vorläufig an eine Verſöhnung zwiſchen mir 
und der Patriotenpartei nicht zu denken ſei. 
München, 17. Februar 1870. 

Werthern teilte mir im Auftrage des Grafen Bismarck folgendes mit: 

Bis auf die neueſte Zeit habe es ihm zweckmäßig geſchienen, daß ich 
abginge. Ich würde, habe er gemeint, mich nur in kleinen Streitigkeiten 
aufreiben und ſei dann nicht mehr fähig, bei großen Aktionen mitzuwirken. 

Seitdem ſich aber der König mit ſolcher Entſchiedenheit in den 
Vordergrund geſtellt habe, bedürfe es nicht mehr des Experiments, welches 
mein Rücktritt zur Folge habe, um den König zu überzeugen, daß er mit 
der ultramontanen Partei nicht regieren könne. Dieſe Ueberzeugung habe 
der König. Wenn Werthern ſage, er wiſſe nicht, wie weit und in welchen 
Schritten mich der König unterſtützen werde, ſo liege dies doch nur in 
meiner Hand. Der Kampfplatz ſei geöffnet, ich brauche daher nur anzu⸗ 
fangen. Als Mittel des Kampfes bezeichnet Bismarck die Auflöſung der 
Kammer der Abgeordneten und einen Pairsſchub. 

Ferner teilt mir Werthern ein langes Expoſé über das Hoſpiz 
dell Anima in Rom mit. Nach einem Breve von 1859, welches infolge einer 
Enquete erlaſſen wurde, blieb Oeſterreich im Beſitz des Protektorats jener 
Anſtalt. Preußen findet dies „nach Königgrätz und Prag“ ganz unzu⸗ 
läſſig und will dieſes Protektorat Oeſterreich ſtreitig machen. Er fragt, 
ob ich von der Sache Kenntnis habe, wie ich es anſehe, und ob Bayern 
geneigt ſei, ſich den Schritten anzuſchließen, die Preußen im allgemeinen 
deutſchen Intereſſe zu tun beabſichtige. Ich erwiderte, daß mir die Ver⸗ 
hältniſſe der An ima nicht unbekannt ſeien, daß ich aber die Sache für 
ernſt hielte, da gleichzeitig Oeſterreich und der Jeſuitenorden verletzt würden, 
und daß ich erſt Tauffkirchen zum Bericht auffordern müſſe u. ſ. w., ehe 
ich mich weiter erkläre. 


Aus einem Briefe Döllingers an den Fürſten. 
München, 21. Februar 1870. 
Die Lage wird immer ernſter und drohender. Eben kündigt die 
„Donauzeitung“ an, daß neben Ketteler und Melchers auch unſer Herr Erz⸗ 
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biſchof zu den Infallibiliſten übertreten wolle. Sehr möglich, da er unter 
dem Einfluſſe ſeines Sekretärs Kagerer ſteht, deſſen Geſinnung allgemein 
bekannt iſt. 

Das Rettungsmittel wäre ein gemeinſchaftliches Vorgehen der Mächte, 
Frankreichs vor allem, Oeſterreichs, Bayerns. Aber dazu, fürchte ich, iſt 
keine Ausſicht. 

Angeſichts des Schema de ecclesia erſcheint jedenfalls die von 
Eurer Durchlaucht im Sommer ergriffene Initiative vollſtändigſt gerecht⸗ 
fertigt. 

Ich ſelber hätte noch vor einigen Monaten ſo etwas nicht für mög⸗ 
lich gehalten. 


König Ludwig an den Fürſten Hohenlohe. 
München, 7. März 1870. 
Mein lieber Fürſt! 

Sie haben wiederholt an mich die Bitte um Enthebung als Staats⸗ 
miniſter des königlichen Hauſes und des Aeußern gebracht. Nach ein⸗ 
gehender Prüfung der Verhältniſſe habe ich in Würdigung der von Ihnen 
vorgebrachten perſönlichen Motive dieſem Ihrem Geſuche heute Folge 
gegeben. Indem ich Ihnen dies eröffne, fühle ich mich gedrungen, Ihnen 
für die opferwillige Hingebung und bewährte Treue, wodurch Ihre Amts⸗ 
führung ausgezeichnet war, mit vollſtem Herzen meine Anerkennung aus— 
zuſprechen. Dieſer Anerkennung tatſächlichen Ausdruck zu verleihen, habe 
ich Sie, mein lieber Fürſt, in die Zahl der Kapitulare meines Ritter⸗ 
ordens vom heiligen Hubertus aufgenommen. Indem ich Ihnen die er⸗ 
neute Verſicherung meines freundlichen Wohlwollens erteile, verbleibe ich 
fortan 

Ihr ſehr gewogener König 
| Ludwig. 


Ende des erſten Bandes. 
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